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Vorwort. 


Die Zeitſchrift, deren erfted Heft wir hiermit ber Oeffentlichkeit 
übergeben, fchltebt fih als neue Folge an die mit bem Ablauf bes vori⸗ 
gen Jahres geſchloſſene, in wöchentlichen Nummern feit'dem 2. Jannar 
1862 erſchienene Preußiſche Anwalts= Zeitung an. Dieles von bem 
Preußiſchen Anwalts⸗Verein gegründete Organ verfolgte bie gleichen 
Zwede wie der leptere, indem es in erfter Linie für bie Belebung bes 
wiſſenſchaftlichen Geiftes des Anmwaltsftandes und daneben auch für bie 
Erringung einer jachhgemäßeren Stellung befjelben zu wirken fuchte. 

Wir glauben behaupten zu bürfen, daß jene Kombination von 
Zweden ſich bewährt hat ımb daß die Tendenz, welche der Zeitung auch 
außerhalb des Kreijed der Anwälte Verbreitung zu fichern geeignet war, 
eine auf die Bebürfniffe der Praxis berechnete wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
unſeres Redyteß, gerade überwiegend vertreten worden ift. Dagegen wird 
Niemand, welcher den in den bisher erjchienenen fünf Jahrgaͤngen der Zei- 
tung publicirten Verhandlungen des Anwaltövereins gefolgt ift, ben Mit 
gliedern deifelben den Vorwurf machen können, daß fle in egoiftifcher Weiſe 
eine Stellung erftrebt haben, welche über die tm Interefje einer gebeihlichen 
Rechtspflege erforderliche, freie Bewegung des Anwaltsftandes hinaus bie 
übrigen der Rechtöfpreckung dienenden Organe zu beeinträchtigen geeignet 
geweien wäre. Ebenfowenig wird man zu behaupten vermögen, daß bie 
Redaktion die ſpezifiſch anwaltfchaftlidhen Intereſſen vor ben allgemeinen, 
den ganzen Suriftenftand berührenden Zwecken biöher ungebährlicherweife 
in den Vordergrund geftellt hat. 

Mit dem Ablauf des vorigen Jahres Ift zunächſt aus äuferen Gründen, 
welche aus dem am Schluſſe dieſes Heftes mitgetheilten Protokoll der 
Sitzung des Geſammtausſchufſes bes Anmwaltsvereind vom 15. : Dezember 
1866 erfichtlich find, eine imformung unferer Zeitfchrift erforderlich geworben. 

Abgejeben davon hätten auch ſchon allein die wichtigen politiſchen 
Veränderungen, welche während des verfloffenen Sahres in Deutiäjland, 
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namentlich für Preußen, eingetreten find, einen Einfluß auf bie Tendenz 
der Zeitung ausüben müffen. Bisher waren wir berechtigt, in dem all- 
gemeinen Zweden dienenden Theile unſeres Organs vor allem den Rechts⸗ 
zuftand in den altländiichen Provinzen zu berüdjichtigen, deſſen Grund- 
lage noch heute das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtö- 
Ordnung bilden. Nach der Einverleibung der neuen Provinzen hat fich 
diefe Sachlage wejentlich geändert. Das in der lebten Zeit vor den Ereig⸗ 
niffen des vergangenen Jahres hervorgetretene Bedürfniß einer einheit- 
licheren Geftaltung der Gefepgebung in unjerem Vaterlande ift durch die 
‚ Bergrößerımg Preußens noch dringender als biöher geworden. Es wird 
— darüber berricht in den alten Provinzen nur eine völlig gleiche Ueber⸗ 
zeugung — unmöglich fein, die bisherige preußiſche Geſetzgebung auf Die 
neuen Provinzen ohne weitered zu übertragen. Eine jo hervorragende 
Stellung das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine GerichtssOrdnung 
ach in der Gefchichte. der Befepgebung einnehmen, und fo fehr auch daß 
Landrecht namentlich wegen der inſtinktmäßigen Bewahrung manches 
beutichrechtiihen und modernen Rechtsgedankens ald eine hervorragende 
wiſſenſchaftliche Leiſtung feiner Zeit bezeichnet zu werden verdient, fo haben 
fi) doch beide nicht als Gefepbücher bewährt und das unforweniger, als 
ſchon bald. nad ihrem Erfcheinen eine Meihe bedeutender foctaler und 
wixtbichaftlicher Umwälzungen ſich ereignet und ſpäter auch die ſtaatsrechtlichen 
Anfchauungen eine weientliche Veränderung erlitten haben. Außer diefem 
in dem Charakter unjerer Gefepbücher liegenden Hinderniffe würde aber 
ein berartiger Verſuch von einer jeden einfichtigen Regierung ſchon 
beöhalb von vornherein zurückgewieſen werden müſſen, weil in dem neu 
erworbenen Ländern mannigfache Inſtitutionen begründet find, welche den 
Vorzug vor den altpreußiſchen verdienen, und nicht nur die neuen Pro⸗ 
vinzen am ber Erhaltung derjelben, jondern auch die alten an ihrer Ueber⸗ 
tragung ein ebenſo hohes Intereſſe haben. 

Das einzig richtige und auch mögliche ‚Biel für die anguftvebenbe 
neue einheitliche Gefepgebung kann nur darin beftehen, für alle Provinzen 
unter Berallgemeinernng der in denfelben vorhandenen zweckmäßigen und 
bewährten Einrichtungen einen neuen Zuftand zu fchaffen, melder im 
Weſentlichen eine fortihreitende Entwirelung gegen früher enthält. und 
für deſſen Erreichung. der einmal nothwendige Verzicht auf: manche den 
einzelnen, früher jelbjtitändigen Territorien. lieb gewordene Eigenthümlich⸗ 
fett fein zu hoher Preis erfcheint. Diefe Ausgleihung wird um jo fücherer 
und in um fo gerechterer Weife erreicht werden, je mehr unter den 
Zuriftenfreifen der verfchiedenen Nechtögebiete des erweiterten Preußiſchen 
Stantes die Kenntniß der verjchiedenartigen Juſtitutionen verbreitet, je 


ed 
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jnchverftänbiger und eingehender diejelben aus eigener Anfchauung und 
Erfahrung der Kritik unterworfen werden. Wir glauben mit Ruͤckficht 
anf das eben Bemerkte an die fämmtlichen Suriften der neuerworbenen 
Landestheile vertrauensvoll die Bitte richten zu dürfen, ihre Wünfche tm 
Betreff der Neugeftaltung unſeres Rechtszuſtandes in unferer Zeitſchrift 
fund zu geben, weil gerade dadurch nicht nur manche aus Unlenntniß ent 
ftebende Boruriheile bejeitigt, ſondern durch eine grünbliche vorgängige 
&rörterang auch manche Uebereilungen an den maßgebenden Stellen ver 
hindert werden koͤnnen. 

Für unfere altländtichen Juriſten iſt genügend Stoff vorhanden, man 
beaucht die Rechtsgebiete bei ums nicht mühſam zu fuchen, auf bewen 
legislative Berbeflerungen nöthig find. Die Mitarbeiter der früheren 
Zeitung und alle Inriften aus ben alten Provinzen haben ihrerjeits hier 
ein lohnendes Feld der Thätigfett, deffen Früchte wie umferer Zeitſchrift 
zu Gute kommen zu laflen bitten. Freilich iſt ein Theil der wichtigen 
Principienftagen für die Reform einzelner Rechto⸗Inftitute tn den neueften 
Selten wiederholt befprochen, aber gerade mit Ruͤckficht auf die neu ein⸗ 
getretenen Verhaͤltnifſe tft eine nochmalige Eroͤrterung erforderlich und 
dienlich. Bei der in letzter Zeit wiederholt angeregten Reform ber Givil⸗ 
prozeß⸗Geſetzgebung — um nur eines Beiſpieles zu gebenten — handelte 
es fich früher fchlteklich darum, ob ber Entwurf unſerer Regierung ben 
Vorzug vor dem beftehenden Zuſtande in den alten Provinzen verdiene. 
Das-Borbandenfein einer auf ‚anderen Principien beruhenden Prozeß⸗ 
Ordnung in den Rheinlanden bot ber Einführung jenes Entwurfes nicht 
die mindeften Schwierigkeiten, denn derfelbe hatte vielfach das rheiniſch⸗ 
franzoͤfiſche Prozeßrecht adoptirt und ed nur zu verbeſſern und weiter zu 
enwwickeln veiſucht. Die Einverleibung Hannovers, in welcher bie von 
ben dortigen Suriften als bewährt anerlannte Prozeß⸗Ordnung vom 8. No⸗ 
vember 1850 gilt, verändert aber diefe Sachlage bedeutend. Die Um⸗ 
ſtoßung eines folhen Prozeßſyftems verbient jedenfalls reiflichere Erwägung 
als die Befettigimg des altpreußiſchen auf der Gerichts⸗Ordnung, ſowie den 
Novellen von 1833 und 1846 beruhenden Verfahrens. 

Als die Aufgabe unferer Zeitfchrift bezeichnen wie zunächſt — um 
Geſagte noch einmal kurz zufammenzufafien — Vorbereitung einer 
neuen einheitlichen Preußiſchen Geſetzgebung. 

Außer diefer juftizpolitiichen Tendenz wird aber bie Zeitſchrift auch 
jurtftifche Grörterumgen Aber das noch In Preußen geltende Recht bringen. 
Diefer Theil unferes Programmes koͤnnte vielleicht bedenklich erſcheinen. 
Bei der jebigen Berfchtedenheit bed Rechtes in ben einzelnen Provinzen 
und bei der Eriftenz mehrfacher, dem Recht der neuerworbenen Läuber 
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gemibmeten Zeitjchriften wird man einerſeits eine zu ſpezifiſch Preußiſche, 
andererſeits wieder eine nicht ſcharf genug ausgeſprochene altlänbifche 
Färbung fürchten. Die Redaktion glaubt indeß, diefe Klippe ficher um⸗ 
geben zu können, wenn ihr die Mitarbeiter hierin hülfreiche Hand leiften. 
Sie will fih nicht, um jened Bedenken von vormberein zurüdzuweiien, 
darauf berufen, dab eine gewilje Kenntniß des Rechtbzuſtandes der einen 
Provinz bei den Suriften der anderen eine Forderung iſt, welde man 
bilfigerweife an eine gewiſſenhafte juriltiiche Bildung ftellen darf. Biel 
mehr laffen andere und gewichtigere Umftände da8 oben angeregte Bedenken 
fein Gewicht verlieren. Zunäcft kann man fich mit legtälativen Aufgaben 
und Suftizpolitit nicht ohne eine genügende Kenutnif des beftehenden Zu⸗ 
ftanded beichäftigen, und alljeitig hat man in neuerer Zeit bei legiölativen 
Arbeiten die Heranziehung und Berüdfichtigung anderer Rechtoſyſteme als 
ein wichtiges Hülfsmittel auerfannt. Aber ganz abgejehen davon geitalten 
fih die Berhältniffe für die hier zu verfolgenden Tendenzen dadurch 
hefonderd günſtig, daß ber Grund, auf welchem das Preußiſche Landrecht 
und bad Recht der nenerworbenen Provinzen rubt, derjelbe ift. Wir find 
glücklicherweiſe Darüber hinaus, dad Landrecht als ehvas rein Willkürliches, 
in fich Abgefchloffenes zu betrachten, vielmehr kann nur diejenige Methode 
der Behandlung eined partikulären Rechtes auf Billigung Anſpruch machen, 
welche daſſelbe mit feiner Duelle, dem gemeinen Recht, in Verbindung 
jebt, und umgekehrt bat man bei der Behandlung des gemeinen Rechtes 
fih ebenfalld daran gewöhnt, die modernen Geſetzgebungen mit in ben 
Kreis der Betrachtung zu ziehen, theild um In ihnen die Manifeltation 
beſtimmter Rechtsanſchauungen nachzuweiſen, theild um von den gewon- 
nenen wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus Kritit an ihnen zu üben. Wie 
bie Bearbeitungen einzelner Partikularrechte (z3. B. 8. ©. Zachariä's 
franzöftiches Civilrecht, Unger's öfterreichifches Privatrecht) nicht bloß den 
Rechtskreis gefördert haben, für welchen fte zunächft beftimmt find, fo läßt 
fich einer großen Anzahl partitulärer Rechtsfragen auch eine allgemeinere 
und weiter iragende Bedeutung in der Behandlung abgewinnen. Die 
Redaktion wird ſich daher bemühen, nur joldhe Abhandlungen den Leſern 
darzubieten, welche diefen Standpunkt vertreten. Ste bemerkt gleichzeitig, 
daß fie zwar geneigt ift, die Entſcheidungen intereffanter Nechtsfälle eben- 
falls in die Zeitjchrift aufzunehmen; da aber neuerdings die Mittheilung 
von ſolchen im den verjchtedenen juriſtiſchen Zeitichriften mehr als billig 
zimimmt, fo wird fie, was zumächft Die Auswahl betrifft, auch in diefer 
Hinfiht den eben erwähnten Mapftab anlegen und zugleich unter möglichfter 
Bejeitigung des Thatfächlichen nur die juriftiichen Ausführungen der erlen⸗ 
nenden Gerichte veröffentlichen. 
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Die vorliegende Zeitſchrift erſcheint, wie ſchon oben bemerkt, auf 
Veranlaſſung des Vereins der Preußiſchen Rechtsanwälte und wird daher 
auch gleichzeitig den Intereſſen des Vereins und des Anwaltsftanbes dienen. 
Der Berein ift mit der Redaktion der gleichen Anficht, daß es feine fo rein 
ſpezifiſch anwaltichaftlihe Sonder-Intereffen giebt, daß biefelben den 
übrigen Suriftenftand nicht berühren Jollten. Abgeſehen davon dürfen 
wir und fowohl auf unfere Erfahrung während des fünfjährigen Befte- 
hend ber früheren Zeitung, wie auf bie Beftätigung berjelben durch ben 
Charakter der Zeitjchrift des Anwaltd-Vereind für Baiern und ber Zeit 
Schrift der öfterreichifchen Advokatur dafür berufen, daß eine fo große 
Fülle ausſchließlich auf die Advokatur bezüglichen Stoffes nicht eriftirt, daß 
durch Die Benugung der Zeitfchrift ald Organ des Anwaltsftandes die all- 
gemeine juriftildhe Bedeutung derfelben beeinträchtigt werben Tönnte. 


Berlin, im Februar 1867. 


Die Herausgeber. 


Abhandinngen. 


I. 


Meberfichtliche Darſtellung der Nechtöpflege in Kurheſſen. 
Bom Herrn Kreißgerichtd-Rath Oelzen in Erfurt. 


I. —— Mich Ach Einleitung. 

Das kurheffiſche Partikularrecht iſt nur zum Theil dem ganzen ehema- 
ligen Staatögebtete gemeinfam, zum ei Sonb errecht einzelner PARSE 
theile. Das Teptere De ſich I zwei Oauptgruppen von denen —* eine 
in weit größerem Umfange das althefſiſche Recht umfaßt, während die 
andere innerhalb der neuerworbenen Territorien ſich in mehrere Rechte 

ejptätent Die Fülle von Partikularrechten, auf die wir bier ftoßen, 
En et ihre Erklärung in der allmäligen Bildung des Staatögebtets. 
Den Kern ded Ha Oberfürftentfums oder Oberheſſens bildet das 
Land an der Lahn, während dad Land zu Heffen und dad Land an der 
Werra zum Kern des — —2 ums oder Niederheſſens 
geworden. Die 55 an wurde im Laufe der Zeit anſehnlich er- 
weitert, Bon Wichtigkeit für die neuere Geſchichte ift insbeſondere die 
Theilung in Folge va eitaments Philipps des Großmüthigen (+ 1567). 
—— fiel die — der ganzen Landgrafſchaft, TE Kaffel mit 
Niederhejjen, die Grafſcha Siegenhain die Hälfte von Shmal: 
talden und andere Gebiete . örten, an den älteften ol Bibeln IV. 
Der zweite Sohn Ludwi . erhielt ein Viertel des Ganzen, Hefien- 
Marburg oder daß Obe —* In die Grafſchaft Katzen ellen⸗ 
bogen (Hefien-Rheinfel und Hejfen-Darmitadt) theilten ſich 
die beiden jüngften Söhne Philipp IL und Georg I. Dieſer Zerri- 
tortalbeitand erlitt im Laufe der folgenden Jahrhun erte vielfache Ver⸗ 
änderungen. 

Jahre 1583 fiel die zweite Hälfte von Schmaltalden an 
Kurbeff en, Par die eine Hälfte bereitö ſeit 1360 gehörte 

Dadurch daß ale a 1583 und zubwig 1 finderlo8 ver⸗ 
ftarben, wurde die frühere Viertheilung auf eine dauernde Sweitbeilun mg 
unter "hie unbgrafen von Heſſ en-Kaff el und Heflen-Darmftadt zu 
geführt. Der erftere Ffien die Niedergrafſchaft Katzenellenbogen 
mit Rheinfels und St. Goar, ſowie einen Theil des Oberfürſten⸗ 
thums mit Marburg. — den Weſtphäliſchen Frieden kam die 
vormalige Benebiftiner- Abtei eröfeld als a enahem an Hejfen- 
Kaj B el Die a Hanau (im ———— auptſchluſſe 1803 
gm Fürſtenthum erhoben) wurde im Sahre 1736 in Folge vorgingigen 

bantragd von Hejjen-Kajfe eher bahl Beſitz genommen. Einzelne Des 
ftandtheile davon waren jchon früher dahin ge langt Durch den Reichs⸗ 
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deputationdhaupfichluß wurde Heſſen⸗-Kaſſel für die Abtretungen auf 
dem linfen Rheinufer mit der Kurwürde, mit dem aus den vier Kurs 
mainziihen Aemtern $riplar, Naumburg, Amoͤneburg und Reus 
ftadt nengebildeten Fürſtenthum Friplar, der Reichsſtadt Gelnhauſen 
und dem Reichsdorfe Holzhaufen entfchäbigt. ch den Zilfiter 
Srieden (1807) wurde ed ein Theil des neugejchaffenen Königreichs 
zetphalen, nur die 1803 zum Fürftenthum erhobene Grafſchaft Hanau 
zum Theil an Heffen-Darmftadbt gegeben, zum Theil mit dem neu⸗ 
gebitbeten Gro hergogthum Frankfurt vereinigte. Nach Vertreibung 
ufnrpatorifchen Regierung (1813) wurde der Kurfürft Wilhelm 1, 
weldyer alleg, was aus der Weftphälifchen Zeit herrührte, es mochte ſich, 
wie die Kodififation, zweckmäßig erwielen haben oder nicht, umftieh, In 
jeine efammten Lande wieder eingefeßt, doch mit der Verpflichtung, die 
eim Friedensſchluß zu treffenden Serritorialveräuberungen anzuerfennen. 
Sn Folge der dur den Parifer Frieden veranlaften Xerritorialaus- 
gleihungen (1816) verlor Kurheſſen die niedere Grafichaft Kapen 
ellenbogen und andere Diſtrikte. Dafür erhielt e8 den gröfsten Thetl 
des nachher zum Großherzogthum erhobenen Sürftenibumb Fulda, einige 
Theile des Großherzogthums Frankfurt, die 2 fte des mediatifirten 
Fürſtenthums Iſenburg, die Stadt Volkmarſen, die Kurmainzi- 
chen Dörfer Großauheim, Großfrogenburg und Oberrodenbach 
in der Nähe von Hanau), und einen Theil des dem Grafen von 
Solms⸗Rödelheim zuftehenden Gebietes Praunheim. Durch den 


Staatövertrag vom en (gl. Geſetz vom 30. Juli 1832 


Geſ.Samml. ©. 227.) wurden einige Grenzdörfer von Haunover an 
Kurheſſen abgetreten. Train find dure ben Staatsvertrag mit 
Baiern vom 1. Mai 1861 die Kondominatö-Berhältnijfe über die Ort- 
Ihaften Dber- und Mittelheim (Sinn:Grund) und dad Miengeborf 
Zünterdba aufgehoben und das leptere in den ausſchließlichen Befig 
von Kurhefjen, die beiden erfteren an die Krone Baiern überyegangen 
(vgl. Geſeßz vom 5. Auguft 1863, Geſ.⸗Samml. ©. 91. Qriebendber aß 
wiihen Breuren und Batern d. d. Berlin, den 22. Auguft 1866; 
Datent vom I. Dezember 1863.) ' 

Der Einfluß bieler Zerritorialveränderungen auf die Rechtsver⸗ 

faffung zeigte ih in den verſchiedenen Entwidelungäftufen verſchieden. 

der Herrihaft Schmalkalden und dem Eürftenthum Herd 
feld, wo ein Sonderrecht nicht beitand, wurde das Heffiiche Recht ein- 
sehr, ohne ‚oaB fih dies auf einen befonderen Aft ber Geſetzgebung 
zu ren lä - 

Die Grafihaften Hanau und Schaumburg behielten nicht nur 
ihr eigenthünmliches Privat-Recht, fondern blieben aud, als nur dur 
Perjonalunion mit der Landgraffchaft vereinigt, von diefer hinfichtli 
der Geſetzgebung getrennt. 

- Durch bejondere Afte der Gefebgebung wurde dad Kurhe]- 
ſiſche Recht im Fürftenthbum Fritzlar (1804)N, in ber Stadt Voll. 

1) Bekanntmachung der Organtfations-Rommilfion vom 29. Dezember 1808. 
Neue Sammlung der Landes⸗Ordnungen IV. 410, 
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marjen (1818)2) und den —— —— Gebietstheilen (1832)9 
eingeführt, beögleichen da in dem Fürſtenthum Hanau geltende Recht 
in der Stadt Gelnhauſen (1805).%) Dagegen wurde für dad Groß- 
berzogihum Fulda,°) die medtatifirten Landestheiles) und die 1816 
rworbenen drei Furmainaijcen Drtichaften ) das geitberige Privatrecht 
unter einzelnen durch Geſetze beftimmten Abänderungen beibehalten. 

Es fann auffallen, daß für diefe drei Kurmainzifchen Ortichaften 
daB zeitherige Recht aufrecht erhalten worden ift, während früher (vol. 
Note 1.) in den Aemtern des Fürſtenthums Fritzlar die ebenfalld Er 
dem Kurfürftentbum Mainz gehörten, 1803 das althejliiche Recht bei 
dem Anfall eingeführt if. Es erflärt fich dies dadurch, daß überhaupt 
bie Kurdeffiihe Geſetzgebung hinfichtlih der 1815 an Kurheſſen 
abgetretenen $uldaer, Iſenburger und Kurmainzer Landestheile 
fh barauf beſchränkte, nur die Gerichtsve aflung und das Berfahren 
in der ftreitigen, fowie freiwilligen Gerichtöbarfeit umgubilden, da⸗ 
gesen in ben materiellen Normen des Privat- und Strafrechtd eine 

enberung vorzunehmen nicht für opportun hielt, 

Daber gilt, —2 — von dem frühern Kondominatsbezirk und 
den vormals reichsritterſchaftlichen Gebieten, (wo ſich das gemeine Recht 
rein erhalten hat), neben dem Altheſſiſchen das Scha umburgiſche, Ha⸗ 
nauiſche, Fuldaiſche, Mainziſche und Iſenburgiſche Recht. t die 
Ordnung der ſtaatlichen Berhältniffe des feit 1813 wieder bergeitellten 
Kurftaatd ſchuf eine gemeinfame Geſetzgebung für alle Landestheile, und 
dadurch wurde die Partikular-Geſetzgebung der einzelnen Gebietätheile 
abgejchloffen. Diefe Verſchmelzung zu einem einheitlichen Staatöförper 
tft durch das Haug- und —e— vom 4. März 1817 vollzogen und 
erhielt die weitere Ausbildung, hinſichtlich der Verwaltung durch das 
Organiſationsedikt vom 28. Sunt 1821, hinſichtlich der Verfaſſung durch 
die Berfafjungdurfunde vom 5. Sanuar 1831. (Geſ.⸗Samml. ©. 1.) 

Das amtlihe Organ für die Gefepgebung feit 1813 bis Ende 1866 
war die Geſetz⸗ Sammlung, Durd Verfügung vom 27. Dezember 
1866 (Staatdanzeiger ©. 4641.) bat das biäherige Kurheſſiſche Geſ.⸗ 
Blatt aufgehört, und ift ein Amtsblatt für Kurheſſen eingeführt. 

Rad, dem Minifterial-Ausfchreiben vom 26. Oktober 1829 (Gel. 
Samml. ©. 73.) find mit dem einundzwanzigften Tage nad der in 


2) Bekanntmachung vom 3. Februar 1818, Gel.-Samml. ©. 5. 

3) Geſetz vom 30. Zuli 1832, Geſ.Samml. ©. 227. 
*%) DOrganifations- Edit für Gelnhaufen vom 4. Oktober 1805, 8 1. 
⸗ 3 ations⸗Edikt fir Fulda vom 28. Dezember 1816, $ 96. (Gef. 
Samml. ©. 134). Die Territorial«Gefchichte dieſes Jahrhunderts über das Groß- 
herzogthum Fulda ift merkwürbig durch den häufigen Regentenwechſel. Erbprinz 
von Dranien (1802—1806), franzöfifche Ofkupation (1806 — 1810), Beitandtheil des 
reberzogthum Frankfurt ld), Deitreichifche Adminiftration (1313 — 

endlich Preußen vom 27. Zuli 1815 bis zum Vertrage mit Kurbeilen vom 
16. Oftober 1815. 

6) Verordnung vom 31. Dezember 1816, $ 17. (Geſ.⸗Samml. ©. 182.) 
Ausſchr. vom 30. Mai 1818 (Gef.-Samml ©. 61). Proz.Ordn. vom 6. Oktober 
1318, für die Hobeitsämter Meerholz und Wächtersbach, ſowie die Gerichte 
Praunheim und Ramholz 2 1. (ef -Sammt. ©. 105). 

?) Proz.⸗Ordn. vom 6. Oktober 1818, $ 2. (Geſ.⸗Samml. ©. 105.) 
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Kaffel gefchehenen Ausgabe einer Nummer die darin enthaltenen Ber- 
ordnungen im ganzen Lande ald verfündigt anzuſehen. Dieſer Publi- 
kationsmodus tft nach der Einverleibung Kur be! end in die Preußiſche 
Monardhie aufgehoben, lan fommen bei der Frage über den Beginn 
der —— der zu erlaſſenden landesherrlichen Verordnungen die 
Beſtimmungen der Verordnung vom 1. Dezember 1866 (Preuß. Geſ.⸗ 
Samml. ©. 743.) zur Anwendung. 


U. Gerichts⸗Organiſation. 
A. Yerfaffung der Gerichtsbehörden. 


Die Fundamental⸗Grundſätze der modernen Rechtspflege in Kurs 

def! en: Srenmung ber Juſtiz von der Verwaltung und Unabhängigkeit 

richterlichen alt, find bereits in dem Srgantjakiondenift dom 
25. Juni 1821 88 3. und 36. (Gei.-Samml. ©. 29.) enthalten, iu der 
Derfalfungöurfunde vom 5. Sannar 1831 (Geſ.Samml. ©. 1. ff.) bes 
ftätigt und darin weiter ausgebaut worden. Dieſes —— 
nach ben bekannten innern Kämpfen durch die landesherrliche Verkündi⸗ 
gung vom 21. Juni 1862 Geſ.⸗Samml. 1862 ©. 13.) reſtaurirt wor» 
den Mi — a ori 5. von der Rechtöpflege. 

affelbe ſpricht: 

a) die Allgemeinheit der richterlichen Funktion aus, indem es die 
Betretung und Verfolgung bed Rechtswegs, ohne Rüdficht auf den Ge⸗ 
genftand, einem jeden und gegen. Sedermann, felbft den Regenten ni 
andgenommen, zufichert, den Gerichten das unbedingt Urthetl über ihre 

einräumt und jede Einwirkung einer Staatöbehörbe ausichlieht, 
Dagegen jede Behörde und felbft die bewaffnete Macht verpflichtet, den 
gerichtlichen Requifitionen nachzukommen. 

Es verkündigt 


b) die Sleicftefung aller Staatögenoffen vor dem Richter durch 
die ber’ rochene Aufhebung ded privilegirten Gerichtsſtandes ®) (8 130.), 
verorbn 
c) dat bie Zahl der Mitglieder der Gerichte gefeplich beftimmt 
werde a jee3 von diejen vollftändig befebt ‚fein fol — ($ 120.). 
ran 


d) dad Abolitions⸗ und Begnadigungöredht en ber Ber- 
gehungen gegen bie Verfaſſung umd das Redt der Wiederanftellung vers 
urtheilter aatödiener. (48 126. unb 127.) 

Alle Gerichtöbehörden find Staatsbehörben, indem die den Standes 
und Grundherren zugeftandene Patrimonialgerichtsbarkeit durch das Geſetz 
vom 20. Dezember 1849 (De Samaml 1849 ©. 143.) aufgehoben it 

Die Gerichtöverfaffung tt durch das Geſetz vom 28. Oktober 
1863 (Geſ.⸗Samml. ©. 97.), welches das ältere Gejeb vom 31. Ok⸗ 
tober 1848 ſowie die 88 1—23. des proviloriichen Geſetzes vom 22. Juli 
1850 außer Wirkſamkeit fept, reorgamifirt worden. Hiernach befteht 


°), Diefer Grundjah i icht Uftändigen Aus ed ‚ 
Ben * —5 en, — nr h "5 —8 are no 
e 
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mündliches und öffentliches Verfahren ſowohl für Straf⸗ als Civilſachen. 
Die Rechtspflege wird ausgeübt von 
I. Untergerichten, 

I. Obergerichten, 

IM. Schwurgerichten, 

IV. dem Ober-Appellationsgerichte. 
beſ een bleiben nur noch folgende befondere Gerichtöeinrichtungen 
eftehen: 
beſch a) Die Militatrgerichtsbarkeit (allein nody auf das Strafverfahren 
eſchränkt). 

b) Die akademiſche Gerichtsbarkeit, ausgeübt in Civilſachen in 
erſter Inſtanz von dem Prorektor, und bei Schuldſachen über 8 Thlr. 
von der. Univerſitäts-Deputation; in zweiter Inſtanz von dem aka⸗ 
demiſchen Senat, und in dritter Inftanz (in den gefeblihen Fällen) von 
dem. Ober-Appellationsgertäht. | 

Auch Steht der Untverfität Die Strafgerichtäbarfeit, und die Die 

ziplinarpolizei über die Studtrenden zu. in Berorbnung vom 28. Juli 
1821.8 50. (Gel. -Samml. ©. 29.5 Akademiſche 4 vom 10. Des 
zember 1819 $ 8. (Gef.-Samml. ©, 83.); Audfchreiben des Staats⸗ 
minijterrumd vom 29. Dezember 1828 S$1—8. - 
0) Die Zunft-Gerichtöbarfeit ausgeübt von den Ober-Zunftämtern, 
welche in den Provinzial» Hauptitädten von dem Borftande des Land⸗ 
rathöamtes und von dem Drtövoritande, in den übrigen Stüdten aber 
von dem Bürgermeifter und den Juſtizbeamten gebildet werben, und zu 
beren Kompetenz die Entſcheidung in allen ftreitigen Zunftungelegen- 
—* unter Mitgliedern der Zünfte gehören. Die Berufungen und Ber 
werden gegen diefe Entjcheidungen gehen an die Provinztalregierung. 

Bil. Zunftordnung vom 5. März 1816 $ 8, $ 198. No. 2, 
8 206., $ 209. (Geſ.Samml. ©. 38.) Verordnung vom 29. Juni 
1821 8 59. Ro. 6. (Öel.-Samml. ©. 29). Gel. vom 29. Oftober 
1848 85. Geſ.⸗Samml. ©. 139.). Ausſchr. ded Staatöminifteriumg 
vom 8, März 1824 (Gel. Samml. S. 32.) und Berorbn. vom 7. Suli 
1851 $ 12. (Bel.-Samml..©. 31.). | 

d) Die Aufträgalgerihte für die Kurheſſiſchen Standeöherren *). 
Bit. Edikt vom 29. Mai 1833 (Gef.-Samml. ©, 113.) 

Ein Gerichtshof zur Entfcheidung von Kompetenzkonflikten eriftirt 
nit. Sn Folge der älteren Verfaffungsurfunde vom 13. April 1852 
8 87. (Bel. Samml. ©. 15.) wurde ein folder zwar durch die Voll⸗ 
ziehungs⸗Verordnung vom 1. Dezember 1853 (Öel.-Samml ©. 152,) 
eingeführt, durch die Reftauration der Verfaſſungsurkunde vom Sabre 


9°) Zu ben Kurheſſiſchen Standesherren gehören jept nur noch die Fürſten Iſen⸗ 
burg-Birftein und Tfenburg-Wächtersbach, die Grafen Sfenburg-Meeri 
holz und von Solms:Rödelbeim wegen des Antheild am Orte. Praunbeim 
Edikt vom 29. Mai 1833, 88 1., 5.. 13.,Minifterial-Ausjchreiben vom 31. Sanuar 
1340, Geſ.Samml. 1333 ©. 113, 1840 ©. 3). Der Graf zu Tfenburg-Wädh- 
tersbach iſt 1865 in den Züritenftand erhoben. Der letztere jowie die Grafen 
Zienburg-Meerholz und Iienburg-Rüdingen haben ihren Antbeil am Orte 
Räückingen (im Kreiſe Yanau) 1853 an den Zürften zu Sfenburg-Birftein veräußert. 
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1831, welche im 8 113. den Gerichten eine unbeichräntte Kompetenz 
verleiht, ift jedoch dieſe Inſtitution obfolet geworden. 

Trotz diefer umfaffenden Kompetenz der Gerichte wird dennoch bie 
Frage darüber: welche Steeitigfeiten tm Reſſort der Derwaltung und 
weldye im gemößnlichen Rechtswege zu entfcheiden ſind? im weientlichen, 
etwa von den erweiterten: Fällen des Manbatöpengefles abgeſehen, den 
Preußiſchen Grundſätzen entjprechend entſchieden. mendfic haben .alle 
oberen Bermwaltung&behörden dad Recht, ihre innerhalb ber Grenzen ihrer 
Dienjtonzfchrift 'erlaffenen Verfügungen theils unmittelbar, theils durch 
das ihnen untergebene Hilfsperſonal, auch mit Hilfe der .gefetlichen 
Zwangdmittel zur Ausführung bringen h Iaffen. Den Gerichten: fteht 
nicht die Befugniß zu, durch ihre Einmiſchung die Ausführung zu ver⸗ 

indern. benjowenig dürfen fie überhaupt das Verhältniß der Zwecke 
er Staatögewalt zur Wohlfahrt des Staates und die Tauglichkeit der 
iu deren Grreihung gewählten Mittel zum Gegenftand ihrer Beurtheb 
ung und Entſcheidung machen: daher * keine — Rechts⸗ 
mittel gegen dergleichen Anordnungen zuläffig, u ı der Regel feine 
Klagen auf Inhibition der angeorbneten DVerwaltungsmaßregel. Nur 
eine Klage auf Entjhädigung fteht dem Betheiligten immer zu, aud in 
den Yällen der Entztehung einer Geldbeloldung. 

Bol. Wagner, runbgüge der Gericht: Berfaflung ꝛc. m Kur: 
beifen. Marburg 1859. 88 53—60. 88 473—488. 

Zu J. Ms Untergerichte Ben jept, nach den durch den 
Srieden mit dem Großherzogthum Heffen erfolgten Zerritortalverän- ' 
derungen, nur noch 85 ®) Suffigämter und das Stadigeriht zu Kaſſel. 
Das lebtere mit einem Direktor und 5—6 Richtern beſetzt. Den 
Juſtizämtern find nad Bedürfniß ein ober zwei Amtsaffefioren beige: 
fellt. Die fammtlichen Unterrichter haben ihr Amt als Einzelrichter zu 
verwalten. Außer ihnen fungiren noch Aktuarien (Sefretaire) und dad 
— Unterperfonal. Die Kompetenz ber Untergerichte iſt eine 
ſehr umfaffende. Es gehören dahin Ä 

1. alle Civilſachen, . 

2. die gefammte freimillige Gerichtöbarfeit, einfchliehlich ded Bor: 
mundſchafts⸗ und Depoſitalweſens, injoweit nicht das Geſetz ausnahms⸗ 
weile Ca 13. 14. de O.⸗G.) diefe Geſchäfte einer höheren Inſtanz 

ermeift. " ' 
....3 In Strafſachen haben fte unter Mitwirkung zweter Gericht- 
ihöffen zu erfennen über alle Bergehen gegen bie Forft-, agd⸗, Fiſcherei⸗ 
Strafgeſete xc., genen bie Geſetze über die Ufer⸗, Wege- und ſonſtige 
Ban-Poltzei, einſchließlich der Eiſenbahn⸗Polizei, gegen die Abgabenge- 
ſetze ꝛc., ingleichen Über Vergehen, welche mit einer Geldbuße bis zu 


92) Durch ben Friedensvertrag vom 5 September 1866 find nämlich das Amt 
Nauheim fowie der Fleden Treis an der Yumbbe an das Großherzogihum 
Helfen abgetreten, in Folge deffen der Amtébezirk Treis aufgelöft und die übrigen 
u ben letzteren gehörigen Ortſchaften theild mit dem Suftigamt IL. zu Marburg 

eils mit dem zu Fronhauſen vereinigt (vgl. Aflerhöchiten Erlahß vom 1. Dezember 
1866, Kurh. Geſ.Samml. ©. 91). Br 
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50 Rihlrn. oder bis zu dreimonatlicher Gefängniß⸗ oder zweimonatlicher 
Swangäarbeitöftrafe zu belegen find. (85. des D.-@.). 
Sn I. Obergerichte beftchen 
1. Zu Kaffel für die Provinz Niederheſſen (mit 12—16 Rich⸗ 
tern und 325,018 10) Einwohnern). 

2. Zu Marburg für die Provinz Dberbeffen (mit 6—10 Ric’ 

tern und 119,598 Einwohnern). 
3. Zu Fulda für die Provinz Fulda und die Herrſchaft Schmal⸗ 
talden ar 6—10 Richtern und 137,636 Einwohnern). 
Zu Hanau für die Provinz Hanau (mit 6—10 Richtern und 
125, 467 Einwohnern). 

5. Zu Rinteln für die. Grafſchaft Schaumburg (mit 3— 
5 Richtern und 28,130 Einwohnern). 

Die vier größeren Dbergerihte find in einen Civil⸗ und Kris 
minaljertat getheilt. Das Dbergericht zu Rinteln bildet nur einen. Senat. 
An der Spipe fteht ein Direktor. 

Die O ergerichte bilden 

die erſte Juftang 

1. in Givitredhtäfteitigleiten, welche betreffen 

a) den Landesherrn, die Glieder des Kurfürftlichen Hauſes und die 
landesherrliche Familie, 

—A d Glieder der ſtandesherrlichen Famili 

°c) die Häupter un jeder andesherrli amilien, 

d) bie zur ehemaligen Reichsritterſchaft 1!) gehörigen Perſonen, 

1) Cheibeibungkiahen und zwar mit ausiäichlicher Auftändigteit 

) eſcheidungsſachen und zwar mi ausſchließli uſtändig 
auch für die Ieeii en o achen der Katholiken, 

g) alle diejenigen S enen die Parteien auf einfeifigen oder 
gemein|haftlicjen tan eh t fi tw, die Abgabe an das Obers 
gericht zu verlangen (vg 7. des O.G., 8 6. No. L. 

der Civi —E vom 28. Oklober 1863, Gef.» 

hmm ©. 110). 12) 


10) Die of nd — ſich auf die EN — 


2 »Gutend zu Buchenau, d) von S en 
Mannsbach zu Mannsbach, f) von no zu ent u 8 zu a—f im re 
—5*— —28 die Grafen von Ad zu Ilbenſtadt im Groß 


yantel * tigt, die abe an das Obergericht zu verlan en. & —* 
— g ⸗ We Blide 


Thlr. ferner in 3 Zr en⸗ —— — — ar be, durch 


das Geſetz vom 24. Juli 1854 —— here En kariſche Klagen 
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2. In Strafſachen, welche weder ber ımtergerichtlidden noch ber 
ſchwurgerichtlichen oben zufallen, fowie bei Majejtäts ererbigungen, 
leichtfertigen Eiden und Diebftählen im zweiten Rüdfalle ($ 15. O. ©.). 
Zugleich Kind die Obergerichte zur Ertheilung der Anklage-Erfenntnifje 
in Gmurgerichtlichen Saden berufen, dergeftalt, daß für jeden Ober: 

ericht3-Bezirt ein anderes Obergericht ald Anklagekammer durch das 
efeb jelbft beftimmt umd benamnt tft. ($ 16. ebend.). 

3. Für die Entſcheidungen in den Disziplinar-Unterfuchungen 
egen Staatöbiener und Beamte öffentlicher Anftalten. Hier erfennt 
Bei den vier größeren Obergerichten der Kriminaljenat unter Mitwir⸗ 
fung von 5 Richtern. (Val. Gefeh vom 4. Rovember 1863, 88 8., 
9., 31., Geſ.Samml. ©. 185.) 

4. Für Vormundſchaftsſachen der Familie des Landesherrn, der 
ftandesherrlihen Familien und Perfonen der — — 

Auch Tönnen bei den Obergerichten letztwillige Dispoſitionen hinter⸗ 
legt werben. 

Die Obergerichte bilden 

die zweite Inftanz 

1. Für Berufungen gegen Erfenntniffe der Untergerichte in Civil» 
und Strafiachen. 

2. Für die vor die Untergerichte gehörigen Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit einſchließlich des Bormundfhaftsweiene. 

Sie entſcheiden ferner über Kompetenzitreitigkeiten zwiſchen Unter 
geriöten, aud üben fie Die Aufficht und Disziplin über die Untergerichte 

hres Bezirks aus. 

Dem oberen Gericht ſteht die Befugniß au, in einzelnen Sachen 
andere Richter oder ein andered Gericht zu beauftragen. Das Aus: 


jchreiben des Suftizminifter8 vom 14. Dezember 1863 (Gel.-Samml. . 


©. 193) enthält ein tabellarifches Verzeichniß der ein für allemal ſub⸗ 
ftituirten Untergerichte. 

Zur Ent ne in Sachen der ftreitigen Nechtöpflege und in 
den obergerichtlichen Straffällen, wenn eine peinliche ?) Strafe in Frage 
ift, find 5 Richter erforderlich. Bet dem Obergerihte Rinteln genügen 
in erfterem alle unbedingt, in lehterem nach dem Ermeſſen des Vor⸗ 
figenden (!) 3 Richter — 8 17. des Org.⸗Geſetzes, $ 130. der Straf⸗ 
Proz.:Drd. vom 28. Dftober 1863). 

Zu IL Die Schwurgerichte (die alle Arerteljahre abgehalten 
werden) erfennen über alle Anklagen wegen Hoch und anbederraibe 
bie ſchwereren Fälle der Majeftätäbeleidigung, ferner, jobald vorauß ef ich 
eine mindeftend ern jäbrile Sreipektöftenfe zu erfennen tft, über alle An⸗ 
Hagen wegen Aufruhrd, Meineides, Tödtung, Nothzucht und Schändung, 
Branditiftung und Raubes, und endlid über alle jonftigen Vergehungen, 


. „'?) Der Begriff der peinlichen Strafe ift gefeplich dahin firirt, daß darunter 
Eifenftrafe oder andere noch härtere Strafe, eimährige Zuchthausftrafe, oder eine deren 
Stelle vertretende ober fontt mit Verluft der Dienft- oder Standes-Ehre verbundene 
Beftungaftrafe oder Amtdentjegung verftanden werden fol. (Berfaffunge-Urkunde von 
1881 8 1, Min, Ausichreiben vom 24 Oktober 1822 und Verordn. vom 5. Dezem« 
er 
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wenn im betreffenden Falle eine längere als —— Freiheitsſtrafe, 

oder wenn Dienftentjegung ober Dienftentla eines Ianbedbezztic 

beftellten ober beftätigten Rentlichen Dienerd, fowie, wenn Berluft bes 

Rechts zur Ausübung des Anwaltöberufs oder des ärztlichen Berufd zu 

dt, it es Dbergerüitöbegirfe ind zugleidy die Schwurgerichts⸗ 
tie ( ⸗ 

«IV Das Obe Mppellations ericht bat einen oh in Kaſſel 
und Kent aud einem Präſidenten, * 12 Räthen. Die 
Civilſachen werden von einem Civilſenat, die Shafle * von einem 
Kriminalſenat beſorgt. Zu Entſchedungen iſt die Mitwirkung von 
5 Mitgliedern erforderlich, Präjudizialfragen koͤnnen an das Plenum 
des Senats verwieſen werden. 

Die Zuftändigfeit des Ober⸗Appellationsgerichts tritt ein: 

in höchſter Inſtanz 

1. Für Berufungen gegen Anklage- und Enderkenntniſſe der Ober⸗ 

de Nichfinfeitebefehperhen genen ſch tliche Erkenntniſſ 
r Nichtigkeitsbeſchwerden gegen ſchwur rkenntniſſe. 

3. Für —— wegen unbeilbarer Seictig —* in Givilfachen. 

4. Für Be] ſchwerden ) gegen Berfügungen der ‚Obergeri te in Civil⸗ 
und Straf! achen jowie in Sachen der freiwilfigen Gerichtsbarkeit eins 
ſchlielich es Vormundſchaftsweſens. 

5. Für Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen ben Obergerichten. 

6. Für Berufungen gegen Erkenntuiſſe der Obergerichte in Dis⸗ 
ziplinarſachen. Hier entſcheidet der Kriminalſenat mit 7 Mitgliedern 
(vgl. 8 8. des gFatdienergeſebee vom 4. November 1863, Geſ.⸗ 
Samml. S. 185); 

n erfter Inſtanz 


bei Vergehen der Glieder Des Rurfärftlichen Haufes, der landesherr⸗ 


14) Die Trage, welche Beichwerden sum Reſſort ded Duft miniftertt {2 So: 
iſt das Kurh ee ® Er t ent Ai vr Ulerbäc en Crlop vom ] 
ventber 1866 (Preugiiche Geſ.⸗Sa zu beuripele. ET sollen fir 
bie Zuftändigfeit der Behörden in Ungeegenhe ten ber Juſtiz⸗Aufſicht und Beil 
tung bie in den älteren Preußiſchen Provinzen geltenden Borichriften zur Anwendun 
fommen. Es find daher der 9. 37. ber Verordnung vom 21. Juli 1846 (Geſ.Samml. 
©. 291) und 3 35. ber gietordnun vom 2. Sanuar 1849, Geſ.Samml. ©. 11., in 
—5 — mit Art. XIII. des ce vom 26. April 1851, Geſ.⸗Samml. ©. 186.) 
—3 — Nach dieſen Normen find nur *— Beſch ſchwerden, welche die Disziplin, 
—— oder Verzögerungen De ER aller Rechtöangelegen- 
* im eine demnach fchließlich uftigminifter zu erledigen. 
Weber bie werde. —3 nach ze * Kurheſfiſchen Recht vgl, Verordnung 
vom 29, Juni 18. 13 15. bierna & dren Beſchwerden über am niſtrative An⸗ 
ordnungen in —5** Inftanz vor Wr ne un 822. No. 1. eb. Geſetz 
vom 16. September 1 37. Samml. ©. 75). $ 9. ber Chrifprogeh- 
Nonelle vom 28. Oktober 186 Su Samt ©. 115). Ueber die einfache Beſchwerde 
in Steaffacpen 88 209--211. Der Straf-Proz.-Orbn. vom 28. DOftober 1865 (Gef. 
Samml. ©. 170 Keritius —— ©. la. 115. Wagner Gerihtd-Berfaf- 
jung x, 4. Au 1854, 8 29., ©. 22., 23. Ueber die von ber kurheſſiſchen Praris 
eigenthümlich behandelte efejwerbe wegen perweigerter oder verzögerter Zuftiz vgl 
die gr von Ei än A in ber Zeitjchrift für Red t und ge eiepgebun in 36 
u . 


en Pfeiffer praktiſche Ausf. B 
Ei Es —* hie S rippe Ale "sche Sammlung, Tb. Tu Sin. a S. 330 
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li Familie und der ſtandesherrlichen Perſonen, welche an fich zur 
—— der Obergerichte oder der Schwurgerichte gehören —* 
(vgl. s 15. No. 2 und 3, $ 23. des Org.⸗Geſ. vom 28. Oktober 1863). 
Gewifſe Angelegenheiten der Dienftordnung gehören vor dad Plenum 
ber Obergerichte unter Mitftimmung des Staatöprofuratord bez. Ge: 
neral-Stantöprofuratord (vgl. Org.⸗Geſ. vom 28. Dftober 1863 8 45). 
Ob und inwieweit diefe Vorjchriften in Folge des Alferhöchften 
Erlaffed vom 12. November 1866 (Gei.-Samml. &. 734) anderweit 
geregelt werden, ſteht & erwarten. Nach dem erwähnten Erlaß tft nur 
die Anftellung und Gntlafjung der Präfidenten, Direktoren, Näthe 
richterlicher Kollegien, de General-Staatsprofurators, und der Staatd- 
profuratoren der landeöherrlihen Entſchließung vorbehalten. In allen 
anderen Angelegenheiten der Zuftiz-Auffiht und Verwaltung fommen 
für die Zuftändigfeit ımd dad Verfahren der Behörden und Beamten 
te Grundfäge zur Anwendung, welde in den älteren Preußiſchen Pro- 
vinzen gelten. 


B. Staatsanwälte, Staatsbehörde. 
Geſetz vom 11. Juli 1832 (Geſ.Samml. ©. 215.) Degen. Gefeh vom 28. Oktober 
1863, 88 81.—41l. (Geſ. Samml. S. 97.) 


Anftalten, deren DBermögen audjchliehlih der Verfügung des Staats 
Huf Streit⸗ 


—5 — als Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
welche 


u den zum Zweck der Eingehung derſelben beim Gericht waczunehwenden 
hinſichtlich 
t der Gerichte, 


Zeiiſchr. f. Gefehgebung u. Rechtspflege. J. 
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Iebt an ber Spitze der gefammtenStantöbehörben, bie feinen Anweifungen 
Solge leiſten müſſen. Sämmtliche Beamte der Staatöbehörden find 
Ichließlih dem Juſtizminiſterium untergeordnet. 

Die Polizeibehörden haben den auf polizeiliche Mitwirkung gerich⸗ 
teten Requifitionen der Staatöbehörden zu entiprechen. Auch haben die 
Staatöprofuratoren über die Erledigung von Requifitionen auswärtiger 
Behörden zu entjcheiden. 

Zur Bejorgung der Bürenugefchäfte ift ben Beamten der Staats⸗ 
behörbe das erforderliche Subalternen-Perfonal beigeordnet. - 

Eine Mitwirtung in Eheſcheidungsſachen fteht ihnen nicht zu. 


C. Yorbereitungsdiener. 
Org. Geſetz vom 28. Oktober 1863, 88 3. 9. 11. 

Die Rechtskandidaten haben nah Vollendung der Univerfitätsjahre 
ein Tentamen vor der juriltiihen Fakultät zu Marburg und Behufs 
iree Eintritts in den Staatsdienſt vor der juriſtiſchen Examinations- 

ommiſſion zu Kafſel zu beſtehen, die zur Zeit aus zwei Ober-Appel- 
Intionsgerichtö-Näthen und einem Appellationägerichts-Rath gebildet ift '5) 
(vgl. Ausichreiben vom 28. Mai 1827, Geſ.“Samml. ©. 41). Demnädft 
werben ſie theils ald Praftifanten bei den Untergerihhten, theils als 
Referendarien bei den Obergerichten befchäftigt. Die Rechtspraktikanten 
fönnen in geeigneter Weife bei den Gerichtögefchäften, insbeſondere für 
die Protofolführung und fonftige Beforgung von Aktuariats-Geſchäften 
verwendet werden. Um zu Neferenbarien bei den Obergerichten beför- 
dert zu werden, müſſen ſie in der mündlichen oder fhriftlichen Staatd« 
prüfung das Prädikat: „Jehr gut” erlangt haben. Die Neferendarien 
werden zu den Gefretariatögejchäften und zur Vorbereitung richterlicher 
Arbeiten verwendet. In Sachen zweiter Snftang Tann ihnen auch ein 
tn der Audienz zu baltender Vortrag unter Aufficht eines Gerishte- 
Mitglieded übertragen werden. ' 

Erſcheinen je qualifizirt zum Nichteramt, jo gemügt hierzu das 
Qualifikationsatteſt des betreffenden Obergericht3- Direftortumd, indem 
das Beſtehen der Aſſeſſorats-Prüfung außer Gebrauch gelommen ift. 

Zur Stellvertretung der Aktuarien können die Vorbereitungsdiener 
durch dad Obergericht oder dad Juftizminiftertum beauftragt werden. 


D. Inbalternbeamte und Unterperfond. 

Als ſolche find zu bezeichnen: die Aftuare, Sekretaire, Repofitare, 
Kaltulatoren, Kanzliften, Pedelle (bei den Obergerichten) und Geridhtö- 
diener (bet den Untergeriähten). Ä 

Die Untergerichtd-Aftuarien haben innerhalb ihres Bezirks alle Nos 
For ac namentlich auch Wechlelprotefte, aufzunehmen (8 6. des 
Drag. Geſ.); auch liegt ihnen ob, die Protokolle zu führen und begänl 
oufjunefmen, die Veberfichen 2 zu beauffichtigen, die erforderlichen Be⸗ 
richte, Schreiben, Ueberfichten ıc. zu entwerfen. 

Die Berechnung der Gebühren für die Staatsfafje bildet die Regel, 


. 15) Bel Hofe und Staatshandbuch von 1866 ©. 181. 
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doch kommen bei Subalternbeamten und dem Dienerperſonale Ausnahmen 
vor. Namentlich find auch jetzt noch den Aktuarien neben ihrem Normal: 
gehalt gewiſſe Gebühren zum eigenen Bezuge überwiefen (Gefeb vom 
29. Sunt 1864, Gej.-Samml. ©. 49.). 

Eine Salartienkafjen-Berwaltung unter gerichtlicher Kontrole im 
Sinne ber Preußiſchen Suftizverfafjung eriftirt in Kurheſſen nicht. 
Die Zuftizfporteln, injoweit " e nicht den einzelnen Offiztanten ge- 
tallen worden find, erheben die Rentmeiſter felbftftändtg, theild unmtt- 
telbar, theils mittelbar durch die bejondern Sportel-Erbebungen. Die 
Hülfe der Gerichte haben fie erſt dann zu requiriten, wenn die Pfän⸗ 
dungen fruchtloß geblieben find und zur Sequeftration oder zum Ber: 
faufe eined Grundftüds gefchritten werden foll; bes leihen ei Ueber⸗ 
weiſungen außftehender Forderungen des Schuldnerd oder deffen Bürgen. 
Diefe Requifitionen an die Gerichte werden durch den Staatsanwalt 
oder deffen Vertreter erlaffen (Verordnung vom 29. Juni 1821, 88 15. 
16., 88 17. 18. 19. des Gel. vom 23. September 1848. 


. E. Anwälte. 

Die Anwälte (bei den Untergerichten Advofaten) werden aus der 
Zahl der Borbereitungsdiener ernannt. Die Advofatur und Profuratur 
wird ihnen nicht eher geftattet, ald wenn fie nach gut überftandenen 
juriftifchen Prüfimgen Durch Arbeiten bei einem Gericht wenigſtens ein 
Sabre lang ſich weiter ausgebildet und darüber ein vortheilhaftes 3eugmip 
des Gerichts beigebracht haben. (Min. Ausſchr. vom 31. Dezember 1823 
Geſ.⸗Samml. ©. 98.) Diefelben unterliegen ſowohl in außergericht⸗ 
lichen als gerichtlichen Geichäften der Disziplin der Gertchte (Ausſchreiben 
vom 10. Auguft 1825, Geſ.Samml. ©. 13). Als Beiſpiel der ftrengen 
Disziplin ift die Beftimmung a führen, daß Anwälte, welche Prozeß⸗ 
— ** ſogenannter —— er unterſchreiben und an das Gericht 
befoͤrdern, im Rückfalle mit Entfernung vom Berufe beftraft werben 
(Berordnung vom 17. November 1829 8 9. Gej.-Samml. ©. 76). 
Anwaltlammern find nicht organifirt. Im va 1848 wurde zwar 
den Ständen hierüber eine Vorlage gemacht, biejelbe blieb Air uner⸗ 
ledigt (vgl. Landtags⸗Abſchied vom 31. Oktober 1848 8 7. Geſ.Samml. 
S. 158. 159). Um dieſe Lücke einigermaßen auszufüllen, tft man in 
neuefter Zeit zu einem Nothbehelf —— Die Prozeßnovelle vom 
28. Oktober 1863 (Gef. Samml. ©. 110.) enthält namlich in den 
88. 27. ff. ——— über den Anſatz von Snmaltägeblhren, welche 
nur als proviforifche bezeichnet find. Hiernach ift e8 ben Anwälten ges 
ftattet, fi über den Betrag ihred Honorard ji Geſchäfte aller Art mit 
Ai anbanten fchriftlich zu einigen. Auf Beſchwerde des Machtgebers 
ift das ‚Obergericht befugt, im Fall eined Sportel-Erzefjed oder einer 
leichtfertigen e ungenügenden Gejchäftsführung, nach Anhörung breter 
Anwälte das ü Ffmähige Honorar nad) freiem Ermeſſen herab: 
uſetzen. 
aueh Freie Advofatur berricht in Kurheſſen nit. Die Anwälte und 
Advofaten werben für ein beftimmtes Gericht rejfribirt, 206 find fie 


ereinkun 
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berechtigt, bei jedem Ober- und Untergericht Prozeßſchriften einzuret 
—— — —— Reiſekoſten und — 5 für —** g 
ſolchen Gerichten, für welche fie nicht rejfribirt find, dürfen fie wider 
bie Gegenpartet niemals, ihren Mandanten aber nur dann in Rechnung 
bringen, wenn ihnen die bei der Vollmachts-Ertheilung ſchriftlich (nicht 
blos durch ein gebrudted Formular) zugeſichert tft. Armen» und fon- 
ftige Offizialfachen werden nur Anwälten am Sitze ber betreffenden 
Gerichte wbertragen (vgl. Verordnung vom 17. November 1829 $ 12., 
Givilpengeh= Geſed vom 28. Oftober 1863 8 26., Geſ.⸗Samml. 
. 118). 10) 

Die Beftimmung des Staatödienergejeped vom 8. März 1831 
8 2. (Gei.-Samml. ©. 69.), wonad Anwälte und Advokaten der lan⸗ 
beäherclihen Ernennung und Deltätigung bedürfen, ift durch ben Aller- 
ech laß vom 12. November 1866 (Gel.-Samml. ©. 734.) ald 
aufgehoben zu betrachten. 


F. Disziplinarverhältuiffe der Beamten. 
Bol. das Stantödienergefep vom 8. März 1831 88 1.—60. Dd Sammt. ©. 69.), 
Geſetz vom 4. November 1863 (Gel.-Samml. ©. 185). 

Ein Spezialgefeb für die Behandlung der Diegiplinarvergehen 
der richterlichen Beamten eriftirt nicht. In Betreff der Handhabung 
Ni SEtrafgewalt gegen Beamte iſt eine dreifache Stufenleiter zu unter⸗ 

eiden. 

1. Jede vorgelete Behörde Tann die ihr untergeordneten Diener 
wegen pflichtwidrigen erhaltene mit einer Ordnungsſtrafe (Disziplinars 
fteafe) belegen. Diejelbe befteht in Rügen, Warnungen und Verweilen, 
Gelbbußen bis zu 50 Rthlen., Arreſtſtrafe bis zu 4 Wochen (gegen Sub: 
alterndiener mit Ausnahme der Sekretaire). $ 2. des Gefeped vom 
4. November 1863. 

2. Dienftwidrigkeiten und unwürdige Handlungen, welche mit Gelb» 
buße bi8 zu 100 Rthlrn., zeitweiler Enthebung vom Amte, Dienſtent⸗ 
laſſung, Gefängniß- oder Feſtungsſtrafe bis zu 6 Monaten geahndet 
werden fönnen. $ 3. a. a. D. 8 42. des Gefepes vom 8. März 1831. 

Hier tritt das förmliche Disziplinarverfahren ein. 

3. Berlegungen der jenfipff t, welche fich zugleich als ein im 
beftehenden Strafrechte mit Strafe bedrohted gemeined oder Amtsver⸗ 
gehen oder Verbrechen baritellen, werden im gewöhnlichen Strafverfahren 
verfolgt. 8 6. des Geſetzes vom 4. November 1863. | 

In den Fällen F% -2. jchreitet der öffentliche Anfläger oder der 
beionder8 beauftragte Beamte nur auf Anordnung des Reffortminifters 
ein. Der Anklage geht eine fehriftliche Vorunterfuhung voraus. Nach 
deren Beendigung erfolgt die mündliche Berhandlung vor dem erfen- 
nenden Richter, in erfter Inftanz vor dem Kriminalfenat des Obergerichtg, 
in zweiter Inftanz vor dem Kriminalſenat des Ober-Appellationägerichts. 
Die Verhandlung ift nicht öffentlich, die Zuziehung eines Vertheidigers 


10) Für das Strafe vgl. den Anhang zur Stra N „ 
28. Ottoter 1868 (Öef-Cumml, ©. fs) Anhang fprogeß-Otbnung vom 


Delzen: Ueberfichtliche Darftellung der Rechtspflege in Kurbeffen. 21 


geftattet. Für den erkennenden Richter gilt freie Beweiswürdi ung. Je⸗ 
dem Theile ſteht binnen 30tägiger nicht präkluſiviſcher gilt die Des 
fhwerde gegen die Enticheidung, dem anflagenden Beamten aber nicht 
zu Gunſten des ingeltagten zu. Bei angeorbneter Suspenfion Tann 
ein Theil des Gehalt, aber nicht über ein Viertel innebehalten werden. 

Staatsdiener, weldhe nicht Iandeöherrlich beftellt ober beftätigt 

"worden !?) unterliegen dieſem Verfahren nit. Diele können von ber 
vorgefepten bez. Centralbehörbe ohne fürmliche Unterfuchung endiaffen 
werden. a $ 56. ber Berfaffungdurfunde vom 5. Januar 1831, 
Geſetz vom 8. Mai 1831 $ 59., inleitung zum Gefeg vom 4. No⸗ 
vember 1863.) 

Als Beleg dafür, wie weit bie —Aã iſche Geſetzgebung in dem 
Streben nach einer unparteiiſchen und unabhängigen Rechts ge ebt, 
mögen hier noch folgende eigent —5 — Beſtimmungen angeführt werden: 

Die Zuffizbeamten, die Mitglieder der Landgerichte, die Landge⸗ 
richt8= und Amt3-Aftuarien, und eine gewilfe Kategorie von Dermaltungs- 
beamten, fowie bie rauen, und in väterliher Gewalt ftehenden Kinder 
aller diefer Beamten bürfen ohne Genehmigung der vorgefepten Ober- 
behörde an Bewohner ihres Amtabegirf® fein Geld außleihen; Gelb von 
denfelben zu borgen, ift ihnen unbedingt unterfagt. Desgleichen dürfen 
die genannten Perfonen bet Strafe, nach Befinden Dienftentlaffung des 
betreffenden Beamten, außer dem Fall einer Erbihaft, mehr Grund» 
eigenthum als ein Haus und einen Garten in ihrem Amtsbezirfe nicht 
erwerben. Sy Staatödienftgefeb vom 8. März 1831 $ 16. (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 72.). Wagner a. a. O. 8 1011. No. 4, $ 1054. No. 4. u. 8. 


II. Privatrecht. 


Ein fobifigiries Givilgefepbuch befteht in Kurheſſen nicht. Die 
Geichiöte der Verſuche eines gef chen Landrechts reicht bis zum ſechs⸗ 
ehnten Sahrhundert zurüd. Allein feiner der Entwürfe erlangte Ges 
Vepetraft Kurfürſt Wilhelm I. fegte 1805 eine Kommtifion nieder 
mit dem Auftrage, ein vo ftändiges ejepbuch für die gefammten Kur 
länder zu verfaflen und dabei das Preußtiche Landrecht zum Grunde zu 
legen. Die Vorarbeiten wurden aber durch die Franzöftiche Ofkupation 
(1806) unterbrochen. 

Die jüngfte Anregung ging von den im Jahre 1831 verfammelten 
Landftänden aus. Diefelben ftellten den gegenwärtigen Rechtözuftand 
als unzureichend dar, en eine Revtfion des noch geltenden Rechts 
als ein dringende Bedürfniß und erjuchten die Staatöregterung, Die 
Entwürfe einer Straf-Progegordnung, eines Strafgelebbuße, einer 
bürgerlihen Prozeßordnung und eines bürgerlichen Geſetzbuchs vorzu⸗ 
legen (vgl. Landtagsabſchied v. 9. März 1831 8 7., Geſ.Samml. ©. 97.). 


17) Da nach dem Auer ften Erlaß vom 12. Nowember 1866 (Gel.-Samml. 
©. 734.) die Ernennung der Juſtizbeamten nad) den Vorſchriften der altländifchen 
Preußiſchen Geſetzgebung erfolgen toll, fo entfteht hier eine Lüde in Betreff derje⸗ 
nigen Beamten, die nach den zeitherigen Kurheſſiſchen, nicht aber nach Preußiſchen 
Geſetzen durch den Landesherrn ernannt bez. beitätigt werden müſſen. 


= 
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Ein Ergebniß ift indeffen mit Ausnahme der Straf⸗Prozeß-Ord⸗ 
nung vom 28. Oftober 1863 (Gel.-Samml. ©. 124. ff.) bis jept nicht 
erzielt worden. 

ESonit iſt die Grundlage des Privatrechtszuſtandes 1°) für Kur 
geil en dad gemeine Recht. Jedoch kommt affelbe nur fubfidiar in 

rmangelung von Partikulargejegen und erweislichen Gewohnheitsrechten 
zur Anwendung. 

Dies it in der Hefftichen Öelepgebung usdrücklich anerkannt (vgl. 
Sammibet- erihtöordnung von 1673. . 8 5.). In älterer Zeit 
batte bie Landesgeſetzgebung entweder die Natur einer Kodififation des 

eitehenden Drivatrechte als Landredht, Sanbedorbnung oder, wenn fie 
mit polizeilichen oder ren Beitimmungen in Verbindung Stand, 
ald Poltzeiordnung, Gert Bor nung oder fie be Grintie jih auf Erlaß 
von Verordnungen über einzelne Rechtsfragen. Dieje Eriheinung fin- 
det jih auch in Kurheſ en vor. Als die noch gültigen Landrechte für 
die einzelnen Gebietstheile ſind zu bezeichnen: 

1. Die Solmfer Gerichts- und Landesordnung von 1571 1%), ver⸗ 
[eb von dem Syndikus Fihard zu Frankfurt a. M. und publizirt 

ür bie ſämmtlichen Solmſchen Lande. 

Diefed merkwürdige ah wurbe aber auch in vielen benachbarten 
Territorien 2%) eingeführt, theild durch ausdrüdliche Yublifation, theils 
durch die Uebung der Gerichte, weil der barin aufgegeüöhnele andges 
brauch mit ben enopnheitdtechten ber benachbarten Zerritorien über- 
einjtimmte. Zahlreiche Vorſchriften dieſes Sonderrechts find jedoch ſpäter 
theils durch por heitereht theils durch Geſetz beſeitigt, wie dies aus 
der Ferſtingſhen ammlung erſichtlich iſt. Der Geltungsbereich des 
Solmſer Landrechts erſtreckt ſich über die gejammte gegenwärtige Pro- 
vinz Hanau mit Ausnahme der vormals Fuldaifchen und 3 Mainzifchen 
ogten bed Amts Romsthal und des Amts Altengronau. Aus—- 
drü Re ift dieſeß Sonderrecht in der Grafihaft Hanau nicht eingeführt, 
wohl aber durch den Gerichtsbrauch mit Billigung des Landesherrn reziptrt. 

2. Die Schaumburgifhe Polizeiordnung von 1615 (vgl. 
Kerſting ©. 41. Einl. ©. 202. Roth und v. Meibom ©. 62.) bildet 
noch it die bauptfächlichite Grundlage des Partifularrechts für die Graf⸗ 
haft Schaumburg Sie enthält neben polizeilichen und ftrafrechtlichen 
auch & lreiche privatrechtliche Beftimmungen, beſonders über Familien- 
und Erbredt. Die bejondere Meierordnung, durch welche das ältere 
Schaumburgifche Partilularrecht fich auszeichnete, ift Durch das Geſetz 


18) Wir verweifen bier auf das borgügliche Wert über Rurke] Kae Privat, 
reht von Roth und v. Meibom, Band I., Marburg 1858. Daffelbe gehört zu 
den Bierden der nenen furljtifchen Literatur in ber Dehanbiung des deutichen Parti- 
—— tft aber Leider noch unvollendet. Das Fuldaiſche Sonderrecht iſt darin 
unberüd higt gelafien (vgl. ©. 2.). 

19) Bol. Kerfting, Kurheſſiſches Sonderreit ©. 795 ff. Roth und 
v. Meiboma. a. D. ©. 56. ff. 

20%) Das Solmfer Landrecht gilt auch in einigen Bezirten von Preußen 


inifher Bird), Bat ten), j tadt, 1 a 
geist eitncbomburg j tbeimeite ” 38 und ir ben Era nffur: ter 
1%) arten. 





= Jichen Aemter Mannsbah, Buchenau, Wehrda und Lengsfeld. Es 
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vom 26. Dftober 1848 (Gej.-Samml. ©. 67.) aufgehoben, welches 
für die in ber Grafihaft Schaumburg belegenen Meiergüter in den 
88 26. ff. ſpezielle Beſtimmungen erlaffen bir 
3. Das Mainziiche Landrecht vom Jahre 1755, welches Ku 

Sodann Friedrich Karl in dem größten Theile de Lande einführte 
(vgl. Roth und v. Meibom ©. 62. Kerfting ©. 25. der Ein. und 
©. 1071.) bat in Kurheſſen nur no in den drei 1816 erworbenen, 
vormals Kurmainziſchen Ortichaften gefepliche Geltung. Es befchräntt 
(6 dies jept aber nur noch aupttäch ih auf die privatrechtlichen 
ormen 


„... Neben biefen Landrechten kommen ald Rechtsquellen für bad 
ältere Kurheſſiſche Partikularrecht hauptfächlich in Betracht bie zahl 
reihen Verordnungen, welde für die verfchiedenen Landestheile erlaffen 
Ind. Auf das Privatrecht wirkte bie Landesgeſetzgebung in biefer Be⸗ 
Kohn in größerem Umfange erft fett dem Beginn des achtzehnten 
ahrhunderts ein. Solche Verordnungen GAusſchreiben, Zefee Edikte) 
wurden theils von dem Landesherrn ſelbſt vollzogen, theils beſtanden fie 
in allgemeinen Verfügungen der Oberbehoͤrden. Die Letzteren, inſoweit 
be auf oder mit Zuftimmung des Landesherrn ergangen I 
aben ebenfall3 Geſetzeskraft. Don ben bi8 1806 erlaffenen altheffi chen 
Berorbnimgen eriftiren 2 gedrudte Sammlımgen: 

1. Sammlung fürftlich-heffifcher Landesordnungen und Ausfchreiben, 
nebft dahin gehörigen Erläuterungd» und andern Reſkripten, Rejolutionen, 
Abichieden, gemeinen Beſcheiden und berg. Bd. .—VIL. 1766—1802, 
3b. VIII 1816. 

Diefe Kodifikation tft eine Privatarbeit. 
2. Neue Sammlung der Landed- Drdnungen, Ausſchreiben und 
anderer allgemeiner Verfügungen, welche bi8 zum Ende bes Ditober 
1806 für die ältern N Aa Kurheſſens ergangen find. Kaffel 
1828—1839, 4 Bände. Diele, von Kulentamp beforgt, hat ebenfalls 
feinen offiziellen Charakter und bezwedt einen Audzug der noch anwend⸗ 
baren Beitimmungen aus der ältern Sammlung zu geben. Dazu ein 
alphabetifches und Ioftemati[ihes Inhalts⸗Verzeichniß. Kaſſel 1843. 
Für die übrigen Landestheile iſt den htungewert das Werk von 
Kerfting, Kriminalgerichtödireftor zu Fulda; Die Sonderrechte tm 
Kurfärttentbum Heffen: Sammlımg bed Fuldaer, Hanauer, Sfen- 
burger, Kurmainzer und Schaumburger Recht," einſchließlich der 
Normen für das Budilhe Quartier 2%) fowie der im Fürſtenthum Hanau 
tezipirten Hilfärechte. Zulda 1857. 

Diefe Sammlung hat feinen offiztetfen Charakter und enthält nur 
die noch gegenwärtig anmwenbbaren Erlaſſe. Dem Werke geht eine Ein- 
leitung voraus, welde die politiiche Geſchichte und Zufammenfegung der 


20%) Das fogenannte Buchtiche Quartier umfaßt die vormals oe aft⸗ 

ebören 

jeßt aber nur die Ortichaften der drei erfteren Aemter im tie Süntelb der 

* Fulda gelegen, Fi Kurheifen (vgl. Patent vom 31. Januar 1816, Gef.- 
mml. ©. 3. und 4. Kerfting Sonderreht Einl. ©. 4) 
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I lichen ‚Territorien infoweit darftellt, als Died für Beitimmung bes 
tögebiet8 erforderlich ift. 

m zahlreichften find die im Gebiete des Fuldaiſchen und Has 
aantlhen Rechts ergangenen Verordnungen. In dem dronologijchen 
Inhaltd-Verzeichniffe find die erfteren (von 1514—1817) unter 377 
—— die letztern (von 1564—-1808) unter 420 Nummern ver⸗ 
zeichne 

Die vielen Bejonderheiten ded Hanauiſchen Rechts find nur in 
geringem Umfange durch die vo Geſetzgebung befeitigt. Der Grund 
diefer Erjcheinung liegt darin, daß die Grafihaft Hanau bis 1817 nur 
durch Perſonalunion mit Heffen- Kafjel verbunden war und bis 1786 
Jogar einen eigenen Negenten hatte. Auch ſtieß ſpäter das Beſtreben, 
a8 peililhe Recht dort einzuführen, auf Widerftand ?') bei den Behörden 

et der Bevölferung, fo daß in Folge deffen davon abgeftanden wurde. 
Der Schwerpunkt ded Hanauer Rechts ift allerdings das Solmjer 
Landrecht, im Uebrigen liegt derjelbe in denjenigen Bejonderheiten, wel 
jpäter ein Gemeingut für andere Theile der Provinz geworden find, 
nämlid im Prozeßrecht und in der — Gerichtsbarkeit. Die 
privatrechtlichen ken den welde für Hanau ergangen, find gerade 


und 


nicht zahlreich, die meilten fallen in das Gebiet der Landes- und Drtd- 
po I ‚weil fich dort eine größere Lebhaftigfeit im Handel und Gewerbe 
entfaltete. 


Die Buntheit ber Sonderrechte in ber jepigen Provinz Hanau 
iſt neben den verjchiedenen Erwerbungen noch dadurdy herbeigeführt wore 
den, dab berjelben nad} der neueren Drganilation Diftrifte aus anderen 


21) In diefer Beziehung find die in ber Kurhefftichen Rechtögefchichte Epoche 
machenden Ereignifſe —* ben, welche die A der — der 
Ohegatten und die mü liche ormunbfehaft betreffen. Die Solmfer Landesordnung 
entbäft nämlich im Th. II. Tit. 28. von dem arthelfüchen Reit abweichende Seftim- 
mungen über Die Erbfolge der Ehegatten (vgl. Kerfting Sonderrechte S. 828). 
Nach dem Anfall der Graffhaft Hanau an Heffen wurden biefe Beftimmungen 
durch die Hofgerichtö-Orbnung vom 17. Zanuar 1747. XI. 88 208.—206., unter Ein- 
führung der 3 88. 39. 40. der altbeffifhen Progebordnung vom 5. September 1745, 
aufgehoben. Es erhob fich jedoch hiergegen ein Di nachhaltiger Widerfprud, daß in 
Folge deffen bald darauf für bie ganze raffchaft durch landesherrliche R 
17. Iunt und 31. Dezember 1754 (Kerfting a. a. D. ©. 543. 554) die Solmier 
Landesordnung unbedingt wieder eingeführt wurde (vol. Roth und v. Meiboma. a. DO 
©. 381. Note 43). Ferner beiteht in dem größten Theile der Provinz Hanau 
ber Gerichtsbrauch, daß der Mutter die natürliche Sormunbihaft über ihre Kinder 
ohne gerichtliche Beſte ung und Beeidigung aufteht (Kerfting Sonderredte XKII). 
agegen ft in Althefſen die Bormunbfhaft der Mütter von obrigfeitlicher Beſtellung 
abhängig. Ale durch bie hanauer Snfgericpte-Drönung von 1747 XI. 8 11. und die 
anauer Verordnung vom 14. März 1754 (Kerfting ©. 469. 541.) das en Li 
echt eingeführt wurde, erbob ſich ein fo wirkffamer Widerftand, daß bis auf den 
heutigen mit — des höchſten Gerichtshofs der Hanauiſche Landbrauch 
aufrecht erhalten worden, obfchon die entgegenftehende Beftimmung_ der Sofgeriht 
Ordnung nicht aufgehoben ift (og Reg.Komm. vom 7. Oktober 1802, —A . 187. 
Roth und v. Meibom ©. 473. ff. u Note 17. 18. ©. 528.) Jedenfalls find dieſe Bor- 
gänge de lege ferenda belehrende Beifpiele, wenn die Zrage zur Crörterung ggogen 
ben 7 ’e reits bie dur) —* ——— ar a se ben ie ie 
e en Sonderrechts auf eine fchonende nfpru n (vgl. Ro 
und —J a. a. O. Vorrede ©. IX.) 
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Provinzen zugefchlagen find. Darum bezeichnet Kerfting a. a. O. Ein- 
leitung. &. le Provinz Hanau als denjenigen led der 
Erde, welder im kleinſten Umfange die meilten verſchiedenen 
Rechtsterritorien um[oht. Derfelbe bat feinem Werke eine Karte 
beigefügt, auf welcher 12 Rechtögebtete fir Hanau begeichnet find, Nach 
ber Seelengabl berechnet er auf das Hamauer Recht 60, anbeifiice 
Recht 10, Kurmainziihes Recht 3, Iſenburger Recht 20, Fuldaer Recht 
6, und auf das gemeine Recht 1 Prozent der Bevölferum (©. 40.0.0. O.). 
Diefes bunte Gemiſch von Sonderredhten fteigert fich bis zu dem Grade, 
daß 3. B. in dem Bezirke des Juſtizamts Söhlühtern (mit 9285 Ge⸗ 
tichtdeingefeffenen) 4 verfchiedene Rechte — Hanauer, Altheffifches, 
Fuldaiſches und gemeined Recht — gelten. Der bewährte affer 
bezeichnet diefe Ueberſichtskarte ald ein trauriges hiſtoriſches Rejultat in 
grellen Farben, und Mnüpft hieran den Wunſch, daß eine recht nahe Zu- 

berufen fein made, größere Rechtseinheit im Kurfürftenthum 
Hetfen herbeizuführen (Borwort ©. 2. geichrieben 1857). 

Das Fuldaiſche Recht unterfcheidet ſich in feinen Grundlagen 
mwejentlich von dem altheifiihen, während das Recht der anderen Landes⸗ 
teile, ſchon feit dem vorigen Sahrhundert, demfelben mehr afftmtlirt wurde. 

Hervorzuheben aud ber Fuldaiſchen Gejepgebung find insbeſondere: 
die Lehre von ber ehelichen Gütergemeinſchaft, Die Ran orbmung ber Gläu⸗ 
biger im Konkurſe, die Reichhaltigkeit der Borieriften in Betreff der 
actio subsidiaria, fowie das großartige —* der kurzen Naſſau⸗ 
Ora niſchen Periode (1802—1806), welche zahlreiche Einzelheiten und 
beſondere Inftitute ind Leben rief. Eine große Reform trat freilich 
durch die Juſtizordnung vom 28 Dezember 1816 ein, welche das Kons 
turöverfahren, die Bormundfchaftd, Kontrakt und Hypothekenweſen, Die 

anzeigen, &heberedungen und die Teſtamentserrichtung umfaſſend 
ordnete. Dadurch hat der Charakter des Fulda iſchen Rechts in weſent⸗ 
lichen Beziehungen 8 veraͤndert, ſo daß die vielen’ tauſend Fuldaer 
Normen ſich auf die in der Kerſting gen Sammlung verzeichneten 
377 Nummern, ald noch zur praftifchen Geltung kommend, rebuziren. 
Auch die ſeit 1813 erlaffenen Gejehe22) zerfallen in (anbeöherrliche Er⸗ 
laſſe, welche von dem Landesherrn Fi vollgopen und unterzeichnet find, 
und in Ya ei der dazu ermächtigten Dberbehörben. Die Leptern 
beichränfen ſich jedoch in neuerer Zeit auf Minifterialausfchreiben. Da⸗ 
gegen iſt den Regierungen, Konſiſtorien und jonftigen Oberbehoͤrden feit 
821 die Befugniß, Ausſchreiben mit gejehlicher Kraft zu erlaffen, ent 
zogen (vgl. Verordnung vom 29. Suni 1821 88 59. 65. 104). Na 
dem durch Die Berfaffungöurtunbe vom 5. Sanuar 1831 eingeführten 
Sprachgebrauche wird unter Gefegen und Verordnungen unterjchieden, 
je nachdem eine Mitwirkung der Landftände ftattgefunden hat oder .nicht. - 

Den Gerichten fteht nicht die Befugniß zu, den Inhalt einer in 

geböriger Form erlaffenen gefeplichen Verfügung einer PYrufung in der 


32) Bol. die Sammlung der im Kurfürſtenthum Heſſen noch geltenden geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen von 1813--1860 von Möller und Fuchs. arburg und 
Leipzig 1866. Bis jebt 8 Lieferungen erichienen. 
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Richtung zu unterwerfen, ob die Staatöregierung —5— ſei, Verfügungen 
** —28* im Wege der Geſetzgebung zu erlaſſen. Daher kann bie 
Anwendung einer — Beſtimmung von Seiten der Gerichte nicht 
von der Unterſuchung abhängig gema t werden, ob diefelbe beftehende 
Rechte nicht verlegt oder mit der Berfaffungsurfunde übereinſtimme oder 
ob eine als Vollziehungsverordnung bezeichnete Verfügung dem Inhalte 
des Geſetzes entipricht, deſſ Sollgiebung bielebe bezwedt (vgl. Pfeiffer 
praktiſche Ausführungen d. 2. ©. 494., Bd. 5. ©. 499. 573. Roth 
und v. Meibom a. a. DO. ©. 97. 98.) 

Diefer älteren Praris entgegen erging im Sahre 1863 eine Entſchei⸗ 
dung in eriter Iuftanz, welche die Frage, ob dad Sagdgefep vom 1. Juli 
1848 (Geſ.Samml. ©. 47.) durch die Verordnung vom 26. Jan uar 1854 
(Gel. Samml. ©. 12.) en jet, verneinte, und durch Dekret des Ober⸗ 
Appellationögericht zu Kafjel vom 30. Auguft 1865 betätigt wurde.) 

Steben der Gefeh ebung find von grober Bedeutung für die Ent⸗ 
widelung des Privatrechts in Kurheſſen die Entiheidungen des Ober⸗ 
Appellationdgerichtd zu Kaſſel, das eine geachtete Stelle unter den 
Fi ſten Gerichtshoͤfen Deutjchlands einnimmt. In keinem anderen 

nde hat fich die Prarid bed oberiten Gerichtähofes einen ſolchen Ein- 
flug auf die Untergerichte erworben, als in Kurheffen. Die Ober: 
ne a vom 15. Februar 1746 (Tit. V. $ 13.) 
beitimmt ie dab die Entfheidungen des Ober-Appellationdgerichts 
über ftreitige Rechtsfragen in Tünftigen Fällen fo lange zur Norm dienen 
jollen, als nicht im Wege der Gejepgebung eine andere Beitimmung 
erfolgt ſei. Hieraus ergiebt ſich eine gleiche Bedeutung der Präjndizien 
des Ober-Appellationögerichtö für die ihm untergeordneten Gerichte. 8 
Ober⸗Appellationsgericht pet auch bis in die nenfte Zeit feine Präjudizien, 
in einer überwiegenden Mehrzahl von Fällen, ſelbſt dann für verbind- 
lich erachtet, wenn ſich ſpäter die dadurch feftgeftellten Grundfäge als 
unrichtig darftellen. Formelle Soröriften zur %eftitellung der Cigens 
haft eined Erkenntniſſes als Präjudiz find nicht ergangen. Daher ift 
weder Abitimmung in pleno, noch Mitwirkung einer beftimmten Anzahl 
von neigliebern, noch Stimmeneinhelligfeit erforderlih. Wenn über 
diefelbe Rechtsfrage widerftreitende Entjcheidungen vorliegen, jo hebt die 

23) Eine entgegengefegte Enticheidung erließ in einem Ähnlichen alle Das 
Dber-App-liationd reicht Mr ie jr 60. en berigt enle Zin — 
vom 15. Juli 1848 und eine auf daſſelbe ſich beziehende Verordnung vom 20. Sep⸗ 
tember 1855, durch welche dad erſtere wieder aufgehoben wurde. In einem Prosefe 
wider den Fiskus führte Kläger aus, dab der Verordnung vom Jahre 1855 wegen 
der dazu a erforderlichen, aber nicht eingetretenen, vielmehr ausdrücklich 
verjagten lanbitändifhen Zuftimmung feine Geltung beigulegen fe. Dieſen Ein- 
wand bejeitigte jedoch das Ober⸗ Nationdgerichte zu Wiesbaden durch Den 
wohlbegründeten Ausſpruch, daß eine Beurtheilung der Frage: ob das Staatsoberhaupt 
ein von ihm erlafjenes, gehörig publizirtes Geſetz babe erlalien Tonnen? den Gerichten 
nicht zuftehe (vgl. die Monographie von Martin über die Rechtöverbindlichkeit lan- 
desherrlicher Verordnungen. Kafſel 1866. ©. 4.6, ©. 144, wo die der Preu- 


iſchen Verfaſſung entiprechende Anficht vertheidi t wird). Webrigens ift die fpezielle 
— Ai Fe has it Sufimmung ber Stände erlaffene Sefep 
vom 7. September 1865, dad Jagdrecht und deifen Ausübung zc. b nd (Geſ.⸗ 
Samml. ©. 571.), jet gegenftandlos geworden. 





Delzen: Ueberſichtliche Darftellung ber Rechtspflege in Kurheſſen. 27 


Präjudizialeigenfchaft fich gegenjeitig auf, jo daß die künftigen Erkenntniſſe 
des Gerichts an feine von beiden gebunden ind. alt jedoch das 
\pätere Erkeuntniß in Beziehung auf bad frühere den Ausjpruch, daß 
vallelbe ale bindendes Prajudiz nicht anzufehen fei, fo ift eine Kollifion 
wiberftreitender Prinzipien nicht anzunehmen und nur der jpäteren Ents 
jcheidung die verbindende Kraft der Präjudizten beizulegen. (Roth umd 
v. Meibom a. a. DO. ©. 104.) Die Natur einer Rechtöquelle haben 
die Dräjubigien nicht. Auch bezieht fi bie Beitimmung der Dber- 


Appella eriht3-Drdnung nur auf Civilfachen, da beim Erlaß der: 
felben Steffen nicht zur Kompetenz des Ober-Appellationdgerichts 
ach dem Zeugnifje bewährter Autoritäten verdankt Kur- 


ehörten. 

Ar en diefem Präjndizialgefep ein abgerundetes Privatrecht und eine 
a Darftellung der Prarid, die hauptſächlich auf gemeinem Recht 
berubend, ala bejonderd förderlich für die gemeinre ice Doktrin be- 
zeichnet wird. (Roth und v. Meibom a. a. O. Borredte ©. X.) 


IV. Wehhſelrecht. 


In Kurheſſen war durch Erlaß des Gejammtminifteriumd vom 
6. Dezember 1848 das Reichsgeſetz vom 26. November 1848 als 
ſolches publizirt worden. Ein Beſcheid des Dber-Appellationsgerichtd zu 
Kaffel vom Sabre 1850 |prady der Wechſelordnung wegen dieſes Pu⸗ 
blikationsmodus die verbindliche Kraft als Sandesgefes für Kurheſſen 
ab, und es blieb daher bis zu der durch Gefeh vom 26. DOftober 1859 
(Geſ.Samml. ©. 45.) erfolgten, aber verfaffungsmäßig modifizirten 
Einführung der Deutjchen Wecfelordnung, dad biöherige Rurbeffifche 
Wechſelrecht in Kraft. Die Verzögerung bis zum Jahre 1859 hatte vor 
Allem ihren Grund in der nicht für paffend eradhteten allgemeinen Wechſel⸗ 
fähigfeit. Die Abweichungen von der Allgemeinen Wechſelordnung be- 
iehen fih auf Art. 1., Art. 2. No. 3. und Schlußſatz, Art. 18. 35. Ab: 
chnitt 1 und 2, Art. 73., 87. und find zufammengeftellt im Archiv fir 
Deutſches Wechjelrecht Bd. 9. ©. 60.ff. Die wintigften Abweichungen 
beftehen in folgenden Beftimmungen: 

Wechſelunfähig find auch diejenigen im aktiven Militairdienſt fte- 
henden Perſonen, welche nicht den Dffizierögrad haben (Art. 1.). 

Auch diejenigen Frauensperſonen, welche Landwirtbichaft treiben, 
find von dem Wechſelarreſt nicht außgejchloffen (Art. 2. No. 3.). 

Defreit von dem Wechſelarreſt find ferner: Mitglieder des Furfürft- 
lihen Hauje8 und der ftandeöherrlichen Samilien, aktive Hofbeamte, 
Offiziere und Soldaten, Aubiteure und Militairärzte, Mitglieder des 
Landtages (fo lange ber Landtag dauert), ordinirte Geiftliche, Kridare, 
gewilfe Anverwandte und Steipefiperionen des Gläubiger! (Art. 2. Ab}. 3.). 

Megen einer und derjelben Wechſelſchuld darf der Wechſelarreſt nicht 
länger ald ein Jahr dauern (Art. 2. Ab. 5.). 

Bon den Novellen der Nürnberger len ift die Novelle 2. 
nicht aufgenommen, die übrigen find durch das Gele vom 10. Auguft 
1864 (Geſ.⸗Samml. ©. 55.) eingeführt. Ein ln für das 
Berfahren in Wechſelſachen eriftirt nicht, vielmehr gilt als Entſcheidungs⸗ 
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norm dad gemeine Recht. Doch mag hier noch der partikularrechtlichen 
Beitimmung gedacht werben, daß in —* ſachen sum Perjonalarreft 
vegelmäßtg ft dann gef ritten werden darf, e Erelution in 
paratissima fruchtlo8 verſucht worden tft Tot "Wagner er. »Berf. 
$ 516.). 


V. Handelsrecht. 


Das allgemeine Deutiihe Sanbelögeiepbud IN uch ift mit bem 1. Ja⸗ 
nuar 1866 in Wirkfamfeit getreten, und Einführungsgele vom 
3. Mai 1855 (Gef.-Samml. ©. 55. 63.) in mehrfachen Beftimmungen 
dem Preupijchen nachgebildet. Soweit das Handelögefepbuh auf bie 
Landesgeſetze iſt darunter das in — ſen geltende Recht 
überhaupt u verftehen, nicht — Kurbeilt i Fr 

Die kaattige Genehmigung ilt zur Errichtung einer Alten e 
jellichaft, nicht aber einer Kommanbitgefelffäaft erforderlih. Die 
richtung bejonderer Handelögerichte, welche Organifation bejonders für 
die Städte Kafjel, Hanau, Fulda, Hersfeld deſiderirt wird, bleibt 
oben und treten vorerſt die gewöhnlichen Gerichte an deren Stelle. 
Auch ohne Antrag der Parteien Fönnen zu der münbliden Verhandlung 
und Deweisaufun Ime kaufmänniſche Sachverftändige zugezogen werden. 
(Bol. im Hebrigen über die Materialien des Einführungsgeſetzes den 
Yuffap vom Profeſſor gZlainer im Archiv für Deutſches Wechjel- und 
Handelsrecht Bd. 14. ©. 251. ff.)*) 


at. Ze * enrecht hat eine eigene und Pr ng gefunden in in den 
Sure ches Kirchenrecht. Bearbeitet mit — je 
u 6 —2* feofter von Dr. ©. Eubwigt Buff, * pelatongeriä Be 
e aſſel. 
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II. 


Ueber den Karalter der kurheſſiſchen Kechtspflege. 
Bon Herrn Ober⸗Appellationsgerichts⸗Rath Profefior Dr. Endemann zu Jena. 


Nachdem in Sole der politifchen Ereigniffe Kurheſſen dem Königs 
reich Preußen einverleibt worben tft, muß es ſich fragen, welche Stellun 
fünftig bie Juftizvermaltung der neuen Provinz einnehmen fol. 
weiß nicht, weiche Abfichten in diefer Beziehung die Preußiſche Regierung 
best, Defien aber beicheidet ſich jeder Vorurtheilöfreie gern, daß das 
allgemeine Sutereffe, ſowohl der ehemals kurbeiliihen, als auch der preußi- 
ſchen ande erfordert, ſoweit als thunlich eine Gletchmäßigleit herzuſtellen, 
wie ſie allein den heutigen Bedürfniſſen entſpricht. Man braucht keines⸗ 
wegs daran zu denken, das geſammte materielle t, ſei es Straf 
fei es Givilredt, durchweg zu imiformiren — wad ohnehin nur allmählig 
mit größtem Aufwand an Mühe und Zeit ausführbar fein würde, — 
aber die Rüdficht auf das Ganze gebietet, ba man baldigft diejenigen 
Verſchiedenheiten insbeſondere der Suftizorganifation, ımd ded Verfahrens 
audgleicht, welche für den Berfehr nur Rechtöunficherbeit erzeugen. Zus 
mal, wenn bie Ansgleihung aud eine Verbefferung nad der einen oder 
der andern Seite enthält. 

Niemand kann ſich mithin darüber täufchen, dab bie kurheſſiſche 
Juſtiz mehr oder minder bedeutenden Wandlungen ſowohl in ihrer äußeren 
Organiſation, ald auch, da bad untrennbar ujanmenhängf, in ihrem 
inneren Karakter entgegenfieht. Die furheffifie Juſtiz hat einen, wie 
ich glaube, wohlbegründeten Ruf. Sie verdient es daher mit Schonung 
behandelt zu werden. Nicht blos aus Achtung oder Konnivenz gegen 
fie jelbft, jondern zugleich deshalb, weil es, follen anders die Vergroͤße⸗ 
rungen Preußens durch die neuerworbenen Gebietötheile ihre volle und 
wünjchendwerthe nationale Bedeutung haben, gilt, dad Gute auch um 
Preußens willen zu erhalten. 

Unter allen Umftänben ift e8, ehe bie Gefepgebung beftimmte Pläne 
der Berichmelzung aufftelen mag, dringend geboten, ſich die volle 
Kenntniß der gegebenen Derhältni e zu verſchaffen. Und dies tft Teined- 
wegs leicht. Wer fich irgend mit der Beobachtung der Juſtizzuſtände 
anberhalb jeine8 partikularen Geſichtskreiſes beichäftigt hat, weiß, daß 
es zwar möglich tft, ſich die Kenntniß vieler pofitiven Einrichtungen, der 
beftehenden Geſetze, der Rechtsſprüche, Kurz alles deifen zu verhhaffen, 
was fihtbar in fertigen Nefultaten entgegentritt, daß es Dagegen unend- 
lich fchwer, ja faft unausführbar ericheint, ohne unmittelbare Erfahrung 
in dad innere Werben und den Geift einer fremden Rechtspflege einzu- 
dringen. Gerade darin gewahrt man bei jorgfältiger Erforihung in den 
verichiedenen Theilen —— Gegenſätze, welche die Herſtellung einer 
wahren Rechtseinheit weit ſchwieriger machen, als die Meiſten glauben. 
Mit der Schöpfung gemeinſamer Legislationen iſt noch lange nicht die 


 ftellung dad Mefen der kur 
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Einheit hergeſtellt, wenn fich zeigt, daß auch dad gemeinfame Geſetz doch 
—* in verichiebenem Geifte gehandhabt und zerjplittert werden fann. 
Daher kommt ed bei der jebigen Lage Kurbeffens vor Allem dar: 
auf an, ſich ein getreues Bild nicht nur von den äußeren Inftitutionen, 
fondern von dem Karakter jeiner Rechtspflege zu entwerfen. Die volle 
Meberzeuaung von dieſer Nothiwendigfeit beitinmt mid, dem Wunſche 
der ebattion zu entiprechen und, bevor von den einzelnen Einrichtungen, 
welche ber Affimilation entgegengehen, die Rebe ift, im einer funzen Dar- 
h ſiſchen Sulti zu fchildern. Ich werde mid 
en — —A— Dre her 5 ne Kurbeffens u mar zu 
verfahren. Bielfache Erfahrungen, die ich außerha rheſſens zu machen 
Gelegenheit gefunden, ehe mich dazu trotz langjährigen Dienftes in ber 
kurheffiſchen Brarts befähigen. 
Wo der Geift der Rechtöpflege geſchildert werben fol, muß zu⸗ 
vörderft von den Suriften, ald den Trägern berfelben die Rede fein. 
Die, wie in Kleinftaaten gewöhnlich der Fall, verhältnigmäßtg nicht 
geringe Zahl der Zuriften refrutirt fie) thatſächlich and allen Ständen. 
Daß freilich der Adel, der Offizteräftand und manche höheren Kretie der 
Gefellſchaft nicht gerade häufig ihre Söhne für die juriftiiche Laufbahn 
erzogen haben, ift ebenfo begreiflid, wie der andere Umftand, daß im 
Durchſchnitt, namentlich in der lebten Zeit, aus den niederen Schichten 
nur wenige Zuriften heroorgegangen find. Während von ber einen Seite 
die Karriere ded Suriften weder an Geld, noch an Ehren, wohl aber 
an Mühen und Anſprüchen reich genug erſchien, um fie leicht einem anderen 
Beruf nachzuſetzen, machte fie zugleich durch die Studien und die langen 
Fahre eines gehaltlofen ‚Sorbereitungßbienfiee Anforderungen, welche von 
gänzlich Mittellofen oder ohne befondere Vortheile faum g übermältigen 
waren. Das Hauptkontingent lieferten geraume Zeit die Beamtenfamilten 
unb ber beijere Bürgerftand. Indeſſen Iaffen ſich genug noch vorhan⸗ 
dene Beiſpiele bis in die hoͤchſten Spiten der Suftiz hinauf nachweifen, 
welche beftätigen, daß ber Eintritt und das Fortlommen in dem Juſtiz⸗ 
dienft, häufig von andern Rückſichten, als blos der Befähtauna, aber in 
feiner Weiſe von Abftammung, Rang, Reichthum und dal. abhängig war. 
rüber reichte die a derjenigen, welche fich zu dem Studium 
ber Rechte entichloffen, mehr als bin, um das Bedürfniß zu deden. 
Kurheſſen bat in Hinficht auf die Konkurrenz zum Staats und insbe⸗ 
Ionnene Iuftizdienft jo gut feine Schwankungen erlitten, wie andere 
er. 


In den 1840er Iahren war der Zudrang fo reichlich, daß noth⸗ 
wendig eine Heberzahl von Aſpiranten entitand. Selbſt die Reformen 
von 1848 vermocdhten nicht, diejelbe zu fonjumiren. Dagegen war ed 
eine natürliche Folge der haſſenpflug'ſchen Reaktion, welche aus befann- 
ten Gründen mit vollem Drud auf die Beamten fiel, daß die 
Neigung zur Jurisprudenz, fo I fie traditionell eingewurzelt fein 
mochte, gerade in den Kreiſen weſentlichen Abbruch erlitt, welche biöher. 
den meiften Nachwuchs geliefert hatten. Die Beamten felbft, namentlich 
die höheren, waren fichtlidh bemüht, ihren Söhnen das Studium der 
Rechte abzurathen. Die ungleich lohnendere Erfolge, welche die Thätig- 
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feit des Handeld, der Induſtrie, der techniichen Fächer vor Augen 
ftellen begann, trugen diejelbe Abneigung auch in andere bürgerliche Kreiſe. 

Aus den Zahlen der Univerfitätd: und Prüfungsregifter würde 
fi ohne Zweifel augenfällig belegen laflen, in welchem Maaße das 
Studium der Rechtswiſſenſchaft, wie überhaupt jeded für den unmittel⸗ 
baren Staatödienft prädeftinirende Studium abmahın, während 3.3. das 
der Medizin in gleichem Verhältniß ſtieg. Wenn gleichwohl die Aus: 
fichten der Suriften nicht fliegen, die Dauer der Wartejahre ſich nicht 
verfürzte, fo lag der Grund darin, daß die Umgeftaltung der Suftiz von 
1851 verbunden mit einem faft leidenjchaftlichen Triebe der Erſparniß 
jelbft noch dem verminderten Zudrang zuvorfam. Erſt in der jüngften 
Zeit hat allem Anſcheine nad) die alte Vorliebe für die Juſtiz in den 
Kretien, welche ihre Söhne für ein Uniwerfitätäftudium erziehen, wieder 
mehr Raum gewonnen, umd ed hat fich and die keineswegs zu unters 
ſchätzende Gefahr, welcher Nie) forgfame Beobachtung nicht verjchliehen 
durfte, nemlich die Gefahr, daß gerade die Kreife, welche durch eine 
allſeitige Bildung und aute Erziehung die fühigften ımd ihren Beruf 
am reinften auffaflende Kräfte zu liefern vermodten, für die Nachzucht 
der Juſtiz immer unfruchtbarer werben würden, einigermaßen vermindert. 
Denn die Erfahrung darf man auch in Kurheſſen ausſprechen, deß in 
jene widerwärtige, erihlühtige, das Publitum bedrüdende und ſeine 
Bechtungelegenheiten nur als das Objekt der in dem Amte übertragenen 
Allgewalt betradhtende Stimmung am leichteſten ſolche Richter verfallen, 
welche aus geringen Lebensverhältniſſen hervorgegangen non bem. ftolgen 
Gefühl der Würde geblendet werden. 

Die Boraudjegungen für den Juſtizdienſt find Die gewöhnlichen. 
Nachdem dad Gymnafium mit dem Zeugniß der Reife abjolvirt ft, wird 
nad den noch beftehenden Geſetzen und Regulativen (Minift. Ausichr. 
vom 20. Mat 1827 und Gef. vom 29. Dftober 1833) mindeſtens drei 
Jahre hindurch (6 Semefter) auf der Univerfität das Studium ber 
Rechtswiſſenſchaft getrieben. Ein Jahr lang muß zwangsmäßig die 
Landes tat Marburg beſucht werden. Die früheren Zmwangs- 
vorfchriften über den Beſuch gewiſſer Vorlefungen find zwar durch ein 
Minifterialrejfript vom 26. September 1847 dahin ausgelegt worden, 
daß ein desfalſiges Atteft nicht mehr Vorbedingung für die Zulaffun 
zur Prüfung fei. Aber die Suriftenfatultät erſtreckt ihre Prüfung au 
alle die früher bezeichneten Hauptdigziplinen ), Pandelten, tömilde Rechts⸗ 
geſchichte, deutſches Privatrecht und deutiche Rechtsgeſchichte, Civilprozeß, 
Staats⸗ und Volkerrecht, Kirchenrecht, Strafrecht und Strafprozeß. 

Nach Beendigung des Univerfitätsftudiums bat nemlich jeder Studi⸗ 
rende ber Rechte, weldyer in den Staatödienft treten will, eine öffentliche 
Prüfung vor der Juriſtenfakultät zu Marburg zu beitehen. Dieje trägt, 
wie feicht u ermeſſen, den Karalter des Theoretiſchen an ſich, was auf 
der Univerität und, wie ed gewöhnlich heißt, injonderheit auf der Lan⸗ 
beöumiverfität gelernt ‘worden fein Tann. Indeffen muß zugeftanden 
werden, dab im Durchſchnitt die Webereinftimmung bes Urtheils der 


1) ©, dad Zeugniß bei Ortloff, Methodologie S. 204. 
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Fakultät mit dem Ergebniß der gleich zu ermähnenden Staatöprüfung, 
ne hie früherer Zeit, für beide eine Garantie der Richtigkeit dars 
aubieten fchien. 

Wozu freilich das Univerfitätgeramen fortbeftanden hat, wenn da⸗ 
neben noch eine Stnatepräfung eriftirt, iſt eigentlich nicht abaufehen. 
Die Fakultätsprüfung Ilieht eben nur die Lehrzeit der Univerfität ab 
eröffnet aber noch nicht den Staatödienft. Zu lehterem Behufe muß ji 
der Zurift von der Staatskommiſſion zu Kaflel eraminiren laffen, welche 
aus drei Mitgliedern der höheren Gerichte befteht Die Anforderungen 
find eine unter Klaufur, im fertigen Konzepte. während eines Tags, 
unter einziger Beihülfe des Corpus juris anzufertigende Civilrelation, 
jodann eine mündliche, für den Cinzelnen etwa zweiltündige Prü- 
fung über diefelben Disziplinen, welche den Gegenitand des Fakultäts⸗ 
erameng bildeten. Die Zuverl Inte und Gerechtigkeit der Refultate 
tft, jo viel befannt, nie im erhebliche Zweifel gezogen und der die ver- 
ftändige Mitte zwiichen dem rein boftrinellen praftifchen Stand» 
punft einhaltende Zufchnitt oft anerfannt worden. Bejondere Borübung 
machte. ür die Meiften nur noch dad Erforderniß der ſchriftlichen Ar- 

eit nötbig. 

Für die Zeugniffe hatte man jeither die Grade: diemtig ge ut, 

jehr gut und ausgezeichnet.) Bon dem erlangten Grade aber bing 
eine wihge in den daran geaogenen Konfequenzen kaum gerechtfertigte 
Solge ab. Wer nemlich in dem jchriftlihen Theile der Prüfung min- 
beitend das Prädikat „gut,” im mündlichen „jehr gut” erwarb, wurde 
jofort als Neferendar zu einem Dbergerichte zugelaffen. Ein geringeres 
Zeugniß in einem ber beiden Theile befähigte nur zum Vorbereitungs- 
dient als Praktitant bei den Zuftizämtern- Welch bedeutender Unter: 
Iieb darin og tft Mar, wenn man bedenkt, dab bie Thätigkeit bei 
en böberen SKollegialgerichten ben Neferendaren eine ungleich befiere 
und reichere Gelegenheit der _feineren wiljenjchaftlichen Ausbildung und 
zugleich ben nicht geringen Bortheil perſoönlichen —5 mit denjeni⸗ 
gen darbot, von denen, wie ſpäter zu erwähnen ſein wird, ihre weiteren Aus⸗ 
ſichten abhingen. Einige Jahre * war das Miniſterium geneigt, 
auch die Praktikanten auf Wunſch zu den Arbeiten der Obergerichte zu⸗ 
zulaſſen. Indeſſen wurde ſpäter, wie man ſagte, vu Verlangen des 
Kurfürſten, das ſo gut, wie ganz abgeſtellt, alſo eine ſcharfe Trennung 
der, zwar zeitweiſe zur lemung des Dienfte8 an die Untergerichte 
fommanbdirten, aber fonft ungleich beffer fituirten Obergerichtöreferendaren 
von ben Amtspraftifanten, die vergeblich nad) der Schule des Obergerichts 
ftrebten, aufrecht erhalten. 

Die Webung während der erften Sahre des Vorbereitungsdienftes 
war für die Referendare duch Regulativ im Ganzen wohlgeordnet, wenn 
auch theilweiſe zu raſch wechſelnd. Als Baſis galt von jeher die Aus—⸗ 
bildung bei dem Civilſenat während mindeſtens eines Jahres. ee 
von -Sefretariatäarbeiten, Konzipiren von Verfügungen, Regiiter fü run 
gen und dgl. erhielt jeder Nererenbar feine Zutheilung von Alten, in 


1) ©. die Mittheilung bei Drtloff a. a. O. ©. 208. 
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Zeit zu vollftändiger Kımftrelation, nachdem das vereinfachtere 
abren bie {m ungen unüblich gemacht bat, zu kormoferem rift⸗ 
lichen oder mimdlichen — Beſcheidsentwurf oder Dekretur; Alles 
unter Kontrole eines Gerichtsmitgliedes, das den antigen Korreferenten 
dieſes oder jenes Referendars darſtellte. Dann durchlief man in ähn⸗ 
licher Weife den Kriminalſenat, die Staatsprokuratur, das Untergericht 
Die Moͤglichkeit einer allfeitigen Ausbildung replte alfo nit. Die 
Sufttzamtöpraftifanten hatten fich ihrerſeits unter der Leitung ihres Amt⸗ 
mannes, mit allen Altugriats⸗ und Richterarbeiten befannt zu machen, 
welche ein Untergericht barbietet. Was fie zu vermiften Urſache hatten, 
—— jofern nicht ihr Chef trop des Einzelrichterthumd Dazu 
ondere Vorliebe oder Aufopferung genng bejaß, war die Anleitun 
zu umfaffenderen, auf höhere wiffenfchaftliche Anforderung und Kri 
geftellten Arbeiten. 
Nachdem auf folhe Weiſe die Schule bed Vorbereitungspienftes 
alffeitig ausg worden, kam als entfheidender Wendepunkt die Zeit 
ber fog. Qualifikation. Kurheffen hat nemlich feit Ende der vierziger 
Sabre ein zweites oder gar drittes Examen nicht mehr gefannt. Bis 
Fe war e8 Brauch, daß diejenigen, aber u nur diejenigen, welche 
auf eine Nichterftelle in dem Obergericht reflektirten, ſich einem zweiten, 
dem fog. Affelforeramen vor der oben gedachten Staatöpräfungsfonmiffton 
unterwarfen. Die Anforderungen waren außerordentlich fcharf, nament- 
lich in der Kunde des Landesrechts zu einer maßloſen Auswendiglerneret 
wingend. Der Lohn jo, übermäßiger Anftrengungen lag in bem freilich 
? ehr lodenden Gewinn, daf daB glüdliche Beftehen bei nächfter Gelegen- 
beit die Ernennung pam wirklichen Obergerichtsaſſeſſor mit Stimme und 
Gehalt brachte. Im Jen wurde ed allmählich, und ficher mit vollem 
N nee der eglerung, unter allen Umftänden let nach be⸗ 
ſtandenem Affefloreramen auch die künftig für das Obergericht beſtimmten 
Referendare doch zunächſt nur zu Amtöaffefforen zu ernennen und folange 
in diefer Stellung zu laſſen, als zur Erprobung ihrer richterlichen Thaͤ⸗ 
tigkeit und zu ihrer eigenen Erfahrung erforder ic erfinten. Brachte ſo⸗ 
nad das af oreramen nicht mehr, wie früher, alsbald eine Obergerichts⸗ 
telle, jo war fein Hauptvortheil für den Kandidaten dahin. Da man 
ch zugleich von andern Seiten ber Immer mehr von der Unnöthigfeit 
überzeugte, fo wurde daſſelbe zwar niemals formell aufgehoben, aber 
* Fr und Billigung des Miniftertums gänzlih außer Uebung 
acht. 
Seitdem war [er da8 fernere Schickſal allein die ß . Dualifi- 
kation, daher das Endztel alles Strebens, entjcheidend. AU —* nach 
en auch außer der Reihe über Einzelne, hatte ſedes Obergericht 
über fäntmttiche bet ihm umb in feinen Untergerichtsbezirken vorfindliche 
Vorbereitungsdiener tabellariſch fich auszuſprechen, wie es mit der Be⸗ 
fähigung ftehe. Gewöhnlich trat dieſer kritiſche Augenblid nach brei- 
ober vierfährtgem Dienfte ein. Im der Tabelle waren verfchtedene Aus 
brifen der Befähigung für daB Richteramt, für die Staatsprofuratur, 
das Aftuariat u. few. Es wurde mithin feftgeftellt, ob f Femand 
den einen ober den anderen Poften eigne. Das war jehr leicht 
Zeitſchr. f. Gefopgebung u. Rechtspflege. I. 2 





“waren, den Zöglingen der Inſtizämter die Qua 


"bahn hatten, wenige Vorliebe gefunden. Nur aus befonderen 
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und einfach hinfichtlich der Dbergerichtöreferendare Denn, daß dies 


jenigen, die man in unmittelbarem Verkehr einige Zeit beobachtet hat, 
Hiherer Ihn tartren find, als es in dem forgfältigiten Eramen möglid, 
bedarf Teined Beweiſes. Schwerlich find bei ber Beurtheilung dieſes 
Theild der VBorbereitungddiener oftmald Zweifel oder Hurichtigt ilen ein⸗ 
getreten. Schlimmer ftand es freilich für die dem Gerichte unbelannteren 
Praktikanten, denen daher nach Befinden wohl noch eine Probearbeit 
zugemuthet wurde. Allein, da niemals die Obergeni te dahin geftimmt 

ifikation zu erichweren, 
fo dat fih meines Wiffend aud von dieſer Seite feine Klage fund» 
egeben. 


Hieraus erflärt fich denn bie Entbehrlichleit eined zweiten Examens. 
An deifen Stelle trat die auf Erfahrung nad) Angabe der jeitherigen 
Leiftungen gegründete Zbürbigung der Obergerihtee Dabei konnte man 
fih vollkommen beruhigen, und die zu dem alten Affefjoreramen großen» 
theil8 nutzlos konſumirte Zeit und Arbeitöfraft beiler verwenden. Aller⸗ 
binge ericheint aber eine ſolche Maßregel, wie die Qualifikationsfeſt⸗ 
ſtellung, mm durchführbar, joweit die Verhältniſſe geftatten, ein Urtheil 
über die ganze Perjon zu gewinnen. Ob das ferner möglid fein würde, 
wenn die Sonderftelung Kurheſſens aufhört, und der bis jeßt enge Kreiß 
ji) erweitert, mag eine offene Frage bleiben. ber foviel fteht feft: 


- Die freie Beurthetlung nad der Zotalität der Leiftungen bat fi in 


Kurheſſen vollkommen bewährt. 

Wenn ſich irgend eine Schwäche an dieſe Qualifikation knüpfte, 
I lag fie, wofür jedoch ganz andere Faktoren verantwortlich zu machen 
ind, darin, daß gemäß Damit allzu definitiv über die geſammte Zu⸗ 
funft entichteden wurde. zum Richter befähigt erflärt wurde, dem 
ſtand damit jede Laufbahn offen. Mit Erreichung diefes höchſten Zieles 
war Alles erreicht, was im Vorbereitungsdienſt zu eritreben." Von da 
an Eonnten folgeweiſe die Dualifizirten ihrer Neigung folgen, bei Aus 
wälten arbeiten, Beauftragungen aller Art annehmen und dgl., bis bie 
Zeit der Anftellung herankam. Dagegen ſchloß die Verſagung der Richter⸗ 
qualifikation im Weſentlichen jede Ausſicht auf eine andere als die Al 
tuariatds und Sekretariatslaufbahn aus, 

& kann nur ald Audnahme gelten, wenn fich Später noch ein in 
dieſe Klaffe gewiefener Surift zu einer Richterftellung emporarbeitete. 
Ehe ließ ſich allenfall8 zur Advofatur übergeben; indeſſen war au das 
h ten; und ebenfo felten war e8 im Ganzen, daß aus dem Advokaten⸗ 
tande Richter genommen. Die Staatsanwaltichaft hatte bald, wie anders⸗ 
wo, einigermaßen thre aparte Situation, die aber den Wehergang von 
und zu dem Richterftand in feiner Weife ausfchloß. Im Uebrigen waren 
Richterſtand, Advokatur und Altuariat faktisch getrennte Klaffen. 

Was inſonderheit die Anwaltichaft — a bat fie früher unter 
denjenigen, weldye durch ihre Qualifikation Ausſicht auf die Dean 
ründen, 
namentlich wenn krotz des Befähigungszeugniſſes aus politiſchen oder 
perjönlichen Rückſichten bie —— —528 als Richter ab⸗ 
geſchnitten erſchien, wurde die Advokalur nachgeſucht ertheilt. Man 
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kaun alſo fchwerlich anders en en, als daß fowohl von ber Regierung, 
wie and) ne den Zuriften elbft die Stellung Anwaltes als eine 
oft als ein Bien im Vergleich zu gu ber Richterftellung 
tet — iſt, und aus einer Reihe von bachtungen würde 
de — — wie ſehr der — unter Nele Meinung 
Erft in der of ften Zeit hat fih das Verhältniß umge 
—* die öffentlichen Zuſtände dem ham jeden Nimbus 
zu nehmen an gelben waren nd indem zugleich bei großen nforderungen 
an die Tüchtigt bie Richtergehalte immer mehr in Mißverhältniß zu 
den gefteigerten Lebensbedürfniſſen ge mar ed unvermeidlich, daß 
wie anderöwo, ſo au in gr effen, beffere Köpfe ungleich —7— No auf 
die lohnen endere Abvofatır en begannen. Be Gefahr darin 
liegt, wenn dad Talent dem Richteramte entfremdet wird, und wel 
bie Heilmittel einer jolden Dlörung bed wünſchenswerthen Gleichgewichts 
find, Er „vier z night angeführt werden. 
alfo in Heſſen, wenn mir m Dem öffentlichen Di 
nifterhn fen, "das zwar — ungen und theil 
weiſe auch ſeine eigenen Erfolge —*— — e * ſich zu Po 
eigenen Kaffe > von Suriiten —— ba affen von Suriften, 
Richter, Anwälte und Altuare. Jede —* leer: —* ——— 

Bon den Unterarten, der Aktuare, Sekretare und dal. in dem ſub⸗ 
alternen Dienft t ausführlicher au handen, ift überflüffig Die Bel Bi 
tgng ergibt ſich von felbft Wohl aber muß der Unterſchiede gedacht 
werben, welde die Anwälte und Richter treffen. 

Die Anwälte zerfallen in Untergerichts⸗ und Obergerichtsanwälte, 
je nachdem fie, da in Heſſen bie Anitellung ald Anwalt ftets für be 
ftinmte SL: erfolgt, für eine Anzahl von Untergerichten, mit Zus 
weilung des wohn iged an dem einen Amtsorte, oder für ein Obergericht 
erfolgte. ein | Harfer Gegenſatz zwiſchen den Obergerichtö- ober 
—ã— und den Untergerichts⸗ oder Landadvokaten hergeſtellt. 
Man begreift leicht, deß den teren in einer der Provinzial ädte, wo 
die Obergerichte qh befinden, eine gan mb F e bereitet it, als 
den bereinge elt in Sanbftäbtden und item 36 en Amtsadvolaten. 
Die rechtliche Wirkung’ bed Gegenſatzes, bie eier eine hoͤchſt bedeut⸗ 
ſame war, Mi zwar durch bie neueren Gerichtsordnungen ben 
gefallen; allein der thatſächliche Einfluß ber vericjiebenen = 
und Umgebungen, unter denen die Advofatur getrieben dauert 
natürlich fort. Ich ſpare jedoch das Nähere die —E auf, 
an bie Situation des Anwaltftandes überhaupt etwas genauer 


zu bef 

—* mannigfa ertheilt ſig ‚die AT pe, Ein Theil 
Davon tus * Unter Unger ten au, —* e als —S 
das ganze Pa erſtreut find, (0 tft wiederum von vorn herein wenig⸗ 


jtend den langjä eigen Amtörichtern — ein ans —8* Karakter 

aufgevrä gt, ai ben 9 ae Bortheit der R Mange en Uebung 
e der unab Bortheil der Kolle —— a ae bes 
ich jein; —* neben fo oft in den 
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wandheit und Lebenderfahrung getroffen werden muß, bie den Richtern 
des grünen Obergerichtstiſches a sr 

Indeſſen iſt die richterlihe Juſtizamts⸗- und Obergerichtsfarrieve 
egen einander feineswegd abgefchlofien. Eine Zeitlang hatte es faft 
en Anfchein. Allein gegenwärtig ift das fo wenig ber Fall, daB, wie 
oben bereit8 bemerkt, jeder Obergerichtsaſpitrant von ber Pile auf, eo 
erft als Amtsaffeffor, gedient hat, ehe er in das Obergericht tritt. 
ift ferner, wenn auch umgelehrt das nur eine Ausnahme war, bag ein 
DObergerichtömitglieb wieder in eine Untergerichtöftelle zurädtrat, gar feine 
Seltenheit geweien, daß ältere Unterrichter in die Obergerichte gezogen 
wurden. 

Mit einem Worte: im Ganzen war bad Verhältniß ein natürliches 
angemefiened. Einer Neihe von jüngeren Kräften jah e8 Jedermann 
von vorn herein an, daß fie, nicht nad) untechten Nebenrüdichten, ſondern 
nach ihrem ganzen Zuſchnitt gleichlam geborene Obergerichteleute feten. 
Ob diefe Erwartumg fidh erfüllte, hing davon ab, wie fich das Oberge⸗ 
richt felbft demnächtt über ihre unterrichterlichen Leiftuimgen ausſprach 
In der Regel wird die Regierung nicht ohne biefe Garantie mit ber 
Ernennung zum Obergericht vorgegangen fein. Hoͤchſtens war bie und 
da die Staatsanwaltichaft, deren hierarchiiche Gliederung dieſelbe in viel 
unmittelbarere Beziehung zu dem Minifteriun brachte, eintgermahen 
eximirt. 

Auf Fre Weiſe find den Obergerichten die tauglichen Kräfte ohne 
Mühe zugeführt worden. Für Manche war das dad erwünſchteſte 3 
Allein f wenig ift die Meinung die, da8 Unterrichterthum ald eine nie 
drigere Stufe anzufehen, daß, abaejehen von den zeitweiligen Konjunk⸗ 
turen, welche in dem lehteren Ichneller einen leidlihen Gehalt verfprachen, 
recht tüchtige Zuriften aus reiner Neigung eine Juftizbenmtenftelle ber 
Obergerichterathöftelle vorzogen, oder doch um des Poſtens felbft willen 
nicht darnach ftrebten. 

Man kann alfo im Ganzen fagen, dab bie Möglichkeit gegeben 
war, den verjchiebenen Fähigkeiten und Neigungen gerecht zu werben. 
Einzelne Bevorzugungen oder Zurüdjegungen, deren es immer zu bes 
Magen gibt, mögen dad Gefammturtheil nicht beeinträchtigen. 

Beſondere Erwähnung verdient noch das Oberappellationsgericht: 
eigentlich das hödjite erreihbare Ziel des Strebens tüchtiger Zuriften. 
Denn die paar Stellen, die vielleicht an Einkommen oder Anfehen nodh 
barüber binauslagen, Direftoren- oder Präfidentenftellen, find von den 
Einzelnen kaum in Rechnung gezogen, oft nicht einmal gewänfcht worden. 
Der bewährte Ruf des heffiſchen hochſten Gerichtshoſs beweift, Daß man 
bon jeher auf Auswahl der beften Kräfte bedadyt war. Man kann ſich 
bavon aus dem geſchichtlichen Abriß, den Kulenkamp zur bumbertjähe 
rigen Sälularfeter deſſelben geſchrieben hat, überzeugen. Wenn auch 
bereit8 unter bem eriten Haſſenpflug'ſchen Miniſterium im ben 30er 
Jahren wentgftens von ber einfachen Reihenfolge der Kapazität einiger- 
maßen abgewichen und auch nachher manchmal die Geſinnungstüchtigkeit 
mehr als erwünſcht mitberädfichtigt wurde, fo ift doch Damals nie das 
Vertrauen auf die richterliche Unabhängigfeit erſchüttert worden. Wie 
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wenig Urſache war, die Selbftftändigfeit der verlüchen gie 

zu vermillen, lehrt die Geſchichte des Tordan’ichen Prozeffed zur —* 
Geſetzgebung vor 1848 verlieh der Stände — * das Vor⸗ 
ſchla neh Jedermann weiß, daB bie paar Ernennungen aus ber 
Epode, in welder die Stände, und zwar ohne alle Nebenrüdficht, nur 
nad der Befähıs ung durch wiſſen und Karakter, die Präſentation aus⸗ 
übten, zu den oftefticften gehörten. Ganz anders, jeit Hafjenpflug nach 
Umſturz jenet ches Darauf auäging, einen en Syſtem fi ein- 
fügenden Gerichtshof zu bilden Ibftverftändlic, ne nun die polis 
tiſche Gefinnung * erſte, oft der einzige Maaßſtab ber Würdigkeit. 
him —— ungerecht über alle. jene Ernennungen, welche die 50er Jahre 
He bad gleiche Urtheil pi fällen; Pr es war vielleicht 
See —* ungerechtfertigt, wenn allgemeine Meinung das Fa 

ericht fo fehr in dem Anſehen finfen ließ, ald wirkli 
Aber eine Thatſache iſt es, die nicht geleugnet werben ac, 
je st nur in F auf die Unabhängigfeit, fondern auch in Bezug 
hir bie techniſchen em tungen Das Vertrauen arg erjchüttert ımb bie 
en Uriheil — wurden, Der Schwerpunkt der Juftiz wurde, 
—* ji m br bemerlen ließ, aus der oberfien im die SRittelin! 


a ie alte Zeit brachte auch darin einige Beflerung, wenn⸗ 
u lange mi ner dem Maaße, wie es e erjehut wurde. Der Konflikt 

jepung ift erft mit dem Ende Kurheffens zu Grabe getra⸗ 
—* worden. 


Nach dieſem kurzen Abriß wird es möglich fein, den Bildungs- 
die eg un >uuöfichlen der heſſiſchen Zuriften zu überſehen. 
3. ſagr trifft faſt alle. Unter den dargeſtellten Normen und 
Gewohnheiten iſt jo ziemlich die ganze noch in Thätigleit befindliche 
Generation in den Dienft getreten und aufgewachſen. Nur einzelne 
Beamte ragen mit ihrem Lebenslauf noch in eine ältere Zeit bin. in 
der © ed üblich war die Praxis friichweg von der Nniverfität ber 
obalb has ; Ohnatterumen beitanden, mit der —— 
sinn brigen trägt nad) den Geiten bin, we ee 
gi De fu bie —— Juftiz fett 1821 uud inbefteng eit 
1830 einen ſehr ftetigen Karakt 
Nothwendig hängt dies, wie man leicht einſieht, mit der Stetig⸗ 
keit der gefammten Iuftizorganifation zuſammen. Aus dem bis Pr 
Para 1 gen hervor, daß Kurheſſen bie gewöhnliche Dreitheilige 
erichte befigt: das Oberappellations er für as * 
and, % Obergeriihte, ala Mittelinftang und 88 Iujtigämter, als Ein la 
te der unteren Inſtanz. Diele Einrichtung b ei im Veientfi en 
eit 1821. Bis dahin, hatte Kurheſſen eine ebenjo bunte Menge ges 
— ichtlich bergebenäter —— m —— gepabt wie andere 
Länder; namentlich für die untere In Die mittlere Gerichtsbap⸗ 
tet hatte fih immerhin einigermaßen I den Regierungen und Kon⸗ 
entrirt. Das Oberappellationdgericht eftand bereits ſeit 
dem 1742 erlangten ‚privilegium de non appellando. Allmählig bat 
die Staatsgerichtsbarkeit jede andere, Art von Gerichtebarfeit, namentlich 
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bie moniale und Tonfiftoriale, volli abjorbirt Die 5 Sonber- 
gerichtäbarkeit, welche noch eriftirt, ift die Milttäritrafgerichtäbarlett. 

Bon 1821 ab find nun folgende Veränderungen unternommen 
worden. Ein Organtfationdgefeg vom 1. Februar 1849 ftellte 6 Ober: 
gerichte, anftatt der früheren 5, ber und führte Schwurgeridhte für alle 
Obergerichtsbezirke ein. Haffenpflug reduzirte die 6 Obergeridhte auf 2 
und Dildete 9 Kriminalgerichte, ſchon darım ein ſchädliches und fiets 
wiberwillig empfundenes Erperiment, weil dieſe nicht durchweg mit 
ftändigen Richtern befebt, fondern von dem Dirigenten durch Zuziehu 
von Sufttzbeamten ergänzt wurden. Bom Jahre 1864 an wurden endlich 
wieder bie alten 5 Obergerichte reftaurirt und die Kriminalgerichte auf: 
gehoben. Von untergeorbnetem Dead tft es, daß die Zahl ber Juftiz⸗ 
amder durch Zufammenlegung und Trennung einzelner Untergerichte 
efnigermaßen variirte. Dermalen eriftiren, nad; Abtretung bed Amtes 
Raubeim an Darmitadt, noch 87 Untergerichte, während e6 deren 1822 
nur ter {old Berhältniffen, die im großen © ſeit eh 

nter ſolchen Verhältniſſen, die im großen Ganzen ſeit mmmehr 
ff 50 Jahren an ben Grundzügen ber Gerichtseinrichtungen, wenn 
wir von der Einfügung der — abſehen, an den 
Juriſtengerichten ſo gut, wie Nichts geändert haben, und die, trotz mancher 
äußerlicher Unterfchtede, der Hauptſache nach auch ſchon vor 1822, ja 
ſelbſt die ganze zweite Hälfte des vorigen Jahrhunderts hindurch vor⸗ 
handen waren, konnte fid) der Karakter der beit! n Suftiz zum Mindeften 
ohne Sg von außen ger entwideln. Oft genug if ber Mangel 
an —— eit und die übergroße Bedenklichkeit in der Legislation und 
Organiſalion der Regierung zum Vorwurf gemacht worden. Mit Sach 
allein die gute Seite hat jene Stimmung gehabt, daß bis auf die höchft 
unpaffenden Schöpfungen Haflenpflug’s, in den 50er Jahren die kur⸗ 
heſſiſche Sufttz mit Experimenten —** worden iſt, die nirgends übler 
asebragt find, als in dem Gebiet der Rechtspflege. Gerichtseinrich⸗ 
tungen kann Niemand vernünftigerweiſe auf wenig Jahre ſchaffen und 
na wenig Sahren umgeftalten wollen. Die Unruhe der äußeren Formen 
des Gerichisorganismus wird fi) allemal dem inneren Leben mittheilen, 
eine Ungleichmäßigkeit der Methode und Sprünge in ber Handhabung 
der Juſtiz erzeugen, welde von dem Publikum oft bitter nefühlt und 
nicht überwunden werben, felbft wenn tı der Neuerung an Ki ber größte 
Fortſchritt Tiegen ſollte. 

Daß dieſe Stetigkeit des Gerichtsweſens id großen Einfluß auf 
bie Entwidlung des ‚ganzen Karafterd ber kurheſſiſchen Juſtiz gehabt hat, 
daß fie derjelben zum großen Theil ihre Vorzüge, vielleicht auch mande 
Nachtheile verdankt, wird Niemand leugnen mögen. Freilich darf dabei 
dad Eine nicht überfehen werden, was den eigentlichen Ausgangspunkt 
und die Baſis des Rechtslebens bildet, bie Art bes ehefftieien olfs⸗ 
ftammes. Tiefer gehende hiſtoriſche Unterſuchungen über die Urſachen 
anzuſtellen, tft bier nicht der Ort. Begnügen wir uns, die he 
zu Tonftatiren, daß von Alters ber ben Kurheſſen eine lebendige ls 
nahme an der Rechtöpflege innewohnt, weldye bei Vergleich zu andern 
Theilen Deutſchlands jedem Beobachter der Volksanſchauungen geradezu 


— — — —— — — —— — 
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anffaien muß. Ich wüßte nicht, daß mir irgendwo ſolches Intereſſe 
nicht blos an celebren Schwurgerichtöfällen, ſondern an Civilentſchei 
dungen, für die Allgemeinheit burdaus obſkuren Ereigniſſen ber Gerichte, 
errtgegengetreten wäre, und Def ſich jo oft felbft bei Laien eine beinabe 
—* Urtheilsfähigkeit ge At hätte, wie dort. 
wiß nach der einen Seite ein günftiges Zeichen, infofern daraus 
chloſſen werden Tann, wie die Thättgfeit der Gerichte in nuiger Wech⸗ 
wi mit dem Vollsbewuſ ein ſteht und von dem allgemeinen 
echtsſinn getragen wird. Die Beweiſe dieſes Rechtsfinns find noch in 
Andenten. Gern wird man über die glänzenden Proben des⸗ 
‚die Ausfchreitungen bis zu unfruchtbarer oder ſchädlicher Recht⸗ 


haberei vergellen. 

Die Rechtspflege tft in Kurheſſen etwas durch und durch Einge 
lebtes, nichts Yrembed. Darin fand, gehegt durch eine feite, treu 
wahrte Gliederung, vor Allem der — 28 ſeine gute Orumbiape. 
Die volle Unabhängigkeit der Juſtiz, die Verweiſung des Richters ledig- 
lich auf Pflicht und Öefep wurde bereitd durch das berühmte Edikt vom 
26. November 1743, „ald eines ber wichtigiten Denkmäler felbftftändiger 
Gerechtigteitspflege in und außer Heſſen vielfältig gerühmt“, feierlich 
arantirt 


. 

Wie diefe Unabhängigkeit, namentlich von dem Oberappellations- 
gericht und zum Theil unter den umgünftigften Verhältniffen, gewahrt 
worden ift, davon gibt Pfeiffer in jeinem eben citirten Werke reiche 
Belege). Bielmal ift fie gegen mancherlei Mebergriffe des Landesherrn 
umd Ahminifieatiobe oͤrden vertheidigt worden). Daß Niemand an 
der Betretung des Rechtswegs behindert werden Tann, daß die Beur⸗ 
gelung, ob eine Sache ſich jum Gerichtsverfahren eigene, allein den 

ichten gebäher, daß ihnen die Kompetenz üher die Dertalfungdmäßig- 
feit der Geſetze und landesherrlichen Verfügungen zuſtehe, und dal, 
alle jene ch kun Dein ipien —ã, der Reaktion von 1850 
gera | aufige Uebung redhtäfräftig fe Ä 

ne jolde Stimmung, mit der felgen Wachſamleit und 
fern von jeder Schen die Unabhängigfeit und die ungeichmälerte Kom- 
petenz der Suftiz zu wahren, mußte, wenn gebegt von dem oberften 
Beridhtäbfe ihre Rüchwirfung auf alle Gerichte äußern. Daß ift denn 
auch in der That gefchehen. Und da dem angeborenen Rechtsfinn und 
ber gni Ber: te gegenüber, felbft das Minifterium und der 
Landes elber body immer wieder auf dem Boden ber althergebrachten 
und allgemein eingewurzelten Anfichten ftanden, jo erklärt ji zur Ges 
näge, daß ſich die Verjuche wider die Macht ber Gerichte nur weniger 
prinztpieller Siege rühmen konnten. Es erklärt ſich ferner zur Genüge, 
daß ſelbft in den trübften Zeiten und bei mancher oräntung der 
vordem gewohnten Nechtsäbung ber Gerichte, jener Zuftand der „Recht: 


1865, e al Zoer bei Pfeiffer, Die Sefbftftändigteit des Richterauited, 2. Aufl, 
R\ ———— Lu Attenftüde finden fih bei Pfeiffer S. 371 ff 
wörtlich mitgetbeiit 8 
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[ war. 

Die bärtefte Probe bat die Juſtiz 1850 und von da am weiter zu 
befteben gehabt. Wer in dem Verhalten der meiſten Gerichte im Jahre 
1850, in ihrer Stempelverweigerung, etwas Anderes ſieht, als den, 
von Dielen wer weiß mit welden qualvollen Sorgen erfauften Ausdruck 
der nothwendigen, inneriten Nechtsüberzeugung, verfündigt ſich an ber 

hei. Damals ift Alles aufgeboten worden, jenes Gefühl der Selbft« 
ftändiglett, das ein Sahrhundert lang jedem Richter eingepflangt war, 
—* — Hier und da nicht ohne Erfolg. Ich mag die Bolgezeit 
nicht ausführlicher ſchildern. Sener Mahnruf Pfeiffer's in der vo 
enannten Ei enthält ein bleibended Denkmal der damaligen Zıs 
Hände. Die Juſtiz bat Nö den Beichränlungen ihrer Kompetenz, der 
Einſetzung eines in Helfen bis dahin unbefannten Kompetenz» und eineß 
Disziplinargerichtöähofed fügen müſſen; fie bat den oftroyitten Verord⸗ 
nungen Folge geleiftet und dad Alles als Thatſache nen waß 
die Zuftände unabweisbar mit ſich brachten. Aber, ſoweit ihr geſchmẽ⸗ 
lertes Gebiet noch reichte, wurde wenigſtens die Arbeit in dem alten 
Geiſte unverdroſſen fortgeſetzt. 

Allmählig freilich hat die damalige Aera auch an dem innerſten 
Mark der Kechtöpflege zu nagen begonnen. Wenn audy niemals das 
Ideal erreicht, wenn troß des empfindlichen äußeren Druds der grö- 
Bere Theil der Juſtiz ſich rein erhielt, wenn felbit in dem Ober⸗Appel⸗ 
Inttonögericht ungeachtet der forgfältigften Auswahl lange nicht alle Er» 
warbungen im: Crfüllung gingen, — es war hohe Zeit, wieder ein⸗ 
zulenfen. 

Sei dem, wie ihm wolle Unvermeidlich, zumal in einem von fo 
tiefen Ge ar en zerrillenen Lande, jind auch unter den Richtern ver: 
ſchiedene Anfichten vertreten gewejen; und ebenjo unvermeidlich bat bie 

olitiſche und religiöfe Anfchauung haufig Einfluß auf die rechtliche Auf⸗ 
br ung und —— klung. Man kann nicht mehr fordern, ald daß 
er nach feiner beiten Ueberzeugung für das von ihm erkannte Recht 
eintritt. Den Glauben an dieſe Heberzeugungdtreue, die ed allein mög⸗ 
lich gemacht bat, dab fo fehr auseinander gehende Nichter dennoch Tolles 
ialiſch de ammen arbeiten fonnten, darf man im Ganzen dem kurheſ⸗ 
ſchen Richterſtand noch immer nicht vorenthalten. 

Wie befannt, liegt in der Kollegialverfafiung der Gerichte neben 
anderen Vortheilen, bauptjächlich auch bie Garantie ber richterlichen Selbſt⸗ 
jtändigfeit. Niemand Tann von dem Cinzelrichter- jene Unabhängigleit 
erwarten, zu beren Trägern bie Richterkollegien berufen find, In dieſer 

inficht ‚war es, denn das tft eine weitere Vorbedingung der Selbit- 
tändigfeit, ſehr günftig, daß längſt ſchon durch Die Verfaſſungsurkunde 
von 1831 $ 120. die abſolute Ständigkeit der Gerichte usge| rohen 
und die Zahl der Mitglieder der Gerichte, von denen das oberite nur 
aud wirklichen Räthen, die mittleren nur aus Näthen und wirklichen 
—8 — zu 6 121.) beſtehen ſollen, von geſetzlicher — 
abhängig gemacht wurde. Die abſolute —2 aller unſtaͤndigen, 
nur zeitweilig kommandirten Hülfsarbeiter iſt dann auch, nachdem fie 
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t blos dur die Errichtung der oben berührten Kriminalgerichte, 
Inden auch für die Obergeride, — aber niemald für das ae 
Tree angetaftet worben, 1 durch das Geſetz vom 28, Dftober 
anftionirt worden. ine Crgänzung des Oberappellationd- 
ge — nicht foͤrmlich ernannte Raͤthe kann gar nicht, bie eines 
dperich nur durch Mitglieder anderer Obergerichte ($ 22.) ſtatt⸗ 
Daß Einzelrichter im Falle der Verhinderung durch andere 
Guys erjept ober vertreten werben können, (8 8.) ver 
eht bon 
ben höheren Kollegien aber bat auch wieder die unterfte In⸗ 
ftanz üre Anlehnung. Mithin war es ganz naturgemäß, ba ſelbſt bie 
Untergerichte hob der — * ung ſich, was die Unabhängig⸗ 
feit der richt Fer Ueb Hr beirifft, biö auf wenige Ausnahmen 
ben —*5*— Geiſt bewahrt 
haupt darf man Fr wie ja in ı derfelben zeeile | ſchon Stimmen 
aus Hannover bezeugt haben, nicht voritellen, daß die Einzelgerichte fo 
verwerflich jeien, als die prinzipielle Borliebe für die Kolleg! ‚alberfallun 
Fe meint. Daß ben en bed rechtöfuchenden Publikums ’ 
* „are enden kann, lehrt bad ale Kurheſſens 
deutlich. will bier, weil es von dem Zwede abliegt, nicht aus—⸗ 
führen, m in Heflen die Juſtizämter beftanden und fo eftehen 
werben, jo lange nicht, insbeſondere durch völlige Umgeftaltung ber 
willigen Gerichtöbarleit und des Burmundichaftäwelend, die Kompetenzen 
ganz enden „anögemeflen werden Tönnen. 
erühre hier nur den Einfluß, welchen das Einzelrichterthum 
der uiefen Inſte auf den Gejamm matter ber — 2 einher! 
—8 umſomehr ern müſſen, als ja, wie * erwähnt, ſeit 
Ir 20 Jahren chat bg be che tigier —8 ſeine Laufbahn als Ju⸗ 
ginnen mü 
Pen euchtet ein, daß feine Stellung den Einzelrichter in eine weit 
vielfältigere und unmittelbarere Berührung mit a den ben bringt, als 
bei einem Kollegium ber Fall fein Tann. n —* —2 chen 
em da ve Seelen * —* —* ide Er | * $ men Ne die 
r en — er e —F üb 
ober 8 bene Verkehre mr; 
t8 * ter —A—— —* oft ehe Autorität, als der glän- 
allen wilfenihaftlichen chärfe lan am 
Mit Reſpekt vor diefer praktiſchen Erfahrung, bie fi von 
den Undergeri ten aus in die h höberen Gerichte verbreitete und von einer 
I ber tüchtigften Mitglieder der letzteren, welche aus ben Unterrich⸗ 
— en waren, — t wurde, ging noch ein anderer Vor⸗ 
nd in Sant. er in folder Wechſelwi Aung mit der Wirklichkeit 
en wie bier der Fall, muß kr endig.auf die praftiichen Folgen der 
Aetapfiege b den größten Werth legen. Unwillführlich traten ftets die 
Kempen der Rechtöjprüche, Dekreturen, Prozeßleitungen, der ganzen 
—* ung ber erechtigleit wor das "yruge Aus der Beobachtung 
en Öfette entipringt Die jorgfältige Beredmumg der Tragweite. 
bem, was re —* geſagt habe, wird es ſofort begreiflich 
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ericheinen, bafı die Nüdficht auf die Konfequenzen, die Serge um das 
materielle Recht, in den beitiidhen Gerichten von ber hoͤchſten g 
war. Aengſtlichen, in ber herge achten Doftrin gefchulten Seelen oft von 
roher Bedeutung. Allein wie bätte e8 anders nach der Erziehun 
—2* und dem Buftanbe ber Geſetzgebung, der fo viel Raum ich 
fein können. Weit entfernt, darin eine Schwäche zu erblicken, balte 
es für eine der beiten Seiten der dortigen Rechtspflege, daß das moͤr⸗ 
dertihe Wort: fiat justitia, perest mundus nur ug ehr wenig An- 
hänger zählte. Seibft in den höheren Gerichten nur jehr wenige. Sa 
eber wird fich bier md da ein Amtmann gefunden haben, der einmal 
der tobten Sormalweisheit huldigte, als der Senat eines Obergerichte. 
Die Rüdfiht auf das materielle Recht zeigt aber nit nur eine 
Zuftiz an, die fih um das befiimmert, was fie ſchafft, Die nie um einer 
trodenen Technik willen die höheren Ziele der Gerechtigkeit vergift, ſon 
dern in ihr legt noch ein Größeres, rechne es zu den fhönften 
Eigenichaften des heffiichen Surilten, daß ihnen im Durchſchnitt zugleich 
da8 volle Bewußtſein oder doc, der volle Inſtinkt, im Dienfte bes Publi⸗ 
fumd zu ftehen, innewohnte. Das ıft verhältnismäßig leicht, zur Hin⸗ 
gabe an das Amt, das Intereſſe des öffentli Dienftes, oder ben 
abitraften Beruf der Rechtswiſſenſchaft Eifer zu erregen. Pl dieſer 
Eifer nicht gefehlt hat, braucht kaum erinnert zu werden. Allein un⸗ 
gleich höher fteht mir noch die Hebung ber Rechtspflege, welche kund 
hut, daß fie nie um ihrer jelbft willen, ſondern um den Rechtäbebärf- 
tigen zu Dalen, um ber Herftellung von Recht und Gerechtigfeit im Intereſſe 
des Publikums förderlich zu fein, in Thätigkeit iſt Es handelt ſich 
keineswegs blos um die Bereitſchaft zu jeder Stunde und zu jeden Arbeit, 
um die pflichtmäßige Scheu vor Rü— den und was der Art mehr ilt. 
Der Beift der Inftig wird ein anderer, wenn ihm kurz außgedridt der 
legte Hauch der Bureaufratie abgeftreift if. Und das war in Kurheſſen, 
wenn nicht durchweg, doch in einem Maaße der Yall, wie meiner Er- 
fahrun nad bie jest kaum irgendwo. 

Ä ine in ihrer Unabhängigkeit groß ge e, offenen Blickes das 
Leben amfafjene Juftiz war deiien wohl fähig. Bielleicht möchte man 
mit im Anſchlag bringen, daß der Drud, ben das Beamtenthum im 
Allgemeinen, und jo auch ber Nichterftand "erfahren, daßz Seinige bei- 
getragen babe. Möglich, dat dem fo tt. Allein immerhin gereicht «6 
um Xobe, wenn, wo dem Gefühl der Pflicht gegen den Staat wahr 
ich wenig genug Wiberhalt dargeboten wurde, anftatt fich, wie leicht 
die Dertuhung ommt, dafür nach der andern Seite zu erholen, die 
Pflicht Alan e bürgerliche Gefell gt um jo lebendiger geübt wird. 
| o weit wenigftend war ed in Kurheſſen gekommen: für jene Klafſe 
von Suriften, welde das Publikum und feine Rechtshändel nur ads 
Material für bie Stilibungen des juriſtiſchen S inns ‚oder gar ber 
Amtsgewalt anzuſehen pflegen, war ed ein ſchlechter Boben geworben. 
Man wird nun wohl verftehen, was Heffen in den träbften Zeiten doch 
noch an feiner Suftiz befeffen hat. Dort lag die Heilung oder ber Troft 
für Vieles, was ſonſt kaum erträglich genannt werben Tonnte.  . 

Um die Skizze einer Karalteriſtik abzufchließen, tft ed nur noch 
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nothwendig, einen Blick auf die innere Technik der kurheſſiſchen Rechts⸗ 
pflege & u werfen. 
ned Tann ih kurz abthun. Wer bie Burbeitt en Stammed- 
eigenthirmlichleiten Tennt, ut, fü ben wirb es kaum der nung bedürfen, 
daß im der Außeren Ordnung und Pünktlichtet Nichts zu 1 wünide en blieb. 
—— hat Met. allen — Krane saiplin 
anges ancher auch gelernt, wie 
wohlthaͤti —5* 5 für den Dienft, fondern auch —— ehe töfuchenden 
eine ve Ne ber Formen Ad eumet Ich will nicht auf 


erftatiungen, as er der De die Formen für Alte der 
freiwilligen Geri chtsbarkeit u. ſ. w. näher eingehen Ordentlich, im beften 
— iſ die Feet Rechtäpfle und die eh Wa famteit auf 
die Erhaltung dief dentlichleit, oftmals wegen ihrer Peinlichkeit bes 
I belt m nır der richtig Ichägen, welcher Vergleiche anzuftellen 


verma 
Die Be Fra aber geftattet Iofort einen Rüdihluß auf 
bie innere Beichaffenheit der Rechtsͤpflege. Entwidelungdgang der 
Methode läht 1a in der That fehr genau ve folgen * am ſicht⸗ 
lichften an den gen A, * eri töhof8 deſſen Präjn- 
dizien um jo größere Wi ben mußten, als e8 bei dem gemein⸗ 
re tliden Zuftande Kur efens Ar politiveh gel eplihen Grundlagen fehlte. 
Mer fi die Mühe nimmt, 5 ie älteren Decisiones eummi tribu- 
nalis Hasso-Cassellanı ed. Cangiesser, und fpäter ed. Dnysing et 
Pfeiffer zu ſtudiren, wird ſchon dort Manches vorgezeichnet finden, was 
die Folgezeit gereift bat. Trotz ber abftruſen Form ber relattonsmäßtg 
in ihren rationes dubitandi, decidendi u. f. w. darge —* Entſchei⸗ 
dungen, trotzt des ungeniehber erfcheinenden Ballafted von Gelehr- 
fam eit, eroibt wo der Vergleich mit andere Sammlungen aus ber. 
jelben Zeit bereit8 ein ſehr günftiges Reſultat. Die verhältnißmähige 
Anapp eit des Votums, die Richtung auf das konkrete Faktum, der 
in vorfichtige ige und eingejchränfte Gebrauch der boktrinellen Hülfs⸗ 
mittel, die feltene endung |ptber Snterpretationdfünfte u. dgl. zeichnen 
bie Kafjeler Dezifionen offenbar aus. Man wird alfo, mag aud um 
jene Zeit die IE wenin de e Juſtiz ber großentheild noch patrimonialen 
Untergerichte fich wen dad Niveau erhoben haben, ') nicht irren, 
wenn man ben Zug der oberen Gerichte bis 5 nfang dieſes Jahr⸗ 
hunderts dahin definirt, daß er bereits ſehr merklich ſich von dem anderswo 
auch in voller Blüthe ſtehenden Karakter der —* Formelweisheit ab⸗ 
—ã und eiue geſundere, dem materiellen Recht zugekehrte Richtung 

nſchlä 

8 vorbereitet trat die Juſtiz im Sabre 1810 unter dem König- 
Se Weitfalen in die nad dem Code de procedure eingeführte 
entlichfeit und Mündlichkeit ein. Obwohl dies Verfahren nut 
wenige Jahre bis zur Reftauration Kurheſſens beftand, um obwehl 


. auch Wagner, Grundyi ge der Gerichte. Zefeſſung und des unter» 
gerichttiden ie — * ir Kurh. 2. Au Kr in der Einleit 
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manche Schattenfeiten zu beflagen blieben, fo ift doch von älteren Ju⸗ 
riften oft genug jene Zeit als eine Glanzepoche der Nechtpflege geprielen 
worden. Und gewib tft, dab die Belanntichaft mit der Rind fichleit 
trog ber Kürze einer laum vierjährigen Erfahrung in dem Geifte ber 
Rechtepyn⸗ e unausloͤſchliche Spuren zurückgelaſſen het 
euperlih wurde 1814 total der altbeifiiche uſtand wiederherge- 

Fe und auf neu erworbene Landestheile erſtreckt; allein bereitd 1821 
ah man fih in der Lage, eine von Grund aus neue Drganifation 
vorzunehmen, deren oben ſchon gedacht worden it. Was von da ab 
geleiftet worden ift, läßt ſich auß verſchiedenen Sammelwerfen volllommen 
überjeben und tariren. Ich nenne die praftiichen eranfilihen: feife 
ferd. Dad Material zu dieſen eihäpten wiſſenſchaftlich⸗praktiſ 
Arbeiten haben großentheils die Relationen und Sentenzen des Ober⸗ 
appelatiomdgeeichl8 geliefert. Ferner die Sammlung bemerfens 
Entſcheidungen und die jelbitftändigen Werte Strippelmanns, deren, 
auswärts oft genug überſchätzte, Werth nad kurheſſiſchen Begriffen 
gerade jo weit reichte, wie die wörtlihe Mittheilung der Präjudizien 
und Relationenauszüge, waraud fie kompilirt worden find. Endlich 

eujferd Annalen der kurheililöen Rechtspflege, welche in Monate 
eften neben einzelnen Fleinen Abhandlungen, die, freilich nicht immer 
in Wahrheit, intereffanten Entſcheidungen der höheren Gerichte enthalten. 

Faßt man den Totaleindrud zufammen, fo gewahrt man, wie die 
unmittelbare Beobachtung der praktiſchen Uebung nur beftätigen Tann, 
daß überall eine ſcharfe, durchdringende Logik berrfäit Zugleid) aber 
hat fi, wenn ſchon früher der Sinn für juriſtiſche Gelehriamfeit ſich 
eriuger erwies ald in anderen Ländern, gerabegn die Kluft zwij 
rare und wöiltenihaft immer mehr erweitert. ‘Die Entfremdung der 
formellen Schuldoftrin ift faft bis zur Verachtung gediehen. Mandye 
auswärtige Suriften müßten billig erftaunen, mit welch geringen Ap⸗ 
parat jelbit die gelehrteften heifiichen Suriften arbeiten. In den Er⸗ 
enntniſſen der hoͤchſten Inſtanz ſelten dad Citat auch nur einer älteren 
Rechtsquelle, gewiß niemald dad Gitat einer juriftiichen Bucautorität. 
Bollends nun in den Obergerihten und Untergerichten! 

Durchweg ift wenig Luft zum Theoretiſiren ; jondern ftrenge Rich⸗ 
tung auf den Tonfreten Kal. tefer wird, natürlich auf dem Funda⸗ 
ment der allgemeinften Grundbegriffe der Jurisprudenz, mit dem Ziel 
des materiellen Rechts im Auge, entſcheiden. Daß ba die „Natur der 
Sache“ eine große, mitunter fogar zu große Rolle jpielt, ift Klar. - 
Melchen verwunderten Blicken würden nichtheffiiche Kollegen begegnen, 
die auch nur in dem Ober-Appellationdgericht mit den Fragen und 
Streitfingen fommen wollten, die nad) den Lehrbüchern fchmeden. 

ag man anderswo diefen Zuſtand beurtheilen, wie man will, 
er iſt durchaus erklärlih. Denn Kurheſſen fteht bekanntlich noch bis 
m jehr vereinzelte neuere Gefepe auf dem gemeinen Recht. Folgeweiſe 
eriltirt nicht jene Leidenjchaft für Kommentiren und Interpretiren, welche 
die fonft jo nothwendige Kodififation leicht bis zur Gefahr der Silben 
jtederei und des vollendeten Schematismus anregen kann. Lediglich au 
ad hiftorifhe Recht verwiefen mußte die kurheſſiſche Nechtöpflege bei 
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gefunden Sinnen, je ech e erſtarkte, dahin kommen, aus dem Vollen 
gu Ihneipen. Eh tlih an ee oder deutſche Suellenftelien ir 


weten. Unter ihr ge 
fd der Gedanke feſt, daß ed eine Schuldigfeit des Richters fet, allemal 


richten mit der Anficht, welche den „intereffanten Fall’ nur ald er. 
heoretiicher Gefchichlichfeit erachtet. 


Je freier die Art der Auffaſſung, defto [iriier ift die Form. Ohne 
Zweifel eine natürliche Wechſelwirkung und ein günftiges Zeihen. Wäre 


en jo müßte ſich das auch Außerlich in den Defreturen und 
ei 


eorie abgeftreift wurden, mußte bag Umgekehrie eintreten. Auf nape 
das Nothwendige ficher, aber au m das Nothwendige ergreifende Re⸗ 
daftion aller Defrete und Beſchei 


Wort für Wort in kollegialiſ der Berathung feitgeftellt worden. Schon 
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nur irgend nach Diefem oder Jenem, wie ed ge wird und warum. 
—* man einestheils die 


ßerordentliche Lück igkeit ber k Recht b 
außerordentliche enhaftigke urheſſiſchen Red) — an⸗ 


riſchen Kraft jener Juſtiz gewinnen. Das Strafrecht, wie das 
— gt I Seinen Theilen würden dazu Beweiſe liefern. 


für ftrifte —— dem heſſiſchen Karakter eigen ii, Be die 
a 


en. 
Die Stärke hat freilich ac Ajre nicht in verſchweigende Schwäche 
gehabt. Es mag minder betonf werden, obwohl dad immerhin eine 
nahe Gefahr in fich tragen famı, dab die Unbotmäßigkeit gegen die 
theoretiſche Lehre zu weit gebiehen ſei. Selbft wer ganz und gar damit 
einverftanden it, da e8 ein Gewinn war, die Autorität der Kompens 
dienweisheit abzuichütteln, darf ſich micht ehen daß damit zugleich 
auch der Sinn für die hiſtoriſche Erkenntniß der leitenden Ideen des 
Rechts Schaden erfahren mag. Einmal die graue Theorie und den 
hiſtoriſchen Wuſt über Bord geworfen, fällt leicht das mit in das Waſſer, 
was die Kentniß des Rechts zu einer Wiſſenſchaft macht und das Be⸗ 
dürfniß nach Einſicht in den der Dinge befriedigt. Es iſt daher 
vollkommen erklärlich, daß ſich die ———— Juriſten im Durch⸗ 
(a ehr wenig um bie neuere Literatur befümmern, ſehr jelten wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeiten felber unternehmen. Die Doktorwürde eines neu 
eintretenden Referendars giebt ihm jo wenig einen Borjprung, daß fie 
ihn eher in ftillem Miskredit bringt, und mas ber Anzeichen mehr find, 
daß die Geringſchätzung der Theorie jedes gerechte Maaß überiteigt. 
Eine andere ung üdliche Folge wird man darin erbliden müſſen, 
daß die Eigenheit und das Selbſtbewußtſein der heſſiſchen Rechtöpflege 
nicht felten zur Berfennung und Misachtung alles Auswärtigen ausartete. 
Es wäre freilih ein Unrecht, dad nur dem Karalter der Rechtöpflege 
uzufchreiben Zum guten Theil ift da8 durchweg in dem oft edigen, 
—** abzuftoben ftet8 bereiten Wejen des Volksſtammes und in 
manchen anderen Umftänden begründet, die bier übergangen werden 
mögen. Nichtödeftoweniger bleibt es zu beflagen, dab im Allgemeinen 
jo wenig Neigung 1b dargethan hat, die Safe tände außerhalb Kur: 
heſſens kennen zu lernen. Nothwendig fehlte daher fehr das freie Ur- 
theil des a ln Standpunktes. Grft die Theilnahme an dem 
Zuriftentage bat, darf man wohl fagen, etwas mehr Verftändni und In⸗ 
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—* an den allgemeinen Rechtözuftänden zu Wege gebracht, ohne ſelbſt 
jebt nd noch eben Diele über die jpezifiich hei eng partifulariftifch 
abgegr renzte Anfchauung zu erheben. Als prechenber Beleg bafür mag 
uf bingewiejen werben, daß, fo weit überhaupt eigung 
mu hm herrſchte dieſe t nur vorzugsweiſe, ſondern 
ich am @egenftänden des heſfiſchen Rechtes übte. 
einen allgemeinen Karalier an ſich tragenden Leiftungen find nur wenige 


und felb Diele, ſelbſt ein ‚ wie Wepells al tozehf Nm, 
Be ennung u. bol. lub Die bem u en au —— 
ben —— dar, welchen —* kurheſ Ile Erfah. 


ein fo iger, in fich abgeſchloſſener Karakter der Juſti 
wie er I in * N. mi angebeutet worden I und an dein 


artige 

len, inte —* müuſſen Fallen. umd welche Beinen vi nothwendig 
einer Veränderung eutge engeJende Ordnung des juriftiichen Dienfted 
äußern wird, wenn bie rn! gegen dad übrige Preußen binfallen, 
wenn mit einem Worte Kur ry ; Fr mehr für fi % allein feine eigenen 
Juriſten erzieht ımd behält, 1a lan ermeilen. Allein die Hoff 
nung mag in dem —28 Del ſiſchen Rechtöpflege aufrecht erhalten 
werben, da ber gut Iben, won den preusifchen Zuriften er⸗ 
ee ee a, gi nr fein fann, Tortgen langt, von den kur⸗ 

aber im Vertrauen auf die Macht der Ide die, 
Rom naht —3 — aus einer kleinen Zahl Großes wirken, feftge alten 

übergetragen werden in dad größere Vaterland. 
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IH. 
Der Artitel 92. der Preußiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde und das 
Ober-Appellationdgericht zu Celle. 
Bom Profefior Dr. Paul Hinfhins zu Berlin. 


Die Preußiſche VBerfaffungs-Urkunde vom 31. Januar 1850, deren 

Art. 92. beitimmt: 

„Es fol in Preußen nur ein oberfter Gerichtähof beftehen“, 
tritt mit dem 1. Oftober d. 3. in dem nen erworbenen Provinzen in 
Kraft. Schon manden Juriſten hat die Srage beichäftigt, ob demnächft 
auch das Obertribunal u an Stelle der biöherigen hoͤchſten to⸗ 
höfe jener Länder treten ſoll oder ob nicht etwa, zu en derſe 
eine Abänderung des gedachten Artikels wünfhenömerte erſcheinen dürfte. 
Gerade in fpezieller nwendung auf dad mit in Betracht kommende 
Ober-Appellationdgericht zu Celle tft die Frage bereits von zwei hanno- 
verſchen Zuriften, nämlich von Leonhardt in einer fehr Iefenöwerthen 
Brochüre „Betrachtungen über die hannoverſche Juſtizverwaltung mit 
Rückſicht auf Die Bereinigimg des Koͤnigreichs Hannover mit der Prem 
ßiſchen Monarchie. Hannover 1866° ©. 12. ff. und von dem Ober 
Gerichtsrath Griſebach in Hameln (Deutſche a . Reue 
Folge. Bd. 1. ©. 327 ff.) erörtert worden. Der Umftand, bob dadurch 
die für die Beurtheilung ber Sachlage in Frage kommenden Momente 
Er ür den Nichthannoveraner klar dargelegt find, und bp jene beiden 
Schriftitellee eine entgegengefepte Metı ung verthetdigt haben, rechtfer⸗ 
tigt vielleicht da8 Unternehmen eined dem Preußiſchen Altlande ange- 
börigen Suriften, fein Botum in diefer Frage abzugeben. 

Bon den vorhin erwähnten beiden Baumovejden Zuriften plä- 
dirt Griſebach für die Beibehaltung des Ober-Appellationdgerichtes 
als oberften da für die hannoverſchen Zande, ja, er hält e8 fogar 
für wahrjcheinlih, daß fomohl die Mitglieder der höchtten Gerichte fir 
Schledwig.Holftein, Heffen-Kaffel und Naffan, als au die 
Einwohner jener Länder ed vorziehen würden, eher mit und unter dem 
Ober-Appellationdgerichte zu Gelle ald dem Berliner Obertribunal ver- 
einigt zu werden. Die künftige Gerichtöorganifation in Preußen würbe 
demnad in eine boppeite ibe auslaufen. Begründet wird diejer 
Vorſchlag zunächſt dadurch, bob die Möglichleit des Nebeneinanderbeite- 
hens zweier höchften Gerichtähöfe-in einem und demjelben Lande, namentlich 
unter Hinweis auf die funfurrivende Jurisdiktion des Reichölammer- 
gerichts und des Reichshofrathes im ehemaligen heiligen roͤmiſchen Reiche 
deutfcher Nation, beranögefeht wird. iter verweift der Berfaffer jenes 
Aufſatzes auf Die für einzelne Stellen Seftehenden Präfentationsrecdhte 
der ProvinzialsLandichaften, dad dem Ober⸗Appellationsgericht zuftehende 
scrutiniun de vita et moribus der neu ermannten und präjentirten 


und dad Ober-Hppellationdgericht zu Gelle. "ss 


Näthe und bie Pflicht der Ablegung eined hefonderen Examens für bie» 
jelben. Als ere Momente werden dann hervorgehoben der für ben 
all der Aufhebung des Geller Gerichtes übermäht ie vermehrende 
Perfonalbeftand des Obertribunald, das mögliche Aus dei en einer Reihe 
üchtiger Mitglieder, melde nicht nach Berlin überjiedeln würden, die 
hohe Achtung, die das Gericht zu Belle jowohl in ven, Nannzwerfiben 
ald den sonffigen beutjchen Ländern genießt, endlich die Möglichkeit bei 
der Erhaltung‘ deffelben ihm die Kunftion eine® deutihen Bundes⸗ 
gerichted zu übertragen. 
muß erflären, daß alle diefe Gründe m. E. den Wunſch des 
Berfafjerd nicht zu redyifertigen im Stande find umd daß vor Allem das 
Hauptmoment, welches jogar die unveränderte Cinführung des Art. 92. 
als nothwendig erfcheinen läßt, in jenen Srörterungen volllommen über 
eben tft. Leonhardt, der auf dem a Standpumite ſteht, 
dies gerade richtig erkannt, wenn er es auch nur ganz kurz or⸗ 
gehoben hat. Er ſagt Seite 12.: 


„Das Ober⸗Appellationsgericht, als oberſter Gerichtshof, bildet den Gegen⸗ 
ſtand des Ruhmes und eines gerechten Stolzes des hannoverſchen Landes. 
Der oberſte Gerichtshof zu Celle hat ſeit länger als einem Jahrhundert 
durch eine durchgängig ſich gleich bleibende gründliche und unparteiiſche Rechts⸗ 
pflege ein Anfehen erworben und bewahrt, welches weit über die Grenzen 
bes Landes fich erftredt. Diefes Anſehen ift durch Veröffentlichung feiner, 
von bedeutenden Mitgliedern des Gerichts bearheiteten Rechtsſprüche ver- 

- ftärkt, durch begründete oder unbegründete Angriffe aber nie gefhwächt worden. 
Durch die Wahl als Ansfträgalgeriht in Nechtöftreitigkeiten zwiſchen den 
Mitgliedern des Deutſchen Bundes iſt das Gericht ſtets ausgezeichnet worden. 
Zu allen Zeiten haben bie bebeutendften Zuriften des Landes es fih zur 
Ehre gerechnet, in diefem Gerichtshofe Sig und Stimme zu haben. 

Es wird ein fhwerer Schlag für Hannover, ein überaus jchmerzliches 
Gefühl nicht allein für die Mitglieder der Gerichte, ſondern auch für die 
ganze Hannoverſche Suriftenwelt fein, wenn das Ober-Appellationsgericht, 
wenngleich au unter Beibehaltung feiner jebigen Benennung, den Charakter 
eines oberften Gerichtöhofes verlieren fol. Und dennoch wirb das letztere 
ſchwerlich zu vermeiden fein. Die ftreng dispofitive Vorſchrift des Art. 92. 
der Berfaffung-Urkunde ... wird zu Gunften der einverleibten Laͤnder oder auch 
nur eines derjelben im Wege der Geſetzgebung nicht abgeändert werben, weil 
in Folge diefer Aenderung ber dem Art. 92. zum Grunde liegende Ge 
banfe, Einheit in der Rechtsſprechung des Landes, aufgegeben würde”. 


Ich habe abjichtlich dieſe ganze Ausführung, welche das tiefe Be- 
dauern des Verfaſſers über dad Kommende zeigt, mitgetheilt, um meiner- 
jettö dem Vorwurf vorzubeugen, dab ich Iebiglih vom Standpunkte bes 
einfeitigen Alt⸗Preußenthums aus argumentire. Selbit der Umftand, daß 
dem Preußiſchen Ober-Tribunal jenes hohe und ficherlidh beredjitgte Lob 
nicht in gleichem Maaße ertheilt werden Tann, tft micht geeignet, die voll» 
fommene Konfervirung des Gerichted in Celle zu befürworten. Ja, ber 
richtig von Leonhardt angegebene Grundgedanke des Art. 92. fteht 
dem nicht nur entgegen, fondern ed tt m. &. auch unmöglich, diejen 
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Gedanken dur eine Bejeiti der gedachten, von ihm getragenen 
Beitimmung aufzugeben, ohne Sntere en zu L igen, welche höher —* 
als die des Ober⸗Appellationsgerichtes zu Celle und der hannoverſ 
Lande. Die Exiſtenz ded Reichskammergerichts und des Reichsho 
im deutſchen Reiche beweijen noch lange nicht, daß heutzutage zwei 
hose erichtöhöfe nebeneinander beftehen fünnen. Die Ausübung der 
erichtäbarfett dur) den Sowverän felbft, fet e8 auch nur in ber 
Stellung des altgermantichen Richterd, die Verbindung von Abmini> 
ftrativ- und uriebittiongbefugnilen, wei ftaatörechtliche Auffaffungen, 
auf welchen Die Orten ed eichöhofrathes beruhte, find unſerem 
heutigen Staatsrechte vollkommen fremd. ee tft heute von 
einem auf feine geringe Anzahl von Rechten eiferjüchtigen Souverän bie 
Rede, welcher fein oberiten Richterredht neben einem von den Reichöftänden 
mitbeſetzten Gericht zu wahren bat. Auch die Funktion, den 2 
aufrecht zu erhalten, kann heute nicht als die wejentlichfte eines oberften 
Preußiſchen Gerichtöhofed betrachtet werden. Bon Analogien für unfere 
peutige eit kann alſo feine Rede fein, eher fünnte man, wenn das bet 
er heutigen Art der Zuftizverwaltung überhaupt noch nöthig wäre, mit 
dem Audipruch: absit omen gegen jede Hinweifung auf den Zuftiz- 
zuftand des heiligen römiſchen Reiches deutſcher Nation proteftiren. 
Die Funktion eines höchſten Gerichtshofes in unſerer Zeit tft, ab⸗ 
geſehen von feiner Stellung als oberfter und endgültiger Inftanz für den 
einzelnen Prozeß die, die Rechtseinheit im Lande zu erhalten, und zwar 
duch Aufftelung von. feiten griſt Wen Normen in den nicht durch die 
Geſetzgebung entichlebenen Fällen. Durch die Möglichkeit gewiſſe Sachen 
in die dritte Inſtanz zu bringen, erlangt die Partei den Vortheil die 
abweichende Auffaffung der Untergerichte zu vn Sunften reftifiziren 
u laffen. Ja, wenn der hödhite — einen Beruf wirklich er⸗ 
üllt, d. h. wenn I die von ihm aufgeftellten Normen nicht nur feine 
außere Autorität, jondern auch innerliche Gründe [preden, wird er ſchon 
dadurch auch auf die Gleichmäßigkeit der Entjcheidungen der nicht indo- 
lenten und ſich den Präjudizien aus bloßer Bequemlichfeit oder Unfelbft= 
ftändigfeit fügenden Unterridhter wirken. Für den a gemeinen Rechts⸗ 
zuſtand erzeugt ſich unter dieſen Vorausſetzungen der Vortheil der 
Sicherheit der Auffaffung einer Reihe von Kechtöfragen und das 
Eotteriejpiel der Parteten und ihrer Advofaten auf die juriftifche Kon⸗ 
troverfe, ſowie ein unnüßes Progejfiren Durch alle Inftanzen hinauf wird 
vermieden. Oriliren Dagegen zwei höchfte Gerichtöhöfe nebeneinander in 
ein und demfelben en Bert * zwi gen ihnen nicht nur abweichende 
1 ungen derjelben Verhältniffe möglich, fondern auch von vornherein 
jo ſicher, wie zwei mal zwei vier it Beftände nun ein nöllig ges 
trennte Recht für das Jurisdiktionsgebiet der beiden oberften Inſtanzen, 
jo würde dieſe Eventualität allerdings nicht eintreten Tönnen, und felbit 
wenn fie in einzelnen Punkten vorfame (man nehme an, dab das Ober: 
Zribimal eine Kontroverfe des gemeinen Civilrechts in einer Greifäwalder 
Sade anderd ald das Ober-Appellationsgeriht in Celle entichiede), jo 
würde bad noch feinen erheblichen Nachtheil bringen. So liegt aber 
thatſächlich die Sache nicht. Im Betreff der für den Verkehr wich» 
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tigſten Rechtsgebiete, des Handels- und Wechſelrechts, beſte 

dem früheren Preußiſchen Staat und den neuen —— 
Allgemeine Deutſche Wechſelordnung und das Handelsgeſeßbuch Einheit 
in der ebung. Hier dürften divergirende Enticheidungen der beiden 
Döchften — — bie Verfehröficherheit empfindlich ſchadigen und es 
ͤnnte hier dahin kommen, daß wenn bie Partei in dem Bezirke bes 
einen, bie andere in dem bed andern hoͤchſten Gerichtshofes wohnt, 
ſchließlich der zufällige Umftand, ee artei die Rolle ded Klägers 
umd die Rolle ded — übernimmt, darüber entſcheidet, ob 
die erftere oder die mir ben Prozeß gewinnt. Daß es fich bier nicht 
um eingebildete Uebelſtände bandelt, ſondern dab der Handelsſtand er⸗ 
De an einer gleihmäßigen Handhabung feines Nechted und Fort⸗ 

g deſſelben in judicando ntere lie! ift, zeigt der bereits gleich- 
lautend mit dem Beichluß des eriten ——— von 1860 von dem 
erften beutjchen Danbeibing an bie deutſchen Regierungen geftellte Antrag: 

, ; ereinbarung der deutichen Regierungen und 

Stände bald möglichft ein gemeinjamer oberfter deutſcher Gerichtähof 
zur Er der Einheit und gemeinfamen Fortbildung ded Handels⸗ 
rechts ınd Leben treten.“ 

Man Tann jagen, dab der gemeinſame —— I Handels» 
achen jetzt eine ftehende Sorderung der beutfhen Kaufmanns und 

iftenwelt geworben ift, und noch neuerdings (vgl. Korrefpondenz- bed 
deutichen elötaged von 1867 Nr. 1.) tft Diefer Gegenftand von „einer 
der größeren Handelöfammern Norddeutſchlands“ wieder bei dem bleis 
benden Ausſchuß ded Handelstages in regung gebradht. ') 

Wenn jomit I einer Reihe von Iahren die Öemeinfamtei eines 
hochſten Gerichtshofes als ein allfeitiged Bedürfniß anrelannt ift, jo 
wird man jeht, wo fich Gelegenheit bietet, für den größten Theil 
Deutſchlands dieſes Bedürfniß zu befriedigen, feitend der Preußifchen 
Regierung nicht zögern dürfen, wenigftend ibrerleits diefen Anforderungen 
des Verke Rechnung zu tragen. 


welchem abweichende Entſcheidungen der höchſten Gerichtshöͤfe noch be⸗ 
denklicher helm und dad Re berufen noch anche erleben als 


1) In bem betreffenden Schreiben wirb als biefer Gerichtshof das Ober⸗ 
Appellationsgericht zu Lübed bongeichlagen. Abgeſehen davon, ein Staat wie 
Preußen feinen eigenen zuziften m ein folches testimonium paupertatis, wie es 
durch die Annahme diefed Vorfchlages bedingt wird, audftellen könnte und das Ober: 
aippellation eriht in Lübeck ohne erhebliche Vermehrung der Arbeitöfräfte der ver- 
arößerten Geſchaͤftolaſt Taum gewachſen fein bürfte eb ber Ausführbarkeit dieſes 
Vorſ * entgegen, daß Preußen ſich eines Theüs einer Souveränitätsrechte, der 
Gerichtsbarkeit, nicht zu Gunſten eines Gerichtehofes entäußern Tann, über deſſen Ge⸗ 
ichäftebetrieb ihm vorläufig keine Kontrole zufteht und für den es jebt andy nicht 
einmaf durch feine Gefebgebung die erforderlichen sellualiichen ormen vorzu⸗ 
fchreiben befupt iſt. Räumt man aber der Dreabtfcen egierang in allen bieten 
Punkten einen wefentlichen Cinftn ein, fo würde namentlich bei einer Vermehrung 
des Perfonals ſchließlich eine gänzliche Umänberung des Gerichtes zu Lübed eintreten 
und Die Frage ſich darauf reduziren, ob es zwe sig tft, einen hoͤchſten ef 
für eime 5 Gattung von Regh tsſachen an einem anderen als den fü 
bie gewöhnlichen Prozefje refidiren zu lafſen. 


4* 
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uf dem Gebiete des Privatrecht. Ich meine dad Strafrecht. Zwar 
tft in dieſer Beziehung die Gefehgebung in Altyreußen und Hannover 
verichteden. In Hannover gilt dad durch eine Novelle von 1857 theil- 
weife abgeänderte Kriminalgefepbuch vom 8. Auguſt 1840, von wel 
Leonhardt a. a. D. ©. 29. Sagt, dab eß, mehr Lehrbuch ald Gejep, 
dad eigenthümliche Schickſal hatte, bereitd bei feinem Oriheinen ver⸗ 
altet zu ſein. Er hält es ſogar für wünſchenswerth, daß daſſelbe durch 
das Hreuhiſche Strafgeſetzbuch erfetzt werde, macht aber auf bie nicht un- 
erheblichen Schwierigfeiten, welche namentlich aus den verſchiedenen Kom⸗ 
petenzbeftimmungen und ber verjchiedenen Gerichtöorgantfation hewor⸗ 
gehen, aufmerffam. Sedenfalls ift Die Herftellung einer gemeinfchaftlichen 
Strafgefepgebung im ganzen Lande eine der bringendften Anforderungen, 
die an unſere jebige Su verwaltung zu ftellen find, ba ein 3 , 
bei welchem viefelbe Handlung in ber einen Provinz ftrafbar, in ber 
andern ftraflos tft, auf längere Zeit allem gefunden R ein 
im Volke vor den Kopf ftößt. Sit diefe Forderung — und ed ver- 
lautet, daß man augenblidiidh an mahgebender Stelle mit den Bor- 
bereitungen befchäftigt tft — realiftrt, ie muß auch bie weitere Möglidy 
feit abgefchnitten werden, daß ein ähnlicher unerträglicher Zuftand da, wo 
ed fih um Ehre und Freiheit der Perſon handelt, nicht durch die Diver: 

trenden Entieibungen zweier be en Gerichtöhöfe verewigt werbe. 

fo auch die unbedingte Nothwendigfeit der Einheit der Kriminal- 
geſetz ebumg und der Kriminaltechtöpflege erfordert die Aufrechterhaltung 
bed Art. 92. der Berfaffungsurfunde. 

Damit glaube ich gezeigt zu haben, dab ımfere Regierung fich 
unmöglich dazu verftehen kann, das Prinzip des gedachten Artikels zu 
befeitigen. Die Bedürfniffe ded Rechtslebens eined großen Landes fi 
Itieblie wichtiger und ſchwerwiegender ald der, wenn auch noch fo 

ndete und anerkannte Ruhm eines hoͤchften Gerichtshofes. Dem 


bie Abficht der 9 ehterung und der Stände auf Defeitigung berjelben 
| ueführung biejer Abficht aber nur an 
en gefcheitert if. Das © 
fein 5 
man —F nie davon gehoͤrt, 8 Skrutinium und Präfung für einen 
ohne rüſzntatien ernannten 1 ein ungünftiged Ergebniß gehabt 
babe) ad übermäßige Anwachſen der Mitgliederzahl des er: 
ribunald, welche jelbftverftändlich vermehrt werden muß, läßt fi in an- 
berer Weiſe vermeiden. Endlid Tann die etwa ſpäter erforderliche Er⸗ 


) Während der Korrektur tft bie Verordnung vom 8. Bebruar d. 3. publizirt 
(Geſ.Samml. S. 209.), welche im 8 3. das Präfentationsredht, das Skrutintum und 
die Prüfung befeitigt. . 


u — 
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Be eined Bundesgerichtes feinen Grund zur Konſewation bed 
—— zu Celle abgeben. —* abgeſehen davon, 
eines ſolchen Gerichtes vielleicht fein geeigneter 
On fein mößte, bie Kompetenz hejfelben body vorläufig nicht zu 
überjeben, und daneben wird Preußen jedenfalld für die Nechtögebiete, 
Fr ‚welche ſich dieſe Te nicht eritredt, einen beſonderen Böchiten 
n müſſen. 
Gen riſe bachſchen Sinmenbungen welde an ſich unhaltbar 
(mb, haben aber um fo weni Bedeutung, als ic der Vorſchrift des 
92. ber Berfaffumgsurkunde genügen läßt, chne den hervorragenden 
Einfluß des eh ellationsge Hg auf die Rechtsentwicklung in 
Hannover in isgenb er beblicher zu beeinträchtigen. Leonhardt 
a. a. D. ©. 13. erflärt die enigegengefepte Unficht mit vollem Recht 
für eine irrige. Dad Ober-Appellatiohögericht beiteht aus drei Givilje- 
naten, einem Gtrafjenat unb einem Kaffationsjenat. Die Xhätigfeit 
des letzieren in Civilſachen iſt eine ſehr geringe. Die Hannoverſche 
Yrozeßordnung kennt Giriljagen nur zwei Berufungsinſtanzen, und 
die Derufungen, welde an das Dber-Appellationsgeriht gehen, werben 
nicht von dem Kaflationsjenat, jenbern von ben Civilſenaten abgeurtheilt 
t gegen bie Uriheile dieſer lepteren, aljo gegen zweitiuſtanzliche Er⸗ 
ui jofern fie von ben Gibälfenaen 8 Een Bean 
efällt find, it die Nichtigkeitöbeichwerde an den Kaſſationsſenat ge⸗ 
—* Dieſe⸗ s Rechtsmittel ift im weſentlichen eine beſchränkte und 
de ee gemeiurechtliche querela nullitatie ob defectus insanabiles, 
rausſetzungen find namentlidy beöhalb viel enger gejtedt als Die 
* z Richtgtekabelhmerte bed preußifchen Progefied, weil ein Verſtoß 
gegen das ſog. jus clarum in thesi zu ihrer — nicht geltend 
gemacht werben lann. Betrachtet man bie im $ 431. .D.2) 
aufgegählten Fälle, in denen das Rechtömittel gejtattet ift, Ne ift dadurch 


2) die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen richterliche Verfügungen ift nur zu⸗ 


1) euftand des Rechtsſtreites übe t nicht zur Zuftändigfeit der Ge⸗ 

si e N int Gegen dem — Gerichte Beige € * der Gerichtsbarkeit, 
welche es in Beziehung auf die Sache ausgeübt hat, m 

2), tzen die uber Beſetzung der Gerichte ertbeilten. Seaffungövorfesciften ver⸗ 


J * egen Semanden ein Erkenntni gen ift, welcher an dem zwiſchen dritten 
Derfonen — Rechts treite ni N el genammen und die für Ihn vorgenom⸗ 
menen Handlungen ſpäter nidyt genehmigt ba 

4) der Richter von dem Gegner oder — Dritten beſt Kochen war ober 
nah Maßgabe der Borfchriften des $ 22. ſich Ion von — jeder ri 
i Mitwirkung an ben Rechtsſtreite ur —* en müſſen; 

5) ein Richter, na wer a von dem Sinbringen eines gegen ihn gerichteten Ab⸗ 
——— Kenntniß erhalten, Verfügungen erlaſſen, ober bei dem Erlafien der 

eichbentid a € —* mitgewirlt Tat fofern das Ablehnungegeſuch für bes 


‚2 wenn und —* bie, die Nichtigleitsbefchwerde verfolgenbe Partei zu den vor Ge⸗ 
—— enommenen Handlungen rechtlich unfähig war und nachdem dieſer Mangel 
ber Bit it ſp ter z gehe oben worben, ihr ed Velahren nicht anerfannt hatt 

) wenn ein beau ichter feinen Auftrag überfchritten, insbefondere rich- 
temlich Verfügungen erlaſſen —* zu deren Abgabe er nicht efugt war; 
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Ebenſo dürfte fir das Gebiet des Strafrechts nur die Nichtigfetid- 
befchwerbe auf dad Ober-Tribunal zu übertragen fein, fo hab ae aud) 
auf dieſem Gebiete die Funktion des Ober-Appellationsgerichtes nicht in 
erheblihen Maaße beeinträchtigt werden wird. (©. auch Leonhardt, 
Betradhtungen x. ©. 14.) Das ericheint um fo unbedenklicher, wenn 
exit die Einheit im materiellen Strafrecht hergeitellt und eine neue 
Strafprozebordnnung, welche für die Altlande Hoch nothwendiger ift, ala 

ir Hannover, eingeführt fein wird ©). 

Auf diefe Weiſe möchten fich am beften die Interefien des jepigen 
Preupiihen Staates mit denen der hannoperſchen Landeötheile und dem 
x jpruch derſelben auf Erhaltung ihres bewährten Gerichtshofes aus- 

eichen 


Als felbitverftändlidhe Vorausſetzung muß ed dabei betrachtet wer- 
den, daß die nöthige Anzahl qualifizirter Richter aud den enden 
Landeötheilen an daB Ober-Tribunal verjebt wird. Daß die Negterung 
Ihon diefen Punkt berüdfichtigt hat, beweift der Umſtand, dab be 
reits ein Geſetzentwurf, betreffend Die Anftellung ber Juftizbeamten der 
neu erworbenen Länder in den alten Provinzen, bei der Landesvertretung 
eingebradjt worden ift. Bekanntlich hat diefer Ennwurf aber nicht die 
Genehmigung der Deeiten Kammer langt: 

Damit ift allerdings vorläufig die Möglichkeit —A daß 
dad Ober⸗Tribunal vom 1. Oktober dieſes Jahres ab als hoͤchſter Ge⸗ 
richtshof funktionirt. Ohne die Anſtellung einer genügenden Anzahl 
von Juriſten, welche mit dem Rechtszuſtande der neuerworbenen Länder 

vertraut ſind, wird man ſchwerlich unjeren oberften Gerich o 
Schädigung der Intereſſen der neuen Länder in den dortigen Proz 
Recht —** laſſen können. Ferner iſt aber, wie ſchon in den De- 
batten der zweiten Kammer über den vorhin erwähnten Geſetzentwurf 
perborgehoben worden, die Beftimmung des Verfaffungdartifeld 92. eiwe 

tartige, daß fie nicht ohne ein beſonderes Organiſationsgeſetz zur 
Ausführung kommen kann. Wenn ed auch gleichgültig ift, ob ber 
eute vorhandene Zuftand noch interimiftifch eine Zeit lang fortdauert, 

o wird doch dad Definttivum nur im ber Bereinigung der Recht 
prechung in der Hand eined oberften Gerichtähofes, nicht in der Auf 
en tung zweier verfchledener gleichftehender oberſten Tribunale be- 
ftehen fünnen. 

Auh der Einwand, daß durd die Vermehrung der a der 
Mitglieder der Geſchäftsgang erheblich erſchwert werben würde, ericheint 
nicht geeignet, dad Nefultat zu erfchüttern. Selbſt wenn ber Geſchäfts⸗ 
ang bei den Plenarberathungen, welche doch überdies micht jo häufig 
Find, erichwert werden würde, fo ift Diefer Mißſtand doch gegenüber 


beſchwerde und Revifion, den frangd Roffatlondrefurt, die hanno Nichtig- 
—E na de weint, ri Dem einen Recht —*— —— . 
Iationen aus Frankfurt a. M. en, Rafian und Sciehwig olftein. 

6) Was die Stellung bes Ober- Sppellatimgerichte als Di argerict feiner 
nur die Be, Kaftih feiner Präfibeten tertieren wärbe (val. Gen vom 
nu e mit ner 1 en eren e 
7. Mai 1851 5 18. und Gerfeffmpsenstunde Kt. 87). en 
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dem Vortheil der Erhaltung ber Rechtseinheit verſchwindend Hein. 
Freilich) ift für die einzelnen Senate Igon jest die Gejchäftslaft eine 
nicht unbedeutende und fie würde N en oder bie gemeinrechtlichen 
Abtheilungen bei Aufredterhaltu ve ji in Selten. Naſſanu, 
Säleamig- sHolftein und Fran udn. beiten Rechtömittels 
ſyftems bedeutend wachen. In biefer Beziehung Tann aber geholfen 
werben, allerdings allein durch Die zu erwartende neue Drogeberbnung. 
ch erleichtert würde die Zahl der an dad Ober-Tribunal Ai ngenden 


der Adoption bed hannoverſchen Foſtems F keits⸗ 
—— Inde en bürfte daſſelbe — auch ber beutf Entwurf 
(erfter Leſung $ . Ro. 16.%) bat e8 nicht ange nommen — midt 


Damit wird gerade Die Stellung des —* 


und des ie innerhalb deffelben chtsho 
ftamd ——— ni —*2 — dürfte dieſem 
— aß “he ai en ed, welcher befanntlih das reine 
bat, — — Denn auch. damit ift eine nicht 
—e— Haftung des hoͤchſten Gerichtshofes zu erreichen. Während 
diefeß letztere lebhaft von Kühne (in der Deutſchen Geri tögeikung —* 

1865. ©. 37 ff.) vert bt — in, het jüngſt Endemann Archiv 
für die eintliftifche 336. 337.) daſſelbe wieder ans 
gefochten. Ohne bier “ar Sie Fa e näher eingehen zu wollen, mag 
nur darauf hingewieſen ei ber aerwerdung, ber er reinen 
Kaſſation die Geihänlaft jeb jedenfalls größer bleibt a bike Im 

bringen ift aber doch, dab nad dem neuen Entwurf das 

—— geltende Rechtsmittel der Nevifion, dad feine reine revisio n 
ure tft und bei dem auch unter beichränften Dosaudjegungen An Be 

* Effi find, fortfällt und daß ferner in g auf die Nichtigk 
machen niit welchen ‘gerade augemblidlid der bei weitem größte 
U der Suchen an bad Ober⸗Tribunal gebracht wird, der Entwurf 
eine Sufenmbenzitrafe fennt, deren Feſtſezung zwar —8 graet 
worden ift, welche aber body, wie and) Endemann, a. a. O. ©. 385. 


bemerft, bemerkt, manches für fi) haben möchte. 


er A! Ruhtigteitäbel werde findet ftatt... 16) wenn bei Beuripeitun g 
bed ber uffelbung als eitand zu Grunde gel egten Ergebnifles der Verhandlung 
ımb Beweisfühnng eine htörege verle t, unit tig aungeledt oder „tere ange: 
wendet norben tft und die Entf Geibung KR nicht aus anderen Grünb Hat 
—— I FR 607. — ade —52 das —* "gen 
en, eine 


timmung, welche wohl mit Rück⸗ 
ficht auf dk die —— —ã getroffen iſt 
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ww. 
Prozeß⸗Grundſutze. 


Vom Ham Juſtizrath yon Mittelftaedt zu Neuwied. 


8.1. j 
Die Prozeß-Geſetzgebungsfrage. 
Ein v t langer Zett ad acta gelegter Pr We) 
atte ee —— Beachtung nicht — Ins * 
je eine teberd 


kei" Bet ee . _ Btelleicht 
einer en Cie en e 4 


hier Pro —— wird die Bee feit eimer : 
auf biejem %e 
aljo ber Dringlichkeit gegenwärtig nicht e utbehren 
Der aud der Mannichfaltigkeit der DProgebelbef eugebungen beror- 
ebende Nothſtand — die Nothwendigleit einer neuen Progeb- 
— alsdann nicht hinführen, wenn eines der ————— a 
a 


te nd beitehenden Antahne u en es upteklen dü 
Muftergef ER zur allgemeinen Annahme au eblen. er daß Dieß 
nn der Fol ift, hat das bid jept urtalg gekroͤnte Suchen 
nah einem neuen er-Entwurfe g er in —e 
inden — war als gemige nee Gutes fand man 
tem fehlte es wirgendse. — wird Mancher fagen, 
fo chen wir das Gute, wo wir ed finden, jeden aus dem er- 


robten Beitim en ein Muſterge ammen. fe, daß 
ieie Methode, weiche manchen G ie, aan nicht fa graben 
Bedenken unterliegt. Gemi tft es anerlennendw 


Vorurtheil anzunehmen, aber die Aufnahme verf fee a — 
aus verſchiedenen Gefehen auf Grund guter in⸗ 

beit des Ganzen einer großen Gefahr aus. Fl it er Prozeß⸗ 
pelehgeber zunächſt, bevor er zur Ausführung ſchreitet, die Prinzipien 
ed Pıngeh — feitftellen müſſen. 

t Prinzipten, bie aus dem Begriffe des Prozeſſes fol 
und bar ebietende Nothwendigfeiten find — und amdere Prinzipien, 
deren Aufnahme praktiſchen Rüdlichten folgt. Gewiß wird Niemand 
dagegen etwas einwenden, daß ein Grundſatz wie: „Es darf Niemand 
ungebört verurtheilt werben“, unbedingt herrichen oll, daß dagegen bie 
Annahme eined Grundfapes wie: grande ei des erfahreng“ der praf- 
tiihen Erwägung unterliegt. Es folgt alſo, daß jeder aus —** 
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de 
en de Deruorgehenbe Prozeß ————— en — Im ausguhalien 


ten nicht wid weiter eine prak⸗ 
—— * br wi 8 1* 338 biemad —* nude 
ende linterf nung gemacht ft mit der Frage zu beichäftigen ba 
eles fin find bie un! prinzipien jedg — Dem⸗ 
nächſt wir 


die en fein: Was ift prattifch? 

be Drache bed, e for ee —— 
g ‚fe folgt von fe e ordnum 

nicht von Theoretikern all en werden foll, fondern daß am 
den Sraftifem eine Sthmme eingeräumt werden muß Wer ſind aber 
die Praftifer? Bor allem find ed die Anmälte. Das Prozeßgeſetz tft 
gleichſam die Wohnung des —— — Niemand bat bei Erbauung 
einer neuen Wohnung ein dringendered Intereſſe, als derjenige, ber fie bes 

wohnen fol, Siieman ein größered Verſtändniß neffen, | was für die neue 
Ra gr 1 Ah, als enge, der die Schäden der alten —** 
— hat. vom praktiſchen Standpunkte aus das 
—— zu Beurteilen, Hi Niemand Tompetenter ald der Anwalt. 
- Während der Richter gewohnt it, Recht zu ſprechen und fie über bie 
—— zu er eben, h ber walt gewohnt, in der Gefahr 3 au (ünuehen, 

j. deshalb nur rüfend umb weifelnd zu 
834 or feinen en beginnt dad —— zu Ieben:; er mi 
ob es die Menge praftifcher Fälle deckt ob es nicht, zu 
hend nnöt ige —— auflegt, denn er hat beides, die Lüden es 
Selepen umb te läſtige Einengung des freien Handels erfahren ımb 
—— Die —* alſo haben das Recht, im praktiſchen In⸗ 
tere e * der Sen fen gehört zu werben, und nicht weniger 
hören au 

Refu hr tft: bie la 8 ehungäfrage tft eine dringende. 

Ein neues Prozeßgeſetz edürfniß. Aber wenn die Arbeit 
gedeihen ſoll, ſo muß zuerft bie feſte Baſis in den Grund⸗ 
prinzipien gefucht fodann bie Ausführung den Praktikern 
nicht entzogen werden. 

Ein vollkommenes Gefeh zu jchaffen, wir cherlich eben jo wenig 
öglich ei, ald der Tadel eines antiquirten Geſetzes gerecht ift. Jedes 
eb d ein Proptferium fein, das fernen Zweck vollkommen erreicht 
‚ wenn e8 geeignet tft, für ein ſpäteres Proviſorium bie hinreichende 

Ünderlage zu, zu bilden 
nächfte Frage tft alfo die Frage nad den Grundprinzipien 
jeder Prozeßgeſehgebung. 


8. 2. 
Der oberſte Prozeß⸗Grundſatz. 
Der Proze geb it bie Verhandlung des Stretteß ber Parteien. Das 
——— iſt Eigenthum ber Parteien. Rod) nie ift ed beſtritten, 
dem Augenblide der Kläger auf den Klageanſpruch verzichten, 
ve Be gie die Anf che des Klägers anerkennen barf. Sind die 
Parteien aber Herren des Prozehobjeltes, fo find auch fie allem berech⸗ 
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tigt, zu beſtimmen, wie ihre eigene Sache verhandelt und dem Richter 
vorgele t werden joll. Date. Die Parteien find domini litie. 
Das iſt der oberfte ——— Konſequenter Weiſe müßte man 
alſo wohl den Parteien die Prozeßform ganz überlaſſen? Gewiß als 
dann, wenn die Parteien in dieler —2 — einig wären; da ſie aber 
nicht einig ſind, ſondern uneinig, und da von den divergirenden Willen 
der Parteien nicht die ungerechten — die gerechten zur Geltung zu 
kommen berechtigt find, fo iſt ein Geſetz nothwendig. Dies 1 et, 
welches fich nur über dad Eigenthum der Parteien verhält, ſoll ſich prin= 
zipiell an den berechtigten Willen der Parteien anjclie en, bad heißt: 
e3 Soll den präjumtiven berechtigten Willen der Parteien 
ausſprechen. Wohlverftanden: Es hanbelt ji nur um beu bered- 
tigten und nur um den vernünftigen Parteiwillen in abstracto. 

Was ift berechtigt? Darüber entſcheidet im Zweifelöfalle das 
bürgerliche. Geſetzbuch, deifen Grundſätze alfo im Prozeſſe konſequente 
Anwendung finden müſſen. 

Was ift der een vernünftige Wille der Parteien? 
Diefe Frage iſt jehr ver Tao beantwortet; die divergirende Interpre⸗ 
tation dieſes Willens führt zu großen Abweichungen der Prozeßord⸗ 
mungen, auch zu Abweichungen in Pringipienfragen. 

Zunächſt dürfte doch wohl eine Interpretation fofort audgujieiben 
fein: Die nämlich, welche dahin geht, die Parteien wollten dad domi- 
nium litis aufgeben, denn joldye Interpretation würde das Prinzip je, 
dad nur ein Ausfluß des dominium litie ift, aufheben. Und doch be 
pegnen wir in der Preußiſchen Allgemeinen Gerichtöurönung entweder 

ieſer weit gehenden Interpretation oder einem Yäugnen des ganzen 
Prinzips. Dieſe Prozeßordnung geht nämlich optima fide ven ben 
Orumbjahe aus, baf der Prozeß dem Nichter gehöre, und jchließt folge: 
weile die Parteien von der Velbftftänbigen Einwirkung auf den Gang 
bed Pain and. Daß diefed Prinzip in feinen Konſequenzen au 
lauter Difi yargen führen mußte, ift nicht zu verwundern. Die Wiſſen⸗ 
haft und die Praris ſuchten ſich dieſer Diffonanzen zu entlödigen und 
en Parteien das dominium litis wieder zu erobern. Das Reſultat 
war: Die Preußiſche Progeh-Gejepgebung erkannte die jogenannte, , Ber: 
bandlungsmartme" an. | 

Daß freilich mit diefem Motto nicht Alles gethan tft, zeigt ſchon 
‚der gemeine Prozeß, ber, während er den Ruhm in Anſpruch nimmt, 
ben Grundjaß „judex ne procedat ex oflicio” mit ganz bejonderer 
Konjequan burchgeführt zu haben, nichts deſtoweniger eine weſentliche 
Domaine der rihterlihen Offiztalthätigfeit übrig läßt. Im Preußiſchen 
Progelje bat dad Motto noch weniger zu bebenten. 

8 Steht aljo feft: Da die Parteien domini litie find, je 
follen fie e8 fein, welche verhandeln, und damit ift der erfte 
Prozeßgrundfatz gefunden, der fi aus dem berechtigten Wil- 
len der Parteien ableitet. J 2. 

Es fragt fih num aber: Wie wollen -die Parteidu verhandeln? 

_ Meber folgende Grundjäge ſoll wehl billig fein Streit fein, dal; 
ber berxechtigte Wille der Parteien gerichtet ift auf: _ 
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1. Gewährung des vollen Rechtes zur Verhandlung für 
"jede Partei, 
Parität der Parteien. 
Tiefe unſchuldigen Grundſätze, die gewiß Jeder gern unter] ei, 
ee bennod) —* mißachtet. Und doch find ſie die Grundp 
eben Prozeßrechtes, denen fich alle anderen Dengehgtunbfähe, le 
— keit, Schrift ftlichfett, Eventualmarime, Kontumazien, Rechtskraft, 
Beweistheorie x., als Fragen praktiſcher Bedeutung, zu Füßen legen müffen. 
Nachdem fo bie and dem Begriffe bes Bine % ſſes jeigenben zwin« 
genben Grundfäge gefunden find, nämlich die Grundfaͤtze, welche ber 
ftige Paxteinille unter allen Umftänden berechtigter —* fordert, 
b o fommen wir zu ber zweiten Rei ‚von Grundfäpen, weite praktiſchen 
ückſichten — Wir fragen alſo: Was tft praftifch? 
iſchen Anwälte halten ihren Prozeß für p 1 den Die 
ben Altpreuhi chen, weil ni bie Prozeßformen beherrſchen und den Richter 
in ber Regel nur zur Enticheidung des Streites der Parteien anrufen 
Sie beſchweren fich 5 Fit auch über einzelne a ee en ihred Prozeß⸗ 
gefepen: Die Preußiſchen Anwälte halten ihren Prozeß für ee hier ie 
Rheinischen. Ihre Bequemlichteit Ken ed, dab der Richter den 
erften Parteiantrag in der ausgedehnteften Weife interpretirt, jo daß er 
ohne ihr Zuthun durch den ga nzen Prozeß hindurch Die gefei Hohen Fol⸗ 
gen jeder ana Yehniben 5 un 9 eintreten läͤßt, dab er in der 
Bewelsinftung rkunden berbeifchafft, Atten adhibirt und durchſtudirt, 
Zeugen per requisitionem vernehmen läßt, ſchließlich in einem wohl: 
eordneten Referate über die Lage des 9 ed einen Bortrag hält und 
Be darauf a erfjam macht, was Ba ervollftänbtgumg der Sache 
h u erffären ift. Sie befäweren Freilich über ihre Abhängigleit vom 
ichter, De ber bie Prozeßleitung Gehen cht und nicht immer bie ntention 
er Parteien trifft Bei folden Aal eln varüher, was praktiſch fft, 
gen am Ende ſich Dee gt Barauf zu reduziren: „Was ber 


Aber au bier hält und der oberfte Prozeßgrundſa aufrecht: Der 
vernünfti . Bile der Parteien ift auch auf praftiiche ve erichtet, 
nementih auf Schleumigfeit des Proze — fi voll- 
ftändige Aufnahme des bei ebradjen —* und Gründlt 
Entſcheidung. Welche Gru ur Erreichung diefer Ziele angewandt 
werden follen, lehrt uns die * n e e Auslegung bed vernünftigen Partet- 
willend (praesumtio hominis). 

Refultat tft: Das beie Pr ungehgeleh wird dasjenige fein, 
welches fich dem berechtigten illen der Parteien am voll- 
fommenften anſchließt, und zwar in dieſem Sinne nidt nur 
die Berhandlungsmarime am reinften durchführt, das volle 
Recht und bie Parität der Parteien in ber Verhandlung wahet, 
fondern aud) eine vollftändige Aufnahme des faktiſchen 
terials gewährleiftet und in ſchleunigem Gange die gründ- 
lichſte Entſcheidung ermöglicht. 
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leidet nicht an prinzipiellen Widerſprüchen 
iſt ſeine Unausfühthafeit nit * en. Aber man wird —E 


daß ſich dennoch in der pra führm große Schwiert feiten 
darauß ergeben werben, d hie de rege be ben beten Bu ilenden 
8 iſt wah —28 


Berechtigung ſchwer zu finden ſei. 
der Rechte einer Partei die Rechte der eh Dar e 
itt darum die „penifche Busrührung eine —5— en an folgt 


daraus, daß ben Praltikern eine groß ellt wird? ht len 
anderes, als dab die Theoretiker die un nicht allein 
übernehmen follen. 
wendet man ein: Wo bleibt das Recht bes kr 
8.3. 
Der Richter. 


Das Amt ded Richters ift: Entſcheiduug des Streites der 
Parteten. Ihm gehört ber Streit nicht, den er entſcheidet. Cr bleibt 
alfo vernünftiger fe außgejchloffen von der Einwirkung auf dad Ver⸗ 
hältniß der Parteien zu einander, beffen Regelung bie eigentliche Auf⸗ 
gabe des Prozeßgeſeßes ift. 

Das Verhältnis des von den Parteien hd die en Richters 
beruht auf einem Dertrage, Durch welchen ſich die —* einerſeits 
dem Richter gegenüber zur Annahme bes Urtheild, der Richter anderer⸗ 
jeit8 ben Parteien gegenüber fi zur Fällung des Artheils verpflichtet. 
Das Roͤmiſche Ned t gab diefem Vertrage mit dem jelkitgewäblten 
Richter, receptum arbitri, die Wirkung, daß ber arbiter durch 
ftrafen zur Zällung des Wriheils ezwung en werden konnte. (L. 32. 
8 12. de receptis IV. 8. de Schiebörichter iſt hiernach alfo 
den Parteien egenüber au 1, allı dad Verhältniß gegen eitiger 
Rechte und Drldten © an fi denkbar. er gie Shelung des ters 
als eines Beamten des Staates ändert dies Verhältniß; dieſe Qualität 
des Richters verwandelt die Rechte des Richters in item eb gniſſe umd 
die Pflichten des Richters gegen die Partei in Pflichten des Kidtere 
Begen ben Staat. Die Stellung des Richter erhebt Na Tre Ah 

ie Partei, und iſt deshalb von Rechten und Berbindlichleiten zw 
Partei und Richter nicht zu fprechen, denn Rechte und ——— 
giebt a nur zwiſchen Parteien. 

Der berechtigte Wille des Richters hat gleichfalls je ber Prozeß⸗ 
gele epgebung eine eng und ift es bean für den Geſetzgeber 
voll, auf das Verhältniß des von der Partei erwählten Richters 
——“ um die Stellung ‚det lat fachgemäß zu Keftimmen. 

Das receptum enthält di ichtung ded Richter zur Ente 
ſcheidung bes Streites; ber Richter konnte aber diejen Vertrag ablehnen, 
Das Geſet hat an die Stelle dieſes recepti_ beitimmte Regeln gejegt, 
nad; benen der Richter zur Entſcheidung berufen jei, und berechtigt den 
Richter, nad) Befund feine Kompetenz abzulehnen. Sobald aber die 

etenz anerkannt ift, wird der gewi irte Richter durd) das receptum 

et ben vollen Sachverhalt des zu entſcheidenden Streiteö von 
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er Gejep wird den Sr in eine 
ne * mü * mei es ihm nicht inder möal macht, de 
* A eidenden Streited von nen Parteien m 
chter wird durch bad receptum bere 


Hit edle il More den Streit Zar Grund feiner Kenntnis umd Ueber: 
—— et. aaefelbe Dicht und Befugniß wird much dad 
em R 


—** * alſo aus der Ste des Richters fol Grund» 

- — —* edle ingender Feel find, als —X aus dem 
ien hergeleit 

Richter barf Pag gefeplichen Gründen feine Kompetenz 


able 
ie Er darf zum Awede der Urtheilsfinbung ben Vortrag bed Sach⸗ 
verhalee von der Partei ford 
3. Er — befugt und verpffächtet nach feiner Kenntniß und Ueber⸗ 
zeugung zu 
Zu * tem n Sope iſt zu —8 daß ber Richter, welcher den 
Yarketen er jeine Komp ab Ihn, in —— punit⸗ ſelbſt 
Partei in ei died Berhälin aber mit unrichtig, denn nicht als 
Richter, fondern bevor er in die Rolle des ter eingetreten ift, lehnt 
er Die Ko ab. Hat. ber Ritter die Sache vor jein Forum ges 
zogen und hat die Gegenpattei nichts dagegen Siena 1, po ät 
inte fori dad receptum geſchloſſen. Wider] 
Geibung Im eigene bed Richters über feine eigene je etenz Teine 
— peibung in eigeiter Sache, ſondern Entſcheidung eines der 
arieien. 


Die mißverſtändliche Auffafiung der nach dem zweiten * dem 
Richter zulommenden B —* um —* — Ara 
rt, weil man oft vergefjen hat, den * ten Prozeßgrund 
re n Willen der Porteien, babet zu beachten. Aus ben reoep tum 
itri find die Parteten genib — nur „de Rache, bem Richter baßlenige 
vorzutragen, waß fie als ntjcheib ung ihres — ir 
Here * en mollen. Es ift desh bie Smauiitionsmadt bed 
ipmäßig ein riff in bie Rechte der Parteien. Ebenſo er je 
—** eines Shader vos dominii —* an den Richter, ein Eingriff 
in die — und üb * einer unrichtigen Stellung des Richters, 
nämlich zur elbex in die Part voll. „Die Befugni des 
Richters —— *— alſo auf das a Brapereit; bie Beftftellung der _fal- 
tiſchen Grenzen bed Streitmaterials bleibt sache ber Parteien. Doch 
ift eine Befugni bes Ricuers beachten: nämlich das Recht, ihm 
Nr en Perſonen der © 
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Der dritte Sap enthält eine Befugniß und Pflicht des Michters: 
die Befugniß des —28 Recht zu ſprechen, ohne * feine Perf 
wegen feiner Rechtſprechung von der Partei zur Verantwortung 1 gegesen 
zu werden, und die Pflicht gegen den Staat, nur das feiner Weberzeu- 
gung nach Rechte ald Recht ausgulpne en . 

Reſultat tft: Die Stellung des Richters iſt eine von ber 
Stellung der Parteien getrennte. Seine N a keine 
Bed den Parteien gegenüber. Sein Amt beftebt in der 

e 


Ph chem 5 h dazu über, d berften Prozeßgrundſãtze im 
t geben nunmehr über, die oberften Proz übe 
Einzelnen zu betrachten. Be 


8. 4. 

Die Verhandlungsmaxime. 

Der gemeine Prozeß ftellt unter dem Namen „Derbanbiungemnzinse” 
ben Grundſatz auf: daß ber Richter im ganzen Laufe des Fenpefied nicht 
anderd ald a n irad ber Partei Han werden foll, daß Die Partei 
anträge feine Thätigkeit bedingen und begrenzen. Trotzdem theilt dev» 
jelbe gemeine Prozeß der richterlichen Dffizialthätigleit ein großes Feld 
u: Die Prüfung der Legitimation der Parteien zum Prozefie, bie Präs 
fs ber Legitimation der Parteivertreter, die Aufficht über die Formen 
es prepſee die Leitung des Prozeſſes und die Herrſchaft über die 
Alten. Noch weiter gebt das Drei e ee & da® nach der übers 
einitimmenden Ausſage ſämmilicher Altpreußiſcher Iuriften ebenfalls 
ber Berhandlungsmarime beruhen joll, eine Annahme, zu der man wo 
nur durch eine ausgedehnte Yudlenung der Parteianträge gelangen konnte. 
Die Annahme aber, dab bie a gemein formulirten Parteianträge ben 
Eintritt aller rechtlichen Folgen einer Parteihandlung oder Unterlaffung - 
während bed ganzen Prozeſſes beabfichtigt haben, dürfte ber Verhand⸗ 
lungsmaxime geradezu widerjprechen. M dieſem Gebiete eniwidelt ſich 
überall, wo der Grundfag gefiegt bat, daß dem Richter die Pro 
leitung zuzuweifen jet, ein Kampf ber Partei mit dem Richter. Sein 
Preis ift da8 dominium litis. Der Richter ift der potentior, ed farm 
alfo nicht befremden, wenn die Partet ihre Rechte im Intereſſe ber 
vermeintlichen „öffentlichen Ordnung‘ einbüft. 

Wie vollftändig der Sieg des Richters in manchen Progekorbnungen 
eworden tft, ſoll uns die Betrachtung ber Stellung des Richters im 

eußiſchen Brozeffe, wie fie wenigftend die Prarid zeigt, lehren. “Der 
Richter giebt dem Bertreter der Partei auf, und jwer jogar bei Strafe, 
ſich dur Vollmacht zum Prozeß zu legitimiren, obgleich die Gegenpartei 
feine Legitimation Tennt oder doch nicht bezweifelt, er weit Die Klage 
zurüd, obgleich der Verklagte noch gar nicht darauf angetragen hat, 
vielleicht noch nicht gehört iſt: er firirt die Termine Sriften oft 


1) Daß der Richter wegen feiner Nechtfprechung nicht ex contractu der Partei 
baftet, jagt L. 6. D. de extraord. copnit. (L. 13.): „judex, qui litem suam feterit ... 
neque ex contractu obligatus est, ideo videtur quasi ex maleficio teneri.” 
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egen der Willen der Parteien zu gerämmig oder zu kurz; er weiſt 
ermins⸗Verlegungs⸗Geſuche des Klägerd zurück, während der Verklagte 
gar fein Intereſſe dabei bat; er verwirft ohne Antrag verſpätete Fakt 
der Beweismittel; er macht den Parteien im Intereſſe des Prozeſſes 
ohne daranf gerichteten Antrag des Gegnerd Auflagen bei Vermeidung 
von Präfudigten und Strafen; er interpretirt nach feiner Idee die Cr- 
Märungen der Parteien und erlaubt die —— noch eine Kritik über 
die Pro hführumg. Das richterliche Eigenthum der Akten bat die Folge, 
daß diejelben vor den Parteien, um deren willen ſie doch da find, fefre- 
tirt werden, obwohl ihnen aufgegeben wird ‚19 auf Die Eidesdelation 
Folio 12. actorum zu erflären,” oder mitgetheilt wird, daß Die Folio 12. 
actorum benannten Zeugen vernommen werben fellen; und den guten 
Schluß macht die Kaffattion der Aften pro fieco.!) 

Die der Berhandlungsnarime des gemeinen Pro] es widerſprechende 
Fiktion von PYarteianträgen, namentlich von Kontumaztalanträgen') invol⸗ 
virt ein Unrecht nicht allein gegen die zum Antrage berechtigte Partei, ſon⸗ 
dern auch gegen diejenige Partei, gegen welche ein Präjudiz realiſirt 
wird, die gleichfalls ein Recht hat, nicht ohne Antrag ihres Gegners in 
—— dachwein zu verfallen. | 

Aber jelbit die Verhandlungsmaxime des gemeinen Prozeſſes 
nügt, wie gezeigt tft, nicht, um der Partei das dominium litis zu 
diziren. Die Parteien allein müfjen verhandeln und der Richter muß 
aus ber Verhandlung gänzlich ausſcheiden Ip die Prozeßleitung ver⸗ 
laſſen. Der berechtigte vernünftige Partetwi e verlangt, indem er dad 
dominium litis in Anſpruch nimmt, die En ernung ed Richters aus 
der Parteirolle auf den ihm gebührenden, allein würdtgen Platz über 
der Partei. Reſultat tft: Die Parteten wollen dad dominium 
litis nicht aufgeben, woraus folgt: dab das Zaftum den Par- 
teien nebört, daß fie in einer vom Richter nicht beeinflußten 
Berhbandlung das Streitige vom Unftreitigen fiheiden, aus 
dem unſtreitigen und behaupteten Sachverhalte ihre Anträge 
. entwideln — daß der Richter das Faktum von den Parteien 
empfängt, unter Prüfung der Relevanz des Fakti für die 
daraus hergeleiteten Anträge daß Unerbeblich. ausſcheidet, 
die erhe lichen ftreitigen Zalta in Gemäßheit der Beweiser— 
Fr: feftftellt, und den Spruch des Geſetzes aus dem ge 
PT Nejultate der Verhandlung entwidelt und aus: 

pricht. 

Aus dieſem Satze ergeben fich die wichtigſten Konſequenzen: Ein- 
mal muß der Betrieb des Prozeſſes durch die Parteten ohne Vermitte⸗ 
fung des Richters geführt werden, die Akten find, wie ed im franzoͤſiſchen 


1) In dem gemeinrechtlichen Bezirke des Oftrheind führt die durch Mintfterial- 
Reftript eingeführte Kaſſation der Akten zu flagranten Rechtöverlegungen. Während 
nämlich die Berährung er Inſtanz 40 Jahre läuft, und Die res judicata durch Zetts 
abfauf ihre Kraft nicht verliert, find dennoch nach 5 refp. 10 Jahren die Prozeßakten 
plöglich verfchwunden. Es tft vorgefommen, daß —5— zwei etwa 6 Wochen aus⸗⸗ 
einander liegenden Exekutions⸗Antraͤgen die Akten dem höheren Rufe in die Papter- 
mübhle gefolgt waren. | 

Zeitfähr. f. Geſetzgebung u. Mechtöpflege. I. 9 


\ 
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Progerechte der Fall iſt, nicht im Beſiße bes Richters ſondern ber 
Darielen, bie Herrfchaft der Partei über dad Faktum muß namentlich zu 
der Ausdehnung gelangen, dab ber Nihter nicht ein Faltum dem Ges 
fee anpaſſen Tann, fordern das Geſetz den gegebenen Yaltum anpaſſen 
muß, d. 5. die Parteien entwerfen die fogenannten Qualitäten. 

Vielleicht die wichtigſte Konſequenz dieſes Saped ift Die Sonde- 
rung bes Richters von der Partei. Da bisher im preußiſchen “elle 
die Verhandlungsmarime noch nicht joweit durchgedrungen tft, ba 
Richter die natürlichen Örengen ſeines Reiches amgemie en find, jo lebt 
er mit den Anwälten, deren Sphäre er fortwährend berührt, dem Prinzipe 
nach in einem natürlihen Gegenſatze. Die Allgemeine Geridhtorduung, 
aus deren Prinzipe diefer Gegenſatz geboren i. verjuchte die Geilung 
bed Mißverhältniſſes duch ein draftiiches Mittel, nämlid) ur vo 
Unterbrüdung der Anwälte. Man follte glauben, daß dieſes Mittel ben 
Gegenſatz zu voller Feindſchaft fteigern mußte. Aber der gefunde Sinn 
der Richter und Anwälte bat es jogar verftanden, den Gegenfap de 
facto j I auszugleichen, ald es der beitehenden Gejepgebung gemäß 
möglich ift. 

er Rheiniſche Prozeß befennt die reinere Verhandlungsmaxime 

ihm tft ein Gegenſatz bes Richters und der Anwälte, deren Spbären fi 
nicht berühren, fremd. 


8.5. 
Die Gewährung des vollen Rechts zur Verhandlung. 


Der vernünftige Parteiwille verlangt nicht, dab jebe Partei zu 
chrankenloſem Gebrauche aller Mittel gegen ben Gegner vollberechtigt 
ein fol; er verlangt vielmehr, als Gewährung des vollen Rechtes zur 

banblung, nichts weiter, ald daß jeder Partei die Gelegenheit ge 
boten werde, ihr Recht durch Geltendmachung der relevanten Yalta und 
Ausführung ihrer Rechtszuſtändigkeiten zu Khühen. Dieje Gelegenheit 
der Nechtövertbeidigung will der vernünftige Parteiwille Freilich nicht 
durch Herrichaft widerfinniger Präjumtionen und Ueberrumpelungen ver- 
fümmert wiſſen; wohl aber verlangt er Schranken, welche den Lauf des 
Prozeſſes regeln, ohne die Rechtövertheidigung abzufchneiden. An der 
Hand dieſes Grundſatzes wollen wir einige Drogebgrunbjähe betrachten, 
welche angeblich zur Regelung des Ganges des Prozeſſes Dienen Alan, 

Es —* ſchon der gemeine Prozeß durch Präflufionen, durch Rechts⸗ 
fraft der Urtheile und am meiſten durch die in gewiſſen Prozeßarten gebil- 
ligte Präfumtion ded Zugeſtändniſſes des Kontumar das Prinzip zu durch⸗ 
brechen. Der Preußiſche Prozeb bat eine förmlidhe Kontumazialmarime 
eingeführt, welche es ber Partei oft ſchwer macht, dem Schidfale zu ent- 
eben, daß m Abſicht geriffenittg in daB — verkehrt wird. ') 

eide Prozeh ofteme baben end he fogenannte Eventualmaxime adoptirt, 
melche einem lonſequent durchgeführten Rechtsverweigerungsprinzipe ahn- 





) Bol. $. 4. Tit. 9. Th. I. Allgemeine Gerichtsordnung. 
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lich fieht, indem fie Die Parteien bei Vermeidung von Nachtheilen zwingt, 
ihre ganze Kraft auf einmal zu entwideln und fich —— Be 


fländnip zu einer entichieden planlojen Kriegsführung zu bequemen. 
die Sache verhält ſich nicht ganz 1 Der gemeine Prozeß 


Anträge begründenden Behauptungen hl muß. Die Präflufion 
a 


wird, in Verbindung mit der in ihrer Strenge aller ende barten aber 
fonfequenten Präfumtion, daß derjenige, weldyer die geſte 


ht babe, den Zeitpunkt des Richterſpruches hinauszu- 
o der im Klagebeantwortungstermine nicht erjchienene 


Annahme des Zuge ten dl x en den im Klagebeantwortungstermine 


richtiger eine gleiche Annahme gegen den Kläger oder gegen den bereits 


e Praälluſion fol freilich dem eiter r 
eißt: Wie Die umtion nur dahin geht, 
daß die Partei in dem ſchwebenden Prozeſſe die Vertheidigung nicht 


1) Bel 9. 51. Tit. 28. TH. I. der Allgemeinen Gerichtrorduung. 
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ihren wolle, jo ſoll bie Präflufion nur progelTnaliiche Nachtheile mit 
ih führen, die freilich durch Die Nothwendigkeit einer nenen Prozedur 
ih de facto oft in matertellen Nachtheil verwandeln werden. Wie 
erner die Präklufton nur au Grund einer Präfumtion ausgefproden 
tft, fo muß auch der Gegenbeweid, daß eine anbere Urſache der Ver⸗ 
faumnii zu Grunde lag, }tetd ohne Weiterung geftattet ſein 

‚ &3 ift mithin fo viel erwieſen, daß, abgeteben von der praftifchen 
Ausführung, Kontumazien und Präflufionen prinzipmäßig nicht auf dem 
Grundſatze der Nechtöweigerung beruhen. 

Rehtökaft des Mrtbeils tft prinzipmäßig ebenfallß keine Rechts- 
verweigerung, denn Die Parteien wollen vernünftigerweife eine Beendt- 
ung Des Prozeſſes; es muß deshalb eine Frift für Einlegung ber 
ie tmittel gejett jein, deren Mt tbennpung die Ausſchließimg bes 
echtömitteld zur Folge bat. Die eh aft tritt entweder in Folge 
ber Präſumtion ein, daß der nicht appelltrende aheil fich nerubigt Deke, 
oder fie iſt ſchließlich nothwendige Folge davon, dab ein höherer Richter 
als der zuletzt entſcheidende nicht eriftirt. Wir begegnen aber in allen 
Prozeßordnungen einer Beſchränkung der Rechtsmittel, ſei es durch Ein- 
führung einer summa appellabilis, ſei es durch vollſtaͤndiges Abſchneiden 
namentlich der dritten — reſp. infuhrun⸗ von Nullitätsquerelen, 
an Stelle des ordentlichen Rechtsmittels. Das iſt freilich eine Beugung 
des Rechtes, die dem vernünftigen Parteiwillen nicht entſpricht. Der 
Preußiſche Entwurf geht ſoweit, daß er es für ganz praktiſch hält, in 
Sachen unter 20 Thaler den Einzelrichter zum unbeicheänften Mater 

u machen. Der gemeine Prozeß bat fidy auch dem Prinzipe nicht kon⸗ 
—* erwieſen, und ein Bekenntniß ſeiner Schuld zeigt das — 
Beſtreben, die Nachtheile der Rechtskraft zu beſeitigen, bie kunfwolle 
Theorie von ben außerordentlichen Rechtömitteln gegen rechtskräftige, ober 
formell rechtöfräftige Urtheile. | 

Aber anch die Spibe muß der Rechtöfraft ab —— werden, durch 
den Grundſatz, daß das Urtheil nur den Pro — entſcheidet und nene 
Thatſachen, ſowie neue Beweismittel, welche erheblich find, ein anderes 
Urtheil in anderem Prozefje zu Wege zu bringen, durch Entgegenhaltung 
der Rectötraft außer bei vorliegender mala fides nicht zurückgewieſen 
werben dürfen. Alddann iſt von Rechtövermeigerung dur die Soube⸗ 
ratnetät der res judicata nicht mehr zu fprechen. 

Die durch die Reichsgeſetze eingeführte Eventualmarime fcheint 
gleipfalis auf einen ungerechten Sand zu einer entjchieden grundſatz⸗ 
ofen Kriegsführung abzuzielen. Diefe Martme verlangt die Kunmattrung 
aller konkurrirenden Einreden, welche der Partet auf einer Stufe bes 
Prozeſſes zu Gebote ſtehen, jelbft wenn fie nur eventuell geltend ges 
madyt werden jollen; die Sole der Verſäumniß einer —— 
iſt deren Ausſchließung. Wer kann aber für einen Ausgang des Kampfes 
im Geringſten einſtehen, wenn er gezwungen wird, feine „gefammten 
Kräfte zu derfelben, ih ungelegenan Zeit zu entwidelt und zu 
befiartren? Aber eö fragt fich, ob der Prozeß ein Krieg: ift, in welchem 
ed ſich darum handelt, wie die eine Partei bie andere überliftet und 
unterdrüdt? Meines Crachtens ift der vernünftige Wille der Partei da⸗ 
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im sicht: gerichtet. Jede Partei verlangt vielmehr mit Recht, von ben 
—— —* welche gegen ſie zur Anwendung gebracht werden ſollen, 
re in Kenntniß gejeßt zu werben. Was tit rechtzeitig? So zeitig, 
dab die Partei nicht einer Meberrajchung unterliegt, fonbern ihrer Ver⸗ 
theibigung Raum bleibt. Weiter verlangt der berechtigte Wille der 
Parteten nicht, namentlich verlangt er nicht die Ausſchließung neuer 
Anträge und Einreden, welche ſich aus der burch die gegnerischen Schrift 
füge gegebenen befjeren Information ergeben und mc bie Unabänder⸗ 
lichkeit der Folgen eined Berjehens oder gar einer durch den Prozeß⸗ 

gner felbit bervorgerufenen irrigen Auffaffung bes Sagpverhalte, Es 
iſt alſo eine Mitte zu finden, Die von der Strenge der Eventualmarime 
ebenſo ſich entfernt, als von der laxen Theorie der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Dronung, die biö „gm legten Augenblick den Angriff erneuern läßt. 

Eme in eingejhrä e &ventualmarune iſt feine Nechtöverweigerung. 
Die Strenge Eventualmarime ift der Rückſicht auf einen * 
haltſamen Igeng des Prozeſſes zu verdanken. Im Rheiniſchen Pro⸗ 
zeſſe giebt es keine Eventualmaxime und der Pro ſteht doch nicht fill. 1) 

Das Rheiniſche Prozeßrecht und im Ant luffe daran der Preu⸗ 
Bilhe Entwurf, weldye die Eventualmarime nicht fennen, laufen dagegen 
de facto a einer im Geſetze Allan rigi ebilligten Neberraſchung 

— en. Der Gele x nur Die Formation für die münd⸗ 

i handlung jein, der Schwerpunkt des Prozeſſes liegt in ber letz⸗ 
teren. Die freilich gefeplich geftattete Ausſegung der mündlichen Ver⸗ 
handlung wegen vorgebradhter neuer Thatſachen und Anträge iſt unan⸗ 

enehm und für die Sache nachtheilig. Wie leicht kann nun in einer 

en Spanne Zeit durch —— Angriff, durch obstupefactio 
ded Gegners, der die Ausſetzung der Sache jcheut, die gerechteſte Sache 
in pingende Gefahr gerathen? Wenn ein gutes (invernehmen der rhei- 
niſchen Anwälte in der Megel jede Unzuträglichfeit abwendet, jo ift doch 
darauf mit unter allen —— u rechnen. Eine Ueberraſchung 
ift aber ebenſowenig dem vernünftigen Dartefwillen entfprechend als die 
Präftufton der Eventnalmarime. 

ne fuliat ift: Der berechtigte Wille der Parteien iſt 
nicht auf Rechtöverweigerung und Veberrumpelung gerichtet; 


1) Im oftrheiniſchen Bezirke ift die Rüdjicht auf die Beichleunigung des Pro- 
jenes fo weit. getrieben, dag aus dem Prozefie bie Beweis⸗Inſtanz herausgeſchritten 
. Vach der —— des Beweisrefolnts follen ſogleich beide Theile Beweis und 

genbeweis antreten, oder eine Br erhal in melde gleichzeitig Beweis und 
Gegenbeweis angetreten wird. Die tertheifung ift Die Regel, und ba e8 unmöglich 
ift, ſich auf einen Beweisantritt, den man nicht Tennt, durch Gegenbeweis zu ver- 
theidigen, fo Bi; der Probugent im entichiedenen Vortheil. Ich möchte willen, wie 
ch der Probmft gegen den Beweisantritt des Produzenten Durch Angabe von Gegen- 
Iömitteln vertheidigen fol, wenn das Beweisreſolut lautet: „Kläger ſoll jein Eigen- 
thum beweifen®, ober: „beweilen, daß Verklagter fich ihm gegenüber rechtlich ver 
p a oder; „beweiſen, daß die klagende Kirche eine Mutterkirche iſt“, und 
er die ‚ welche der Produzent für. dien Beweis vorbriugen will, nicht fennt. 
Sobald er diefe Fakta erfährt, ift feine Zeit veritrihen Min wende nicht ein, daß 
diefe Refolute falsch formulirt ſeien. Gemeinrechtlich Yen fie nicht falſch formulirt, 
ie Berorbaung vom 21. Inli 1849 bat nichts in dieſer Hinficht beftinmt, fon. 

dern alles im Sinne behalten. 
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barum verlangt er Entfernung einer jeden ber vernünftigen 
praesumtio hominis wiberiprehenden Rechtspräſumtion 
und, einem jeden Prozeßnachtheile vorausgehend, die Erthei- 
fung hinreihender Gelegenheit ber Regttmahrung, endlid 
ut der Prozeßnachtheile auf Die Grenzen des 
rozeſſes 
amit iſt das volle Recht zur Verhandlung gewahrt. 
mäßig find Kontumazien, Präflufionen, res judicata, Chentualm * 
leineswegs Rechtöverweigerungen, wenn art Da zu läugnen tft, bat 
fie in der Ausführung ‚vielfach dazu 1 gefahm u. Und diefe legte 
Erfahrung verdanten wir lediglid, Ham des oberften 
Grundfapes, dem berechtigten vernänftigen Parteiwillen H im 
le der vermentlißen rdnung ein von der Partei nicht gewolter 
ubſtituirt. Oder bat man vielleicht den Barteiwillen unrichtig 
—* ? Dann hat man ſicher den Praktikern, die den vernünfti 
Parteiwillen täglich erforfchen, die täglich Die dringenden B 
der Partei vernehmen, bie felbft als Partei vor dem Richter zu fiehen 
Er: int den ihnen gebührenden Antheil an ber Prozeßgeſetzgebung 
nicht gewä 
Die Gene biefer Praltiker von ber ——— t 
freilich den Geſetzgeber der Gefahr aus, in dem einen vermeintl 
De he Interefſen, unbekümmert um das p Boden li Bed der 
arteten durchz ihren, in anderen Yällen in dem Gla bad Recht 
gm —ãe— ei in Frage, den Schutz der Partei * Chikanen 
bes Gegners aus en Augen zu ſetzen.) 


8. 6. 
Parttät der Parteien. 


sch. Die unbehi sunt —— rei guam actoris fagt der gemeine 

. Die unbebingte Wah epeit bei Gates für alle Prozeßorduungen 

rg A, be weifeln, | benn ber Kläger hat 3. B. im Preußi de en —— 
den ſeine Klage —— zu koͤnnen, während der Verklagte 
von feiner eriheibigung nicht zurücktreten tan, wenn er jein Recht 
nicht in, | Jedenfalls ift eine Ungleichheit erwieſen. Der Kläger 
hat nämlich die Vortheile des Angreifert, ber Verklagte die ‚Bortheile 
8 Bertheibigers Es fragt fü ae Ft hierdurch das ip der 
Parität der Parteien gebrochen? ewi nid ht, denn die Parität, weldye 
der vernünftige Parteiwille gerichtet tft, bedeutet nur jo viel: Es ſoll 
jeder Partei der Weg zur Geltendmachung ihres Rechtes, der 


') Im ee Bezirke iſt es dem Beftreben, da das = t Ber Partei 


verfü es t 
— die —* —— Frans ber — 


—— — ed und der A vg Dr Ein 
—— abet Ten, ob ER. Beſcheini bie Eidethelation 
geftattet ſtet und die —— des N — 
Fi uegefprochen 1 tft, wird de Sin auf Cru er neuen Zahlung x. de novo 
obne ende, Das ecke Heben befonders Schuldner, 
— für die —E on reif find 
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— zum aihteriprnde, gleich ih offen teen. Daß ſich aus ber 
erhumg bes Klägerd als angreifenbe bed Verklagten als verth 
—* natürliche Vortheile unb  Rachldelle He den einen ober 
ergeben, gehört alto nicht hierher. 

Aber eine andere Ungleichheit ſcheint darin zu fein, daß 
in mandyen ebarten vom Richter Provifional-Berfügungen und am 
dere le einfeitigen Antrag einer Partei gegen bie 

oͤrte —— war erlaſſen werben. jr biefe a 98 ehe | 


e8 Öelegenbeit geboten wird, und unter = 

ber ger rechtömibriger Verlegung. Se 

De dur 3 ea I and egen ben etraten, und dieſe Präfum 
in ben. meiften Fällen ſchon erledigt. 


Di Year gemeinen Prozeſſes i be u Gleich» 
(des ber Parken * und * 1 Pin ve * 
d mitgetheilt“, ißt: „ —A et a 


gung einnimmt, tft die höchfte Weisheit eines Prozehgefeped. Leiber 
bieje Weisheit im —* chen —* abhanden elommen, denn 
nach Der Offizialmarime giebt ed einen Richter, weiber allel allein weiß, 
was der Partei zu erfuhren noth thut. Nich * nur über Alles, was au 
den Progehformalitäten g Deren e der a ber an ben Gegner 
—3 Suftellung bad ienbahem x. die Partei regelm 
nkenntniß erhalten, ſondern man begegnet | ar in ben Alten, wenn 
die Einficht geftattet wird, nicht die beilten Anträgen nebft Darauf 
erpangenen Beichetden, nid nee ben Kortefponbengen des Richters 
fremben Be örden, d * oder mit einer Partei, bie alfo 
ben Oharafter ner —*— pondenz tragen; und wer fteht da 
daß nicht dasjenige, was die Partet nie erfahren hat, zu einer 


Bafe gegen fie ſich 
den 6 r af ie Gleichheit der Parteien gefährbend tft die 
—7— der —* durch den Richter. Abgeſehen davon, daß 
de facto ber Richter die Schriftfäge o tima fide im Intereſſe derjenigen 
Seite formuliren wird, auf welcher tlichen Sympathien ftehen, 
o tft, jedenfalld bie Abf ung der Sci pe durch ben Richter 
er volles Eintreten des Richters in eine Partetzolle, 2— 
— Ba t * Dahin gehört jedes Protololliren der Pariei⸗ 
Ar edeß Eintreten des Ridters ers in die Verhandlung ftört 


er Im grechtigteit Fa — bezwedt und bewirkt eine Un⸗ 
PM. arteien. ey P Parteiũub e kennt des⸗ 
ie Drogebgel m 6 Gere der Parität der Parteien. Gegen 
erfchleppung ozeſſe übte, m gemeinen Rechte Die Eventual- 


Een Und —— biefer Sas die ei St e tn jeber richterlicden Ver⸗ 
t 
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marime. Das Preußifche Mecht erweiterte den Schub durch eine con- 
tumacia, die auf dem Prinzipe der Strafe beruht. Gegen pofitive 
[Behlide Handlungen ſchügte das gemeine Recht dur Zulaſſung des 

efährde-Lides. Diejer Eid wurde ſelbſt oft zur Ausübung einer Ehi- 
kane benutzt und gerieth Dadurch fo in Verruf, daß der Preußiſche Prozeß 
‘auf eine höhere Stufe zu treten alaubte, ald er beitimmte, daß die 


| atınfe des freventlich 
nens. Das Mittel Idpeint ſo außerordentlich unfhuldig, daß Mancher 
che Rechtsverletzung ed in ſich birgt. Beſtreiten 


Recht der Partei, dab der gemeine Progeb dad Beitreiten deö contumax 
8 ſelbſtverſtaͤndlich anfieht. Anerkenntniß ift 


er ehauptung dad Hecht der Partei, deu: 
Beweis zu fordern, fo it der Zwang zur A gebe eines Anerkenntmiſſes, 
alſo die daſndrcpong auf das Ableugnen, Ziglig eine Verwechſelung 
der, Beweislaſt, alſo die ungerechteſte Entbindung e 


—— — obliegende. Die Frage nach der 


Der Irrthum ift übrigend nicht neu, denn ſchon das Römiſche 
Recht kannte eine inkonſequente Beweistheorie zur Benachtheiligung 
bellen ‚ der auf die wondictio indebiti deu Empfang des kondicirten 
Objektes unrichtiger Weiſe leugnet. Ich erinnere auch au dad befannie 
„Laie contre. inficiantom crescit ın duplum”. Neu iſt es aber, dab 
diefer Irrthum in der. heutigen Zeit noch einmal auf die Bühne tritt. ') 
' Öeringenen Schein pi eine andere Ungerechtigleit Io 7 die 
ſogenaunte Suffumbenzitrafe. Man beachte nur, was Juſtus Möjer 
über. bie jogenannten unächten Prozeſſe jagt: dab gr Teine —— 
ber Unächtheit kenne, da Prozeſſe, die er für faul gehalten und deshalb 
abgelehnt hätte, — — gemcanen wären. Es ſteht feit, daß der 
günftige Richterſpruch ſelbſt des höchſten Gerichts keine Gewähr giebt, 


1) Hannoverſche Prozehordnung 9 43, 
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der Bee, ber das Unglüd eine Diele 
nal ih ie —52 — rireffkic e Bei H been Bi 
hier nicht eine „Ungleihp der ee 
m ewten De früheren an vor em vielleicht —* 
eſiegten? 
Der neue Prozeßentwurf rechtfertigt die Suklumbenz⸗ 


ſtrafe aus „praktiſchen Rückſichten“ nämlich, um den Andrang von den 
—* Gerichten abzuhalten N). Alf die praftiichen Rückſichten aben 

Te g it der Parieien —— dem Be Kent 
wird ir Mittel genommen! 

Reſultat ift: Der berechtigte Wille der Parteien ‚it auf 
Gleichheit der Parteien gerintet, Die Gleihheit wird ver 
Allem bergeftellt dur Entfernung bed Richters aus ber 
Parteirolle Mittel zur Herftellung der Darität, welde eine 
bem beredtigten Willen ber Parteien ni t entf rechen de 
Gewaltthätigleit enthalten, Ihlagen in dad Gegentheil um. 


WM 8.7. 
Praktiſche Rüdjichten. 
1. Iriftligkeit oder Mändligkelt des Verfahrens. 

An fi hat die Schriftlichkeit fo wenig als die Mündlichkeit mit 
einem ber angeführten zentten Progebgrundfäpe etwas zu thun. Es 
iſt alſo eine —— age, ob man ſich für das Eine ober für das 
Andere Der Ri ber Partei verlangt eine mög- 
Kat, —* — —— 3 Richters. Unſtreitig ift, der 
ündliche V an fich lebendiger, jedem Hörer, aljo ud dem 

das —— 


Se, “ Fr niß ded Bo vgefragenen befier RE get ald * 
Ip baue zu bei — e Der mi ie AN —* —8* he 


eeignet ift. Auf Der anderen Seite ift es "ber ih u läignen, daß 
Bir bie umfafjenbe Beurtbeilun einer jchwierigen oder verwidelten 
— ber mündliche Vortrag 3. ans t. Es bedarf einer Zeit ber 
Ruhe, einer von dem Eindrucke bes — freten Prüfung der Yaltı 
und Dabei eined mehrmaligen Zurückgehens auf das —2* des Vor⸗ 
trages alfo einer Thätigkeit, Die nur bush andenfein ber ſchrift⸗ 
ide Grundlage ermöglicht wird. Es ift mithin ſicher daß Ye Münd⸗ 
lichleit oft unentbehrlich, gewiß ſtets ſchätzenswerth tft, daß ſie aber 
gerade in den Fällen nicht ausreicht, wo nr ve Kraft beſouders ent⸗ 
wickeln ſoll, naͤmlich im den verwidelten Saden, ie der Aufklärung 
befonderd bebürfen und am meiften im Gefahr jchweben, mihverftonden 
zu werben... Weberall wo die Sache Th verwickelt zu werden, muß 
der Natur der e nad bie Schriftlicheit zu Hülfe genommen werben. 
Died Geftändniß haben uns auch die größten Lobredner ber * 
keit nicht vorenthalten. Der. Rheiniſche Prozeß wie der Preußiſ 


1) Motive zum Preufifchen Entwurfe S. 166, No. 4. 
® 
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Entwurf find weit bavon entfernt, die Schriftlicleit zu verbannen. 
Die fhriftlichen Partei-Anträge, Die Advolaten⸗Alten, bie nbiengproto- 
tolle, die Beweitaufnahme Berganhlumgen en und die im alle der Ber 
weifung ber. Sache vor einen ten Rt IE oem Diem ade» 
nommenen —— — ind Skripta, weldhe ber 
ſcheidung des ters zu Grunde gelegt werden. 
er Preußiſche — *— hat, ohne die ſchriftliche Bafis zu verlafjen, 
ich che Mündlichkeit gewandt, die im Prinzipe viel gelobt, in ber 
usführung getabelt wird. Die Schriftlichleit bildet bie Grumblage, 
ib die die ung ängte mündliche Verhandlung dient fer die — Aud- 
heoretiſch ſcheint das ee bie R lücklichfte 
Si en Krage, aber unbegreiflich bleibt die Mattigfett der mänblichen 
anblung, welche nicht etwa im einzelnen Fällen, jondern g 
emein in der Prarid beklagt wird. Es muß alfo ein Grund 
nden fein. Fällt die Schuld vielleicht auf bie Die Richter, die durch ben 
Bortrag des Referenten, wenn and, nicht ermüdet, doch hinreichend ge⸗ 
ſatign ihre Langeweile bei dem Abvofatenvortrage nicht genügend ver- 
ergen? ober auf die Anwälte, Die erfennen müfjen, daß der Referent, 
als Befiger der Aften und Vorakten, befjer informirt auftritt — als 
ein dem Kollegio näher ſtehender Vertreter derjenigen Partei, der feine 
rechtlichen S ympatbien ge ehren, entfchieden ein Potentior tft, bie deshalb 
in scriptis bereits uf orbereitung einer —* ſtigen An chauung des 
Referenten —* — hingewirkt haben, ihrem mündlichen Bartroge 
vegelmäbtg fein bejonderes Gewicht zutrauen können, und ſich d 
und, um den Unwillen bed Nichterlollegit wicht zu reizen, eimer "dem 
volfinbige en Stiliömeigen nahe ftehenben Mal ifeen Kir befleiptgen? 
as Geſetz Schul, den Vortrag des Referenten 
ah t, der ber Grund "des ebeiß zu fein jcheint? 
ftehe nicht an, der Preuhifhen mündlichen Berhandiung meine 
Snerleumung 3 ilen, wenn auch nicht ber Stellung bed Referenten, 
und bin überzeugt, daß das in der Praxis hervortretende Nebel an einem 
amberen Flecke liegt, bab der Grund ein innerer iſt. Ein Pro vrehaeten. 
weiches auf einer Grundlage ruht, die den Anwälten nur bie Stellung 
von Handlangern ded Materiald, von DOrdnungöfttafen-@rbuldern, höd- 
end von verantwortlichen ——— gnaekten Fa uthetlt, geräth mit 
ich ſelbſt in Widerſpruch, wen ed ben rung des Rich⸗ 
as gen Richter pur Beachtung der —— b des — — auffordert. 
Kampf um ben Vorrang tft uwermeiblich. Ind wenn nun durch 
hie Se on bed Referenten der Weg gegeben tft, ben Anwalt zu einer 
ab tigen Perjon zu machen, ihn in feine frühere Stellung zurück⸗ 
zuführen it es dann anberd mög dh, ald dab die Niederlage des An⸗ 
walts, jr eißt der mündlich ver ndeinben Perſon, alfo der mündli Pr 
Berhanblung —— entſchieben iſt? Es läßt ſ dem Uebel 
ers arhee n, al durch die Erhebung ber Anwälte auf YA 
onen gebührende Stufe Ein Schritt dazu wäre freitich durch Ab⸗ 
Ihaffung des Referated gegeben, noch ein weiterer Schritt durch Abſchaffung 
der Gerichtöaften, wodurch bie Schr tlichkeit der Grundlage nicht beſeitigi 
würde, weil die Advokaten⸗Alten ihre Stelle vertreten. Alsdann wäre 
® 
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nämlich ber Richter gezwungen, den Anwalt für unentbehrli 
und he fi —2 Ihn He als ET EM ie Die 


—— au — vorli ee Stripta erfordert 

ns FE der Bun ner En und 
der Preußiſche Prozeß übereinftinnend an, und ihre eiteht 
in dieſem Punkte hauptſächlich in der Berf ieben it ber Keeifäiben 
Bafis, Die beiden erfigenamnten Pro ten nämlich Die 
Eventualmarime für unvereinbar mit ber —* eit, der Preußiſche 
Prozeß beweift durch die That, daß die Unvereinbarteit nicht befteht. 


2. Esentualmarime, 


Es ift bereitd a rt, daß prinzipmäßig die -Eventualmarime 
feine Gi er ist, ah tale ter bet ee eipredhung 
ber praftifchen —e— — * en be e reſp. 


Berwerfung bildet ben Haup ieh eifden n * ßen und 
Aheinitihen Mündli Ar Die ee 
ahren ben Proz 7 53 de fe n, wenn ei — 


Im di, i ein Dach ten ht biefe Wirhing, der ? 
m e erft eigentlich mit ber 
wirbt erhandlun ß Natöl Darum bort bie münblide 


Berhandlung in d J Vord Damit 
rag —5 * Sim —ã a einen Fra — 


als in dem anderen, een es fe n woran, den en Pro⸗ 
—* mänbliched ben Prewftfchen als —2*— 
ir zu tadeln. ER Wa —* legt, wie dem pt 
biete faft immer dee Fall ift, ie bier in 
der Eventnalmarime im Preußiſchen Pr f "die Hnbemegfitei Der 
geftellten Anträge, die Aus diesem ber nicht jofort vorgebrachten Fakia, 
verbunden wit der affirmativen Littötonteftation, führt zu einer Kontu- 
maztalmarime. Dagegen führt die vollftändige enung ber Even- 
traimarime, welche den Schriftenwechſel weſentlich nur ald eine unge: 
—*2* Information erſcheinen läßt und ben ganzen Schwerpunkt bes 
ozeffed in die mündliche Verhandlung legt, acto leicht zu einer 
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Ueberraſchung. Beiden fehlt das, was der vernünftige Wille der Parteien 
verlangt: ein Stadium im Progejfe, wo die Partei durd die 
Auslajjungen ihres Gegners uber. ſämmtliches Material, in 
nelten Schranken der Prozeb bis zum Urtheil wandeln wird, 
informirt, Die Ruhe findet, dad Material zu ordnen und die 
Anträge zu entwideln. Bis zu diefem Stadium, dad am Ende der 
Schi sten eintreten muß, darf keine Ausfchliebung newer Kalte, feine 
Unbeweglichleit der Anträge ftatuirt werden, aber die Schriftlichleit muß 
zu einer Obligation führen umd dürfen in der mündlichen Verhandlung 
dad Faltum und die Anträge nicht wechſeln. Dieſe Ueberſetzung ber 
Eventwalmarime entipricht dem vernünftigen Willen der Partei, bie ftrenge 
Eventualmarime und die Ueberraſchung dem Willen gewandter Advokaten. 
Man wird einwenden, daß die Schriftlichleit bei folcher Nachſicht 
eine endlofe zu werden drohe. Man bedenke, daß ein Theil der bes 
treibende tit, der andere Theil angegriffen ift, und daß fich beide in 
eignem- Interefje fo vollftändig gegeneinander auslaſſen müſſen, dab bis 
zur mündlichen Verhandlung das Material, welches gebraucht werden fol, 
erihöpft ift. Darin liegt der Zwang zur vollitändigen Erörterung der 
Fragen, die dem Richter demnächſt zur Entſcheidung nergelegt werden. 
Allenfalls Tönste man auch, um die zurüdhaltende Partei zur Auslaffung 
x veranlaffen, nach einer beitimmten Zahl geivechielter Schriften jedem 
heile das Recht geben, ohne Anführung von nova ad sententiam zu 
juhmittiren, bez. die Sache au die Rolle zu bringen. | 
A haufig wird ein ſolcher Prozeß dem Rheiniſchen ‚progefie 
ähnlich je en, ai auch dem Preußifchen Prozeffe, jedegmal aber dem 
vernünftigen Willen der Parteien entiprechen. 


| 3. Kontumayia. . 
. Im — iſt die Kontumazia keine Rechtsverweigerung, 3 iſt 
e 


löipruches beliebig hinauszuſchieben. Beide Forderungen jcheinen 
fid) zu widerſprechen. Man bat ki Auskunftsmittel —* ei 
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auf den’ ich eingelafj en Mar muß eine Kontumazia, als dem er 
län Wi ee erſprechend, ausgeſchloſſen bleiben. 

Der Berfäle pung * —5 — kann durch andere Mittel gewehrt 
werden, namentl —— ch die Geftattung provifori m Vollſtredb eit 
gewiffer Urtheile eier Sata gegen Kautiond 


4. Seweisantiripation und bindende Kraft der Seweisuctheile. 


Auch in die A Frage ift feiner der mufgeftellten oberften Da 
geunbtäte interef Bambeit fich ch aljo um eine pr sttilhe Frage Brage. St 
das Zurüdgehen auf dns Semeireitlihe Beweisinterlo ich ein 
Rückſchritt? und kann es darum ein Rückſchritt fein, „weil ſich tm 
Preußen alle Stimmen 9 dahin geeinigt haben, daß feine Verwerfung 
wohlthätig gewirkt habe?“ 1) nn man in ber Praris des gemeinen 
Progefi jed mannichfache Vorurtheile allmählig verloren hat, ſo begrefft 
man die Vortheile nicht, Die daraus erwachſen, daß Die Fafta mit Be⸗ 
weismitteln belegt werden, bevor fie be tritten find. Man wird es 
billigen, daß Niemandem berwehrt werde, den Beweis zu antizipiren, 
um dem — ji zu zu zei Ben, dab ein Beitreiten zu nichts hre, 
aber die Auflage unnöth — rbeit oder gar einen Zwang ang gu ufdedung 
ber Schwächen der Beweiſe wird man dem vernünftigen illen der Par⸗ 
tet nicht entſprechend finden. Am unergründlichften tft der Vortheil, ber 
and einer Aenderung des Beweisre —A erben eht, wenn der Richter, 
bem er eine Menge Beweife er eben at, f ließlich zu dem theuren 
Re daß Die ganze Arbeit vergebens und ein Unrecht — 
* Part die mit der Beweisführun bei hwert wurde. 
5 agt man, bie Sypelation gegen die Beweisinterlokute hat Die 
verzögert. soeleen Davon, :daß dad Erperimentiren' mit Be 
aufnahmen aud Zeit erfordert, oe doch das faljche Beweisurt ei 
ebenfogut, wie ie alſche Enduribe [, da8 es im ventre bat, eine 
bageye ber beeinträ tgten 8 Dackel, umb ber bie = — 


Be neues — mittel ift die Beitimmun das Beweis: 
— den Richter bindend en fol, en es het, damit Doch 
eftigleit in den Prozeß ineintomme und mer ab mw 

Bee mwerbe2). Diefed Auskunftsmittel bedeutet ” o viel, daß der 
— ber ein faljche8 Beweisinterlokut gemacht hat, num auch ges 
en wird, in feinem Irrthume zu verharren und ein falſches End⸗ 

Sribeil , zu machen. 

Eine Iebr r einfache Sbälfe „Negt ‚nahe, jobald man auf ben ver- 
nünftigen Willen der Partei rrirt. Der vernünftige Wille ber 
Partei verlangt, daß freilich — gezwungen werde, ein Rechtsmittel 


) Bgl. bie Einleitung der Motive zum reubifchen Entmurfe von 184 ©. 10. 
2) al. Hannoverſche Progeßordnung $ 
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gegen ein Beweisinterlofut einzulegen, dab aus der Nichteinlegung 
De ee ee fein —* ermachfe, —I die Appellation gen 
Endurtheil auch gegen dad Beweidinterlofut implicite ſich we 
bike, daß aber ebenfowenig einer Partei das Recht verlümmert werde 
bad Mechtömittel gegen dad Beweisinterlohit einzuwenden umd voll 
Rechtskraft herbeizu Führen, Namentlich wird der vernünftige Parteimtlle 
an einer probewetfen Eidebleiſtumg, Heide der Eidesleiſtende für über» 
rk I; halt, nicht, —2 und dad Nechtömittel über deren Erheb⸗ 
lichkeit geftattet wiffen wollen. Es muß alſo falultativ ber Partei ge- 
ftattet fein, das Rehtemitiel zu ergreifen oder jtch der Beweißerhebung 
zu unterwerfen. Abfichtlichen Verichleppungen mag man dur Ablür- 
gumgen ber Appellationäfriit begegnen, ımb in Fällen, welche die Abſicht 
der Verzögerung unterftellen laſſen, die Zulaffung der Appellation an 
eine genügende Kautiondleiftung knüpfen. 


5. Jrinzig der Herrſchaft der Beweistegeln oder der freien Sewriswärdigung. 


Auch dieſe Frage hat mit den vorangeführten oberften Prozehz⸗ 
ben zipiell nichts zu Dun. Sie iſt aljo, als Frage praftis 
—ã hier zu behandeln. Der —2*— Parteiwille wird 
ran demjenigen Veimpipe renden welche die größere Garantie für 
ein "mp rtbeif gewährt. 
Preußifchen Ste togeffe ‚ee eine eine afahrumg gemacht, die im 
Vergleiche mit der Beweis une, frei einen 
Fortſchritt zeigt. Selbit die Berta F ie er den aeub chen Krimi: 
—* müſſen nelennen, d ba orgfältt 
Krim nung nicht im tande war, bem er fir ba ee 
eine ihn auf richtigem . leitende Stüpe ewähren, 
Beweistheorie vielmehr bins dem ben Richter ig, Den —— * 
digen freizuſprechen, und nf fh über 
inwegzujegen, um nicht den Unſchu Ben zu — — var 
te Beweiätheorie ber Kriminalorduung vielleicht mehr ald jede andere 
Beweistheorie eine dem richterlichen Gedanlen aufgegwungene Befiel, 
aber ihr Hauptfehler war doch eben der Fehler jeder Demeißtheotie, 
nämlid ber prinzipielle Irrthum, dab es Regeln gebe, nad denen fü 
alle Halle die —* oder Unwahrheit eines ti gleichſam 
ein Rechenexempel gefunden werben fönne Das au d 
Regel gefundene Ne Reh ltat wird in der Mathematit eine Wahrheit Bei 
im 2eben iſt es eine Filtion. Der vernünftige Wille der Parteien wird 
ich nicht begnügen, wenn ihm auf feine Forderung einer vernünftigen 
Würdigung des Reſultates der Beweider g mit einer Fiktion ges 
antwortet wird, die vielleicht der Richter felbft nicht für vernünftig hält ) 


?) Sehr bemerfenäwerth ift L. 3. $ 1. D. de test. (XXIT. 5.): „Ideoque Divus 
Hadriande Vivio Varo Legato provincise Ciliciae rescripeit, eam, qui judicat, magis 
posse scire, quanta fides habenda sit testibus. Verba epistolae haec sunt: Tu 
magis scire potes, quanta fides habenda sit testibus, qui et cujus dignitatis et cujus 
existimationis sint: et ni —— visi sint dicere, utrum unum eundemque medi- 
tatum sermonem attulerint, an ad ea, quas intsrrogaveras, ex tem verisimilia 


responderint.“ _ Das führt zu ı völlig freier Würdigung ber Zeugenauslagen. 
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In welche Phantafieen fi dieſe Filtionen verliesen Tönnen. B. 
der 3 —— ber ein Faltum unter 50 Thaler ſ —* 
fingirt, wenn ein Zeuge es bekundet, während ein Faktum über 50 Thaler 
zweier deugen —2 erftellun einer eihen Fiktion bedarf. Fiktionen, 

zu denen jed rt, dürfen aljo außer den von der Partei 
gemwollten, 3 Fe den — Anerfenntn ober Eideszuſchiebung bafirten, 
nicht exiſtiren. 


ipiell ift es unverlennbar, daß Die Befreiung des Richters 
von , gofliven Beweidregeln, den Richter feinen eigentlichen Funktionen 
iebt. So hat fi} die freie De npellung, des facti IA 

ben deiäm ne * „de i ad ſich gegen bie 

—* lagen ließe, wäre bad, db 

—5* den A rem un und Denfen, nicht h habe hehe 
ald bied bei ben Geichworuen vegelmäbig. ber Fall iſt. Wenn freilich 
wie in anderen Ländern die Advokaten die —* für den Richter⸗ 
ftand wäre, und nur die audgezeichnetften Advokaten des Richterſtandes 


für würdig gehalten würden, dann wäre an bem praktiſchen Verſtande 
Hr # er wicht zu zweifeln. Aber darf ein Zweifel an dem 
praktiſchen tande der Richter auch jetzt überhaupt ſtatuirt werden? 


denle: Nein! und wer ch wird in den allen, wo von beiden 
len eine yaritätilie ertheidigung ausgeht, eine Verwechjelung der 
— eit mit fundirter Ueberzeugung de facto vorlommen. 
Alſo fragen wir: Wofür wird ‚gr ber vernünftige Parteiwille ent- 
Penn nicht für vollftändig freie —— — des ee 
nur für ſolche Beweißregeln, wel br ein 
* Ohne bem vernünftigen Ermefien des —ã Zion hun ) 
ed wird abet ber Verne arteiwille fordern: „Brände?! und 
nicht Abſpeiſung mit „nadter faltiicher Zeititelung“. 


1) Ein —* dafür, wie we Ph te den Zwang der —— nicht 


—— — wo er Zwan enden Re⸗ 
— Ha f folgend en x Ex © eh —— — —— Om Pro⸗ 
a 
en! K. gie —— — ehe — einer —5 hat her 
Smmobifien erlöften Gelber ben — Betrag uf (tion be 
Gi Br des klageriſchen on Crblaffert begab fe rs — 
Pr —— 

—— er z Sahlung verf — es —— 

et unterzeichneten ügeifin 6; * 


er des klägeriſchen Foſe ftanden. Die Quittungen wurden 
— — Aa nr die Außfteller waren gefterben, 1 der —— ung wu K. 


mi map vernommen wer 
iter b tet. 
be Zahn ci eier ——— Ba in fpegie er KM 
Durch das Kg, eines unter fig eu de def Sehe —8 —— "der Ye 
* fe 8. gebe ala la Kae Di Reihe von Sahren ngiet, oe 
— Be je fe und Töne lt angenomm n werden 
A bie St tttungen eat babe, — bie 


und a Alters 
aum Gebr in dt 
— —8 —— is io wahriein! * ae Ben Dee — 


unter —5 vn le * 
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Mielleicht wird man einwenden, daß gernbe der Preußiſche Straf- 
prozeß mit feiner freien Dee our gan efanntlich dem Angeflagten 
ungemein wenig Garantieen biete. h ift zuzugeben, daß Die du. 
rantie ber Berurtheilung vielleicht die einige iſt, welche dieſer Straf- 

rozeß dem Angeklagten bietet, aber liegt die Schuld am Prinzipe der 
elen Beweiswirdigung? Nein, fie Itegt vielmehr in der Stellung des 
Angellagten, deſſen faft einziger Schup der Ankläger jelbft ift, welchen 
jein Amt verpflichtet, auch die Bertheidigungsmomente zu berüdfichtigen, 
em aber übrigens jede Information, I jelbjt die Zett für feine Ber: 
theidigung abgejchnitten, dem ber freie Gebraudy der Beweismittel ver- 
wehrt wird, der nur ein beneficium hat: „das legte Wort‘, gleichſam 
den Schwanengelang vor feiner Verurtheilung. Iden Prozeß witrbe 
eine Partei bei folder Parität gewinnen können? 

Es knüpft 1a bieran die fernere Frage, wie die Erhebung des 
Zeugenbeweijed vor ſich gehen jo? 


6. Yrinzip der Bengen-Beweiserhebung vor dem erhennenden Richter oder vor dem 
Rigter-Kommmifer. 

Auch bier handelt es fi) um eine praktiſche Frage. Auf der 
einen —— iſt es nicht zu verfennen, daß der Richter beffer für die 
u gewinnende Weberzeugung informirt wird, wenn er den Zeugen ſelbſt 
hr ald wenn er auf die Auffafiung eines Kommiſſars nach deſſen 
ſchriftlichem Protokolle zu ſeiner Information angewieſen iſt. Auf der 
anderen Seite wird die Wiederholung der Zeugenausfage über ſtreitige 
Falta in fernerer Inſtanz nicht zu vermeiden fein und werden der Her- 
Fre der Zeugen große, oft unüberfteigliche Hindernifje entgegen- 
fteben. Der gemeine ae bat ein Berfabren eingeichlagen, welches 
eeignet war, die Zeugenausfagen möglihft vor fr en Einflüffen be: 

eit vor dad Auge des erfennenden Richters zu führen. Dem Prinzipe, 
daB das Faktum von ber Partei dem Richter vorgeführt werde, folgend, 
ließ der Richter die DBeweisartifel, Gegenbeweisartifel und Grogeltide 
von den Parteien und zwar in einer Form audarbeiten, baß ber Zeuge 
[ie mit „Sa“ oder „Nein“ beantworten Tonnte. Nachdem durch Urtheil 

te vorzulegenden Artifel und Frageſtücke [eftgettelt waren, las der 
Richterkommiſſar diejelben Stüd vor Stüd den Zeugen, vor und proto- 
follirte wörtlich ihre Antwort. Cine unächte Phyſiognomie des Zeugen- 
' verhörs, an der unfere, felbft die optima fide nulgenpmmenen Protokolle 


mehr als 30 Jahren thunlich geweſen, und werde die Wahrſcheinlichkeit noch dadurch 
erhöht, daß der klaͤgeriſche Erblaſſer felbft während einer fo langen Reihe von Jahren 
slöwiegen babe, und erit feine Erben mit Diefen veralteten Anfprirchen bervorgetreten 
ten. ine gefeßliche Beftimmung, wie fie ber $ 160. Tit. 10. Th. I. der Allgem. 
(Serichtöordnung enthalte, fei zwar dem gemeinen Mechte fremd, aber ber ratio jener 
Beltimmung, da namlich ſolche Beläge regelmäßig in Privaturfunden beitehen, welche 
nicht öffentlich beglaubigt zu werden pflegen, über deren Aechtheit aber doch der Regel 
nach fein Zweifel aufkommen fönne, dürfe auch der gemeinrechtliche Richter namentlich 
in Bezug auf ältere Rechnungebcläge jedenfalls in ſoweit Rechnung tragen, ale er 
zu bet birftigerem formellen Aechtheitobeweiſe eber anf einen ErfüllungdEid er 
ermen werde,’ . 
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häufig leiden, war freilich damtt mög rt vermieden, aber das poſitive 
Bee Element fehlte u eh wie bet und. Darum ift “ m 


meiftentheild genügen en, wir 8 no ed dem vernünftigen Partei⸗ 
willen, nn ber 3 cht nicht entzogen werde, den geugen 


7. Der Suhnererſuch. 


Es iſt von vielen Seiten der S als ein ih 8 
Mittel ne unmger Drogefe geprieen — * ge EA 


paftelen, ak der Zwed des Prozeſſ ir nicht der Verglei I, Indem 
Sntjbeidung b ben Streites, wie o der Sühneverfu den Ric 
nichts angeht. Verweiſung vor iR beſonderes Schiedsamt, * 


im Rheiniſchen en e in ben öberen Prozeßſa obli aa 
ift deshalb ve natpmäßrg ri tiger” aber wie di A — * — 
Inſti —— überfli g. ‚Der Zwan der Parte Fr — gm 
gl abren zu unterziehen, ift eine vegane Ungerechtigkeit. 

u ift dennoch, daß es ſehr ein berechtigter Mille 
ber Parteien N daf eine Gelegenheit zum 


un IE and bicfem Dee wohl de € —** je und ber 
Preußifche neverſuch hervorgegan a a, 
wo der Richter mit j em Sue im ; — nur dem 


Richter übertragen werben, alle rozeß hinein gebrängt, 
wohin er nicht, gehört. — macht —* die Se fe fo, da 
ber Richter diejenigen Sachen für fehr geenpet ergieice Ga, 
Deril thm ſehr (af werben drohen, und er ale el zum 
leiche ** die ug eined ber Iiberftechenben Partei ms 
Urtheils anmwende enn nun der Richter aus ber Partei 
solle — Verst of, —E —* das Deal Bi ar „Bi en 
en e Paxis des rozefſes a et hierauf: 
Bureaus der Anmälte find bie Berge leich ter.“ In der Th 
es feine befferen Borhebingungen für einen Vergleich geben, is — 
—— Partei ein Sachverftändiger zur Seite fteht, ber 1 volle Vers 
urn gen enießt, wenn jeder dieſer Rechtsbei tände bie aktiſche Infor⸗ 
mafion efibt, wenn befbe Rechtsbeiſtände ihre rechtlichen Sr ferungen 
egenfeitig austauſchen, bie Vergleichspropoſi —5 auf dieſer G 
age feftftellen und o gerifiet uf hr inigum en. u Diefen em 
Sühneverſuch bed er keines Geſetzes Rd nur einer r 
tigen Stellung bes Anwaltftandes Der Sühneverſuch muß alto 
aus ber Prozeßgeſetzgebung ausſcheiden. 
Zeitfchr. f. @efehgebung u. Rechtopflege. 1, 6 
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8. 8. 
Schluß. 
Ich übergebe die vorftehenden freilich unvolitänbigen 2 emerkungen 
bem juriftifch und dem natürlich gebildeten Publikum, insbeſondere aber 
- meinen Kollegen, mit der Bitte um milde Beurtheilung Nur & 
möchte ich nody zur Berftändigung hinzufügen: 

Zuftus Möfer jagt: „die Herren vom Generaldepartement möchten 
gern Alles auf einfache Grundfäge zurüdgeführt ſehen. Wenn es nad) 
ihrem Wunſche ginge, fo follte der Staat fih nach einer afabemifchen 
Theorie regieren laffen. Nun finde id, „arar diefen Grmndfah für die 
Bequeme diefer Herren fo unre ht, in der That aber entfernen 
wir und dadurch von dem wahren Plane der Natur, die ihren Reid) 
thum in der Mannichfaltigfeit zeigt, und bahnen ben Weg zum Detpo⸗ 
tismus, der Alled nady wenigen Regeln zwingen will und den Reid) 
thum der Mannichfaltigfeit verliert.” 

. kann ben Satz ftehen Iaffen, ohne den Schluß daraus für 
meinen Auffap zu fürdten. Wer mir fagt, daß ich die Spezialitäten 
des —A— zu berühren unterlaſſen hätte, daß aber bei einem 
Gänge en auf biefe Spezialitäten die vun mir aufgeitellten Grunbjäge 
ald bei Weiten nicht zutreffend ſich erweiſen würden, daß die praxis 
multiplex Fälle jchaffe, in denen nichts Anderes möglich jei ein 
Verſtoß gegen die von mir als „erfte Örmbfäge des Prozeßrechtes“ auf: 

eſtellten Regeln, daß ich alſo, indem ich das leugne, mich von dem 
Dane der Natur entferne, bie ihren Reichtum in der Mannichfaltigfeit 
jeigt — dem antworte ich: Auch ber Plan der Ratur iſt nit plans 
08, auch in ber Natur, und gerade in ihr am meilten, folgt Alles 
beftimmten @efeben, und eben die Unverbrüchlichkeit ber Grundgejepe 
‚bewirkt ed, daß die Mannichfaltigkeit fich zu einem Reichthum endfoltet 
und nicht in ein Meer von Widerſprüchen fich verliert. Es ift mir 
nicht unbewuht, dab bie Ausführung des Prozeßgeſetzes keinesweges die 
Beichreitung eines bereits gebahnten Weges tft, daß praftiiche Erwä⸗ 
gungen mannichfacher Art oft nach verfchiedenen Richtungen weiten werden; 
aber daß eine Verlepung der oberften Prozeßgrundſätze nothwendig wer⸗ 
den, oder daß die Feithaltung des präfumtiven berechtigten, vernünftigen 
Darteiwillend nicht überall den richtigen Weg leiten wird, das ift wenig⸗ 
ftend noch nicht erwieſen. in näheres Eingehen auf die Spezialitäten 
des Prozeßrechtes habe ich dem Zwecke dieſes atzes, den feine lieber: 
chrift anzeigt, nicht entiprechend nen &8 genügte mir, einige Grumb- 
ws zu berühren, die meines Erachtens jo einfach und natürlich find,. 
es fich ſchwer begreift, warum fie mit Konſequenz vernachläſſigt 
werden, von denen ich überzeugt bin, daß fie auch die praxis multiplex 
nicht abändern wird. 
‚88 Ing au in meiner Abſicht das Schweigen der Anwälte in 
einem Augenblide zu brechen, mo ed zum Schaden der guten Sache 
anszufchlagen droht. Ich wollte dazu beitragen, dab die Anwälte er- 
fennen, daß fie berechtigt wie v riatet find, ihre Stimme in der Prozeß⸗ 
gejepgebungäftage in einer Weiſe hören zu laſſen, dab ihr Gewicht nicht 
verlannt wird. Möge das Lepte mir wenigftend gelumgen fein! 





Keyßner: Die Beweiskraft der Gegenbücher, Lieferungsbücher ıc. 88 


V. 
Die Beweiskraft der Gegenbücher, Lieferungsbücher und 
fogenannten Rezeptbücher. 
Vom Herrn Stadigerichtorath Keyßner zu Berkin. 


Durch Art. 22. des Einführungsgefehes zum Allgemeinen Deutfhien 
—— ſind die bisherigen 5*8 — Beſtimmungen, welche 
egeln darüber enthalten, wie der Beweis durch Handelsbücher gig 

wird, insbeſondere die 88 165 bis 168. Tit. 10. Thl. I. der A. G.O. 

außer Kraft geſetzt. Aufrecht erhalten find dagegen: 

$ 163. a. a. O.: „Was wegen ber Beweisfraft der Hanblungsbücher, 
ingleichen der Sournale der Makler, Rechtens fei, ift im Allgemeinen Land» 
recht beftimmt (Th. IL Tit. 8. 8 562. ff, 8 1366. ff.).“ 

$ 164. „Gleiche Bewandtniß, wie mit den daſelbſt beichriebenen Liefe- 
rungsbüchern, hat e8 auch mit den auf dem Lande gewöhnlichen Kerbhölzern, 
wenn beide Stüde übereinitimmen. Kann eine Partei das ihrige nicht her- 
beiichaffen, jo muß der Gegner zur eiblichen Beitärfung bes feinigen ge- 
Iafjen werben, infofen er nicht überführt werben Tann, daß bas fehlende 
Kerbholz durch feine Schuld abhanden gekommen oder vernichtet worden fei.“ 


Wenn durch Art. 60. No. 1. des Einführungsgeſetzes zum H.-G.:8. 
jodann bie im $ 163. Tit. 10. Thl. L der A. G.D. angezogenen Bes 
fliimmungen des A. &-R. aufgebo en find, fo hat dies rudfichtlich der 
Handelsbücher und ber Tagebücher der Mäfler wetter fein Bedenken, 
weil durch Art. 34. des HeG.B. Art. 8. des Einführungsgeſetzes zum 

G.⸗B., Art. 72. ff. ded H.G.⸗B. für die Allegata im $. 163. Tit. 10. 

bl. I. der A. G.O. riet geleiftet Pi ebenso erſcheint die Aufhebung für 
den Beweis durch Kerbhölger unerheblich, indem dieſer durch 8. 164. 
4. a. D. vollftändig geregelt wird. Anders verhält es ſich dagegen mit 

dem Beweis durch Lieferungsbücher, in Betreff Deren der 8 592. Tit. 8. 
hl. II. des A. &R. * t: 


„ft aber mit dem Abnehmer ein Gegenbuch gehalten, und find im jel- 
bigen Die auögenommenen Waaren oder geleifteten Zahlungen eingejchrieben 
worden, jo bewirkt bies in den Händen des Abnehmers befindliche Gegenbuch 
wider ihn, ohne Unterſchied des Standes, vollen Beweis, wenn er acht Tage 
nach Einzeichnung ber Lieferung verftreichen läßt, ohne wider die Richtigkeit 
des in dem Gegenbuche enthaltenen Vermerks gerichtlich zu proteftiren.“ 

Diefe Geſetzesſtelle ift aufgehoben, durch feine andere erſetzt und 

kann als geſetzlicher Belag nit Ss amgeführt werben; nichlsdefto⸗ 
weniger tft aber ihr Inhalt für die Praxis von erheblichem Werth ges 


“ Zur Degrifföfeftitellung ſei zuerft erwähnt, daß basjenige Bud), 
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welches der Berfäufer der Waare bezüglich der von einem beftimmten 
Abnehmer, Käufer, im Laufe der Zeit nd und nad entnommenen Waare 
für ſich führt, und welches er in feinem Bejig behält, als Cieferunge- 
buch zu bezeichnen ift. Das dagegen, welches ber Käufer, deſſen Be— 
vollmädhtigter oder Bote beim Entnehmen oder Abholen der Waare vor- 
legt, im welches die entnommenen Waaren eingezeichnet werben, und welches 

an den Abnehmer zurüdfolgt, ift das Gegenbuch. Beide korreſpondi⸗ 
renden Bücher endlich mögen unter dem allgemeinen Begriff „Leferungs- 
bücher“ zufammengefaßt werben. . 

Nahme man für einen Einzelfall auch an, daß Käufer und Ber- 
fäufer Bollfaufleute feien, d. b. foldhe, deren Handelsbücher mit der 
dur Art. 34. des H.⸗G.B. angegebenen Beweiskraft audgeftattet find, 
jo fönnen die bier in Rede ftehenden Lieferungsb gr doch nicht al 
Handelsbücher aufgefaßt, und deshalb für fie eine Beweiskraft bean- 
fprucht werden, denn zuerft gehören dergleichen Bücher nicht zu denen, 
welche von jedem Kaufmann gefühn werden müfjen;') weiter wider: 
a es auch dem Begriffe der ‘Memoriale, Waarenlagerbücher oder 

lapwaarenftragzen, daB fie nur rüdjichtlic einer Geſchaͤftsverbindung 
und des Verkehrs mit einem beitimmten Käufer oder Verkäufer ri 
werben. Hieraus folgt, daß es für bie Beweiskraft der Lieferungsbü 
anz gleihgültig ıft, ob bei den durch diejelben nachzumeifenden Ge⸗ 
—* en ein Kaufmann betheiligt ift oder nicht, ob etwa die Bücher von 
zwei Gutsbefitzern geführt werben, von denen ber eine die felbft ge- 
wonnenen Kartoffeln dem andern zum Berbraudy in feiner Wirtbichaft 
nad und nad, liefert. 

Die Beweiskraft der Lieferungäbliher muß beöhalb auf andere 
Weife begründet werden. 

Macht W bei fortlaufenden Lieferungen jeder Theil Bermerfe 
über die gelieferte und die entuommene Waare, fo geftalten dieſel⸗ 
ben jo trog pünktlichfter Führung nimmermehr & gieterungsbüchern: 
die Vermerke find bitch einfeitige, auf deren Cinfiht und Kontrole 
der andere Theil feinen Anſpruch bat. te Lieferungäbücher ſetzen da⸗ 
gegen eine gegenjeitige Abrede über deren Führung voraus, wodurd fie 
zu emeinfcha ihen Urkunden werden.2) Betrachtet man, wie fidh 
Geſchäfte der hier in Rede ftehenden Art entwideln, jo wird man als 
den gewöhnlichen Gang folgenden bezeichnen Tönnen, wobei zu bemerfen, 
daß der Pegel nah die Waaren vom Verkäufer abgeholt werden. 
Käufer und Berfäufer vereinigen fi) über bie Lieferung beftimmter 
Waaren in regelmäßig feitgefebten oder wechjelnden Zeitfolgen zu einem 
ir allemal verabredeten vder bei marftgängigen Wanren zu den mechjeln- 
en Marktpreiſen. Da nicht Zahlung Zug um Zug geleiftet werden 
ſoll, fo will fi) der Verläufer des Beweiſes für die jedesmaligen Liefe- 
‚ zungen fihern; er legt für den Käufer ein Bud an, in welches diefer 


') Annalen der Badiſchen Gerichte Bd. 30. No. 14. 15., Goldſchmidts und 
!abande Seitfchrift für das gefammte Handelsrecht Bd. 8. ©. 565. 
. 2) Vgl. Erkenntniß bes Obertribunald vom 30. September 1856, Striet- 
horſt Archiv Bd. 22. ©. 213, 


— 
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bei jedesmaliger Entnahme der Waaren ben Empfang bef — wo⸗ 
mit dann beieilende Quittungen gegeben ind der Käufer fann 
nicht immer felbft abnehmen, er jenbet dem Derfäufer einen Bevoll- 
mãchti einen Boten, welcher die Waaren abholt; quittirt dieſer in 
ſeiner ier als unſtreitig g angenommenen Eigenfhaft über den Empfang, 
fo ift der Berläufer wiederum geſich er auch ber Käufer fucht 
Sicherung und zwar dagegen, da tem Bevollmächtigter oder Bote?) 
wicht mehr Waare entnimmt, als er abliefert, dergeſtalt, daß er jpäter 
jeine Rechnung überlaftet findet und beöwegen mit dem Verkäufer in 
Streit geräth. Zu dieſem Zwecdh vereinigen Hi Käufer und Verkäufer 
dahin, Daß lepterer dem Boten in beliebiger Form vermerkt, wieviel 
an Waaren Det er jedesmal t Bei bat; nimmt nun ber Käufer von 
feinem Boten a aren mit ſcheinigung entgegen, ſo A er in der 
Lage zu Tontroliren, daß nicht mehr entnommen als abgeliefert if. 
—— entwickelt fich dad Gegenbuch. * geſtalten ne im gegen- 
jeitig en Vertrauen die urjprünglich beabfichtigten Dutttungen im —* 
—8 zu nicht un teriihriebenen, ober ediglich datirten Vermerken, 
der Schreibensunkunde des Boten, oder der geöberen Sthreibend- 
—* — des Derfäufers, dieſer ſelbſt in das * ſetzt, und die 


an end „pie fie im Verkehr vorkommen, fin damit zur Er⸗ 
! er: ebrach 
ou amt das Gegenbuch den Karafir eines B ebuchen 


dab daß ber Käufer jeinen. Boten, 3. B. fein Gefinde 
Side mit dem Buche jchickt, in we —* er bie Menge der diesma "in 
liefernden Waaren verzeichnet hat; fertigt der Verkäufer den 
Boten ab und der Käufer ift —2 Om ber geficherten Lage zu 
prüfen, ob richtig Pe efert tft 


Es ergiebt lead" bot anz gi ift, ob der Ber: 
fäufer oder ber Ale den Berner im Gegenbu inte rieben bat. 
Ja es noch. wetter zu gehen, felbft ein un ritter lann 
die ne umge eingetragen ben; dies iſt R B. be en vtelfa 
Rezeptbüchern der Ball, in welches der Arzt feine Veror —* 
—— Der Dienſtbote des Kranken legt das Bud in der Apotheke‘) 
vor und erhält dagegen das Medikament ohne —* Zahlung. In 


2) V Laband, die Stellvertretung nach dem Allg. deutſchen Handelsgeſetz 
buch in „Sold Hmidts und feiner Zeitſchrift Bd. 10. ©. 191. ff. 
werden von den Apothekern zum Beweife der gelieferten Frage 
mente Die einge nen im Laufe bed Jahres en Regent beigebracht: 
diefed Beweismittel ift nicht — zu verwerfen, obwohl es die Deblndun 
h: ſchen Apotheker und Abnehmer nicht immer mit Sicherheit darthut. Sind bie 
pie vo von einem beftimmten —— der ei fo läßt Anl Yo tbeler br auf ein 
mmen zurüdführen, Inhalte beffen eine I fih dem theker gegenüber 
verpflichtet, bie durch den Deitellzett t des — a tes erteilten 
Waaren lien. — Daß F — de n en ‚Kaufleuten zu hen ad bürfte 
er zweifelbaft fein, vgl. Preu "ion tung 1866 ©. Anm. 11. 
und find die Apotheker —* in der Tage, fi ihrer Handelsbücher als ——— 
pi enen, De nehmer, mag er fen auch ar fein fe — jebodp hierb terbei 
Apotheker als Nichtkaufmann gegenüber, ſich al 0 
Handelsbũcher nad, den Bejtinmungen der en € Cinrit ngögefebe; für 
Preußen(abgeiehen von den neueren Erwerbungen) nad) Art. 8 gl. meinen Auf- 
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dieſer Weiſe haben fih die Gegenbü gewiffenmapen zu Legitimations⸗ 
urfunden zur Empfangnahme von Waaren geftaltet. 

Es wird biernady einleuchten, daß das enbuch allein den Ge⸗ 
— vollſtändig Tontrolirt und J das —— — in ſeinem 

Der dagegen verjchwindet, mie es denn im Prozeß auch faft nur im 
eiſe zum Vorſchein fommt, Dah ber klagende Verkäufer nad) An⸗ 
—* bei] en dad übereinftimmende Gegenbuch edirt verlangt. 

1 ann ber Geſchä en lange Zeit ohne Streit fortdauern, 
indem die b aupieten ie erungen auf Grund des ftet3 geprüften Ge⸗ 
enbude? hi jr empf angene nachweiſen. Ergiebt ſich einer Lie- 

—* ante, ſo I died dem Käufer bei Anwendung „it mr 
gewö Fnlicher Aufmerkjamfeit nicht entgehen; er wird, wenn er rund 
nicht in der Unvorfichtigfeit des Boten, der bie Waare verloren, oder 
in deſſen Unehrlichkeit, weil er etwa unterſchlagen hat, zu finden ver⸗ 
mag, einen Irrthum beim Verkäufer vermuthen müſſen und zur Auf⸗ 
Härung deſſen I) an diefen wenden. Mit adiiot hierauf ſetzte ber 
oben mitgetheilte $ 592. des Tit. 8. Thl. IL. A.L. R. eine Friſt von 
8 Tagen feit, nach deren a dad 5 enbuch zu Gunſten N: Ber- 
käufers vollen Beweis liefern follte. , wie erwähnt, der $ 592. 
a. a. O. iſt nicht mehr Geſetz, dagegen —* aber die Gegenbücher noch 
immer Beweisurkunden geblieben. 

Nach dem Geſagten glaube ich die Führung der Gegenbücher auf 
ein vertragdmäßiges Ablommen zurüdführen zu dürfen, und wenn id 
bancch folgenden Sah aufftellen darf: 

rung eimed Gegenbuches beruht auf einer vertragsmäßigen 
fieberen f zwiſchen Verläufer und Käufer, wonad erjterer die vom 
Käufer felbit oder deſſen Boten mündlich beftellte Waare in ein be 
ſtimmtes vorzulegended und den Boten legitimirendes Buch bei Ueber- 
abe der Waare der Zeitfolge nach eine t, oder nach bereit vom 
äufer eingetragener Beitellumg bie dadur be eichneten Waaren dem 
Boten überliefert, und in beiden Fällen das —* mat 
zurüdgiebt, be ufs —— der Waarenmenge mit der Ennagns 
o möchte ſich araus auch —5* Aufhebung des 8 592. Tit. 8. 
hl. II. A.L. R. die —8 —* des Gegenbuches herleiten laſſen. 
Einzelnen ſei bemerkt: 

1. Durch das vertragsmäßige nebereinlommen über die Führung 
eines Gegenbuches wird daſſelbe zu einer gemeinſchaftlichen U be 
Word Feiatı baß der Berläufer die Edition defjelben vom Käufer ver- 
angen Tann 

g 2. Die Vorlegung bes beftimmten, häufig dem Verkäufer beſonders 
Ka neten Gegen oder Beitellbuces ik erforderlich; ohne dies 
dar ber Verkäufer dem fonft etwa befannten Boten oder Geſinde des 
Käuferd nicht liefern; dad Buch iſt, wie oben gejagt, die —— 
urkunde, uebunbe, wehhalb der Käufer verpflichtet ift, falls das Buch verloren 


— Bemeitten des Handelsbuchs nach dem allgem. deutſchen Haude eg 
Sr: den hal ergangenen de nad dem ala in Buf ei Archiv BD. 
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esangen, ben Verkäufer davon in hl A zu jeßen, damit nicht ferner 
oegen Borlegung bed Buches Lieferung 
3. Der geordnete Geſchäftsgang erfordert, bab der Käufer, wenn 
er bier und da ftatt jeined Boten die Waare jelbit abnimmt, und micht 
ofort baar bezahlt, auch ſelbft dad Gegenbuch behufs Einzeichnung der 
ieferuug vorlege. 
Die Eintragungen müllen der Seitfelg, e N auf einander 
olgen — die Data der einzelnen Lieferungen ange ben; biejelben müf 1 
alle die Eintragung ber Beſtellung vom Käufer erfolgt, vor ber 
erung, und falls die Eintragung in das Gegenbud vom Berläufer ger 
Khieht, unmittelbar bei ber jebeömaligen Lieferung ‚geliehen. Fra 
ordernifje beruhen daranf, daß die Beweiskraft jeder Buchfü 
in ber, vom Er ter zu prüfenden Ordnun Smäßtgfeit dem Grund —* 
ſtaltung des egenbu 8 zu einer gemeinibafti 
Hrbande hat "hie Folge, daß biefelbe von beiden Zheilen, und ier 
beſonders interejlirt, vom Verkäufer über eine ftreitig gewordene Eieferung 
ald Beweismittel angerufen werden kann. Der vertragdmähige Der» 
fehr verpflichtet den Käufer die Waaren ber Quantität nad mit ber 
—— in dem Bude Kb: vergleichen und es folgt aus feinem Schwei⸗ 
gen, d heides in Uebereinſtimmung gefusben bat dergeſtalt * 
die ue in ihrer Beſchaffenheit als genehmigt gilt ejee 
gegen ihn zu Gunften bed Verkäufers Beweis Liefert. Für bie Zeit, 
innerhalb deren Erinnerungen zu maden find, kann eine beſtimmte Seift 
nicht angegeben werben, und ed tft nicht anzunehmen, dab die im 
$ 592. Tit. 8. Thl. eitellte Stägige Brit —— ig geworden 
—* es al hier em der Richter nach L e frei zu er- 
nach Bewandtniß der Umſtände „u — ob bereits 
ein ger? Zeitraum verftrichen FR dab ber —*— afer pinreicbend Gelegen⸗ 
Dee Den bem Berfäufer achrich t zu geben, und daß, weil dies ich 
peide ben, ein Anerkennen der Ücherzinftimmmung bes Inhalts des Gegen⸗ 
ches mit der Waarenjendung zu folgern jei.®) 
Selbſtwerſtändlich kann der oben angegebene Inhalt der voraus⸗ 
gejegten vertragsmäßigen Abrede mannichfache Aenderun ih in durch weiteres 
ebereintommen erleiden, und ift died häufig name ofern der 
Fall, ald nur ein beitimmter Bote unter Weberbrin "gung ve Gegenbuches 
zur Empfangnahme der Waare legitimirt fein fo 
Gleichgültig erſcheint ed, ob der Abnehmer bed Gegenbuches bed 
Schreibens und Leſens fundig ift oder nicht, weil auch ein Analphabet 
der Detenenbeit nicht entbehrt, ſich über den Inhait des ihm behändigten 
Buqches ewißheit zu verfchaffen.‘) 
Wenn weiter zu betrachten ih inwiefern ber Käufer die Gegen 
bücher als Beweismittel aufzurufen berechtigt jet, jo unterkiegt e& feinem 
Bedenken, daß er vom Berkäntfer dad in deffen eſitz befindliche Lieferungs⸗ 


Man mag hierin eine Analogie mit Art. 347. des H.⸗G.⸗B. rückſichtlich ber 
Onantität der Waaren finden. 

Du zenutniß, Be des Obertribunale vom 18. Dezember 1860, Striethorft 
Arhiv Bd. 39. ©. 2 
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buch edirt verlangen kann zum Beweife, daß ihm nicht mehr an Waaren 
elefert, feien, als F elbſt eingetragen ftehen‘); ferner Di baf der 
erk über eine ge ‚eitete Pt der ſich in dem —* 
** bewei end t äufer i ft. 6) 
Es tritt — ah das —— der —* 
ſich dem der ——— er ſehr nähert; wenn ſich aber a e mab- 
ende Stelle über die Beweiskraft biefer Bü er in dem 
* 8. Thl. II. des Allgemeinen Landrechts, dem früheren —— 
— olgt daraus nicht, daß die Borausfepung obgewaltet et ba 
er Berfäufer Kaufmann im Sinne des $ 475. a. a. O. 
Sein ‚mäffen, denn $ 591 a. a. D. ertheilt die Beweißfraft den &e en- 
büchern der Brauer, Bäder oder anderer Perjonen, welde ein Beam. 
liche Gewerbe treiben, ingleichen der Krämer in Dörfern und Flecen. 
Mit andern Worten alſo die Beweiskraft der Gegenbüder war ganz 
mabhäingt gig davon, ob die Kontrahenten Kaufleute waren oder nicht. 
Aigen nun auch jegt bet dem u das Danberkpelebbnd, erweiterten 
Kreiſe der Kaufleute Pe im $ 591. D. bezeichneten Derfonen zu 
ben Ka euten zu zählen fein, fo it doch bie Beweiskraft ber Gegen- 
nit auf die von ihnen g — u ie vielmehr et 
et zu behaupten, daß es glei tft, ob die in Geſchä 
be Me Ne Bee e neh en —* o A zäh 
äftöbeziehung eine foldye, welche rung don 
* —— nnd a werden Tonne, find dergleichen Bücher gerührt, 
jo baben u uf f Beweiskraft, ge abgejehen von einer Standes- 
ne * be der Duo rung Beteiligten Perfonen.?) 
2. Tit. 8. &.-R. überhob den Richter 
einer eingehenden Beirteilung es Beweisergebnife, indem dafelbft 
immt tft, daß hei unterbliebenem gerichtlichen Proteft mit Xblauf der 
ankägigen Friſt u Gunſten des Lie —5 voller Beweis hergeſtellt 
werde. In dieſet equemen Lage befindet fich der Richter nicht mehr !0), 
er hat vielmehr die in dem Beweismittel liegende Übergens ende Kr 
br jeden einzelnen Fall zu beurtheilen’), was ſich namentl! auf die 
rt bes erhobenen und zur Kenntniß des Lieferanten gebrachten Pro- 
teſtes und auf die Zeit deffelben bezieht, wobei es dann keineswegs 


nntnig des Obertribunals vom 30. tember 1856, Striethor 
Archiv Sn 9 22. ©. a 2. * n 


aufmannd rü ik ber * vorfindliche Ian gungen 
unbedingt aelen, — —5— Fr heritellen —F meinen Aufſatz ib eweis· 
kr uf ©. 810. ff.) und —* ge: nicht 


gi 
un Ei — ndemann, bie eweiskraft “j Handelsbuchs, in Voldſamidie 
10) Der 8 10. Tit. 13. Th. I. der A. G.O., welcher die Fälle au , 
ne nicht eine Thatſache für völlig erwiefen zu Ba erwähnt der egenbücher — * 


Bu & ko Air ei Dearie 5 Bp. 4l.: — Han ss kai Koh 
. civ meinen Au e Beweiskra 
——— — in Buf Archiv Bo 2. ©. 301. 3 Nah ſt 
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ausgeioleffen A daB durch dad Gegenbuch allein voller Beweis herge- 
ftellt werden 1 Hiermit hän gt weiter der $ 593. a. a. D. zufammen: 

„Geht ein n Mes ‚Seen ohne Verſchulden bes eieferanten ver⸗ 
Ionen, jo kann de lebe: —— Kaufmann, zu eidlicher Beſtär⸗ 
des in —— — (ar veritattet werden“. 

u ad auch ber Richter zur. Beg ründung 1 eined Erlenntniſſes fic 

nicht mehr auf Die bie allegirte & e eöftelle erufen darf, fo wird er 

—— nah ! no | gung aller Umftände geleiteten Er- 
en zu be den eferanten gelangen koͤnnen. 

Die rüchterlid e —ãA in N feser Beurtheilung ber Beweiskraft 

FEN Beweismittel und des PN bärfte hiernach 

rate ber genpae au nach A der 88 591. ff. Tit. 8. 

‚bed überall zu demfelben Ziel gelangen fönnen, welches 

an bisher nur durch bie Aftelung einer 5 eittmmten Beweistheorie 

erreichen zu dürfen ab 


Rechtsſprüche. 


Welche Folgen treten ein, wenn eine Partei, zu deren Guuſten auf 
einen nothwendigen Eid erfannt ift, vor Ableiftung bed Eides ihrem 
| Leben durch Selbftmord ein Eude macht? 

Mitgetheilt vom Herrn Rechtbanwalt Mangelödorff zu Graudenz. 


In Sachen H. wider 2. hatte dad Koͤnigl. Reset zu Graudenz 
u Gunſten des Klägerd auf einen nothwendigen Eid erfannt. Bei der 
Dorladun des Letzteren zur Ableiftung des Eides ftellte eö fich heraus, 
daß dege e noch vor — 52 Rechtskraft des Urtheils ſeinem Leben 
durch Selbſtmord ein Ende gemacht habe. Das Koͤnigliche Kreisgericht 
beraumte hierauf einen Audienztermin an, um zwiſchen den Erben des 
Klägers und der Verklagten „über die durch den Tod des Klägers er⸗ 
forderliche Modifikation des Erkenntniſſes zu verhandeln” und erkannte 
auf Abweiſung der Erben, indem es in den Gründen ausführte: 

Vor Rechtskraft des Erkenntniſſes hat der Kläger am 19. Juni 
1865 ſeinem Leben durch Selbſtmord ein Ende gemacht, was erſt nach 
eingetretener Rechtskraft zu den Alten bekannt geworben iſt. 

Das demnaͤchſt von dem Offizialmandatar der Erben bes Klägers 
aufgeftellte Verlangen, die dem Kläger auferlegten Eide für geſchworen 
gi eradhten, ift unter feinen Umftänden gereähtferhgt, da nicht fonftirt, 

aß ſich der Kläger noch bei Lebzeiten zu deren Ableiſtung ausdrücklich 
bereit erklärt habe (8 379. Tit. 10. Thl. I der A. G.O.). Allerdings 
wäre der eventuelle Antrag der Erben des Klägers, ihnen die auferlegten 
Eide de ignorantia abzunehmen, abgejeben von dem Selbitmorde bes 
Klägers, gerechtfertigt a die Beklagte nicht einmal behauptet hat, das 
Gegentheil der in den Eideönormen angegebenen Watſachen de veritate 
bejhmören zu können, ber 8 7. Tit. 22. Thl. L der A. G.O. und 
der im Prajudiz No. 1861c. vom 16. April 18471) ausgeſprochene 
Srmdiop daher weder direkte noch analoge Anwendung findet. 

t Recht hat jedoch Die Beklagte auch gegen diejen eventuellen 
Antrag mit Rüchſ hi darauf proteftirt, daß der Kläger feinen Tod durch 
GSelbftmord vorfägtie veranlaßt hat. 

Denn die Vorſchrift des 8 379. Tit. 10. Thl. I. der A. G.O. 
beruht lediglih auf der Anwendimg der allgemeinen Grundjäpe über 


1) Iſt die Partei, welcher ein nothwendiger Eid au worden, vor befien 
Ableiftung verftorben, fo hat N Gegentheil das Bet, Ye rn: „ob ni Ale 
mehr er felbft zur Mbleifi nd des entgegengeie ten es zuzulaſſen“, auch in dem 
alle zum Erkenntnifſe zu ftellen, wenn auf diejer Seite die prozepführende uelveing- 
liche Partei ebenfalls verftorben ift und deren Nechtönachfolger auftreten.” (Entſchei⸗ 
dungen Bd. 14. Seite 460.) 
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Berfhuldung und Zufall; derjelbe konſtituirt eine Rechtswohlthat für 
den außerhalb der Grenzen menjchlicher Berechnung liegenden Fall ded 
Todes der mit einem nothwendigen &ide betrauten de on. Wollte 
man diefe Rechtswohlthat auch dem Selbitmörder reſp. defjen Erben zu 
Gute fommen laſſen, fo würde man diefelbe in unzuverläffiger Weiſe 
über die Abficht des Geſetzgebers hinaus ausdehnen. 

Es Tonnte ſich daher nur fragen, ob jebt noch einmal darüber zu 

eiben war, ob ed überhaupt einer Eidesleiſtung bedürfe und 
welche Partei eventuell dazu zu verftatten ſei. 

Diele Srage war zu verneinen, weil der Kläger durch den Selbft- 
mord den im Erkenntniß voraudgefehenen Ni Hehmörungöfall bervor- 
gerufen bat. Er bet vorhoglic einen Zuſtand hervorgebracht, in Folge 

eſſen er die auferlegten Eide nicht leiſten kann und müſſen ſeine Erben 

die Folgen ſeiner Handlungen tragen. 

Die gegen dieſes Erkenntniß eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde tft 
durch Urtheil des vierten Senates des Königl. Ober⸗Tribunals 
vom 30. Oktober 1866 zurüdgewiejen worden und zwar aus folgenden 


Gründen: 


Der erfte Richter gelangt zu ber Anficht, daß der Eib weder für 
gejäworen angelehen, nody den Flagenden Erben de ignorantia au 
erlegt werben Tönne, da deren Orblaffer vielmehr durch eigene Schuld 
des ihm durch das Erkenntniß vom 5. Mai 1865 auferlegten Erfüllung3- 
eides verluftig gegangen jet, durch eine Auslegung des $ 379. it. 10. 
Thl. 1 der A. ©.-D., deifen Anwendung lediglidy auf den Grundfäßen 
von der Berichuldung und dem Sul * und als eine Rechts⸗ 
wohlthat für den unverſchuldeten Fall des Todes der mit dem Eid be- 
trauten Partei gerehtfertigt werde. Schon damit widerlegen fich die 
von den Erben des urjprünglichen Klägers in der Nichtigkeitsbeſchwerde 
erhobenen Angriffe. Denn die Audlegung ded erſten Richters, wonach 
der erwähnte 8 379. Ihnen gegenüber im norliegenben Falle ie unan⸗ 
wendbar erflärt wird, bezieht fi eben nur auf Die zum Progepverfahren 
ebörige Beweidaufnahme durd Abnahme eines Eides, ao auf eine 
Drogehun chrift, welche nad 8 5. der Verordnung vom 14. Dezember 
1833 nicht als eine wefentliche anerkannt ift und baber, felbft unter 
Berüdjichtigung der von ihnen für ihre Auslegung angezogenen Bes 
[timmumgen des A.L.-R. Thl. I. Tit. 3. 8 32. und Tit. 6. 8 2. über - 
‘die Entftehung von Rechten und Handlungen und über den Begriff des 
unmittelbaren Schadens, wit um Gegenftand der —— 
gemacht werden kann. E en onen können Smploranten behaupten, 
daß ber erfte Richter das faljche Prajudiz, ihr Erblaſſer ſei als nicht 
[öwören wollend oder künnend anzujehen, aufgeftellt und dadurch gegen 
en $ 5. No. 2. der Verordnung vom 14. mber 1833 gefehlt 
abe; denn die Beitimmung fegt voraus, dab die Geſetze ein befonderes 

ajubiz ausdrücklich androhen, und ein ſolches ift für dem vorliegenden 
Fall nicht verordnet, aljo auch vom erſten Richter nicht 5 überſehen 


geweſen; überdies hat der erſte Richter auch nicht jenes Präjudiz zur 
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Anwendung gebracht, fonbern nur ausgeführt, dab der Exblaffer der 
Imploranten ſi vorſätzlich in einen Zuſtand verſetzt habe, worin er 
den Eid nicht leiſten koͤnne, daß die Imploranten die Folgen dieſer 
Sanblung Bu tragen haben, und daß daher das terkenntniß in der 
für den Nichtſchwoͤrungsfall vorgefehriebenen Weite zu purifiztiren fel. 


Nachſchrift des Profefiord Dr. Hinſchius. 


Die vorftehenden Ontiheibumgen eben zu erheblihen Bedenken 
Beranlafiung. Es mag pahin geftellt bleiben, ob die Entſcheidung des 
erſten Richter nad) Maßgabe der Beitinnmungen der Verordnung vom 
14. Dezember 1833 mit der Ri tinfeitäbefämerbe anzufechten war. 
Jedenfa erſchrint aber die Ausführung des erſten Richters über das 
bem $ 379. Tit. 10. Th. I. der A. G.O. zu Grunde liegende Prinzip, 
welche dad Obertribunal wenigſtens indireft zu billigen fcheint, nicht 
haltbar. Der gedachte 8 verordnet: 


„Die Borfehrift des vorigen Paragraphen, daß ein unbedingt angenommener 
Eid, wenn der, welcher ihn fchwören foll, vor der wirklichen Ableiftung ſtirbt, 
für geleiftet zu achten fei, findet auch bei nothwendigen von dem Richter er- 
kannten Eiden ſtatt. Doch ift es nicht genug, wenn der, weldher ihn 
ihwören joll, das Urtel, in welchem auf den Eid erkannt worden ift, bat 
rechtöfräftig werben laffen, jondern es muß auch noch eine ausbrüdlice Er- 
klärung deffelben, daß er ben Eid leiften wolle, binzufommen. Grmangelt 
e8 an diefer, jo müflen feine Erben denjelben und zwar nach Beichaffenheit 
in Umftände, fowie in dem Falle des vorigen Paragraphen, de ignorantia, 
wören”. 


Geht man felbit zunächſt davon aus, daß die vom Kreisgericht 
gelten gemachte Auffaffung des 8 379. richtig ift, jo würde fich Damit die 
We ung immer noch nicht halten laſſen. Schon das Obertribunal 
Stuttgart hat in einem Erkenntniß vom 15. Juni 1850 (Senf- 
—* Archiv Bd. 3. ©. 239.) mit Recht bemerkt, daß eine Verweige⸗ 
rung des Eides in der Selbftentleibung hödftene nur dann gefimden 
werden Tönnte, wenn diefe Panblung in der Abficht, fich dadurch der 
Eidesleiftung zu entziehen egangen, die Unmöglichleit, den Eid mit 
gutem Gewitter zu hören, ber Beweggrund zum Selbitmord geweſen 
wäre. Man würde nad) der Auffaffung der beiden Gerichte weiter and) 
zu der Abjurdität kommen müffen, den für pro jurare nolente zu er: 
achten, welcher na erfolgter Eidesauflage in einem Prozeſſe ln, 
miger und muthwilliger Weiſe an einer gefährlichen Stelle etned Fluſſes 
badet und dadurch fein Leben verliert, weil auch dieſer durch eigene 
Schuld umgelommen, alfo nad der Deduktion des Kreißgerichts fich 
felbft in die Lage gereist bat, nicht fchwören zu fönnen. 

Wären die Gerichte auf die gemeinvechtlihe Prozeß-Doktrin zu= 
rüdgegangen, fo hätten fie von felbft zu einer richtigeren Auffaſſung ber 
Sade fommen müffen. 

Die Lehre, daß der Eid, zu mal: Ableiftung ber fpäter Ber: 
ftorbene fich noch bei Xebzeiten erboten habe, für gefänere gilt, führt 
bis auf die italieniſche Doktrin des 15. Jahrhunderis zurid. Schon 
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Paulus de ‚Safteo (t 1441) begrünbete fie in feinen Konſilien (Vol. ı 
cons. 302.) damit, daß der Tod prüfumiren laffe, die eibeöpflichtige 
nec velle mori in pecato mendacii, was mit dem fonft in der italieniſ en 
Doktrin und von den Kameraljchriftitellern „angeführien © Grunde: „nemo 
moriens immemor censetur aeternae salutis” wel. die Gitate bei 
MWepell, Saiten bed ordentlichen Civilprozeſſes. Aufl. ©. 232. 
Note 31a.) identi ſch iſt. Hält man fih am dieſen Grund, jo kann man 
dann, wenn bie een) ei e De vor der befinitiven Erflärung ihrer 
Derettmiigeit, zum Eides tung entleibt, nicht davon auögehen, daß 
fe Shulbbarer Wei iſe die leptere unmöglich gemacht at. Bon einer Ueber⸗ 
N En Grundſätze über Verfhuldung und Zufall ift bier überall 
e Rede 
Es muB indefjen bemerft werden, bap Ar ebenfalld bei den 
Italienern jener Sap, allerdings 8 weientli inblick auf die bereits 
Fa Acceptation eines zugeichobenen —* ſeitens ve Ipäter Ders 
torbenen aud) damit gerechtfertigt wird, daß „per eum non steterit, cui 
—* est, quominus juramentum praestetur.” (Dal. Endemann, 
die Beweißlehre bed Civilprozeſſes. Heidelberg. 1860. © 527., ferner 
Wetzell, a.a.D.) Ebenſo argumentiren bie ſpäteren gemeinrechtlichen 
Dinge ualiften freilih aud vom Standpunkt der in ber Eidesdelation 
liege Vertragsnatur aus und laſſen eine ſchuldvolle oder zufällige 
Ba Are ber Ableiſtung jeitend des Deferenten oder des Acceptanten 
erdings in verſchiedenem Maaße — für die Fiftion der wirklich 
erfolgten anleitung des Eides entjcheidend fein (vgl. Pufendorf, observ. 
* universi I. 56; v. Gönner, Handbuch bed beutic) gem. Eivilpros 
gelte. 2. Aufl. Bb. 2. ©. 312. Schmid, Handbuch des gem. deutſch. 
ivilprozeſſes Nah 2. ©. 385. ff. und die weiteren hate bet Matthia, 
Kontroverſen⸗Lexikon 3 Thl. Civilprozeß) ©. 276. ff. und ©. 85 (unter 
bem reine Notheib), indeſſen ſteht jedenfalls ſoviel eft, daß eine ſichere 
ge Lehre im gemeinen Civilprozeſſe ſich weder dafür entwickelt 
bt ei hab ohne Unterfchieh zwiſchen deferirtem und nothwenbigem Eid bie 
eptation reſp. das Crbieten zur Eidesleiſtung mit dem hinzutretenden 
Tode des Schwurp murpflichtigen bie Nothwendi fe der ahead des 
Eides erjept, noch B beim nothwendigen Eide der Grund für die An- 
nahme ber er ten Leiſtung I lich und ausfchließlic darin gu finde finden 
ai dab der rbene durch au an derjelben gehindert wurde 
ge ejeben Davon, dab in Seen und den ſächſiſchen Landen ber In er 
* Tod dem Eid chwur gleich gelte, nicht im Anertenmung geweſen tft 
(vgl. Strippelmann, die not wendi en Exe, 157.; Dſterloh, 
ſi fer oben orbentl. bir jerl. Droge, BD. "as; Zimmermann, 
anbengeib N; urg 1863. ©. 380, a8 ), ift ftetö auch Wider: 
(peuh dB gegen die Ausdehnung der Regeln bed beferirten Eides auf ben 
eid in der bier in —* Itchenben Beziehung erhoben worden (vgl. 
Dufendorf, a. a. D., femer Schmid, a. a. O. ©. 414. 415.; Heff- 
ter, Sale des Ginilptngehrehtes 8 264.). 
Allgemeine Gerichtsordnung hat freilich den Sap fanktiontrt, 
daß I l beim beferitten, wie beim nothwendigen Eid der Tod unter 
gewiſſen VBorausfepungen die Eibeßleiftung erſetzt. Damit ift aber keines⸗ 
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wegd die Begründung jenes von der gemeinen Doltein aufgeftellten 
Srundjahed dur die Anwerfbung der Lehre vom Zufall und der Vers 
Ihuldung anerkannt. Stellt man fidh jener Regel, fomeit fie den no 
wenbdigen Eid betrifft, gegenüber auf einen Tritiichen Standpuntt, fo 
kann thre innere Haltloſigkeit feinem Zweifel unterliegen. Der 
wendige Eid tft ein Mittel, welches der Richter anwendet, um 1 die 
Veberzeugung von einer nicht vo bewielenen Thatfache zu verfchaffen; 
welcher. Partet der Eid auferlegt wird, das beitimmt fidh nad den zur 
Zeit jeine: Auferlegung obwaltenden Umftänden, wel Bi 
Tod des Eidespflichtigen völlig ändern fünnen. Da der Eid als Wahr- 
beitöerforfejungemitt immer mit Rüdfiht auf die Perjönlichleit der 
etreffenden Partei anvertraut wird, jo ift damit von felbft eine noch⸗ 
malige Prüfung der Sachlage durch den Richter geboten, wenn der 
Eideöpfliähtige nicht mehr vorhanden fl. Der andern Prozeßpartei, 
welcher gegemüber nad) der Regel: probatio fit judici der Beweis micht 
% führen tft, kann alfo gar fein Anſpruch Ahleiftung des Eides, 
deffen Verhinderung in ihren Wirkungen nad) den Grundfägen von 
casus und culpa zu beurtheilen wäre, erwachien. Abgefehen davon jeist 
wie Langenbed (die ee in bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten 
Abthlg. 3. ©. 858. Note a) treffend bemerkt, aus der Erflarung den Eib 
leiften zu wollen, noch nicht die gleiche Bereitſchaft im Schmurtermin. 
Bei vie inneren Haltlofigfeit jener Fiktion, weldhe heutzutage immer 
mehr, jei es ausdrücklich oder ftillfchweigend, anerfannt wird 2), er: 
ſcheint es alfo nicht gerechtfertigt, einen der Gründe, weldyen die ges 
meinrechtliche Doktrin nicht einmal übereinftimmend für den im $ 379. 
a. a. O. aufgeftellten Sab geltend gemacht hat, ohne jeden zwingenden 
gefeplichen Anhalt der Regel, da der Tod als Eidſchwur angeſehen wird, 


2) au auger Schmid, Heffter, Langenbeck a. a. D. auch die Erfennt- 
nife der OÖ er-Appellationdgerihte zu Lübed und Kiel bei Seuffert, Archiv 
Bd. 8. ©. 439., Bd. 14. ©. 307. Auf dem gleichen Stanbyunt ee bie hanno⸗ 
verfche Civilprogegordnung vom 8. November 1850 9 291.: „Stirbt berjenige, 
welcher einen abzuleiften oder A auf einen foldhen zu erklären und den Rechte. 
nadytheil der Eidesverweigerung nody nicht verwirkt Hat, jo darf 1) beim zugeichobenen 
Eide der Gegentheil alle Defugniffe wieder geltend machen, deren er Ti bis zur 
Zurüdichiebung hätte bedienen Fönnen, doch Tonnen, falle es fich um eine Eideszu⸗ 
ſchiebung nad) berfehltem fonftigen Beweiſe handelt andere Beweismittel nicht be- 
nußt werden: 2) nothwendigen Eiden hat das Gericht auf Antrag und nachdem 
erforberlichenfalld die Parteien gehört find, über die Frage, ob und wem ber notb« 
wendige Eid aufzuerlegen fei, von neuem fo zu ertennen, ald ob ie zur Zeit bes 
vorigen au 8 ‘der Berftorbene nicht mehr am Leben Bm en wäre; 3) ben 
Schaͤtzungseid haben die Erben nach dem Grade ihrer Wiffenichaft au Teiften. Sollte 
jedoch in einem biefer drei Fälle der Gegentheil felbft argliftig oder durch grobes 
Berichulden die Ableiftung bes vom Berftorbenen bereit angenommenen Eides ges 
bindert haben, fo gilt der Eid für geleiftet”. Aehnliches verordnet der bairif de 
(Entwurf von 1861 . 444., der es nur in das Srmeien des Gerichts ftellt, bei 
Verhinderung der Cidesleiftung durch Arglift oder grobes Verſehen feitens ber Gegen. 
partei den Eid ald gefchworen anzufehen; ber Preußiiche von 1864 8 548 verlan 
eine neue Verhandlung und ein neues Erkenntniß, wenn bie betreffende Partei bu 
Tod an der Eidesleiſtung gebindert ift (opt auch Motive S. 123. 124). Der 
beutiche Entwurf (8 421. erfter Leſung) reproduzirt tim Wefentlichen den $ 291. der 
hannoverifchen Prozeßordnung. 


ur Den 
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unterzulegen. Anftatt jene ſinguläre Vorſchrift in der geichehenen Weife 
—— eifelhaften Fundamente aus fi weiteren Konſequenzen IN 
verfolgen, hätte dad Kreiögericht befjer gethan, wenn es in Neberein- 
ftimmung mit der modernen Auffaffung einfach den 8 7. Tit. 22. Thl. I. 
der A. G⸗O. , weldyer feinem Wortlaut nach für den in Rede ftehenden 
Fall völlig zutrifft, angemenbei hätte: 


2) ‚Wenn Jemand, dem ein nothwendiger Eid, weichen er de veritate leiften 
Tonnte, zuerkannt worden ift, vor deſſen Ableiſtung unter Umſtänden verftirbt, unter 
welchen diefer Eid noch nicht für gefchworen angenommen werden kann ($ 379. Tit. 10.), 
und alfo die Erben denfelben nur de ignorantia wirrden leiſten dürfen, fo fteht dem 
Gegentheile Bu Darauf anzutragen, daß Akta zum Erkenntniß ũber die Frage, ob 
wicht nunmehr er felbft zur Ableiſtung Des entgegengeſetzten Eides de veritate zuzu⸗ 
laften ſei, anderweit vorgelegt werden.“ 


* 
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Enif heidunge en des Königlichen Obertribnnals, herausgegeben im amt- 
lichen Auftrage von den Geheimen Obertribunaleräthen Deder, Dr. 
Voswinkel und Heinfins 55. Band. Der fünften Yolge fünfter 
Band. Berlin, Carl Heymann’s Verlag (U. E. Wagner). 1867. 


Beiprochen vom Profeflor Dr. Paul Hinſchius. 


Der vorliegende neue Band ber amtlichen Publikation der Ertſcheidungen 
tes hoͤchſten Gerichtshofes Bietet diesmal nicht allzuviel Intereſſautes. (ine 
Reihe von Urtheilen, deren unterliegende Fälle für ein etwas angeſtrengtes ju⸗ 
riſtiſches Denken keinen Zweifel bieten (vgl. z. B. ©. 59 ff. 75 ff. 88 fi) 
hätten füglich ganz fortbleiben können. Diefer Umftand in Berbiudung mit 
dein verhältnißmäßig geringen Umfang des Bandes läßt den Schluß zu, daß 
nicht allzu reichliches Material vorhanden gewefen ift, indeſſen bürfte es unter 
ſolchen Umftänden doch gerechtfertigter erfcheinen, lieber die Publikation länger 
intermittiren zu laffen, ald um jeden Preis innerhalb eines Jahres zwei Bände 
der Entſcheidungen zum Druck zu befördern. 

- Sm Allgemeinen ift weiter zu bemerken, daß bei einzelnen Erkenntniſſen 
ih in ſofern ein Fortſchritt zum Beſſeren zeigt, als im benfelben verhältniß- 
mäßig mehr als früher die juriftifhe Literatur berüdfichtigt wird. Andererjeits 
fehlt aber in den Motiven vieler Entſcheidungen eine ſcharfe und überzeugende, 
juriftiihe Deduktion, welche bie oberften leitenden Rechtsprincipien Far und 
ſcharf hinſtellt. Statt deflen findet fi mitunter eine übermäßige, wortreiche 
Breite der Darftellung und man begegnet mandyen bedenklichen und unjuri⸗ 
ilden Ausführungen jo 3. DB. in dem Erkenntnifſe des dritten Senates am 

September 1865 (©. 19 ff, in welchem eine völlig unberechtigte Pa 
ei zwiſchen Reallaſtenrückſtänden und Hypothekenſchulden gezogen wird). 

Der Band weit diesmal zwei Plenarbefhlüffe auf. Der eine, das 
Pr. 2744 vom 8. Sanuar 18661) bietet Fein ſpezifiſch civilrechtliches Intereſſe, 
wohl aber der andere, jo wenig die Faffung dafür zu fprechen ſcheint. Sch 
meine dad ©. 285 ff. nebſt den Gründen mitgetheilte.Pr. 2747 vom 4. Zuli 
1866, dahin formulirt: 

„Die im Hypothefen-Patente vom 22. Mai 1815 (Gefeh- Samml. 
©. 185) 8. 9., in der Verordnung wegen Einrichtung des Hypothekenweſens 
im Herzog hum Weſtphalen x. vom 31. März 1834 (Geſ.Samml. S. 47) 
$. 15., und in der Verordnung wegen Aufrufs ber Realberechtigten x. vom 
22. März 1844 (Gei.-Samml. ©. 71) 8. 2. enthaltene Vorſchrift, wonach 
diejenigen Realbereihtigten, welche ihre Anſprüche innerhalb der Präkluſivfriſt 
zur Gintragung in das Hypothekenbuch nicht angemeldet haben, fich nach Ab⸗ 
lauf ber Friſt noch an das belaftete Grundſtuͤck halten koönnen, in ſofern ſich 


„Für die Ste flidhtigkeit einer Erb nad dem S 
1802, omeit le herein — —— iſt — 


—*zæ es — wohl aber deſſen letzter Wohnſitz entſch 


Biteratur. „9 
bafjelbe noch in den Händen des Schulbners ober defſen Erben befindet, 
ift nicht auf den Fall zu beſchränken, wenn das Grunhftüd durch Beerbung 
befjelben auf befjen Beſitznachfolger übergegangen ift, fondern es iſt Diefelbe 
auch in dem Kalle zur Anwendung zu bringen, wenn ber Vorbefitzer ſein ge⸗ 
ſammtes Vermögen, einſchließlich des Grundſtücks durch einen fo genannten 
Uebertrags⸗Kontrakt, reſp. Vitalicien- oder Alimenten⸗Kontrakt einem feiner 
Descendenten unter Lebenden abgetreten bat.“ 

- Der gedachte Beſchluß ift deshalb bemerkenswerth, weil das Ober⸗Tribu⸗ 
nal hierbei Beranlaffung nehmen mußte, auf die jehr beftrittene. Natur der 
Guteüberlafjungs-Verträge und bie Stellung. bed Gläubigers zu bem Annehmer 
einzugehen. Zu einer Klarheit über den erften Begriff bringen es aber bie 
Motive des Plenar-Beichluffes nicht. Die gedachten Verträge werden (©. 297.) 
dahin harakterifirt: „Die ſehr üblihe Bezeichnung ber hier in Rebe ftehenden 
Verträge, als eine anticipirte Erbfolge hat indeſſen infofern eine Berechtigung 
unb beachtenswerthe Bedeutung als dadurch ein eigenthünaliches —*— 
Rechtsinſtitut bezeichnet wird, welches nach der Abficht der Kontrahenten in An- 
fehung des übertragenen Vermögens die Stelle einer Mebertragung auf den 
Todesfall und einer Theilung deffelben unter bie gejehlichen Erben vertreten 
fol, wobei aljo auch die Eigenſchaft der Erben weientlih berüdfichtigt wird. 
Es dient diefe Bezeichnung zur gehörigen Unterſcheidung folder Verträge von 
anberen Deräuferungöverträgen und Verträgen unter Lebendigen überhaupt. Sie 
ſind namentlich in demjenigen Landestheilen, für welche bie bier in Betracht kom⸗ 
menden Hypotheken⸗Patente ergangen find, von jeher, auch dort, wo eine bäner- 
liche Succeſſions⸗Ordnung nicht galt, und bis in die neuefte Zeit in ber Ab- 
ficht geichloffen worden, dad ganze Vermögen und namentlich den Grundbefik 
ungetheilt auf einen ber Erben, gegen billige Abfindung der übrigen Erben zu 
übertragen, und eben bierburdh den Webernehmer in den Stand zu ſetzen, bas 
Sut. in feinem ungeihmälerten Beftande zu erhalten. Diefe Succeffion joll 
alfo in der That. die Fimftige Crhfolge, beziehungsweije Erbtheilung weſentlich 
vertreten; denn ber möglihe jpätere Erwerb der Leibzüchter, in welchem aller- 
dings eine Beerbung von Tobeswegen noch ftattfinden Tönnte, ift nicht geeignet, 
dieſer Succeſfion ihre Bedeutung als weſentlichen und hauptſächlichen Eintritt 
des Annehmers in das Vermögen des Abtretenden zu benehmen.“ Das Ober⸗Tribu⸗ 
nal begeht hier denfelben Fehler, in welchen die meilten germaniſtiſchen Schrift- 
fieller verfallen find, den Slonomifchen Erfolg eines ſolchen Vertrages mit feiner 
juriftiichen Natur zu verwechieln und zu glauben, daß die letztere charakteriſirt 
fei, wenn man den erfteren näher bezeichnet hat. Ich meinerfeits halte die Be⸗ 
zeichnung: „anticipirte Erbfolge* abgefehen von ber in dieſem Ausdruck liegen- 
den contradictio in adiecto deshalb für verwerflich, weil damit nur gejagt ift, 
daß der Aunehmer und die Descenbenten oͤkonomiſch daſſelbe erlaugen ſollen, was 
fie gehabt hätten, wenn der betreffende Ascendent im Augenblick der Abſchließung 
Des Gutsüberlafjungs-Bertrages geſtorhen wäre. Bon Gerber (deutſches Privat⸗ 
recht, 8. 254) hat allerdings der Formel eine anfcheinend haltbarere Geftalt zu 
geben verfucht, wenn er fagt: „Inſofern ein ſolches Rechtsgeſchäft die recht 
lien Wirkungen des erbichaftlihen Gutserwerbs kuünſtlich anticipirt, enthält 
ed eine erfrühete Realifirung bes Anerbenrehts (ſ. g. successio anticipata) ;" ; 

en Plingt dad nur befier. Die Spentität der rechtlichen Wirkungen zweier 
Geſchäfte beweift noch nichts für ihre gleiche jueiftifge Natur, gat der Sache 
Zeitſchr. f. Seſetgebung u. Rechtopflege. J. 
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des Erblaſſers, Verkauf und Tradition derſelben geben dem Yegatar und dem 
Käufer dad Eigenthum, die juriſtiſche Gleichheit der Faktoren dieſes juriſtiſch 
gleichen Rejultates hat aber noch Niemand zu behaupten gewagt. Wenn man 
dies berückfihtigt, fo wird man auf Grund des ſchiefen Benriffes Ber ſogenann⸗ 
ten anticipirten Erbfolge, den Anmehmer des Gutes noch nicht dem Erben ohne 
weltere8 in jeiner rechilichen Stellung gleich achten Fännen. Das tft um fo we- 
niger zuläffig, als bie gemeinrechtlihe Doktrin und Praxis (ml z3. B. 
dv. Gerber, a. a. D. 8 254, Emminghaus, Panbeften bes ſächſ. Rechte. 
©. 698, Striethorft, Archiv. Bd. 20. ©. 65 fi, Seuffert, Ardiv. 
Br. 3. ©. 408; Bo. 18. ©. 114) und ber 8. 656. Zt. 12. 85. I. bes 
Allgem. Landrechts: | j 
„Derträge, wodurch Eltern ihr Vermögen ſchon bei Lebzeiten ihrer Kinder 
abtreten, find bloß als Verträge unter Lebendigen anzuſehen; 
ten Vertrag für ein Geſchäft unter Lebenden erflären und ebenſo wenig ein 
Zweifel darüber fein Tann, dag durch‘ daſſelbe feine Univerfal-Suceeffion, viel 
mehr nur eine Singularſueceſſton herbeigeführt wird. Da weder das gemeine 
Recht noch das Landrecht eine UniverfalSucceffion unter Lebenden fermen,2) fo 
richtet fih damit von felbft die zu Gunſten bes Plenarbeichinfies in ten Mo- 
tiven aufgeftellte Deduktion (S. 298): „Die Iantrechtlichen Vorſchriften ſtehen, 
gerade, weil fie tie Natur der bier in Betracht kommenden Verfräge unter 
Lebendigen nicht näher angeben, jener (d. h. der vorhin mitgetheilten) Charafte 
rifirung der Bermögensüberträgung an Descenidenten nicht entgegen. Die eigenf- 
liche Natur derjelben tft aber, wenn man die Mar vorliegende Abficht der Kon⸗ 
trahenten nit ganz außer Acht Iaffen will, nicht zu verkemen.“ Abgeſehen von 
biefen Ausführungen, in welchen jede Scharfe und‘ beftimmte Charakterifirung ber 
Stellung des Anerben vermißt wird, ftübt aber das Ober⸗Tribunal noch feine 
Anficht darauf, daß Pie Gläubiger des abtretenden Bauern ein direftes Klage: 
reiht gegen den Uebernehmer bes Gutes und des Vermögens besjelben auf Grund 
bes Anh. 8. 19 zu ben 88. 641646, Tit. 11. Th. I. des Allgem. Sand» 
rechts haben. Die Richtigkeit Diefer Anslegung des gedachten Anh. 8. 199, 
welcher Damit eine gemeinrechtliche Meinung feiner Zeit fanktionirt bat, wirb 
fich allerdings nicht beftreiten laſſen (f. auch Göppert, Beiträge zur Lehre 
vom Miteigenthum. Halle 1864. ©. 117), indeſſen fcheint mir auch dieſer 
Grund nicht im mindeften beweisfräftig zu fen. Trotz aller der fidh von 
S. 299 ab’ findenden, langathmigen Debuktionen, die noch manches nicht zur 
Sache Gehörige beiprechen, fteht doch ſoviel feit, daß der Uebernehmer eines 
Vermoͤgens unter Lebenden nur perſönlich auf den Belang der von ihm er 
worbenen Maffe haftet, er Tann alfo als Schuldner nur in biefenigen Ver⸗ 
bindlichkeiten eintreten, welche fih durch die Maſſe tilgen laſſen, er Tuccedirt aber 
nicht in alle rechtlichen, namentlich nicht in obligatoriſche Berhältniffe, deren 


on F ob eine jolhe im Fall der Eingehung einer Ehe mit allgemeines Güter- 
gemeinschaft eintritt, das kann bier füglich auf fich beruben bleiben. 

3) „Diefe Borfähriften gs 641.— 646.° (über die Anfechtung des Lelbrentenver⸗ 
trages durch bie @läubiger ‘bes Selbwentenkufers) „Ennen auf den Fall, mo. ein ganzer 
Nermögensinbegriff durch einen Vitalizien⸗ ober Alimententontvaft übertragen wich, 
nicht ausgedehnt werden, vielmehr gift für diefen Kall der Grundſatz, daß wnter Ver- 
m st e n, ur dasjenige, was nad Abzug der Schulden übrig bleibt, verftanden 
werden Tann.” 
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Gegenftaudb in einer Handlung und in einer Duldung des Schuldners beiteht, 
bios dadurch, daß er das Vermögen bes Verpflichteten erwirbt. Die entgegen. 
geſetzte Armahme, welche allerdings ſchon das Pr. 2080 vom 28. OMober-1848 3) 
Prãjndizien Sammlung Bd. 1. ©. 68) aufgeitellt Hat, verſtößt genen ben 
Grundbegriff der Obligation nnd Singular-&uceeffion. Im vorliegenden Falle 
hemdelte es ſich darum, ob das nicht amgemelbete dingliche Recht gegen den wei⸗ 
teren Emwerber geltend gemacht werben Bande oder nicht, und zwar iſt an⸗ 
ſcheinend das Recht, um deſſen Erlöſchung geſtritten wurde, eine Reallaft ge⸗ 
weſen. Beruͤckfichtigt man dies, fo trifft die ganze Deduktivn Aber die Haft⸗ 
barkeit des Bermögenserwerbers die Sache nicht, denn unter dieſer Borausiehung 
überkam er lediglich dutch den Erwerb bes verhafteten Objektes die Realver⸗ 
prluhtung, und wenn ed zweifelhaft war, ob dieſelbe erloſchen war oder nicht, 
to konnte man wicht feine Gleichftellmg mit. dem zur Anerkennung der Real⸗ 
Iajt verpflichteten Erben daraus berleiten, daß er als fog. Singular: Suceceffor 
in bie „universitas juris“ (!?) verpflichtet war, troß der Pruͤkluſion die Reallaſt 
gegen fich gelten zu laffen. Darin lag eine petitio principli, weil ja fchlinmften- 
falls nur noch beſtehende Rechte gegen ihm gelten gemacht werben: konnten. 
Hätte es ſich aber um eine. Hypothek gehandelt, jo hätte der Erbe allerdings 
nach der Anſicht des Ober⸗Tribunals ven Titel zar Hypoihek, der mit ber perfän- 
lichen, auf den Annehmer übergegangenen Schuld verbunden war, omerkennen 
und ſich darum bie Einigung der Hypothek gefallen Iaffen müffen. Aber 
tur Diefer Annahme ſteht der Marftand entzegen, daß der Erwerber eines ganzen 
Bermoͤgens nit Univerfaffucceffor ift, alſo nicht alle Handlengen bes früheren 
Inhabers des Vermögens ihn entgegen gehalten werben können. on 
Sch glaube damit gezeigt zu haben, auf wie fchwachen Füßen bie Argu⸗ 
mentation des Plenums fteht, uud wer die weitſchweifigen, einen vollen Oruck ⸗ 
kogen einnehmenden Gründe geleſen bat, wird ſich von ben vielen Worten, und 
bem Mangel au juriftiſcher Schärfe in denſelben ebenſo unbefriedigt fühlen, wie 
ch {el ** 


Unter Feſthaltung klarer und ſcharfer juriftiſcher Begriffe muß man in 
der vorliegenden Frage gerade gu einer dem Plenarbeſchlufſe entgegengeſetzten An⸗ 
nahme kommen. Wenn das Geſetz die bei Regulirung des Hypothekenbuches bis 
zu einer gewiffen Zeit nicht angemeldeten Anfprüde nah Ablauf berjelben nur 
konſervirt wiſſen will, jo lange das verpflichtete Grundftüd noch in ben Hän- 
den des Beligers oder feiner Erben ſich befindet, nicht aber gegen ben dritten 
Befiter, jo ift man doch davon auszugehen bereihtigt, daß der Befehgeber bas 
Port „Erbe‘ in dem jnriftiichen Siume als Univerſalſucceſſor von Todeswegen 
gebrniht. Bat | 

Sch will fveilich nicht verkennen, daß man vom Standpunkt der Billig 
feit aus, welche hier offenbar auf das Rejultat der Entſcheidung eingewirkt hat, 
fügen Tann, daß dem &länbiger fein Recht nicht durch ben bloßen Zufall ver 
fürnmert werben fol, daß der Deöcendent des bäwertichen Befitzets, welcher eigent- 
lich erit den Todesfall des letzteren abzuwarten gehabt hätte, ſchon bei Lebzeiten ben 


ı) „Die im 8 19. des Anhangs zum Allgem. Landrecht audgeiprochene Ver⸗ 
pflicytung des Dermögens-Mebernehmerd in Betreff der vorhandenen Schulden tft nicht 
auf ſolche Schuidverbindlichleiten einzufchränfen, weiche Durch Zahlung im eigentlichen 
Sinne zu löſen find.’ .. 1 


⸗ 
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Hof erhält. Konſequenterweiſe müßte aber das Ober⸗Tribunal dann auch Die 
Zuläffigkeit, der Geltendmachung ftatuiren, wenn ber Descendent einfach ben 
Hof von feinem Vater erfauft, obwohl in diefem Fall ſich der Desombent doch 
ichwerlich unter die Kategorie der Erben prefien ließe. Weiter kommt aber uoch 
Folgendes in Betracht. Der Grund ber Prällufion der gedachten gefehlichen 
Beſtimmungen ift offenbar ber, daß die publica fides bes neu angelegten 
Hypothekenbuches gewahrt werben fol. Darum koͤnnen die Auſprüche gegem 
ben britten Beſitzer nicht verfolgt werben. Zu Gunſten ber Erben bes durch 
die Prakluſion ungerehtfertigter Weiſe begünftigten Schuldners joll aber der 
durch die Hypothefenverfaffung bedingte öffentliche Glaube nicht wirken; wenn 
num dem Schuldner feine Erben gleichgeftellt werden, jo berubt dies nicht bar- 
auf, daß — wie das OberZribunal S. 295 jagt — der Erbe Succeſſor in 
die BVerbinblichkeiten des Schuldners ift, ſondern daß auf Grund feiner Erbes 
qualität die Kenntnig des wahren Suchverhaltes, aljo eine fogenannte, den öffent 
lichen Glauben des Hypothekenbuchs ansfchlieende mala fides fingirt wird. Der 
vom Ober-Tribunal aufgeftellte Grundſatz ift deshalb unrichtig, weil der Erbe 
ja nicht als folder die Hypothek und die Reallaft als dingliche Rechte anzuer- 
kennen braucht, fondern nur als gleichzeitiger Erwerber des verpflichteten Grund⸗ 
finds. Dergleichen Ziktiouen können nun aber offenbar über bew ihnen vom 
Geſetzgeber geitectten Umfang nicht ausgedehnt werden. Zwingende Gründe lie 
gen auch dazu nicht vor, denn jegliche Unbilligkeit fchwinbet, wenn man weiter 
erwägt, daß die in Frage kommenden Verordnungen vom 31. März 1834 mb 
22. März 1844 nicht jeden, ſondern nur ben reblichen Singularſucceſſor ſchũtzen. 
Hat alſo der Descendent, der das Gut auf Grund eines Ueberlaſſung 
erworben bat, Kunde von den Mealrechten gehabt, jo können fie gegen ihn gel- 
tenb gemacht werden. Damit fchwindet die anfcheinende Unbilligleit ter dem 
Plenar-Beichluffe entgegengeſetzten hier vertbeidigten Meinung. Ja die Anſicht des 
Ober-Tribunald führt geradezu zu Härten, wenn man ben nicht unmöglichen 
Fall annimmt, daß der übernehmende Descendent von den nicht angemeldeten 
Belaftungen des Gutes Feine genügende Kenntniß gehabt, und deahalb feinem 
—— hoͤhere Leibzucht und ben Geſchwiſtern höhere Abfindungen ausge 
ſetzt hat. 


Unter den fonft in dem Bande mitgetheilten Präjudizien verdient nur 
eine bejondere Hervorhebung das das Wechſelrecht 
Nr. 2743 (IV. Senat vom 16. September 1865): - 

„Der Ausfteller eines, an eigene Ordre gezogenen Wechſels wird von 
feiner wechſelmäßigen Regreßpflicht als Ausfteller nicht dadurch befreit, daß 
er feinem erften Indoͤſſamente die Bemerfung „ „ohne Gewährleiftung, ohne 
Obligo““ oder einen gleichlautenden Vorbehalt beifügt;“ 

weil damit endlich dem in dieſer Frage ſchwankenden Verhalten in den früher 
ergangenen, nicht recht harmonirenden Eutſcheidungen, auf welche ich ſchou 
mehrfach (j. Preußiſche Amwaltszeitung 1864 ©. 202, 1865 ©. 46.) binge 
wieſen babe, im Sinme der richtigen und überwiegenden Meinung ein Ende ger 
macht worden ift.5) 


) Der VBollftändigleit we ögen bier die beiden, fein eines 3 
in Anfpruch nehmenden, noch —S ſich findenden Präjudigien nie ai 
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ben fonftigen Entſcheidungen hebe ich zunächft das ©. 34 ff. 
abgedruckte Erlenntniig des viertm Senates vom 5. September 1865 hewor. 
Es beſchaftigt fi mit der Frage, welcher Art ein Auerkenniniß fein muß, 
um bie Wirkungen ber bereitö eingetretenen Verjährung zu velitigen. Aber 
auch die Motive diefer Entſcheidung find durftig zu nennen. Der einjchlägige 
8. 564. TH. 9. Wl. L des A. L. R. verordnet: 

„It bie Verjährung bereits vollendet, jo hebt ein Auerkenntniß bes 
verlofchenen Rechts die Wirkung derjelben nur injofern anf, als aus biefem 
Anerkeuntnig nach ben Geſetzen ein neuer Rechtegrund entfteht.“ 

Das Ober⸗Tribunal findet dem letzteren Requiſit Genüge geleiftet durch 
eine Willenserklaͤrung, welche nach Form und Inhalt außer Ameifel ſtellt, 
ber Schuldner diejenige Verbindlichkeit, weicher wegen Ablaufs ber Verjährungs 
feift nach 8. 568 a. a. D.9%) die rechtliche Vernuthung ber mittlerweile er⸗ 
folgten Aufhebung entgegenftehen würbe, Beiameht als noch fortbeftehend am- 
ſehe. Die Heranziefung der L. 1. pr. $8. 7. 8. D. de pec. const. KIIL 5, 
Denen ein edle debiti proprii auch in Bezug auf Natural-Obli- 
gationen zuläffig ift, erfcheint vollftaͤndig —F dieſen Grundſatz zu erharten. 
Eine Naturalobligation est fihertih im Preußiſchen Recht nicht nach vollende⸗ 
ter Verführung zurück. Mit Rüdficht a ve m die widerſprechenden Beftimmungen 
der fubftantiellen Untergang des Rechtes anordnenden 99. 501. 564. Tit. 9. und 
8. 7. Au. 16. SH. I. des Allgem. Landrechts einerjeite, und bes vorhin mit 
ac aus ne erfehen nachträglih in das Landrecht eingefdhobenen $. 568. 
fanı man fich entweder, wie meiftens geſchieht (j. Hörfter, Theorie 
ah Paris bes vg Privatrechtes. Bd. 1. ©. 294.) nur baran halten, 
baß bie Forderung untergegangen tft, und dann erjcheint der Hinweis auf das 
eonstitutum debiti proprii ein Mißgriff, weil daffelbe nach romiſchem Rechte 
nie geeignet war, eine fwbftantiell zerftörte Fordernng in das Leben zu rufen 
(L. 3. $. 1. D. eod) — ober man fteflt fih auf den Boden bes $. 568. 
und dann kann man nur davon andgeben, daß eine Anerlennung ber verfährten 
Schuld die mit Ablauf der Berjährungszeit eingetretene Vermuthung ber Tilgung 
befeitigt; d. h. unter dieſer Verausſetzung kann ebenjo wenig von einem Ccon- 
stitutum bie Rebe fein, denn es handelt fi hier wur um einen zu führenden 
Beweis ber nicht blos naturalen, tondern auch cinilen Fortdauer der Obligation. 
Abgeſehen von dieſem falſchen Ausgangspunkte werben bie Motive ter 


Säpwierigteit auch gar nicht gerecht, welche Die letzten Worte des 6. 564 be- 


geeit — u wenn: A — (11. Senat v. 30. November 1885): „Die in dem $ 10. 
—8* vom 7. Juni 1821, den 8 11. N, bee Aupfüße 
—** ehe und 8 26. der Verordnun vom 30. uni 1834 verorbnete 
all emeine H entliche Bekanntmachung, F Praäkluſion in einer Auseinanderſetzungs⸗ 
ſa —— daß das auf einem der Auseinanderſetzung unterworfenen 
ar ent = ef et eines bei dem Verfahren fonft nicht t betbeifigten Dritten 
erloſchen zu erachten 1jt“ 

2748. (IV . Senat vom 18. Juli 1865): „Die Revifion ift au in dem Fall 
sei wen * Verſi grung rg aus weldyem geringe If, © Br pen n Peine ba der 
—— an We ütte gi — a 

nz 

* de Revifion weit Ei alio doch Nr enu Ad 

°) „Die vollendete Ka Ar Arichtgebe % g au 14 eu die rechtliche Vermu⸗ 
thung, daß bie ehemals entftandene —E e in ve Zwiſchenzeit auf eine ober 
die —* Urt gehoben worden ift.“ 
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reiten. Das Landrecht erwahnt wamlich nirgends bes Grundſatzes, dah das An- 
erlennmiß ein ſelbſtſtändiger Berpflichtungsjrund ijt, ed hat alſo keineswegs 
ausdrücklich, wie es auf den eriten Blick ſcheinen Bönnte, tie auf dem Boten 
des ‘gemeinen Rechte, feit Kurzem vielfach beiprocheme Theorie von der Auer 
fennung als -felbititändtger oausa obligandi fanktionirt. 

Indeſſen hat derjelbe Gedanke, welcher. der neuen Theorie zu Grunde liegt, 
bush eutſchicden damals fon obgewaltet. Der von ben damaligen gemeinrecht⸗ 
lichen Suriften zum Theil angenommene Grundſatz, daß dem Schuldner ein An- 
erkenntniß nach der Vollenduug ber Berführung nichts wide, (io z. B. Berger, 
g8ean. jud. lib. IL Tit. IL c. 24 not. 7) warbe ebenfalls bei ter Redaktion 
des Landrechts vertreten. Suarez bemerkt zu 8. 20 des erftew Erntwurſes 
„Dere Heidenreich meint, wen andy nach vollendeter Berjährung das ftreitige 
Recht auerkaunt würde, jo ſchade doch folches dem Präſkribirenden nicht, und 
will dieſes ausdrücklich gelingt haben. Die Suche ſchaint mir indeß ſehr zweifrl« 
haft rich bin-aber gemeigter: Das Gegentheil anzunehmen, denn die Agnition 
iſt ein neuer Rechtsgrund.“ Hierauf wurde konkludirt: „Nach vollendeten 
Berfahrung wird, die Verbindlichkeit. per agnitionem emeiet‘ Gil man 
dieſe der Eutſtehung des gebuchten Paragraphen zu Grunde liegende Anianung 
jelh, jo. heiht der Schlußſab in deimjelben nicht ſoviel, daß die Anerkennung, ſo ⸗ 
ſern ſie ſberhaupt nach den ſonſtigen Beitiummmmgen hei Lathrechts eine nene 
oausa obligandi Fanftituirt, die Wirkung ber Verſoͤhrung ‚bejeltigt, ſondern vieb⸗ 
mehr, daß das Anerkenutniß — deſſen obligatoriſche Kraft an und für. ſich vom 
ausgeſetzt wird — ‚den allgemeinen Kegeln über rechtsgültige Cingehang eines 
neuen Vertrages entiprecden mug Mit Rückſicht Hierauf erſcheint allerdiugs Die 
Entſcheidung des Ober⸗Tribunals im Mejultet richtig, aber ihre Begrünbung iit 
nicht ale. haltbar angueriennen Tritt man ber verſuchten Erfiärung bes 6.564 
bei, fo iſt damit * für das Landrecht der Punkt gewonnen, non welchem aus 
die: Gültigkeit des Anerkennungsvertrages ala sines ſelbſtſtãndigen Rechtsgeſchäftss 
ir. das preußiiche Recht vertheitigt werben kann.) 

Wbgefeben . von. ihrer theoretischen Wichtigkeit bat die Sache aber au 
ihre wichtigen praktiſchen Konfsquengen. Nach der Auffaſſung des ObenZribunale 
bleibt es völlig. unklar, ob in einem Falle, auo ber Schulöner nuch abgelaufener 
Aa ertkirt. Hat: er erkenne an 100 Thlr. „für gelieſerte Wanune“ 
zu ſchulden, 2er Gläubiger die Beweislaft für die Lieferuug. bat, wenn der 

—2 — dieſe letztere beſtreitet, ober ob ‚er ſich einfach auf bas Anerlernwiß 
beziehen kann und damit der ihm obliegende Beweis erbracht iſt. 

Zhres allgemeinen Jutereffes wegen verdient ferner bervorgehrben zu wer 
ben die Entſcheidung des britten Semates vom 18. November 1868 {S. * f.). 
Dieſelbe verneint die Frage: 

Iſt Das Recht des Pächters auf Zurücknahme gemachter en 

in weldge ber Oyntbine bie erforberihe Beucheegen wit ertheilt hat 


[— 


') Das fie eint Pr R. Koch, zer Bebre yon der camsa na ußiſchem 
Necht, Bi Gruchot, age Bb. 18. . 496. anzunehmen. Für — 
t bürfte ehenio, wie Unger in feiner neueſten verdieuſtvollen Abhand 
Den Pr Spering, Zahrbücher für Degmatil x u 8. S ım. y ve 
— «Die - cqufensio in ure (vgl. A. G. O. Th. I. u, 8 . 88 14. 15 
— es Seitenſtück der Anerfennungävertrag fit, wit in Betvacht zu gichen fein, 
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mır. bis zur Rüdgewähr des Pachtgrundftückes an den Verpächter gelienb zu 


m 

Begründung 5 ieſer Meinung, weicher ich zuſtimme, fagt das Ober⸗ 
Tribunal; „Was den Miether und Pächter anlangt, fo billigte ſchon das roͤ⸗ 
wmihhe Hecht bemfelben wegen feiner Verbefierungen eine Klage aus dem Ver- 
trage zu, bie auf die Dauer bes Beſitzes bes Miethers und Pühters nicht 
sehränt ift und ſich auch auf das jus tollendi erftredte.) Zu ber Voraus 
jegung,; daß das Landrecht hierin abweiche, fehlt jedes Motiv... . In der Regel 
wird das Recht des Niehbrauchers, reſp. Pächters, Verbeſſerungen juricunehmen 
vor oder bei Gelegenheit der Nüdzewähr zur Sprade unb Geltung gebracht. 
Darans folgt aber noch nicht, daß dies hei Strafe bed Verluftes gefchehen muß, 
Denn das Recht des Pächters ift ein Beſtandtheil nicht nur bes Befigrechtes, 
ſondern des Vertragsverhältniffes überhaupt, deffen Wirkungen mit ben Pachtbe⸗ 
fite mit untergehen, ſondern auch nachher zur Anerleunung gebracht werben koͤnnen. 
Es beruht bafjelbe unverfemnbar auf dem Grundſahe, daß ſich ber Eigen 

tbümer mit dem Schaden bes Pächters nicht bereichern ſolle — ein Primeip, 
weiches die Geſetze im Allgemeinen feithaltn — 38. 230. 262— 264. Tit. 13, 
Th. L des Allgem. Landrechts —, welches ferner gerade bezüglich des jus tol- 
lendi ſelbſt dem unredlichen Befiker, ber fih doch duch Ausübung bes Reten⸗ 
tionsrechtes im Beſitze der verbeflertn Sache bis zur Realiſirung bes Mechtes 

der Wegnahme int erhalten kann — 8. 538. Tit. 20. u, L — zu Statten 
kommt. — 8. 238. Tit. 7. Th. I. 


Einer eingehenderen Motivirung hätte Dagegen das Elenutniß des erſten 
Senates vom 4. Oltober 1865 (5, 105 ff.) bedurft, wonach 
einem außerehelich geborenen Kinde auch gegen ſeinen natürlichen Vater ein 
ſelbſtſtaͤndiges — auf —— ge —2 zufteht. 
In der gemeinrechtlichen. Praxis wird die Frage vielfach enigegengeiegt 
Feantwortet, man läßt bier wegen ber rückſtaͤndigen Alimente zur eine Klage 
ber Mutter gegen ben Schwängerer unter ber Doranejehung, au, daß fir ‚mit 
ker Ernährung ihres Kindes die negotia des auferehelichen Baberd gerirt, eine 
Klage des Vormundes aber nur dann, wenn er entweder felbjt das Kind anf 
feine Koften unterhalten oder das letztere Rechtsnachfolger deſſen geworben, iſt, 
welcher es alimentirt bat. (Vgl die Enticheidungen der Ober-Appellationsge- 
richte zu Seietbaben, ‚Münden und Dresden bei Seuffert, Archiv. Br. 1. 
Nr. 83. Bd, 2, Nr. 44, Bd. 12. Nr. 212). Diefelbe Auficht iſt mehrfach 
für das Gebiet bes Preupikhen. en geltend gemacht worden (vgl. v. Rönne, 
änzungen x. zu $. 612—632, Tü. 2. Th. IL des Allgem. Landrechts, 
5, Andy, Bd. 2. ©. 228 und Koh, Kommentar zu 8, 612 a.a. D, Recht 
der Forderungen. Bd. 3. 2. Ausg. ©. 74. 75). Begründet wird biefe Meinung 
haupffächlich dadurd, daß der Aut der Alimente der fei, ein gegenwärtig vor- 


En g auf Sintenis Sivifest neefte Ausgabe) Bd. 2. ©. 668, 
Zeibaut x em bed Panbeftenzecht, 7 2. 8. 862. L. 19. 8.4. L. 55. 
cond. XIX. 2.; Seuffert, % iv — ⁊S Idie angezogene 
L. Ei g 4. laute: „Si inquilinus ostium vel quacdam alia aedificio adiecerit quee 
actio locum habeat? Et est verius quod Labeo scripsit, competere ex conducto 
actionem, ut ei tollere liceat; sic tamen, ut damni infecti caveat, ne in aliguo dumm 
aufert, deteriorem causam acdiien faciat, sed et ut, pristinam faciem aedibus reildar”, 
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handenes Beduͤrfniß zu befriedigen, und das Kind, welches alimentirt worden ſei, 
etwas verlange, was es ſchon genoſſen habe. Dieſer Argumentation gegenüber, 
welche fich alſo auf die eigenthümliche Natur der Leiſtung ftütt und bie fich 
ber Appellationsridyter gleichfalls zu eigen gemacht hat, bemerft das Ober-Tri- 
bunal, daß das gefelich begründete und ſelbſtſtaͤndige Hecht des außerehelichen 
Kindes durch Nichterfüllung nicht verloren geben kann und daß die an 
Ernaͤhrung des Kindes ohne Zuthun des Vaters bie Verpflichtung desſelben we⸗ 
ber verringere noch verändere. Das kommt im Grunde auf nichts Anderes 
ale eime bloße Verneinung der anderen Anfiht hinaus. Freilich möchte ich 
mich jedenfalls: für das Preußiſche Recht der Meinung bes Ober-Zribunals an- 
ſchließen. Die Haupworausſetzung der Gegner, daf die Natur der Alimente 
ben Anſpruch bejeitige, ober daß, wie Koh Kommentar a. a. O. ſich ausdrückt, 
e8 Feine rückſtaͤndigen Alimente im Rechtsſinne giebt, erfcheint mir irrig. Für 
die vwertrugsmäßige oder teſtamentariſch begründete Alimentationsforberung wird 
der Satz, daß die vidftändigen Alimente nicht geforbert werden Tönnen, gar 
nicht anerkannt (vgl. Seuffert, a. a. O. Bd. 1. Nr. 839%, bier liegt auch 
unzweifelhaft bie Suche fo, daß auf Grund ber teftamentarlichen oder nertrage- 
mäßigen —— wenn der Berechtigte die Alimente anderweit erhalten hat, 

e und Empfang der Naturalpräſtationen ſelbſt' fortgefallen ift, 
wegen verſchuldeter Nichtleiftung eine Schadenserfatforberung in Gelb erhoben 
werben Tann. Nach: Preußiſchem Recht ($. 612. Tit. 2. Th. IL. und 88. 12. 
13. des Geſetzes vom 24. April 1854) ift bie Verpflichtung bes außerehellchen 
Vaters, welche ihm kraft Gefehes aus feiner Vaterſchaft gegenüber dem Kinde 
obliegt, jedenfalls Feine fubfidiäre, jonbern eine principle, welche der der Mutter 
fogar vorgeht (8. 629. Tit. 2. Th. IL bes Allgem. Landrechts.) Bei Nichter- 
füllung muß alſo ber Vater auch bier das etwaige Geldquantum erſetzen. Ein 
Unterfchied zwifchen dieſer en und der vertragsmäßigen, reſp. teftamenta- 
rifchen Alimentationspflicht laͤßt für unſer Recht nicht annehmen. Wäre 
bie. Hülfsbebürftigfeit des Kindes Vorausſetzung feines Alimertations-Anfpruches, 
bamı Täge die Sache allerdings anders, während die vom Ober-Tribunal unb 
mir befimpfte Unficht gerade bie anerkannt principale Pflicht in dem Fall in 
eine fubfldiäre verwandelt, wenn das uneheliche Kind felbft eigenes Vermögen 
bat und aus biefem alimentirt worben ift. 


Das Wechſelhrecht ift abgefehen von dem ſchon erwähnten Präfubiz 

Nr. 3743 vertreten durch eine Entſcheidung bes vierten Senates vom 16. Sep⸗ 
tember 1865 (S. 127), worin bie Frage ' 

Muß eine „anf Sicht" pefteflte, von dem Bezogenen acteptirte Tratte, bei 

Verluſt des wechfelmäßtgen Anſpruchs auch‘ dem Acceptanten gegenüber nach 

" Maßgabe der befonderen, im Wechiel enthaltenen Beftimmungen und in Gr. 


°) Bol. ferner L. 18. $ 1. D. de alimentig vel cibariis. XXXIV. 1.: „Maunmissis 
testamento cibaria annua, si cum matre morabuntur, per .fidei commissum dedit; 
mater filo triehnio supervikit neque cibaria neque vestiaria eis praestitit, quum in 
petitione fidet commissi liberti cessarent; sed et filla posteaquam matri . heres .ex- 
titit, quoad vixit, annis quatuordeoim interpellata de iisdem sölvendis non est. 
Quaesitum est: an post mortem filiae a novissimo herede petere possint et tam prae- 
teriti temporis quam futari id quod cibariorum nomine et vestiarii relictum est? 
Respondit: si conditio extitisset, nihil proponi, cur non possent”. 
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mangelnug betielben binnen zwei Jahren nach ber Ausitellung zur Zahlung 
präfentirt werben) | 


verneint worden fi. Das OberZribunal ftüht ſich bafür auf Art. 31. der 
Algen. bdeutichen Wechſel⸗Orderung o), in welchem bie Pflicht zur Präfemtation 
binnen 2 Sahren nach der Wechſelausftellung nur gegenüber dem Ausfteller und 
ben Indofſanten, nicht gegenüber bem Acceptanten fintuirt ſei. Der oberfte 
Öfterreichiiche Gerichtshof bat in einem Erkenntniß vom 24. Juni 1857 (Archiv 
für dentſches Wechſelrecht Bo. 6. ©. 425, f. and) Borchardt, Wechſelordnung. 
4. Aufl. ©. 157. 265.) eine alsweichende Mekwung in biefer Frage augenom- 
men unb in llebereinftimmung damit bemerken Bollmar und Loͤwy in ihrer 
Bahiel-Orbuung S. 143, daß weil die Berfallgeit für alle MWerpflichteten die: 
felbe fein mäüffe, diefe auch gegen den Acceptanten eintrete nah Maßgabe der 
bejonderen, im Wechſel enthaltenen Beftimmungen, eventuell binnen 2 —8 
nach ber Ausftellung, und dah auch won dieſem Tage ab der Lauf ber drei⸗ 
jährigen beginne. Dem gegenüber bemertt das Ober⸗Tribunal, daß 
der Bezogene durch die Acceptation unbobingt bie werhfelmäßige Berpfüihtung 
übernehme, die ‚vom ihm acceptirte Summe zu zahlen, umd daß dieſe nur in 
der im Art. 77. der Allgem. deutſchen Bechfel-Orbmung audgefprochenen, drei⸗ 
jährigen Wechſelverjährung ihre Begraͤnzung finde. Hinfichtlich biefer Aut- 
führung ift ſoviel zugugeben, bag man wicht; wie ber Appellationsrichter gethan 
bat, bie Präfubizirung des Wechſels in Folge der Berfkiumntg der zweijährigen 
Frift, auch gegen den Acceptanten, eintreten Iafien kann, joweit damit aber, 
wie das OberTribuntal anzunehmen fcheint, der Sat widerlegt fen ſoll, daß 
bie Verfallzeit des Wechſels für alle Berpflichteten dieſelbe fein muß, ift 
biete Debultion wicht für richtig zu erachten. Denn redimet man bie breijährige 
werihennesfeif niet vom Ablauf der zweijährigen Präfentationsfrift ab, — 
in: Meier Beziehung ſpricht ſich das Ober-Tridumal mit Feiner Sübe ans — 
jo fehlt jeber Anhalttpunfi baflır und dann kommt man babin, die in Rede 
Wechſel zu wicht gefinttelen jog. Wechſeln a piavere umzuſtempeln. 

(Bol auch Koch, —* zur Wechſelordnung. Art. 4. Rote 28.) 


Unter nebergehrmg eineh weiteren, bie Bereicherungsklage und Art. 83. 
der Allgem. deutſchen en te 5 betreffenden Urtheilt, deſſen Intereſſe 
mehr in den faktiſchen Unterlagen des Falls befteht, wende ich mich zu den von 
©. 143. ff. ab mitgetheilten handelsrechtlichen Entfcheibungen. 

Dat "erfie dieſer Erkenntniffe (des vierten Senates vom "2. Dficber 
1865) Bat angenommen, 

daß ber Empfänger einer Waarenfendung, deren Duantität bie beftell 
Hoͤhe überfteigt, den nicht beſtellten Mehrbetrag ſelbft dann nicht zu behaltete 
und gu bezahlen braucht, wenn er die Neberſchreitung ber Beſtellung nichn 
ohne Verzug nach ber Ablieferung gerügt hat. 

Es ift { nutgefüßrt (S. 146), —J fo bie Beſtimmung des Art. 3478 


des Allg. Deutihen Ganbeiögejetbudjet, wir Die Begeichmmgen ‚Verkäufer‘ und 


20) Ein „ „auf Sicht" „geftellter Fan R tft bei der Vorzeigung fällig. Ein 
ſolcher —8 muß bet uf Ds wechjelmä gen Anſpruchs gegen die Indoffanten 
und den Ausfteller nad) Maßgabe der befonderen, im ecle enthaltenen Beſtinimung, 
und in Ermangelung derſelben binnen zwei Fahren nach der Ausſtellung zur Zahlung 
präfentirt werden.“ 
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„Käufer” ergaͤben, war anf. ſolche Zuſendungen begiehe, in Vetreff bevam 
Kaufvertrag zum Abſchluß gekommen ſei, eine Mebrfendnitg kber bie et 
Dnantität hinaus aber, eweit Diele ——— xeiche, mur..eine Offerte, 
aber keinen Vertrag enthalte, Ferner wird bemerkt, ba jene Verſchrift fich 
nur auf die Beichaffenbeit (Qualität), wicht auf bie Quantität ber Aberjembtew 
Waaren beziehe, Abgeſehen von der Srage, ob nit auch unter Umftänben ein 
Mangel der Duantiikt einen folhen. in ber Dualikit, Tonftitwiren Tamı (ve. 
„. B.Buſch, Archiv. Bo. 9. ©. 359), dürfte diefer Ausführung beineftim- 
men, fein, womit freilich definitiv Über die gebachte Frage noch ‚nicht enikhleden 
üft, da es fich möglihermeile noch darum handeln kann ob nicht im gegubenen 
— 7 unterlaffung der Ruge eine ſtillſchweigende Annahme der Ofen⸗ 
zu t. 





Ebenſo richtig erſcheint mir die auf die Artikel 421 2ub 425 deb Mg, 
——— Handels· Geſetzbuches geitühte Entiiheibung besjelben Senxtes nom 
2. Sepinmber 1865 (©. 147. ff.), 
dab. der Wrachtführer eineb- ſog Perionenwagens ben Poffagieren au fr 
dere Reiſegepaͤck verhaftet tft. 


Das letzte hierher gehörige Urtheil dei vierten: Senates vom 10: — * 
1865 (©.. Fir ff) bat angenommen: 
daß auch bie in. den Ladeſchein micht aufgenommenen Beftinnnungen 
Frachwertrages gegenüber den Frachtführer rechtliche Wirkung bob 
Diefe Annahme wird anf den lebten. Pafles bes Artikel 45. des 
(A. D. H. G.B.) gegründet, welcher dergleichen Abreden mır gegenüber dem 
Empfänger für wirkwagslos erklaͤrt und zur näheren Metivirung volllom- 
men richtig ausgeführt: Dide Unterſcheidung liegt auch im ber Natur bes lau⸗ 
maͤnniſchen Verkehra. Der Ladeichein bildet diejenige Urkunde, welche ber 
Frachtführer dem Ablender zur weiteren Mitthelung au ben Deſtinataär aus 
ftellt, damit dieſen eufahre, welche. Waaven er; zu erwauen und was eu. gogen 
beren Ablieferung dem Frachtführer zu entrichten habe. Dem Deitinatär, weldher 
auf Grund dieſer Pitibeilung ſeine Diepofltienen .getuoften, vielleicht erſt mit 
Rüdficht auf den Juhalt bes Ladeſcheins die Art. der Ueberſendang genehmigt bet, 
haxf daher night. zugemuthet werben, dem Frochtfüchrer gegen Abliekerung bes (sucht 
guts mehr zu leilten, als was ihm im dem Ladeſchein als feine Gegenleiltung um 
gekündigt war. Anders verhält es ſich nit dem Frachtjnhrer, Dieſer leitet ſeine Rechte 
auch gegen den Empfänger des Frachtguts lediglich aus den mit Dem Abſewer 
geſchlofſenen Frachtwertrage her. Wenn ex ſich 5 in dieſen Berienge eine 
geringere Gegenleiſſung als der von ihm ausgeſtellte Ladeſchein befagt, vorbe 
dungen bat, jo kaun er auch gegen’ den Eupfänger bes Frichtgutes wicht mehr 
Rechte geltenb machen, als der Frachwertvag mit N bringe. Damm it. um 
— — 
„Der Ladeſchein en eidet den . 
führer und $ dem E 8B des Guts; it —* * 
mungen des Frachtvertrages haben gegenüber dem Gupfänger feine rechtliche Wir⸗ 
fung, fofern nicht auf dielelben ausdrücklich Bezug genoninen iſt. 


Für die Rechteverhältniſſe zwiſchen ‚Sructführer und Abſender bleiden die Be⸗ 
ftimmungen des Frachtvertrages maßgebend.“ 








Siteratıre m 
Gefehze nicht verdrbnet, bag Beftimmungen ded Frachtvertrages, weiche den 
Empfänger des Guts günftiger find, als ber a bes Labeicheines, auch 
ber Gruötfäßner yeenhber ober rbtlige Wirkung fein fol.“ — 
mit habe ih. die Entſcheidungen, welche ein allgemeineres Suterefie 
uch Fr den Kreis. des aliperuhiichen Rechtes hinaus. beanſpruchen - birften, 
erörtert. Ich will nur noch bemerken, dat die Neberſchrift zu der &. 268; ff. 
a aloe uchit > Cie im: abet. : Redaltenre ober des Segers? — 
gefaht iſt. Sie lautet „Üindet daß Borzugtueht bes. $ 80, her 
Ronkursoehuung vom 8. Mai 1865 anf eine Aatenforderung an ben Gemein- 
ſchuldner, weiche tun Erbgangorecht Eigenthum ſeiner Kinder geworden it, 
Anwendung?“ Der 5 80. giebt bekamnllich das Vorzugsrecht No. VII. ein⸗ 
—* des Gemeinſchuldaers wegen ihres ge 
ſetzlich in ſeine Verwaltung und Nutznießang gelommenen Vermögens, ferner 
ber Ehefrau wegen ihres ber Verwaltung und Nutznießung des —— — 
terftehenden — ſofern der lehtere nicht —— oder Schiffsrheder 
ober Yabritbefiger if. Aus der gedachten Neberichrift Eat Niemand heraus ⸗ 
leſen, daß das Ober⸗Tribunal das Vorzugsrecht auch den Kindern eines in 
Konfars. verfallenen Kanfmanns zuerkannt bat, deren Muttergut durch bie er⸗ 
erbie Illatenforderung ber vor der Konkurseröffmmg vefiorbenen Eheſrau des 
Venen Gain gebildet wurde. 
Die Beſprechung ber dem Bande anf 164 Seiten angehängten krimincl 


— e ich, da dieſe im ben dem Straftrcht pau 
gewidmeten Zeitſchriften von —2* Hand beleuchtet zu werden pfle 
ferner für die Strafgeſ wenigitend 


bie Gtenfgeiehgebung biß jet für das game * 
Preußijchen Staates noch keine Gemei befteht. 


Betrachungen über die Hannoverfche Infizoerwaltung, mit ni t 
en Ye Der dereini hu des * rei Ieretng der : aan 

Ken Monarch Bon Dr. 9. Leonhardt. Hannoder. Karl 
1866. Oktav. S. 56. 





In Bohn benannten Schrift werben nach einer tutze Einleitung 
bie verſchiedenen in Haunover beftehenden Shen aufgeführt, es wird 
esörtert, in wie weit deren Stellung durch bie Vereinigung des Landes weit 
Preußen ſich vorausſichtlich äudern werte, es werben dann Ginilnehitpfiege; 
Strafr lege und Strafrecht Hannovers beſprochen und zuletzt wird das 
perſoͤnliche werhacpis ber bisherigen Hamoverſchen : Zuftigbeamsten zur 
Gostteruäg gezogen. Der Verfaſſer ift beit: juriftiichen Publikum Deuhſchlands 
auf das Befte belanmt als Hanptverfaffer der Hannoverſchen ——— 
und als einer ber. thätigften Mitarbeiter ‘an. dem hen 
bürgerlichen Pregeorbnang ſowie durch feine verſchledenen, al auf.bew 

Civilprozeß bezũglichen Schriften. Seine biöherige. Stellimg als Hannsvericher 
Miniſterialrach, zulcht — macht es erklaͤrlich, daß er große Vorliebe 
für alle Haunoverjchen Eintichtungen hat und möglichit viel von ber dort 
beftehenden Suftigverfaffung m bewahren juckt. Indeffen kann man Leonhardt 
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— zu ben hartnäckigen Partikulariſten zählen, er erkennt ©. 7. feiner 
rt an, 
„daß, wie berechtigt der DarkiEularkunn —— dentſcher Staaten 
auch immerhin erſcheinen mag, ber Partikularismus der Provinzen eines und 
—* 2 in —— Angelegenheiten doch ſchwerlich zu ver 
gen iſt; 
auch verwirft er — gewig mit vollftem Rechte ©. 47. ff. die Forberungen 
u früheren Haunoverſchen Finanzminiſters Errleben, der aus ben bisherigen 
Staatgeinnahmen Hannopers einen befonberen Provinzialfonds für biefe Provinz 
bilden und unter Abaͤnderung ber Preußiſchen Berfaffung ben Erlaf ber Hannover 
betreffenden Geſetze nicht von ber Zuftimmung des allgemeinen Preußiſchen 
Landtages, jonbern von ber der Hannoverſchen —— en 
will, — eine Gorberung, nach welcher zwilchen Preußen und ver in der 
That nur no) eine Art Perſonalunion beſtehen würde. 
Gewiß hat Leonhardt auch darin Recht, daß er behauptet, der jetzt im 
den altpreußiſchen Provinzen geltende Civilprozeß eigne fich nicht zur Gi 
führung in bie neuerworbenen Länder, ſchon wegen der großen Zahl und Un⸗ 
überfichtlichkeit der Prenßiſchen Prozeßgeſete. In letzterer Beziehung bringt ex 
jelbft unfreiwillig einen Belag bei daflır, wie ſchwer es ift, fich aus biefen Ge 
fegen zurecht zu finden, indem er ©. 18. feiner Schrift v die 
ſtimmung ber Verordnung über Chefachen vom 28. Juni 1844, wonach bi 
dt —3 in erfter Inſtanz vor die Obergerichte verwieſen waren, * 
noch zu R 
Da nun aber das Nebeneinanberbeftehen einer ganzen Anzahl Civilprozeß⸗ 
rechte in unferem Staate anf die Damer offenbar unzuläffig ift, jo bleibt eben 
nichts übrig ald Einführung einer gemeinjamen Preußiſchen Cipilprozeßordnung, 
welche, wie Leonhardt S. 26. anführt, und wie gewiß zu höffen iſt, wahr⸗ 
ſcheinlich nicht ohne Berückſichtigung der bewährten Hannoverſchen Prozeßordnung 
vom 8. November 1850 ſtattfinden wird. 

Bon Intereſſe nicht blos für bie perſoönlich Jntereſſirten find die Be 
trachtungen Leonhardts über die perfönlichen „pienfverfältuiffe, namentlich 
auch das Dienfteintommen ber Hannoverſchen Zu 

Bekanntlich ftehn ſich dieſe letzteren —* meiſtens beſſer als die 
Preußiſchen Zrin auch abgeſehen davon, daß in Hannover der Zutritt zur 
Advokatur und Anwaltſchaft leichter, ferner auch vie Auftehung aid Richter 
weit früher möglich ift ald bei und. Leonhardt giebt S. 44. eine Ueber 


Zuriften. Dana 
beziehen bie Mitglieder der Hannoverfden Amtegerichte im Duchigeitt jährlich 
1225 Thaler, während die Mitglieber der Preußiſchen Kreisgerichte im Durch⸗ 
ſchnitt nl 850 Thaler beziehen. 
iß iſt es Im hödhiten Grabe wünfhenewerth, daß die Stellung der 
Gamnoberihen Su Suriften durch die Annerion in keiner Weile verfchlechtert werte. 
Es wird dies aber unferes Erachtens auf bie Damer nur dann möglich fein, 
wenn man ben altpreußi iſchen Juriften eine ähnliche Stellung gewährt. 

Die Art, wie Leonhardt fih uud ber pelumiären Interefien ber 
Hannoverjchen Zuriften annimmt, ift im hoͤchften Grade amerkemmungwerfb 
und zeugt von dem großen bern Wohlwollen, welches Leonhardt für 
die bisher ihm untergebenen Beamten hat. 
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Freilich ift e& aber auch nicht blos das Jutereſſe der Beamten jelbft, 
fondern ebenſo fehr das des Staates, daß die Befolbung der Beamten eine 
austömmliche fei, mas freilich jetzt leider bei ben meiften altpreußiichen Juriften 
nicht der Fall ift. 

Magdeburg, im Febrnar 1867. 

Stadt und Rreitgerichtärnth Dr. Silberſchlag 


8, 
er die Einreihun der Schleswig-Holfteinifchen Rechtsordunun in 
ie Preu fen , An S chen aD. el 
Schwers' ſche Budbanblung 1867. Octav. ©. 4 


Die in ber Ueberfchrift näher bezeichnete Schrift verfolgt dieſelbe Tendenz 
für Schleswig-Holftein, wie das vorftehend angezeigte Werken von geonharkt 
für Hannover. Der Berfaffer, welcher eine längere Reihe von Iahren tem 
Preußiſchen Juftiz-Beamtenftande, namentlih der Staatsanwaltjchaft gehört 
und eine „Darftellung des Preußiſchen Strafverfahrens (Berlin. 1858)" g 
liefert bat, alfo mit den preußifchen Juftizeinrichtungen genügend vertraut in, 
fteht bei jeinen Vorſchlägen ebenjowenig wie Leonhardt auf einem irgendwie 
unberedtigten partikulariſtiſchen Standpunkt. Ein ſolcher iſt auch bei den ſchles⸗ 
wig/ holſteiniſchen Einrichtungen um jo weniger maͤglich, als bie hier in Rede 
—* neuen Provinzen keinegswegs jo bewährte, den modernen Anſchauungen 
und Anforderungen entiprechende Cinrichtungen befiten, wie das ehemalige Kö- 
nigreich Hannover. Das Refultat feiner Unterfucpungen faßt ber Verfaſſer auf 
S. 38. der Schrift dahin zuſammen. Er verlang 

„1. Umgeſtaltung ber Gerichtsverfaffung m Preußiſchem Borbilde mit 
der Mbänberung, daß bie ha Sn ein —* Glied der Gerichts⸗ 
organiſation bilden, daß bie Kellegialgerichte erſter Inſtanz zugleich Die vom 
Einzelrichter entfchiebenen Sachen regelmäßig in zweiter und letzter Inſtanz 

behandeln und daß die Stantsamwaltichaft auch die Gefchäfte ber Polizei⸗An⸗ 


waltichaft wahrnimmt; 
. 2. Beibehaltung Des Privatrechts unter Einführung des Deutichen Han- 
e 


legeſetzbuches; 
3. Einführung des Preußiſchen Strafgefeubuches und einer Anzahl Preu⸗ 
Bilder —— 
4. Erlaß Strafprozeßordnung in weſentlicher Uebereinftimmung mit 
Fü — Entwurf vom 1865 unter gleichzeitiger Einführung eimelner 
atzgefetze; 

—— des in Holftein geltenden Civilprozeßrechtes mit denjenigen 
Modifitationen, welche die ftrengere Durchführung der Oeffenllichkeit und 
Münblichteit und bie Verbindung umferer Gerichte mit dem Königliden Ober- 
Tribunal in Berlin erfordern.“ 

Mit den erften drei Punkten Tann man fich einverftanden erkläͤren, na- 
mentlich halte ich bie Beibehaltung der Eingelrichter als jelbftftämbiger Suftang, 
welche ja auch im den fonft neu erworbenen Rändern: diefe Stellung einnehmen, 
gleichfalls für wünſchenswerth, jedenfalls ift m. E eine ſolche Einrichtung ber 
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jetzt in Preußen beſtehenden Abdetachirung der Richter des Kollegiums auf ein- 
zelne Kommiſſionen aus vielen Gründen vorzuziehen. Dagegen wird der Ber 
ſchlag, welcher in Betreff der Strafprozeßordnung gemacht iſt, von ber Hand 
gewiefen werden müflen. Der erwähnte Entwurf enthält mit Ausschluß weniger 
Verbeſſerungen nur eine zufammenfaffende Kodifikation ‘des jegt auf einer Reihe 
von Einzelgefchen berkhenben Rechtszuftandes und Hat in ten Eompetenten Preu- 
ßiſchen Zurütenkreijen nur fehr wenige Anhänger gefunden, weil er nicht einen 
einzigen Schritt in der Unabhängigkeitsftellung der Kriminaljuſtiz, namentlich 
der Staatsanwaltſchaft vorwärts gemacht hat. Ueberhaupt hat der Verfafſer 
offenbar ein zu weit gehendes Beſtreben, die heutigen preußiſchen Einrichtungen 
konſerviren (jo will er auch u. A. „DB. bie Kompetenz deq Kammer 

8 Gentralgerihtöhof für die Entſcheidung der Stantivarraden auf Schles⸗ 
wig-Holftein ausgedehnt wiffen), während gerabe bie gegenwärtige Tage benutzt 
werden muß, um eine Reihe von Berbefferungen unferer altlandifchen Infti- 
tuttenen zu erreichen. Mit dem letzten Vorſchlag wirb man ſich dagegen ein⸗ 
verſtanden erklären Tönmen, nur dürfte ber dortige Rechtsftand in ber Befür- 
worteten Modifikation lediglich als ein proviſ * bis zum Erlaß ber neuen 
Prozeßordnung danernder zu beirachten fein. . P. H. 





Waſſerrecht und Wafferpolizei im N Greifen Staat. Bon Arnold 
Nieberding, Hegierungs-Affeffor. Breslau. Verlag von Wilh. 
Gottl Korn. 1866. (260 Seiten) Dazu Anhang: Preußiſche 
Geſetze über Wafferreht und Wafferpolizet. (34 Seiten.) 


Der Berfaffer Hat durch die vorliegende — bereits vom verichiebenen 
Seiten in anerkennendſter Weiſe beſprechene — Monographie fi um bie 
Theorie und Praxis feiner Materie ein wejentliches Berdienft erworben: 

Die gejeßlichen Normen, welche bie in Rede ftehende Materie betreffen, 
find vielfach ausweldhend und verſchwommen. Kimatiſche und ärtiiche Zu- 
ſtände bedingen eine natürliche Verfchiebenheit für die Eatwickelung und Ror- 
wirnng ber waſſerrechtlichen Verhältniffe. Die Sortichritte der Si enjeft 
und bie damit in Derbinbung ftehende Entwidelung in Wirtbfhaft und In- 
duftrie erheiſchen die Rothwendigkeit einer entſprechenden veränderten Regelung, 
welche in der Ausführung um ſo ſchwieriger ericheint, je beiveglicher die reale 
Grundlage bed zu firirenden Rechtözuftandes einerſeits ift, und je gebieteriſcher 
und dringlicher andrerſeits das praktiſche Reben in den beſonderen Verhältniſſen 
eine feſte Regulirung fordert. Dazu kommt, daß die Bedeutung des Waſſers 
ſich in ſteter Wechſelwirkung auf dem Gebiet des oͤffentlichen und des Privat⸗ 
rechts geltend macht. 

Der aus dieſen Geſichtspunkten Leicht erlärliche Mangel an einheillicher 
Geſetzgebung und die mannichfach ſchwankende Anwendung in ber Praxis ftellen 
einer fyſtematiſchen Behandtung ber Materie um fo größere Schwierigkeiten 
entgegen, als die Wiſſenſchaft fich bisher mit menig ortiche unfen wafler 
rechtlichen Berhältniffen zugewenbet hat und beshalb bie Benutung von Bor 
arbeiten faft gänzlich ausgeichloffen ift. — 
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Mir können dem Verfaffer nur beiftimmen, wenn er, ohne der meijtens 
nur zu fehr begründeten Tritifchen Erörterung zu viel Raum zu geben, vor- 
zugsweiſe die aus d ze mania zerſtrentem — erkeunbaren Grundſaãtze 
und die —— rmen in Ähter praktiſchen Irwendung und Geftaltung 
Mar zu ftellen beabfichtigt, ung" fo vie Poxio zu erleichtern und für die be 
wußte Reform einen ficheren Boden zu gewinnen. Der Berfaffer feheidet ferner 
in richtiger Weife diejenigen Materien von feiner Darftellung aus, welche — 
wie Fiſchfang· Eigentfumsamerb anf dem vom Waſſer offupirten Terrain, 
Schifffahrt, Flößerei und Verkehr auf dem Wafler im Allgemeinen — das 
Element bes Wafſers nicht unmittelbar, ſondern vielmehr mır ala Medium zum 
Gegenſtande haben. 

Nachdem der Berfaffer in ber Einleitung bie Bedentung des Waſſers 
im Wirthſchaft und Recht, die Entwichkung der waflerrechtlichen Berhäktniffe im 
Allgemeinen erörtert und eine Ueberficht der Preußiſchen Gefetgebung (auf allen 
ihren Rechtsgebieten) in ihrer Entwicklung und in ihrem jetzigen Rehteutand⸗ 

gegeben bat, folgt in vier Abfſchnitten Die ſyſtematiſche Darftellung der ein⸗ 
ve nen Mlaterien: : 

Die — Natur der Gewäſſer — insbeſondere öffentliche und 
nicht öffentliche Gewäfſer; — ber Wafferablanf in feinen heiten Erſchei⸗ 
ungen: der Vorfluth und der Entwäfferung; bie Waſſernutzung — 
Gebrauch des Waffers Überhaupt und Rallerfland —; enblich ber 
Waſſerſchutz — Uferban und Deichweſen. — 

Die auf dieſem Gebiete namentlich vernichten Kompetenzverhältniffe 
zwifchen Juſtiz nnd Verwaltung werben bet jebem Abſchnitt befondere erörtert. 

Die wohlgesttrieke und —* Darſtellung laßt nirgende eine forgfältige 
und vollftändige Angabe der Einzel⸗Literatur vermiſſen. Neben einer vollſtändigen 
Berhieftehtigung der Indikatur des Obertribunals finden fih in ben zahlreich 

Noten bie einſchlägigen adminiſtrativen Verfügungen und In— 
ftruftionen, wohurd das Wert für den Praktiker und Laien beſonderen Werth 
erhält. Beigegeben ift ein vollitänbiges u dm und — als Anhang — 
ein Abdru der einfehlägigen Geſetze — dreht, Civilgeſetzbuch (Rhei- 
nifget) und Die heipifäcliäften Spelnigefee 

Das Buch vereittigt, bei kurzer und klarer Darftellung, wiſſenſchaftliche 
Auffaffung mit praktiſcher Brauchbarkeit und kann deshalb ala eine tüchtige 
Borarbeit zur Yortbilbung des Prenhiſchen Wafferrechts begrůßt wen 
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Verein und Angelegeuheiten der Preußiſchen 
Rechtsanwälte. 





1. Statut des Vereins der Preußiſchen Rechtdanwälte.) 


1. Zweck bes Preußiſchen Anwalta⸗Vereins ift: 
I. Die Förderung des Gemeinfinnes der Standesgenofſen und bie Be 
Lesung bes —— — Geiſtes; 

IL die Vertretung der Berufsintereſſen, womoͤglich in Verbindung mit 
den Anwalts-Bereinen ber anderen Deutſchen Staaten; 

OL die Fürſorge für die dienſtunfähig gewordenen Mitglieder und bie 
Wittwen und Waiſen feiner Mitglieder. 

8 2. Das Recht zum Eintritt in den Verein fteht jedem Preußiſchen 

Rechtsanwalt oder Notar frei. 

Die Mitgliedihaft beginnt mit dem Eupfange ber Mitgliebelarte. 

3. Der Beitrag der Bereinsmitglieder wird auf 6 Thaler jährlich feft⸗ 
gefeßt, unb ift innerhalb 4 Wochen nad) Beginn jebes nenen Jahres zu ent- 
richten, wibrigenfalls berjelbe durch Poſtworſchuß eingezogen wirb?). 

Nimmt ein Mitglied den mit Poftvorichuß beichwerten Brief wicht am, 
jo wird Dies einer ausbrädlichen Austrittserlärung gleich geachtet. 
MR 4, Organe des Bereind find: ber Anwalisiag und ber Gejammt- 
ausſchuß. 
8 5. Der Verein gründet ein ſelbſtſtändiges Blatt, deſſen Aufgabe iſt, 
bie Zwede beö Vereins zu foͤrdern. Die Mitglieber erhalten | biefe 
unentgeltlich. Das Bintt fteht unter Leitung eines vom Wusichuffe erwäßlten 
Redaktiond-Romite's.2) 
8 6. Der Beute gewählte proviforifche Ausſchuß bat zu veranlafſen, bei 
die Mitglieder bed Vereins in ben, vor ihm zu beftimmenben Bezirken zu 
—— 2) und daß von jedem dieſer Bezirke aus ein Ausſchußmitglied 
g wir 
$ 7. Die einzelnen Ausichugmitglieder berufen nad) Bedürfniß die Ber 
jammlungen der Mitglieder ihrer Bezirke. 
8 8. Der Ausſchuß hat folgende Befugnifle und Obliegenheiten : 
1) Er vertritt den DVerein, forgt für die Ausführung der vom Anwalt 
tage gefaßten Beichlüffe und überwacht die Redaktion der Anwaits⸗ 
ettu 


zeuung. 

2) Er beruft, der Regel nach innerhalb der großen Gerichtöferien, ben 
Anwaltstag und trifft die für denfelben nöthigen Vorbereitungen, er 
läßt die Cinladungen und ftellt die vorläufige Tageborbnung auf. 


! Frag  abgebrudt aus aus der —e— Amy ng von 1862 ©, 8. 
edrudt in der Beſchluß des zweiten Unwaltstages 
vom 18. nt os * ellten Pi Aridi j) l. a. a. O. S. 216.) 
3) Weber dien 55* ſind die Mittheilungen in der Anwaltszeitung von 
1863 S. 87. 95. 60. zu vergleichen. 


Berein und Uingelegenheiten der Preußiſchen Rechtsanwälte. 118 


3) Er nimmt bie Beitritiserflärungen neuer Mitglieder entgegen, fertigt 
bie Mitgliedskarten aus, empfängt die Beiträge, beftreitet die Aus 
ge 3 pi 3 —* Audſchufſe Rechnung. 

4 elbſt, falls eines oder mehrere feiner Mitglieder waäh⸗ 
rend des Geſchaͤfte jahres ausſchelden 

Der Ausſchuß wählt aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und einen 

Söriffhen, meer lolee ein, dom dem Mutjhuffe fzuiehnber Paul 
antum für baare Auslagen erhält. 

Der Sit bes Ausfchufles ift Berlin. 

Zur Gültigkeit feiner Beichlüffe ift die Einladung ſämmilicher Mitglieder, 

jowie bie Mitwirkung von wenigſtens 5 Mitgliedem erforberlid). 

Bon den Mitgliedern bes Ansichuffes müffen 5 in Berlin wohnen. 

is & & 9. Übänberungen biefes Statutes koͤnnen vom *7 —X ein⸗ 
Stimmenmehrheit beichloflen werben, nur auf ſchriftli ntra 
vier —— vor dem —e —— dem —** 
t worden. 
$ 10. (Tranſitoriſche Beſtimmung.) Die heute gewählten 21 Mitglieder 
bes Ausichuffes bilden ben Ausſchuß bis zum Zufammentritt des naͤchſten An⸗ 
waltstages. 
Angenommen in der erſten General-Berfammlung bes Preußiſchen 
Anwaltsvereins zu Berlin am 23, Auguft 1861. 





2. Sißung bes Geſammt⸗Ausſchuſſes vom 15. Deyember 1866, 


Anweſend: Dr. Hinſchius, Borfikender des Vereins, Dorn (Berlin), 
Holthoff (Berlin), Lewald Bein), Morik (Magdeburg), Martiny (Kau- 
tehmeh), Panſe (Erfurt). 


Auf der heutigen Zegeterdnung des Geſammtausſchuſſes ſtanden folgende 
euftände: 


L 


Wurde iher die Frage verhandelt, 

ob und in welcher Weiſe die Anwalis· Zeitung für bie Zukunft fortge⸗ 

ſetzt werben joll, 
und zwar unter dem Vorfike bes Schriftführers, Juſtizrathes Dorn, ba ber 
Borfitende bes Vereins als Mitherausgeber der Zeitung bei diefem Traktandum 
perfoͤnlich intereffirt. ift. 

Die gebachte Frage tft, wie der erfte und ber ebenfalls anweſende zweite 
Herauögeber, Profeſſor Dr. Hinſchius, bemerkten, weientlih in Folge ihrer 
Beraribeilung in dem belannten gegen fie eingeleiteten Preprogeß, fo wie in 
Solge der Weigerung der Berlagshandlung, das BVereinsorgan in der biöherigen 
Weife fortzufeten, an ben Verein herangetreten. Trotz der unterm 20. Sep 
tember 1866 gegebenen Amneftie würbe bie —— für die Verlage 
handlung bei Fortführung der Zeitung in der biöherigen Art bie She ar zur 
Beftellung einer Kaution von 2500 Thlir. nad fi ziehen. Bei ber nicht er 
beblichen Mitgliederzahl des Vereins will der Verleger, welcher bisher von ber 
Zeitfchrift nicht den geringften Nuben gehabt, ſondern berfelben wicht unerheblich 

Zeitſchr. f. Geſetgebung u. Rechtöpflege. 1. 
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Opfer gebracht hat, fich nicht dazu verftehen, die Kaution zu beftellen, vielmehr 
hat berjelbe redhtzeitig deu Vertrag dem Vereine gekündigt. Mit Riclficht Bier- 
auf haben die Herandgeber ebenfalls dem Verein eine Kündigung ber Rebaktion 
zugehen laſſen, indem fle Dafür noch ben wetiern Grund geltend gemacht haben, 
daß fie durch die Theilnahme der Kollegen wicht genügend unteritägt werden jeien. 

Che man in die Diskuffien über das voritehende Traktandum eintrat, 
wurde von ben ſämmtlichen Anweſenden anerkannt, daß ben Herau wegen 
des Aufnahme des beanftandeten Lewaldſchen Artikels und ber daraus er 
wachienen Folgen um fo weniger ein Vorwurf zu machen jei, als fie in den 
beiden erften Inſtanzen freigefprochen worden. , 

Sodann theilte Juſtizrath Dorn mit, daß von den zu ber Sigung ein⸗ 
geladenen Mitgliedern ihr Ausbleiben entjchuldigt hätten: Gerd. Fiſcher (Bres- 
lau), Pitzſchky (Stettin), Geßler (Bromberg), v. Wilmowali (Schlawe), 
Gierſe (Münfter), Rauſchenbuſch (Hamm), Stegemann (Halberftadt), 
Plato (Kolberg), Lauge (Königsberg i.d.N-M), Baske (Wehlau) daß aber 
feitens mehrerer nicht nur für ihre Perfon, fondern auch Namens ber Übrigen 
zur Berathung herangezogenen Kollegen ihrer Bezirke fhriftlihe Vota über das 
erfte und die fonftigen Traktanden eingefandt worden jeien. Für das weitere 
Sortbeftehen "der Zeitfhrift und Ermöglichung defjelben unter jeder annehmbazen 
Bedingung haben fi erklärt v. Wilmowski fowie die Kollegen in Schlawe 
und aus der Nachbarſchaft, ferner Pitzſchky und Plato. Gierſe ift eben⸗ 
falls für die Aufrechterhaltung der Zeitung, will aber ftatt der bisherigen Her- 
ausgeber nur einen Kollegen ober gewanbten Zuriften und zwar feinen Beamten 
zur Führung einer Kontrole gewinnen, weil dann die Anwälte darauf ange 
wiefen feien, ſich allein zu helfe. Die von Fiſcher zufammenberufenen Bres- 
lauer Kollegen find dagegen der Anſicht, daß bie Zeitung von dem Berein zu 
trennen jei. Ä | 

Nach diefen Mittheilungen wurde zunäcft über den Fifherichen An- 
trag bemerkt, daß dieſer dem Beichluffe des erften Anwaltstages (vgl. Jahrgg. I. 
©. 216) und bem durch denfelben abgeänderten Statut widerſpräche. 

In Betreff des Gierſeſchen Vorſchlages machten die Anweſenden ein- 
ftimmig geltend, daß ohne einen beftimmten Serausgeber ein regelmäßiges Er- 
fcheinen einer Zeitichrift nicht bewirkt werden koͤnnte. 

In der Sache felbit ſtimmten ſämmtliche erfchienene, unbetheiligte Mit- 
glieder für die Aufrechterhaltung des Vereins⸗Organs, erfannten dagegen am, daß 
das biöherige Erſcheinen in wöchentlichen Rummern nicht zu ermöglichen wäre. 
Die erforderlich gewordene Kaution wolle weder ber jeßige Verleger bejtellen, 
noch fei ber Verein nad) feiner Vermögenslage dazu im Stande. Gin muberer 
Verleger, welcher die Kaution nieberlegen würde, dürfte fih mit Rückficht darauf, 
daß die bisherige Verlagghandlung dem Unternehmen nur Opfer gebracht habe, 
nicht finden. Das einzige Mittel, die Zeitjchrift aufrecht zu erhalten, jei Bier 
nach die Herausgabe derjelben in etwa ſechswöchentlichen Heften, was zugleich 
ben Vortheil mit fi) führe, daß man gegenüber dem Preßgeſetze und ber firengen 
Auslegung beffelben durch die Gerichte freieren Raum babe und au längere 
Mittheilungen in die Zeitung aufnehmen koͤnne. In Bezug auf den leqtzteren 
Punkt wies man noch auf das in Folge der Erwerbung ber. neuer Provinzen 
entftandene Bedürfniß hin, den dortigen Kollegen möglichft Gelegenheit zu geben, 
ihre Wünjche für die Geitaltung einer neuen einheitlichen preußiſchen Geſetzge 
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bung derzulegen. Demmnädhft wurben bie beiden bißherigen Herausgeber befragt, 

ob fie geneigt feien, die Redaktion des Organs in veränderter Geftalt weiter 

zu führen. Nachdem dieſe ihre Bereitwilligfeit erflärt und in Rückficht ber 

Verhältuiffe dei Vereins auf einem Theil ihres Mebaktionshonorars im Betrage 

von 100 Xhlr. ans freien Stüden verzichtet hatten, wurde befchloffen: 

1. das Organ bes Bereins unter der Nebaftion der bisherigen Herausgeber auf- 
recht zu erhalten und das heftwelfe Erſcheinen deffelben zu genehmigen, 

2. die Herausgeber zu ermächtigen, mit dem gegenwärtigen ober einem andern 
Berleger über bie Fortführung zu verhandeln und ben erforderlichen Vertrag 
abzuichließen, 

3. den Heramsgebern bie Befugniß zu ertheilen, ben bisherigen Titel in einen 
den nunmehrigen Umftänden angemeffenen (3.2. „Zeitfchrift des preußiſchen 
Anwaltsvereins oder in einen allgemeineren Titel mit dem Zufag: „Organ 
oder Zeitichrift des Preußiſchen Vereins x") umzuandern. 

Die werben hiernach das Weitere veranlafſen, ferner mit den 
Kollegen in den neuen Provinzen wegen Betheiligung als Mitarbeiter au ber 
Zeitſchrift in Verbindung treten, und veramlafien, baß- das nähere Programm 
über das Weiterericheinen des Organs den DBereinsmitgliebern, wie überhaupt auf 
buchhãändleriſchem Wege bekannt gemacht werbe. 

u 


Mit den zu L gefaßten Beichlüffen war das Traktanbum IL, weldhes 
bie Berminberung des Beitrages für den Fall bes Eingehens der Zeitung in 
Ausficht nahm, als erledigt zu betrachten. 

IL und IV. 


Kollege Morit (Magdeburg) Bat angeregt: | 

ob es nicht zweckmaͤhßig fen möchte, die Kollegen in Haumower, Kurheſſen, 

Naffem, Frankfurt, Schleewig-Holftein und Lanenburg zum Beitritt in 

den Verein aufzufordern, 
und 

den nächften Anwaltstag zu Pfingften k. I. in Hannover abzırhalten, 

wozu von anderer Seite Wiesbaden oder Kaſſel vorgeichlagen ift. 

Der erfte Punkt ift nicht nur für zwedimäßig, fondern theils Für noth⸗ 
wendig, theils für fehr wünfchenswerth erklärt von Ferd. Fiſcher unb ben 
Breslauer Kollegen, von v. Wilmowsti und den Schlawer Kollegen, ferner 
von Pitzſchky, Plato und Gierſe, welcher letztere fſaͤmmtliche deutſche 
Kollegen einberufen wiſſen will. Ebenſo haben alle ſchriftlichen Votanten fich 
für die Abhaltung des Anwaltstages in ber einen ober der andern ber ges 
nannten Stäbte der neuen Provinzen ausgeſprochen. Die Anwejenden ftimmten 
ebenfalls dem Antrage von Moritz, welcher feinerjeits gegen Kaſſel nichts zu 
erinnern hatte, Iebhaft kei, indem fie fi) den von Fifcher geltend gemachten 
Motiven anfchloflen, „bat die Theilnahme der Kollegen der annektirten Länder 

ihrer wiſſenſchaftlichen Bildung und wegen der ebrenhaften und politifch 
einfiufweichen Stellung, die fie in jenen Ländern einnehmen, gewiß für ben 
preußiſchen Anwaltsſtand eine große Errungenſchaft iſt und daß auch anderer 
feite Durch eine ſolche Bereinigung eine Annäherung der Provinzen befördert 
werben wird. ' ge 
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2. find Vorſchriften zu geben über die Beredhtigung und Verpflichtung 
zur Ablehuung der Aufträge, ober ift, Das Verhältniß zwiſchen Armwalt 
und Klient lediglich nach den allgemeinen Geſetzen über den Auftrags 
Vertrag zu beurtbellen ? 

3. ift eine Tarordmung über bie Belohnung ber Amwälte anzufrue 
oder die letztere lediglich oder and) neben ber Tarordnung ber freien 
Uebereinkunft zu überlaffen 9 

. ob, und in welcher Weiſe follen die Anwälie berechtigt fen, ſich ver- 
treten zu lafien? 

. tft ben amtlichen Berficherungen und ben Weiten tier Aumälte eine 
öffentliche Glaubwürdigkeit beizulegen ? 

. tft die Beitellang der Armen-Anwälte allein den Auwaltkoͤrpern (Anwalts 
kammern) zu überlaffen (vgl. 94 121-— 128. des Prozeh⸗Geſchentwurfet) *)? 

7. tollen Streitigkeiten über die Höhe ber Gebühren der Anwälte end⸗ 

gültig durch die Standesgenofien (Anwaltslammern) entichieden werben ? 
II. Disziplin über die Anwälte. 

Als jelbitverftändlich wird vorausgeſetzt die Aufhebung jeglicher Diszipli⸗ 
nargewalt der Gerichte und der Staatsregierung. 

Bolle Unabhängigkeit und Preiheit find umentbehrlie Bedingung zur 
unerſchrockenen Bertheidigung bes Rechtes und die Haupthebel zur Grwedung 
ber Chre, als des Lebensprinzipes bes Anwaltsftandes. 

Es fragt ſich aber: 

1. find die Anwälte unter eine befonbere Disziplin zu ſtellen, und 

find daher, da dieſe Disziplin wur vom Stande ſelbſt ausgehen könnte, 
Organe beffelben ( Ehrenrach, Anwalttirmmer, Ditziplinarhof) mit 
Strafgewalt nothwendig, ober andere und weldhe Mittel verzufchreiben 
zur Erhaltung und Hebung der Chrenhaftigkeit bes Stundes? (vgl. 
Bei des Anwalts-Bereins für Baiern, Bd. L ©. 290. Aum. 19.) 


ee vflichtet, Die iE ihnen — Par mit — Treue und — 


d 
nen — ——e— N Benehmen bie Ehre um und 


t zu 
Diele 8 mmen, 9 121: „Ueber die Zulaffn im 
den Sachen, ER einen — ge 2 2 men ehe m 


m N 70 We 


Sie —e fol 

—5 der —— t und dem am Er en angeftellten 

Re tdanwalte” 9 122: e Ver⸗ 

Pe und, nadbem Die etwa erforbet id al m 

ſchreiber muß eine Ausfertigung ber Entſcheidung be m de eb wenn 

bie Verhandlung ausgejeßt war, auch ber Gegenpart * —5 — ar gr „Die 

Berfügung oder ber u burch we ehe 9 zug 

wird, mu gleich enthalten: 1. bie Be i nung eince ober —* G * de 

bezen Di Di ai ftun en bie Partei für den Prozeß ch nehmen 
waltäprozefien ie Da inne eines Fa dem Ser —— un; 2m 

si Unter 
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pr ren Umflänbe "ine ber I 5 91.3 2 Penn, De Dee da Be gl der dur 
—— — patentirten nicht ee „geil ebildeten Vertreter) alö zur Uebernahme 


ber Prozeßführung verpflichtet bezeichnet w 
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Sen Amwaltslammen mit Strafgewalt herzuſtellen find, fo fragt fid: 
2. ift der Sianhtvegierung eine Mitwirkung bei der Zuſammenſetzung zu 


3. it es emähis, der Staatsanwaltſchaft bei dem Strafverfahren 
aa dunktionen und Befugniffe zu übertragen, und eventuell 
w 


. fol der Disziplinargerichtahof sur r Berfolgung gezwungen eventuell ein 
——— — 


ſollen Gerichtshöfe bie Se Defense bilben? 
6. welche Strafen erſcheinen angemefjen? 


N m 





3. Schreiben des Gefanımt- Ausfquſſes vom Januar 1867, er- 
laffen zur Ausführung bes in der Sitzung vom 15. Dezember 
1866 gefaßten Beſchluſſes No. W. und IV. 


Im Jahre 1861 ift eine Anzahl von Kollegen zu einem „Berein ber 
Preußiſchen —— zuſammen nad, welcher fich nach feinen 
Statuten die Förderung des Gemeinfiuns ber Standeögenofien, die Belebung- 
des wiſſenſchaftlichen Geiftes, ſowie die Vertretung ber Berufs⸗Interefſen, wo 
möglich in Verbindung mit ben AnwaltsDVereinen der anderen beutichen Staaten, 
zum ziel geſetzt hat. 

Gleichzeitig warb für die Vereinszwecke die Gründung eines jelbftftändigen 
Blattes beichloffen, welches feit Anfang des Jahres 1862 unter dem Titel: 
„Preußiſche Anwalts-Zeitung* von dem unterzeichneten Borfißenden bes 

Sejamimt-Ausichuffes, Juſtizrath Dr. Kranz Hinfhius und dem Profeflor 
der Rechte Dr. Paul Hinfchins heransgegeben worden iſt. 
Der Geſammt⸗Ausſchuß hat durch feinen Borfikenden jeiner Zeit von 
ber Gründung des Vereins und der Zeitichrift namentlich auch den Herren Kol- 
legen in Sranffurt am Main, Hannover, Kurheſſen, Naſſau und 
Schleswig-Holftein zu Händen ber Herren: Rechts⸗Anwalt Dr. Malß zu 
Sranffurt, Obergerihts Anwalt Lintelman gu Hannever, Obergerichts-Amwalt 
Peters zu Kafjel, Obergerichts -Prokurator von Ed zu Wiesbaden und Ad- 
vokat Ernft Nitzſch zu Kiel Mittheilung gemacht. 
Nachdem die gedachten Länder dem Preußiichen Staat einverleibt find, 
erachtet es der Geſammi⸗Ausſchuß für feine Pflicht, die Kollegen in benjelben 
zum Eintritt in den Derein aufzufordern, indem er fich in feiner legten Sitzung 
den von einem Mitgliede geltend gemachten Motiven, . 
bag die Theilnahme der Kollegen in den neuerworbenen Rändern wegen ihrer 
wifjenihaftlihen Bildung und wegen der ehrenhaften und pelitiie einfluß⸗ 
reichen Stellung, bie fie in jenen Landern einnehmen, für ben Preußiſchen 
Anwaltsftand eine große Errungenſchaft ſei, und daß auch andererſeits durch 
eine ſolche Bereinigung eine Annäherung der Provinzen werde befördert 
werden, 

nur bat anſchließen können. 

Demzufolge erfuchen wir Sie, hochgeehrter Here Kollege, ergebenft: 

I. tem Verein der Preußiſchen RechtsAnwälte beizutreten, und hiervon 

entweder dem Vorfigenden, Juſtizrath Dr. Hinſchius, Niederlag 
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firage 6 in Berlin, oder dem Schriftführer, Juſtizrath Dorn, ebend. 
Ritterftraße 60, baldgefälligft Anzeige zu 

Der Sabresbeitrag beläuft fi auf 6 Thlr., woit bie Zeitichrift bes 
Pereind ohne weitere Vergutigung franko geliefert wirb, umd Tamm bei der An- 
meldung mit eingeſchickt werden. Geſchieht letzteres wicht, fo wirb ber Beitrag 
bei Weberjendung der Mitgliedskarte durch Poſtvorſchuß erhoben. 

IL Erſuchen wir Sie, ſich an dem naͤchſten Anwaltstage, welcher 

Freitag, den 7. Juni d. J. in Kaſſel 
in einem durch bie Zeitſchrift des Vereins noch näher bekannt zu machenden 
Lokale abgehalten werden ſoll, zu betheiligen. 
III. Das Organ des Vereins wird von dieſem Jahre ab unter dem Titel: 
Zeitſchrift 
für Geſetzgebung und Rechtspflege in Preußen. 
Im Auftrage 
bed Vereins ber Preußiſchen Rechtsanwälte herausgegeben x. 
jährlich alle ſechs Wochen in acht Heften —A ungefäht je ſechs Bogen er- 
ſcheinen. Dafjelbe ſoll — neben ber etung der Stande&-Interefin — 
als wifjenfchaftliche juriſtiſche Bean —* mit den Zweck verfolgen, Die 
Anbahnung einer einheitlichen Gefeßgebung in ben gegenwärtigen verfchiebenen 
Rerhtögebieten des Preußiſchen Staates vorzubereiten unb namentlich den Ju⸗ 
riften in den neuerworbenen Ländern Gelegenheit bieten, die Kenntniß ber dort 
bewährten Inftitutionen in den altländiichen Provinzen zu verbreiten, ſowie 
unter Darlegung der Wünſche in Betreff der Umgeftaltung der Gelehgebung 
bie bereditigten Intereſſen jener Landestheile zu wahren. 

Außerdem wirb die Zeitjchrift auch folche rechtswifſenſchaftliche Whand⸗ 
lungen und Rechtsfälle — lebtere in möglichft verkinzter Sonn — aufnehmen, 
welche ein gleihmäßiges Sutereffe für die verſchiedenen Rechtsgebleie des Preu⸗ 
hiſchen Staates beanſpruchen dürfen. 

Da wir die Ueberzeugung baben, daß nantentlich der Anwaltsftand ver- 
möge feiner reihen praktiſchen Erfahrungen bie gebuchten Zwecke vorzugsweiſe 
zu fördern befähigt ift, fo bitten wir Ste, 

zur Erreichung derjelben mitzuwirken und zu dem Ende bie Zeitichrift 
mit Beiträgen zu Händen des Suftizratbs Dr. Hinfhins zu 
unterftüßen. 
Die Verlagshantlung bonorirt den Drudkogen Abhandlungen und anderer jelbit- 
ſtändiger Mittheilungen mit 12 Thlr. ben Bogen Nechtefälle und fonftiger nicht 
in bie erfte Kategorie fallender Beiträge mit 10 XThlr., zahlbar na der Aus 
‚gabe jedes einzelnen Heftes. 

Sollte Ihnen in einzelnen Fällen die Muße zur Bearbeitung intereffanter 
Matertalien fehlen, jo wird Die Redaktion der Zeitichrift auch die bloß af- 
jchriftliche Einfendung von geeigneten Ertenntniffen, Beichwerben und Beſcheiden x. 
dankbar anerkennen. 

Berlin, im Samuar 1867. 

Der Gefammtausshup des Vereins der Preugifhen Rechts-Anwälte. 
Dr. F. Hinſchius, Dorn, 
Vorfſitzender. Schriftführer. 
Der Mitherausgeber der Zeitichrift des Vereine. 
Drofeffer Dr. P Hinihius, 
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4. Anwaltsgebühren. 
Mitgetheilt von einem Rechtönnwalt. 


Das Geſetz über die Gebühren der Rechtsanwälte vom 12. Mai 1851 
enthält eine Wunderlichkeit, welche jo auffallend fie ift, Doch meines Willens 
Öffentlich noch nicht befprochen worden ift. 

Der $. 12. des Tarifs jeßt für eine von dem nicht mit ber Proze ß⸗ 
führung beauftragten Anwalt auögenrbeitete Prozeßſchrift bis zu einem Objekt 
von 500 Thle. die Saͤtze des $. 8., bei einem größeren Objekt die Hälfte der 
Säbe bes $. 8. bis zu einem Marimum von 50 Thlr. feft. 

Demnach betragen 3. B. für eine Prozeßſchrift bei einem Objekt von 
35,400 Thlr. die Sehühren 50 Thlr. Dagegen ift für eine Klageſchrift 
bes mit bem Prozeß beauftragten Anwalts nach $. 1. des Tarif zwar 
derſelbe Saß, jebodh nur bi8 zu einem Marimum von 12 Thlr. zuläffig, wenn 
die Klage vor der Klagebemtwortung zurüdgenommen wird. 

Der Anwalt aljo, welcher die Information von feinem Mandanten ein- 
gezogen, mit bemjelben die Sache befprocdhen, aus dem rohen Faltum den ju⸗ 
riftiſchen Kern herausgeſchält, und demnach Die Sache endlich ſoweit gebracht 
hat, daß eine Klage angeftellt werden kann, dieſe dann auch ausgearbeitet und 
eingereicht hat, erhält bei einem Objekt von etwa 35000 Thlr. in dem Fall 
der Zurüdnahme der Klage vor dem Termin nur 12 Thlr. während er, wenn 
er fich feine Vollmacht zu dem Prozeß hätte ertheilen laffen, und nur die Klage 
für die Partei verfaßt, oder in einem anhängigen Prozeh 3. DB. nur tie Re- 
plit ausgearbeitet hätte, 50 Thlr. beziehen würde. 

Ebenſo bezieht der zum Prozeßbetrieb bevollmächtigte Anwalt, wenn die 
Sade durch Kontumazialbejheid oder Anerkenntniß beendigt oder die Klage 
nach der Klagebeantwortung zurüdgenommen wird, nad), $. 4. nur ein Mari- 
mum von 15 Thlr. während auch hier der nicht mit dem Prozeß beauftrante 
Anwalt für die Prozeßſchrift big 50 Thlr. liquidiren Tann. 

Sollte diefer fonderbare Widerſpruch nicht weggeräumt werden müſſen? 
Es würde dies fehr einfach damit geſchehen koͤnnen, daß dem Anwalt, der den 
Prozeß betreibt und die Klageichrift verfaßt bat, jedenfalls Die Gebühren für 
eine Prozeßſchrift bewilligt würden. 


Xerlag ron I. Guttentag in Berlin 


@gttentog und Bahien 


Wilhelm Erenau's Buchdruderei In Berlin. 


12 Literariſche Anzeigen. 


Im Verlage von Georg Neimer in Berlin find erfchienen und durch alle 
Buchhandlungen zu beziehen: Si 
e 


neben dem 


Strafgeſetzbuche für die Preußiſchen Staaten 


geltenden 


Strafgeſetze 
in Verbindung mit der 
Rechtſprechung des Königlichen Ober-Eribunels, 
aufamamnengeftet 


8. BSartmann, 
Dber · Staatdanwalt beim Königlichen Diver - Tribunal. 


Broſch. 2 Thlr. 10 Ser. 


Theorie md Praxis 
des 
heutigen gemeinen preußiſchen 


Privatrechts 


auf der Grundlage des gemeinen deutschen Rechte. 
Bon 
Franz Förſter, 
Dr. d. R. Uppellattonsgerichtörath zu Greiföwalb. 
I. uud IL Band. 
Geheftet. 5 Thlr. 20 Ser. 


Die 


Preufßiſchen Geſetze 


über 


das mündliche und öffentliche Derfahren in Strafsachen 


und 
über die 


vorläufigen Straffeftfegungen wegen Aebertretungen 
erläutert durch 


. €. Oppenhoff, 


Dber- Stants-Knmalt beim Aönigl. Ober-Tribunal. 


Seh. 3 Thlr. 10 Ser. 





Literariſche Anzeigen. 123 


Das 
Strafgefegbud 
für 
die Preußiſchen Staaten 

und 
das Gefch über die Einführung deſſelben, 
erläutert aus den Materialien, der Rechtölehre 
amd den Entscheidungen des Hönigl, Ober-Tribunnls 
durch 


8. 6. Oppenhoff, 


Dber-Gtaatö-Muwalt beim Königl. Ober-Tribunat. 
Bierte Ausgabe. 
Geheftet. 2 Thlr. 10 Ser. 


Die 


Preußifchen Heſehe 
über die 
Kessort-Verkältnisse 
wiſchen den 
Gerichten und Den Beraltungsbebörden 


zulammengeftelt und erläutert 
durch 


Ch. 5. Oppenhoff 


Staats⸗Prokurator beim Konigl. Sandgeriäte zu Baden. 
Geheftet. 2 Thlr. 10 Sur. 





Im Berlage von E. H. Schroeder in Berlin find erſchienen: 


Seffter, Dr. U. W. Gisil-Progss oder das gerichtliche Verfahren bei bürger- 

lichen Stechtöftreitigleiten im Gebiete des Allgem, Landrechts für die —2 — 

Siaaten. Ein Leitfaden zum Selbftunterriht. 1856. gr. 8. geh. Preis 2 Thlr. 
gt. 

— Nas Europäische Völkerrecht der Gegenwart auf den biöherigen Grundlagen. 

Fünfte Ausgabe, 1867. gr. 8. geb. Preis 3 Thlr. ” 


‚ Dr. . M. U, duuch des Allgemeinen Bentschen HVandelsrechts. 
Erſter Be Engeres nee? 1868, 7.8. geh. —* —* 20 Ser. 


— Vie Baftplicdt der Deutschen Bostanstalten. 1868. gr. 8. geh. Preis 20 Sgr. 


Kaiſer, O., die Yrenssische Geselgebung in Being anf Arheberrecht, Buchhandel und Presse. 
Zufammenftellung aller auf diefen Gebieten zur Zeit gültigen Dar: und Ber- 
ordnungen nebft gerichtlichen Entſcheidungen, Anmerkungen und Crläuterungen. 
en gr. 8 —* Preis 1 Thlr. 20 Sgr. Ergänzungsheft. 1865. gr. 8. 

geh. . 


Kühne, Dr. %. 3., Gesthentunrk der deutschen Aonstgenossenschoft betreffend das 
Recht des Urheberd an Werken ber bildenden Künfte nebft einer rechtfertigenden 
Denkſchrift. 1864. gr. 8. geb. Preis 10 Ser. 
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In der Theile'ſchen Buchhandlung in Königsberg i. Pr. erihien im Jahre 1865: 
Die 
auperorbentlichen Prozeſſe 


Dreußifchen Allgemeinen Berichts- Ordnung 


nach Gefeb und Praris 
dargeftellt von 
Tribanaltratb. 
40 Bogen. gr. 8. Preis 3 Thlr. 
Dies neue Werk des ald Juriſt rühmlichſt bekannten Verfaſſers ift won der kri⸗ 


tifchen Preſſe, wie von Autoritäten ſehr gün tg beurtheilt und namentlich den Praf- 
un warm empfohlen! — jede | Budbankluns 1 ann das Werk zur Anficht liefern. 


Selbftverlag von R. Weinhagen 
(zu haben in allen Buchhandlungen). 
1. Das Mecht der Actien⸗Geſellſchaft [. Rece erichts 
hung 1866 ‘S 34. . rent, tan —— 8 Perich 
2. Das Mene Breuftifche Haudelsrecht. 20 Sgr. 
8. Das ie Zallimentögefeg und —*— in Handelsſachen u. ſ. w. 


4. — Haudelsgefetzbuch. Geb. 40 Sgr. 


ganz Preußen werden obige Schriften portofrei von mir nach unfranfirter 
Ginfenbung Dee pre reifes verfandt. i ’ 5 aufren 


&öln. N. Weinhagen, Rechtögefehrter. 


BE Von ber sub 1 erwähnten Schrift find gebundene Eyemplare zu 3 Thlr. 
10 Sgr. nur direft von mir zu beziehen. 


Verlag von Chr. Limbarth in Wiesbaden. 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Neues Naſſauiſches Bürgerbud, 


Eine Sammlung der wichtigeren Landesgeſetze. 


I. Band. Die das Naffautiche Staatsrecht betreffenden wichtigeren Gefepe, die Eivil- 
ara: eh. das see recht, die Wechjelprogegordnung nebit Ein- 


N. Band. Privatrecht, Bergre abelt- und Gewerb ebung. 24 
II. Bau. a gm eaeiebaebung. Ser. 
IV. Band.  Stantönerwaltung Im . gemeinen 0 Ser. 
VI. Band. Handelsgeſetzbuch. 15 Sgr. 

- Band V. ift vergriffen. 


Archir für die Pruxis des in Aasson geltenden Rechts. 
Eine Sammlung der wichtigeren Entfcheidungen der Raflauifchen Obergerichte. 


Jährlich 1 Band in 4 Heften zum Subfcriptionspreis von 1 Rthlr. 20 Sgr. 


Erſchienen find bie jept 7 Bände, welche foweit der geringe Borrath reicht, 
auch einzeln abgegeben werden. 
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Ueber das Polizei-Strafperfahren im ehemaligen Königreich - 
Hannober. 
Vom Herrn Amts-Affeffor E. D. von Linfingen zu Aurich. 


Bei ben Juriſten ber alten und der neu erworbenen Preußiſchen 
Provinzen Beten gegen eig digans me ) went Kunde von den bier 
und bort beftehenden Inſtitu e vegenfeitig ge Kunde zu ver 
mehren, muß ber erite ht t {ein aut ber ahn nach neuer, gleiche 
mä ger Geſetzgebung. 

Hier vor Allen muß es heißen: Ari Be es und das Befte 
behaltet!" Möge es und denn auch geftattet fein, in dieſem Sinne einen 
— wenn aud den fheinbar unbedeutendften —  Berenftand aus bem 
Gebiete der Juftizgeſetzgebung im vormaligen Kirigeei) Hannover näher 
zu beleuchten und der "Rennmnif unferer Ami chen Landsleute in den 
alten Deovin nzen näher zu bringen; wir meinen a8 Polizei-Strafverfahren. 

ben gerade dieſen Zwei Juſtizgefetzgebung aus bem 

een Stoffe, ber ber weiteren ? usbilßung entgegen harrt, heraus» 

—* weil er, wie kein anderer, helfe Lichts umb —* dhattenfetten 

ſich vereinigt, und weil er, wie wir f Schon oben hervorheben burften, 
nur fcheinbar ein unbebeutenber Me 

Das weite Gebiet ber Poli eiverächen, die Geichtigtek ohne fub- 
jeftiv großes —— dem Polizeirichter zu verfa 
nehme ir weicher | mit der unbermeibiic en Seftrafumg wegen 
eine an peringen verbin 
Spielraum, der eitftelung des Steufmacbet in Poltzei-Straffachen 
dem richterlihen Ermeſſen ge fen werden muß, bte in Folge davon 

der Strafen ıc. mächen e& — wůn⸗ 


ie große Publikum leidet unter einer mangelhaften Handha⸗ 
bung des Hohl ei-Strafweiend oft mehr, ald unter einer mangelhaften 
Kriminal-Prozefordnung, weil v erhältnigmäbig doch nur Wenige dem 
Kriminalverfahren verfallen, während auch ber, Geſetzeskundigſte und I 
feiner Detolg ung Eifrigfte e [6 fa aum davon frei halten wird, nicht ein 
oder dad an Dere Mal irg Doltzeigefeb zu übertreten. 

ch bierbet indeß meift nur um geringe Strafen handelt, 


Da 
jo nimmt Se de rubig bin, und Klagen über ein mange ftes Ver · 
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nflang, weil jeder die Sache mehr ober minder als Bagatelle anfiche 
bie zwar ärgerlich, aber feines großen Aufjehens 
Anders beim Kriminalprozeß, der von dem gro en Publikum mit 
tegfter Theilnahme verfolgt BR werden pflegt; bier fordern die zu Tage 
tretenden Mißſtände die ber gefammten Preſſe heraus; 4 fen 
liche Meinung äußert fih auf das Lebhaftefte, und unter ihrem Drud 
Tommen bie nöthigen Aenderungen leichter zu Stande. 
Um fo mehr f eö aber bet dem ——— seht 


[been dringen wenig an bie Ser finden dort auch wenig 


r Die ven Beruf. en Haudhabun ü 
Inder. rl bie fi nen Kurbrängenten Mänge zur Sfentligen Kunde 
zu bringen und mit allen Kräften auf Befjerung binzuarbeiten. 

o möge denn auch der nachftehende Verfuch, dieſem Ziele zu 
bienen, nacfichtige Beurtheilung finden, da fein einziger Zwed. ift, of 
Befferung und Öleichmäßigfeit Singunisten 

t dürfen wir Darauf hinweifen, daß in Hannover biölang 
doppeltes Doligeinerfahren befteht, indem ein heil ber —— 
je en von ben Gerichten, ein anderer von ben Verwaltungs» 

örben ab gurtpeit wird, das Berfahren vor beiden aber ein voͤlli 
ir d Itiame Erſchei iher erl ſeien folgende 

e wix dieſe ſeltſame inung näher erläutern, ſeien folgen 

kurze hi Ri lide geftattet. 
(8 zum Jahre 1847 ‚gab es fait nur provingielle, unter fi völlig 
verſchiedene Polizeiverbote, die in einer Unzahl alter enden xC. der» 
ei waren, fo daß jie ha nur mit Mühe aus ihnen zujammenfuchen 
ließen. Grft in jenem Jahre wurde eine allgemeine Kodifikation ins 
Werk trgeezt die indeß nach übereinſtimmender Abſicht der Regierung 
und ber Stände nicht auf abjolute Vollſtändigkeit berechnet war; 
blieben vielmehr bie in bejunderen allgemeinen Gefegen gegebenen, mit 
bem Snhalt bieler Öejee | in innigem Sufammenban ftebenben De 
vorſchrifien zum Schutze der Chaufſeen, ber —— Deiche x. 
von ð Sufnahm in dad Polizei-Strafgejep auöge] Sen 

ad am 25.. Mai’ 1847 — ben: uf umfahte in 804 Para« 
K ben wejentlid) die folgenden V uflauf und Ruheſtoͤrung, 

eletdigung untergeordneter tele —* — vor der Obrigkeit, 
Zrunffälligleit,  Unzucht, verbotenes Spiel, Lotterievergehen, Bettelei, 
Eanbftreicherei, Thierguälerei, Vergehen gegen Feuer⸗, Baur und Geſund⸗ 
— Körperverlegung, —— — leichter Diebftahl, Unter» 

a d Betrug, Be eihädigung frem en Eigenthums, Münzver- 
Beben ergehen bei Maaß und Gewicht ıc., dee, ji die Ge» 
werbepoligei, Vergehen gegen bie Dienfi oten⸗Ordn eine Menge 
einzelner unter beftimmte Kategorien nicht wohl zu bringenber Vergehen. 
Das Strafmaximum war 6 Soden ö angniß (beim Ruückfalle bis auf 
048 Duplum zu fteigern) und 6 Mo erlhaus; durch Geſetz 

22. November 1850 wurde die FH gewährt, die Terfhansftrufe 
beim Rüdfalle bis zu 2 Jahren zu erhö 

An das Polizei⸗Strafgeſ —* ein beſonderes Geſetz über 
die polizeilich zu ahndenden ah rſtwergehen in 70 Paragraphen und 1848 
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nudy ein Geſetz über polizeiliche Beitrafung des Wilddiebſtahls mb ber 
Sagbuergeben in 15 Paragraphen. 
an fieht, es ift ein ausgedehntes Gebiet, weiches ber polizeilichen 
Beftrafung ambeim fallt, und die Strafgewalt, die bis zu 2 Sabren 
Werfhaus zu erfennen vermag, ift feine unbebeutende. 

Bas mın das Verfahren in Polizeis-Straffachen anlangt, fo Hedte 
died früher, als noch Suftiz und Verwaltung im unterfter — — 
denfelben Behörben, den Aemtern vereint waren, einen — De 
ey in höherer Inſtanz entſchieden indeß nach einem ſege von 1 

bie Provinzial-Regierumgäbehörden, die Landdroſteien. 

Als im Sabre 1850 die Trennung von Fuftiz und Verwaltung 
—8 feſtgeſtellt und daran anſchließend eine neue Strafſprozeß⸗Ord⸗ 
nung erlaſſen wurde, nahm man in dieſe auch einen beſonderen Ab⸗ 
ſchnitt über das Verfahren in Polizei⸗Strafſachen auf. 

Sämmtlide Dolizeiver aachen wurden in eriter In tanz den Amts⸗ 
gerichten überwiefen, in eher Inſtanz den Obergerichten; jede Theil 

ne der ae — 2 — an der Sanbbabung der Polizei⸗Straf⸗ 
pflege au 

—— beruht auf dem Anklageprinzip und dem Grundſatze 

der —— und Mündlichkeit; daſſelbe beſteht auch heute noch mit 

einigen 1859 hinzugefügten Modifikationen, fo weit nicht eben, was wir 





weiter unten erläutern eg ein Theil der Polizeivergehen ben Veen | 


waltungähörden überwieien 

Für das gerichtliche Sean gilt als oberiter Grundſatz: Sede 
—— — Ftafg es erzeugt eine öffentliche Klage ii} Unter- 

fuchung un —E— die Erhebung vieler Kla Ieht 
nur der —— N ai u; „zone ſolche Klage kann fein Gert 
eine Gejtpesübertsehung erlen 

Bei jedem Amtögericht " ein mit Verſehung ber Kronanwalt» 
—— — betrauer Beamter angeftellt (meiſt noch in anderweiti⸗ e 

ftlicher Stellung). Diejem liegt die Erforſchung ber ‚poligeluer sehen 
ob, und find ihm zu dem Behuf die eigentlichen —* ame: Amis» 
unterbebiente, emeindesAngeftellte und Land enbdarmen eig 

Auf feinen Antrag kann vom Amtsgericht au zei Straf⸗ 
ß achen eine Vorunterſuchung eingeleitet werden; der Regel wa nad findet 
olche nicht ftatt, vielmehr wirb der Bezüchtigte regelmäßig durch bie 
Kronanwaltichaft direkt in bie Sigzung bed erlenntenden Gerichts geladen, 
wo dann fofort mich bie Zeugen —* Jonftigen Beweismittel zu fiftiten 
Der unb nad) vorg srnämgiger funmacide nterfuchung im mündli en 

ahren und. in öffentlider Sitzung das —— ee 

Bei jedem Amtsger ht, metſt etwa 20 Seelen m 
faffend, tft emer ber ? mterichter mit — der Polljei-Straf- 
ja betraut; bie Aburtheilung bagegen ſteht ihm nicht allen zu, wiel- 
mebr find (hm u biejem Behuf zwer Schöffen beigeorbmet. 

Auf dies tint mügen wir etwas näher eingehen, ba es, wie 
fein zweites ſich bewà — eines ——— Big Turzen Be 
ſtehens in einer Weite tm aa Volke Wurzel Toner we kat, daß 
feine Wiederbefſeitigung als —* u unwbglich bee chnet werden linn 


126 von Kinfingen: Ueber dag N” rfahren 


ahren dringen wenig ar ” sah, den die Gejeßgebung 
bang, weil jeder * 5 * anismus der Vol Stra 
bie nn — en j 

nders Pr Bu Zu entlehnt; wie in den ſchwerften 
regſter Theil’ — —— ne ne Doltes, die das durch die Auf- 
tretenben I" —— a —*— oͤffentliche Rechtsbewußſein ver⸗ 


— cn Ta —5*8 — die in das — der täg= 
für D R- a — — und ihre richtige Würdigung am beiten von 
werd‘ —— * ie 3 gebt — * — erfahren, he ber tech eng fol Richter 
zu 7 Fa am mit ihm und unter jeiner Leitung ſollen Leute 


Ian 
di Pop} — 5* an 5 Dertenuen zu ſolchem Ehrenamt berufen werben. 
il dien, HH ‚der eibtftändige unbeſcholtene Mann werden, ein 
pw 
EM ie vom Magiftrat und den Bü Ängernorftehen, auf 
ele inden beiteh a os Amt 
e belegenen Gemeinden beiteben, gewä a8 
— — ai fann nur aus beſonderen Gründen abgelehnt und 
* — Hlich verfehen werben. Die Schöffen werden je für ein Sabt ge 
; wien, Ber Neibenfolge nad) ftattfinbenbe Theilnahme an ben 
5. Lg wird durch das Loos ae por jeder Sigung werden 
a eitfche Urtheilsfällung, beeibigt. 
fe auf" ie Milben — imaner je zwei Schöffen und ein Richter — 
bed Amtörichterd ein Kollegium, in dem ſie völlig ya 
dt t mit dem Borfigenden haben; ihre Erkenntniſſe we 
er nach der —E a Berhandlung in berathender — 
en und öffentlich verkündigt. 
se laſſen bier zur weiteren Aufklärung über das emwähnte In- 
Siniged aus den Motiven folgen, mit denen die Regierung den 
a Sejepentwurf den Ständen unterbreitet hat: 


„Dad zu Grande liegende Prinzip ift bie Theilnahme bed Volkes an 
der Rechtapflege. Das Recht fol im Bewußtſein des Volkes leben und fi 
von dem allgemeinen Rechtsgefühl nicht los löſen. Je treuer und lebendiger 
der Ausdruck dieſes letzteren ift, deſto größeres Vertrauen gewinnt die Rechts 
pflege, deito beiliger wird die Scheu vor dem Rechte jelbit. 

Diefes Ziel wird aber micht ficherer erreicht, als durch die Zuganglid- 
keit ber Nechtöpflege für Sedermann (Deffentlichkeit des Verfahrens) und 
durch ig des Volles an der Rechtspflege jelbit. 

find zunächſt nur einfache Berhältniffe, bei denen eine jolde 
a ftettfinden Tann; deshalb eignet ſich beſonders die Polizei⸗ 
SOSSE zu berjelben. 
Bedenken gegen ihre Ueberlaffung. an einen Einzelrichter, bie 
Zweifel, 6 die Zuftänbigfeit in dieſen Sachen nicht eine zu große ift, und 
das Mißtrauen in die Gerechtigkeit der Polizei-Strafurtheile müſſen Al 
mindern, wenn zu den Erkerutniſſen Männer mitwirken, denen das Ber- 
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trauen ihrer Gemeindegenoflen die Einſicht und den guten Willen zutraut, 
das Richteramt ſelbft zu übernehmen. Nicht allen, daß dadurch eine ge 
nauere Belanntfchaft mit den gejetlichen Vorſchrifien gewonnen wird, es 
wird vielmehr das Steele an ber Iehendigen Anwendung derſelben erwedht 
und dadurch bei Jedem, der zu dieſem Amte berufen it, der Sinn für 
Geſetzlichkeit reger und thätiger. 

Deshalb ftellt das Gefeh die Schöffen nit in ein Verhaͤltniß der 
Unterorbmung zum Richter, fondern giebt ihnen gleiches Stimmrecht und 
fat A in jeder Hinficht jelbft als Richter auf. 

Es ift nicht zu leugnen, daß durch diefe Mitwirkung der Gerichte 
ſchoͤffen, beſonders tm Anfange, wenn fie noch weniger gebt find, Die rafche 
Erledigung der einzelnen Sachen einigermaßen leiden Tann; aber biefer 
Uebelftand, der immer mehr ſich erledigen wird, wirb reichlich durch die 

großen Vortheile aufgewogen, welche die ganze Einrichtung mit fich bringt. 

Die Urtheilsſprüche gewinnen an allgemeinem Vertrauen, und felbft 
der Richter, der fi im Anfange vielleicht durch die Mitwirkung ber Schöffen 
etwas beengt fühlen mag, gewinnt auf Die Dauer eine weit richtigere und 
erfreulichere Stellung zu den Cingefeffenen feines Gerichtsbezirks, wenn er 
ihnen nicht länger vereinzelt als Strafrichter gegenüber fteht, ſondern in den 
übereinftimmenden Anfichten derer, melde die Gemeinde felbft gewählt Hat, 
einen feften Anhaltspunkt findet. 

Dat das Amt der Gerichtsſchöffen als ein Ehrenamt aufgefaßt ift, 
nit deſſen Berfehung keinerlei Emolumente verbunten find, das nit einmal 
abgelehnt werben darf, kann fin die dazu Berufenen allerdings mit Unbe⸗ 
quemlichkeiten verfnüpft fein, es kam fogar einzelne Opfer von ihnen ver- 
langen: aber, wie eine jede Beibeligune an ben Sffentlichen Dingen nicht 
ohne Mühe iſt, ſo wird die ganze Einrichtung um ſo mehr Vertrauen ge 
winnen, als die Hingebung an dieſen Beruf gerade Männer erfordert, Die 
Opfer ſelbſt nicht fcheuen, um der Erwartung ihrer Gemeindegenofjen mit 
endlihem Erfolge zu entiprechen.* 


Die fo von der Regierung erhofften Vortheile find in vollem 
Maaße eingetreten; der Sinn für Geſ guet et ren durch Einfüh⸗ 
rung der Schoͤffengerichte aunßererdennig se en; Die echeintent der 
Urtheile wird niemals mehr angezweifelt; feinen Richter fallt mehr 
bad früher fe allgemein ben — elfufriäer treffende ok; die 
Richter ſelbſt mögen um Alles nicht mehr ohne Schöffen fungiren; die 
angefe nften Männer der Gemeinden drängen fih zum Schöffenamt ; 

öffentlichen en itzungen werden von dem Publi n vfer nach be⸗ 
een als die Sitzungen der Schwurgerichte; alle Lokalblätter dringen 

rliche Berichte über die Schöffengerichtäftgungen und im ganzen 
Boife zeigt ſich die regſte Theimahme an dem —5 deffen Ein⸗ 
fluß uch eine erhebliche Minderung der Poltzeivergehen ausufhreiben it 

Wenden wir und nad) biefer Abfchweifung wieder zu dem eigent⸗ 
lichen Verfahren zurück jo tft noch Folgendes zur bemerken. ' 

Das Geriht urtheilt nad) der auf Grund der mündlichen Ders 
et gewennenen moraliſchen Ueberzeugung und tft nicht an bes 

mie Beweiöregeln gebunden; die Schöffen nehmen nicht allen am 
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euxtheilung uldfrag die Geſchwornen, ondern 
find ab in De * Ehen bee Stzafmaae —E Ge⸗ 


richtsmitgli 
er nr mündliche Verhandlung ift von’ dem Gerichtsſchreiber 
ein nur das Baennich⸗ enthaltendes Protokoll aufzunehmen. 

Die Zeugen find nur auf Antrag der Kronanwaltihaft oder des 
Be uldigten, ober. wenn Das Gericht aus bejonderen Grüuden es 

Ball, in beeidigen; einer Befragung über perjönliche ffe 
a es der Regel nach nicht. Cine Verhaftung, bes Angeihuldigten 
iſt nur zuläffig, wenn der Verdächtige ein Landſtreicher oder ber Flucht 
— Ai ober auf friſcher That betroffen wird und im lepteren Jalle 
bie B eh Sicherung ber Ruhe und des Beweiſes erforderlich ift. 

ug erforbent end * ehl des Richters, und 

muß ben Zeitpunft, bis zu wel — „Panern fol, 

au und beitimmt angeben. Ohne — at ‚au Sat Kronan⸗ 

w a — erlängerung bed Haftbefehl, tritt fort mit 
Ablau Friſt Haftentlaffung ein. 

Bei Deraehen, durch weldye Geldbuße bis zu 25 Ber verwirft 
ift, kann auf Antrag ber Kronammaltichafe bedingte Berurtbeilung mit- 
telft eined Strafbefehls eintrete 

„gegen ſolchen Stra feel 1a kann fe 14 Sagen Widerſpru 

werden, und tri ohne, daß er Begrü ung 
ed Biberfprude bebäfte, der Strafb 2 ande Wirkſamkeit, und es 
kommt — Sehe in Fig IE ht Ede ſo erhält der Straf 
ruch nicht rechtzeitig on ve tt 
befehl I bie Kra —7 Urtheils. 
ile unterliegen der innerhalb unerſtreckbarer Bet un vom 
. 10 Sagen einzulegenden Berufung; nur bei Urtheilen, Die auf Geld 
Fa von 1 —* und weniger lauten, kann der Angeſchuldigte —* 
ng nicht erheben. 

BA Entfcheidung der Berufungen fer: einem mit drei rechtsge⸗ 
lehrten Richtern beſetzten Semate bes O ergen ichts ‚u dab Verfahren 
iſt ebenfalls das öͤffentlich-⸗ mündliche, doch bedarf es nicht mit Noth⸗ 
wendigfeit einer vollſtändigen Wiederholung des errabrens erſter Ins 
ar “ Kia vielmehr Bezugnahme auf die früheren Verhandlungen zu- 

räffig, obınop [ ed ber Kronanwaltichaft und dem Beſchuldigten, auch in 
erufungdinftang frei fteht, Zeugen vorzufchlagen und andere Be⸗ 
— vorzuführen. Gegen de fat, I e der zweiten Inſtanz findet 
m ordentliches Rechtsmitt mehr ftatt, ſondern nur wegen Verlegung 
beitimmter Fornworſchriften bie Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Das find in kurzen Zügen die unſres Erachtens völkig befriebigen- 
ben eftimmunge en bed gerih tigen —— ahrens. 

beſteht daneben noch ein andres Verfahren vor ben Ver⸗ 

walten Sbehörden, das als befriedigend keineswegs zu bezeichnen ift. 
Wir müſſen und erlauben, dieſes zunächſt furz darzuſtellen. Es 

bern uf einem —5 vom 28. 1859. Die Regierung, von 
ber Ablicht ausgehend, bes Anſehen der Verwaltungsbehörden zu ſtärken 
und bdenfelben im Gegenfah zu ben unabhängiger daftehenden Gerichten 
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größere pa beigulegen au elettet von der Erwägung, daß 
Polizeivergehen 3. werbe- Rontraventionen au &ehieten 
—— die an ſich ber Beam angehören, und eine gleich 
mäßtgere Handhabung ber ollgeiftsafre pflege envartenD, wenn bie 
felbe von den der Kinwirkung der Regierung direkter mterfteften 
Bermaltungdorganen gehandhabt werbe, hatte einen traf 
die Stände gebracht, wonach die Abu eilung der Pol Ka 
enerell und als egel der Verwaltung beriiefen, ber Er ändigkei 
er Gerichte aber nur als Ausnahme gewiſſe, beſtimmt bezeichnete 
sehen —* En rf gt bet die Stände nicht ein, drehte 
en Entwurf gingen in e n t ein, n 
vielmehr das Ka um, ftellten als Regel bie Zuftänbi fett der 
Gerichte auf md wollten nur einzelne Vergeben, die eben mit ben 
—2 Geſchaͤftszweigen der Verwaltung in enger Verbindung ſtehen, 
dieſer auch zur Beltrafung überlaften. 
el geben num aber in bie lebte Kategorie zu verweilen 
feien, d ingen bie Anfichten weit endeinanker: faſt bei jedem 
en Berg eben war eine Abſtimmung erforderlich, vor „alte 
Behörden ed gehören jolle, und fo fam ein eine voͤllig wilttũ 
liche, jedes w — — Syſtems ermangelnde Zufamtmenftellung 
der einzelnen Dergehen zn n Stande, die den Bermalhmasbehörden, über- 
wiefen wurden n Diefem Hauptpunkte, ging ed auch in den 
meiften m andern ae in des Geſetzes. 
Regierungsentwurf, — wenn wir ibn auch keineswegs Im 
prim gutheißen wollen — war doch wenigſtens and einem Bu * 
war von ſeinem Standpunkt aus konſequent und aut durchdacht. 
aber von den Ständen in feiner Sanptgrundlage gerabezu auf ben auf 
geftellt, in den Einzelheiten vielfältig geändert und —A— 
das Geſetz jchlieplich eine ſeltſame Moſaikarbeit, mit ber zu — 
wahrlich nicht leicht iſt. 
8 Verfahren nach dieſem Geſ ht zu dem g 
diametralem Gege AR Das Anklag seen aufgeg eben; ; as 
ber Kronanwa Hin ift für das „fraglißhe erfahren gar micht einge * 
die in erſter ang jur Entſcheidung berufenen Obrigkeiten: Magiitrate, 
Polizetdireftionen, Aemter haben wegen jeder zu ihrer Kunde gelangen» 
den Gejehedübertretung von —— en er eu tem. 
Das umge Verfahren beruht auf 7 
In erfter Inſtanz iſt fee — ng wi? und münd⸗ 
lich, aber der zur Entſcheidung ehr —— mob er Dafiefbe 
völlig nach eigenem Ermeſſen; er weber ar 
einen tolrähmS Deren —ã— an der Si er Hi * 


Die 5 — —— ber bie Pi Aſachen —ã 


Beamte — in 5 ffen nl on, d a er nich Mate feit beftimmt 
wird, häufig ein Wechſel — * — und welche Beweis⸗ 
mittel er in Betracht ziehe en il von feinem Ermeſſen h * es ab, 


hart Her eſchuldi erfoͤnlich erſcheinen bie ober ſich vertreten laſſen 
— echtigt, im deine ber Silke und der ler 
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nung die Deffentlichleit auszufchließen; er vereinigt bie Rolle des 
Kronanwalts ,‚ bed Unterluchun ae und des erkennenden Richters 
in feiner Perfon. Nur bei Erlennung von Werkhausſtrafe, Gefängniß⸗ 
über En e, — aan 50 Eh. } —— —— 

efugniſſen ocperlicher „Züchtigung verlangt dad Geſetz Theilnahme 
aweiet —5 — der Ohrigkeit an der Entſcheidung, nicht aber 
an ber uchung. 

Das Prinzip ber Mündlichkeit, weldes das Geſeg jelbit aufitellt, 
wird aljo bei allen wichtigern Entſcheidungen —T wieder durchbrochen; 
denn die Mündlichkeit des Verfahrens beruht nicht darauf, daß der 
Angeſchuldigte oder die Zeugen lien mündlich vernommen wers 
den, — das geſchieht beim jchriftlihen Verfahren auch, — ſondern 
darauf, daß ber ertennenbe Richter unter dem Eindruck der 
in feiner Gegenwart ftattgehbabten mündliden Berhand- 
[ung urtbeilt. Das aber findet in unferm alle bei dem einen Be- 
amten wenigftens nicht ſtatt; er bat nur an der Entſcheidung, nicht 
an ber Unterfuchung Theil zu nehmen; er lann aljo nur auf Grund 
er em ennen, und Das ift eben ber Begriff des fchriftlichen 

ahrens. 

Die nothwendige Folge dieſer Beſtimmung iſt denn auch, daß 
der erkennende Beamte nicht nach ſubjektiver ugung, ſondern 
nach'den alten gemeinrechtlichen Beweisregeln richten fol. 

Eine 8 auffallende Vorſchrift enthält das Geſetz allerdings nicht 
mit klaren Worten, wohl aber laſſen die ſtändiſchen Verhaudlungen 
feinen Zweifel darüber, daß dies die Abſicht des Geſetzes geweſen ift. 
Das Geſetz ſelbſt ſagt nur: In Ermangelung des Eingeſtändniſſes ſind 
—58 gemeinrechtliche Beweismittel zuläſſig: Zeugen und Sadh- 
veritändige, Augſchen rkunden und Indizien.“ und ferner: „Gehricht 
es an einem vollitändigen direkten Beweije, fo hat die Behörde 
—— u ermeijen, ob die aud erwiejenen Thatſachen abzu⸗ 

itenden lüffe allein oder in Berbindung mit direkten Be- 
weifen eine genügende Gewißheit der That und bed Thäters 
begründen.“ 

Daneben legt das Geſetz dem unter Bequgnahme auf den Dienfteid 
abgelegten Zeugniß eines zur Anzeige von Vergehen dienſtlich verpflich⸗ 
teten fentt en Angeitellten volle Beweiskraft bei. 

ieſe Heben von „gemeinrechtlichen Beweismitteln“, „vollitändigem 
direltem Beweiſe“ ıc. Tlingen gegenüber dem bei jedem mündlichen 
Strafverfahren geltenden Grundſatz, daB der Richter nad) feiner ſub⸗ 
eltiven Weberzeugung, die das Gejammtrejultat ſämmtlicher Berhand- 
gen bei ihm hervorruft, zu richten bat, ſchon auffallend. eg, 
obwohl fie unbeftinsmt genug find, um fie allenfalls als unklare 
bebeutungälofe Borfchriften überfehen zu kaͤnnen, wie dies faktiſch in 
ber Praxis überall geſchieht. | | 

Faktiſch kümmert ſich der Beamte nicht darum, ob bie ihm vor» 
liegenden Beweiömittel gemeintehtlih, ob die Zeugen „Hafliih“, ob 
die Urkunden —— find ıc., ex prüft dad geſammte Material, 
und ohne zu fragen, ob jede einzelne Thatſache durch zwei Elaffifche 
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Zeugen derartig erwiefen ift, daß es ihm gemeinzechtlich erlaubt ift 
and biefem errwiefenen Indieinm in Verbindung mit andern für fi 
eben jo völlig erwiefenen Indicien eine ee zu ziehen, 
urtheilt er faltiſch ebenfo wie der Richter nach fubjeftiver Ueberzeugung. 

Die angeführten Geſetzesbeſtimmungen * find eben fo unbeftimmt 

alten, dab die Meiften ji deren Zwed gar nicht Mar machen, und 
äufig ift und bei Leuten, die * lang mit Aburtheilung der Polizei⸗ 
ergehen nach dem fraglichen Geſete ſich beſchäftigt hatten, ein ungläu⸗ 
biges Lächeln begegnet, wenn’wir darauf hinwieſen, daß fie nur nad 
feſten Beweisregeln erkennen dürften, und eine andere Stellung als 
der Richter bi fötlich der Beweisfrage hätten. 

Die Beweistheorie hat fich aber überlebt; namentlich unfern 
jümgeren Suriften gebt fie contra naturam; das Leben tft mächtiger, 
ald das Gejep; ber Verwaltungsbenmie, der wider Willen zum Polizei⸗ 
rihter nad) alter Theorie beftellt ift, hat zwar das Richteramt nicht 
ablehnen Tönnen, an die — bei Bagatellſachen auch praktiſch vollig 
undurhführbare — Theorie kehrt er nd nicht. 

er bei Beurtheilmg eines ejepes muß man nidt allein 
darauf feben, wie ed in ber praftiichen ndung fidh geitaltet, fon« 
dern vor Allem auf feine erflärte Abfi 


jeltwen Weberzeugung, jondern von den frühern beftimmten Beweis⸗ 
Fein wird.” und ferner 


Klarer laßt fich die Abficht der 
“le ed In obigen Sit 


Praxis gleichmäüßig veru en lichen Verfahren zurücklehren, fo 
— 1a die: —2 zu —— Beweiäihenre 


nod) tagen kann: 

„Das Verfahren iſt mündlich und in erſter Juſtanz öffentlich,“ 
ſo charakteriſirt das das ganze Geſetz als ein jedes einheitlichen Gedankens 
und jeder inneren arbeit ermangelnded. 

Sehen wir nun dad Verfahren weiter an! 

Bon den Borfchriften über Verhaftung, Vorführung ıc. fehen wir 
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als mit dem geri en V übereinftimmenb und 
F den vorlieg enben * * — chtigkeit a ebenfalls von dem, mit 


oben erwähnten gerichtlie n, leichen Submi fionsverfa 
oder der bedingten Berurtheilung mitt f Strufbe afbefehls, Mine l — 
den Verwaltungsbehoͤrden um —e ——— he weil bier 
. die erfennende Behörde zu die amflagenbe tft, und bie boppelte 
Prien durch —— sie und Gericht hier wegfällt. 

as dagegen die Berufungen anlangt, ſo zeigt ſich hier wieder 
eine feltfame Anomalie. 

Gegen die Entſcheidungen erfter Inſtanz geht die Berufung am 
die Provinzial⸗Re erungebehörbe: die Landdroſtei, welche Grund 
ber Akten erſter Sa in nicht Öffentlicher Sigung ohne ar 
tehung 8* An —58 ten oder eines Vertreters deſſelben eut⸗ 
cheidet, und in welcher bet Stimmengleichheit die Stimme des Bor: 

nden den Audichlag giebt. 

Gegen die euntniffe der Landdroſtei — joweit nicht bei leich⸗ 
teren Strafen die eh, ganz ausgejchloffen ih — gebt die 
Berufung an das Miniitertum ded Innern (zur Zeit das Departement 
bes Innern im General⸗Gonvernement), und entſcheidet hier der Diinifter 
ne ein Bertreter beffelben; natürlih auch nur auf Grund 
er Alten 

Alſo in erfter Juſtanz ein Ginzelrichter, in bejonderen Fällen zwei 
Richter, in zweiter Iuftanz ein Kolleg von 4-6 Mitgliedem und in 
dritter Inſtanz wieder ein Cinzelrichter. 

Die Behörden zweiter und britter Inftanz erkennen, wie gefagt, 
—— rund der Akten 

auf aber iſt das „Bertaheen, das be ch jelbft ald mimdliches 
alteriſirt, fo wen „eingeri tet, d ah das ausdrücklich nur ein 
funmerijöes Verfahren vorichreibt, bei dem nur dad Befentlide Burg 
u Protokoll zu nehmen it ibrend alfo der erfte Richter unter dem 
tndrud der mündlichen Verhandlung fein Urtheil abgtebt, Toll in zweiter 
and dritter Iuſtanz auf Grund eines kurzen, nur bas Wesentliche 
einer ſummariſchen Berhandlung enthaltenden Protokolls 
entichieden werden. 

Daß regelmäßig nur ein völlig unzulänglices Material in den 
höheren Inſtanzen der Entſcheidung unterliegt, ergiebt ſich als not). 
e Folge jener Vorfchriften. An dieſes in jeber Hinficht um 
gn be atertal ſoll nun der kritiſche Mahftab ber alten gesmeintechtiichen 

ewetötheurte angelegt erben. 

Das ift nicht allein —*— en. — das Geſed that 
jelbit wieder dad Seinige, es unmdg ne ma 

ol 3.3. nad alter Beweikren el bei ichem Zeugen zunörberfi 
deſſen — geprüft werden, ſo {f dazu vor Allem eine genaue 

Ermittelung feiner perjönlichen Berhä e und feiner etwaigen De 
tehungen zum Angefchuldigten erben ; aber eine Befragung über 
—* Pam e ſchließt der —*— Regel ausdrücklich aus, da ed eben 


nur eine ſummari will; in das —* bommi elbft⸗ 
redend rn Ürtefung ber Art hinein. 
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Ferner Tann die Obrigkeit von der ‚Beeibigung der Zeugen abjehen; 
welchen: Werth num ein ſolches Zeugniß eines ohne bejondere vom alten S r 
progeh gutgeheißene Gründe unbeeidigt vernommenen Zeugen haben fol, 

arüber giebt es Teine Beweisregel, weil folches Nerfahren der alten 
Theorie von Beweiſe in Steafjachen völlig fremd it; fol nun etwa 
über ben Werth ſolches Zeugnifjed das fubjeltive Ermefjen des einzelnen 
Richter enticheiden? umd wie reimt fid dad wieder mit ben feiten Be 
weite nach denen erlannt werden fol? Man fieht, Widerjprüche 
über iberiprüdhe im Geſetze! 

Zu allem dem kommt noch eine ganz beſondere Eigenthümlichkeit 
bed Geſetzes, die mit befonderen Unzuträglichkeiten verbunden ift: nämlich 
eine „dem Anſchuldiger“ gegebene bevorzugte Stellung. Man wird 
ftaunen, von einem „Anfchuldiger" in einem en zu hören, das 
nicht auf dem Anliageprinzip beruht, vielmehr nad ausdrüdlicher Ges 
jepegborfhrilt don Amtöwegen einzuleiten ift. Aber ed ift ein 
Gejep der Ausnahmen und Abweichungen vom Prinzip. Die bier in 
Rede ftehende Abweichung aber ift wohl bie — ichſte von allen: 

Bon den wenigen Fällen in denen eime Beltrafung nur auf Ans 
trag er 3. B. bei Vergehen gegen die Dienftbotenorbnung, Icpen 
wir bier ab; in foldhen Fällen iſt wie hier die Einleitung der U 
fuhung, jo im gerichtlichen Verfahren die Erhebung der öffentlichen 
Klage von einem Antrage der Betheiligten abhängig. 

Aber während daB im gerichtlichen Verfahren der einzige Fall ift, 
in dem Privatperfonen direkter Einfluß auf das Berfahren zugeftuns 
den it, diefer fich aber Iebegi auf Stellung de3 Antrages beſchränkt, 
während die Erhebung und olgung ber öffentlichen Klage ausſchließ⸗ 
lich der Kıonanwaltfcaft verbleibt, und namentlich lediglich dieſer eine 
eiwaige Berufungserhebung zufteht, bei welcher die Privatpartei ohne 
jegliche -Betheiligung bleibt, Get dad Geſetz uber dad Pollzei-Strafver 
fahren vor den Derwaltungäbehärben nen mächtigen Schritt weiter 
gethan, aber auch wieder ohne Konjequenz. 

Die Beitimmungen bed Geſetzes über das Verfahren in erfter In⸗ 
ftanz enthalten nämlich von einem Anjchuldiger oder von irgend welchem 
—— eigen — on ei gernmnten Far die — 
un rung ung kei ort; es hängt danach vi 
lediglich vom Ermeſſen der erkennenden Obrigkeit ab, ob ſie überall 
wegen eines ihr zur Anzeige gebrachten Vergehens eine Unterfuchung 
einleiten und wie fie biefelbe — will; in dieſer Beziehung iſt ſie 

Ö 


elbſt von der vorgeſetzten Oberbehörbe, gefchweige denn von irgend welcher 
inmitperjon vollitändig unabhängig. 

Während jo, wie gefagt, in Bezug auf die erfte Inftanz Das 
des reinen Inquiſitionsverfahrens ftreng gewahrt wird, tritt ploͤtzlich für 
das Berufungöverfahren ein Anſchuldiger auf. 

LE he vn Amy 

„Die Berufung fteht außer dem An igten zu: 

1. Denen, die bei den nicht von Amtöwegen zu ftrafenden Ber 
gehen auf Beſtrafung anzutragen befugt find. 
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2. Denen, welde fi durch das Vergehen in ihrem Rechte 
verlegt erachten. | 
| 3. Den öffentlichen Verwaltungen, hinfichtlich derjenigen Vergehen, 
welche die von ihnen zu wahrenden Intereffen verlegen.“ 

Die Beftimmungen unter Nr. 1. und 3. wollen wir übergehen, 
obwohl in Rüdfiht auf Nr. 3. gerechte Bedenken über die Zwedmaäßig⸗ 
feit ir ich unterdrüdt werden Tünnen. 

er 


lich erfennbared vom Richter zu enticheidendes Verhältniß. Es follen 
ja nit die in ihrem Rechte wirklich Verletzten, en die ſich ver⸗ 
ein! 


worfen wurde, bedarf nicht der Erwähnung. Aber der Fall zeigt nur, 
chriften führen, Namentlich bei Gewerbes 
Kontraventionen und dergleichen find Die ‚Derufungen er fich verlegt 
Erachtenden überaus häufig; übernimmt irgend ein Han efelle 
eine jelbitftändige Arbeit, jo glaubt fich jeder Meifter deö enden 
Handwerk in feinem Rechte verlept und verſucht nöthigenfalld bies 
Recht durch Berufung gegen ein den Angejchuldigten etwa frelipredhen- 
des oder zu nicht genügend hoher Strafe verurtheilended Erkenniniß 
geltend zu machen. 

Welche unnütze Weiterungen dadurch herbeigeführt werden, liegt 
auf ber Hand, zumal dad Verfahren ſelbſt noch ein weitläufiges ift. 
Die Berufung muß nämlich —— gerechtfertigt und dieſe ſchriftli 
Rechtfertigung dem Angeſchuldigten zur ſchriftlichen Beantwortung mit⸗ 
etheilt werden. Alſo ein förmlider Schriftwechſel zwif Ans 
fönIdiger und Angefchuldigtem in einem ahren, das h elbft als 
mündlihes von Amtöwegen zu leitendes darakterifirt! Doch 
wahrlid genug ber — — — 

Die praktiſche Bedenklichkeit der obigen ſeltſamen Beſtimmung 
wird nur noch dadu erhöhı daß das Geſetz vorfchreibt: 

„Die Erkenntniffe find in denjenigen Fällen, in welchen den An⸗ 
chuldigern die Berufung guite t, auch dieſen zu eröffnen oder zu bes 
andigen.” Hier werden die Berufungäberedhtigten als „Anfchuldiger* 
ezeichnet, obwohl fie mit der Anjchuldigung und dem ganzen ar 
erter Inſtanz nicht das Mindeite zu jchaffen haben; die Möglichkeit 
vn Wirkffamfeit beginnt erft, nachdem da8 erfte Erkenntniß geſprochen 


it — abgefehen von bem einzigen ihnen beigelegten Rechte ber Ablehnung 


für rechtskraäftig 
un das 
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des erkennenden Richters erſter Inſtanz aus beſtimmten, hoͤchſt ſelten 
vorkommenden Gründen; — wem ſoll nun das Erkenntniß erſter Inſtanz 
behaͤndigt werden? 

Das Berufungsrecht iſt ganz unabhängig von jeder ums 
an dem Verfahren eriter Inſtanz gewährt; eine eigentliche Anſchuldigung 
fennt das gan e Berfahren ai Jeder, der ſich durch dad Vergehen 
in feinem te verlegt era et, Tann zweifellos Berufung erheben, 
auch wenn er erit nad) Abgabe des Erkenntniſſes erfter Inſtanz von 
dem betreffenden Vergeben zu allererft Kunde erhält. 

Und das ift wieder ein böler Punkt. 

Jede Berufung muß nämlich binnen einer unerſtreckbbaren Noth⸗ 
frift von 10 Tagen erhoben werden; dieſe Friſt wird berechnet vom 
Zage der Eröffnung, beziehungsweife der Behändigung des anzufechten« 
den Erkennmiſſes. Findet nun die Eröffnung an den Angeſchuldigten 

u einem andern Zeitpunft jtatt, ald die an den Berufungöberectigten, 
h faun für den einen Theil has Urtheil längſt rechtäfräfti fein, während 
für den andern die Berufungdfrift noch lauft. Uns it ein Fall vors 
gelommen, in dem Jemand wegen einer Kontravention gegen die Eifen- 
ahnordnung am 1. September eines Jahres freigeſprochen, das freis 
[predenbe rkenntniß der Eifenbahnvermaltung aber erft im Februar 

folgenden Jahres zugejtellt war und nun von biejer Berufung 
erhoben wurde, bie als —* sul (ig angenonmen werben mußte, 
während der Angefihuldigte ſich mit echt feit mehr denn 4 Monaten 

Be eiprochen anſehen Tonnte. - 

nicht wahrhaft traurige Zolgen einer intonfequenten 
und mangelbaften Gejeßgebung, und muß darunter nicht nothwendig 
der. Sinn für Recht und Geige im großen Publitum leiden; 
müſſen nicht auch derartige Beſtimmungen die Behörden, die fie anzu⸗ 
wenden berufen find, mit Unluft und Abneigung gegen Handhabung 
des Geſetzes erfüllen? 

Wir ſehen von einer weitern Darſtellung des unerquidlicen 
Gegenftanded ab, da wir für unfern Zwed hinreichend die Mängel bes 
beitebenden Verfahrens in Polizeiftraffachen vor den Verwaltungsbehör- 
ben aufgezeigt zu haben glauben. 

ir dürfen und aber geitatten, einige Beſſerungsvorſchläge an 
das Obige pr fnüpfen. 

Zupörderit bemerfen wir, daß und eine Träftige Staatöverwaltung 
in aller Maaße erwünjcht fcheint, daß die einzelnen Organe der Ver⸗ 
waltung, um mit Degen wirfen zu können, im nöthigen Anfehen ftehen 
und vie erforderliche Gewalt haben müfjen, ihren Maaßregeln Nachdruck 
u geben. 
| Aber dieſe Zwede, glauben wir, laſſen ſich durch jedes andre 
Mittel beiler erreichen, als durch Mebertragung der Polizeiftrafrechtspflege 
auf die Verwaltung. Cine Behörde, die ſich ohne dies Mittel ni 
Anjehen und Achtung zu verſchaffen weiß, wird es mit aller Straf 
gerichtöbarfeit der Welt auch nicht vermögen. Eine Behörbe dagegen, 
die ohnehin in Achtung fteht, und dad Vertrauen der Bevöllerung 
genießt, wird dies nur um fo leichter einbüßen, wenn fie zugleich bas 
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3 iſt ein außerordenilich glüclicher Griff, den bie Geichgebung 
mit Singen we ren in den Organismus Der —— 


rg Idee —— wurgerichten entlehnt; wie in den ſchwerften 
Kriminalfällen eben die Stimme bed Volkes, die das durch die Auf- 
lehnung wider das Strafgeſet verlegte öffentliche Rechtsbewußſein ver- 
tritt, entjheiden ſoll — eine Auffaffung, der, beiläufig, nur das Er» 
.frbemiß | er Einſtimmigkeit der Geſchwornen völlig entipricht, — jo 
ol auch im den geringen Poligeivergehen, die in das Gebiet der täg- 
ae Vorkommniſſe gehören und ihre richtige Würdigung am beiten von 

im Volle ftehenden Perjonen erfahren, nicht der a Richter 
len erfeunen, jondern mit ihm und unter jeiner Leitung ſollen Sente 
Theil nehmen an dem Urtheil, die mit der Anichauung der Bevölkerung 
Ver von deren Vertrauen zu ſolchem Ehrenamt berufen werden. 

höffe kann jeder Telbftftändige unbeſcholtene Mann werden, gu 
Vermoͤgenscenſus binß ht ich der Wahlfähigkeit findet nicht ſtatt. 
den Stäbten werden ſie vom Magiſtrat und den Bürgeworſtehern, anf 
dem Sande von den Amtöverfammlungen, bie aus Vertretern aller in 
einem Amtsbezirke belegenen Gemeinden beitehen, gewählt. Das Amt 
ift ein Ehrenamt, Tann nur aus_bejonderen Gründen — und 
muß unentgeltlid) verjehen werden. Die Schöffen werden je für ein Jahr ges & 
wählt; ihre ber Reihenfolge nad) ftatifindende Teilnahme au ben 
richtöfigungen wird durd dad Loos beitimmt; vor jeder Sitzung werben 
fie auf (unparieiiihe Urtheilsfällung beeidigt. 
Sie bilden — imuner je zwei Shöflen und ein Richter — 
dem Borjipe des Ymmtäriters. ein Kollegium, in dem fie völlig het 
Stimmrecht mit dem Vorſitzenden haben; ihre Grfenntniffe for 
—— er —S— — Verhandlung in berathender Sitzung 
und öffentlich verkü 

Ile laſſen bier zur eitenn Aufllärung über das emwähnte In⸗ 
ſtitut Einiges aus den Motiven folgen, mit denen die Regieuung ben 
betreffenden Gejehentwurf den Ständen unterbreitet bat: 


„Das zu Grunde liegende Pringip it die Theilnahme des Volkes an 
‚ber Rechtspflege. Das Recht fol im Bewußtſein des Volkes leben und fi 
von dem allgemeinen Rechtsgefühl nicht los löſen. Je treuer und lebenbiger 
ber Ausdruck dieſes letteren ift, deſto größeres Vertrauen gewinnt die Rechts⸗ 
pflege, beito heiliger wird die Scheu nor dem Rechte jelbit. 

Dieſes Ziel wird aber nicht ſicherer erreicht, als durch bie Zuganglid 
keit der Rechtöpflege für Jedermann (Oeffentlichleit des Verfahrens) und 
durch Theilnahme des Volles an ber Rechtspflege felbit. 

Es find zunächft nur einfache Verhältniſſe, bei benen eine folde 
Weilnahme ftattfinden Tann; deshalb eignet fich beſonders die Polizei 
Strafrechtspflege zu berjelben. 

Die Bedenken gegen ihre Ueberlafjung. an einen Einzelrichter, bie 
Sweil, ob bie Zuftändigkeit in dieſen Sachen nicht eine zu große ift, und 

das Mißtrauen in die Gerechtigkeit der Polizei-Strafurtheile müflen Fi 
mindern, wenn. gu den Grtenbnifjen Männer mitwirken, denen das Ber 
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trauen ihrer Gemeindegenoffer bie Einficht und ben guten Willen zutraut, 
das Richteramt ſelbft zu Übernehmen. Nicht allein, daß dadurch eine ge 
nauere Belanntjchaft mit den gefetlichen Borfchriften gewonnen wird, es 
wird vielmehr das Suterefe © an der lebendigen Anwendung derjelben - erweckt 
und dadurch bei Jedem, der zu diefem Amte berufen in der Sinn für 
Geſetzlichkeit reger und thätiger. 

Deshalb ftelt das Gefeß die Schöffen nit in ein Verhaͤltniß der 
Unterordnung zum Richter, fondern giebt ihnen gleiches Stimmrecht und 
faßt fie in jeder Hinficht felbft als Richter auf. 

Es ift nicht zu leugnen, daß durch diefe Mitwirkung ber Gerichte 
ſchöffen, beſonders im Anfange, wenn fie noch weniger geübt find, bie raſche 
Erledigung der einzelnen Sachen einigermaßen leiden kann; aber biefer 
Mebelftand, der immer mehr fich erledigen wird, wirb reichlich durch die 
großen Bortheile aufgewogen, welche die ganze Cinrichtung mit ſich bringt. 

Die Urtheilsſprüche gewinnen an allgemeinem Vertrauen, und ſelbft 
ber Richter, der ſich im Anfange vielleicht durch bie Mitwirkung ber Schöffen 
etwas beengt fühlen mag, gewinnt auf die Daner eine weit richtigere und 
erfreulichere Stellung zu den Eingefeffenen feine Gerichtobezirkz, wenn er 
ihnen nicht länger vereinzelt als Strafrichter gegenüber fteht, fonbern in ben 
übereinftimmenden Anfihten derer, welche bie Gemeinde ſelbſt gewählt hat, 
einen feften Anhaltspunkt findet. 

Dat das Amt der Gerichtsſchöffen als ein Ehrenamt anfgefaßt tft; 
mit defien Berfehung Teinerlei Emolumente verbunden find, das nicht einmal 
abgelehnt werben darf, Tann fin Die dazu Berufenen allerbings mit Unbe⸗ 
quemlichkeiten verknüpft fein, es kann foger einzelne Opfer von ihnen ver- 
langen: aber, wie eine jede Betheiligung am den Sffentlihen Dingen nicht 
ohne Mühe iſt, fo wird die ganze Einrichtung um fo mehr Vertrauen ge⸗ 
winnen, als bie Hingebung an dieſen Beruf gerade Männer erfordert, Die 
Opfer ſelbſt nicht fcheuen, um ber Erwartung ihrer Gemeindegenoffen mit 
enblichem Grfolge zu entiprechen.* 


Die fo von ber Regierung erhofften Vortheile find in vollem 
Maafe eingetreten; der Sınn für Gefeblichfeit it IA durch Einfüh- 
rung ber Schöffengerichte aufperorbentti gehoben; die der 
Urtheile wird niemals mehr angezweifelt; auf feinen Richter füllt mehr 
dad früher fo allgemein ben Wolizeiftrafrichter ende hun: Die 
Richter ſelbſt mögen um Alles nicht mehr ohne Schöffen fungiren; bie 
angefehenften Männer der Gemeinden drängen ſich zum Schöffenamt ; 
die Öffentlihen Sipungen werden von dem Publikum ftärfer no bes 
fucht als vi Sipungen der Schmwurgerichte; alle Lokalblätter bringen 
ausführliche Berichte über die Schöffengerichtäf ungen und em ganzen 
Volke zeigt ſich die regite Theilnahme an dem In beften Ein⸗ 
fluß auch eine erhebliche Minderung ber Polizeivergehen —— ft 

Wenden wir und nad) diejer Abſchweifung wieder zu dem eigents 
lichen Er ren zurüd, fo tft noch Folgendes zu bemerken. 

richt urtheilt nach der auf Grund der mündlichen Ver⸗ 
* gewonnenen moraliſchen Ueberzeugung und iſt nicht an be⸗ 
mte Beweisregeln gebunden; die S Shi fe en nehmen nicht allem an 


— — — — if —— 


Tr 


140 Schüpe: Die Gefchlechtöbeiftandichaft (f. g. cura sexus) 


vn. 

Die Gefchlechtöbeiltandfchaft (ſ. g. cura sexus) im Schleöisig- 
Holfteinifchen Privatrecht, verglichen mit den Veſtimmungen des 
Preußiſchen gemeinen Rechts. 

Dom Herrn Profeffor Dr. Schütze zu Kiel. 


Durch die Einverleibung der Herzogthilmer Holftein und Schles— 
wig tft die Zahl ber preußtichen Provinzialrechte wiederum vermehrt, 
Diet: bunte Mufterfarte von Nationaltrachten noch vielfarbiger geworden. 
Verichtedenheit der rechtlichen Beitimmungen in einem und demfelben 
Staate, und der Gegenfap zwifchen deifen gemeinem und partikulärem 
Rechte macht, bei vermehrter Steigerung, den Wunſch nach allmäliger 
Ausgleichung um ebenfoviel dringlicher. Diefe Audgleihung — wie 
ſchwierig und gefährlich erſcheint fie auf dem Gebtete de bürgerlichen 
Nechts, mo fie tiefe Einfchnitte droht in die innerſten Faſern des Wer: 
mögendverfehrö, ded Yamilienlebend. Und doch wie förderlich andrer- 
fett, wenn man in dem Partikularrechte felber, 3. B. eben bem 
Schleswig-Holfteinifchen, defien eigenen ——— Charakter ins 
Ange faßt, wenn deſſen lokale Zerfahrenheit längft in Praris und 
Theorie ſich fühlbar gemacht hat. 

Zur Ausgleichung führt die Vergleichung. Denn bei auszu⸗ 
leihenden Spezial-Inftituten Einer Gattung dient erft das volle Ver- 
—** jur Berftändigung, ind'm wir an der Saub der Unterfchei- 
dungsmerkmale zugleid, die Webereinftimmung erfennen. 

Den Frauen — deren wir mit ritterlidher Fürjorge vor Allem zu 

edenten pflegen — den Frauen alfo mag unfer erfted Wort gewidmet 
fein, und zwar der redhilichen Stellung der unverehelichten volljdh- 
rigen Frau. 
Die Geſchlechtsbeiſtandſchaft des Schleswig-Holſteiniſchen Parti- 
kularrechts hat lediglich auf dem Wege gewohnheitsrechtlicher Entwicke⸗ 
lung ſich ausgebildet. Schon aus dieſem Grunde verdient dieſelbe einige 
Aufmerkſamkeit. Wir werden dieſes Inſtitut — welches namentlich von 
der Theorie bisher nur allzuwenig ſcharf ins Auge gefaßt worden — 
zuvörderſt in feiner heutigen Geſtaltung und geſchichtlichen Entwickelung 
kennzeichnen, ſodann mit den Beſtimmungen des preußiſchen gemeinen 
Rechts vergleichen. Eine Prüfung der Zweckmäßigkeit des Inſtituts aus 
dem Gejichtöpunfte des heutigen Bebürfniffes mag den Schluß bilden. 


I. Kennzeichnung der heutigen Geftalt. 


Der Meberficht wegen ftellen wir eine in fompenbiarifcher Kürze 
gefabte Bejchreibung ber heutigen Schleswig-Holſteiniſchen Geſchlechts- 
eiftandfchaft voran, deren Einzelheiten — keineswegs alljeitig anerkannt 
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und richtig verftanden — ſodann näher zu begründen und zu zerglie- 
dern fein werden. 
ehe volljährigen — oder den volljährigen ge- 
jeplich gleichgeftellte — Frauenzim mer bebürfen bei ber Prozeßfuh 
rung, bei gerichtlichen Rechts ekhäften und bei denjenigen, nicht— 
gerichtlichen Giyeiionen (erbredytlicher oder nichterhrechtlicher Natur), die 
der Frau eine foldye neue vermögensrechtliche Verpflichtung zugiehen oder 
Doch eine ſolche Veräußerung von DVermögendrechten und Vermoͤgens⸗ 
gegenftänden enthalten, welche die Subitang des Kapitalvermögend affi- 
zirt, aber außerhalb des täglihen Haushalts und der laufenden Ber- 
mögensverwaltung liegt, der vorgängigen Berathung mit einem 
09. Geſchlechts beiſtande (curator sexus), und zwar bei Vermei⸗ 
ung abfoluter Richtigkeit des Gefchehenen. Ausgenommen find hin- 
fichtlich aller Rechtögefchä e (nicht der Prozeßführung) ritterfchaftliche 2), 
ſowie bandel- und gewerbtreibende Frauen (fog. Kauffrauen) bei Prozeß⸗ 
führung und Geſchäftsſchließung innerhalb bieten Wirkungskreiſes. der 
edel Als feier ald welcher jeder mündige Mann enge fann, 
eilt als folder lediglich Rath (meder Konjend nody Genehmigung), 
ohne daß allo die Frau zur Befolgung deffelben gehalten wäre, und 
ieht ſich dadurch feinerlei Verbindlichfeit zu, mie er auch andrerfeits 
ine ergiihun dafür beanfpruchen Tann. Die Beiftandichaft entfteht 
entweder durd) (ee Wahl (Erbittung) oder aushülfliche Zuordnung durch 
eine Behörde (Beftellung), ohne daß indeß eine Verpflichtung oder Bes 
— ur Uebernahme beſtände; fie endet von ſelbſt mit ber fpe- 
tellen he 
g 


athertheilung, wenn nicht ſchon vorher ber Rücktritt, welcher 
dem Betheiligten in allen Fällen freilteht, von der einen oder anderen 


Seite erfolgt iſt. Die Mitimterjchrift des Beiftandes bei ſchriftlichen 
Rechtsgeſchaͤften bed Frauenzimmers bezeugt lediglich für den etwa er- 
forderlihen Beweis der formellen Gültigkeit des Gefchehenen die That- 
a * Befragtſeins (ohne anderweitigen Beweis derſelben aus⸗ 
uſchließen). 
Dieſer Beſchreibung entſpräche dann folgende Definition. 
Geſchlechtsbeiſtand iſt der nach Rechtsvorſchrift bei ge— 
wiſſen juriſtiſchen Handlungen volljähriger unverehelichter) 
Frauenzimmer erforderliche männliche Rathgeber Gerathery)y. 
Das Veh aͤltniß zwilchen dem Beiltande und der Frau wirb 
von unfern Lehrbüchern entweder geradezu unrichtig oder doch unvoll⸗ 


& Mi Allgemeiner Bolljährigkeitötermin tft das vollendete 2ifte Lebensjahr. 
. unten. 
2) Sowie die Stiftsdamen der abligen Kiöfter, andy abgefehen davon, ob fie 


geh 
3) Den ſchl den Zufab „oder doch verheirathet gewejener, wenn auch den 
erh le ung” vom 9. Oftpber 1837; vgl. Deifripte 


efe 
ri eben Pa unverheirathete (verwittwete) Frauen ausnahmsweiſe den ol 
übrigen gleich. 

i +) Die Erklärung der Worte „erforderlich" und „Rathgeber“ giebt der erite 
Paſſus vorftehender Beichreibung. 

Zeitſchr. f. Gefetzgebung u. Rechtäpflege. I. 10 


6 
daß ai — bei der gänglichen 
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ftändig und unflar dargeftellt. Aeltere wie neuere Schriftſteller ) machen 
bald totaler Verfennung des Weſens der Beiſtandſchaft ſich fchuldig, 
bald laffen fie jcharfe Hervorhebung der wahren Kennzeichen vermifien. 
Veberall begegnen und Bezeichnungen wie diefe: „der Bormund (Ku⸗ 
rator) der Frau" — „Kunfendertheilung’ — „Genehmigung — „Eins 
willigung? u. ſ. f. Zunächſt fchleichen fehlerhafte techniſche Ausdrüde 
fich ein, fodann in deren Gefolge Inkonſequenzen und Mikverjtändniiie. 
Es muß und aljo vor Allem darauf anfommen, den heutigen Begriff 
auf dad Schärfſte zu firtren, und daran die hiſtoriſche Ausführung und 
ſpeziellere Darſtellung zu müpfen. | 
Der Gejchledhtöbeiftand kann nämlih überall gar nidt ein- 
willigen, fonjentiren. Der juriftiihe Begriff des Konfenjes beſteht 
bekanntlich darin, dab die Zujtimmung des Betreffenden entweder“ für 
dad gültige Zultandefommen eines Rechtsgeſchäfts erforderlich ift, jo 
daß ohne diefe Mitwirkung das Rechtsverhältniß überall nicht ent- 
fteben kann, oder daß wenigftens die volle juriftiiche Wirkſamkeit Des 
ohnedied gejchloffenen Geſchäfts von jener Zuftimmung bedingt wird. 
Der eritere Fall, wo alſo die Eriftenz des Mechtögeihäfts von dem 
Konfenje abhängt, liegt namentlich dann vor, wenn es um Finwilligung 
eined wirklichen Vormundes oder Kurators zu den verpflichtenden Rechte- 
FAR des Mündels ſich handelt. Ebenjo im Verhältniſſe der väter 
ihen Gemalt und der Chevogiel Was dagegen die zweite Art des 
Konjenjes betrifft, welche lediglich die Wirkungen des ohnehin gejchlof= 
jenen Gejchäftes fichern oder erweitern fol, jo ließen fich mancherlei 
Geftaltungen beijpielöweife anführen. Wir können fie und eriparen, 
da dieſer Begriff des Konfenjed für unjern Vorwurf augenſcheinlich 
nicht in Betracht fommt. Denn es iſt an ſich en , dab der 
angebliche consensus des |. g. curator sexus der eriteren Kategorie 
würde angehören mäffen. — Nun nimmt aber, wie alöbald erbellen 
wird, der genannte „Kurator" als ſolcher an der Geſchäftsſchließung der 
Frau überhaupt gar nicht Theil, jenbern hat lediglich eine voraufg 
beratbende Stimme, und mit den obenerwähnten Arten der wirklichen 
Vormundſchaft jo gut wie Nichtd gemein‘. Kommt ferner — was 
wir vorläufig annehmen wollen — dad Rechtsgeſchäft ohne alle Mit- 
wirkung ded Beiftandes als ſolchen zur Entſtehung, ift er weder allei- 
niger noch Mitkontrahent, dann ift ed offenbar widerſinnig, den tech 
nie Ausdruck „Konjend ung auf ihn anzuwenden. 
Geſetzt aber einmal bad Gegentheil; man koͤnnte alſo von einem 
Konſenſe ſprechen. Dann ſcheint es mir geradezu gegeben, daß der 


5) Schrader Handbuch Bd. 1. 8 64. Bald Handbuch Bd. 5. 8 104. bie 
Schriften über Vormundſchaftsweſen der Herzogthümer von Scholtz und Forch⸗ 
ammer, namentlich aber auch: Esmarch bürgerliches Recht des Herzogthums 
— 9,28; Krieger Slesv. Familieret 4 33., Vedel Slesv. Privatret ⁊c. 
u 
Schlesw. Holſt. Angeigen für 1843 St. 7. ©. 45. ff. (Holft. Obergericht) 
erfchiedenheit diefer Geſchlechtskuratel von der Tü« 
miſchen cura minorum, die Folgen der Vemachläffigung diejes Erfordernifſes nicht 
nach den Grundfägen jener beurtheilt werden können” x. Bel. Fald a. a. O. S. 4. 
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Geſchlechtsbeiſtand als folder auch zur Verantwortung müßte gezogen 
en fönnen, fo oft feine Tulpoje oder doloſe Theilnahme an der 
Geihäftseingehumg der Frau — die ja dann Mündel wäre — einen 
Bermögenfchaden zugezogen hätte. Sit doch Died bei vormundichaftlichem 
Rınfente ftet8 der an Daß Semand, ohne lt rechtliche Mitwirs 
kung, bez. Bollziehung ein Rechtsgeſchäft nicht neihloffen werben kann, 
der abhängigen und vertretenen Perſon für Fabrläffigfeit oder Arglift 
nicht haften follte, wenn er fonfentirt bez. repräfentirt hätte — das 
wäre in der That eine unerflärliche Abnormität! Wir wentaftens wüßten 
den Rechtsgrund nicht aufzufinden ). — Glüdlicherweife brauchen wir 
auf diefen Widerſpruch nicht weiter einzugeben. Die Vorausſetzung 
deſſelben ift eine völlig irrige. Die Sache fteht fo: Könnte der Bet: 
and als folder fonfentiren, dann freilich würde er ud hier haften, für 
dolus und für präftable culpa; er fann aber nicht konſentiren, und eben 
deshalb ift au von einer Werantwortlichkeit dieſes bloßen Rath» 
gebers als ſolchen nicht die Rede. — 
Der Rechtsgrund, auf welchem die Geſchlechtsbeiſtandſchaft des 
dutger ſchleswig⸗holſteiniſchen Rechtes ruht, iſt nicht etwa mangelnde 
ts⸗, Handlungs oder Dispoſitionsfähigkeit des volljährigen unver⸗ 
ehelichten Frauenzimmers. Dieſe beſitzt * im vollkommenſten Um⸗ 
(ange. Nur die minberfäbrige, gewaltubhängige oder verehelichte Frau 
önnte in foldher Richtung beichränft fein. Vielmehr iſt das Prinzip 
ein rein matertelled: die erfahrungsmäßige Rechts⸗ und Gejhäfts- 
unkunde des Weibes, und die Shwähe, Banfelmätbigfeit und 
Leichtgläubigfeit des weiblichen Charafterd. Sie kann ber Regel 
nach weder die Maſſe bed pofitiven Rechtſtoffs bemältigen, Ye die 
Natur und Wirkungen der Geſchäfts- und Verfehröverhältniffe überſehen, 
noch auch x en Meberredung und Webervortbeilung genügend auf der 
Hut fein. — * ehlt ihr die Fähigkeit, theils die Nebung. Dad po= 
itive Recht nun, oder vielmehr die Billigkeit im Rechte, muß dem in⸗ 
ividuellen Mangel Rechnung tragen, deſſen ſchädlichen Folgen abzu⸗ 
Ifen fuchen. Das Weib art in der bezeichneten Richtung des 
| 2 der Belehrung durch einen erfahrenen Mann, wie folche dem 
verehelichten und tie Frauenzimmer, foweit deſſen eigne 
Thätigkeit nicht ganz unnötbig.tft, dur den Ehemann bez. Bormunb 
peäfumfin gewährt werden. Aus diefem Grunde fieht das Recht es 
et den wichtigeren ———— als ein nothwendiges formelles 
Erforderniß an, daß jener Rath auch dem volljährigen nmverheiratheten ®) 
Weibe zu Theil werde. Ste muß einen mündigen Mann, fei’ed nach 
eigener freier Wahl, jet es nad) gerichtlicher Beftellung, zu Pathe chen, 
ebe fie ein ee eingeht, dad obiger Kategorie angebört. Wenn 
nicht, dann iſt dad Geſchäft rechtlich nigt vorhanden, formell ungültig, 
nichtig. Wenn aber, dann war jener Mangel des weiblichen Nalurells 


*) Falck daſ. ©. 124. läßt den Beiſtand, außer der Rathertheilung, „in Ge⸗ 
meinfchaft mit der Frau das Geichäft vollziehen ()”, und dennoch „von einer Ber- 
antwortlichfeit deö Kurators — kaum die Rebe fein“. 

®) Auch der minderjährigen Wittwe eines volljährigen Mannes, S. oben. 
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präfumtiv erjegt, die Srau war berathen, hatte den Rath eines mün⸗ 
digen Manned gehört. Ob fie demgemäß verfahren, d. b. dem ertheilten 
Rathe folgen wollte oder nicht, das war ihre Sache, ein bloßes Faltum, 
deffen Solgen fie felbft trägt, um welches das Recht ſich durchaus nicht 
fümmert. Das Geſchäft, welches fie eingeht defien Schließung ihr aber 
abgerathen worden, ift nun ebenfo formell gültig und bindend, wie ein 
dem Rathe gemäß eingegangened. Mit der Geſchäftsſchließung jelber 
Be der berathende Beiltand alganz nichts zu jchaffen. Er nimmt als 
olcher feinerlei Theil daran‘). Mit dem ertheilten Rath, deſſen Ein- 
olung er allenfald bezeugt (j. oben von der Unterfchrift), iſt feine 
hätigkeit zu Ende. 

Dieſes einfache Verhältniß erhält durch eine fehr nabeliegende und 
agende Analogie aus dem Gebiete des Staatsrechts volle Klarheit. 

verfaſſungsmäßig (mie vormals auch in den Elbherzogthümern) bes 
rathende Stände beſtehen, kann die Regierung kein dem Gebiete 
der ſtän diſchen Mitwirkung angebärenbet definitives Geſetz erlaffen, ohne 
darüber zuvor den Nath der Verſammlung eingezogen zu haben. Es 
würde der Erlaß wibrigenfalls eines — * Seiner ermangeln, 
formell ungültig, alfo fein Gejeß fein. Iſt aber der Rath der Stande 
eingeholt und dem Gejepgeber vorgetragen, dann mag dieſer ihn beful- 
gen oder nicht befolgen; für die Gultigfeit des Geſetzes iſt das irrelevant. 
— Wie nun die berathenden Stände zur Staatäregierung, fo verhä 
der og. curator sexus ſich zu der Frau, ald deren Nathgeber er für 
das einzelne Geſchäft zugezogen werden mußte. Zwed der einen wie 
des andern war le ialic eine vorgängige Berathung; dieje aber bedingte 
nad —— — die formelle Gültigkeit des entſtandenen Geſetzes 
ez. Rechtsgeſchäfts. 

Aber die Unterj — des Beiſtandes, wird man einwenden, 
ſteht dieſe nicht in Widerſpruch mit obiger Theorie? Nicht im Mindeften. 
Sie macht deren Richtigkeit nur noch klarer. Zwar könnte man meinen, 
der Umſtand, daß der —* curator die Urkunde, in welcher ein Rechts⸗ 
gelöätt von der Frau errichtet wird, neben lebterer mitunterjchreibt, 

eute doch auf eine Theilnahme an der Abſchließung bin. Site bedeute 
doch wohl entweder, daß er das Geſchäft mitwollzgiehe (einwillige), ober 
wenigſtens, dab er ed angerathen habe und billige. — Keines von Beiden 
it der Fall. Die Unterſchrift „N. N. ald (erbetener) Kurator’ bejagt 
nichts weiter ald died: „ih N. N. bezeuge biemittelit, daß ich mit 
Bezug auf vorliegended Rechtsge gan um Rath, ge ragt wor. 
ben bin." Dadurch eben ſichert er der Frau und deren Mitlontrahenten 
den Beweis der formellen Gültigkeit bes Gesäfts in diejer Richtung. 
Auch der Beiltand, welcher nad Kräften abgerathen haben mag, ber 
nicht8 weniger würde bezeugen fünnen und wollen, als daß er mit dem 
Geſchäfte einverftanden jei, wird feine Unterfchrift ſchwerlich verweigern 
(ob er ed darf, davon fpäter), wenn er einmal zur Berathung fi hat 
heranziehen lajjen. Daß er befragt worden ift, kann er nicht leugnen. 


%) Sondern möglicherwetie, wie jeder Dritte, als Mandatar, Gef ihrer, 
aber eben nicht ale Geihlehteb land. eichäftsführer 


— — — ⸗ — — 
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Und weiter Nichts bezeugt er. — Wir kommen bier auf unſere ſtaats⸗ 
rechtliche Analogie zurüd. In abn er Weile wırrden vormals ſämmt⸗ 
liche —* die zur Kompetenz der berathenden Stände gehoͤrten, unter 
Vorausſchickung der Klauſel erlaſſen: „Nachdem der Entwurf u. ſ. w. 
Unſeren getreuen Provinzialſtänden zur Berathung vorgelegt worden, und 
—28 dad von denſelben erſtattete Gutachten Und vorgetragen tft“ ıc. 
Nur, da bier umgekehrt die Regierung (bie Berathene) dad bezeugte, 
wad in unjerem Falle ber zugezogene Beiſtand felbft (ber Berather) 
fonftatirt. ber That, wer aud der Unterfchrift des ſog. Kurator 
deſſen Einwilligung oder gar GetheTtanoflgiehnng folgern wollte, der 
fönnte mit gleihem Fug aud jener Klaufel ableiten, unfere berathenden 
Etände ‚eien eine —— oder gar geſetzgebende Verſammlung 
geweſen! 

Aus diefer Auffaſſung des Rechtsverhältniſſes '%) werden ſich unten 
von felbft alle wefentlichen pofitiven wie negativen Konfequenzen er- 
eben. So für die Stellung, Verpflichtung und Verantwortlichleit des 

athgeberd, für die Benennung, die jener Stellung entſpricht u. f. f. 
Saffen wir zuvörbderft die gejchichtliche Entwidelung des Inſtituts ind Auge. 


IE Die Entſtehungsgeſchichte in Ueberſicht. 


Der höchft allgemeine Begriff ber Gewere (Were, waeriae,'') 
verie, vaerge) be eichnet m. E. ın den altgermantfchen Quellen: Recht 
und Pflicht zur Vertretung und Beſchützung deſſen, was fich jelbit 
zu vertreten und zu wehren nicht im Stande ift. Dahin gehört zu⸗ 
nächſt Die Sache, dad Unperfönliche, und fodann diejenigen Perfonen, 
welche des Alterd, der körperlichen oder geiftigen Schmäche des ee 
ded Standes u. ſ. f. halber eigne —— nicht haben. Der 

den beider Richtungen des Begriffs, nämlich der. as und 
perfönlichen Vertretung oder Gewere, Liegt außerhalb unjerer Aufgabe. 
Solgen wir lediglih der perſönlichen Richtung, weite in unteren 
Duellen unter den verfchiedenften Benennungen auftritt: W’aeriae, ſpäter 
Värgemaal, Defensio, Mundium (von un and), Vogtei, Vor⸗ 
mundſchaft. Die Vormundſchaft des alten Rechts iſt ſonach nichts An⸗ 
deres, als rechtliche Vertretung wehrloſer märgetöfe nicht waffenfähiger) 
Perfonen, welche zugleich und untrennbar t und Pflicht enthält. 
Sie beruhte unmittelbar auf Reef fei es Gefeg ober Gewohnheit, 
und knüpfte ſich zunächſt an das familtenrechtlihe Verhältniß zu dem 
Vehrlofen. Died nennen die Quellen ‚geborne“ Vormundſchaft; fie 
fällt dem nächften wehrhaften männlichen Verwandten zu, unter mehreren 


* 


10) S. auch Sgleem Sur. Wochenſchrift 1856 No. 23. ©. 128. (Schlesw. 
Aypellatio eriht): „Es befteht das Weſen der cura sexus ledi I barin, dem 
blichen Geſchlecht bei Rechtöhandlungen einen Rathgeber unb % ftand an Die 
Seite zu ftellen, ohne dafjelbe dabei einem’ hemmenden Zwange zu unterwerfen. Go 
wenig daher ein Frauenzimmer an den Rath feines Kurators, deſſen Perfon es über- 
dies jederzeit beliebig wechſeln Tann, gebunden tft“ u. ſ. w. 
11) Jutſch. Lov I. 41. 7. 8. 87. 44. 50. Sa enſp I. Art. 47, „St rechte 
vormände fal of gewere vor je loven unde untvahn unde leften“ ıc. 
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Gleichnahen meift dem Xelteften. Zuerft find die jog. Schwertmagen '2) 

(Fädrenefränder) berufen, nächft ihnen die Spillmagen (Mödrenefränder). 

Natürlich find ſolche Perjonen auögejchloffen, welche jelbit nicht wehr- 
aft find, ıhre eigenen Bormünder (Weren) nicht fein können, vielmehr 

jelber des Schubes und der Vertretung bedürfen, vorzugäweife: Frauen⸗ 

immer, Unmündige, Berfchwender Gütſch. Kon haerine), mit einem 
ort: die Wehrlofen. — 

Zur Aushülfe aber machte allmälig die Idee W geltend, daß 
der König Schirmherr aller Wehrlofen jei, und demzufolge al anftatt 
jeiner, ald Repräfentanten eines Schutzes, einen Vormund müſſe je 
önnen (gejepter, beitellter Bormund), falls ein geborner Vormund nicht 
vorhanden der nicht tauglich fei. Hierin lag denn gleichzeitig der Ur⸗ 
fprung der beftellten Mi und eine Beftatigung der Ober: 
vormundichaft, ald einer Sperauf]icht über jeden Vormund. 

Vgl. Sachſenſp. I. Art. 4347. Jütſch. Lov I Kap. 28-31. 
Die weitere Entwidelung erfolgte vornämlich im Recht der Städte. 

Während nun das Unmündigkeitsalter bet dem männliden Ge 
ichlechte ſehr verfchiedenartig beftimmt war, nad) einigen Rechten mit 
dem einundzwanzigiten, nad) anderen mit dem fünfzehnten und nur bei 
ben wichtigeren namentlich Immobilien betreffenden Rechtsgeſchäften 
dem achtzehnten Sabre 13) feine Endſchaft erreichte, ſtan das weibliche 
Geſchlecht -urfprünglich unter einer lebenswierigen Vormundſchaft, die 
nur bei verbetratheten Frauen durdy die Ehevogtei einftweilen juspen- 
dirt wurde, und der Wittwe gegenüber eine mildere Form annahm. 
Die Bevormundeten fonnten in jener Zeit nicht allein fein Rechtsge⸗ 
ſchäft eingehen, oder ſich ſonſt wie durch eigenen Willen Verpflichtungen 

ieben, jondern der Bormund erhielt ſogar damald einen Theil des 
indelguts, namentlich alle bewegliche Habe zur Gemeinſchaft, wogegen 
er aud) he für den Mündel aublie wie er ſolche ja auch an deſſen 
Stelle für jich eutgegennahm. Doc fonnte er unbewegliches Mündel- 
gut (Land und Haus) nur im Nothfall und zu Dinge veräußern. Wie 
allmälig dieſe Gemeinihaft in einfahe Taxation des Mündelguts 
(Sütih. Lov wirdaepenning) und jährliche Rechenſchaft an die Ober- 
vormandichaft fi) verwandelte, iſt bier nicht näher zu erörtern. 

Was nun das weibliche Geſchlecht im Befonderen betrifft, ſo ſtand, 
wie gejagt, die unverehelichte Frau ſtets unter Bormundfchaft, deren In⸗ 
baber im Jütſch. Lov (I. 8.) qvinne waerriae, im Schleöwigjchen Stadt- 
rechte defensor !'), Na aber dort Lavvärge, hier Bormund oder curator 
genannt wird. Daß es wirkliche Vormundſchaft war, folgt ſchon aus 


12) Das Wort „Mage” ift allen germaniichen Stämmen und Sprachen ge- 
meinfam (etipa: Genoffe, par, Pair). ©. auch im Holländiichen: Maskopie (Mage⸗ 
fapet, Magichaft), im Neubäntichen noch: Mage und Makker. 

13) 8 ch. Lov I. 7. 36. Ditmarf. Landr. Art. 19. $ 3. Vgl. Verordn. für 
Ditmarichen vom 27. Zuli 1774. ine Deftimmung, w feit der allgemeinen 
Alterögrenze der Serorbmung vom 24. Dftober 1837 nicht mehr gift. 

9) Alt. © . Stadtr. 8 6. (f. folg. Note), Alfo gang beutlih der Be 
ge der Vertretung (Gewere). Im neueren Stadtr. $ 9. ſteht ſchon ‚Vormund“. 

gl Sachſenſp. I. Art. 46. 47. 
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dem formellen Rechtsgrumde: dem Mangel der Wehrhaftigkeit und 
Vertretungsfähigkeit. Doc beginnt Daneben ſchon früh ein Umſchwung 
gu ber modernen Auffafjung, wonach auch auf einen materiellen Mangel 
icht gelegt wird, anf tie Geſchäfts⸗ und Reöptöunfune ſowie auf 
vie 6 arafterichnoäche des Meibed. Ja, bereits Tütihen Loy tritt 
dies hervor. Denn es ſpricht (I. 36.) von Zandveräußerung, welche die 
Frau leie vornimmt, wenn gleich mit „dem Rath der nächſten Ver- 
manbten Auch ift die Witwe dabei nicht einmal auf den all der 
Noth befcräntt, fondern nur die Jungfrau — eine Unterfcheidung, bie 
im Rechte der — noch ſchärfer hervortritt. Das Weib iſt dem⸗ 
nach zur eigenen Geſchä ng icht mehr abſolut ee Ders 
bindet mau nun biermit, allgemeinem Gewohnheitsrechte 
wiederum wmter erh ber She a3 volljährige unverehelichte Wei 
ſich jelbft ganz frei, ja auf beltebige Zeit, einen Bormund wählen 
fonnte '), fo darf man wohl behaupten, daß die heutige Auffaffung der 
Gefchledht eftand haft in Mhren Grundzügen fhon dem Altertyum an- 
gehört. Es bedurfte lediglich einer fonfequenten Entwidelung des mate⸗ 
len Prinzipes '°) — welche Entwidelung leider durch ſpätere Ver⸗ 
wechfelun * dem roͤmiſchrechtlichen Inſtitute der cura, ſowie mit der 
Bern) beö neueren gemeinen Rechts Abbruch erlitten hat — 
um das eutige Snftitut rein en nämlich bie Unterftügung de 
Weibes durch ben Rath eined Mannes, wie bei der verheitatheten des 
Ehemanned, jo bei der —— eines beliebig gewaͤhlten oder be⸗ 
ſtellten Dritten, und zwar lediglich für das einzelne Rechtsgeſchäft, nicht 
auf längere Dauer, nicht für Die geſammte Vermoögensverwaltung. 
Nicht erforderlich ſcheint es. pier alle die ftatutarijchen Beweis⸗ 
ftellen auß dem nierzehnten bis jiebzehnten Jahrhundert burchgugehen, 
welche des Inftituts erwähnen, und in den oben citirten — 25 — 
großentheils angeführt find.';) Daß auch entgegenſtehende Gewohnheiten, 
wonach eheloſe Frauen beſtaͤndig unter Vormundſchaft ſtehen tollen, bier 
und da ſich geltend machten, war bei der Buntichedigfeit der Iofalen 
Rechtöfärbung wenig auffallend, und zum Theil durch die in den Hol 
ſteiniſchen und einzelnen Schleswigſchen Städten rezipirten Beſtimmun en 
bed Lũbiſchen Rechts veranlaft., Doch trat bie Geſetzgebung dieſer 
ſtaltung ſpäterhin entgegen (. uͤnten) 


15) Bereits im 12ten Jahrhundert. S. altes Sqleew. Stadtrecht (um 1195) 
$ 6.: „Item mulier non maritata eligat sibi defensorem quem valt et 
quamdiu vult, Si —— nolente nubere voluerit, abneget rem et licite 
nubat cui vult”. l. Schlesw..Holft. Landger. Ordn. II. 7. 

16) Dieſer ori von der formellen Handlungs Zn fähigfet bed Weibes 

bloßen Berüdfichtigung der materiellen Hulfsbedür — bei vollkommener 
umgafäbigfeiz bet betanntlich au im römifeden Recht in der deutlidhften Weiſe 
Rattgefunben. 5 . das ältere Prinzip im L.1. $1. D. ad S.C. Vellejan. XVL 1. 
(£L. 2. pr. D. de reg. jur. L. 1 Dagegen Dad neuere Recht (u. 45. p. Chr.) tn 
L.2.82.D. ad S. C. Vellej. —5 — a Kurſus der Inſtit. III. g 266. Ffiote f- — 
Alio parallel⸗ Ontwitetung in von e *  erefprüngtlich) gem mn le Reden. 

17) Am deutlichften das Ci 

bie ie gem emeinen Kaiferlichen und raten Rechte in etligen —88 Ballen 

eiböperjonen halber „oriebung etban, damit fie aus Mangel guten Raths 

ad Bedachtes nicht ü bereitet und Hintergangen werden" x. 
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Im Allgemeinen fehlte nur noch eine genauere Abgrenzung zwi 

ben Rechtögeichäften, bei welchen ber männliche Beirat ee 
und denen, bei welchen berjelbe entbehrlich erjchien, um auch nad Innen 
pin das Inſtitut gehörig feftzuftellen. nfnüpfungäpunfte auch dafür 
ot ſchon das ältere Recht, und zwar nicht blos die obenangeführten 
Stellen des Sachſenſpiegels bez. des Jütſchen Lov, fondern namentlich 
folgender Umftand. Die Ehefrau beburfie, der Natur der Sache ge 
mäß, bei den ra Rechtsgeſchäften inneren Hausweſens, wozu 
u. A. auch wohl ſchon damals gewiſſe Geſindeverträge rechnen waren, 
nicht durchaus der vorgängigen Berathung mit dem Ehemann !°), die 
Sitte Iegte ihr ein „Schluffelrecht" bei. Umſomehr mußte dann das 
unverehelichte Weib bei dergleichen Gejchäften des Beiraths eined Dritten 
entbehren koͤnnen. Eben dadurch aber beichränkte ſich allmälig, mit 
gewiſſen Iofalen und temporären Schwankungen, die Nothwendigkeit 
des Beiftandes auf eingelne Rechtsverhältnifſe. 

Man kann dieſelben kurz —5 — als die geri id und die 
wichtigften außergerichtlichen ehtäge| äfte. Zwar binfichtlich aller diejer 
bildeten ſich Eremtionen zu Gunſten der ritterfchaftlichen und der handel⸗ 
oder gewerbtreibenden Frauen; duch bedurften auch ſolche Privilegirte 
eined männlichen Beiftanded bei der Progekführung (fog. curator ad 
litem, kriegeriſcher Bormund). 


©. Schlesw.-Holſt. Landger.Ordnung (von 1636) II. Tit. VII. Bon 
den kriegiſchen Vormündern, Curatores ad litem genannt. „Weil 
—* Leute (u. A. Frauen, Sungfeauen) Kür fich Feb zu Recht nicht 
teben fünnen‘. Ebendaſ. IV. Tit. XVI. 88 4.—6. „Ob aud wol 
— allen Rechten und der Landgerichts-Ordnung gemäß, dab Frawen 
und Jungfrawen ohne Kriegifhe Vormünder vor Gericht nichts DBe- 
ſtändiges handeln oder verantworten mögen“ ıc. 


Wie aber haben unjre neueren Verordnungen jeit dem 18ten 
Sahrhundert das Imftitut aufgefaßt? Zuvörderft erwähnt deifelben die 
Bormünders-Berordnung vom 19. März 1742 nur gelegentlich, und zwar 
bei der Erbiheilung nad beider Eltern Ableben, 8 8.: „und foll die 
Obrigkeit zu ſolchem actu denen miündigen Töchtern entweder auf ihr 
Anſuchen oder von Amtd wegen Curatores zuordnen‘. Aus den Worten 
bahn erhellt, daß die „mündigen Töchter" einen Kurator weder bereits 
aben noch auch in Zukunft behalten müffen, ſondern daß eben nur die 
‚Zuordbnung” für diefen einzelnen Aft — der zu den wichtigeren Rechts⸗ 
gefchäften unleugbar gehört — erfolgen, mit deſſen Beendigung aljo 
wiederum aufhören fol. Nicht einmal dafür, daß diefe ratores⸗ 
am Akte ſelbſt unmittelbar Theil zu nehmen hätten, läßt ſi aus der 
Stelle mehr entnehmen, als für das von uns beranänelebte egentheil, 
dab deren Funktion in bloßer Berathung beftehen I . Der Ausdrud 
curator aber wird von unfrer Gefebgebung in ebenſo meiter Bedeutung 
verwandt, als Vormund“, ja jogar „Tutor“; nämlich zur Bezeichnung 
jedweden rechtlichen Beiftandes hulfsbedürftiger Perfonen. — Ueberdies 


18) ©. fchon das Flensburger Stadtrecht (v. 1284) Kap. 83. 
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ſprechen andere Geſetze der nächftfolgenden Zeit ganz entſchieden gegen 
die Ratur einer wahren Bormundihaft. So eine Refolution für Die 
Städte Zondern und Burg vom 7. September 1767 — e dort 
die biöherige lübijchrechtliche Vormundſchaft der Weiber ausbrüdlid aufs 
hebt —, wenn jte hinzufügt: „rejolvirt haben, daß fürs fünftige Die 
unverheiratheten Frauensperſonen beydes zu Tondern und Burg — bes 
fugt fein follen, ihre Mitteln, mit dem Beiftande eined von ihnen 
zu erwählenden Kurators, jelbit zu verwalten“. 

Weiber werben aljo gleichzeitig mit dem männlichen Geſchlechte 
— damals im 2öften Jahre — majorenn oder „mündig” (wie ja jchen 
die Bormründer-Berordnung fich ausgedrückt hatte); mur des „Beiltanded* 
find fie ferner noch bedürftig, bei eigener Vermögensverwaltung. 

In demſelben Sahre (1767) hatte bereitö eine Verordnung vom 
27. April verfügt, daß tim ganzen Herzogthum Schleöwig die „Mün- 
digfeit® nicht vor dem 2iften Jahre follte eintreten fönnen — um Die 
lov⸗ und ftadtrechtlichen 18 Jahre gänzlich zu bejeitigen 19) —, und bei 
biejer Coeiegenpeit ebenfalls „männliches und weibliches Gejchledht“ 
gleichgeftellt, als „majorenn‘ und „zur eigenen uneingejchränften Ver⸗ 
waltung des Vermögens befugt”, doch Frauenzimmer „cum curatore”. 
— nei et demnach nicht? Anderes, ald die bloße Unterftügung 

eirath. 

Aus der neuelten Periode vergleiche man befonderd die ſchon oben 
beiläufig berührte Verfügung, betr. die Einführung eined allgemeinen 
Bolljährigkettötermind für alle Theile der Herzogthümer Schleöwig und 
Holftein vom 24. Oktober 1837. „$ 1. Die Bo iͤſrigtent ſoll für Per⸗ 
ſonen beiderlei Geſchlechts in allen Theilen Unſerer Herzogthümer 
— mit dem vollendeten 2iften Jahre eintreten. 8 2. Frauenzimmer 
treten auch vor vollendetem 21ften Sabre durch Eingehung der Che mit 
einem mündigen Manne aus der Vormundſchaft heraus, bergeftalt, 
daß fie, wenn die Be auch aufgehoben würde, bevor fie das 21ſte 
Jahr zurüdgelegt. haben, nicht wieder unter Bormundidaft 

mmen”.2®) 

‚Deutlicher läßt fich nicht jagen, daß ber Beiftand, welcher dennoch 
nach erlangter a ch em unverheiratheten Weibe bei wichtigeren 
Rechtsgeſchäften Rath ertheilen muß, ein Vormund nicht it. Jede 
Kuratel iſt aber eine Vormundſchaft. Denn. fie befteht weſentlich im 
Bermaltung eined fremden Bermögend, & ſchließt die bindende Ein- 

ehung von Rechtsgeſchäften durch den Kuranden allein geradezu aus. 
an nun nictödeftoweniger auch die allerneneften Verordnungen bei 
gewiſſen Dispofitionen und Gefchäften, 3. B. bet ber Errichtung tefta- 


alter (das 25fte Jahr) enthielten, werden ausdrückt beftätigt. Auch diefe find nun- 
iD —E vom 24. er 1837 di unten) $ 6. beſei⸗ 
n. 


r 
20) Died enthielt bereits faft wörtlich gletchlantend das Reſkript vom 11. bez. 
21. Mai 1822. ’ ch gleich 


. 
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mentarifcher Berfügungen, die Mitunterjhrift eined „Kurators“ —* 
oder für unnöthig erflären, fo iſt es außer allem Zweifel, daß 

diefem nach berfömmlicher erminologie jo genannten Kurator 
nichts Andere meinen, als einen berathenden Beiftand, und daß —* en 
Unterſchrift lediglich bezeugen ſoll — er um Rath gefragt worden ei 
— aljo weder eine Biliung. od eine Einwilligung, noch irgend 
welche gung bei dem Nechtögefchäfte ſelbſt. — 

Prüfen wir endlich den Standpunkt, welchen die nenere Praxis 
der Gerichte zu dieſer seraihtlihen Entwidelung eingenommen bat, fo 
kann e3 faum auffallen, dab die „Sammlun ai merkwürdiger Landgerichte= 
urtheile” xc. vom Sabre KnN obwohl zwei volle Jahrhunderte (1557 
bis 1769) umfafjend, für unfern Vorwurf nur ungemein wenig Mate⸗ 
rial bietet. Denn die Parteien vor dem Landgerichte waren vorwiegend 
ritterfchaftliche Perjonen, und, was unter nahen dag weibliche et 
betritt, jo bedurfte daffelbe anerfanntermaßen (j. Kambger.-Ordn 

16.) nur bet der Prozeßführung eine curator ad litem. 
halb befchräntt fi hier Die Ausbeute auf Anerkennung ber —— 

it eines ſolchen, vfniegerijche en Vormundes“, auf die g erichtlichen Akte, 
die jeine Mitwirkun erten oder zuliehen, auf die Art der Des 
ner (2. ©. Urtheil 28. 29. 192.), —— auf —— 
einer Nichterforderlichkeit bei anderen ve ach äften, 3. DB. Eingehun 
des Cinlagerd (Ro. 269.). Umfoweniger Auf über feine tehtliche 
Stellung zur Frau — wir hier erwarten. us die von Stemann 
Gecht und Gerichts⸗Verfafſung bed den gthums Schleswig. 1855) 
geſammelten älteren Gerichtsprotokolle gewähren keinen Anhalt 
Dagegen find wir zu ber Hoffnung berechtigt, —8 die in den 
iholſteincden ee enthaltenen Cutj eldungen ber Ober: 
dikaſterien eine rich afjung und Anmwendimg ded Inftituts in 
allem Wejentlichen —— en werden. Namentlich zwei Merkmale find 
oah an welchen wir dad Weſen ber heutigen Beiſtandſchaft —5 
end: die vorgängige Berathung mit einem wo —* 
—5 HH defjen Theilnahme am Gejchäfte fe —— ohne M giei eit 
N er uriſti J— ——— SM i I ne be ! (eb x bonn 
> welentliches prmelled rderniß, ohne denſelben 
geraäft ber Frau nichtig ift. Für Beides aber findet ſich 2 at Be 
erfennung in den vbergerichtlichen —ã— 


Schleswig⸗Holſteinſcher Anz. 1843. St. 7. ©. 45. (Helft. Oberg.): 
„Daß aber dad allgemeine Gewohnheitörecht —— der cura sexus eine 
Ausdehnung gegeben hat, wonach bei allen wichtigexen Rechtsgeſchäften 
ber Weiber, eine Berathung derjelben mit einem männliden Bei⸗— 
ftande für erfurberlid erachtet, — und eine Audnahme uur bei 
Standesprivilegien oder uniergeorbneien Geichäften der Hausbaltung 
und bed tüglichen Lebend anerkannt wird, — daß ohne einen fol 
Beirath der wohlüberlegte ernſtliche Wille der Teftatrir Aberail nicht 
in rechtliche Gewißheit gejept iſt — das (ohne Geſchlechtskurator er- 
richtete) Teftament nicht zu Recht beftändig” ıc. 

Ebendaf. 1839. St. 48. ©. 364. (Schlesw. Oberg.): „daß es dem 
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behaupteten Zrandalt, wegen Mangels eines Kurators, unter deffen 
Beiftand derfelbe hätte abgeſchloſſen werben müſſen, am rechtlicher 
Wirkung gebricht“ ꝛc. 


Auch ſpricht das letztgenannte Gericht in Anz. von 1838 ©. 283. ff. 
bei Verneinung der Frage, ob eine durch Tradition vollzogene Schen- 
fung der Geſchlechtsbeiſtandſchaft bedurft hätte, wiederholt nur von „Zus 
ziehung eines Kurators“, nicht von deſſen Zuftimmung. — Ferner ver⸗ 
weiſen wir wiederum auf den ſchon oben (Anm. 6.) citirten Ausſpruch 
des Holft. Obergerichtd über die „gänzliche Verſchiedenheit diejer Ge⸗ 
ichlechtöfuratel von der römijchen cura minorum‘. 

Endlich wird vom Schlesw. Obergericht (Anz. 1844 St. 18. ©. 137.) 
eine „Tonitante Praxis“ dafür behauptet, daß die Benennung deö cu- 
rator ad litem bei der Klaganftellung nicht erforderlich jei2'), eö viel 


bergertchte nur 
zu gelangen. Nicht 


„Das Geſchäft des Kuratord beſchränkt IS darauf, zu den von ber . 
Frau einge angenen Gefchäften feine Miteinwilltgung (sic) zu 

geben, u —**— nach den Konſens der Frau dur) jeine Ein- 
willtigung zu ergänzen (!), auch die vorfommenden Außfertigungen 
gugfe mit der Frau ald Kurator zu umterzeichnen. Zwar liegt es 
em Kurator ob, ehe er ar Genehmigun zu dem von ber Frau 
eingeleiteten Rechtsgeſchäfte ertheilt over Hohe Nnterfchrift hinzu⸗ 
fügt, die Sache zu prüfen und jeine Öenehmigung nur dann zu ers 
theilen, wenn er das Geſchäft ald dem Vortheile des Frauenzimmers 


21) Alſo eine cansuetudo legi euntrari.. Denn die Yand G. O. 11.7.8 3. 
und IV. 16. 8 5. fordert ausdrücklich fofortige „Benenmung‘’ des kriegeriſ 
mundes; ohne Died folle „Teine Sahri oder Prodult angenontmmen werden.“ Bgl. and 
Schlesw..Holft. Anz. 1843 ©. 155. 
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rechend anfieht; er ift Des edoch nicht weiter verantworti 
an — ne, einen —— Rath 9) Theit ra 
Schadenderfap nicht in Anfpru — werden“ 22 


Hier ie in der That jeder Kommentar überfl I 

o erfreulicher, daß neuerdings bad rc eswigſche Ap ——— 
echt in * Note 10. angezogenen Erkenntniſſe 
5*— des Inſtituts Raum gegeben hat. FH um io * 
werther, daß auch die Theorie — wir meinen namentlich 
bücher — lorrekter keller, fih be eibige, weibentin en —* 
vermeide. — Nachtraͤglich ſei noch bemerkt, daß ſe ſt —* bei richtiger 
Kennzeichnung des — im Allgemeinen, im Einzelnen bennod 
keineswegs konſequent verfährtt. Denn er behauptet a. a. O. ©. 124.: 
ed jet Aufgabe des Kuratore, ‚in Gemeinſchaft mit dem Frauenzimmer 
das Geſchäft zu vollziehen‘! — 

Die erminologie m mußte mit ber hiſtoriſchen Gntwidelung_ bes 
Inſtituts, — von Mißverſtändniſſen und Ver⸗ 
wechfelungen mehrfach An eu ehe, — Weide Bezeichnung aber 
a t Hr Er heutig F Rh ner ra ann en natürlich 
unfere Abſicht nicht en den Sprachgebrauch n er 

In = > ediglig um bie für d er —5 — 


der ermantfchen —* und. Heueren Shake an emeffen ai Fr 
e 
geihmum me im d. Dal fl Stadtrechte „defensor” — unterliegt kaum 


follte gebildet 
dfelung mit dem id 
verj N. eignen bes a Danr ben Privatrecht (vgl. Chriftian 
Art. 41. 42.). — Der „Kurator“ (curator sexus) oder 
Geſchl a— iſt iſt zwar gefeplich berechtigt, ald auf die Land⸗ 
Serichtö- rdnung und Vormünder-Verordnung geftüht. a aber das 
Weſen der eigentlichen Kuratel in Vermögendverwaltung beiteht, und 
das Recht des —ã zur a at, a SL von der heu⸗ 
tigen Geſchlechtsbeiſtandſchaft abwei de, r bie Zufumft Ver⸗ 
meidung diefed Ausdrucks wünfchenäwerth f bir au man einmal von 


22) Alſo: Konfens, un Doch Unveranwortlichkeit; gene migung nachfolgende), 

und doch Kit a en FR none „Rath", welcher el regnet, 

ſpottet ID Sn F 8 ur da das V iner Fr das 
Von t eht ſich, an 8 Vermögen einer Yrau, wie 

männlider Derfonen, a * len 8 zut. ben einem werden Kurator ver 

waltet werben kann. dann aber natürlich eben kein Geſchlechtsbeiſtand 

(bloßer Rathgeber). 


Pr 
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to uneigentl S die Bapei 
"belhledisburater" wenigfiens bie batlihfte. —- Ganz, dem Begrif 
prechend wäre m. ©. nur „Ratbgeber En — 


Geige Da aber bieß weber in Gef 
nen mmen, halten wir ef {m Bea nie Erörterungen 


an den Sue berdied auch echte gebräuch⸗ 
lichen — Ausdruck ———— elle in ben meiiten 

büchern bereit Bürgerrecht ge⸗ 
wonnen Bat > 


Schluß folgt im nächften Heft). 


24) Eine Berwelein ng mit den fog. „Af ftenten. — f. Bormänder V. D. 
$ 30. — welche der mit ihren Kindern in ungetheiften Gütern lebenden Wittwe bei. 
georbndt werben, und Vormünder der Kinder find (gewifiermaßen Mitvormünder 

Mutter), dürfte wicht zu befürdhten fein. 
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| VII. 
Die Vollſtreckbarkeit fremdländifcher Erfenntniffe in England 


und in den altländifchen Provinzen Preußens. 
Dom Herrn Stadtgerichtsrath Keyßner in Berlin. 


Bereits im Mittelalter iſt die Frage erörtert worden, inwiefern 
bie tm Inlande in Civilprozeſſen gegen einen Ausländer ergangenen 
Erkenntniſſe im Auslande überhaupt Anerkennung fänden, namentlich 
ur Bollftrefung gebracht werden Tönnten ), und Tamen ſpätere Rechts⸗ 
lehrer zu dem Ergebniß, daß ber wechfeljeitige Nupen und die freundnach⸗ 
barlichen Beziehungen die Anerfennung und Vollitredung der in fremden 
Staaten ergangenen Erfenntniffe verlangen 2); ed wurde eingejehen, daß 
ohne dies ein Verkehr mit dem Audlande nit mögli 9 und die 
Nachtheile, welche aus der Nichtanerkennung der ausländiſchen Rechts⸗ 
Iprüdhe entiprängen, die eigenen Unterthanen nicht weniger als die frem- 
en auf dad Empfindlichfte treffen mühten?).. Dan kam davon zurüd, 
daß ber Anfprud auf Vollſtreckung eines ausländiſchen Erfenntnifjes 
einen Eingriff in die Selbititändigfeit ded eigenen Staates darftelle, 
gelangte vielmehr zu der Weberzeugung, daß die Ablehnung einen Ein- 
griff in das Jurisdiktionsrecht des fremden Staates enthalte ®). 
Bei der Konzeffionirung ausländifcher Verficherungs-Gefellfichaften 
zum Gejchäftöbetriebe im Inlande wird denjelben die Be ingung geftellt 
im Snlande Recht zu nehmen. So enthalten 3. B. die für den Ge: 
Keäftäbetvieh in Preußen üblichen Konzeffionen übereinftimmend die 
Bedingun 


g: 
"die Gejellichaft hat an einem beftimmten Drie in Preußen eine 
Hauptniederlaffung °) mit einem Bela Slofale und einem dort domi= 
zilirten Generalbevollmäcdhtigten zu begründen, von den Orte aus 
regelmäßig ihre Verträge mit den Inländern abzujchliegen, und nad) 
Verlangen des inländischen Verficherten entweder bei den Gerichten dieſes 


ı) Baldus Ubaldus, Commentarii in Codicem zu l. 1. C. de Sent, et 
interl. VIII. 45. No. 93.; Bartholomaeus de Salliceto, Commentarii in Codicem 
zu berfelben lex. No. 3. und 14. Bol. ferner Mittermaier, von der Bollitredung 
eines von einem audländifchen Gerichte gefällten Urtheils und die Gitate Dafelbft; 
Archiv für civil Praris Bd. 14. ©. 34. ff. ' 

2) P. Voet. de statutis eorumque concursu $ 7. „Ob reciprocam utilitatem 
et ex comitate”. Vgl. Story, commentaries on the confliet of laws, cap. XV. 
8 598., Feuerbachs Themis ©. 34. 

2) 9. Bar, das internationale Privat- und Strafrecht, 8 125. ©. 473. 

) Mittermaier a. a. O. ©. 95. 

3) Dies ift im Sinne des Handels⸗Geſetzbuches eine Zwei nieberfaffung, und 
ed wäre wünſchenswerth, wenn das vorhandene Kormular den Beltimmungen es A. 

. 9. ©. B. gemäß umgearbeitet würde. Bal. Löhrs Kölner Gentral-Organ 
Jahrgg. 1863 ©. 215. 
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Ortes oder bei benen des Agenten, welcher die Verfiherung vermittelt 
Dat, wegen aller aus ihren Gefchäften mit Inländern entitehenden Ber- 
inblichleiten als Beklagte Recht zu nehmen, auch, wenn die Streitig⸗ 
feiten durch Schiedsrichter geſchlichtet werben ſollen, zu dieſem letzteren, 
mit Einſchluß des Obmannes, nur Preußiſche —* zu wählen“. 
Es gewinnt biermit Die Frage wegen der Vollſtreckbarkeit der in 
dem durch die vorgedadhten Konzefitonen ausbedungenem Gerichtöftande 
ergangenen Erkenntniſſe eine ausgedehnte praktifche Bedeutung und e8 
möge zuerjt die Frage wegen ber Vollſtreckbarkeit ausländiiher Cr- 
fenntnitje in England erörtert werden. Durch ein ausdrückliches Ges 
jep tft hierüber nichts beftimmt und Die Trage ift daher lediglich nach 
dem common law zu beurtheilen. 

Story°) theilt ein Erkenntniß aus der Regierungszeit Karls 
ded Zweiten mit, wobei es ſich um die Rechtögültigkeit eines in Sa— 
voyen ergangenen Eheſcheidungs-Erkenntniſſes handelte; der englifche 
Richter Lord Nottingham ſprach fich dabei wie folgt aus: „Wir fennen 
nicht das Savoyiſche Recht; wäre died aber auch der Fall, fo fteht un 
nicht Die Befugniß zu nach demjelben Recht zu jprechen; es wäre beö- 

egen das Völferrecht, wenn wir nicht die audländifchen Erkennt⸗ 
niffe fo lange anerkennen wollten, bis fie in Form Rechtens wieder auf« 
gehoben I ‚ und zwar in einem Rehngange deöfenigen Landes, in 
welchem ſie ergangen waren. Denn wie Reich das Recht haben 
den Richterſpruch eines anderen umzuſtoßen? Wie koͤnnen wir es ver⸗ 
weigern ein Erkenntniß in feinen Wirkungen anzuerkennen, fo lange es 
nicht wieder vernichtet iſt? Was würde auch für eine Verwirrung entftehen, 
wenn man im Audlande fo mit und umgehen und unferen Erfennint en 
feine Wirkſamkeit beimeſſen wollte.“ | 

Aus einem anderen Erkenntnis hebt Story den Grundfah hervor, 
daß wenn ein ausländiicher oder inländifcher Bi welcher für " 
ben Gegenſtand des Rechtsſtreites Tompetent ſei, erfannt habe, dieſes 
Erkenntniß für alle übrigen Gerichtshöfe goginn ſei. 

einem neueren Spruch eines der Vicekanzler theilt endlich Story 
mit, wie derſelbe als dad Ergebniß der Unterſuchungen aller früheren 
Autoritäten anerkannt habe, daß amsländifhe Erkenntniſſe vollftaͤndig 
beweifend und in feiner Weife weiterer Prüfung hinſichtlich Threr Rechte» 


giltigkeit zu —— eien. 
And neuefter Zeit ſeien folgende Entſcheidungen mitgetheilt: 
1) Vallee versus Dumergue 
Court of Exchequer, den 6. Zult 1849. 
vor Baron Alderfon. 

Kläger behauptete, dab er ben 17. September 1846 vor dem 
Tribunal eivil de la premiere instance du Departement de la Seine 
ein Urtel im Wege der regelmäßigen Procedur auf Höhe von 272,767 res. 
16 ent erlangt habe und daß Verklagter den Gejammtbetrag noch 

e 


Der Derflagte erhob den Einwand, daß die Procedur in feiner 


6) Commentaries on the conflict of laws 8 604. 


‘of Exchequer 
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Abwejenheit und ohne gehörige Infimtation der Vorladung an ihn ftatt- 


abt babe. 
Der Kläger replicirte, daß er feinen Anfpruh im Namen eimer 
Altien⸗Geſellſchaft erhoben, bei welcher Verklagter Aftionär geweſen und 
Paris ausdrücklich für fein Domicil erklärt habe, wo daber alle Ladungen 


inſinuirt werden Tonnten und die Borladung wirklich infinnirt war. 

Das Gericht verwarf auf Grund diefer Entgegnung den vom Ber- 
Elagten erhobenen Einwand und erklärte: der vom Verklagten erhobene 
Einwand habe offenbar eine wirklich perfönliche Inſinuation im Auge, 
nicht eine legale. Wäre Seitens des Verklagten überhaupt jede Sat 
nuation in Abrede geftellt worden, fo hätte diefer Einwand allerdings 
zur Entſcheidung efeit werden müflen. Da dies nicht ber Gall, fo 
müſſe der Einwand de Verklagten verworfen werben. 

So erfannt vom Court of Exchequer. Law Journal, New 
series Vol. 18. p. 398. 

. 2) In dem Referat über dad Urtel in Sachen De Cosse Brissac 
vers. Rathbone ımd Genoffen wird erklärt: 

In einer Klage, gegründet auf ein ausländiſches Urtel, ift es fein 
zuläffiger Einwand, daß der Verflagte blos deshalb Prozekpartei wurde, 
um eme Beſchlagnahme jeined DVermögend zu vermeiden und dab das 
Urtel in feinen weſentlichen Theilen hatt ar ‚wie rechtlich auf Irr⸗ 
thum beruhe; wobei es auch gleichgültig, ob behauptet werde oder nicht, 
daß —55— Irrthum klar aus dem Urtel ſich ergebe. Ebenſowenig kann 
der Verklagte einwenden, daß die Vollſtreckung des Urtels in Onglanb 
den natürlichen Prinzipien der Gerechtigkeit zumiderlaufe, weil Berklagter 
neue Beweißmittel entdeckt habe, aus bemen fich ergebe, daß das Urtel 
in thatfächliher wie rechtlicher Be tehung in matertellen Punkten irrig, 
oder daß ein unzuläffiger Beweis Kir zuläffig erachtet jet. 

Vergl. Erkenntniß des Court of Exchequer vom 23. Sanmar 1861. 
(Law Journal New Series, Vol. 30. Exchequer-Bericdhte p. 238.) 

3. In Saden Marryat vere. Hampton, Term. Reports bes Court 

ol. 17. p. 269. beftritt ber Verklagte die Zulänglid- 
feit der bei Verhandlung der Sache vor einem ausländiſchen Gerichte 
aufgenommenen eweiſe und verlangte erneute Beweidaufnahme. Hierauf 
bezüglich erkannte Lord Kenyon wie folgt: 

‚wo einmal etwas im Wege Rechtens erftritten worben, ba muß 
ein Ende ded Prozeſſirens fein, fonft würde feine Rechtöficherheit für 
irgend einen Meniihen beftehen.? 

Hiernach kann ed als feititehend angenommen werden; daß die in 
Civilſachen von einem ausländiſchen Gerichtshofe innerhalb jeiner Kom- 

etenz elaf) enen Urtheile ebenjo rechtöfräftig find, wie die Entſchei⸗ 
ungen, englifcher Höfe, und zwar ohne etwaige Rückſicht auf eine Rezi⸗ 
proztat?). 

Um nım ein ausländiſches Erfenntni in England zur Vollftreckung 
zu bringen tft folgendes zu beobachten: 


') Story a. a. O. 8 606.5 v. Bar, das internationale Privat- und Strafrecht 
©. 473. 468. 486., Rüttimann, der engliſche Civilprozeß 8 371. 
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1. Das Erkenntni in Außferti mit Siegel und Unter⸗ 
— ſowie —— — dem ennlifchen Srihter vorgelegt 


en. | 

2. Die Rechtskraft des Erkenntniſſes muß von dem Gericht beur- 

kundet jein. 
3. Das Erkenntniß muß die Zuftändigfeit des erfennenden Richters 
nadmeilen; ift dies nicht in den Gründen des Grfenntniffes gejchehen, 
fo kam es im Atteft über die Rechtskraft nachgeholt werden, äußerſten 
Falles hätte der Kläger den Nachweis anderweit zu erbringen. 

4. Das Verfahren darf nicht hinter dem Rüden bed DVerflagten 
ftattgefunden haben; Die Theilnahme des DVerflagten an ben Verhand- 
lungen oder minbeftens die gehörige Behändigung der Ladung deſſelben 

deshalb aus dem Erkenntniß et tlich —* 

Rückſichtlich der Engliſchen Verſi ae ea genügt die 
Sugtehum des zur Vertretung derjelben im Auslande beftellten General» 


bevollmãchtigten ®); jelte die Prüfung ber Vollmacht und Feſtſtellung 
ne —S— eit derſelben aus dem Erkenntniß ſich nicht ergeben, 
o iſt dem 


läger nicht abgefehnitten ben Erweis nachzubringen. 
Soweit in Preußen die Allgemeine Gerichtöordnung vom 6. Juli 
1793 das nerfopren ordnet, ift jegt noch der 8 30. SL I. Tit. 24. 
a. a. D. maßgebend: 


„Auch Die von fremden und ausländifchen Gerichten geziemend nach⸗ 
geſuchte Erefution der bei felbigem ergangenen Urtel müffen die Gerichte in 
Föniglichen Ländern gehörig vwollitredien; es wäre benn, daß ſich wegen ber 
Kompetenz des requirirenden Gerichts, ober jonit bei der Sache jelbft ein An- 
ftand ereignete, in welchem Yalle das hiefige Gericht, wenn es ein Unter 
gericht ift, bei dem ihm vworgefeßten Landesjuſtizkollegio, dieſes aber nad) Be 
ichaffenheit der Umftände ferner bei dem Minifterio anfragen muß.“ 


Hierzu bemerken die Motive zu dem ntwurfe einer Prozeß- 
ordnung in bürgerlichen Nechtöftreitigleiten für ben preußiſchen Staat, 
dab die legtere dem Juſtizminiſterium eine Kompetenz beilegende Be⸗ 
ftimmung, abgelehen von ber eittellung völferrechtlicher. Bertehungen, 
infofern eine Abänderung erlitten babe, ald durch 8 35. der-Berorbnun 
vom 2. Januar 1849 —— ©. 1.) und Art. 13. des Delebe 
vom -26. April 1851 (Bef.-Samml. ©. 181.) die ſachliche Enticheidung 
in allen progefjualifchen Angelegenheiten einjchliehlich derjenigen, welche 
das Exekutionsverfahren betreffen, bergeftalt ben Gerichten überwieſen 
feien, daß die leptern in jedem Falle über die Zuläſſigkeit der Erekution 
im Snftanzenzuge ber gegen gerichtliche Urtheile ftatthaften Rechtsmittel 
endgültig zu entſcheiden habe. , 

Hierbei ſtehen bie Urtheile der Gerichte der früheren deutſchen 
Bundesſtaaten den auberdeutfchen Erfenntniffen ganz gleih®), doch find 


Aa) Vgl. the companies act 1862 s. 56.5; und eine Abhandlung über biefe 

Alten in Goldichmidte Zeitichrift für das gefanmte Handelsrecht, Bd. 7. S. 564. 

v), Es mag bemerkt werben, daß in letzter Zeit Preußiſche Erkenntniſſe durch 

gefandtichaftliche VBermittelung in Rußland mit gutem Erfolge und ohne weitere 
Zeitſchr. f. Geſetgebung u. Rechtspflege. I. 11 
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wiſchen Preußen und verſchiedenen en Staaten die gegenfei 
—— Werhättmfie burd b * Verträge georimet 10); 
—55 — Beſtimmungen ſind im allgemeinen —— und zwar 


„bie in Civilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen Ge 
ſetzen vollſtreckbaren richterlihen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und Agni- 
tionſreſolute oder Mandate ſollen, wenn fie von einem nad biefem Bertrage 
als kompetent anzuerkennenden Gerichte erlaffen find, auch in dem anderen 
Stante an dem bortigen Bermögen bed Sachfälligen unweigerlich vollſtreckt 
werden. Daffelbe fol auch rüdfichtlih der in Prozeffen vor dem kompe⸗ 
tenten Gericht gefchloffenen und nach den Geſetzen des letzteren vollftreckbaren 
Vergleiche ftattfinden. 

Wie weit Wechfel-Erkenntnifje auch gegen bie Perſon des Berurtheilten 
in dem andern Staate vollftredit werben Tönnen, ift im Artikel 27. beſtimmt. 

Art. 27. Wechſelklagen können fowohl bei dem Gerichte des Zab- 
Iungsortes, als bei dem Gerichte, bei welchem ber Beflagte feinen perſön⸗ 
lichen Gerichteitand hat, erhoben werden. | 

Wenn mehrere MWechjelihuldner zuſammen belangt werden, jo ift 
außer dem Gerichte bed Zahlungsortes jedes Gericht Eompetent, welchem 
Einer der Beklagten perjönlih unterworfen ift. 

Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechſfelklage anhängig 
gemacht ift, müſſen ſich bemnächft auch alle Wedhjelverpflichteten einlafien, 
welche von einer Partei in Gemäßheit der in den verichiedenen Staaten 
oder Zanbeötheilen beftehenden Prozeßgeſetze zur —— — beigelahen oder 
nach gehörig geichehener Streitverfimdigung belangt werben 


Koften in Doliftrefun ebracht find; De erei at ſich auf direkte Requifition der 
Grit e püntt nd fehl — ii I 47 —S a. a. O. ©. 86. 
—— 3 Sehe 1 ©. hate 
ei) olche Dertge nebelon ere geichlofien 
aolen Weimar, & amml. 1824 ©. 129. 1852 6 125., 1857 ©. 116. 
en-Altenbur .Samml. 1882 ©. 106, 1 7. 118. 


. 958 
aut ea inte, @el.. amml. 1834 ©. 124. 1857 ©. 114 


Safer ©. 353. 1859 ©. 339, 
Dur * Se. -Samml. Bus 289, 1857 ©. 115, 1860 ©. 110. 
Samml. 1840 
. Braunſch fündig, mmi. 1842 2* 1888 ©. 8 
. Schw arg. Gmnberthaufe Bel. Sam 1844 ©. r "1810 ©. 108. 
10 Selterr Pi —— amml. 1844 
1. Reuß älterer Linie, Geſ.Samml. 1888 e. 819., 1857 SS, 287. 
18. Anhalt-Deflau, Gef.-Samml. 1858 ©. 465. 1857 ©. 285 
13. Lippe-Detmold, Geſ.Samml. 1857 ©. Er 
14. © fen einig ngen, © SummL 1859 ©. 221. 


5. ck, Geſ.⸗ —— S. 833. 
Es paben jedoch diefe Bertrige für für ben Bezirk des ellationdgerichts uni Köln 
feine Geltu beltung. Do M tive jum Entwurf ine: Prozeßordnung für den Preu 
taat ©. 246. Nüdfichtlich eitigen Landestheile, in welchen das — 
ſche Red ! ae ——— en dem Groß m en ein befon- 
(oe mm 1 


10m) Sleie la —— Cdes Ein es Wechſel⸗ 
ordnung * 15 — — Ni —— 2 — — — An 
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Aus dem ergangenen Grfenntniffe ſoll felbft die Perfonal-Erekution 
gegen ben Schuldner bei den Gerichten des anderen Staats vollſtreckt werben, 
vorausgejeßt, daß der Schuldner zu denjenigen Perlonen gehört, gegen welche 
nad) den Geſetzen bes Staates bes requirirten Gerichtes der Werhielarreft . 
zuläffig ift. 


Meiner Anficht en durch diefe Verträge nicht nur die Gericht 
barkeits⸗V alter gen Landestheile, melde ur Zelt ber Vertrags: 
tragsabfchlüffe a „Dee gehörten md den bez then fremden Staaten 

geregelt, fondern he jest mit der Dreuhtichen Monarchie ver- 
Bundenen neueren. eötheile durch ihre Bereinigung unmittelbar 


gleiche | Vertragsrechte — en. Da ed jedoch in den erträgen ‚beist 
In, dem einen Staate ergangenen .... Erkenntni 
zue . B. m Hannover früher gefällten Erkenntniſſe ni nad ia 
ald im Trais en Staat ergangen betrachtet werden können, jo möchten 
jene älteren Erkenntniſſe auf Grund der Verträge noch feine Bollitred- 
arkeit verlangen men 
Die Motive Entwurfe einer Prozeßordnung en die 
weientlichen Granbfäpe, spe. helde von von den Dreufif en alktänbiid en Ge⸗ 
ten zur Zeit bei VBollftredung fremdländifcher Erkenntniſſe beobachtet 
werben, dahin zufammen: 


„1. Voölkerrechtlich beſteht keine Verpflichtung, im eigenen Staats 
gebiete die Urtheile der Gerichte eines anderen Staates zu vollftreden. Um 
jo weniger kann alfo der 8 30. a. a. D. zu Gunſten der Urtbeile eines 
Stanted angewendet werden, deſſen Geſetze die Gegenfeitigkeit ausjchließen”. 


Diefer Grumdfag möchte, in fofern er Die gegenmärtige Praris ber 
Preubilcen Derihtähöfe darftellen jet, ein etwas en dis Da oe gefaß Bf AS eö 
wirb vielmehr von ben bie Exekuti tern aud) bad 
Länbifce e Ge Ortenninip in jeiner —— erkannt. bie Bolftreduns 
ift aber bem Klon ı mitgetheilten $ 80. Tit. 24. Th. 1. ber Y. 8.0, 
von einer © equiſition des ausländiſchen Gerichts abhängig; unmittelbar 
von der Darteı, fet diefe auch in Preußen, unter —— — einer mit 
bem Vollſtreckbarkeits⸗Atteſt verſehenen Erlenntniß⸗Ausferti fertigumg, beim 
ee eftellte Erekutiond-Anträge mäüfjen nad dem Wortlaut des 

Geſetzes —— werden; m möchten dagegen etwaige Fälle nachweislich 
jein, in denen ji auf Anſuchen frembländi bilder Serkihte die Preußiſchen 
Gerichte nicht dingt rechtöwillfährig gezeigt hätten !ı). 


länder ift duch 8 6 a. a. O. der Gerichtsftand Begrünbet, fondern nur in fofern 

bieles a den ee fich rechtfertigt. Borchardt Wechſelordnung 
u 

11) "Sie im Bereiche des Rheinischen Rechts in Preußen ergangenen Erkennt⸗ 

nifle müſſen auch in ben übrigen anbestheien vollftreckt werben. Mat. rtenntnif 
8 Obertribunals in Berlin vom 6. September 1861 en rein Bd. 48 

& 16., dort find folgende Grundbfäge entwidelt: a. fir die Wirkung deo aus dam 

techtökräftigen Erkenntniſſe entipringenden obllgatortfchen Berhättnifien and 231 

den ganzen Umfang dieſer Wirku ung, ift das In dem Gebiete des Gerichté welches I 

——— erlaffen ha ad eltende Örtliche Recht maßgebend. db. Daher kann aus einem 

in dem Bereiche bes Beinifchen Neditd ergangenen Erkenntniſſe u nad Ablauf 
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Die erwähnten Motive fahren dann fort: 

„2. Die Frage, ob rũckſichtlich der Kompetenz des Gerichts, deſſen 
Urtheil vollſtreckt werden ſoll, ein Bedenken obwalte, iſt nach den in Preußen 
geltenden Kompetenzvorſchriften zu entſcheiden, jo daß bie —— untere 
bleibt, weim nah dieſen Borjchriften die Kompetenz fih als nicht be 
gründet barftellt. 

3. Einem preußijchen Untertban iſt es nicht geſtattet, fich durch frei⸗ 
willige Prorogation der Gerichtsbarkeit eines anderen Staates zu unterwerfen. 
Das Urtheil eines fremden Gerichts, deſſen Zuſtändigkeit auf eine ſolche 
unftatthafte freiwillige Deorogation ſich ſtützt, wird nicht vollſtreckt. 

4. Den preußiſchen Gerichten, welche um die Vollſtreckung erſucht 
werden, ſteht es im Uebrigen nicht zu, die Rechtmäßigkeit des zu voll⸗ 
ſtreckenden Urtheils und die Richtigkeit der ergangenen Entſcheidung einer 
neuen Prüfung zu unterziehen. 

5. Durch den vorftehenden Grundfag wird jedoch nicht ausgeſchlofſen, 
daß die preußiichen Gerichte die Bollitredung eines Urtheils abzulehnen 
haben, defſen Inhalt einem in Preußen geltenden Verbotsgeſetze widerftrebt 
oder deſſen Bollitredung mit zwingenden Rechtönormen des preußiichen 
Rechts und dem öffentlichen Recht des preußiſchen Staates fich nicht verträgt. 

6. Die Vollſtreckung erfolgt nad) Maßgabe der Borfchriften, welche 
in Preußen für das Exekutionsverfahren befteben. 

Ueber die Art und Weiſe der Vollſtreckung und das babei zu beob⸗ 
achtende Verfahren haben die preußiſchen Gerichte zu entfcheiden. 

7. Die Vollfſtreckung eines frembländifhen Urtheils ift nnflatthaft, 
welches, wenn es von einem preußiichen Gerichte erlaffen wäre, der Voll- 
ſtreckbarkeit entbehrte und dieſelbe insbeſondere durch Zeitablauf ver- 
loren He 12), 
| —— dieſes letztern Grundſatzes jet bemerkt. daß im Allgemeinen 

aus einem Erkenntniß nur innerhalb eines Jahres nach beſchrittener Rechts⸗ 

kraft die Exekution nachgeſucht werden kann, innerhalb fünf Jahren von 

demſelben Zeitpunkt ab gerechnet fteht aus dem Er ne der Mandats⸗ 

prozeß & nad) Ablauf * Friſt ift im gewöhnlichen Prozeß zur klagen.) 

as Ober⸗Tribunal bat unter No. 384. das Präjudiz eingetragen: 

„Aus Etkenntniſſen ausländiſcher Serihte findet Die Indikatsklage 

mi t ftatt. Ebenjowenig iſt eine, ledi il auf ein folches Erienntuth, 

nicht auf dad uriprüngliche Sadverhältn ‚ gegründete Klage in einem 

lan ſummariſchen Berfahren, oder im gewöhnlichen — 2 — zu⸗ 
zulaſſen.“ 

Die Gründe hierfür ſind in den Entſcheidungen des Ober⸗Tribu⸗ 


eines —*2 in dem ide der Allg. Gerichtöordnung die Exekution nachgefucht 
Rn vergleich en die Berf. des Juftizminiſters vom 14. Februar 1341. 
a edn ——— latt Der bun * 


S. Is FR ferner Erkenntniß des O 
2. Zu 5 bei ab —— Me nt Befeti ua von Some treitige 
ni einige Beitimmun en ur Befeitigun bon om 
keiten unter verf iedenen Sei ion G * amml. 1 36. 69). 
12) Vgl Dagegen oben 
13) Daß auch dieſe —* ei, eine Judikatsklage fei, ift vom Obertribunal 
im Erkenntniß vom 2. Dezember 1857, Entſch. Bd. 3. S. 280. ausdrũcklich anerkannt. 
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nald Bd. 3. ©. 277. abgedrudt; dieſelben find lediglich negirend und 
befagen, dab 8 2. No. 1. 8 14. Tit. 28., $ 30. Tit. 24., 88 65. 66. 
der Einleitung der Allgemeinen Gerichtsordnung eine folche Klage nicht 
ala — nachweiſen; die auf $ 30. a. a. D. fidh gründende Voll⸗ 
ftredbarkeit ftelle eine nicht dehnbare Ausnahme dar. 

Namentlich heißt es dafelbit: „Ueberdies gi die Exekution aus⸗ 
laͤndiſcher Urtel nicht auf den Antrag der Partei, ſondern nur auf An⸗ 
ſuchen des fremden Gerichts, und muß nach vorgängiger Drlfım der 
Kompetenz, oder der fonit bei der Sadye felbft vorhandenen mftänbe 
verhängt werden. Dedhalb ift mit Grund anzunehmen, daß die Zus 
läffigfeit von Klagen aus fremden Urtheilen vom Gefepgeber ebenfalls an 
gewiſſe Bedingungen würde gefmüpft worden fein.“ '*) 

Am 5. Mat 1857 hatte dad Ober-Tribumal in Berlin folgenden 
Fall zu enticheiden: 1°) 

Der damald in ber Rheinprovinz wohnhafte Kaufmann %. war 
durch Erkenntniß des Rheiniſchen Handelsgerichts in Krefeld vom 17. Ditos _ 
ber 1845 zur Zahlung von 57 Thlr. 24 Sgr. für empfangene Waaren 
verurtheilt worden, und blieb die Erefution gegen ihn fruchtlos. Später 
verlegte der Kaufmann 3. feinen Wohnſitz nach Lüdenfcheid in Weft- 
phalen, woſelbſt die Allgemeine Gerichtöordnung gilt, und ftellte nun⸗ 
mehr der Gläubiger auf Grumd jenes Urtbeild vom 17. Oftober 1845 
gegen den Kaufmann %. vor dem Kreisgericht in Lüdenſcheid die Judi⸗ 
atöflage an. Der Berklagte wandte ein, daß aus einem auatänbilchen 
beziehungsweiſe —** Urtheile die Judikatsklage bei einem 
altpreußiſchen Gericht unzuläffig jet und verlangte die-Abweifung des 
Klägerd. Demgemäh erfannte das Gericht erfter Inftanz, wogegen dad 
Appellationögeriht zu Hamm ben Berflagten verurtheilte; dieſer zif 
gar noch die Nichtigkeitsbeſchwerde, ed verwarf dad Ober- Tribunal jes 

och ſolche ald unbegründet. 

Es ift zuerft ausgeführt, daß der 8 14. Tit. 28. Thl. I. der Allgem. 
Gerichtsordnung nur verordne, dab wenn aus einem Judikat wegen ab⸗ 

elaufener (in der Regel einjähriger) Friſt die Exekution nicht mehr 
tatthaft jet, auf die dann anzuftellende neue Klage, fo lange jet er: 
gangenem Judikate noch nicht fünf Fahre abgelaufen jeten, tn dem damals 
noch geltenden Erefutiv-Prozeffe zu verhandeln und zu entfcheiden de 
Dagegen enthalte dies Geſeß !%) feine Entfcheidung darüber, ob das Er» 
fenntniß, aud welchem von Neuem geklagt werde, von einem inländiſchen 
oder ausländiſchen, von einem Gerichte der Preußiſchen Rheinprovinz 
oder anderer Preußiſcher Provinzen erlafjen fen müfje 1”). 


?4) Hiermit ftimmt eine Ältere Eutfcpeibung des Obertribunald vom 5. Aprif 1818 
in Simon und v. Strampff Rechtsſprüche Bd. 1. S. 28. überein. 
13) Striethorft Archiv Bd. 24. ©. 262. 
4 en er biftorifchen Entwidelung vgl. Koch, der Preußifche Eivil- 
vr 12, In dem Erkenntniſſe bes Obertribunals vom 2. Dezember 1837, —5— 
Bd. 3. S. 280. heißt ed: „Denn ſowie die Allg. Gerichtsordnung für die Preußiſchen 
Staaten nur von Prozeſſen handelt, die bei den die eitigen Gerichten inſtruirt u 
entfchieden werden, jo waren audy an biefer Stelle (8. 14. Tit. 28. Th. 1. der Allg. 
Gerichtsordnung) nur die Judikate Preußifcher Gerichtöhöfe gemeint. 
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Schließlich heit ed dann: . 

„Der gefeplidhen Beitimmung des $ 30. Tit. 24. Thl. L der 
Allgem. Gerichtöordnung ungeachtet, ift nun zwar in einem Erkenntniſſe 
des Dber-Tribunald vom 2. Dezember 1837 (Entideid. Bd. 3. ©. 277.) 
angenommen, dab aus Erkenntniſſen ausländiicher Gerichte die Judi⸗ 
fatöllage weder in dem (damaligen) famamar Verfahren, no im 

wöhnlichen Prozeſſe zuzulaſſen jei. Die Richtigkeit Diefer, im ihrer 
Igemeinheit erheblichen Bedenten Raum gebenden Anſicht kann indeß 
bier dahin geftellt bleiben, weil es ſich hier nicht um ein { 
eined ausländischen, jondern um ein Urtheil eines Preußiichen Gerichts 
di welches eben nicht nach ausländischen, fondern nad) Rheinif 
rogeßverfahren zu enticheiden gehabt bat. Derartigen Erkenntniſſen, 
wenn fie von einem auch nach ausländischen Prozeßgeſetzen kompetenten 
Gerichte erlaffen mb außerhalb der Nheinprovinz das Anerkenniniß der 
töfraft und jomit der daraus folgenden Klagbarkeit zu verfagen, 
fehlt ed an jedem äußeren und inneren Grunde, da fein Geſet 
eine ſolche Berfagung anordnet, und derjelben Staatögewalt, welche den 
Erkenntniſſen der fompetenten Rheiniſchen Gerichte überhaupt ie 
Wirkſamkeit verleiht, nicht die Abſicht unterlegt werden Tann, daß fie 
ihnen dieſe Wirkſamkeit nur für eine — habe beilegen, und da⸗ 
gegen für alle übrigen Theile des Staatsgebietes habe vorenthalten 
wollen. Die Vollitredbarkeit der Erkenntniſſe Rheinpreußiſcher Gerichte 
in den altländifchen Provinzen ift denn auch im Allgemeinen niemals 
bezweifelt, vielmehr fomwohl von den Gerichten ald von den Minifterien 
anerkannt worden. Zwar haben ſolche Erkenntniſſe Rheiniſcher Gerichte, 
welche gegen Bewohner ber älteren Landestheile ohne perjönliche 
weſenheit in ber Nheinprovinz lediglih auf Grund des Art. 420. der 
Rheiniſchen Givilprogeß-Drdnung ergangen waren, zu Zweifeln über ihre 
Bollftredbarkeit darum; Beranlajjung gegeben, weil die Allgem. Gerichtö- 
ordnung ($ 150. I. 2.) das forum contractus nicht in dem Umfange 
des Art. 420. anerfennt, und derartige Erfenntniffe Rheiniſcher Gerichte 
daher einen Eingriff in die Jurisdiktion ber altländiichen Gerichte 
enthalten jcheinen. Ein Erkenntniß diefer Art liegt jedoch hier nicht 
vor, da der Verklagte bei Infinuation der, dem Urtheil vom 17. Oktober 
1845 vorangegangenen Vorladung unbeftritten im Amtsbezirke des Hau« 
delsgerichts zu Krefeld gewohnt hat, dieſes Gericht mithin damals auch 
nach den Vorſchriften der Allgem. Gerichtsordnung unftreitig Tompetent 
gewejen iſt. Weberdied haben jene Bedenten durch das Gejeh von 2. Mai 
1853 (Gej.-Samml. ©. 169.), unter gleichzeitiger Modififation der Ar 
tifel 420. ff., dahin Erledigung gefunden, daß ſelbſt der vermeintliche 
Mangel der Kompetenz bed erlennenden Gerichtes die Vollſtreckbarkeit 
ſeines Urtheild durch ein anderes inländifches Gericht fortan nicht mehr 
aufhalten fol, — eine Beitimmung, welde zwar, wie gebacht, den vor⸗ 
Itegenden Fall nicht unmittelbar berührt, aber zu dem Rüdlöln e berechtigt, 
daß auch Schon früher in ſolchen Fällen, wo wie hier die Kompetenz des Rhei⸗ 
niſchen Gerichts nicht in Frage zu ftellen war, die Exckution und Togemeite 
auch die Klage aus Grfenntniffen Rheinpreußiſcher Gerichte in allen Ge⸗ 
bieten des Preußiſchen Staates keinem Zweifel unterlegen hat.“ 


AT TE 3 TE 3 TED 3 MED Ur GE ⏑ TU ur Wi TH 3 Ti BE Tr RO TB Ur Ei wu rn 





und in den altländiichen Probinzen Preußens. 168 


Wenn in biefer Entſcheidung das oben mitgetheilte Präjubiz ala 
ein zu erheblichen Bedenken Raum gebendes bar tft, fo tft es in 
dem Erkenntniß vom 22. September 1863 (Strietborft Archiv, Bd. 50. 
&. 257.) wiederum anerkannt. In bem bier beuribn en Kalle war ber 
Kläger duch Erfenntni des Öropberzogtich Medlenburgiichen Ober⸗ 
Appellationögerichtes in Roftod vom 10. Rovember 1856 unter Zurlaft- 
legung der Koften abgewiefen. Auf Grund beffen verlangte der bort 
Berflagte, nunmehrige Kläger, die Grftattung ber durch gerichtliche Feſt⸗ 
——— nachgewieſenen Koſten, und hat das Ober⸗Tribmial ben 

ſpruch für be et erachtet und nach der Faſſung bei Striethorft 
folgenden Grundſatz angenommen: 

Die Klage auf renden der Progeifoften, zu welcher der Ber: 

fagte im Vorprozeſſe ald Kläger und ald in der Hauptſache unter» 
liegender Theil verurtheilt worden, hat die Natur einer Entſchädigungs⸗ 

Plage, weldye baburc) daß fie auf die Rechtäfraft des Erkenntniſſes 

fm Borprozeffe geftäßt wird, nicht die Natur der Indikatsklage an- 
nimmt 


Daher tft die auf einem ausländif Urtheile, in welchem ber 
Kläger ımter Abweiſung feines Klageantpruches zug eich zur Erftattung 
der Deozehoften verurtheilt worden ift, geftüste Klage bet inländiſchen 
Gerichten zuläffig.* 

Als Judikatsklage wäre der Anſpruch nicht durchführbar gewejen, 
dagegen tft dem Kläger dadurch geholfen, hob In feiner Ford ı be 
Schädenserfapanfpruc erfannt if. Wenn died in dem einzelnen Falle 
ein helfendes Auskunftsmittel darftellte, jo muß bisher als die feitgehal- 
tene Praxis des Obertribunald, dem ſich aud die Gerichte erfter und 
zweiter Snftanz angejchloffen haben, das oben angeführte Präjudiz: 

Aus Erkenntniſſen ausländifcher Gerichte findet die Judikatsklage hr 
ftatt; ebenſowenig ift eine lediglich auf ein ſolches Grfenninih, nicht 
auf das urfprünglihe Sachverhältniß gegründete Klage in einem an⸗ 
en fummarifcien Verfahren, oder gewöhnlichen Prozeſſe zuzu⸗ 
en. 
angegeben werden. 

Als begründet möchte aber Hejer Sap nicht anzuerkennen fein, 
denn dad Exekutionsgeſuch ift materiell aud nichts anderes als eine 
Zubifatöflage '*) und die ex judicato angeftrengten Klagen, mögen fie 
bei Innehaltung der fünfjährtgen Friſt den Mandatsprozeß * 8 1. 
No. 3. der Progehordnung vom 1. Juni 1833 (Geſ.Samml. ©. 37.) 
begründen, oder nad) Ablauf diefer Zeit nur noch im gewöhnlichen Ver⸗ 
fahren zuzulaſſen feien, find nur erneute an gewiſſe Vorbedingingen 

üpfte Santräge. Die Sache ſelbſt kanm einmal 

in Erorterung genommen werben, ſondern iſt durch dad nur zeitig nicht 
mehr vollitredbare Erkenntniß ein für allemal feſtgeſtellt.i0) 


18) 9, Betbmann-Hollweg der roͤmiſche Civilprozeß Bd. 2. ©. 682. 
19) Koch Lehrbuch des Prenftfchen geme nen Privatrechte 8201.; Richter 
vnd Schueiders kritiſche Jahrbücher Bd. 7. S. 258. ” 
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Aus den mitgetpeitten Erkenntniſſen des Obertribumals vom 5. Mat 
1857 und 6. September 1861 folgt für die neu erworbenen Landes- 
teile dab die daſelbſt von ben nunmehrigen Königlih Preußiſchen 
erichten gefprochenen Erfenntnijfe im ganzen Berid der Monardyte 
vollſtreckbar find. Die Eine einzige vo diehenbe Gewalt im Staate, 
für die es rüdfichtlich der Vollſtreckbarkeit der —— geſetzlich ge⸗ 
ordnet iſt, wenn ſie in Thätigkeit tritt, Tann inner bed Staates 
räumlich nicht J ränkt ſein. Auf die Preußiſchen Erkenntniſſe jener 
Landestheile wird ſeiner Zeit auch im Bereich der Aigem. Gerichtsordnung, 
falls bis dahin nicht eine neue Geſammtgeſetzgebung das Verf 
geregelt hätte, die Judikatsklage gegründet werden koͤnnen. Da j 
erit vermöge der durch dad Gejep auögefprochenen Bereinigung jene 
Eanbeätheile zur Preußiſchen Monarchie geeint find, jo verbleiben die 
bis zu dieſem Zeitpunkt gefällten Erfenntniffe aud noch frembländifche, 
und damit bie für ſolche gegebenen gejeglichen Beſtimmungen maßgebend. 
Schließlich ſeien der vorftehenden Sufammentell welche aus⸗ 
drücklich auf eine vollſtändige Entwickelung des Gegenſtandes feinen An— 
pub macht, diejenigen Paragraphen bes Ken einer Prozeßordnung 
in bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten für den Preußiſchen Staat (Berlin 1864) 
— ‚ welche von der Vollſtreckbarkeit ausländiſcher Erkenntniſſe 
eln. 


8% 971. Aus dem Urtheil eines ausländiſchen Gerichts findet im In⸗ 
lande eine Zwangsvollftredung nur dann ftatt, werm dafjelbe von einem 
inländifchen Gericht für vollftredbar erklärt ift. Zu 
8 972. Die Seftfegung der Vollſtreckbarkeit eines auslaͤndiſchen Ur- 
theils ift unftatthaft: 

1. wenn es nad) ten Geſetzen des Staats, in welchem es erlaffen ift, 
noch nicht die Rechtskraft erlangt hat; 

2. wenn bad Gericht, welches im erften Rechtszuge erkannt bat, nach den 
inlaͤndiſchen Geſetzen nicht zuftändig war; 

3. werm der Inhalt des Urtheils einem inländifchen Verbotsgeſetze wider⸗ 
ftrebt, oder mit zwingenden Rechtenormen des inländiichen Rechts 
oder mit dem Sffentlichen Recht des Inlandes fid) nicht verträgt. 

& 973. Bei ber Prüfung, ob das Urtheil des ausländifchen Gerichts 
für vollſtreckbar zu erflären jei, iſt eine Prüfung ber Richtigkeit der darin 
enthaltenen Entſcheidung ausgefchloflen. 

& 974. Die Feſtſetzung ber VBollftredbarleit Tann bei dem Bor 
fitenden eines jeden ordentlichen Kollegialgerichts des erften Rechtszuges 
nachgeſucht werden. 

8 975. Wirb das Geſuch für begründet erachtet, fo ift das Urtheil 
von dem. Vorfitenden nach Maßgabe der 88 960. und 961. mit bem 
Zeugnifie der Vollſtreckbarkeit zu verſehen. 

Erachtet der Vorfigende das Geſuch für nicht begründet, ober findet 
er bie Zuläffigfeit beffelben bedenklich, jo bat er es zurückzuweiſen. Gegen 
bie zurüchweifende Verfügung findet ein Rechtsmittel nicht ftatt. 

8 976. Sit von dem Vorſitzenden das Zeugniß der Vollſtreckbarkeit 
ertheilt, jo ift der Schuldner befugt, die Wiederaufhebung des Zengniffes bei 
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dem Gericht im Wege ter Klage zu beantragen. Hinfichtlich ber einftwei- 
ligen Ausjegung der Vollftredlung gelten die 88 1021. bis 1023. 

$ 977. Der Gläubiger ift befugt, die Feſtſetzung der Vollſtreckbarkeit 
im Wege der Klage bei jedem ordentlichen Kollegialgericht bes erften Rechts 
zuges zu begehren, ohne Unterſchied, ob die ablehnende Entſcheidung des 
Borfigenden vorausgegangen ift, oder nicht. 

8 978. Zür die in den 88 976. und 977. bezeichneten Klagen 
findet das vereinfuchte Verfahren ftatt. 

8 979. Betrifft das Urtheil einen Gegenftand, für welchen nad) 
8 47. Ziffer 1. die Zuftändigfeit des Cinzelrichters begründet ift, fo tritt 
diefer an die Stelle des Kollegialgerichts und deffen Borfitenden. 

$ 980. Wenn die Vollſtreckbarkeit anf erhobene Klage durch Urtheil 
des Gerichts feftgefeßt ift, jo findet tie Vollftredung nur anf Grund einer 
vollſtreclbaren Ausfertigung biefes Urtheils ftatt. 

8 981. Die Art der Bollftredung des Urtheils eines auslänbtichen 
Gerichts beſtiumt ſich nach den inländiſchen Geſetzen. 


Der Reziprozität 2% iſt nicht ausdrücklich gedacht, doch heißt es in 
den Motiven, Ein F Reziprozität und v nubere Stantovertiig f 
beziehender Borbehalt iſt, wie in ähnlichen Fällen, als jelbftwerftandli 

iht aufgenommen?®. tederlegung deſſen jei auf dad von Mitter⸗ 
maier im Archiv für civiliftiihe Praxis Bd. 14. ©. 108. Gefagte 
Bezug genommen, und ber Wunſch auögefprochen, daß von einem ſolchen 
Borbedingniß abgejehen werden möchte. 

Der $ 982. des Entwurfes beftimmt endlich noch: 


„Dee über einen rechtshängigen Gegenftand zwiſchen Den Parteien vor 
einem inländifhen Richter abgefchloffene Vergleich fteht in Betreff der Zu- 
täffigfeit ber Zwangsvollſtreckung dem rechtäfräftigen Urtheile gleich”. 


Auch hier möchte der internationale Sertehr eine Gleichitellu 
der im Inlande und Auslande aufgenommenen Alte erfordern, wohurd 
dann zugleich bedingt wäre, daß auch die notariellen Vergleiche mit exe⸗ 
kutiviſcher Kraft zu verſehen feten*). 


20) Wegen des MWiedervergeltungsrechts vgl. bie jest veraltete K.Ordre bezüglich 
der Kurbeiftfchen Unterthanen (Geſ.Samml. 1837 ©. 139.) und — der —* 
Unterthanen den Allerh. Erlaß vom 29. Dezember 1862 (Geſ.Samml. 1853 ©. 19). 
”) Die Redaktion bittet bei ber hervorragenden en Wi ei, 

die Frage bei dem immer weiter fidy ausdehnenden Handelsperkehr bat, auch aus 
den nen worbenen Ländern Mittheilungen über den dortigen Stand berielben zugehen 
Zu en. 
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IX. 


Dad Konkuröverfahren in Franffurt am Rain. 
Vom Herm Stadtgerihtsratb Dr. Wolff zu Frankfurt a. M. 


81. 
Einleitung. 


Da es der auögejprochene Zwed Ba ai i aur bie 
Kenntniß der in den neu einverleibten T ih ——— 
in den altländiſchen Provinzen zu 2 — o auch auf 
Mängel in ber Geſetgebung jener neuen Landestheile — zu 
machen und berechtigten den auf Abänderung Ausdrud zu ver 
lethen, fo habe ich mir erlaubt aldbald in Bezug auf Brantinst am 
Main einen © en Be beraußzugreifen, über defien Bebürftigfeit ber 
gelebaeberiichen ülfe an Ort‘ und Stelle nur eine Anfi Hat heriht- 
eben dem Pro ei ahren im Allgemeinen en giebt eö jet lich kein 
Rechtsgebiet, auf welchem eine Reform fo dringend nöthig i be Ro erade 
auf dem Gebiete des Konkursprozeſſes. Vorzüge beſitt unse er &o 
verfahren gerabezu gar keine, An ängeln hi ed Dagegen überreidh, denn 
ed ift nicht nur Ic foftfpielig, und ange g, fondern e8 nimmt auch 
bem Gemeinſchuldner Iomoß! p —* den —* ern get alle und jede Ges 
legenheit zu einer thäligen und Theilnahme. dem 
Boden des gemeinen deutſchen Fee vr Mer Sand bie - im 
Frankfurt am Main dad Konkuröverfahren weniger dur d etz⸗ 
ebung als durch die geichtaagrie nur nad einer Seite hin im An⸗ 
Ping unbedeutende, mit d jedoch zunehmende und ben g 
Charakter des Konkursprozeſſes ——— Modifikationen erlitten, 
und zwar in der Weiſe, daß an die Stelle des Gläubiger-Konfortiums, 
welches unter Leitung und Oberaufficht des Gericht und vor biefem 
feine Rechte gegen den Gemeinjchuldner verfolgt, der von bem Gerishte 
ohne jede Mitwirkung der Gläubiger emannte Maff ——— der * 
mal zugleich auch zum Kontradiktor beſtellt wird, etreten iſt, der nım. 
in weniger Faͤllen an die Genehmigung des Gerichts gebunden, im 
—* faft unbeſchränkt, ohne irfung der — er und des 
einſchuldners, Wi: der ale nad) feinem beften Ermeſſen, was mit 
— orten doch auch nur eine, wenn auch modifigerte Art ded 
Beliebens tft, fchaltet, äußerlich Dagegen in dem fi ganz nad ben 
segeln und unter ben Formen eined wirklichen Progefjes abfpi enden 
ahren, faſt nur in ber Rolle bes beflagten Theils auftritt, mit dem 
—5* Unterſchiede, daß er nicht ſelbſt Partei iſt, ſondern zugleich als 
Sequeſter über das Vermoͤgen eines Dritten, deſſen Intereſſen er zu 
wahren hat, erſcheint. Obgleich alſo dieſer Dritte ed ift, deiten Rechte 
und Verpflichtungen allein im Frage kommen, jo kommt doch diefer Dritte 








Wolff: Des Konkuröuerfahren in Fraukffurt am Main. 167. 


während des eigentlichen Konkursverfahrens nie zum Vorſchein, er ſpi 
Kosten hinter den Kouliſſen und auch dort m fo icher Weiſe, 
dab er jogar den meilten Mitwirkenden in der Regel volljtändig ver 
borgen bleiben wird. 

Schon aus diejen wenigen Grundzügen wird fich erlennen laſſen, 
dab das Konkuröverfahren, fo wie es in Sranffurt allmälig ges 
ftaltet hat, man fann wohl fagen geradezu auf Abwege gerathen tft. 
Gleihwohl war in der Grofiberzoglichen Zeit durch die Prozehorbnung 
vom 7. Oktober 1812 (die VBorjchriften über das Konkursverfahren 
finden ſich daſelbſt im erjten Theile des exften Buchs in Titel 48.50.) 
ein bei Weitem zweckmäßigeres und gejunden Rechtsgrundſätzen ent 
Iprehendered Berfahren eingeführt worden )_ Indeſſen wurde mit ber 
Auflöfuma des Örobher yihma Sranffurt mü anderen Großherzog» 
lichen Geiepen auch die Drogehorbmung, einſchließlich der Konkursordnung, 
wieder vollſtändig beſeitigt und kehrte man zu den alten Geſetzen, bez. 


nung des proviſoriſchen — die bereits bekannten Glaͤubiger zu hören find 
orfchlag gebunden iſt, wenn die Webrheit af eint und 


Glaͤubiger Iegt:; ber Art. 508., der den —— das Recht einräumt, dem Maſſen⸗ 


ze gerech Ku 
Befugnifle dadurch feit, daß er beftimmt, daß biejelben die glei 
der Kuratoren über Minderjährige. und da 
wunbioaftlice Amt ausübe; ‚der Art. 515. beitimmt, ba Maflekuratoren den 
Gläubigern Rechnung über ihre Verwaltung mit Beſcheinigung aller Ausgaben 
und Belegung der Einnahmen burch bad tliche Inventar zu ftellen, bat die Gläu- 
biger dazu einen Ausjchuß ernennen, nad deſſen —— dad Konkursgericht Dig 
Rechnung prüft, und wenn fein Anftand obwaltet, genehmigt; der Art. 516, daß das 
Honorar des Kuratord nach vorgängiger VBernehmung der Gläubiger von dem Gerichte 
nach billigem Ermeflen beftimmt wird; der Axt. 517., daß der Kurator fich der Rechts⸗ 
anwaälte per, Deloranne von Rerhtöftreitigleiten nur mit Genehmigung bes Gerichts 
bedienen darf; daß bie Rechnungen derjelben, ſowie bed Kontradiktors gerichtlich tarirt 
werden müflen und ohne gerichtliche Taration von dem Kurator nicht begeht werden 
dürfen; der Art. 522. daß der zur Leitung bes Liquidations und Privritätöverfahrend 
zu beftellende Gerichtölommiflär eine Uebereinkunft der Gläubiger unter fidh, 
welche fie bie angemelbeten Korderungen ohne Beweis oder Liquidation für liquid are 
nehmen, und über die Diafienvertheitung ich unter einander vereinigen, auf alle Art 
örbere; ber Art. 580.: daß ehe der Richter erkennen darf, daß der zahlungdunfähige 
Schulpner für einen blos unglüdlichen aber redlichen Falliten zu achten, und demnach 
Rechtswohlthat der Güterabtretung zugulaffen fei, der Kurator und ber etwa be» 
fee Gläubiger-Ansfcuß mit ihren Erinmerungen gehört werden en, daß ber 
ichter jedoch mit Berudlichtigung der aus dem Mafje-Inventar, den Berichten ber 
Diaffeverweler über den m des Vermögensftandes, der Bücher und Papiere des 
Gemeinfchuldners und den Konkursakten überhaupt fich herausſtellenden Thatumftände 
von Amtöwegen erkenne, Inbejien porher über Die Zulaffung zur Rechtewohlthat ber 
Güterabtretung der Staatöprofurator mit feinen Anträgen zu hören jet; die Art. 547. 
und 548., daß ein Nach(afnerkrag oder Moratorium gültiger Weiſe uur dann be— 
willigt werden kann, wenn eine ſolche Mehrheit der Gläubiger, daß die liquiden For⸗ 
derungen berjelben nicht unter drei ee fe der aanzen Schuldenmafle beitragen, ben 
betreffenden Anträgen yultimmt; ſowie daß bei der Berechnung der Mehrheit der län 
biger privilegirte oder durch Hypotheken geficherte Glaͤubiger nicht mitgezaͤhlt werben zc. 
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Gerichtspraxis zurüd. Crft im Jahre 1837 entſchloß man fich, ein 
i often Ge * ehe —— de Glaubi en pr — — 
afſen. es e Gefep, welches indeſſen nicht ohne i i 
iſt en im Grunde genommen auch die ! ige Errungenfdaf, weiche 
eit dem Jahre 1816 auf dem Gebiete der Gejepgebung für dad Kon⸗ 
sverfahren ae en it 
Im Nachfolgenden ſoll nun der Verſuch gemacht werden, im Ver⸗ 
leich mit dem gemeinen Konkursprozeß, an welchen ſich ber Aranl- 
fe Konkursprozeß trotz feiner einfettigen Verwiſchung und Alterirung 
Grundzüge deijelben gleihwohl überall anlehnt und in dem 
feine Grgänzung findet, die Mängel des lepteren mehr im Detail darzu⸗ 
egen. Ich werde dann auch Die Belegen finden, einige Bemerkungen 
über die preußtfche Konkursgeſetzgebung anzuknüpfen. 


g.2. 
Die Erlennung und Einleitung bed Konkursverfahrens. 


Soll der formelle Konkurs über dad Vermögen des Sculiners 
erfannt werden, fo bildet ed die Regel, daß der Schuldner ft dem 


Gerichte (Stadtamt oder Stadtgeridht, je nad) dem ögensitande, da, 
wenn bie Aftivmafje nicht mehr als 300 Gulden beträgt, dad Stabtamt, 
und wenn die Aktivmaſſe mehr als die genannte Summe beträgt, das 
Stadtgeriht den Konkurs zu erfennen hat) feine Injolvenz t und 
damit gewöhnlich auch die Bitte verbindet, ihn — der 
Güterabtretung (cessio bonorum) Aula: tt dieſer Inſolvenz⸗ 
Anzeige iſt zugleich eine den Beftand iven und Paffiven wenig⸗ 
ſtens * ch ausweiſende Vermoͤgensbilanz zu überreihen?), Wer es 
affen hat, dem wird aufgegeben, foldyes fort nachzuholen. Das 
Gericht prüft dann nur, ob ed auch für die Konkurserlennung fompetent 
ft, und ob auch realifirbare Aktiva vorhanden find, worauf es —* 
den Konkurs erkennt, die Siſtirung der Erefutionen verfügt, dem 
richtöfefretair die De mögens-Obfignakion aufträgt, und zugleich eine 
Sagfabrt zur Anmeldung der Forderungen und Klarftellung der bean- 
tragten Vorzugsrechte anberaumt, fowte öffentliche Ladung an die Gläu- 
biger verübt, was Alles fofort in dem decretum de aperiundo concursu 
wir 


g 

Befindet ſich der Schuldner in Schuldhaft, ſo wird er in der 
Regel mit dem Augenblick, wo der Konkurs über ſen Bermögen erkannt 
wird, der Schuldhaft entlafien, e8 müßte benn der Verdacht eined be 
träglihen Bankrotts oder daß der Schulbner flüchtig gehen werde, 


vorliegen ?). 


2 er otehorbuun vom 24. Februar 1631 Art. I, Falliten⸗Ordnung vo 
3. Zur 178 din I 8 6 5 mung Dom 


) Die Beftimmungen ber Art. IL und III. der Balliten-Ordnung von 1708, 
daß fich alsbald der Perfon des infolventen Schuldners zu verfichern ſei und daß der⸗ 
ß wenn er flůchtig ‚geworden, Kette ich zu verfolgen fei, find in dieſer Schärfe 
ängft außer Uebung gefommen. wird nur, wenn Gefahr auf dem Berzuge ift, 
ber Gemeinſchuldner der Zlucht ober des Betrugs verdächtig ift, von dem Konkure- 
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Macht der Schuldner nicht jelbft Die Anzeige feiner Infolvenz bei 
ben Gerichte, jo nimmt Diefeö feine Notiz davon, wenn ihm auf anderem 
Wege, % ed, indem von Schuldner acceptirte je in Proteft 

den, ei ed auf welchem Wege fonft Kenn von von der faftiichen In⸗ 
ß olvenz des Schuldners wird. Das Gericht ſchreitet in der Regel erſt 
dann ein, wenn von Seiten eines oder mehrerer Gläubiger der Antrag 
auf Konkurs⸗Erlennung geſtellt wird, oder Maar von Angehörigen des 
Schuldners oder ſeinem Ko toirperfonal u. f. w. dem Gerichte die 
örmliche Anzeige gemacht wird, daß ber Sipuibner flüchtig geworden 
ar) Sept et ft jtellt das Gericht eine, wenn glei nur ſummariſ 
Unterſuchun —— an, ob der Schuldner die hinreichenden Mittel 

befigt, um ine € Gläubiger u De Es läßt den Schuldner ſo⸗ 
fort zitiren und vernehmen, und giebt ihm auf, eine Vermoͤgensbilanz 
oral F * der Schuldner tig geworben, ober geht die vorge⸗ 

legte u Zweifeln Raum, ie vorha Aktiven auch zur 
kung be affiva binreichen, ob jene —S auch den von dem 
Schuldner —2 Werth erreichen, jo ernennt dad Gericht einen 
Curator bonorum, ber von dem Gerichte beeidigt umd angewieſen wird, 
nach — Unterſuchung des Vermoͤgenszuſtandes dem Gerichte 
hierüber zu berichten. Yallt diefer Bericht ungünſtig aus, jo erfennt 
bad Gericht ohne Weiteres den Konfurd. Gegen Konkurd-Erfenntniffe 

er Art find übrigen die gewöhnlichen Rechtsmittel mit Suöpenfiv- 

ekt zulä 18 4); fel Ierftänd ich bi es indeſſen bet den jchon während 
ber Dauer der cura bonorum angeoröneten Belahen rigen Maßregeln 
zur Sicherung der Altipmaſſe einſtweilen fein 

Das Srankfurter echt ie eigt jdn in Bezug m die Konkurs⸗ 
eröffmmg darin von dem gemeinen Rechte ab, daß darauf, ob auch die 
—— ind alfo diejenigen, die doch bei der Konkurderfennung allein 
intereifirt find, den Konkurs wollen, von Seiten bes Gerichtd gar feine 
Recht 5 genommen wird. Der Grundſatz, dab nur die Gläubiger ein 
Recht haben, auf Eröffnung des Konkurſes zu dringen, und ne; fie 
über den Antrag des Schuldnerd den Konfurd zu erfennen zu bören 
find), ift der Prarid der Frankfurter Gerichte durchaus fremb. 


gericht auf Serhaftung des Sch uldnerd ertannt, und auch da nur auf Antrag des Ku- 
rators oder Anzeige eined der Slkusı er. Das Weitere dann die Staatsanwalt» 
Ihaft zu Veran en, der zu diefem Behufe die Konkursakten zur Einſichtnahme mit⸗ 
Nein von der Staatsanwaltichaft Kat nunme r auch die ſteckbriefliche 


auszu 
—* en vr die Beftimmungen der preubiihen Konkursordnun in $ 137. ff 

3“) Die preußiiche Konfursordnung vom 8. Mai 1855 verordnet in $ 113. f 

ng auf Kau sute, a Konkurs zu © u a ſei, —* — *5* aus 
imeihe erhellt, b einfgulbn ch in dem Zu tanb- er Zahlım Kun —8 — 
keit befinde. Das — weiber Archiv Bd. ge.) at euge- 
führt, daß 3 Iungsunfäbigteit nicht identifch fei mit Bermbgesun ulaͤnglichkeit. A 
damtt iſt die Antwort der ſchwierigen Frage,“ wann im konkreten jun bie Zahlunge« 
Fe gr Jerhane nd —e— I, eenfe wenig gegeben. Vgl. Koch Prozeß⸗ 
ordnung (5 und 1001. 

1) —8 — — 

5) Linde a —W wegie des Konfurdpengefied 98 45 und 46.5 
Schmid Handbud) des — — es . 282. 283 
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Ebenſo wird von dem Konkursgerichte als folchem (entgegen ber 
Lehre ded gemeinen Rechts e) andy nicht der geringfte Berjud von Amts- 
wegen gemacht, um bad Konkursverfahren durch Erzielung eine® Arran- 

ement3 zwifchen dem Gemeinfchuldner und jeinen Gläubigern abzuwen⸗ 
Den. Sm Gegentheil tritt, jobald dad Gericht einmal den Konkurs 
erfannt und den Maffefurator ernannt hat, feine jpontane odtigfeit als 
Oberauffichtögericht in Beziehung auf den ganzen Gang bes Konkurs: 
verfahrend sehr in den Hintergrund, und ſpielt fi nunmehr das Kon- 
kursverfahren mehr oder —75 gleich einem gewoͤhnlichen Civilprozeſſe 
zwiſchen den Gläubigen als Klägern und dem Maſſekurator als Beklagten 
ab. Als leitende Auffichtsbehörde und von Amtöwegen handelnd gibt 
fih die Thätigkeit des Gericht8 in der Regel nur noch nach zwei Ridh- 
tungen bin fund, einmal was die Verfilberımg ber Maffe betrifft, wo 
ber Kurator zum Verlaufe der Maffegegenftände die Öenehmigung des 
Gerichts einzuholen hat’), und dann was die Ertheilung oder Verſagung 
der Rechtswohlthat der Güterabtretung oder die kriminelle Seftrahums 
des Falliten betrifft. Hier legt das Gericht am Schluffe des Konkurs 
verfahrens, im Rangurtheil, dem Gemeinfchuldner auf, ſich wegen feines 
Fallimentd zu rechtfertigen ®); über die Rechtfertigung wird der Kurator 
gehört, der Gläubigerausfhuß in ber Regel nicht (ed müßte ed der &e- 
meinfchuldner etwa beantragen), die einzelner Gläubiger ˖ (ald ſolche 
wentgftend) nie. Dad Gericht erläßt unter Berückſichtigung des Gnt- 
achtena des Kurators ſowie der weiteren aftermäßigen Berhältniife, nament- 


ondern auch zur Berfilberung ber Maffe, auch bes Verkaufs der Immobilien ohne 
ede Genehmigung von Seiten des Gerichts ermächtigen, wie ed denn auch von Seiten 


durchaus nicht zugeben. Hterin ift nun a 
ganz Bonfequent. Denn in ber (oben angegebenen) Vollmacht, welche der Ausſchuß 


tger und felbft dem Gerichte ⸗ 
a Bermögen I alte, Rutafor und Si en 
D 
Prozeßparteien zu entichetben Hr 
8) Nach emeinem Recht bildet bie Suläffigfeit des beneficium cessionis ſchon 
im Aparato (den Verfahren einen Gegenftand der Derpanblung und richterlichen 
E heodrngdie Glaͤubiger werden mit ihren Einwendungen gehört. Schmid 
a. a. D. ©. 285. 
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Lich ob die Infolvenz fich als eine unverſchuldete darftellt, ob und welche 
Dividende bie chirographariſchen licht er aus ber SR Maſſe erhalten 
ben, auch mit icht auf das Lebensalter und die fernere Erwerbd- 
* des Schuldners eine zur Rechtswohlt * piaſſende oder dieſelbe 
erjagene Verfügung. Diefe Berfügumg gar nicht oder 
me ſehr kurz motivirt®). 

St einmal Konkurs erkannt z. B. auf Antrag eines oder mehrerer 
Gläubiger, ſo Tann dieſes Konburderfennini nicht wieder rückgängig 
emacht werden, mögen died nicht nur diejenigen Gläubiger, welche den 
Konkurs provozirt haben, fondern felbft alle befannten Gläubiger bean. 

tragen, und auch dann nicht, wenn Behufs der Defriehigung von etwaigen 
unbefannten Gläubigern aution angeboten werden follte. Sept ift v de 
mehr erft der Liquidationstermin abzuwarten, ba erft durch dieſen bie 
Gläubiger der Dale befannt werden. Stimmen jept alle Gläubiger 
ber Aufhebung bes —5 zu, ſo wird ſie —— ſofort ver⸗ 
fügt. Dieſes zähe Feſthalten an dem Grundfatze, daß ber einmal er- 
fannte Konkurs vor abgehaltenem Liquidationdtermin ni 6 im —* 

gepoben werden Tönne, hat, wenn der em hunner 1 ch inzwiſchen 
16 Glaubigern verftändigte, ſchon mehrmals die —* e gehabt, 
ih im eiquibationdtermin nur zwei, oder ein, ober felbft gar Fein 
iger meldete 

on weldem Zeitpunkte an der Ausbruch des Konkurſes zu be- 
* ſei, us da8 Geſetz vom 12. November 1844 beftimmt, wo 
ißt: der Zeitpunkt eines Falliments durch den 
beftimmt, an me —* der Kridar gerichtlich ander eigt bat, ſeine 
ER lungen einftellen zu müffen, oder injofern eine one zeige Au: 
vorliegt, durch den Tag, an wel bie gerichtliche erfolgt iſt, 
a Vermoͤgensſperre oder eftellung. eined Öhterpfegert ober die 
Fiaſung ei einer DB anntmachung in öffentlihen Blättern, betreffe Diefe 

des Konkurſes oder die Aufforderung der Gläubiger zur de 
ah! eines Mafjeverwalter oder Glänubigerans et der zur An⸗ 
meldung der Forderungen, oder aut Aenfjerung über ein nachgeſuchtes 
Moratortum, verfügt worben iſt· ®) 


v) Die Zeictungen der Zulaflung zur Rechtswohlthat der Güterabtretun geben 
nad der Praris der Frankfurter Gerichte ppeiter Fr bieg no gemeinem Rechte 
it. (Vol Dabelow Konkurs chmid O. ©. 284. Note 17.) 
nach diefer koͤnnen die Gläubig fi —8* Sch ulbner € M dann wieder belangen, 
wenn er in Deere —— gelangt 5* Ob dieſes beneficium auch gegen 
diejewigen wirkſam ift, die erft nach beendigtem Konkurſe Öffubiger geworden find, 
ift allerbinge | weifelhaft, vgl. übrigens a. FE Abh. I. 16. S. 350. 
Die er Reformation (I. Tit. at — daß nur 
en welcher durch „tundlichen Unfall —e Glück in —— — gera⸗ 
then, zum benefleinm cessionis uzul faffen ei. Aud müjlen biefelben alsbald ihre In- 
Ding u & zur eig ebracht haben, und Jind ſolche, bie ſchon „bis an die Obren in 
weiter nambafte Schulden” gemacht, nicht auzulaflen. 
v.) le "eeuhiice Konkursordnung vom 8, Mai 1865 enthält in den 88 121. 
und 122. Beftimmungen darüber, welcher Zeitpunkt al —3 der Konkurs⸗Eroͤff⸗ 
nung und welcher Tag als Tag der Zahlungseinftellung anzunehmen ſei. 
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8 3. 
Der Gemeinfhuldner, die Gläubiger und Fer Müfjefurator. 


Der $ 2. enthält jchon verſchiedene Andeutungen, welde die Stel- 
lung, die der Gemeinſchuldner, die Gläubiger und der Maſſekurator gegen- 
feittg zu eimander einnehmen, jprechend dharakterifiren. Ich laſſe bier 
noch einige Details folgen: 


1 Den Semeinfhuldner betreffend, 


fo wirb berfelbe mit ber Erkennung des Konkurſes fofort der De: 
tention feined Vermögens entfept iu). Doch bleibt derjelbe in der Regel 
vorerſt (meift bis nad abgehaltenem Liquidationstermine) im Beſitze feines 
Haudhaltes, wie er denn auch längere ‚oder kürzere Zeit, fo lange es der 
Maflekurator für nothwendig und an emelien erachtet, in feiner früheren 
Wohnung auf Koften der Maffe wohnen bleibt. Erft wenn die Ber- 
filberung der Aftiven vorgenommen wird, wird aud) dem Gemeinjduldner 
derjenige Theil jeined Mobiliars entzogen, defien er für ſich und feine 
Samilie nicht nothwendig bedarf. Man pflegt hierin ziemlich liberal zu 
jein und in der Regel weiter zu gehen, ald die Reformation (I. Tit. 50. 
$ 11.), die dem Schuldner nur das Nothdürftigite zu belaffen verordnet. 
Dagegen bat der Gemeinſchulder feine Unterftügung oder Alimente aus 
der Konfursmafte u beanfpruchen *'). Das Vermö en, welches der Ge⸗ 
meinfchuldner, Ha Sröffnung des Konkurſes durch Ienittpäige Arbeit 
erwirbt, wird nicht zu der Maſſe gezogen, wohl aber ermögen&gunmache 
anderer Art, wie 3. B. eine Cröfhaft, ein Lotteriegewinn.u. dg 

Der Gemeinfihulbner ift verpflichtet dem Gerichte und ebenjo dem 
Maſſekurator jede verlangte Auskunft ſowohl über den Aftivftand der 
Maſſe, als über die angemeldeten Yorderungen zu geben, auch bat er 
auf Verlangen des Kuratord oder der Gläubiger den Manifeftationseid 

leiften '2). Derjelbe bat ſich darum, wenn er fid) auswärts aufhalten 
Fohte, jederzeit auf Verlangen ded Gericht wie ded Kuratord perjünlid) 
in Frankfurt zu ftellen !>). 

Es ift —* bemerkt worden, daß, ſobald einmal der Konkurs er⸗ 
kannt tft, der Gemeinſchuldner von dem Gerichte nicht weiter gehört 
wird, fondern dat ihn während des ganzen Konkursverfahrens der Ku⸗ 
rator vollftändig vertritt. Damit ift indeffen nur gefagt, daß das Kon- 
furögericht von Amtswegen den Gemeinfchuldner nicht weiter berüd- 
fichttgt, von freien Stüden dagegen ift er allerdings berechtigt, ſolchen 


10) Nach gemeinem Hecht geſchieht bied nur, wenn es die Si Uung ber 
tiger neigen erfiheinen cägt. Ösnner Handbuch Bd. 4. RE Bayer 
a. a. 


11) Bender Givilprogeß ©. 208. 
12) Die Boriärifi ber Drogehord 1681 (Mic 

e Do ozeßordnung bon n. don der cessione 
bonorum Art. III) baß ber Rribas fih nicht entfernen bürfe außer gegen Kaution 
ober Bürgichaft, oder wenn er folche zu Tefften nicht im Stande, gegen juratoriſche 
Kaution de sese sistendo, wird nicht mebr fo Kreng gehandhabt. Kaution, und zwar 
Lebigtich juratortfhe, wird jedenfalls nur auf Verlangen des Kuratord dem Gemein- 
fchuldner auferlegt. 
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Dispofitionen des Kurators in Bezug auf die Dafjeverwaltung, welche 

die Maffe. beeinträchtigen, ohne zur Befriedigung der Gläubiger etwas 

beizutragen, ſich zu widerfeßen und den Schub des Konkursgerichts das 

gegen anzurufen '%). Eine ſolche Einmiſchung des Gemein —*— iſt 

indeſſen nicht FH jondern nur bei ganz evidenten Gründen zu ge 

—— bei Abſchluß eines ——* mit einem Schuldner 
aſſe 15) 

j agegen ift dem Gemeinfchuldner durchaus nicht geftattet, fid in 
anderer h fe in Die Führung bed Rechtöftreited zwiſchen dem Kurator 
und den Skubigern einzumengen. Zugeſtändniſſe feinerjeitö find ohne 
rechtliche Wirkung, und der Eid ift dem Kurator zuzufchteben, nicht dem 
Gemeinſchuldner, wenigſtens nicht diefem allein 15%). 


II. Die Gläpbiger betreffend, 


jo haben wir auch hier Ihe on herborgebaben, daß denfelben nur eine faſt 
auf Rull herabgedrüdte Einwirkung F die Erledigung des Konkurs⸗ 
verfahrens ehr iſt. Nicht allein, daß das Gericht ohne die geringfte 
Mitwirkung der Gläubiger den Maffelurator ganz nach feinem freien 
Dem: en erwählt'°), und bdemfelben die Verwaltung und Nealifirung 
afje überträgt, jo werden fogar die Gläubiger zur Wahl eines 
Släubinaustäuffe von dem Gerichte nur dann berufen, wenn Died 
der Maſſekurator ausdrücklich beantragt. Iſt die Mafje bedeutend und 
jind die Rechtöver atniſ verwickelt, jo wird dies allerdings von dem 
Kurator nicht Leicht verjäumt; aud bürfte, wenn ber Kurator diefen 
Antrag nicht freiwillig ftellen jollte, er dem außgelprohenen. deöfallfigen 
Wunſche eines oder mehrerer Gläubiger gegenüber jchon ſeines eigenen 
Intereſſes wegen nicht länger mit bemjelben zögern, mie es denn auch 
nicht zweifelhaft ift, dab das Gericht auch bei feinem Widerſpruche die 
Wahl eined joldhen Gläubigerausſchuſſes anzuordnen nicht allein befugt 
ift, jondern je nad Umſtänden felbit verpfliiet erſcheint. 

Inſtruktion und Vollmacht ſind die Gläubiger nicht befugt dem 
Kurator Fi u ertheilen ii), fie koͤnnen denfelben dadurch nidyt binden und 
einichränfen, nur dem 52 chuß kann eine ſolche Inſtruktion 
und Vollmacht ertheilt werden. 

Von Amtswegen erhält kein Gläubiger Nachricht von dem, was 
von Seiten des Kurators (und Kontradiktors) oder auch des Gerichts 


14) Dies iſt Icon gemeinrechtlich. Bat. Sawepne Syſtem bes Konkurſes 
8 96, —— — im — eis. Praris * ©. 368, Bülow und Hage- 
mann yraft. Grörterungen B 10. 

m Erkenuntniß des 3 Pi © zu Lübel in S. Stauffer c. Graeſer ſche 
Debitmafle in Römerg Sammlung der Entſch. des D. A. ©. Lübeck in en 
Rechtöfachen Bd. 4. Nr. 200 

15%) Nach gemeinem Htechte tft es fireitig, welche Wirkungen Geftändniffe 
Oemeinfhulbnert, Eideörefufationen bdefielben u. PR} w. haben. 21» and, —* 
Proz. 8 185. Not. 9, Bayer a. a. D.8 62, Schmid a. a. O 

10 Gemeinvechtlich Ten, bist lei den — sn — — 
Proz 8 353. Linde a. a. Bayer a. a. O 

17) Zuwider dem —8— Reit enöler im Aesiv ur sin. Pagrie 5 2. 
S. 359.; Schweppe a. a. DO. 8 57. und 124., Bayer a. a. 8 

Zeitfär. f. Gefepgebung u. Rechtöpflege. J. 
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fet es in Bezug auf die Intereffen der Maffe überhaupt, fei e8 Den 
anderen Gläubigern gegenüber FE und verhandelt wird. Der ein⸗ 
zelne Gläubiger hat nur das t in den Redhtöftreiten, welche mit 
anderen Gläubigern geführt werden, zu interveniren, oder auch Anträge 
und etwaige Beſchwerde über die Verwaltung der Maſſe an dad Gericht 
u bringen, welches ben Kurator über dieje Anträge und Beſchwerden 
ört, dann, wenn ed foldyes für nöthig befindet, weitere Verfügungen 
erläßt und Auflagen an den Kurator macht, Verfügungen, welde dann 
bemjenigen Gläubiger, der biefelben pronozirt hat, zur Kenntnißnahme 
mitgetheilt werden. 


DI. Den Maffeturator betreffend, 


fo wird derfelbe fofort in dem decretum de aperiundo concursu von 
em Gerichte ernannt und hat ſich derfelbe, wie ihm zugleich aufgegeben 
wird, zur Beeidigung vor dem Gerichte zu filtiren. da die ausnahms⸗ 
loſe Hebung befteht, daß der Kurator ſtets aus der Zahl der Rechtsan⸗ 
wälte (und zwar ohne Einhaltung eined Tumud) genommen wird, jo 
ae Kurator mit derjelben Verfügung auch ſtets ald Kontradikter 
teilt. 
Dem Kurator, der alsbald die Errichtung eines Inventars bean- 
fragt, werden die Bücher ımd jonftigen Geichaftöpapiere des Gemein- 
[hulbners behändigt, und hat Derjel e, fobald er ſich über den Stand 
er Sache gehörig orientirt hat, Die not en Anträge bei Gericht zu 
tellen. Die zur Maffe gehörigen Altiven bleiben vorerft unter Gerichtö- 
tegel 18); vor abgehaltenem Liquidationdtermine und erfolgtem Ausſchluß 
er nicht aufgetretenen Gläubiger von der Maffe wird in der Regel der 
Kurator zur BVerfilberung der Aktiven nicht ermächtigt), es müßten 
19 denn unter den zur Maſſe gehörigen Gegenftänden ſolche befinden, 
re dem Verderb anögefept find oder deren Erhaltung der Malle, ohne 
I Are einzuteagen, bedeutende Koften verurjadt, wie 3. B. lebendes 
ieh u. dal. 
. In der Regel dürfen die zur Maffe gehörigen Gegenftände, fowohl 
Mobilien wie Smmobilien nur mittelft öffentlicher durch die geſchwornen 
Audrufer vorzunehmenden Berfteigerung verfauft, und zwar die letzteren 
nicht unter dem Betrage der etma darauf haftenden Hypotheken. Hält 
es jedoch der Kurator * vortheilhafter einen Verkauf aus freier Hand 
vorzunehmen, hat er vielleicht ſchon einen Käufer gefunden, der einen 
entipr enden Preis zu bezahlen bereit ift, fo findet auch dieſes von 
Geiten des Gerichts, welches zu dem Kurator das Vertrauen hegt, daß 
er nur dad Beſte der von ihm vertreteten Maffe im Auge hat, nicht 
Leicht einen Anftand, zumal der Kurator in vielem Falle eine von zwei 
beeidigten Taratoren vorgenommene Taration beibringen muß, und unter 
ber Taration zu verlaufen ihm nicht geftattet wird. 


10) Wird jedoch ein re ernannt, fo wird es vom Gerichte 
nicht im Geringften beanftandet, daß die Gläubiger die ſofortige Guttiegfung der 
Maſſe in die Hände des Gläubiger-Ausfchufles und bes Maffelurators befchließen und 
beide bevollmaͤchtigen, die eiepatbige Verfilberung der Aktiven vorzuneßinen u. dgl. m. 

193 Bender Frankfurter Civilprozeß S. 208. 
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Bei dem etwaigen Ausverkauf eines Waarenlagerd oder bergleichen 
wirft in der Regel em Gläubigerausjchuß mit, der Dann. von den Gläu- 
bigern zur Normirung der Pa ermächtigt ift. Die zum Ausverkauf 
angeftellten Perfonen werden auf Verlangen des Kurators vom Gerichte 
in Eidespflichten genommen. 

Zur Fortführung einer Gaftwirthichaft oder Weiterbetrieb einer 
Fabrik wird von dem Gerichte dem Kurator die Ermächtigung nicht 
ertheilt werden 10), anderd freilicd wenn die deshalb berufenen Gläubiger 
ihre Zuftimmung ertheilen. Dagegen findet ed von Seiten des Gerichts 
feinen Anftand, wenn der Kurator um die Ermächtigung nachſucht, an- 
gefangene Arbeiten, unvollendete Waaren durch die vorhandenen oder zu 
engagirenden Arbeiter vollenden zu laſſen, um diefelben fo beſſer ver- 
— 5— zu machen. 

Der Erlös aus den verſteigerten Gegenſtänden wird auf Weiſung 
des Gerichts von den geſchwornen Ausrufern bei der ſtädtiſchen Depo- 
ftentafie (dem Rechneiamte) verwahrlich hinterlegt und der rechneiamt⸗ 
iche Legjchein mit den Verfteigerungsprotofollen dem Gerichte überreicht. 
Bar keine Baarſchaft in der Mafle, fo kann der Kurator auch bean⸗ 
tragen, daß ihm ein Theil ober ſelbſt nach Umſtänden der ganze Ver⸗ 
fteigerungßerlöd außgeli ert werde. Denn der Kurator bat gleid, jedem 
anderen Anwalte alle i 
legen und die Koſten jeder gerichtlichen Verfügung und ——— 


ſchränkt: er treibt die Forderungen der Maſſe ein, führt deshalb Prozeſſe 
und beitellt Anwälte, ohne der Ermächtigung bed Gerichts zu bedürfen 
ja ohne diefem nur eine Anzeige zu maden?)), er erfennt ganz n 

feiner rechtlichen Ueberzeugung oder auch mur nach zwedmäßigem Er- 
mefjen die angemeldeten Korderungen an oder beftreitet diejelben22) und 


19%) Die preußiſche Konkursordnung ermächtigt im $ 144. ben Gerichtsfom- 
Gortführung des Geſchafts zu — Ben dieſes der Maſſe A Bor. 


eitirten Rechtslehrer. 

22) Hieraus folgt von felbit, daß die von dem Kontradiktor erfolgte Anerken⸗ 
aung einer angemeldeten Forderung feine res judieata für den Gemeinfchulbner bildet, 
und dab derjenige &läubiger, welcher nach beenbigbem Konkurfe von neuem Klage 

egen den Grmeinichulbner erhebt, demfelben aus biefem Grunde nicht gegen vor 
te Einreden die repliea rei judicatae entgegenfeßen Kann. (Bender a. a. dD. 
©. 211., Erkenntniß des Ober-Appellationdgerich * Lübeck in Sache v. Lepel c. 
Maurer in Römerd Sammlung Bd. 2. No. 123.) Der Kontradiktor beitreitet 
manchmal angemeldete —— 5 nur darum nicht, weil nach dem Beſtande der 
Maſſe für die Dhitograp te&länbiger entweber gar Feine Ausficht der Befriedigum 
vorhanden ift oder die auf fie etwa fallende Divibende nım jo g "9 „een durfte, 
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es ift nur dann, wenn zwiſchen dem Kurator und eimem der Gläubiger 
ein förmlicher Vergleich zum Abfchluffe gefommen tft, bei welchem viel» 
leicht gar der Kurator auf der Maife auftebenbe Anſprüche iu verzichten 
fi} veranlaßt Nieht, die Genehmigung des Gerichts erforderlich. 

Rechnung legt der Kurator dem Gerichte nicht eher ab, als bis 
in feinem dem Erlaß des NRangurtheild oder Lokationsbeſcheids voran 

ehenden und diefen vorbereitenden Schlußberichte, und follte auch diefer 
Shlufbericht erft nach Ablauf mehrerer Jahre von ihm vorgelegt werden, 
weil die Forderungen ber einzelnen Gläubiger, die im ordentlichen Pro⸗ 
zehverfahren gleich jedem anderen Givilprogefje zu verhandeln und über 
welhe das gewöhnliche Beweißverfahren einzuleiten ift, ſowie auch alle 
Rechtsmittel ohne Beichränkung zuläſſig find2>), liquid geftellt werden 
müſſen. | 
Eine verzinäliche Anlage der vereinnahmten Gelder findet nicht 
ftatt, die Gläubiger müßten denn etwa den ernannten Gläubiger-Ausichuß 
hierzu ermächtigt haben. 

Das Gericht fiftirt feine Thätigfeit in Bezug auf die Ausfehrum 
der Maſſe fo lange, bis der Kurator feinen per einreicht, und 
nur für den Ball, daß deſſen Vorlage fi) ungebührlich verzögert, wird 
wohl dem Kurator eine, etwa vierwöchentlidhe, Frift eng et, um den 
Schlußbericht abzuftatten oder aber darüber anzugeben, welche Hindernifſe 
noch der Erledigung des Kt rane fahren im Wege ftehen. Leiſtet der 
Kurator nicht Folge, fo wird er mit Gelditrafen belegt, und wenn auch 
biefes fruchtios bleibt, wohl auch feiner Kuratel entfept. 

Tritt übrigens aud ein fpontaned Eingreifen des Konkursgerichts 
von Amtswegen nur felten zu Tage, fo haben Die Gerichte doch nie 
daran gedacht, fich des ihnen zuftehenden Dberauffichtörechts über das 

efammte Konkuröverfahren irgendwie zu begeben. So hat das Ober- 
Sppellations ericht (in Sachen ber Beradihen Debitmaffe, Römer 
Sammlung Bd. 2. No. 241.) in einem fpeziellen Falle fi dahin aus- 
geſprochen, daß das Konkursgericht berechtigt fet, dem appellirenden 


. 


diefe Ausficht die Chancen eines zweifelhaften Prozefſſes, der vielleicht mit Verurthei⸗ 
Iung der Maffe in die Pro ehfoften —* könnte, A t rathſam eeideinm läßt. Sr 
tönnen darum auch wenigftend auf dem Standpunkte des Frankfurter Konkursprozefſes, 
in weichem. Gläubiger und Schuldner nicht, wenigfteng nicht von Amtswegen gebört 
werden, der Entidyeidung des Obertribunals in Berlin (Sentralorgan für Hanbel& 
und Wechſelrecht N. F. Bd. 1. S. 479.) beipflichten, nach welcher die von dem Maſſe⸗ 
kurator erfolgte Anerkennung einer gegen die Debitmafie angemeldeten Forderung, auch 
nach aufgehobenem Konkurfe, gegen den Gemeinfchuldner wirkſam fet, und zwar Barum, 
weil mit der Konkurd-Erdffnung das Verwaltungs und Verfügungsrecht auf die Gläu- 
biger übergebe und die von den Öläubigern rechtsverbindlich getroffenen Dispofitionen, 
bie an der Stelle bed Gemeinſchuldners gegeben wurden, ihre Wirkung gegen den 
Gemeinfchuldner behalten, auch wenn der Konkurs zu Ende gegangen Mi — Den- 
felben Standpuntt wie dad Obertribunal nehmen übrigens Ar; die von Bender 
$ a. D. Note 6.) citirten Revifions-Erkenntniffe ein, Die wohl mehr den gemeinen 
ae abe als die in Frankfurt eingetretene befondere Geftaltung deffelben im 
uge haben. 

i 23) Das gemeine Recht läßt die einzelnen Liquidationen nad) den Grundfäßen 
des allgemeinen ſummariſchen en verhandeln. Dabelow a. a. O. ©. F 
Gensler a. a. O. ©. 360. Seuffert a. a. ©. S. 369., Linde a. a. O. 8 443. 
Martin Lehrb. des Prozefies 4 331. Note c. 
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Maſſekurator die Auflage zu machen, daß der Appellation nur dann der 
- Lauf gelaffen fein foll, wenn der Kurator die inpiipus ber Gläu⸗ 
biger (d. h. der Ka berjelben) beibringt. Werfolgt der Maſſe⸗ 
kurator die Appellation ohne diefer Auflage Genüge geletitet zu haben, 
fo ift ſchon aus diefem formellen Grunde feine Appellation zurückzuweiſen 
und er zur Zahlung der Koften ex propriis zu verurtheilen. 


8. 4. 


Die Anmelbung der Sorderungen und dad weitere Verfahren 
i8 zur VBertheilung der Mafie. 


I. Ber Liguidetionsiermin. .. 


Der ng Konkursprozeß Tennt nicht Die verſchiedenen 
Stufen bes —5— rens, welche der gemeine Konkursprozeß in Bezug 
auf die Liquidſtellung der angemeldeten Forderungen —* Derſelbe 
kennt feinen Profeſſionstermin, keinen beſonderen Liquidationsſtermin und 
kein eigenes Perfa ren in Betreff der Locirung der einzelnen Gläubiger. 
Schon in dem decretum de aperiundo concursu wird der Erlaß einer 
öffentlichen Ladung 2°) verfügt, mittelft welcher die Gläubiger auf einen, 
in der Regel zwei Monate hinausgeſetzten, Termin geladen werben, um 
in bemijelben Fire Forderungen und Vorzugsrechte anzumelden und Har 
zu ftellen. Die Gläubiger haben entweder perfönlicdy zu erfcheinen, oder 
bie auöwärtigen einen mit ordnungsmäßiger und beglaubigter Vollmacht 
verjehenen Bevollmächtigten zu fenden 2°). 

Die Liquidationsordnung von 1758 fchreibt in Art. 3. vor, baf 
in dieſem erſten und einzigen Termin die läubiger ſogleich ihre Belege, 
Schuldſcheine, Werhfel u. |. w. vorzulegen haben, Daß, Tofern ed ſich um 
Buchſchulden handelt, die einheimiſchen Gläubiger ihre Bücher nebit einem 
gleihlautenden Audzuge mitzubringen haben, die Bevollmächtigten der 
auswärtigen Gläubiger dagegen lediglich einen Vunchausp der indeſſen 
mit folgendem gerichilichen Atteſt —5* — ſein ſoll, näm io 

„daß die Bücher nebft Contocurrent dem foro domicilii vorgelegt 
worden, der Audzug übereinitimmend gefunden, dad oder die Bücher 
mit allen zu einem glaubwürdigen Handlungsbuch erforderlichen Re- 
quisitis verfehen befunden worden, aud der Anmeldende feine Bücher 
mit dem. Erfullungseide zu beftärten erbötig jet.“ 

Diefe Beitimmung iſt indeſſen antiquirt. Auch im Konkurs⸗ 
verfahren werden jetzt ſtreng die Grundſätze der Verhandlungsmarime 
einge Iten. Erfennt ber Kurator und Kontradiktor eine angemeldete 
Forderung an, I wird diefelbe auch von dem Gerichte, ohne —— 
darauf, ob dieſelbe irgend und womit beſcheinigt iſt oder nicht, als richtig 
anerkannt. Beſtreitet der Kurator dagegen die Forderung, ſo wird dar⸗ 
über ganz nad) den Grundfätzen des ordentlichen Prozeſſes verhandelt 
und bleibt e8 dem Liquidanten überlafjen,, feinen Beweis mit allen im 
Progebverfahren überhaupt zuläfftgen Beweismitteln zu führen. Der 


23%) Direkte Radungen an die bereits befannten Gläubiger ergehen nicht. 
24) Liquidationsordnung vom 22. November 1758 Art. 2. 
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Maftelurator wird tm Ptogefje nicht anders behandelt, denn jeber andere 
Drozekführende, und wird er wie diefer alled bes ächlichen Vor⸗ 
bringens des Öegnert für geſtändig erachtet, weldhem er nicht ausdrücklich 
widerfprochen und weldyem gegenüber er nicht, wo es nöthig fcheint, einen 
anderen Sachverhalt ausdrücklich entgegen gejeßt bat (Art. 34. der 
Frankfurter Prozeßordnung son 1819). —* wird dem Mafſekurator 
wegen eines derartigen Verſehens leichter Neftitution gewährt, ald einer 
gewöhnlichen Prozebpartei wegen eines Verſehens ihre Anwalts. 

Die Namen aller derjenigen Gläubiger, welche ſich angemeldet 
haben, werden in ein Generalprotofoll eingetragen. Diejes Generalprotofoll 
nimmt bei den Stadtämtern guglei die Beträge und die Qualität der 
Forderungen auf, bei dem Stadtgerichte Dagegen wird für jede angemeldete 
#orderung, einerlet ob biefe Forderung von dem Kohtradiftor fofort ein⸗ 
eräumt wird oder nt ein Separatprotofoll angelegt, womit der be= 

effende Spezialfaszikel eröffnet wird, jo daß jedesma I viele Spezial⸗ 

[e? ifel angelegt werden, als i Gläubiger angemelbet aben. In jedes 
ieſer —— wird ſodann die Erklärung des Kontradiktors 
auf die angemeldete Forderung aufgenommen. Wird die Zordberimg nicht 
anerfannt, fo erfolgt jedoch nur in hoͤchſt feltenen Fällen ſchon m dem 
Protokolle eine foͤrmliche Stretteinlaffung, vielmehr erflärt der Kontra= 
ditor dann nur, daß er ſich feine rung viele Sorberun vor⸗ 
behalte. Das Gericht beraumt alsdann dem Kontradiktor eine Friſt von 
14 Tagen zur Einreichung feiner Demehmlaffung an, unter Androhung 
bes NRechtönachtheild des Eingeſtändniſſes. Das ganze fernere Prozeh- 
verfahren iſt ein jchriftliched, dem jedoch, wie allen übrigen Propelien, 
etne mimbliche Verhandlung vor der Urtheilsfällung Juist 

In dem Liquidationstermin haben fi ſämmtliche Gläubiger zu 
melden, auch die Geparatiften, d. b. diejenigen, welche die in der Malte 
befindlichen Gegenftände auf Grund eined Eigenthumsanſpruchs in natura 
reklamiren (vindiztren)?>), ſowie die in gläubiger. Den Hypothefen- 
gläubigern allein fteht es frei, ob fie Air im Liquidationstermin melden 
oder ob fie die gewöhnliche Hupothefenklage anjtellen wollen 2°). Die 
Ehefrau des Gemeinſchuldners dagegen muß, wenn fie, das von ihr in 
die She eingebrnchte Vermögen zu ſepariren gedenkt, fchon früher, nämlid) 
längftend. 30 Tage nad eröffnetem Konkurſe (wenn ed ſich um einen 
Nachlaßkonkurs handelt, 30 Tage nach dem Tode des Mannes) ihr Se= 
sarationdrecht geltend machen 2). 

Eine Rathöverordnung vom 22. April 1788 beitimmt, daß wer 
Sauftpfänder, Depofita, Retentiongobjelte nicht Dem Gerichte anzeigt, ald 


25) Verſäumen diefe fogenannten Separatiften den Liquidationstermin, fo find 
fie nicht nur zum Koftenerfaß wegen ihrer verfpäteten Reklamation verbunden, jondern 
fe verlieren auch jede Recht auf den betreffenden Gegenſtand, infofern folcher von 

Maſſe bereit veräußert, und felbft auf den daraus erlöften Werth, infofern das 
a Egenntniß bereits publizirt worden iſt. Gejeg vom 10. Januar 1837 
. I. Ziff. 6. 

25%) Bender a. a. O. S. 209. Nach ber preußiſchen Konkurdordnung (8 146.) 
haben die Pfandinhaber bei Bermeidung des BVerluftes ihres Pfandrechtd von den in 
ihrem Beli befindlichen Pfandſtücken nzeige u machen. 

20) Frankfurter Reformation III. Tit. 7. 8 21. 
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ü behanbelt werden, umd wicht mr | a und Pfand» 

Degen and umenigehli 
herauszugeben gezwungen fein, jondern auch nach Befinden mit weiterer 
Strafe belegt werden fol, 

Doch auch dieſe Seftkmmm barf als antiquirt betrachtet werden. 
Namentlich darf ber —— dann nicht als Betrüger beſtraft 
werden, wenn er überhaupt feine Kolluſion beabſichtigte, wenn er in 
Unfenninih banan war, daß er ich und jein Pfand anzumelden habe”) ac., 
oder ach in dem anderen alle, wenn dieſe Anzeige durch den Gemeine 
ſchuldner nr „erfolgt war 28), 

Die empfangenen Pfänder braucht übrigens der Gläubiger mer 
gegen —— efriedigung an bie Maſſe auszuliefern 20), andernfalls 
ihm die Ermächtigung zur öffentlichen Beriteigerung, oder jofern es fi 
um papiere handelt, zum öffentlichen Verkauf an der Boͤrſe 
einen beeidigten Makler nicht v t werben darf; felbftwerftänblich tft 
der Mebrert an bie Maſſe an iefern. 

Diejenigen Gläubiger, welche dei Sorderungen im Liguidationdtermin 
nicht a et haben, werden auf Antrag bed Kuratord von der Maffe 
ausgeſchloſſen. Gegen bie erfolgte Präflufion wird indeflen die Reftitis 
tion nicht leicht verjagt, namentlid den auswärtigen Gläubigern nicht, 
von denen präfumirt wird, daß fie von dem Liquidationdtermin, vielleicht 

ar don * onkırd-Gröffnung jelbit nicht rechtzeitig Kenntniß ex lien 
ben. Diefe Rejtitution wird indefjen nad der Uebimg der Fran 
Gerichte nur ſo lange, ald das Rangurtbeil noch nicht ergangen iſt, m 
teilt, re adhuc integra 20). Das Reſtitutionsgeſuch ift nicht wie tm 
einen Konkursprozeß gegen die Gläubiger), ſondern gegen ben Kur 
rator und Kontradiftor zu richten, ımd mit demſelben ſoglei die For⸗ 
derungs⸗Anmeldung zu verbinden, die Koſten der Reſtitution hat der fie 
nachſuchende Gläubiger zu tragen. 

Eiquidationdtermin zeigt ber Gläubiger in der Regel nichts 
weiter an, ald daß er ein Vorzugsrecht beanfpruche; in welcher Klaſſe 
er zu lociren iſt, ergiebt id auß der gefeplihen Rangordnung der Gläu⸗ 
biger. Der Kurator und das Gericht verweilen benn auch ebenſo in 
See bed beanfpruchten —— auf das ſeiner Zeit zu erlaſſende 

il. Nur wenn die en Berhältuffe auf welche Bas 
—— baſirt wird, ſtreitig werden dieſelben zugleich mit der 


i Seh vom 10. Januar 1837 A. 1. Nach der onbern fer 
Praxis —* die —— nicht allein nach erfolgtem Zolationsurtheil, ſondern f 
nach geſchehener Diftribution der Maſſe noch gewährt werben und Ben der Reitituirte 


Berand verlangen, ad fie bei Ieinre rechtzeitigen —F I Chr haben wirben. 
abelow a. a. O 68., Danz, mm. — Säwerpe a. a. O. 
& 145., „einde a. a. dD. 8 44l. a aayer aa 

1) Schmid a. a. D.6 
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Forderung felbft von dem Kontradiktor in Verhandlung gezogen und 
wird, wenn nöthig, ein Bewetöverfahren hierüber eröffnet. 


I. Das Raugurthell uud Die Difribution der Aaſe. 


Iſt die Altivmaffe realifirt und über die einzelnen angemeldeten 
Forderungen endgültig erkannt, fo ftattet der Maſſekurator dem Gerichte 
feinen Schlußberiht ab, in welchem er über feine Einnahmen und Aus- 
gaben unter Beifügen aller Belege Rechnung ftellt und zugleich feine 
eigne Deferviten- und Auslagerehmung nah dem [ die Advokaten 
gerten ben Zarife el iben Sit ein Gläubiger-Ausfhup erwählt, fo wird 

Mitgliedern deſſelben auf Verlangen und unter Berüdfi tigung des 
ein bem mngrator gemachten Vorſchlags ein Honorar von dem Ge 
t bewilligt. 

Sn dem Schlußberichte legt der Maffekurator zugleich feine Anficht 
nteber, in welcher Reihefolge die aufgetretenen Gläubiger zu lociren feiern. 
Auf en Schlußbericht ergeht dann das Rangurtheil, in welchem zuerft 
der Beftand der Aktivmaſſe aufgeltent wird und dann die Locirung der 
Gläubiger nad) Vorſchrift des Gefehed vom 10. Januar 1837 erfolgt, am 

fuffe wird dem Kurator aufgegeben, binnen angemeſeng Friſt ſeinen 
Vertheilungsbericht einzmeiden, zu weldem Zwecke die Depofitenfaffe 
(dad Rechneiamt) zur Fa der Depolita an den Kurator” ange= 
wiefen wird u. ſ. w. Es ijt jedoch zuvor die Nechtäfraft des Rang⸗ 
urtheild abzuwarten, da fowohl dem Kurator ald jedem einzelnen Gläu⸗ 
bißen die gewöhnlichen Rechtsmittel gegen die von dem Konkursgerichte 
beliebte Locirung On Iſt dad Ranguribei rechtäfräftig geworden, 
o reicht der Kurator feinen Vertheilungsbericht ein, der in der Anlage 
ie Quittungen fämmtlicher Gläubiger über die an fie gezahlten Beträge 
entoält, Hiermit ift das SKonfuröverfahren beendigt und das Gericht 
entläßt den Kurator wieder der getragenen Pflichten. 
—Sirnd noch Ausftände vorhanden, an deren Beitreibung die Koften 
zu wenden ber Kurator nicht für räthlich dient, fo werden die Gläubiger 
nochmals geladen, um ſig wegen Beitreibung dieſer Ausſtände zu ver⸗ 
ſtändigen und gar unter Androhung des Rechtönachtheils, daß die Nicht- 
erfcheinenden als auf die Betheiligung an dieſen Ausftänden verzichtend 
angefehen werden follen. Das gewöhnliche Refultat diefer letzten (und 
oft einzigen) Gläubigerverfammlung ift, daß dem Kurator Vollmacht 
zur Gintaffirung und Bertheilung der noch vorhandenen Ausſtände er- 
theilt wird, jedoch meift in ber Weife, daß hierdurch den Oläubigern 
feine Koften, welche durch die weiteren Eingänge nicht gedeckt werden, 
entitehen follen. 

Das Geje vom 10. Sanuar 1837 ftellt nun folgende neun Kafen 
auf, nad deren Reihenfolge die angemeldeten Sorderimgen zur Befriedi- 
gung gelangen follen: 

‚1, Die. Separatiften d. h. alle foldhe, welche Eigenthumsanſprüche an 
die Maffe zu machen haben, wozu aud) Diejenigen Gläubiger gehören, welche 
auf Kredit verkaufte Waaren darum zu reflamiren berechtigt find, weil 
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diefe Aufborgung von Seiten des Gemeinfchulbners innerhalb der Iepten 
acht Tage vor Ausbruch bed Kalliments % heben tft 22). v 

2. In ber zweiten Klaffe folgen Diejenigen, welche rädftändigen 
ieblopn zu fordern haben, jedod nicht über ein Fahr und drei Monate 
— age des Konkurserkenntniſſes oder der angeſtellten Klage zurück⸗ 
gerechnet 32). 

3. In der dritten Klafje folgen diejenigen, welche rückſtändige 
Grund⸗, Erb⸗ umd Bodenzinfen zu Prbern haben (jedodh nicht über den 
Rückſtand von einem Jahr und drei Monaten); ferner diejenigen, welchen 
Hypothefen beitinnmte liegende Güter in dem Hypothekenbuche ein- 
geichrieben worden find, foweit das Unterpfand reicht, für Kapital, Zinfen 
und Koften, jedoch foviel die Zinfen betrifft, nur für einen Rüditand 
von einem Jahr und drei Monaten, vom Tage des Konkurserkenntniſſes 
an zurüdgerehnet ?*). 

4. I vierter Klaffe find locirt die Unmündigen und andere unter 
Kuratel ftehende Perfonen wegen jeder durch dieſes Verhältniß entſtan⸗ 
denen Forderung an ihre Bormünder oder Pfleger. 

5. In der fünften Klaffe gelangen zur Befriedigung diejenigen, 
welche rüdjtändigen Dad. und Miethzind von Immobilien zu fordern 
haben, jedoch was den Miethzind b , nicht über den Rüdftand von 
einem Jahr und drei Monaten, und was ben Pachtzins von Keldgütern 
betrifft, nicht über den Rüditand von zwei Iahren und drei Monaten, 
jowte in beiden Fällen für den feit dem Tage der Ausflage weiter aufs 
gelanfenen Zind 35). 


32) Art. 51. der Merkantilordnung von 1739. Darüber, daß ber Gläubiger 
auch Rechtsgeichäfte aus einer älteren Zeit anfechten und bereits länger ald 8 Tage 
vor Ausbruch des Falliments auf Rredit verkaufte Mauren zu reflamiren befugt iſt, 
fobald diefe Aufborgung des Gemeinichuldners in betrügerifcher Abficht geichehen 
fit, vgl. Bender, Handtuch des Frankfurter Privatrehts S. 215, Soudhay, An- 
merk. zu den Frankf. Wechſelgeſetzen ©. 110 ff. 

72) Dem „gebrodeten Gefinde” werden in biefer Beziehung alle Perfonen 
gleichgeftellt, Die eine Forderung an den Gemeinichuldner haben kr auf Grund eined 
auf beſtimmte Zeit abgefchloffenen Dienftmiethsvertragd geleiftete Dienſte. Es genießen 
alfo gleichen Borzug Handlungskommis, Auslaufer, Handwerksgeſellen, Fabrikarbeiter ıc. 
Bender nd 3.* III. der Hypothelenglaubiger erftret ſich much auf den Grid 

39 Das Vorzugsrecht der Hypotbelengläubiger edt jich auch auf den 6 
des Unterpfandes. Findet ſich alſo bei ber Ronkursertennung, diefer Erlös noch un- 
vertheilt vor, fo haben fie bevorzugten Anfpruch an diefen. ouchay, Anmerk. zur 
Frankfurter Reformation I. S. 454. 

3 Eutfhäbigungsanfpräche wegen nicht ausgehaltener Miethe fowie alle übrigen 
aue dem Miethsverbältniffe entipringenden Korderungen fectren in der letzten Klafſe 
Grfenntnit des Stadtgerichts 1. ©. Fiſchere Schmidt Dtafie von 1849, Sichel c. 

red. von 1851). — Auf Aushaltung des Miethevertrags von Seiten der Kontursmaffe 
bat der Sermiether feinen Anfpruch, und ebenſowenig tft der Miether berecpkt zu 
verlangen, bafı ie Konkurömafle es Vermiethers den Vertrag nicht vor Ablauf der 
Dauer ber Miethzeit Löfe (Adlerpfiycht, Srankfurter Privatrecht ©. 911.913). 
Dagegen muß es fich der Miether allerdings gefallen lafien, wenn die Konkursmaſſe 
des Vermiethers in den Miethevertrag eintreten will (Hetje u. Sony Abhand- 
fungen U. ©. 806. ff, Soucha Y Anmerk. zur Frankf. Reform. I. S. 326. Aehnlich 

& iſchem Rechte. Vgl. Konkurdordnung vom 8. Mai 1855 8 16 ff.) rd 
der Mielhsvertrag vorzeitig aufgelöft, fo tönnen in beiden Fällen, ſowohl wenn ber 
Bermiether, als wenn ber Mieter in Konturäzuftand geratben, von dem anderen 


. 
* 
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6. In bie ſechſte Klaffe kommt die Ehefrau unter der in der R 
mation I. Tit. 49. $ 5.2) ausgeſprochenen Vorausſetzung wegen i 
unter der Berwaltung ihred Ehemannes ftehenden VBermögend ımd i 
Wiverlage. Ferner die Kinder wegen des unter ber Verwaltung i 
Eltern, — des Stiefvaters, ſtehenden Vermoͤgens; dad Privi⸗ 
legium der Ehefrau geht aber nur auf Descendenten, nicht aber auf 

ere Erben über. 

7. In der ſiebenten Klaſſe folgt der Fiskus wegen Steuern umb 
Abgaben, die nicht länger als drei Jahre rüdjtändig find. 

8. Sn der achten Klaffe alle diejenigen, weldye im Wege der Hülfs« 
vollftredung ein richterliches Pfand erlangt Kaben. 

9. Alle übrigen Gläubiger, ohne irgend einen Borzug bed einem 
vor dem anderen. 

Weitere —— — werden noch durch den Art. 18. des Ein⸗ 

ührungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche konſtituirt, 
em es da — heißt: 
„Wird gegen einen Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſ oder 
einer —E — der Konkurs erkannt, ſo fteht —8 






zine von der Konkursmaſſe ald Maſſeſchuld zu berichtigen, und zwar, wenn Darüber 
eine bejondere Vereinbarung ftattgefunden, nach Maßgabe des in bem Miiethvertrage 


i ‚D fof dieſelb Recht . 
cheinet und bewleſen, auch fofern, och ſofern ſie dieſe echt genug 


n 


und ähnlichen Leuten das ationsrecht verfagt, 
für die Schulden mitverhaftet. Das Geleb vom 9. November 1850 ftellt jedoch für 
alle von da an eingegangenen Chen die Cpefenuen in Bezug auf das Separationsredht 


gleich, und gewährt dieſes Separationsrecht allen Ehefrauen ohne Ausnahme, die Frau 
müßte denn, auf daflelbe verzichtet — indem ſie ausdrücklich durch ——E — 
etzt Eintrag in das Handelsregi ‚da | 


edeimal dann zur Vermögensieparation zugelaſſen, wenn biejelbe anf Grund einer 
8 ilten Deokura in Dem Geihäfte de A daß 
dieſe Prokura⸗Ertheilung orbnungsmäßig angemeldet und veröffentlich worden war 


(Ben der aa. D. ©. 512). War das Ginbeingen der Ehefrau noch in natura vor⸗ 
anden, fo focirte in Bezug auf dad noch Vorhandene die Frau nicht in eis 
Klaſſe, jondern fie trat in der erften Klaffe als Separatiftin auf (Bendera.a.D. ©. 
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igern des Gejellichafters vor allen Gläuhigern der Handelsgeſell⸗ 
haft em — an deſſen ——e— — zu. Die Gläub per 


delägejelihaft 15 Uftänbiger Befrieb 
Srinetgläubiser Mafprud) suf das Privatvermögen des Dankeläkeel 


Mit der Konkurderlennung hoͤrt der Anſpruch auf Berzugszinjen 
auf, bedungene Zinfen dagegen laufen fort?) and geniehen en 
Borzugsreditd wie dad Kapital, wie überhaupt das Vorzugsrecht ſich 
auf die omnis causa, wie Prozeßkoſten u. bar. erſtreckt 2°). 

Das Geſetz vom 10. Januar 1837 enthalt in Pol. D. nod bie 
weitere Beftimmung, dab unter den Gläubigern der dritten und achten 
Klaffe dad Alter über den Aug, entjcheide, in ben übrigen Klaſſen 
Dagegen bie Gläubiger ohne allen Vorzug pro rata ihrer Sorderung bes 
friebigt werden. In Betreff der achten K ale ift außerdem zu bemerfen, 

af das Vorzugsrecht ſich nur fo weit erftredt als das Pfand reicht. 
Alle diejenigen, welche Liedlohn⸗ Hypothekenzinſen⸗ Miethzind-Forderungen 
aben, bie länger als ein Jahr breit Monate, bez. zwei Jahre drei 

onate und drei Jahre rüdftändig find, werben mitt dem nicht bevor» 
zugten Xhetle ihrer Forderung ebenfall8 tn neunter Klaſſe locirt. 


85. 
Die Actio Paulianae. 


1. In Bezug auf die Anfechtung von foldhen Rechtögeichäften, meldye 
der Gemeinfhulbner vor Ausbruch ded Konkurſes eingegangen hat, find 
die Deltimmungen des römischen Rechts maßgebend. Die actio Pauliana 
bat alſo zur Vorausſetzung: 

a. daß der Schuldner Die Veräußerung in der Abficht vorgenommen 
hat, feinen Släubigern dadurch einen Beftandtheil feines Vermoͤgens 
zu entziehen (in fraudem creditorum), und dann dat der Empfänger 

ie böstiche Abficht des Schuldners Tannte, daß er ald Theilnehmer am 

Betruge des Schuldners erjcheint (conscientia fraudis) und eblic 
daß Die Deräußerung einen Die Gläubiger benachtheiligenden Erfolg 
(eventum) hatte, indem ber Beräußerer zur Zeit ber Veräußerung 
Ihon infolvent war oder durdy diefelbe doch infolvent wurde 3"). 


b. Darüber ob die actio Pauliana nur bei Pfandbeftellung und datio 
in solutum anwendbar jei oder auch bet wirklichen Geldzahlungen, 


37) Bender, Handbuch des Franff. Ze watuechtg S 356. Anderd nach preu- 
a 8 12. 
37.) ‚Senfo nad) preußtichem Rechte. Bol. Konkurderbnung & 88. 
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find die Anfichten getheilt 2%), die Frankfurter Gerichte fcheinen ſich Der 
eriten Anficht zuzuneigen 10). 
c. Auch darin ericheint dad gemeine Recht nidyt abgeändert, ba 
die actio Pecliane Alle auf den —* — 5*— zurü —* 
werden ſoll. Der Empfänger hat in die Maſſe zurüdzuliefern, wo⸗ 
gegen feine Forderung wieder auflebt +"). S 
2. Berfchieden von der eigentfühen actio Pauliana, mittelft welcher 
bie Gläubiger bez. der Maffehrator Rechtshandlungen bed Gemeinfchulb- 
nerd, welche vor Ausbruch ded Konkurſes erfolgten, anfechten können, ift 
die Beitimmung im Art. 51. der Wechſel- und Merkantil-Ordnung von 
1739, weldye lautet: 


— „es ſoll indfünftig, wofern fraudulente Aufborgung von Waaren 
bei auöbrechendem Kalliment kurz oder längften) acht Tage vorher ge- 
ſchieht, ungeachtet die pitige radition der Waaren für ſich gegan⸗ 
en, der Verkäufer ſothane Waaren aus der Debitmaſſe, wenn ſie in 
erſelben in natura annoch vorhanden ſind zurück zu fordern, und 
ohne Einrede der übrigen Kreditoren ſich derſelben ohne Entgelt wieder 
anzumaßen, auch da ſie von dem Falliten verkauft, aber von dem neuen 
Käufer noch nicht bezahlt wären, von dieſem das Kaufgeld zu erheben 
befugt ſein, und alſo an ſeinen vorhandenen Waaren oder Gütern, oder 
deren noch ausſtehenden pretio den Vorzug vor allen anderen haben, 
dahingegen aber in dem Fall, da ſolche Waaren in der Konkursmaſſe 
nicht mehr —— Ir jondern der Zallit Diejelbe einem tertio gegen 
wirklich erhaltene Zahlung weiter verkauft oder verjept hat, an Diejen 
feinen Anfpruch machen fönnen, wofern er nicht erweijet, daß derfelbe 
in mala fide verfire, oder betrüglich hierunter gehandelt habe.“ 
Diefer Artikel, der dem Gläubiger einen Anfpru an die Mafie 
gewährt, wegen eines von dem Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffmung 
verübten dolus, darf nicht mit der umter 1. beiprochenen Klage ch 
‚und nicht analog auögedehnt werden. Diefer Artikel ift übrigens babın 
auszulegen, daß derjenige, welcher dem Schuldner innerhalb der I 
acht Tage vor Ausbruch des Konkurſes Waaren auf Kredit nt, bat 
ohne em Nachweis kraft gefepliher Beitimnumg mit feinem Anſpruche 
auf Rückgabe der noch vorhandenen Waaren oder ded noch vorhandenen 
Erlöjed u. ſ. w. zugelaffen wird: ber Käufer wird in biefem Falle ohne 
Weiteres ald betrüglicher Aufborger behandelt. Dagegen will diefer Ars 
tifel keineswegs fagen, daß, wenn die Waaren länger ald adht Tage vor 
Ausbruch des Konkurſes tradirt worden find, daB dann der Verkäufer 
aus dem Grunde betrüglicher Aufborgung Anſprüche nicht mehr erheben 


39) Srande a. a. DO. ©. 259 ff, Laspeyres a. a. DO. ©. 54 ff. 

40) Erkenntniß des Stabt- und Appellationsgerichts i. S. Sidinger Sur. c. 
Sidinger Ehefrau von 1864. Vgl indeffen gaepenres a. a. O. 6, 0, ©. %. 

*1) L. 10. 822. D. quae in fraud. cred. 42. 8.; Francke a. a. D. ©. 365. 
Der Behauptung Benders (a. a. D.), daß die Sache unentgeltlich herauegugeben ſei 
ber Kaufpreis nur, wenn noch in der Maſſe vorhanden, verlangt werben könne x. 
jcheint nur Verwechslung mit den Beitimmungen des Art. 51. der W.O. von 1739 
zu Grunde zu liegen. 


Wolff: Das Konkursverfahren in Frankfurt am Main. 185 


koͤnne, im letzteren Falle leg t ed nur dem Verkäufer ob, die betrügliche 
Berleitung zur Gingeung 5 * Rechtogeſchafte beweislich dar⸗ 
zuthun, eine Präſumtion hebt m jetzt nicht mehr zur Seite 2). 


Der Stundungs- nt Nachlaßvertrag. 


Sn Frankfurt kennt man (ſowenig wie in Preußen, $ 423. ber 
Konkurs - Drdbming) dad vom Landesherrn ertheilte Moratorium, fon 
dern nur die von den Öläubigern ei oder dor dem Gerichte er⸗ 
moungen ‚gewährte Stundung md laß 

gemeinrehtligen Shmbunnt- und Nachlaßantrag weicht 
die —— dei edgebung und Praris einigermaßen ab. war bes 
ſtimmen auch die Frankfurter oe) ehe „oreformation II. Zit. 27. 8 12., 
Bat berorbuumg von 1631 $ "Daß wer eine von 1708 $ 1.) 
ber gemeintechtlichen Dear “), baß wer einen Rad) and ge mit 
—* einen Gläubigern erzwingen will unver [ulbet in Rückſtand gekom⸗ 
men ſein und ſolches nachweiſen müſſe. Man hat dies auch in früheren 
Zeiten: fo ſcharf genommen, dab derjenige Schuldner, er | jeine In⸗ 
folvenz Tennend, noch neue Schulden ht, ei einen joldhen 9 — 
nicht erzwingen fann +). Die Praris iſt jetzt ungemein milder an 
den, und tritt namentlid von Amtöwegen nie mehr eine Unterfuhung 
darüber ein, ob der Inſolvenz Zuftand ein verſchuldeter iſt oder nicht. 
Gleichwohl wird, was eben in den Mängeln des Akkordverfahrens ſeine 
Urſache hat, die Hülfe des Gerichts nur in höchſt feltenen Fällen zur 
Erzielung eined Arrangements mit ben Gläubigern in Anſpruch genom- 
men, während dergleichen Arrangements ſehr häufig und leicht —** 
gerichtlich mit oder ohne Hülfe eines Rechtsanwalts erzielt werden. 

Der Gang bed Berfa abrend, einerlei ob eine bloße Stundung oder 
ein Nachlaßvertrag oder he es beabſichtigt wird, iſt nun folgender: 

Der Schuldner muß in der gleidien Weife, ald wenn er mit einem 
Güterabtretungsgeſuch einkommt, dem Gerichte unter Vorlegung einer 
Bilanz *>) eine Injolvenz anzeigen und damit zugleich den Antrag ver- 
binden, daß er feinen Gläubigern den Ibſchluß eines Moratoriums oder 
eines Nachlaßvertrags u. ſ. w. proponire 16). Dieſer Antrag auf Geſtattung 


2) Bender, Handbuch des Frankf. P.⸗R. S. 21. ar ‚, Anmerf. zu 
Fi el gelegen * Die biefen | Segenftanb & Pe hanbeln en, „ann Yin 
anffurter ea enden mmungen en Geſetzgebung finden 
in der PN re: 8 * und 26 pres Bochum 
Bayer, Konkursprozeß 8 37. ©. 115., 
Sant, gain Sick Civilprozeffes X8 S. 266. 
nmerk. zur Frau, —* doriß S. 
3 Die — — der Reformation ai. Tit. 27. ! 9.) daß der Schuldner 
neben feider ee auch feine Handelsbücher, Schuldregiiter, Geld, Güter und 


Baaren v wird in biejer Weiſe nicht mehr gehandhabt. 
260) Ein lg dl Antrag fa fann — auch noch nad eröffneten: Konkurfe bon 
dem Gemeinfchuldner g wird dann eine ermeuerte Yabung verfügt, 


die a ns ie en fr er 5 — iſt, die ſich im —— — nicht 
gemeldet ninig bed Stabtgerl to & baftian c. Kred. von men! 
—8 Berfahren Hy ganz das he * gemeinrechtliche Praxis kennt d 


‚186 Wolff: Das Konkursverfahren in Frankfurt am Maiu. 


eines Moratoriums, Nachlaffed kann bereitd genau formulirte Borichläge 
enthalten, oder aud bie beöfallfige Vereinbarung der mit den Gläubigern 
einzuleitenden Verhandlung vorbehalten. 

Dad Gericht entjeßt auch in dem Falle, da der Schuldner mit 
einem Moratoriengefudhe einfommt, denfelben fofort der Verwaltung feines 
Vermoͤgens, verfü t die Obfignation deifelben, ſiſtirt alle Grefutionen und 
ernennt einen af eurator. Es ergeht dann weiter eine öffentliche Ladung 
an alle Gläubiger mit der Aufforderung in dem anberaumten Termine 
ihre Anfprüche anzumelden, zugleich aber ud jih über das eingelangte 
Moratoriumgeſuch zu erklären ımd zwar unter Androhung des Rechts- 
nachtheild, daß Die nicht erjcheinenden Gläubiger als den Beichlüffen 
der a der erjchtenenen Gläubiger beiftimmend angeſehen werden 
follen leich werben Die Gläubiger benachrichtigt, daß für den Fall, daß 
da8 nacgeluchte Moratorum (Nachlakvertrag) nicht zu Stunde kommen 
würde, eventuell der Konkurs erfannt fein fol und in diefem Falle alle 
One, die ſich nicht anmelden, von der Maffe ausgeſchloſſen werden 

rden *”). 

Moratortum und Nachlaßvertrag kann nur dann zu Stande kom⸗ 
men, wenn bie Mehrheit der Gläubiger, und zwar bie Mehrheit ſowohl 
der Zahl als den Summen nach, 1b mit den Propofitionen ded Schuldners 
einverftanden erflärt*®). Doch Tommen hierbei nur die hirographarifchen 
Gläubiger tn Betracht, alle bevorzugten Gläubiger fünnen zu einem 
Stundungs⸗ und Nachlaßvertrage Sicht duch Majoritätsbeihlüffe ge 
zwungen werben). . 

Haben nicht alle Gläubiger,. wohl aber die Majorität (der Zahl 
und Summe nad) *%) beigeftimmt, jo wirb von dem Gerichte verfügt, 
daß zuerft der Gemeinfchuldner einen Eid dahin zu leiften habe>0), 

daß er vor feier Duo engangeige und nachher nichts von feinem 
Vermögen zum Nachtheil feiner Gläubiger veräußert oder bei Seite 
geſchafft habe. 

Sit dies gejchehen, jo hat der Gemeinfchuldner fi über die Rich— 
tigfeit nme: angemeldeten $orderungen zu edlen. 

Hierauf haben diejenigen Gläubiger, welche dem Antrage zugeftimmt 
haben und deren Forderungen von dem Gemeinfchuldner als rihtig an⸗ 


Einleitung eines ſolchen Derfahreng nach eröffnetem Konkurſe nicht. Spangen- 
berg in Kindes Zeitſchrift Bb. 6. ©. 289., Bayer a. a. D. $ 37. ©. II4. 
Schmid a. a. O. Bd. 8. ©. 265 fi 

07) Erkenntniß des Stadtgerichts i. ©. Sebaftian c. Creditores. 

6) Frankf. Ref. UI. Tit. 27. 8 12. Das gemeine Reit weicht hiervon ab. 
Bol. L. 8. C. qui bon. ad poss. VII 71, L. 7. gı . und L. 18. D. de pactis II. 14. 

1%) Orth a.a.D. ©. 654, Souchay, Anm. zur Frankf. Ref. J. S. 542 ff. 
Anders nad) gemeinem t. 1.10. a. D. de Anger, Dabelow, — 
S. 291., Heffter im Archiv für civ. Praxis Bd. 10. ©. 347. und 348. Bayer 
a. 0. DO. 9:38. Note 5. Mit dem Srankfurter Recht ftimmt Dagegen bie beeuhihihe 
orte "Sich ober 7 * Konkursordnung find drei Viertheile der ſtimmbe⸗ 

Na preußiſchen Ko ung fin eile der 
er Beten Tit. 97. 8 11., Eckenntniß des Stadigerihtt i. S. S 
ankſ. . . . . €s 

baftian N red, vom 10, Dilober 1866," 
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erkannt wurben, —— daß dann noch eine Mehrheit der Gläu⸗ 
biger ſowohl der Zahl ald der Summe nach vorhanden tft, zu befchwören, 
daß der von ihnen angenommene Stundungs⸗ (Nachlaß⸗) Vertrag auf- 
richtig, Niemanden zum Nachtheil, fondern den Gläubigern und dem 
Gemeinſchuldner jum beiten Frommen, ohne trgenb einen Nebenver- 
trag®) mit dem einſchuldner, Alles fonder Gefährde und Arglift, 
abgefchloffen worden fei. 
Jetzt tritt an dad Konkursgericht die Frage heran, ob mmmehr 
der abgeſchloſſene Stundungs⸗ Nachlaß⸗) Vertrag auch von Gerichtd- 
wegen zu beftätigen jet, denn durch den Majoritätöbeichluß ift dad Ge⸗ 
richt keineswegs gebunden, vielmehr fteht demfelben aud da noch bie 
richterliche Kognitton, die Unterſuchung gu ob die Beitätigung auch ex 
justa causa erfolgen fann 52). Hierbei Tann namentlih aud von Ein- 
Hırf fein, ob Kurator, der Gläubigerausihuß die Beftätigung be- 
fürworten oder nicht. 

Darum allein darf übrigens bie Betätigung noch nicht verfagt 
werden, weil ein oder mehrere Gläubiger der Majorität ſich weigern 
den —— Eid zu leiſten. Sind * die Umſtände der 
Art, daß ſie den Verdacht von Nebengedingen oder Kolluſionen nicht zu 
erregen im Stande ſind, ſo wird auf dieſe Eidesverweigerung auch keine 
Rückſicht genommen 53). 

Eine Cibedleiibung findet übrigens felbftverftändlich in dem Yalle 
gar nicht ftatt, wenn die biffentirenden Gläubiger den beiftimmenden 
den Eid erlaffen. | 

Kommt der Alkord zu Stande, erhält derjelbe bie Beftätigung, bes 
Gerichts, So ift dad Verfahren beendigt, der Öemeinfäulbner erhält wieder 
die freie Dispoſitionsbefugniß über fein Bermögen. Werden jedoch Raten⸗ 

en oder dergleichen ftipulixt, fo beauftragen die Gläubiger in ber 

egel ben früheren Kurator, die fälligen Zahlungen zu erheben und 

unter die Gläubiger zu vertheilen. Auf einen wie langen Zeitraum Stun- 

dung gewährt werden fol, fteht ganz im Belieben der Gläubiger 5). 

Auch fällt der durch den Nachlaß an ben einzelnen Forderungen bes 
willtgte Abzug für immer weg >>). 


31) In Ref. II. Tit. 27. $ 10. wird ausdrücklich beftimmt, bafı in den Falle 
der Schuldner einfeitig mit einzelnen Gläubigern unterbandelt haben follte, die übrigen 
nicht zum Beitritt gezwungen werden können. Webrigend wird es nicht als ein ver- 
botener Winfelaflord betrachtet, wenn ein Gläubiger heben dem, was er gleich den 
übrigen Glänbigern von dem &emeinfchuldner erhalten bat, fid) die Zahlung bes 
Reſtes von einem Dritten, und ſei es felbft dem Vater des Gemeinfchuldnerd, bat 
verſprechen lafſen. Erkenntniß der Rechtöfakultäten Erlangen und Göttingen . ©. 
Ornuneliud u. &o. c. Spiellarz. 
52) Heffter a. a. DO. ©. 350., Bayer a. a. DO. 8 39. Note 8, Schmid 
a. a. D: ©. 272., Frankf. Ref. II. Tit. 27. $ 12. 
948) Erkenntniß des Ober-Appellationdgerichts zu Lübel 1. S. Runkel c. Ereb. 
von 1843. 
84) Auf den gemeinrechtlichen Zeitraum von fünf Jahren (L. 8. C. qui bon. 
ad poss. VII. 71., Zinde, Lehrb. 4 489., Schweppe a. a. DO. 8 13,, Bayer 
a. a. D. $ 37. ©. 115.) wird feine Rüdficht genommen. 
g gegmtb a. a. O. S. 275, Orth a. a. O. S. 663 ff. A. M. Souhay 
a. a. O. ©. 544. 
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Der von bem Ehemann abgefchlofjene Stundungd- und Nachlaß-⸗ 
vertrag kommt übrigens nicht allen am „bt fondern auch feiner Ehe⸗ 
au zu ftatten, wenn dieſe für die Schulden des Ehemannes mit ver- 
aftet fein follte. Denn auf ein foldhed pactum in rem de non petendo 
mag fich ein Dritter wohl dann mit rechtlicher Wirkung berufen, wenn 
der Paciszent ein Intereſſe dabei hat, daß ed dieſem Dritten ebenfalls 
u Gute fomme>°). Daß aber der Ehemann bei den Grundfäßen, welche 
Bas Frankfurter eheliche Güterrecht befolgt, ein ſolches Intereſſe bat, kann 
feinem Zweifel unterliegen 57). | 


87. 
Gintge Bemerkungen über dad preußifche Konkursverfahren. 


Nach dem biöher Gefchilderten kann e8 nun feinem Zweifel unter: 
Itegen, das dad preußifhe Konkursverfahren, welches fein Prozeß ift 
und feiner fein foll>®), große Vorzüge vor dem Frankfurter Konkurs⸗ 
progelfe beanfprudhen Tann, indeſſen it doch auch bei jenem der Grund⸗ 
ab, daß mit dem Augenblid, wo ber Schuldner feinen Gläubigern fein 

ermögen abgetreten bat, ed einzig und allein diefe letzteren find, denen 
in ihrer Gefammtheit die Dispoſition über dieſes Vermögen zufteht, 
während da8 Gericht nur da wo e8 bad —— der Geſammtheit der 
Gläubiger durchaus erfordert oder um die zwiſchen den einzelnen Gläu⸗ 
bigern entftandenen Streitigkeiten zu entjcheiden, zu eier Einmiſchung 
berufen fein follte, Feineöwegd genügend zum Durchbruch gelangt). 
Aber es ift nicht Died allein, ‚Joubern ed find neben den augeftandenen 
Vorzügen ganz unverfennbare Mängel, weldye die unbedingte Einführung 
der Sreubifchen Konkursordnung und damit die Befeitigung deffen, was 
das Franffurter Konkursverfahren guted aufzuweiſen hat, nicht wünfchens- 
werth erfcheinen läßt. 

Allerdings können wir nicht blind dagegen fein, daß die preußiſche 
Konkurdordnung eine rafchere und bei weitem weniger koſtſpielige Erle- 
digung des ganzen Gantverfahrend, namentlich bet Pleineren Maffen 00) 
von unter taufen Thalern (Konkurdord. $ 297 ff.) ermöglicht; daß es ſich 
das Gericht angelegen fein läßt, ben Konkurs, wenn nur immer möglıd, 
durch Vergleich gmilben den Gläubigern und dem Gemeinfchuldner zu 
erledigen. Es ift jedenfalld anzuerkennen, daß der Gemeinfchuldner nicht 
ganz bei Eeite gefeht, fondern bet beitimmten Vorgängen von Amt3- 
Iuegen gehört wird ($$ 160. und 171.); daß jedem einzelnen Gläubiger 
Gelegenheit gegeben wird, 19 über Die von anderen Gläubigern ange 
meldeten Sorderungen zu erflären (88 171 und 172.); daß die Gläubiger 
bei der Ernennung des Maſſekurators zum mindeften doch ein Vorſchlags⸗ 
recht haben ($ 213.); dab die Maſſekuratoren wöchentlich bezüglich vtertel- 


3 L. 21. 8 5. D. de pactis U. 14. 
‚ 5°’) Bgl. Erkenntniß des Ober-Appellationdgerichte u Lübeck i. ©. Flos⸗ 
heim c. Shmibtihe Debitmafle in Römers Sammlung d. 2. No. 73. 

5, Suftiz- Deinifterial-Verfügung vom 20. Mai 1857. 

59) Vgl. auch Koch, Progefordnung ©. 903. Note 1. 

so) Ju Frankfurt fommt ed wohl vor, daß Maffen von mehreren hundert 
Gulden vollftändig durch Die Konkurskoſten abjorbirt werden, fo daß felbft die privi« 
legirten Gläubiger keinen Pfennig erhalten. 
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ährlich Rechnung zu ftellen und die vereinnahmten Gelber in gerihtli es 
—**— abzuliefern haben ($ 161. und 225.); daß von denſelben 
richt über Lage der Sache, BVeranlaffung und Char aralter des —* 
zu erſtatten iſt G 163.); daB eine a eek itung und Beaufſich⸗ 
ee ———— Mi 9» Öeri gtätommi lehfaffung 
er den Glaͤubiger⸗Aus era un aſſun 
beruft n. |. w.; d Nah hie Oläuhlacn bie fi rn melden, nicht von der de 
Maſſe ausgeſchloſſen werden, sondern no em Stadium bed Ver⸗ 
fahrend zur weiteren Betheiligung zugelaifen werben ($ 176. und 254.); 
dab die Aus eat, ber bevorzugten Zorderungen, wenn Died bie Rage 
der Mafje er ſchon Bot dem Rangurtheil verfügt werben kann 
($ 240.); dab ein T ainmnger lan angefertigt und die Aubiger über 
denſelben gehört werden (4 241 pl aß die Ausſtände zum Verkaufe 
en —e— u. ſ. w. Bei 917 f 
man en wir dag egen mmungen, wie in $ . 
nämlich, daß die An tn weldyen Ser Glänbig ers Ya nee ah Is 
Eng | —5— tft, geſetzlich feſtgeſtellt und pe worden And, fo 
äubigern unmöglich gemacht ift, Die Vollmacht des Gia 
def nen zu erweitern oder auch zu beſchränken; ferner daß die * 
wohlthat der Güterabtretung und das beneficium competentiae modi- 
we —— haft eichnet fih D bad Frankfurt 
"Am afteſten net ſi agegen das Frankfurter 
Kontursverfahren —— enliber ben Pr 6 en in ie *. bie Rangs 
—— ber © Gla ng ans. Es * ich weder vom bont 
Billigkeltsftandpunkte aus rechtfertigen, daß in after Rlafe Die ten 
und Abnliche ie a ee war um ſo weniger, ber 


* — Ab Stande A u, in Se bthel —F — 
Deine, Ehefrau, Pfleg PN Oleg 


6 darum nicht billigen, da au, Kind 
—2* erft in achter Klaſſe lozirt ——* (4 80. und 81) I 
ſcheint ed und wegen dex bei dee bes Immobiliarkredikto 
—— der Raufgebermafle erſt 


—— duch das Gef en iR fich * 
ftandefommen ei ee fcheinen ımä and); bie 


| eiten en B — 
5 


den Aus⸗ 
Bios tebt, jehr unpraktiſch und ebenfo ——— Da 


immenben Gläubiger den oben erwähnten 


51) Bol auch Koch a. a. O. S 113 Note 78. 
e?) on Rs J O. S. 958. Note 34. 
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I. 


Kann nad fruchtlos gebliebener Mobiliar-Erelution wegen der im 
Unterſuchungsverfahren erfanıten Geldbuße der Verurtheilte zur 
eidlichen Manifeftation feined Vermögens angehalten werden? 

' Vom Gern Kreitgerichtorath Geck zu Werden a. R 


Dieſe unlängſt vom Jufti minifterium angeregte Frage wird ihr 
Ʒiere ſe ling fo lange bie Durch bloße be Fidel Dei den Ju⸗ 
terefjenten ne Di Dem Eide  eitehen bleiben. Daß aber zur Zeit bie 
em 


der on * e eidli 
Manifeftation im den deut hen Öeesbäden halten ri agehen 
die meiſten Prozekordnungen und Entwürfe. Die Motive” zu 
64 1109 ff. (& 268.) des preußtichen Entwurfs, ber übri Te 
* Sheifchen Meht unbeleneter DIAE für gewagt um den Mintfehrfionge 
unbelanuten Pflicht ewagt ım am 
Eid in Weile der Ipegiellen 9 Präventiond * ie für ein bewährte Mittel 
gegen I bie Argliſt des fein Vermögen enden Schuldners. 

e Freunde ber allgemeinen —E welche in dem 
Richteramt das imperium, die Dekretur ohne Rechtömittel, kurz bad 
ganze porforgliche Legalitätsweſen ber jarisdictio, dem Urtheilen mit 

a re vorziehen, bejahen die frage, und halten Eoman- 
ge ben onderer Beitimmungen bie „# 29. 1. 34. Til. 22. Ib. L 

erichtsordnung in Verbindung mit $ 11. ber Crelutinöechuung 
nom 4. März 1834 für mar aljo Die zwangsweije Anwendung 


TEE Een Aue mi 
dad gemeine Reiht, e5 bie Haft gegen das renibente 


Schweigen r zuläffig era te, 1 kann bier nicht r werden, 
bafjelbe. den Eid des Angeliagten nicht eat ec unferer Per 
minalorbnung & 536. aber -, mbdet der & agten niemals 


ſtet Da nun ber $ 2. ma D. g der Angellagte 
Dee Bermögen vernommen werben foll, jo würde durch die anche 


. 4. Das franz ice t, obgleich ed d nliden Brdt yır @v 
BR wendet in Eu u den Mn peinien Arreft Er⸗ 
zwingung der Geldbuße und Koſten us 
vermögenden Konbennaten am (von 14 age bg. 6 6 ionaten und 
einem Jahr) Code penal art. 54. 467. 

Gerade daran, dab unfer bem frasıgöfiichen Mufter ix unverlenn⸗ 
barem Uebermaa —ã— — — efep jene Zwangsmaßregel über⸗ 
VHS ir „nö icher auf deren — * Verwerfung und Verwerflich⸗ 


eit 
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III. Der gestterifcher Seite anneführte Mangel beionderer Beftim⸗ 
mungen ift nur ein Scheih und zwar ein falicher. ben früheren 
fiskaliſchen Unterfuchungen galt der Grundſatz, daß die Uneinziehbarkeit 
ber Geldbußen ſchon feftitehe wenn deren Beitretbung die Subhaſtation 
eined Grumdftüdes erfordern würde. Bal. Geſ.Samml. 1826 ©. 106;, 
1829 ©. 127., $ 51. des Zollgefepes vom 23. Januar 1838, $ 106, 
zit. 35. Thl. I. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung, wobei dem Ange⸗ 
Hagien buch bie Wahl zwiſchen Geld- und Gefängnißitrafe überlaffert 
werden burfte. 

Nah dem Straffuften bes, Allgemeinen Landrechts aber konnte 
bie Frage praßtifch nicht wohl vorfommen, da nach & 85. Tit. 20. Thl. IE. 
‚gegen unbemittelte Derfonen der niederen Volksklaffe“ Geldſtrafen nicht 

annt werden folten. Sm Webrigen «alio- bet aubemittelten. höheren 
Standeöperjonen) fchreibt war der gedachte Paragraph vor, dab dem 
Verbrecher niemals die Wahl zwiſchen Geld⸗ und Perbesftrafen zu beiaflen. 
Darand folgt aber feineswegs Div nothwendige Anwendung. Kanundlicher 
Civil⸗Exelulions maßregeln Depufe Gmirung 29: Vermögensitandes: des 
Kondemnaten. Denn deffen Wahl wird unzweifelhaft jchom durch die 
Pfändung, die verjuchte Beitreibung, ausgeſchloſſen, und es muß Daher 
im Mebrigen dem freten Ermefjen des Richters zu überlaffen fein, wie 
er fi von der Vermögenslofigleit früher überzeugen mag. — Das Straf- 
getegbud vom 21. April 1851 bat das Verbot der Wahl direft nicht 
In Sr ed tft aljo wohl nicht für buche unzuläffig zu achten, 
auf die Wahl des Angeklagten zu erfennen. Wenn nun ferner im $ 18. 
des Geſetzbuches die Selditrafe ald die mildefte Strafe bezeichnet und 
deren Anwendung nicht mehr wie durch das Allgemeine Landredyt von 
äußeren Berhältniffen des Angeklagten jondern von dem Grade der 
Berichuldung abhängig gemacht it jo müßte e8 geradezu für begrifföwidrig 
erachtet werden, wenn man Behufd Anwendung Dieter Milde mit dem 
Swanze des Manifeftationseides oder unmittelbar mit Perſonalarreſt gegen 
den Kondemnaten vorgehen wollte. Denn beneficia non obtruduntur. 

Schon das Reffript vom 21. Dezember 1811, (Ergänzungen ıc. zu _ 
8 536. der Krim.:Ordn. 4. Ausg. Bd. 4. ©. 553.), hei ein ana⸗ 
loges Verhältniß den Grundfag richtig aus: „Wenn eine Kreiheitäftrafe im 
Wege der Gnade in Geldftrafe umgewandelt ift, und der Begnadigte die 
Gelditrafe nicht erlegen kann oder will, fo muß die Freiheitöftrafe jofort 
bollftredt werben. Es wäre widerfinnig, ihn durch Die Gnade der Exe⸗ 
kution anzuhalten, daß er der Begnadigung ſich auch wirklich erfreue.“ 

Endlich lat auch der Ausdrud „Beitreiben” im $ 17. bes Straf- 
geſetzbuches: „An die Stelle einer Geldbuße, welche wegen Unvermögend 
nicht beigetrieben werden Tann, foll Gefängnißftrafe treten“ nicht Die 
Deutung zu, dab damit der ganze civilrechtliche Exekutionsapparat hat 
eingeführt werden jollen. Sm 8 106. Tit. 35. Thl. L der Allgemeinen 
Gerichts-Ordnung ift der Ausdrud „Beitreiben” gerade im Gegenfap 
zur perjönlüihen Haft, aljo in der engeren Bedeutung ald „Erektion 
vollitreden? gebraucht worden. 

IV. Nach 8 536. der Kriminal-Drdnung fol die Vollitredung . 
der Straferfenntnifje fofort nach deren Rechtskraft erfolgen. Diejer 
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Kriminalpolitit würde ins Geſicht gejchlagen eitraubendes 
Manifeftationdverfahren und durch eine —— die to ae Skat gilt, 
und für deren Koften auch der Fond 
V. Einige Schwierigkeit nie in jener ae —— en fegen, an 
welchen ein fe hädigter ein beſonderes Wir erinn 
an die a. Hier —— zugleich die — des Be hängen 
nur 


e. a eine Schu, — 
ld, ſondern 
Bde tellung ded Be * Bed I —* Ber des 


ene (die Entihädigun wi Verlepten) allein he 
ne —* —5 — 


nicht als Gläubiger bed ip * 
anerkannt werben, die Staatsgewalt vielmehr in im Öff —ãiS 
tereffe, rei publicae causa zur Vollſtreckung der Strafe —— fein. 
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Rechtsſprüche. 


2. 
Nechtsfälle aus dem deutſchen Seerechte. 
Mitgetheilt und beſprochen vom Hrn. Rechttanwalt v. Wilmowoki gu Schlawe. 


Rechtsfälle aus dem Seerechte erhalten ein fteigeudes Interefſe für 
einen, mit der Hebung norddeutfcher Schifffahrt und mit ber vermehrten 
Bermögend-Anlegung in Schifföparten ſtets wachſenden Theil des Pi 
blikums. Im den jeltenften Fällen gelangen jedoch derartige Redhtö« 
ftreitigfeiten zur Entfcheidung in höhern Sutangem Schiffer und Rheder 
ſchenen aus natlirlichen nden Prozeffe in fernen Gegenden. Die 
Schiffer, welche den Rheder und die Ladungsbetheiligten vertreten, türzen 
möglichft ihren Aufenthalt an fremden Orten ab und ſuchen gütl 
Erledigung von Differenzen; und wenn Died nicht zu erreichen iſt, fo 
beruhigen fich die Bethelligten meiftens bei der Entſcheidung des erften 
Gerichts, um fo fchnell ald möglich die Verwickelungen zu sefelige und 
bie freie Verfügung wieder zu gewinnen. Die praktiihe Wichtigkeit 
wird daher wohl die Mittherlung von Entſcheidungen erfter Inſtanz 
rechtfertigen. 


l 


In der Nähe von Rügenwalde ftrandete ein norwegifches Schiff 
Aftrea. Der Großmaft war gefappt, um, wie ber Schtffslapttän E.N. Br. 
angab, Schiff und Ladung vor Zertrümmerung und Verſenkung zu reiten. 
Der Schi skapitain beauftragte zwei hinzugekommene Kaufleute, Sch. 
und Kr. mit der Bergung von Schiff und Ladung, und der Abwicke⸗ 
{ung der bad nothwendigen Geſchäfte. Diefe ließen die Mittelballen 


bed Schiffd durchfägen, um die Ladung und die Trümmer bes Schiffs 
zu retten. Es I ber Fall großer Agemeinföaftfidher) Haverei vor, 


worüber alle Betheiligte einverftanden waren. Die ch ten Kaufe ° 
leute ließen Ladung und Trümmer, fowie dad Inventar des I, welches 
in der See am Strande auseinander brach, bergen. Die Ladungde 
Snterefienten hatten die Ladung, welche verfichert mar, ber Verſicherungb⸗ 
Gefellichaft überlaffen, und dieje verfanfte fie den Kaufleuten Sch. und 
Kr. Letztere ließen durch einen Dispacheur in Danzig eine Dispache 
aufmachen. Die Rhederei, vertreten durch den Korreſpondentrheder 
Kaufmann Send Br. und der Schifföfpitäin C. N. Br. ftellten viele 
Monita gegen die Diöpadıe auf, welche von Sch. und Kr. beftritten 
wurden. Die Differenzen kamen zur cheidung im Rechtswege, worin 
tere ald Kläger auftraten, Lebtere ala Serflagte die Dispache ver⸗ 
theidigten und nur noch die Aufnahme einzelner Ausgaben in bie Diß« 
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padıe reconveniendo beanjpruchten. Beide Parteien beruhigten fich 
ann in der Hauptſache bei der erftinitanzlichen Entſcheidung der Kön. 
Kreißgerichtö-Deputation zu NRügenwalde vom 3. Oftober 1866. Bon 
den Streitpuntten wählen wir einige aus. 

Die Kommiſſionäre Av. und Sch. berechneten als bejonbere 
Koften des SH für ſih ſelbft eine Proviſion für die Beſorgung ber 
Rettung und des Verkaufs der Schiffstrümmer und des Schiffs⸗Inventars. 
Sie berechneten die Proviſion nach Prozenten des Laſtengehalts des 
Schiffs und Prozenten des Erloͤſes vom Inventar, unter Berufung auf 
uagtn von verſtändigen tiber die Ueblichkeit und Angemeſſenheit. 
(Su. Betreff der Ladung war die Proviſion durch den Ankauf der La⸗ 
dung ſeitens der Kommiſſionäre ſelbſt erledigt). — Die Schiffs-Inter⸗ 
eſſenten, Kläger, beſtritten die Proviſion, weil Verklagte die Ladung 
angelauft hätten und —A— Intereſſe als Ladungs⸗Intereſſenten 

it dem urſprünglich vom iffer ertheilten — ihn bei der 
Bergung zu vertreten, kollidirt habe. Verklagte hätten das Intereſſe, 
erwachſene Koſten moͤglichſt als beſondere Koſten des Schiffs oder als 
—— darzuſtellen und die Ladung moͤglichſt von Koſten zu 
efreten. Zu ihren Obliegenbeiten gehöre auch die Juformation zur 
Bere N einge richtigen Dispache. — Berflagte repligirien, daß fie 
erſt nach Bergung von Schiff und Ladung die leßtere gefauft 
und beftritten eine Kollifion der Intereflen von Schiff ımd Ladung, wie 
ja and ber © fer nicht blos die Rheder ded Schiffs (Art. 496. des 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs), fonbern ebenfo die Ladungsbetheiligten 

(Art. 504 ff. 512.) geſetzlich vertrete. — Letzteres wollten die Kläger 
nur für die Zeit während der Reife gelten laſſen. 

Im Erfenntniffe vom 3. Oftober 1866 wurde den Berflagten eine, 
nah dem Gutachten der vernommenen Sachverſtändigen herabgefepte, 
Prodiſion zugeiprochen, weil jie als Kommijfionäre der Ladung auch 
vor deren Anfauf von vorn herein das Intereſſe der Ladungsbetheiligten 
mit zu vertreten hatten. 

Die Enticheidung dürfte auch gerechtfertigt jein. Der Schiffer 
— bat nicht blos während ber Reiſe bis zum Strandungsorte, jon- 

andy bet umd nad ber Strandung dad Intereffe der Ladungs⸗ 
beteiligten wahrzunehmen. Die Beftimmung bed Art, 504., daß er 
‚während der Reife“ für das Beite der Ladung ſorgen fol, bezieht jich 
auf die ganze Reife bis zum Beitimmungdorte. Kann diefer mit dem 
Schiffe nicht erreicht werden, fo ift die Reife noch nicht vollendet und 
ber Schiffer bleibt auch dann nach Art. 504. verpflichtet, bei Maßregeln, 
welche zur Abwendung von Verluſten nöthig werden, „das Interefje der 
Ladungsbetheiligten ald Vertreter derjelben wahrzunehmen‘. Dies tft 
auch in Art. 632. 634. 636. ausgeſprochen. Andernfalld würde gerade 
baun, wenn die Fürſorge für die Ladung am meiften nöthig ift, nicht 
dafür geforgt fein. Die naturgemäße Verpflichtung des S fe daß er 
yon ber Abreife bis zum Beltimmungsorte nicht nur die Rheder, ſon⸗ 
dern auch die Ladungs⸗Intereſſenten als geieplicher Mandatar vertritt 
(Koh Anm. 56a. zum Art. 504. Konf. Prot. ©. 2462.), fann ge 
ſetzlich dadurch nicht alterirt werben, DaB thatjächlich das Intereſſe vom 
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* oe San in Seenoth mit *e: micht ale SRücheber beiheiit 
ber Schiffer — auch wenn er als Mtirheber beibeiligt 
— geneigter * das 8 Iutereffe bes dem der eabung & 
den. Dah ferner der Schiffer bei in * ber g 
den Kommiffionär nur mit der Vertretung bed Rheders —E —* 
iſt ohne ausdrückliche Beſchränkuug des Auftrags ni Mens 7 
zumal da er er bie Sorgfalt eines ordentlichen Sch 178) 
pH hinfich der Ladung als des Schiffs nen —— Den 
onen her ereffen bei Zeitftellung der e ift dadurch ent- 
| —— daß die verſchiedenen Sntereffenten abei jelbit, bezüglich 
durch beiondere Vertreter gusegiehen find und befondere Einwendungen 
end machen koͤnnen. 7. 2. 4. ded Einführungs⸗Geſetzeßs vom 
. Suni 1861. 
2. 


Die —— ne hatten die Dispache durch einen Dispacheut 
in — aufmachen lafien. Derſelbe nahm in die Disſpache feine Ge⸗ 
in Höhe von 1 pCt. vom Erlöie bei Schiffs und ber Ladung, 
joe, von ber Fracht als gerneinjchaftlühe e Koften auf. Die Kläger be 
tritten * Pofition und — ab die D e im einfeiger 
e ber Berfingten aufgerrommen jei, hab ber Ei er fie in Stettin 
aufm Inffen wollte und Died auch den Berklagten mitgeipeiit yaber 
worüber dieſen ber Eid zugeſchoben wurde, welchen fie beitreitend an⸗ 
nahmen. Verklagte wendeten ein, daß bie Koften e ner Dispache ger 
ſetzlich immer nothwendig gewefen wären und in Stettin nicht geringer 
geweien 1 fein würben als in Danzig. 
Erkenntniſffe wurde der Eid für unerheblich exflärt, weil dem 
—* Flle ald nur einem ber —e nicht das Recht der 
mung beizume Te jei. Als Diöpacheloften wurde nur ein gerin⸗ 
Sep alt der tdirte unter Ber sei — —3— ‚für ge 
nötige — und der muthma tung 


ch find allerdings immer die nöthigen — 
mi, Koften anzujegen, weil Die Aufmachung ber Die 
pache bei großer Haverei geſetzlich noͤthig iſt und Die Grundlage des 


und Ladung a ru 130. 731.; — Ion € 24. Iunt 
eichen Lage, gegem 


t, 

etheiligte die —ã —2 —* dieſem Grunde "wären 

dann auch Verfiagte als Ladungdintereſſenten dazu jelbitftändig berechtigt 

% en. Eine ögerung des Schiffers fonnten fie jedoch nicht füge 
ehaupten, da ie jelbit zugleich beffen Beauftragte waren, bie er- 

—* Urkunden hatten und ſomit nur ihre eigene Bergögemmg in 
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e fommen Tonnte. Als Beauftragte des Schifferd hätten fie aber 
eolie feiner Inftrußtion folgen mäffen, wenn berjelbe die dis 
in Stettin aufgemacht wifjen wollte Sie hätten nur entgegenſetzen 
fönnen, daß ug Art. 729. 731. vom fompetenten Gerichte zu Rügen- 
walde, ba ſich Dort fein ein für allemal beftellter befand, 
ein foldyer nach der Beftimmung des Gerichtd beſonders beftellt oder 
ein auöwärtiger beitimmt wurde. Dies wäre bad korrelteſte Verfahren 
geweſen und würde auch den Streit über bie Dispachekoſten in ſach⸗ 
gem emäßer Weiſe erledigt ben, indem dann der Dispacheur ſeine Koften 
m Gerichte liquidirt Nachdem indeß bie Dispache von dem 
Gert ten veranlaßt un om Gerihte und von den Interefjenten als 
nblage bed Verfahrens angenommen war, konnte Die Frage, wer 
ben Dispacheur & beitimmen hatte, für ben Streitpunft, Wieviel als 
gemeinig) haftliche —*—— zu berechnen ſind, nur dann Einfluß haben, 
wenn die liquidirte Summe mehr betrug, als ſachgemäß nöthi 
Der angetretene Beweis über bie Uebli feit und Angemefjenbeit "bes 
liquidirten Satzes, welchen bie Verklagten inzwijchen (don dem Dis⸗ 
pacheur gezahlt hatten, e pi ab fein Refultat, indem Die benannten Sady 
tändigen damit unbelannt zur jein erklärten. Gegen die erfannte 
Fe Me We Grund der Verordnung vom 29. Ming 1844*) wird 
ip für den ag Sal _ Hon beöhalb nichts einwenden 
af fen, Beil er Dispacheur n ale Sachverftändiger ir 
geri tlihen Geſchäften“ — —— en iſt und das Gericht bei 
rrekteni Verfahren auf Antrag einen ſolchen hätte ernennen müfſen. 


3. 


Die Verflagten hatten außer ben Bergungäfoften ber Ladung, welche 
als bejondere often ber Ladung angejeßt und nicht monirt waren, noch 
gm Drittel des Werthed vom Schiffe und vom Schiffsinventar ald Ber- 
gkoſten des Schiffä berechnet; umd wurde im Dre eſſe auch nadgewieſem 
dab fe den Bergenden foviel verfisrochen und beza ei atten. D Kläger 
—* 34 Bergelohn, ſondern nur geringern — —— weil 
— eſatzung noch auf dem Schiffe bei Beginn ber Bergung ge- 
wejen jei, das Shif zwar nicht mehr nach dem Willen der Dann|saft 
bewegt werden konnte — ed ja auf dem Strande feit —, aber d 
Beſatzun ni nicht jede Berfügung darüber verloren hatte, wie bas 
porber erioigte Kappen 3 daſtes noch eine ae ung 
weten jet. & als dann bie Beſatzung dad Schiff verlaf jen Jake, fe 
es noch nicht ya verlafjen (derelinguirt) im Sinne des 2. 
ufehen, indem Die Saifemann [haft in anmittelbarer Süße ——* 
ei und ebenſo gut wie die hülfe eilfende A ſtets zum Schiffe 
be zurüdtehren können. Selbit alle Verfügungen der Verflagten feiem 
als ſolche ber Sgifemann chaft —* da Verklagte nur als Bes 
vollmã guigte des Kapitäns handelten. 
Im Erkenntifſe wurde das liquidirte Drittel des Werths als Berges 


*) Weber die Gebühren ber Sachverftändigen und Zeugen bei gerichtlichen 
Geſchaͤften (Geſ.⸗Samml. Gi) 
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nr ben Berflagten und ben von ihnen zur Hälfe Herangezogenen 
* eſprochen, da Da Schiff gti nad) der Strandung nude nanber 
gebrochen und Brad war, die ie ner da nit Lebensgefahr vom 
iffe gerettet wide und ba die Kläger jelbit nicht behauptet, daß 
von der Schiffemannfchaft Frgenbinie bei der Rettung des Schiffs ober 
der Ladung geholfen wäre hiernach anzunehmen jet, dab bad Schiff 
der Derfägung der Schiffsmannſchaft entzugen und zugleih, daß es 
a bier Düne bie Cntfd dung begründet fein. Bergelohn ifi 
uch bier dũ ie eidung begrü ein., Bergelobn ift 
geben, wenn in einer Seenoth Schiff oder Ladımg der. Be gung 
der Schiffsmannſchaft entzogen oder von derfelben verlaffen waren, 
von Dritten an ſich genommen und gerettet find. Wenn fie fonft durch 
Hülfe Dritter gerettet find, fönnen biele nur Hülfglohn fordern. Art. 742. 
Wie Koh (Anm. 3. 4. zu Art. 742.) mit Bezug auf die Konjeveng- 
Protokolle des Allgem. —* Hendelegeervn s hervorhebt, iſt a 
unterſcheidendes Merkmal zwiſchen einer Bergung und einer Hülfe⸗ 
leiſtung angenommen, daß bei jemer der gerettete Gegenftand vom 
dritten Mettenden ergriffen und aus dem wumficher gewordenen Schiffe 
oder der See zur Rettung and Land gefchafft wird, bei dieſer aber 
die Helfenden nichts an fich nehmen, vielmehr dem Safer bie Berfü- 
gms über Schiff und Ladung bleibt und ihm wie der Mannſchaft nur 
eiftand geleiltet wird. ift zur Bergung auch ber Fall 
,‚ wenn ein Schiff mit der Mannichaft an den Strand treibt, 
ie Mannſchaft aber fchon auber Stande tit, fich zu helfen und nun 
von Dritten Rettung gebracht tft und Sachen, um fie zu erhalten, and 
Land geihafft find. Hiernach find die Begriffe der Aufhebung der 
Verfügung der Schiffömannfchaft und des Verlaſſens nicht in dem ab« 
joluten Sinne der Einwendungen der Kläger zu verftehen, daß ſeitens 
der Schiffämannfchaft entweder die Unmöglichkeit vorliegen müſſe, irgend 
weldye Berfügungen über Theile des Schiffes oder der Kadung zu treffen 
oder bie abi, Schiff oder Ladung zu berelinguiren und nichtd mehr 
davon erhalten wiſſen zu wollen. Vielmehr find im Sinne des Art. 742. 
Schiff und Ladung der Schiffsmannſchaft entzugen bezüglid von ihr 
verlafjen, wenn fie felbſt nicht mehr direft als Herr über Schiff und 
abung fie retten dann oder will; wenn fie über daß Schiff die Herr 
[haft zum Sciffözwede des Seetrausports oder für einftweilige, 
ie ſpätere Erfüllumg dieſes Zwedd erhaltende Maßregeln — Cinlaufen 
in einen Hafen, Erhalten auf hoher See — nitht mehr aufrecht er 
| fönnen oder wollen und wenn fie die Ladung nicht mehr jelbft 
‚ar fi) nehmen und in Sicherheit bringen wollen. Cine förmlidhe 
Dereliftion als Borausfegung anzunehmen, würde widerfinnig jein, 
zumal da die Art. 743. ff. Vereinbarungen über die Höhe des Berges 
lohns normiren, alfo die naturgemäße Abficht des Schiffers möglichiter 
Rettung von Schiff und Ladung vorausfegen. Andrerjeit Tann bie 
bloße zeitige räumliche Entfernung vom Schiff nicht genügen, um ein 
Berlafjen zu lonſtatiren; jondern es wird nach dem Obigen dazu nöthtg fein, 
daß die Schiffsbeſatzung ſich von Schiff oder Ladung räumlich mit der 


198 Rechtöfyrüche, 


jeglichen Definition des Art. 445. zu beitimmen find, ben tfenden 
„dritten Perfonen“ gegenüber und der Art. 743. ſetzt Verei gen 
mit ben zur Bergung ober Hülfe Beranlapten voraus. Wenn leptere, 
obgleich Bevollmächtigte, nicht im Sinne des Art. 742. „Dritie* wären, 


4 


Außer jenem Bergelohn hatten Verklagte der bergenden —— 
(70 Mann) während der 14tägigen Dauer der Bergung 28 Anker 
Branntwein geben lafjen, und zwar, wie Berflagte behmupteten, mit 
Bewilligung und auf Verlangen bed Schiffskapitäns, um die Bergumg 
zu befördern. Verklagte forderten dafür 28 Thaler, welche auch ald ges 
meinſchaftliche Koften in die Dispache aufgenommen wurden. Kläger 
verlangten die Streichung diefer Polt, weil die Bergenden nur das 
eſetzliche Bergelohn fordern nnd nichts darüber —— beanfpruchen 
oͤnnten; die Ausgabe alſo Aberflüfjig fei. — Im iſſe iſt 
dieſer Betrag von der Rechnung abgeſetzt und als bereits im zugebil⸗ 
ligten hoͤchſten Satze des Bergelohns ——7 erachtet, aus Selten 
— auch a des Schiffsfapttäng zur befondern Berab- 
rei ung unerheblid jet. 
| ir koͤnnen bie Entſcheidung im Prinzip nicht für richtig baltem. 
Als Bergungskoſten Tann der Betrag von der verhenben annichaft 
allerdingd nicht verlangt werben. Er tft von ihr nicht ver- 
langt. Der Branntwein ift De vielmehr — die Richtigleit der An- 
ben der Verflagten vorausgeſetzt — freiwillig auf Berlangen ded Schif- 
ers gegeben, und zwar, wie biö zum Öegenbeweite enjoieden anzunehmen 
tft, anımo donandi und nicht in der Abficht, den Werth auf den Berges 
a anzurechnen. Die agten, welche den Branntwein auf Veran⸗ 
la jung bed Schiffer hergegeben haben, können als Bolge biefer Ver⸗ 
anlafjung den Werth yom Schiffer eritattet verlangen, und da der Schiffer 
zugleich Schiff und Ladung vertritt und im Interefje von Beidem Die 
Hergabe veranlaßte, war die Ausgabe allerdingd unter den gemeinf 
anen Koften ei ob u —* eng des a. 745., daB Der 
erge- und Hülfslohn zugleich die Vergütumg von Auf en um⸗ 
faßt, welche zum —* "des Dergend und Rettens —5* nd, bes 
trifft ſachgemäß nur ſolche Aufwendungen, welche von den Bergendben 
und Helfenden gemacht find. Der Schiffer und die von ihm Vertretenen 
fünnen dagegen nicht die 7 t für verzehrte Speiſen und Ge⸗ 
r Schi 


tränfe ablehnen, welche de er felbit ſchenkungsweiſe für die Ber⸗ 
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den aufgewendet hat. Der vernommene Sachverſtändige Kommerzien- 
all H. erklärte — obgleich Died nicht Cache seat Beweiſes, 


5 


Einer der bergenden Arbeitsleute ließ ſeine Brechſtange in die 
See fallen, um ſich, in Gefahr felbft hineinzufallen, mit beiden Händen 
am Wrack iu ‚halten. Hierfür wurden 4 Thaler gefordert. Der Betrag 
ift aber mit Recht abgeſetzt. Es liegt zwar feine (gewollte) „Aufwen- 
dung“ nad Art. 745. vor. Dad Geſetz giebt indeß feinen Anhalt dafür, 
daß ein Schaden, welcher durch Zufall, vie major, entitanden ift, von 
den Rhedern oder Ladungsinterefienten zu erftatten wäre. Die Bere 
genden, weldhe für die Gefahr ihrer „Perfonen und eg nad) 
rt. 746. ihre Vergütung nur in der Höhe des Bergelohns finden, 
koͤnnen für den zufälligen Schaden an Perfon, Fahrzeugen und Inftru- 
menten keine chädigung fordern, fondern müſſen ie auf eigenes 
Riſiko in Gefahr ſetzen, um den Bergelohn zu verdienen. 
6 
Anfer und Ketten des Schiffs wurden von ber Strandungsftelle 
einige Meilen weit nach Rügenwalder Münde tranäportirt und dort 
verkauft. Der Trandport war, wie Berklagte behaupteten, vom Kapitän 
angeordnet und ſachgemäß, weil ein Verkauf an der öden Strandungs⸗ 
ftelle feine Käufer herbeigezogen hätte Die Kläger beftritten dies und 
wollten die en on Transportkoſten eventuell zu den Bergungskoften 
rechnen. Diejelben wurden auch vom erfennenden Richter zu den Ber- 
gungöfoften eredmet und als beſondere Forderung aberfannt, weil bie 
Bergung erft mit ber Beſchaffung der Effekten an eine fichere Stelle 
abgeſchloſſen gewefen ſei. Diefer Grund möchte De fein. Die 
Bergung iſt vollendet, jobald die geretieten Gegenftände aus der See⸗ 
noth in —— ebracht find, Art. 742., alſo ſobald fie zum feſten 
Strande gebracht find. Nach Art. 745. I im Bergelohne nicht ent- 
balten die Koften zur Aufbewahrung, Erhaltung, Abjhägung und Ber- 
äußerung des Geretteten und find demgemäß auch die ſachgemäßen 
Koften zur Vorbereitung der Veräußerung befonderd zu berechnen. 


7 


Die Berflagten hatten Mehreren für die NRettumg der Säle, 
mannjchaft 65 Thaler veriprohen uud zwar 15 Thaler für das dabei 
benuste angeliehene, der Gefahr des Unterganges ausgejehte Boot und 
50 Thaler für die Rettenden, welche wegen des Sturmed ber größten 
vehendgefabt ausgeſetzt gewejen fein follen. Verklagte beanfpruchten 
unter Berufung auf Sacverftändige wegen der Angemeſſenheit dieſe 
65 Thaler ala Koften auf Rechnung des Schiffs. Die Kläger, Schiffer 
und Rheder, beftritten die Gefahr ımd die Angemefjenheit und wendeten 
ein, dab Dienfte für Rettung von Menjchenleben nad Sitte und Abs 
ſicht der Leiftenden nur unentgeltlich angeboten und geleiftet würden, 
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und daß im Seerechte eine Vergütung dafür nur durch Theilnahme am 
Berge- oder Hülfslohn nach Art. 750. erfolge, die Berflagten al and 
ein Mehreres für Rechnung der Kläger nicht hätten bemilligen können 
Durch die Beweisaufnahme wurde die Rettung der ganzen Shift 
mannjchaft bei großer Lebendgefahr und die Zufage der Cntichädigung 
von 65 Thaler feftgeitellt und wurde von Sachverſtändigen die Hibe 
ala für die Rettung angemeſſen »ertätigl 
Im Erfenntniffe wurden den DBerflagten die 65 Thaler zuge 
fprochen und ohne eingehende Begründung nur die Bewilligimg ‚nad 
dem Handelsrecht uläffige erklärt. 
Diefer Entſcheidung fteben erhebliche juriftiiche Bedenken —5 
Zu einer, nicht blos von Gefühlsmotiven, ſondern von rechtlichen 
chtspunkten ausgehenden Beurtheilung iſt das Verhältniß der einzelnen 
ereſſenten zu einander zu u Gen Nettende, welche aus eigener 


Willensbeſtimmung Andere aus Gefahr retten, haben an ſich von dm 
Geretteten überhaupt Teine Vergütung zu beanjpruchen; zur Ehre va 


—ã aih nur angenommen — da bie at har 
enpflicht erfüllen wollten und nicht Vergütung beabfichti em. 
Allgem. Landrecht Thl. I. Tit. 11. $ 1045. 870. —* Tit. & 280. 
Wenn dad Nettungdwerf auf die aufge einer Vergütung erfolgt iſt je 
kann der Rettende vom Seripregen en die zugefagte Vergütung bear 
fpruchen. Allgem. Landrecht Thl. I. Tit. 11. $ 870., Tit. 5. 8 16. 

er verfprecdhende Dritte dürfte, auch wenn er vom Geretteten fein 
Auftrag zu feinem Berjprechen hatte, nad den Regeln der negotiorum 





gestio einen Anſpruch gegen den Geretteten auf Grftattung fahge | 
8 


mäßer Koften haben. Allgem. Landrecht Thl. I. Tit. 13. 8 234. 28. 
Verſchieden hiervon ift aber die Frage, ob die Rheder des Schiffs wer 
pflichtet find, derartige Koften zur Rettung der Schiffämannichaft m 
vergüten, inſoweit nicht etwa eine ſolche Rettung zur fermeren Teilung 
bed Schiffes vortheilhaft und dadurch zugleich indireft eine en 
gestio für da8 Schiff felbft begründet wäre. Diefe Yrage Tann um 
aus den pofitiven Beltimmungen des Seerechts und aus dem rechtlichen 
PVerhältniffe des Rheders zu Schiffsmannſchaft gelöft werben. Dei 


dem Motive haben mag, nicht die Rettung von Sachen bem Menſchen— 
nA auch für ben Fall —— Rein 
von Perfonen und Sachen nicht das Prinzip fanktionirt, daß der Rhede 





— — — 
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Br die Koften der Rettung der Schiffsmannſchaft auflommen müſſe. 

entheile hat der Rheder immer nur den Bergelohn zu geben, 
welcher ſich nach dem Werthe der geretteten Gegenftände richtet und für Deffen 
Bemiſſung die Gefahr, welche den geretieten Gegenftänden gedroht bat, 
nicht aber die Gefahr für die Schiffsmannſchaft hervorgehoben ift. 
Art. 746. 748. Bergl. Koh Komment. 14. zu Art. 742. 

Auch jonft folgt aus dem Rechtsverhältniſſe des Rheders zur Schiffs- 
mannjchaft nicht der Grundfag, da der Rheder Lebensrettungskoſten fü 
die Schiffsmannſchaft zu tragen brauche; — felbſtverſtändlich ftet® nur 
von juriſtiſchen Verpflichtungen geiprachen In den genauen Vorjchriften 
darüber, was der Schiffer und der Schiffämann vom Rheder zu fordert 
haben, wenn das Schiff verunglüdt (Heuer und Rüdbeförderung) Art. 
526. 542., ift durch nichts amgedeutet, daß der Rheder noch darüber 
binauß etwas zu vergüten verpflichtet fei. Vielmehr haftet der Rheder, 
wenn da8 Schiff verunglüdt, für die Forderungen der Schiffsbeſatzung 
aus dem legten nicht vollendeten Reiſeabſchnitte nicht einmal pertönlich, 
fondern nur mit Schiff und Fracht Art. 453. Zu den Berpflegungs« 
und Heilungsfoften erfrantter oder verwundeter Schiffsbeſatzung Art. 523. 
549. koͤnnen Rettungsfoften doch nicht ohne Auslegungszwang gerechnet 
werden; und die Belohnungen, welche für Beſchädigung oder Toͤdtung 
von Perjonen der Shrfede abung bei tigung des Schiffes zus 
eb find Art. 523. 523. 549. 551., geftatten ebenfalls feine analoge 

usdehnung. 

Ewähnt mag noch werden, dab Die Berflagten zur Zeit der Ver⸗ 
bandlungen über die Rettung der — noch nicht vom 
Schiffskapitän mit der Sorge für die Bergung beauftragt waren, ſon⸗ 
dern erſt nach der Rettung von dem mitgeretteten Kapitän den Auftrag 
erhielten, und dab ein Bertragäverhältnig der Verklagten und des Kapi⸗ 
tans über dieſen Streitpumft von den Verklagten ſelbſt nicht behauptet ıft. 

8. 

Der Shiffskapitäin Dan. Sch. zu Rügenwalde war früher als 
Führer bed Sale: „Windsbraut“, dann jeit vier Saheen als Führer 
der Brigg: „Rügenwalde“ von dem Kaufmann WB. Sr. dafelbft abs 
dem Soreegdentthede beider Schiffe angeſtellt. Er hatte bis vor 
etwa zwei Jahren als Remuneration 30 Thaler monatliche Heuer und 
2Y, pCt. der vom Schiffe verdienten Fracht — ſog. Kaplaken, vgl. 
Koch Komm. 58. zu Art. 513. — vom erhalten. Im Zuli 
1866 wurde er vom Rheder entlafjen, mar aber von demjelben wegen 
einer Nemumeration der vorangegangenen fünf Viertel Jahre jan nicht 
efriedigt. Er erlangte 3 weder jeine Remuneration noch eine 

nung des Rheders über die, während feiner Dienftzeit verdienten 
Fra 7 und wurde ſchließlich gegen den Korreſpondentrheder Kr. 

f age Hagbar, den legteren zur Zuftellung einer Rechnung über 
bie Srachten des Schiffes aus jenen fünf Viertel Jahren zu verurtheilen. 
Der Kläger behauptete dabei, dab ihm jene Remunerattion vom Ber- 
Hagten mündlich zugebilligt, und dab diejelbe auch abgejehen davon im 
Rügenwalde (Heimathshafen des Schiffe) für einen Schiffskapitän 
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uſancemaͤßig angemefjen und in Ermangelung anderer Abrede jelbftver- 
ftändlih je. Er wollte auf feinen Reifen in jener Zeit von jedem 
Hafen die Rechnungen über die verdienten Frachten und über feine 
Retienuslagen, ebento bie Srachtbeträge felbft durch Wechſel an dei 
Berflagten Ordre zahlbar, diefem augejehrdt haben. Ktäger will für 
fi) weder Abſchriften noch genügende Notizen zurüdbehalten haben und 
eat jelbft außer Stande fein, die Frachtbeträge, wovon ihm 21, p6t 
tehn, anzugeben. Kläger hält den Verflagten deshalb für verpflichtet, 
—* —** zu legen, weil Verklagter allein die zur Auseinander⸗ 
etzung und Berechnung noͤthigen Beläge beſitze und weil es auch fee 
andelsgebräuchlich ſei, daß der Rheder dem Schiffer dann, wenn deſſen 
emuneration nad Prozenten der Fracht beftimmt ſei, Rechnung dar⸗ 

über legen müſſe. 
Die Differenz wurde in der Sache ſelbſt dadurch —— daß 


Charakter der Na find bie et el von DBerträgen über nr 


I. Zit. 14. $ 109. ‚Allgem. Deutſches Handels efepbu Art. 4%. 
ü ig beftimmt tft, fan ber 
Schiffer den „gewöhnlichen Lohn nad) dem Gutachten von Sadv h 


Frucht beftehen fol, jo wird ber 
a ben ‚ber Srachtgefchäfte. Der Schiffer ift als Verwaltet feiner 


$ 

eichloffen find, auch auf Grund feiner Notizen Die bewilltgte Tat 
ie In — und I beitimmter Se einklagen. Denn ⸗ 
doch der Schiffer nicht felbft aus eigener Information oder Erinnerung 
die Tantieme-Berechnung aufftellen kann, fo hat jebenfalls der Rhede 
die Grundlage Dazu durch bie von ihm eogeihtnilenen Geſchaͤfte und 

ch Der Rheder muß ſchon in 
halb dem Schiffer die Rechmumg über die Frachtbetrüge legen, weil di 
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den Schiffer das nothnenb e Mittel ift, um zu feinem \ Seite auf 
ntieme zu lommen. te Geſetze ein Recht geben, d ewilli⸗ 
en n auch die Mittel, ohne weldhe baftel ni Lange eübt werden Tann.“ 
Einl. 8 89 —— — wird ferner, 
wie > bemerkt, der Schiffer Sochus 2 Abebers Yan tlich der Fracht e 
km. und Die Urkunden über legtere find men lich. Dee Si 
alfo aud aus diefem Grunde vom eng 
tgeicpäfte und die Herausgabe ber — zur Ermittlung 
ve ga me fordern. In der Allgem. Gerichtsordnung En I. Tit. 22 
4 28. (29. Nr. 3.) wird — ſachgemäß Jeder, welcher einen Inbegriff 
von oder ten — bier den Frachtgewinn — ganz oder zu 
iquoten Theile Eweigen oder herausgeben muß, zur eidlichen 
Maniieftsiion verpflichtet. 


9. 


Der Seefahrer Haſe war 1858 und 1859 als Matrofe auf dem 
Schiffe: „Hohenzollern‘ von befjen ke für 12 Thaler monat⸗ 
liche Heuer angenommen und war wahrjcheinlich im Dezember 1859 — 
alto vor Einführung des —*58 ‚Danbeisgefen buches — mit dem 

iffe untergegangen, obwohl di t erngeiälic war. Sein Ab» 

enheitsvormund klagte gegen ben * ek zu Kolberg einen Heuer» 
rüdjtand ein, mit der Behauptung, daß Lebterer Rheder des Schiffes 
jei, und wenn er auch nicht —ã —— — — doch jed al 
von jeinen Mitrhedern zum Rorrefpenbentrh ji. Der 

klagte beftritt Teptered und wandte ein, daß er nie allein Eigentsämer 

des Schiffs jet umd bie u nur gegen alle Eigenthümer habe ange⸗ 
ftellt werben dürfen, daß aud bie inſchaft unter den Letztern 
reits durch Auseinanderſetzung agg oben ſei. Durch Erkenntniß des 
Kreisgerichts zu Kolberg wide tee zu emem ae des einge 
flagten Betrags verurtheilt. Der nad dem früheren Preußiſchen Sees 

m beurtheilende Einwand ‚mangelnder Pajfivlegittmatton wurde 
für un egränbet ertlärt, ohne Rückſicht darauf, ob Verklagter Korreſpondent⸗ 
rheder war, weil bie Rheder nad) dem Allgem. Landrecht Thl. II. Tit. 8. 
$ 1525. für die vom Schiffer eingegangen enen Berbindlichteiten ebenfo 
ba en wie —Se er un: er und Me gu —3 — 

tung amm r ie ſoli e Verpflichtun 
Fee einzelnen Fe, da nad) $ 1426. a. a. O. m —3 — heder ımter ein. 
ander in demſelben Verhältniſſe — wie die Intereffenten einer auf 
beftimmte Geſchäfte —— chteten und da nach dem Allg. Land⸗ 
recht Thl. I. Tit. 17. $ 239. @efell Pa —* einem, von ihnen gemein⸗ 
ſchaftlich oder durch ihren —— F ichloffenen Vertrage wie 


Korrealverpflichtete ei Das zwerte B des Appellations⸗ 
erichts zu ae den an bie Verwerfung jenes —* und hob 
—*2* chrung der —5* dur) bie Aufbebung ihrer Ges 


—ã —— Sei, Da leptere dem Kläger nicht befaunt ge⸗ 
macht worden. au 1. Tit. 17. 8 307. 308. 

Die Cniföebungen abe a inführung des Deutfoen Handels⸗ 
geſetzbuches nur noch den Gegenſatz gegen das jetzige deutſche See⸗ 
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recht und durch die Umftändlichfeit einer Klage gegen alle Rheder ein 
Intereſſe. Nah dem Handelsgeſetzbuche wäre es allerdingd wejentlich, 
vb der Berflagte Korrefpondentrheder ift. Für Forderungen der Schiffs⸗ 
befapung aus Dienft: und Heuerverträgen haften bie xheber in der 
Regel perfönlih. Wenn der Rheder aber ohne feine Schuld das Schiff 
vor Bollendung feiner Reife verliert, jo haftet er für die Forderungen 
aus dem lepten Reiſeabſchnitte nicht bertönlii, jondern nur mit Schiff 
und Fracht. Art. 452. 453. Die einzelnen Mitrheder ald ſolche haften 
Dritten, wenn ihre perjöntihe Haftung eintritt, nur nach Berhältnih der 
Bröße ihrer Schifföparten. Art. 474. Der Korreipondentrheder iſt das 
egen im Umfange des Ver Aa Geſchäftsbetriebes einer Rhederei 
— die Rhederei vor Gericht zu vertreten und alle Geſchäfte im Ver⸗ 
hältniſſe zu Dritten vorzunehmen Art. 460., alſo auch eine gegen die 
Rhederei gerichtete Klage für dieſelbe behändigt zu nehmen. Da die 
einzelnen Rheder in dem ſeltenſten Falle der Schiffsmannſchaft oder 
andern Dritten bekannt ſind und meiſtens nur der Korreſpondentrheder 
bekannt wird, ferner ungeachtet der Oeffentlichkeit des iſters die 
Ermittelung der Rheder ſtets umſtändlich und zei iſt — das 
Schifftregitter für Hinterpommern ift 5. B. in Stettin — fo ft die 
Frage von Wichtigkeit, ob bei einer gegen die Rhederei gerichteten Klage 
Dritter alle Rheder ald Verklagte benannt wer mölfen oder ob es 
genügt, ihren geieelihen Vertreter, den Korreſpondentrheder, als foldhen 
u benennen. Erſteres kann nöthig fcheinen, weil die Verbindung —IF 
heder zum Rhedereibetriebe dadurch noch nicht eine Geſellſchaft bildet, 
welche, wie eine Sandelögejellichaft unter gemeinfchaftlicher Firma lagen 
und verflagt werden Tann. . 456. 111.; em. Gerichtsordnung 
Th. J. Ti. 5. $ 4 Nr. 8. Die Praris hält e8 jedoch, ohne daß mir 
eine, darüber mm judicando kontradiktoriſch ergangene Entſcheidung be- 
fannt wäre, für genügend, wenn der Korrefpondentrheder al ſolcher allein 
genannt und agt wird, ſowie auch Klagen von ihm in diefer Eigen⸗ 
Ichaft und ohne Benennung der Mitrheder als zutälfig angenommen 
werden. Mit ber Borfchrift, daß er die Rhederei vor Gericht vertreten 
darf, tft audy wohl die Bedeutung zu verbinden, daß dies geidieht, ohne 
dab die Namen der einzelnen Ride vor Gericht angegeben..zu werden 
brauchen; fowie die Rhederei bei etr des Korreſpond ers mit 
Dritten auch ohne Nennung der heder verpflichtet wird Art. 461. 
Nur würde auf Grund einer, allein gegen den Korreſpondentrheder als 
folchen gerichteten Klage, zwar eine Crefution ‚gegen ba8 Mheberetvermögen, 
d. h. Schiff und Frachteinnahmen zuläffig fein, val. Art. 757. dee nicht 
aber R; en die Mitrheder, welche nicht F on im —— als folche —* 
end, wegen ihrer perjönlichen Haftung Art. 474. 475. und auch 
nicht einmal gegen den Korreſpondentrheder perjönlid, wegen feiner Vers 
g, weil er als ſolcher nur Bevollmächtigter der Rhederei ift (Ar⸗ 
ee! gel and nicht einmal nothwendig jelbit Üttrheber zu ſein bracht 
(Art. .) 
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8. 
Ueber das direlte Klagerecht des Waarenempfängers 
gegen den Spediteur, welchem von dem Abſender die Beförderung 
übertragen iſt. 
Handelsgeſetzbuch Art. 344. 379. 380-405. 
Mitgetheilt vom Herrn Rechtsanwalt Thüffing zu Dortmund. 


Kläger hat eine Partie für feine Dampfſchneidemühle befttimmte 
Sägen beitellt, welche vom Berläufer an Verklagte zur Wetterbeförbenung 
überjandt fein follen, — beren Verſendung an den Kläger aber Seitens 
der verflagten Spediteure unge verfpätet tft. Kläger verlangt daher - 
Suthäbigung wegen biefer pätung, weil ſolche bur Schuld der 
Berllagten herbeigeführt ſei. Dad Rönigtiche Kreiögeriht zu D. bat 
in dem Erkenntniß vom 24. Januar 1865 die Klage abgewiefen und 
zwar aus folgenden Gründen: „Nah Art. 380. Allgem. Deutichen 
Handelsgeſetzbuches haftet allerdings der Spediteur für jeden Schaden, 
welcher aus der Vernachläſfigung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf 
mannd — bei der Ausführung der von ihm übernommenen Verſendung 
ber Güter entfteht, und liegt e8 ihm fogar ob, die Anwendung bdiefer 
Sorgfalt zu beweiſen. &8 kann aber nad allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
fügen fein Zweifel darüber fein, 2 dieſe Haftbarkeit nur demjenigen 
gegenüber befteht, mit welchem ber Speditionsvertrag gefchloffen tft; da 
aus Verträgen immer nur Rechte und Pflichten unter den Kontrahenten, 
nicht aber für oder wider Dritte entitehen, weldye an deren Schliefung 
weder mittelbar noch unmittelbar Theil genommen haben. Bi 3 74. 
75. ff. 2it. 5. Thl. I Allgm. Landrecht. Eine andere Hegel läßt 
ich auch aüs den Beſtimmungen des Allgem. Deutfchen Handelsgeſetz⸗ 
uches nicht für den Speditiondvertrag herleiten, insbefondere geht aus 
denjelben nicht der der Klage PR runde liegende Rechtsſatz hervor: 
daß aus einem zwifchen dem Abfender eine? Guts und dem Spediteur 
— ſenen Speditionsvertrage auch der Adreſſat auf Erſatz des ihm 

ie Nachläſſigkeit des Spediteurs entſtandenen Schadens gegen 
Letzteren zu klagen berechtigt ſei, ohne daß er dem zwiſchen Erſteren 
geſchloſſenen Vertrage beigetreten tft. Das Entgegengeſetzie folgt viel- 
mehr, wie „erftagte mit Recht hervorheben, indireft aus den Beſtim⸗ 
mungen des SHandelögefepbuches über den Frachtvertrag Art. 390. ff., 
indem Art. 405. auödrüdlid den im Frachtbriefe bezeichneten Empfänger 
für berechtigt erflärt: die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte 
— in eigenem Namen gegen den tahtlührer geltend zu 
machen. Diefe nur für den Srachtvertrag gegebene pofitive Beftimmung 
leidet aber, wie jedes pofitive Geſetz, auf den Speditionävertrag Teine 
analoge Anwendung. Ganz u —** erſcheint endlich die —— 
des Klägers auf die Art. 345. ff. a. a. D., welche nur das Verhältni 
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zwiſchen Käufer und Verkäufer, nicht aber die Frage betreffen, wem 
und in wie fern der Spediteur für ben durch Vernachläſſigung feiner Ob- 
ltegenheiten entftandenen Schaden regreßpflichtig iſt. 

Verklagte erjcheinen daher im vorliegenden Zalle wegen eines 
etwa beammgenen Verſehens nur dem Abjender regreßpflichtig, während 
Kläg er hieraus direkt gegen Berklagte feine Anſprüche geltend machen 
ann. — 

In ber Appellationdinftang ift das Gegentheil angenommen wor: 
den, und die egen dad zweite Urtheil erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
durch die Entider ung des V. Senats des Königl. Obertribunale 
vom 15. Mat 1866 zurüdgewiefen — aus folgenden Gründen: 

Der Appellationdrichter erfennt an, dab eine direkte, dem Art. 405 
des Sanbeisgejenhude entiprechende Borfhrift, nad welder der im 
Frachtbriefe bezeichnete Waaren = Empfänger die durch den Kradıt- 
vertrag begründeten Rechte in eigenem Namen gegen den Fradıt- 
führer geltend zu maden berechtigt fein fol, binfchte des Spedi⸗ 
teurs und ſeines Verhältniſſes zum Empfänger der von ihm 
ſpedirten Waare nicht exiſtire. Demohngeachtet erachtet er den Ems 
plänger der Waare, abweichend vom eriten Richter, auch wenn er 
em zwifchen dem Abfender und dem Spediteur gejchloffenen Spe 
Ditiondvertrage nicht beigetreten fei, für bereditigt, den von dem 
Spediteur wegen mangelhafter Erfüllung des Vertrages nady Art. 380. 
a. a. D. zu vertretenden Schaden felbititändig gegen den Spediteur zu 
verfolgen, und zwar nicht blos mit Rüchſicht auf den kaufmänniſchen 
Geſchaͤftsverkehr und die ſich daraus entwidelnden Verhältniffe, nad 
welden es nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben fünne, 
bie Berfolgung von bergleihen Anſprüchen nur dem Verſender der 
Paare einzuraumen, der mit dem Spediteur unmittelbar fontrahirt 
habe, fondern auch in Betracht der Vorfchrift im Art. 344. a. a. O., 
nad) welcher, wenn der Käufer einer Waare über die Art ihrer Leber 
jendung feine Beſtimmung getroffen habe, der Verkäufer für berechtigt 
gelten jolle, die Beitimmung darüber „Statt des Käuferd” zu treffen, 
möbefondere auch die Perfon zu beftimmen, durch weldye der Transport 
der Waare bejorgt oder aus Führt werden jolle. 

Die faltiſchen Borausfepun en diejer von dem Appellationsrichter 
für utreffend erachteten Vorſchrift im vorliegenden Kalle find von ben 
Imp zanten nicht angefochten, aud) nad Lage der Alten für vorhanden 
zu erachten. 

ies boraußgelchit ericheint aber dad aus Art. 344. a. a. O. 
entnommene fumulative Argument des Appellationsrichter8 eutſcheidend 
und gerechtfertigt, da nach der angezogenen Borjchrift der Abfender, 
der mit den zur Beförderung des Transport? an den Waarenkäufer 
benöthigten Mittelöperjonen fontrahirt, in dem orrauägelenten Falle in 
ber That als gejeplicher Vertreter und Benollmächtigter des Waaren- 
Empfängers anzuſehen ift, in dieſer Eigenfchaft mithin und innerhalb 
ber Grenzen dieſes Mandats mit rechtlicher Wertung für den Waaren⸗ 
Empfänger kontrahirt, und Spebditeure — wie Frachtführer nach 
Charakter und Zweck ihres beiderſeitigen Gewerbebetriebes — ogl. Arti⸗ 
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tel 379. und 390. bed Handelsgeſ bucheb — un weten au den im 
Art. 344 ebenbafeibft begehen erfonen zu — 2* 

Eben deshalb ift aber auch Die Anaegie wiſchen beiden, zumal 
mit Rückficht auf die Beftimmun = in ben Krtifeln 383. u. 385. a. a. D., 


für as g and ed et wohl Dan a ab zu erachten, 


bezeichnete —— je den Waaren⸗ —2 ein en, * 
wegen Zuſendung der Waare mit dem Spediteur nicht unmitielbar 
kontrahirt hat, ſelbſt wenn man hierüber nach der allgemeinen Faſſung 
des Art. 386, der nirgends zwiſchen Abſender und fänger unter 
ſcheidet und Klagen bezeichnet, denen offenbar zumächft cher d 
am — der er der Maare tot tft, überhaupt n 
zweifelhaft fein 


14* 
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a 
Befuguiß des Handlungsbevollmäcktigten zum Antauf von Waaren 
nad) Art. 47. ded Handelsgeſetzbuches. 
Mitzetheilt vom Herrn Rechtdamwolt Thäffing zu Dortmund. 


Kläger fordert von dem Berflagten die Zahlung von 81 Thlr. 
3 Sur. 6 Pf. als Preis gelieferter Zleifchwaaren und Branntweins. 
Verflagter wendet ein, daB er die Waaren nicht beftellt habe, daB eine 
Preidernigung mit ihm nicht ftattgehabt. In zweiter Inftanz ift vom 
Köntglichen Appellationsgericht u damm, unter Abänderung bes ab- 
weifenden Erkenntniſſes erfter Snftang auf die Appellation des Klägers 
der Berflagte zur Zahlung nad dem Klageantrag verurtheilt. 
Sn den Gründen deißt es: 
Der Verklagte betreibt die Bahnhofsreſtauration A. In Bude 
8 


beffen ift er gemäß Art. 4. und 271. Nr. 1. ded Handelsgeſetzbu 
(vgl. Art. 10. ebenda) ald Kaufmann im Sinne bed —— 
er in 


en Seiner eigenen Angabe nad ift er während der 
Rede ftehenden Zeit, gar nicht zu X. anweſend, fondern in D. gewefen. 
Zur Führung feines Geſchäftes während diefer Zeit hat er einen jungen 
Mann, deffen Namen er nicht angibt, angenommen. Cr räumt zwar 
ein, dieſen jungen Mann zur Bewirthung der Pafjagiere engagirt zu 
haben, will benfelben aber zur Beltellung von Waaren nidt beauf- 
tragt haben. Nach Lage der Sache ift ed jedoch unerheblid, ob ver 
Berflagte denfelben zur Beitellung von Waaren ausdrücklich bevollmäch- 
tigt hat. Die Natur des Sachverhältnifjes bringt e8 nicht nur gewöhn⸗ 
lich mit ſich, fondern macht ed umumgänglich erforderlich, daß in einem 
Reſtaurationsgeſchäft, fofern daffelbe weiter betrieben werden fell, Die 
in dem Gejchäftöbetriebe verbrauchten Waaren durch neuanzufcaffende 
erjent und überhaupt die Waaren angelha werben, welche zum Be⸗ 
triebe des Geſchäfts erforderlich ſind. Der Umſtand, daß während der 
mehr nat ejenheit des Berklagten derartige Anſchaffungen er: 
forderlich werben würden, jowie daß der Berklagte Died vorherſehen mußte, 
und vorhergeſehen hat, kann thatfächlich feinem Zweifel unterliegen. Daß 
Derflagter in dieſer Beziehung anderweit Borforge getroffen, bat er nicht 
behauptet, Wenn er, wie er zugefteht, jenen jungen Mann mit der Be 
wirthung der Säfte der Reftauratton während jener Zeit beauftragt hat, fo 
erſtreckte ſich die hierdurch demjelben erteilte Vollmacht gemäß Art. 47. des 
Handelsgeſetzbuches auch auf alle Geichäfte, welche die Ausführung eines 
derartigen Auftrages gewöhnlich mit ſich bringt, unter den angegebenen Um⸗ 
[tönen alfo, und da der Auftrag zur Bewirtbung der Säfte ohne Anſchaffun 

er dazu an! Waaren nicht euaführbar war, namentlich aud) au 

die Anſcha von Waaren, wie dieſelben in einem Reſtaurations⸗ 
geſchäft gebraucht zu werden pflegen. 
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Zu ſolchen Waaren gehören diejenigen Waaren, deren Preis Kläs 
er vom Derflagten fordert. Daß diefelben von dem mehrermähnten 
Fam en Mann bei dem Kläger beftellt worben, gefteht der Verklagte 
ausdrücklich zu. Cr gefteht ferner zu, daß ein Stheil der betreffenden 
Waaren in feiner Wirthicdhaft benutzt ift. 

Ueber den bie % über die Waaren betreffenden Editions- 
antrag des Klägerd hat ber Berflagte — fi nicht erklärt. Es ift 
in Folge deſſen anzımehmen, ba er mit ber Klagerechnung gleichlautende 
Salturen hinter ſich habe, woraud beun welter —* daß dieſelben auch 
ihm, bezüglich ſeinem Handlungsbevollmächtigten gugeibe t fein mäfjen. 

Wenn aber der legtere aus den Falturen mit der vom Kläger für 
die Waaren berechneten und verlangten Preifen befantıt, Die Banren 
ür das Geihäft des Verflagten in Verbrauch genonunen hat, fo ergibt 
ih hieraus mit Zuverläfligfeit die Bewilligung jener Preije; und dieje 

ewilligung ift dem Verklagten gegenüber Ai; rechtsgültig erfolgt zu 
erachten, weil gemäß Art. 317. al. 1. des Allgem. Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuches der Form nach eine ſtillſchweigende Willenserklärung genügte, 
und der mehrerwähnte Danbtungöbeno Imächtigte des Verklagten zu deren 
Abgabe mit verbindlicher Wirkung für und bezüglich gegen den Ders 
Hagten nad) der obigen usfübrung ermächtigt war. — 

Die vom Verklagten gegen diefe Entfheibung eingelegte Richtige 
feitöbeichwerde ift durch Erkenntniß des Königlihen Obertribunals 
vom 4. Dftober 1866 zurüdgewiejen. 

Sn den Gründen heißt ed: 

Eine andere Frage ift, ob, wie ISmplorant zur Sprade bringt, 
aus dem Auftrage zur Verwaltung der Rejtauration, auf der Ye: 
zu den fraglihen Beitellungen nah Art. 47. des Handelsgeſetzbuchs 
rechtlich abgeleitet werden konnte. 

Die thatfächlichen Unterlagen diejer Folgerung: 

daß Berflagter ald Kaufmann anzufehen fei, daß er zur Yührung 
jeine® Geſchäfts einen Gehülfen angenommen habe, daß zum Betriebe 
iejed Geſchäfts die verbrauchten Waaren durch neu anzuichaffende 
haben erfegt werden müſſen und dab Verklagter diefed vorherjehen 
müfjen und vorhergejehen habe und nicht behaupte, deshalb ander- 
weit Borforge getroffen zu haben, | 
find nur in der lebten Bemerkung über Nichtbehauptung anderweiter 
Sürjerge, aber auch nur eventuell mit der Rüge des Verſtoßes gegen 
$ 5. Kr. 1. der Verordnung vom 14. Dezember 1833 und Nr. 12. 
ber Inftruftion vom 7. April 1839 angefochten. Diefe Rüge tft aber 
unbegründet. Der Appellationdrichter hat nicht eine, von dem Gegner, 
dem Kläger aufgeftellte Behauptung, 
dab Verklagter jene anderweite Kürjorge nicht getroffen habe, 
eitgeftellt, und auch nicht eine Verpflichtung des Verflagten ausgefprochen, 
kn —2** anderweiter Anſchaffung zu führen. Der —— 
richter nimmt zu den poſitiven thatſächlichen Momenten der Beauftra⸗ 
ung des Gehülfen mit der Verwaltung der Reſtauration und der 
othwenbigfeit dazu neue Waaren anzufchaffen, nur noch dad Schweigen 
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des Verllagten über anderweite Vorforge hinzu und barüber kounte der 
a a 
en beitehen, jo war aud) Die iche Folgerun e 
—*— et, da der Art. 47. a. a. O. beftimmt N ’ 
daß die Beftellung eines Hanblungsbevollmädhtigten Betriebe 
—* sangen Danbeltgewerbet ‚ ober einer —— —* ie he 
en u einzelnen € Hüften, Geſchaͤ 
—— — — erſtredt — er —E derartigen Han 
delsgewerbes oder der Ausführung derartiger Geſchäfte gewöhnlich 
mit ſich bringt. 
Daraus entftand nad Art. 52. a. a. O. ein unmittelbared Rechte⸗ 


verhaͤltniß zwiſchen dem Kläger und dem Verklagten. Auch At. 41. 
a. a. O. — * mithin nicht verlept angeſehen werben. 
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Fa 
Berliert nach Römifchem Rechte der zur ferneren Ehe fchreitende 
Bater zur Strafe-dad Eigenthum an dem von einem Kinde Der 
früheren Ehe ererbten Muttergute? 
Mitgeteilt vom Herm Rechtsanwalt Sutro zu Meſchede. 


Gegen dad von und in Nr. 42 der Anwaltszetung von 1866 
©. 666 ff. mitgeiheilte Erkenntniß des Könizlichen Appellations⸗ 
Gerichts in Arnsberg vom 9. Juni 1866, welches bie in der Ueber⸗ 
jörift außgeworfene Frage verneinte, wurde Seitens des Klägers noch 
ie Nichtigfeitöbefchwerde eingelegt, diefe Indeb durch Erfenntni bes 
Königlihen Obertribunals vom 7. Dezember 1866 zurüdgel 
wiefen, ımd zwar aus folgenden Grünben: 
‚Der Smplorant nimmt, außer den fchon im Appellationsberichte 
für die entgegengejette hen allegirten — auch noch beſon⸗ 
ers auf —— Theorie und Kafuiſtik (1. Ausg.) Bd. 1. S. 658. 
auf Soccejt jus controversum, Thl. II. Buch 23. Tit. 2. qu. X. 
(pag. 141) und? Müller, Promptuarium, sub voce .‚nuptiarum 
secundarum Poenne“ Tom. VII. Pre; 630. Bezug und behauptet, daß 
der vorige Richter den $ 2. Kap. 46. der Novelle 22. und den Rechte 
grundfaß verlegt habe: 


An demjenigen, wad den conjux binubus durd) den Tod eines _ 
eritehelichen Kindes angefallen ift, ſteht, ſoweit das Angefallene vom 
Vermögen des verftorbenen Ehegatten berrührt, dem conjux binubus 
nur der Niehbraud zu, während bad Eigenthum den Gejchwiftern 
bed erftehelichen Kindes gebührt. 


Diefer Anficht kann jedoch nicht beigetreten werben. 

Nachdem dach L. 8. $ 1. C. de secund. nupt. V. 9. ver 
ordnet war, dab, wenn ein Sohn mit Hinterlaffung von Geſchwiſtern 
und einer zur zweiten Che gejchrittenen Mutter verftürbe, derjent 
Theil ſeines Nachlaffes, welcher, jet ed dur Teftament oder a 
intestato, auf die Mutter überginge, von u nur ad dies vitae 
beſeſſen und von ihr diejen Übrigen Kindern eriter Ehe zurkdgelaffen 
werden folle, wurde diefe ganze Dispofition, von der die Väter nad 
bem Suhalte jenes che gar nicht betroffen waren, durch die Novelle 2. 
Kay. 3. wieder aufgehoben, obwohl es als jehr lobenswerth bezeichnet 
wurde, ut mulieres ita se honeste tractent, quatenus, quae semel 
ad virum venerunt, servent inviolatum mıorientium torum. Alddann 
wurde aber die Dechräntm der zur geilen Ehe gefchrittenen oder 
nachher fdyreitenden tter Hr ben Fall der Inteftat-Succefjion 
dahin wieder eingeführt, daß fie zwar zur Succeffion mit berufen fet, 
aber von dem in dem Nachlaſſe des Kindes ftedienden väterlichen Vers 
mögen nur ben Rießbrauch baben follte. Dies beitimmt der hier in 
Betracht Tommende $ 2. Kap. 46. Novelle 22. Ä 
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Die ganze Beſchränkung diefer Succejfion war aljo von Anfanz 
an nur auf die Mutter, welche fich wieder verheiratete oder verheirathet 
atte, nicht aber auf den Vater berechnet, obwohl die urſprüngliche Be 
mmung in L. 3. $. 1. C. de secund. nupt. V. 9., namentlich, 
was die Zuwendungen des veritorbenen Kindes —* Zeftament betraf 
auch wohl, wenn es in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen pätte, auf 
ben Bater hätte Anwendung finden können. In der Novelle 2. Kap. 3. 
wurde aber auch noch ausdrücklich gejagt: Sicut etiam patres, sı ad 
secundas veniant nuptias, non fraudamus fillorum suorum successione, 
nec qualibet est lex aliquid tale dicens u. f. w. Indem nun aber 
bieje weniger bej on Anordnung im $ 2. Kap. 46. der Novelle 22. 
wieder auddrüdlid nur von der Mutter jpricht, jo liegt fein Grund vor, 
dieſelbe dennoch auch gegen den Bater in Anwendung zu bringen. 
Nun mag zwar der Kläger geltend, daß zufolge der L. 7. $1. 
C. ad S. C. Tertull. VL 56. der Vater vor der Anordnung der Ro 
velle 118. nur ben Nießbrauch, nicht aber die Proprietät mit den Ge 
chwiſtern des verftorbenen Kindes ab intestato geerbt habe, daß alſo 
eshalb in jenen Gejegen vom Water nicht habe Die Rede ſein Fönnen, 
daß aber binfichtlich der Nachtheile zweiter Che, namentlih in Be 
auf die Anordnung, daB dasjenige, was von bem einen Ehegatten 
den andern übergegangen war, ben Kindern erhalten werden jollke, 
Bater und Mutter gteichgeftell ſeien (L. 4. i. f. L.5. 8 2. C. de secund. 
nupt. V. 9. Novelle 22. Kap. 23.) und daß, nachdem dem Date 
durch die Novelle 118. das Erbrecht auf eine Portion an der Proprieiit 
bed Nachlaſſes verliehen, er ah in diefer Hinficht der Mutter gleid- 
geitell worden, fein Grund vorhanden fet, anzunehmen, dab dad pi 
em Bater, be glich dieſer Erbportion vortheilhafter, in Anfehung der 
Folgen ſeiner Wiederverheirathung, ald die Mutter habe ftellen wollen. 
Es find dies im Wefentlichen diefelben Gründe, aus welchen fih 
allerdings eine Reihe älterer und neuerer Rechtölehrer für berechtigt 
gehalten haben, die Borseift bes 8 2. Kap. 46. Novelle 22. auf den 
ter auszudehnen. „Warum bier blos der Mutter gedacht ift‘ — 
jagt Glüd, Kommentar Bd. 24. S. 137, dem auch Thibaut jr 
weitere Begründung gefolgt ift — „und nicht aud des Vaters, 
wohl feinen Grund darın, weil derjelbe damald noch fein Inteſtaterb⸗ 
recht mit den Gejchwiltern des verftorbenen Kindes hatte, weldes er 
erſt nachher durch die Novelle 118. Kg Daß aber dad Gejeg num 
au auf ben Vater auözubehnen fet, hat feinen Zweifel, nachdem ein 
mal Sujtinian in biefer Rovelle (22.) Kay. 23. die allgemeine Regel 
aufgeitellt hat, daß die Folgen der zweiten Che auf beiden Seiten 
glei fein ſolllen.“ Und ebenjo verteidigt Geiger in feiner Abhand⸗ 
ng über bie fogenannte "Strafe der zweiten Ehe (in Lin des Zei 
[er Bd. 19. ©. 204.) 8 4. diefe von Marezoll zu der Lehre von 
en Nachtheilen ber zweiten Che (Lindes Zeitſchrift Bd. 5. ©. 369. 
382.) befämpfte Anfiht indem geltend gemacht wird, daß hier bei dem 
Bater ganz derjelbe Grund wie bei der Mutter: alles Vermögen, 
von einem Gatten auf den andern übergegangen war, ben Kindern zu 
erhalten, vorliege. Denn biefer Grund werde auch „bei dem inbirelten 


An. 





Rechtöiprüche. 213 


Einfchränkung der Mutter 19 u aus dem Grunde auf den Vater 
er Vater das Fpregt auf welche ſich 
er 


auf Kap. 3. der Novelle 127, allein dieſe Ipmict gar nicht von dem 
hier in Rebe ftehenden, von dem verftorbenen ererbten Vermögen, 
tondern von der Beerbung bed en in Anſehung der vorehelichen 

te in Bezug genommenen Beſtim⸗ 


befonderen Rechtsnachtheil androhenden Geſetzes iſt aber ſchon nad) all» 
gemeinen Grundjägen auf einen Fall, für welchen es nicht gegeben ift, 
nicht Ttatthaft . Sie erjcheint bier um fo unzuläffiger, als die el 
der ratio legis nicht allein nicht nachweisbar tft, fondern im Gegentheil 
Die biltorifche Sniftebung der bier in Rede ftehenden Borqriſt darauf 
hindeutet, daß dieſelbe urſprünglich nur für die Mutter berechnet war 
und dabei nicht lediglich das gedagt Intereſſe der Kinder erſter Ehe, 
ſondern zugleich die Ruͤckſicht auf den Wunſch, daß die Mutter den 
Wittwenſtuhl nicht verrücke, und vielleicht auch auf die größere, mit 
ihrer als mit der Miederverheirathung des Vaters für die Kinder erfter 
Ehe verbundene Gefahr leitend gewejen jei. 

Aus diejen Gründen bat ſich denn auch v. Boll! chuher, Theorie 
und Kajuiftif, worauf der Implorant vornehmlich Gewicht legen will, 
in dem dritten Bande der erften Ausgabe Supplement zu ©. 568. Fr. 1. 
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S. 119.) feine frühere Annahme berichtigend, entſchieden für die von 
Rare oll und v. Sangerom vertheidigte Anficht, nad) welcher ber 
82. Kay. 46. der Novelle 22. nur auf die mater binuba, nicht aber 
auf den Vater Anwendung findet, ausgeſprochen. Bon einer Tonftanten 
gemeinvechtlichen Prarid in dem entgegengefepten Sinne kann bei diejer 
Kontroverje überhaupt nicht und am wenigften für das Herzogthum 
—* —7— die Rede fein, wo biöher die hier vertheidigte Anſicht vor⸗ 
e t hat. 
’ Der Kläger bat 16 endlich für feine Anfiht auch noch auf ein 
Erkenntniß des Obertribunald vom 3. Mat 1853 berufen. Allein diejes 
Erkenntniß — Entſcheidungen Bd. 25. ©. 273. — bat die bier vor: 
liegende Frage nicht entfchteden, vielmehr nur audgeführt, daß die röni- 
ſchen &efege über die poenae secundarum nuptiarum in einer, in 
Neuvorpommern ge) Ioffenen zweiten Ehe auch dann zur Anwendung 
fommen, wenn ber ‘Tod des erften Ehegatten in einer andern Provinz 
und unter der WHEN eines Geſetzes erfolgt ift, welches dem conjux 
superstes feine Befchraͤnkung diefer Art suferlet. Zur Entſcheidung 
der vorliegenden jpeziellen Frage ab der damalige Rechtsfall um fo 
weniger eine Beranlaffung, als es ſich damals in der That nur um die 
Beihrimkung der zur zweiten Che gefchrittenen Mutter handelte. 

R vielmehr für die Entidedun des Appellationdrichters 
das Erkenntniß des Obertribunals. vom 31. Mai 1844 — Entſcheidun⸗ 
gen Bd. 10. ©. 181. — anführen, in welchem zwar audy nicht die 
gegenwärtige Frage zur Entſcheidung vorlag, jondern die Wirkung des 
$ 2. Kap. 46. der Novelle 22. in Beziehung auf das Succeffionsredht 
der mater binuba in einer anderen Richtung entichieden ward, am 
Schluſſe jedoch die Erwägung vorkommt, daß Die Beſchränkungen jenes 
N in den Wittwen ausſchließlich, nicht den Witiwern auferlegt wor: 
en jeten. 

Hiernach ift der vom Smploranten aufgeftellte Rechtsſatz als richtig 
nicht anzuerlennen und ed fällt dem Appellationdrichter bie gerügte dr 
legung des $ 2. Kap. 46. der Novelle 22. auf feine Belte zur Laft. 
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Lehrbuch des gemeinen dentfi Gen Giyrn eßrechts mit Rückſicht auf bie 
neueren Givilprozeß- Gefeßgebungen von Dr. Achilles Renand. Der 
orbentliche Civilprozeß. Leipzig und De L. 8. VWinterſche Ver⸗ 
lagehandlung. 1867. Okt. SE. VI. 


Ein Handbuch des gemeinen beutfchen Civilprozefſes zu fchreiben, tft heute, 
wo gerade anf biefem Gebiete der Jurisprudenz die Meformbewegung mit am 
ftärfften fi) geltend gemacht, Teine dankbare Aufgabe. Der Prozefinalift, welcher 
die jener neuen Bewegung vorſchwebenden Ziele billigt, wird ſich nicht leicht 
überwinden, jeine Zeit einer von ihm theilweife für verloren erachteten Sache 

zu wibwen, und wenn er ſich wirklich biefer Mühe unterzieht, jo wird bie Be» 
onbkang von felbft —— eine kritiſche werden gegenüber jenem kunftooll 
Eonftrnirten Gebände, welches den logiſchen und ſcholaſtiſchen Bedürfniſſen des 
Inriſten zwar im hoͤchſten Maaße Rechnung trägt, aber die der rechtfuchenden 
Partei nicht nur nicht befriedigt, fondern berjelben im feiner Berechtigung voll» 
kommen unverftänblich bleibt. Hieraus erklaͤrt ſich denn hinreichend bie That- 
ſache, daß die Disziplin des gemeinen Civilprozeſſes im neuerer Zeit nur eine 
verhältnigmäßig geringe Anzahl Kompenbien hervorgebracht bat. Das vor 
Renand zulegt erichienene von Wetzell ignorirt nit nur die amgeben- 

teten Reformbeftrebungen, Iembenn m and die Thatjache, dag — ich glaube nicht 
zu viel zu behanpten — in feinem einzigen deutſchen Lande der fogenannte 
gemeine beutidhe eich, fo wie ihn die Lehrbücher barftellen, ganz zur 
Anwendung kommt. 


Das Renaudfhe Buch tft daram vor Allem freudig als ein Fortſchritt 
zu begrüßen, weil es zum erften Male die neueren Civilprozeßgeſetzgebungen 
mit in den Kreis der Betrachtung zieht. Der Verfaſſer ſelbſt bezeichnet (Bor 
rede ©. V.) die Art und Weiſe, wie er bad gethau bat, als eine kurze Skizzi⸗ 
rung, aber bekanntlich ift überall ber erfte Schritt der fchwerfte und es wird 
immerhin das Berdienft des Berfaffers bleiben, zum erften Male mit der biß- 
herigen Tradition gebrochen zu haben. Freilich Hätte die Charakteriftil einzelner 
Prinzipien ber Partikularprozeß⸗ Geſetzgebungen mitunter ſchaͤrfer ſein koͤnnen, 
fo namentlich im 8 80., im welchem der Verfaſſer ben Gegenfatz der Schrift⸗ 
Kichkeit und Mimdlichteit des Verfahrens beſpricht. Hier ift das Prinzip bes 
letzteren, die Urtbeilsfällung durch den Richter ober das Richterkolleg auf 
Grund des ihm unmittelbar durch die Partei oder ihre Vertreter von Ange 
ſicht zu Angeficht zugeführten Materials, nicht genügend hervorgehoben unb in 
Verbindung damit fteht es, baß weiter, die Unterichtebe zwiſchen den Geſetz⸗ 
gebungen, welche zwar einen Schriftenwechfel, aber nur zur Information ber 
Partei, und denen, bie eine fehriftfihe Borbereitung bes Prozeffes auch mit 
bindender Kraft für den Richter und nur eine uindlide Schlußverhandlung 
behufs der Rechtededuktionen kennen, nicht ſcharf hervortreten. 
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So fehr ih in Bezug auf ben eben beiprechenen Punkt dem Berfafle 
zuftimme, fo muß ich doch Binfichtlich der Anorduung des Stoffes troß ber in 
der Borrede ſchon anticipirten Abwehr dieſes Vorwurfes meine Bedenken erheben. 
Es ift bekannt, dag Wetzell der Syſtematik des Prozeſſes eine angeblich willen 
ſchaftlichere Geftaltung zu geben gejucht bat. Er gruppirt fein Syſtem in 
3 Hauptrubriten: 1. die Parteien und die Parteihandlungen; 2. die Gerihtk 
barkeit und die gerichtlihen Handlungen; 3. die Form des DBerfahrens, d. 5. 
für bie dritte Gruppe bleibt eigentlich nichts mehr übrig ale die Aufzählung, 
wie bie in ben beiden erften Abichnitten beſprochenen Handlungen der Rabe 
nad) auf einander folgen. Aehnlich ift das Syftem bei Renaud, der jeinem 
eriten Buch: den allgemeinen Lehren, Tit. L die Perfonen im Givilprozefle, 
Tit. IL die Begründung des Rechtsftreites und deſſen Beendigung, Kit. DIL 
die Prozeßhandlungen zuweift, und für fein zweites Buch: der Prozeßgang 
ebenfalls nicht viel mehr als Wetzell übrig behält. Wenn Kompendien weient 
ich für Anfänger beftimmt find, fo iſt jedenfalls ihr erfter Zweck der, denjelber 
durch die Darftellung des Stoffes ein Mares und anfchauliches Bild von dem 
Gegenftand, um welchen es fi) handelt, zu geben; und weder durch die An 
ordnung Wetzells noch Renauds wird das erreicht. Jede Spftematik dient 
tech nur dem Zwed, dur die Anordnung des Stoffes ter Erfaſſung dee 
jelben Hülfe zu leiften, und werm das angeblich wiſſenſchaftlichere Syitem biefen 
Anforderungen nicht entfpricht, fo muß in ber Iegteren Beziehung eine falſche 
Auffaffung mit untergelaufen fein. In der That liegt denn auch die Sad 
jo, daß eben von dieſer die Wiffenfchaftlichkeit in Anſpruch nehmenden Spfte 
matik der Zufammenkang überjehen wird, in welchem die einzelnen Partzi- und 
richterlihen Handlungen ftehen, und daß nur die einzelne Handlung burh 
ihre Beziehung zu den übrigen und ihre Richtung auf das Ziel des Prozefiet 
jewie die Darlegung ihrer äußern Form richtig verftanden werden kann. &e 
rade durch das gedachte Auseinanderreien wird die BVorftellung befördert, daß 
die Kombination der Partei- und Richterhandlungen eine willkührliche ift, währen? 
eine Darſtellung, welche wefentlih Gewicht auf die Zufammengehörigfeit legt 
und ben Charakter der einzelnen Handlung an ihrer Stelle im Prozeßgange 
beipricht, auch gleih damit ihr mothwenbiges Statthaben gerade an dieſer 
motivirt. M. E. dürfte alſo eine Darftellung des Prozefies am paffenbften jo 
zu ordnen fein, daß man zunächſt Buch I. bie Lehre vom Gericht, Bad Il 
die von den Parteien (bier nur die Begriffe Kläger und Beflagter und die 
Prozeifähigkeit) und von ben Beiftänden der Parteien erörtert. In Bud II 
müßte dann die Lehre vom Verfahren folgen; hier wären zwei Haupttheile zu 
machen, ein erfter, der die allgemeinen Lehren (Schriftlichtett, Berhandlung® 
marime u. j. w.) enthielte, und ein zweiter die Darftellung bes Prozeſſes I 
feiner Entwickelung umfaffen. Diejen könnte man dann wieder ſcheiden in Die 
Darftellung des orbentlihen und fummarifchen Prozeffes. Die Lehren von der 
Klagehãufung, Intervention n. f. w. endlich, müßten am Schluffe der Dar 
ftellung des orbentlichen Prozeſſes unter der Rubrik: „Zufällige Beſonderheite 
des Verfahrens“ ihre Stelle finden, weil ihre Beiprehung die Kemmtnii dei 
Prozeßganges durch alle Inſtanzen vorausfekt. 

Was die Behanblung der einzelnen Lehren felbft betrifft, fo hat Renau? 
bie vorhandene Literatur und was beſondere Hervorhebung verdient, auch bie 
Praris der beutichen Gerichtshöfe forgfältig berüdfichtigt. Für die Geſchichte 
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ber einzelnen Prozeßinftitute hat das Buch zwar feine jelbftftändige Bedeutung, 
aber es fehlt und ja immer noch an einer genügenden Darftellung des kanoniſch⸗ 
tomanifchen Berfahrens, dem das neuerdings erjchienene Buch von Münden 
(das kanoniſche Gerichtsverfahren und Strafrecht. Köln. 2 Bände. 1865. 1866.) 
Tann ich für eine ſolche nicht erachten. Das praftifche Prozeßrecht wird da⸗ 
gegen klar und überfichtlich unter Uebung geſunder Kritik in den Kontroverſen 
vorgeführt, und neben den heute am gangbarften Prozeßhandbüchern von Bayer 
und Wetzell dürfte fih das Renaudſche Buch leicht ſeinen Platz erringen. Es 
vermeibet bie übergroße Breite bes erfteren unter reicherer Literatur - Angabe, 
während es Wegell an Meberfichtlichkeit, Einfachheit und Klarheit in ber 
Darftellung übertrifft. Allerdings ift das ferner hervorzuheben, daß der Verfafſer 
auf dem Standpunkt, wenn ich mich fo ausdrücken darf, der noch gläubigen 
Prozeßdoktrin fteht und daher auch da, wo bie Kritik gegen die Fundamente 
einzelner ehren geübt werben muß, um zur definitiven Entfcheidung von Kontro- 
verſen zu gelangen (mie z. B. in ber Beweislehre), eine ſolche nicht beliebt hat. 
Freilich kann dies Verfahren von feinem Standpunft aus gerechtfertigt werben. 
Er hat fein Werk in erfter Linie als Hülfsbuch für feine Zuhörer beftimmt und 
bei einer rein Fritiichen Behandlung läuft man Gefahr, dem Anfänger bas 
durchaus nothwendige Studium des gemeinen Prozeffed von vornherein zu 
verleiden. 

Sch glaube damit das Werk nach allen weientlichen Richtungen hin 
harakterifirt zu haben. An Einzelheiten, mit denen ich nicht einverftanden Ein, 
* mäleh, würde hier zu weit führen, und ich würde das für Unrecht halten, 

da ich andererſeits in einer Reihe von Punkten eine von den bisherigen Anſichten 
abweichende Uebereinſtimmung mit den ſelbſt von mir in meinen Vorleſungen 
vorgetragenen Auffaffungen gefunden habe. P. Hinſchiu 8. 


Die Reform des — —— als Aufgabe des norddentfchen 
rnft Smmanuel Bekker, Profeſſor an der Univerfität 
er Berlin. Georg Reimer. 1867. Oktav. SS. V. 88. 


Die Frage nach. Hebung und Crleichterung des Bodenkredites und die 
damit in Berbindung ftehende Reform der Hypothekengeſetzgebung ift eine jo 
wichtige, dab ihre Bedentung felbit durch das vorwiegende Interefſe an ber 
Neugeftaltung bes norddeutſchen Bundes nicht in den Hintergrund gedrängt wirt, 
Gerade bier in Berlin, wo augenblidlich der norbbeutiche Reichstag verſammelt 
ift, beſchäftigt man ſich mit der Gründung und Einrichtung eines Inſtitutes, 
welches wenigftens für unfere Stabt die gedachten Zwecke zu erfüllen beſtimmt 
if. Aber auch der nordbeutihe Bund felbft, weldher zur Förderung der 
materiellen Intereſſen feiner Angehörigen mit weitgehenden Geſetzgebungs⸗ 
befugniffen ausgeftnttet werben foll, wird Gelegenheit haben, mit der einen 
wichtigen Theil der Benölterung, den Stand der Grundbeſitzer, betreffenden 
Reform des Hypothekenweſens fi zu befchäftigen. So iſt denn die vorliegende 
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intereffante Schrift in einem völlig geeigneten Zeitpunfte erfchienen und nicht 
nur dieſer Umftand, fondern auch die weiten Gefichtspuntte, vom welden 
aus ber Verfaſſer feinen Gegenftand behandelt hat, werben nicht verfehlen bie 
Aufmerkſamkeit auf feine Arbeit hinzulenten. 

Ich glaube bei dem Interefje, welches die in Rede ftehende Frage biete, 
mich Teinem Borwurfe auszujeßen, wenn ih ausführliher auf den Inhalt des 
Buches eingebe, ald dies fonft bei Schriften von nicht allgugroßem Umfang, 
wie es die bes Berfaffers ift, gerechtfertigt wäre. 

Am pafiendften erſcheint es mir, damit der Leſer gleich über bie Zieh 
punkte des Verfaſſers unterrichtet ift, zunächit Das von bemfelben gegebene 
Refums feiner Erörterungen vorzuführen. Er fagt ©. 87.: „Ich halte daran 
feft, daß eine Reform des Grundſchuldenweſens in Preußen und auf bem gamen 
Gebiete des norddeutſchen Bundes unentbehrlih ift und daß, wenn dieſe Roth 
wendigkeit bisher noch nicht überall gleich deutlich hervorgetreten, das Bedürfuiß 
und die Evidenz deſſelben wachſen müflen, von Jahr zu Sahr. Werner, daß 
eine von ber Anordnung des Hupothefenweiens unabhängige Marimalgrenze fir 
ben den Grundbefigern zu gewährenden Kredit eriftirt, indem fie gleich allen 
übrigen Kapttalfuhern und ohne dauernde Bevorzugung vor Andern, empfangen 
nur im Berhältniß zu dem, was fie geben, und aud ben allgemeinen Weile 
fällen des Kapitalmarktes mit unterliegen müffen, daß diefe Miarimalgrenze abet 
nur dadurch zu erreichen ift, daß man bie Grunbbefiter befähigt bie von ihnen 
auszugebenden Obligationen einem möglichft großen Kreife von Kapitaliften am 
nehmbar zu machen, fürzer jo ausgebrüct, daß ben norddeutſchen Grundſchulden 
ber Weltmarkt eröffnet werde. Dies ift das Ziel, Das crreicht werden muß; 
wer mir das zugiebt, den kann ich nicht als Gegner betrachten, die Differenzen 
über bie Wege find untergeorbneter Art. In ber Nachgiebigkeit befierer Ein 
ficht gegenüber würbe ich foweit gehen, felbft das Inhaberpapier fallen zu lafſen, 
wenn Jemand im Stande wäre nachzuweifen, was die Kapitaliften dieſer Form 
ber Obligationen vorziehen möchten. And auf zwei anberen wichtigen Punkten 
Könnte ih mich der Belehrung nicht geradezu ungugänglich erflären, obgleich 
ich, ehrlich geftanden, an deren Möglichkeit nicht recht glaube: um die Grund⸗ 
obligationen anf den Weltmarkt zu bringen, ſcheint mir ein zwifchen den Grund” 
befigern und ben Kapitaliften in der Mitte ftehendes Inſtitut unentbehrlih; je 
dann fcheint e8 mir unzweifelhaft, daß es den Sntereffen bes Grunbbeiißel 
ausſchließlich entſpreche, Dies Snftitut aus eigenem Vermoͤgen herzurichten, ſtatt 
Dritten die Vortheile des Zwiſchenhändlers zufallen zu laſſen.“ 

Ich ſtimme dieſen Bemerkungen des Verfaſſers vollkommen zu, glaube 
namentlich, daß fih ohne bie für die Girkulationsfähigfeit allein außreit 
Form des von dem Inſtitut auszuſtellenden Snhaberpapiers, ohne das Dazwiſchen⸗ 
treten eines großen Inſtitutes, mit dem der Gläubiger allein unter Zurüciveten 
der einzelnen Hypothekenſchuldner in Berührung kommt, das Ziel, ben 
* einen moͤglichft großen Kapitalmarkt zugänglich zu machen, nicht erre⸗ 

en läßt. 

Des Naheren geben die Vorſchlaͤge des Verfaffers dahin: Er verlangt mi 
vollem Rechte Befeitigung aller Beſchraͤnkungen, die fi auf das Höhenverhält 
niß von Leiftung und Gegenleiftung, Kapital und Rente beziehen, aljo Dat 
gung ber noch beitehenden Wuchergeſetze; ferner Anerkennung ber Grundſchulden 
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als ſelbſtſtãndiger dinglicher Rechte an Grund und Boden, Aufhekung des Lega⸗ 
litätsprinzips mit allen Konjequenzen, ferner groͤßtmögliche Steigerung der Ceſſi⸗ 
biltät der Grundobligationen bis zur Annahme der Snhaberpapiere. Ferner 
erachtet der Verfaſſer nicht nur die Einrichtung beſonderer Hypothekenämter für 
zweckmaͤßig, jondern er will diefelben ihres Charaktere als Stantsorgane ent- 
Heidet und dem Stante nur das Auffichtsrecht und echt der Beitimmung der 
Dunlifitation der Beamten gewahrt wiffen. Diefe Hypothefenämter follen Organe 
des allgemeinen zu bildenden Grundichuldenverbandes oder Snititutes werben, 
und vor allen die Zinfen Namens defjelben an die einzelnen Kapitalijten aus 
zahlen, während der allgemeine Verband die Garantie für die zu machenden 
Kapitalzgahlungen übernimmt. Die weitere Organifation der juriftiichen Perjöu- 
Lihleit des Grundſchuldenverbandes bildet der Verfafſer den beftehenden Pfand 
briefö-Iuftituten nad, außer dem Grundbud-Amt (regelmäßig im Mittelpunfte 
eine Kreiſes oder am Orte eines Kreisgerichtes) jollen über diefen Aemtern 
Provinziel-Hauplämter und in Berlin ein Sentralamt beftehen, Behörden, welche 
en * ftändigen Beamten, theils aus einer Anzahl Vertrauensmännern ge 
ählt find. 

Der Verband beleiht nur bis zu einer Höhe des Werthes des Grundſtückes, 
welche in einem beftinmten Verhältniß zu dem Grunbfteuer-, reſp. Gebäude: 
jteuer-Betrage ſteht. Als Gläubiger bes Grundſtückes wird der Verband cin 
getragen. Um die verichiedenartigen Wunſche der Kapitaliiten zu befriedigen, 
jollen die Suhaberpapiere, welche das Inſtitut ausgiebt, in mannigfach perſchie⸗ 
denen Formen (Apoints von verſchiedener Größe, von verichiedener Zinshöhe, 
mit verſchiedenen Rüdzahlungsterminen, mit Kapitalgufchlag bei der Rüdzahlung 
a. |. w.) ausgeſtellt werben. 

Endlich ſoll jedes Buchamt zugleich ale Bankgefchäft für die Grundeigenthiimer 
des Kreijes fungiren, um benfelben auch die Möglichleit der Ausnußung des 
Mobiliarkredites zu gewähren und eine gegenjeitige Verficherungspflicht der Grund- 
jhuldner, bet welchen das Riſiko gleich groß ift, eingeführt werben. 

Wenn ih auch vellfommen zugebe, daß bei Adoptirung der Vorfchläge 
des Berfaffers dem Grundhefiger die Erlangung von Kredit im Vergleich zu 
jest erleichtert wird, fo halte ich es doch für nicht jehr wahrjcheinlich, daß Durch die 
Gründung eined einzigen Snititutes für den norddeutſchen Bund den Oblige- 
tionen bdeffelben ein weites Terrain auf dem Weltmarkt gewonnen wird. Abge⸗ 
jehen von dem Bedenken, ob eine die.Solidität des Unternehmens gehörig ga- 
rantirende Oberleitung bei der großen Ausdehnung und den vielen in Frage 
kommenden jehr verſchiedenartigen Verhältniffen burd das Gentralamt noch mög« 
id ift, jo würde doch das Smititut jo viel in Anfpruch genommen werben, 
dag durch die große Anzahl von Emiſſionen der Kurs feiner Obligationen 
ſchon allein gebrüdt würde. Ginen fo hohen Zinsfuß, wie die Obligationen 
einer Reihe anderer induftrieller, wohl fundirter Unternehmungen, werden bie 
Papiere des Inſtituts nie gewähren können und fo wird fich ein großer Theil 
der Kapitalien immer jenen und nicht dem Grundbeſitze zuwenden; das liegt in 
der Natur der Sache und ter Verfaſſer erflärt es ja auch felbit für einen 
Irrthum, daß die Grundbefiter im Stande wären, eine ganz eminente, bei 
feiner anderen Kapitalanlage zu erreichendbe Sicherheit zu gewähren. Wenn er 
aber ©. 17. bemerkt: „Beweifn wir ten Engländern, daß ber norddeutſche 
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Grundbefis ale Schulbner zum minbeiten diefelbe Sicherheit bietet, wie ter 
engliiche Staat, fo ift Doch bei der Gewährung einer beſtimmten Sicherheit ein 
jeder Gläubiger ſchon zufrieben und die heut Eourfirenden Pfandbriefe einzelner 
Preußischer Provinzialverbiude gewähren mindeftens mit ihrer Solitarhaft ſaͤmmt⸗ 
licher zum Berbande gehörigen Grundftüde dem Gläubiger dieſelbe Garantie, 
wie ſie ihm die Obligationen des zukünftigen norddeutſchen Grundverbandes 
geben würden. S. 39. meint der Berfaffer zwar: „Bei den bier gemachten 
Borfchlägen ift die Tendenz der Univerfalität unverkennbar, nur ben größten 
Kapitalfuhern Tann e8 gelingen, ihre Obligationen auf allen großen Kapital 
marktplägen in Umlauf zu ſetzen. Keine einzelne amerikaniſche Bank und Eein 
einzelner Staat bat eine erheblihe Dumtität jeiner Effekten auf den euro⸗ 
pãiſchen Kontinentalmarkt herüber zu werfen vermocht; den Vereinigten Stuaten 
ift dies fofort gelungen. Ebenſo werben die Pfandbriefe der preußiichen Pro- 
vinzialverbände oder deutfchen Kleinftanten ftet3 auf einen eng umgrenzten 

fi) beichräntt fehen.” Auch das Tann ich nicht für zutreffend erachten. Ein 
großer Staat zieht ſchon an und für fi durd feine Stellung Die Aufmerf- 
famfeit Aller mehr auf fih ala ein bloßes Krebitinftitut, die Beobachtung feines 
politiſchen Verhaltens lenkt auch von jelbft die Aufmerkſamkeit auf feine finan- 
zielle Lage. Berner tft die legtere leichter zu überfehen, als die irgend eines bloßen 
Kreditinititutes, namentlich eines fo fomplizirten, wie es der norddeutiche Grumt- 
verband werben mu, enblih ift aud die Bafis des Kredit bei den Obli⸗ 
gationen eine® bedeutenden probuftiven und induftriellen Staates immer eime 
andere ala bei einem bloßen Grundinſtitut. Was fpeziell die amerikaniſche 
Staatsſchuld betrifft, fo ift nach der Botſchaft Kincolnd vom Dezember 1864 
ber weitaus größte Theil der Obligationen im Beſitze der Amerilaner geweien 
und der nad) Europa gekommene Betrag im Berhältnig zur Gefammthöhe der 
Schuld nicht groß. Dabei darf man wicht vergeffen, daß Die Amerikaner ſich 
vorzüglich zu Spekulationszwecken eigneten, während das bei ben Grundobliga⸗ 
tionen nur in geringem Maaße der Fall if. Wenn man weiter berückſichttgt, 
daß ſolche Kapitaliften, welche geringere Prozente für eine fichere Anlage zu 
nehmen bereit find, auf ihren einheimifchen Märkten genug dergleichen Papiere 
finden und. die Kapitalanlage im Snlande, mit beffen Berhältniffen und Ein- 
richtungen fie vertraut find, vorziehen werben, fo dürften wohl die Hoffmungen 
bes Berfafjers über die Erfolge der von ihm vorgeichlagenen Grrichtung eines 
allgemeinen norbdeutfchen Grundverbandes zu hoch geſpannt fein. 

Vollkommen einverftanden find wir dagegen mit dem Verfaſſer, wenn er 
die Möglichkeit der Wirkſamkeit feiner Vorſchläge dadurch einſchränkt, daß er 
©. 20. jagt: „Der Grundbefißer darf nicht hoffen Kapitalien geliehen zu er- 
halten zu Zeiten, wo überhaupt nicht geliehen wird." Wir möchten binzujegen, 
daß eine ſolche Hoffnung auch dann aufhört, wenn fein Grundftücd über eine 
beftimmte Werthöhöhe belaftet if. Dann find bie natürlichen Bedingungen 
jedes gefunden Kredite nicht mehr vorhanden, und wenn man vielfadh fich von 
einer Reform der Hypothekengeſetzgebung eine wejentlich verbeilerte Lage der 
freditiuchenden Grundbefiter verjprochen bat, fo zeigt Died nur, daß darin ein 
völlige Verkennen ber Aufgabe und der Wirkung der Geſetzgebung liegt. Die 
mangelnden thatfächlichen Vorausſetzungen des Krebitd kann keine Geſetzgebung 
ihaffen, fie kann hoöchſtens bei dem Vorliegen berjelben dem Grundbefiger in 
der Benußung des Kredits durch die aufgeftellten Rechtsnormen zur Hülfe tommen. 
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Nicht unſere Hypothekengeſetzgebung, ſondern die vielfache, die Preiſe drũtkende 
landwirthſchaftliche Ueberproduktion, die vielen Kapital am fich ziehenden induftriel- 
len neuen Unternehmungen und eine Reihe anderer Umftände finb es, welche bie 
häufige Krevitbebürftigkeit und Kreditlofigkeit ber Grundbeſitzer hetbelgeführt haben. 
' Was tie eigentlich juriftiihen Ausführungen betrifft, fo tft ber. Verfafler 
ein entfchiedener Anhänger der ſog. Real⸗Obligations⸗Natur der Hypothek. Er erflärt 
es für eine jchreiende Sulonjequenz (5. 74.) das greifbare Hecht zum Acceflos 
rrum tes ungreifbaren zu machen. Die Renlobligation fell jean ein ächtes ding⸗ 
liches Recht, wo die Sache Objekt ift, und dad Recht die Natur eines Rechtes 
an ber Sache hat. Das heißt, da eine Sache nie handeln kann, wo bie Rechta⸗ 
ausübung ganz im die Thätigkeit des Berechtigten (Rechtsfubjektes) füllt, dem 
Objekt nur ein Leiden (ein pati), fein Handeln (facere) obliegt, ferner ein Recht, 
das fh nur gegen die Sache jelbit fehrt, mit den Perfonen, in deren Eigen 
thum ober jonftigem Rechte dieſelbe fteht, nichts zu fchaffen hat. Auch hierin 
kann ich ihm nicht beiftimmen, obwohl die Theorie der Real⸗Obligation heute 
fe jehr in der Mode ift, daß ver Gegner leicht ſich dem Vorwurf ausjeßt: 
„der romaniſtiſche Zopf, der hängt ihm hinten.“ Wenn die angebliche felbft- 
ſtändige Real- Obligation fchlieglih in der Befugnis des Gläubigers kulminirt, 
das Grundſtück nöthizenfalld zu verkaufen, und aus dem Pretium einen gewifjen 
Betrag zu entnehmen, fo fragt ed fih doch immer, welches ijt das Moment, 
das dieſen Betrag beftimmt. Hat der Grundeigenthümer nicht ſchenken wollen, 
und tadurd ben Betrag firirt, fo bleibt immer nur die zweite Alternative übrig, 
daß er eine Schuld dem Gläubiger gegenüber eingegangen iſt, und wenn bieje 
Schub nun in Wirklichkeit nicht eriftirt, nichtig ift, fo fallt das Beftimmunge- 
Moment für den Betrag fort, d. b. das Pfandrecht ift immer naturgemäß das 
Accefferium ber Forberung Des weiteren will ich mich bier nicht über dieſe 
von mir neuerdings (Amwaltszeitung von 1866. ©. 689. 705.: Die Hypothek 
ein jelbftitändiges oder acceſſoriſches Mecht?) näher beiprochene Stage auslaffen, 
fondern nur bemerken, daß ich dem Verfaffer in foweit entgegenfomme, als id) 
ebenfalls das perfönliche Necht nach gleichen Grunbfägen wie das dingliche 
Acceſſorium behandelt wiffen will, d. h. ed dürfen m. E. ebenjowenig wie bem 
reblichen Dritten gegenüber gegen die Geltendmachung ber Hypothefen-Klage bie 
nicht aus dem Grundbud) erfichtlichen Ginwendungen geftattet find, ihm gegen 
über Einreden gegen die perjönliche Schuldflage zugelaffen werben (ſ. a. a. O. 
©. 709). Das Princip, daß ans der Schulburfunde an und für fih bie 
Einwendungen des Schuldners erſichtlich jein müffen, und fie abgefehen davon 
nur dem damit beim Erwerb bekannt gewefenen Gläubiger entgegengejeßt wer- 
den können — man kann das ebenfalls das Princip der Publicität nennen — 
ift auf dem Gebiete des Obligationenredhts (3. B. beim Wechſel, beim Inhaber- 
papier) ebenfalls längft anerkannt. Seiner Anwendung auf die hypothekariſch 
verficherte Forderung fteht nicht nur nichts entgegen, ſondern bie acceſſoriſche 
Natur der Hypothek rechtfertigt dieſelbe fogar deswegen, weil wenn ber Schulbner 
innerhalb der ihn zur intragung von Einwendungen offen gelaffenen Friſt 
feine Proteitationen in das Hypothekenbuch hat eintragen laſſen, jedenfalls an⸗ 
zunehmen iſt, daß er weder gegen die Hnpothefbeftellung noch gegen die Schulb- 
fonftituirung (gegen bie perjänliche Forderung) Einreden zu machen hat. Ich 
halte die Adoptirung bes Principe der Renl-Obligation namentlih dann nicht 
für nöthig, wenn man zwifchen den Kapitaliften, der Inhaberpapiere erhält, und 
Zeitſchr. f. Gefehgebung u. Rechtspflege. I. 14** 
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den Krebitfucher das Snftitut in der Weile einfchiebt, daß dieſes lebiere allein 
als Gläubiger tes Grundbeſitzers erfcheint, weil Die von tiefem ausneftellten 
Dfligationen doch meiftens in ten Hänten bes Inſtituts Bleiben werden. — 
Bemerkt werde endlich noch, daß der Berfaffer offenbar einen Zwang zum Bei- 
tritt zu dem Grundverband für die einzelnen Grunbbefiger nicht hat ftatuiren 
wollen. Gr will nur (5. 48.), daß die Hlilfe des Verbandes das Beſtehen 
aller andern nicht vom Verbande garantirten Hypothekenſchulden auf demſelben 
Grundftück ausſchließt. Damit wird aber die immerhin möglide Aufnahme 
von Schulden dem Grundbeſitzer gegen vielleicht höhere Prozente hinter den Dem 
Snftitute zuftehenden Hypotheken erjchwert, ohne daß ein rechter Nuten dieſer 
Beſtimmung abzufehen ift. P. Hinfhiue. 





Verein und Angelegenheiten der Preußiſchen 
Rechtsanwälte. 





Der Preßprozeß der Anwaltszeitung. 


In dem gegm uns ald Herausgeber der früheren Anwaltszeitung wegen 
des Artikels: „der Rechtsanwalt ald Stabtverorbneter 1)“ eingeleiteten Preßprogeß, 
in welchem die Gerichte erfter und zweiter Inftanz uns zunächit freigeſprochen 
batten, das Kammergericht aber nach Vernichtung feines Urtheild durch das 
Ober-Tribunal und wegen Preivergehens zu 20 Thlr. Geldbuße verurtheilte2), 
haben wir gegen das letztgedachte Erkenntniß unjererfeits die Nichtigkeitsbefchwerbe 
eingelegt. Der Prozeß hat durch die nunmehrige Zu rũckwei fung ber lebteren 
jein Ende gefunden. Das betreffende Erkenntniß lautet: 

In der Unterfuhung wider ıc. hat das Königliche Ober-Tribunal, Senat 
für Strafjacdhen, erfte Abtheilung in feiner Situng vom 23. Sanuar 1867, 
an welcher Theil genommen haben: 

Der BicePräfident, Wirklihe Geheime Ober⸗Juſtizrath Dr. von Schlied. 
mann, die Ober⸗Tribunalsräthe Dr. Goltdammer, von Holleben, 
Dr. Kubne und Eding, der Appellationg- Gerichteratb Fink und der 
Kammergerichtsrath Wentzel, 
nach vorgängiger mündlicher Verhandlung für Recht erkannt: 
daß beide Imploranten mit ihren gegen das Erkenntniß des Kriminal-Senats 
des Königlichen Kammergerichts vom 11. Oktober 1866 angebrachten Nichtig- 
keitsbeſchwerden zurückzuweiſen. 
Don Rechts Wegen. 


1) Der betreffende Artikel in Nr. 1. der Anwaltszeitung von 1865 ©. 16. lautet 


wörtlich: 
Der Rechtsanwalt ald Stadtverordneter. 
e pofitifchen Zeitungen berichten wiederholt, baf in einzelnen een ber 

Moncchk Rechtöanwälte — end bie migung zur e, Ode, 
was noch mehr bedeutet, jur Bel ug des Ehrenamtee bes 
bei Der vorgejehten Dienft börbe na uf ,‚ auch daß derartige Genehmigungen 
verfagt worden. In Königsberg sollen brei Kollegen ihr hut bereits niedergelegt 

tebt faum eine brennendere Frage er unfere Vereinszeitung ala U * 
gegen eine Beſchränkung, die ſeit der Stei —2* Städteorbnung vom 19. Rov. 1808 
meines — nicht borgefommen. Was feit zwei Generationen unangefochten geübt 
ift, wird jeßt in Frage geftellt 

Es handelt fidy dabei durchaus nicht allein um Privatrechte der Rechtdanmälte ; 
es berührt vielmehr unmittelbar das ganze öffentliche Rechtöleben unfered Staates. 
Die —— iſt indeß I Deut eipellung no nicht Er weile as Material noch fehlt. 

o 


ewefen find, amd denen die Zum * —5 h, di Se ——n 5 —* q̃ 
n ſin u nen die Zum den nge e Genehmigung dazu nachzu⸗ 
Inc hen, die ft bier in der — fung * berichten, 


m Beften ul pr dire en re ber Be — 
fponden;, die fich daran gefnüpft hat, ſowie über das E 
Erf d dann wird eine fachgemäße Erwägung weiterer Sorte möglich fein, 


Lewald, Rechtéan 
Ss» 2) Die On ertenntuiffe find ſaͤmmtlich abgedrudt in der Anwalfszeitung von N se 


en und der Korre 
nd Mir) 


‘ 
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Gründe: 

Die Richtigkeitsbeſchwerden beider Angeklagten gegen das Appdintions- 
Erkenniniß vom 11. Oftober 1866 find nicht begründet. 

Zuvörderſt Fännte es frugih' ſein, eb die von dem Mitangeflagten Pro⸗ 
feffor Dr. Hinſchius eingereichte, indeß wicht ſpeziell Tegalifirte Anmeldunge-, 
reſp. Rechtfertigungsfchrift, geeignet ift, das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde 
3u wahren, weil in dem Grfeuntniffe des Königlichen Ober-Tribunald nem 
16. Suni 1862 wider Habereht Goltdammer, Archiv, Br. 10. ©. 564.) 
ganz allgemein ansgeführt ift, da ein, wenngleih auf fein Anfuchen aus Dem 
Suftizdienft entlaffener richterlicher Beamter nicht befähigt ift, nach Art. 110. 
des Gefees vom 3. Mai 1852 die Legaliſation einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu bewirken. In dent vorliegenden Falle bedarf e8 jedoch Feiner näheren Erfr- 
terung dieſer Frage, reſp. der Feftitellung, ob der Angeklagte, Profefſor Dr. Hin- 
ſchius, früher Gerichteaffeffor gewefen, und ob er noch jetzt mit Bezug auf 
fein Amt als Königlicher Univerfitäts-Profeffer die rihterfihe Dualiftfatien Bei- 
behalten hat. Denn die erwähnten Echriftftüce find zugleih von dem Mit- 
angeffagten, Juſtizrath und Rechtsamvalt Dr. Hinſchius unterzeldiuet, jo Day 
hierdurch der etwaige Mangel als gedecft angefehen werben Tann, da Nie Diet 
fälligen Ausführungen gemeinſchaftliche find. " 

- Sn ber Sache felkit hat aber eine Verletzung des $ 17. des Preb- 
gefeßes vom 12. Mai 18519), wie die Nichtigkeitsbeſchwerde dem Appellations- 
richter vorwirft, nicht ftattgefunden, und ebenfowenig tft aus tenjelben der von 
den Angeklagten behauptete Nechtegrundfag zu entnehmen, 

daß Die Beſtimmung einer Beitjchrift durch das Berühren einer politiſchen 

Frage allein noch nicht im der Art verindert werde, daß fie ihre bisherige 
Kautionsfreibeit verliere. 

Das angefochtene Erkenntniß hat feiner Entſcheidung diejenigen Rechts 
grundfäße umntergelegt, welche m dem in diefer Sache am 13. Zuni 1866 *) 
ergangenen Urtheile des Königlichen Ober-Tribunals ala maßgebend bezeichnet 
worben ſind. 


3) Lautet: „Von der Kautionsbeſtellung befreit find periodiſche Drudichriften, 
— lediglich amtliche Bekanntmachungen, Familtennachrichten... oder aͤhnliche 
Nachrichten des täglichen Verkehrs enthalten oder unter Ausſchluß aller politi— 
ſchen und ſocialen Fragen, für rein wiſſenſchaftliche, techniſche oder gewerbliche 
Gegenſtände beftimmt find.“ 

9, In dieſem Erkenntniß bat das Ober-Tribunal mit Rückſicht auf Die Aus⸗ 
führung der Staatsanwaltſchaft, daß das erjte freifprechenbe Erkenntniß des Kammer- 

erichtd die Sepriffe von rein wiffenfchaftlichen und politifchen Sragen im 

Inne des $ 17. a. a. D. rechtsirrthümlich aufgefaßt babe, erklärt: „Allein der 
. Wppellationgrichter hat auch fernerweit rechtlich geirrt, wenn er ausführt, Daß der 

Artikel eine Frage der Politik nicht betreffe, der Verfaffer auch nicht Die Ablicht gehabt 
babe, den Gegenitand im Privatinterefje der Rechtsanwälte zu behandeln, fondern die 
Stage vom Standpunkte des ganzen Öffentlichen Rechtslebens des Staates zu beurtheilen, 
d. h. Diejenigen Beftimmungen, welche ſich auf das Berhältnig der Stantegewalt und 
der Rechtsanwälte ald Untertbanen beziehen, zu prüfen und Fort tellen. eine 
derartige Unterſuchung aber ſchließt dad von dem $ 17. a. a. O. bezeichnete Gebiet 
„Des olitiſchen“ nicht aus, da die Rechtsfprechung des Ober-Tribunate mehrfach an- 
erkannt habe, „Daß unter politifhen Gegenſtänden auch ſolche zu verfteben, 
welche die rechtlichen Verhältnifſe der Stantögewalt gegen die Untertfanen und 
umgekehrt, begreifen.“ 
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Es ift ſodann ausgeführt, bad in dem infriminirten Artifel bie Grörterung 

einer politiichen Stage fefunden werden müffe, und demnächſt wird hinzugefügt, 

daß es auf den Umfang der Behandlung des fraglichen Gegenjtandes nicht 

antomme, daß vielmehr ſchon das zur Sprachebringen einer politiichen oder 

jocialen Frage einer Druckſchrift den Charakter entziehe, welchen der & 17. 
a. a. D. zur Befreiung von der Kautionsbeitellung erfordere. 

Diefe letztere Erwägung ift eine, dem allegirten Gefeße vollkommen ent⸗ 
fprechente, und von dem Königlichen Ober-Tribumal bereits in dem Grtenntniffe 
vom 22. Sebruar 1861 wider Hengitenberg (Golttammer, Archiv 
Band 9. ©. 276.) und dem Urtbeile vom 23. Mai 1862 wider Bloch 
Dppenhoff, NRehtiprehung I. ©. 425.) als richtig anerkannt. Auch dort 
ift ausgeführt, daß es zur Beurtheilung ber Kautionspflicht einer periodiſchen 
Drudihrift lediglich auf die Thatſache der ftattgehabten Beiprechung politiicher 
oder ſocialer Angelegenheiten aukomme, wobei ed keinen Unterſchied mache, ob 
vergleichen Fragen mehr oder weniger ausführlich, in dieſer oder jener Form 
zur Sprache gebracht worden und gu welchem Zwecke dies neichehen jet. 

Die Richtigkeit dieſer Annahme folgt aus der unzweifelhaften Wortfaffung 
des 8 17. a. a. O. und der Erwägung, daß, wenn man mit den Smploranten 
auf Me längere ober Türzere Beſprechung der in Anregung gebraten ragen 
rüdfichtigen wollte, es an jerem- diesfälligen Maaßſtabe fehlen und die Ent 
ſcheidung der reinen Willfär tiberlaffen jein würde. 

Ob, wie die Nichtigkeitöbeichwerde meint, Tonfequenter Weile auch bie 
bloße Anzeige eined politiihen reſp. ſociale Fragen behandelnden Werks genügen 
würbe, ein bisher Tautionsfreies Blatt Tautionspflichtig zu machen, kann dahin 
geftellt bleiben, da ein jolcher Fall nicht vorliegt und es jedenfalls auf die ob— 
waltenden Umſtände ankommen wird, wie diefe zur Sprache gelangente Frage 
thatjächlidy zu beantworten ift. - 

Im Uebrigen hat das Appellations⸗Erkenntniß feitgeitellt, 

daß beide Angeflagte zu Berlin im Sanuar 1865 die Nr. 1. des vierten 
Sahrganges der Wochenſchrift: „Preußiſche Anwalts-Zeitung* d. d. Berlin, deu 
5. Sanuar 1865 redigirt und herausgegeben haben, bevor die geſetzlich für 
dieſelbe zu beitellende Kaution erlegt war. 
Hierin find die Erforderniffe des zur Anwendung gebrachten 8 42. des Pref- 
gejeßed von 12. Mai 1851 enthalten, und die ausgeiprochene Strafe bewegt 
ich innerhalb der vorgejchriebenen Grenzen. 


Eine juriftifche Kritik der Ober-Tribunale-Entiheidungen würde nicht am 
Drte jein, wir wollen nur die ſeitens der Zeitjchrift des Anwaltsvercins für 
Bayern (Br. 7. Nr. 2.) in einem Artikel: „Anwaltöverein und Anwaltszeitung 
in Preußen” an das Referat über die Lage unjered Vereins und unjern Preßprozeß 
gefnüpften Bemerkungen folgen laſſen. Es heißt dort ©. 21.: 

„Aus tem Allen gebt hervor, dag der Anwaltverein in Preußen aud) 
nicht auf Rofen gebettet ift, und wie mit ben PVerfolgungen von Außen, jo 
mit dem gefährlichiten Feinde im eigenen Lager, der Indolenz und Thatloſigkeit 
im Innern zu kämpfen bat, ja daß wir fogar in mehreren Beziehungen ihm 
gegenüber verhältnigmäßig beſſer daran find. Wir wollen in diefer Beziehung 
nur Solgendes hervorheben: 

Der freien Beſprechung unjerer Standesangelegenheiten, dieſelben mögen 
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nun, was faſt gar nicht zu vermeiden iſt, in das Gebiet der inneren Politik 
ftreifen, oder fih auf rein fachliche Gegenitände beziehet — legt unfere Prozei- 
gejeßgebung keinerlei Hindernig in den Weg, indem fie keine Handhabe Bietet, 
und mit Kautionen, Verwarnungen und wie diefe Mapregelungen jonjt ned 
heißen moͤgen, zu beläjtigen, uns vielmehr möylich macht, unjere Zeitichrift im 
einer dein Bedürfniffe am Beiten zufagenden Form ohne Kautionsftellung er- 
icheinen zu laffen, und überdies in den Stand ſetzt, alle und berührenden An- 
gelegenheiten, ındgen fie nun in das Gebiet der Pelitit hinüberragen oder nick, 
mit der größten Freimüthigkeit zu beſprechen, wofür namentlih der Umſtand 
begünftigend wirkt, day alle Preivergeben ohne Unterſchied der Alurtheilung ver 
Schwurgerichte zugewieien find; aber auch bezüglish der vor die ordentlichen 
Gerichte gehörigen Preipolizeiükertretungen läßt ſich nicht über eine rigorcie 
Handhabung Hagen, ſowie überhaupt die Handhabung des Preßgeſetzes von 
Seite der damit betrmuten Behörden als eine loyale im Sinne der Preßfreiheit 
bezeichnet werden muß. Jusbeſondere verdient ed anerkennende Erwähnung 
daß bisher noch niemals von der Regierung oder der Staatsauwaltichaft Der 
Verſuch gemacht wurde, einer freimütbigen (freilich auch wohlgemeinten) Kritik 
der im öffentlichen, insbejondere im Rechtsleben beiteheuden und ſich bildenten 
Zuftände, bindernd in den Weg zu tretem, daß im Gegentheil gute Grünte zu 
der Annahme vorhanden find, daß maßgebenden Orts davon Notiz genommen 
wird, und aud) manche gegebene Anregungen nicht unbeachtet bleiben.“ 


Verlag von J. Euttentag in Berlin 


(Mutientaz und Bahlenı. 


Wlbelm Gronau’e Buchdrucketei in Bertin, 
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Preis-Aufgaben der Rubenew - Stiftung. 


Ta die von und auf Grund ber bei biefiger Königl. Univerfität neltchenben 
Mubenew-Etiftung unter dem 6 Dezember 1861 ausgeichriebenen beiden Preisaufgaben 
ehne Beantwortung geblieben find, wir diefelben aber auch jet noch als der Bearbei- 
tung werth und x Kemih erachten, fo wiederholen wir fie In folgendem für die be⸗ 
vorſtehende fünfjährige Periode. 


L Geſchichte der Staatswirthſchaft des großen Kurfürften Friedrich 
Wilfelm von Brandenburg.- 


Es wird bei diefer Aufgabe zunächft eine altenmäßige Geſchichte der Finanz. 
geſetzgebung und Finanzverwaltung des Sen Kurfüriten gefordert. Es wir 
aber Ferner ewünjcht, dag hiermit eine Eritiiche Darftellung der volkswirthſchaft⸗ 
lichen Grundfäge, Einrichtungen und Erfolge dieſes Fürſten verbunden werde, 
unter Berüdfichtigung der volks⸗ und ſtaatswirthſchaftlichen Anfichten feiner Zeit, 
fo wie der betreffenden Politit der manßgebenden Staaten Europas 


IL Geſchichte der Umwandlung ber älteren deutſchen Berichte in 
gelehrte Gerichte. 


Unter ben enticheibenden Momenten, welche zur Reception des römifchen Rechts 

in Deutſchland geführt Haben, nimmt das Eindringen bes gelehrten Richterſtandes 
in die deutfchen Gerichte die erfte Stelle ein. Eine eingehende Darftellung dieſes 
wichtigen Umwandlun 0 Drobefiet if der Zwed der geitellten Aufgabe. Außer 
* * gemeinen Gefihtepunften find folgende Verhältniſſe noch befonders zu be⸗ 
m en: 
1. Die Ausbreitung des Stubiums ber beutfchen Suriften auf fremden wie auf 
einheimifchen Univerktäten ift nach den verjchiedenen Ständen näher als bisher 
geichehen ind Auge zu faffen. Die Beichaffung ftatiftifchen Materials erfcheint 
zu Diefem Zwecke befonderd wünfchenswerth. 

2. Es ift nachzuweifen das Auflommen der Altenverfendung und der Redht- 
ſprechung der deutfchen juriftifchen Fakultäten. 

3. Es wird gewünf h baß der Verfafſer dieſe Umwandlung ſchließlich an einem 
einzelnen deutſchen Lande fpeziell nachweiit. 


Die um die Preife ſich beiverbenden Schriften find in deutfcher oder franzefi- 
icher Sprache ebaufaften, und bis fpäteftend am 1. März 1871, an den Rektor und 
Senat biefiger Königl. Univerfität adreffirt Hierher einzufenden. Sie dürfen den 
Namen bed Berfafiers nicht offen enthalten, ſondern fie find mit einem Wahlfpruche 
und einem verfiegelten Briefe zu verfeben, in welchem der Name gefchrieben und auf 
weichem derf gyiſpruch zu leſen ſein muß. Die Zuerkennung der Preife erfolgt 
u Te pre re hr für M befundene Arbeit je 600 Thl 

8 Preife ſetzen wir nunmehr für die würdi ndene Arbeit je T. 
Gold oder 680 v preuß. Sourant feft, jedoch mit ber Maaßgabe, daß wenn Eine 
der Aufgaben gar nicht oder nicht genügend, die Andere aber in vorzüglichem Grabe 
elöft werden follte, der Preis Ai diefe Andere, bis auf 1000 r. God oder 
1133 4 Xhlr. preuß. Courant gefteigert werden Tann. 


Greifswald, im Sannar 1867. 


Rektor und Senat 
biefiger Königlicher Univerfität. 
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Im Verlage von Fr. Kertkampf in Berlin erschien soeben und ist 
in allen Buchhandlungen verräthig: ' 


Archiv 
. des 
. Norddeutschen Bundes. 


Samımlung aller Gesetze, Verträge und Aktenstücke, die 
Verhältnisse des Norddeutschen Bundes betrefiend. | 


Herausgegeben 
von 


Dr. J. C. Glaser, 


o. d. Prof, der Staats- und Cameral-Wissenschaften, Mitglied d. Hauses d. Abgeorincten. 


Heft DU. 
. Lex-80. 18 Bogen, eleg. geh. Preis I Thir. 


| 
Inhalt: 1. Gesetze und Reglements, betr. Wahlen zum Norddeutschen 
Parlament aller zum Nerddeutschen Bunde gehörenden Staaten. 2. Ent- 
wurf d. Verfassung d. Norddeutschen Bundes. 3. Besitzergreifungs-Patente 
und Proklamationen für Schleswig-Holstein, die vom Hessen und von 
Boiern abgetretenen Gebietstheile. 4. Vertrag mit d. Fürsten Thum 
u. Taxis, betr. Verkauf d. Postgerechtsame. 5. 'Thronrede z. Eröflnung | 
d. Reichstages. Beilagen. — Wahlgesetz d. Schweiz. — Wahlgesel 
von Belgien und Frankreich, Text und Uebersetzung. 


Heft I. des „Archivs des Norddentschen Bundes“ erschien im 
‚ Januar. Preis 20 Ser. 
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Soeben erschien in unserem Verlage: 
Justiniani 
Digesta seu Pandectae 


Fasciculus ILI. 
Libri XVIIL—XXTV. 


Edidit Th. Mommsen. 
gr. Lex-80, Preis I Thlr. 20 Ser. 
(Die Fortsetzung Ist im Druck.) 


Berlin, den 30. März 1867. 





Weidmannsche Buchhandlung 


Abhandinngen. 


XI. 
Ein Iahrgang der preußiſchen Geſetzſammlung. 
Dom Herrn Stadtrichter R. Koch zu Berlin. 


Was ein englifcher Surift von dem „Statute Book for 1866“ 
jagt, daß e8 in erfter Stelle ein genaues, wenngleic) Tarblofes Bild des 
vergangenen Jahres darbiete!), gilt in gleicher Weife von bem 69 
Nummern auf 898 Seiten enthaltenden e ber „Gefepjammlung 
für Die Königlich Preußiſchen Staaten" des Jahres 1866. Wie dem 
englifchen Bertchterftatter der Aufitand von Iamaila, daB Fenier⸗Weſen, Die 
Cholera und die FZinanzfrifis, jo leben und Preuben und Deutichen bie 
bange Zeit der Vorboten ded nahenden Gewitterd, die Finanznoth, die glor⸗ 
reichen Ereigniſſe des Sommerd mit ihren gewaltigen Erfolgen, die neue 
Bekräftigung verfaffumgsmäßiger Zuftände in Preußen, die Anfänge der 
neuen Konftitutrung Deuttehtande und der Aſſimilirung neuer preuhifcher 
Gebiete, mit einem Worte, die ganze großartige Fülle von Greigniffen und 
Eindrücken wieder auf, weldhe der Rahmen des legten Jahres zufammen- 
fat. Da ift Feine Phaſe dieſer gewaltigen Geſchichte des Sahred 1866, 
welche nicht ihre Spuren in der Geſetzſammlung Preußens hinterlaffen 
hätte. Sn ben lebten Jahren hatte diefed officiele Sammelwerk an 
chroniſcher Trodenheit gelitten. Es bedurfte ber belebenden Strömun 
großer gejchichtlicher Vorgänge, um das Geſeggebungswerk wieder in * 
zu bringen. Nur auf wirthſchaftlichem Gebiete ift von einem Stillſtan 
wenig zu bemerken geweſen. Auch das erfte Viertel, welches noch ganz 
das Oepräge bes Jahres 1865 zeigt, giebt von den fortgefepten Be- 
mühımgen der Preußiſchen Regierung ur Herftellung der wirthichaftli- 
hen Einheit in Deutihland und Erleichterung der Verkehrsbeziehungen 
mit aufßerdeutfchen Ländern Zeugniß. Noch aus dem Fahre 1865 batiren 
Berträge mit Anhalt und Zuremburg, betreffend den Anſchluß 
an das preußiſche Zoll- und Steuer-Syftem (©. 205 ff. uttden 
Sn dem Schiffahrtsvertrage vom 16. Auguft 1865 zwifchen 
Preußen und Großbritannien (S. 73 ff.) finden wir einen neuen 
Berührungspunkt mit England. Der Oktober 1865 bringt einen Staats⸗ 
vertrag zwifhen Preußen und Bayern wegen der fog. Alſenz⸗ 
bahn & 142 ff). Im December folgen Verträge mit Bremen, 
betreffend die Fortdauer des Vertraged wegen Beförberung ber gegen- 
jeitigen Verlehröverbältniffe, und betreffend die fernermeite 


ı) Thomas Erskine Holland in „The Law Magazine and Law Review‘ 
for February 1867 ©, 181. ff. . 
Zctfär. f. @efepgebung u. Recitöpflege. I. 15 
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Suspenſion der Wejerzölle (S. 189 ff. 197 f.),_wobei wir 
fogleich die dur die Gejege vom 24. December 1866 (Z. 873 fr.) 
ertol te Aufbebung der Main: und Rheinjhiffahrtsabgaben 
erwähnen wollen. Ver Sahresichluß wird noch würdig durd den Han- 
delövertrag zwifhen dem Zollverein ind Italien bezeichnet 
(5. 85.). 

Aus dem Jahre 1866 ift zunächſt abermals ein Staatövertrag, 
betreffend den Anſchluß eines Coburg-Gothaiſchen Amts an Das 
Zoll= und Steuer-Oyftem Preußens zu nennen (S. 655). Dem 
militairiſchen Interregnum in Chledwig- Holitein gehört die Verord⸗ 
nung, betreffend die Gerichtsbarkeit über die dortigen preußiſchen 
Truppen vom 15. März 1866 (S. 141) an. Durchaus friedlicdher 
Art dagegen ift die Bekanntmachung über den Beitritt Hamburgs 
zur Eiſenacher Konvention wegen Verpflegung erfranfter und Be- 
erdigung verftorbener gegenjeitiger Angehörigen (S. 220)2). 

Mit der Dererbnung vom 9. Mat 1866, betreffend die Auflo- 
fung des Hauſes der Abgeordneten (S. 222), der auf dem Fuße 
folgenden Beſeitigung der Wuchergeſetze Gypothekar-Darlehne 
ausgenommen) — S. 225,9 und der Die Veräußerung von Ge— 
ſchützen, Munition und Kriegs-Handfeuerwaffen verbietenden 
Verordnung von demſelben Tage (S, 226) ſtehen wir mitten in den 
ſich langſam vorbereitenden kriegeriſchen Ereigniſſen, der akuten Krank⸗ 
heit, aus welcher Deutſchland neu gekräftigt hervorgehen ſollte. Der 
Finan noth, welche Korporationen und Private wie den Staat eangte, 
bietet Abhuülfe die Verordnung vom 18. Mat über die Gründung öffentlicher 
Darlehnskaſſen und die Ausgabe von Darlehnskaſſenſcheinen (S.227)>), 
deren ftaatsrechtlich bedenkliche Ceite durch die in dem Gefege vom 
27. September (S. 584) enthaltene Indemnitätsertheilung gededt ift. 
Unmittelbar auf den Sieh bezieht ficy die Verordnung von Vorabend 
des Tages bet Königägräp, betreffend die Finftellung des Civil— 
prozeß:Berfahrend gegen Militatr-Perfonen (S. 375), vom 
Landtage genehmigt laut Befanntmachung vom 29. Eeptember (S. 609), 
dur Verordnung vom 9. November 1866 feit dem 1. Sanuar 1867 
wieder außer Kal gejent (S. 695). 

Die großen Ergebniffe des Krieges erfcheinen in den Einverlei— 
bungsget een vom 20. September (©. 555) und 24. December 
(S. 875. 876), fowte in den Bejignahme-Patenten und Profla- 
mationen für die durch Dad Geje vom 20. September 1866 mit dem 
preubifchen Staate vereinigten Zanbestheile, nämliy Hannover, Kur: 


u en gehört auch der Beitritt ded Kantond Thurgan zur Schweizer Kon- 
vention (S. . 

I) Vom Landtage genehmigt laut Bekanntmachung vom 2. Januar 1867 (Gei.- 
Samimt. 1867 ©. 30). genehmig Fun x (a 

) Genehmigt laut Bekanntmachung vom 24. September 1866 (S. 581.), außer 
Kraft geießt durch Verordnung von demfelben Tage (©. 83 

5) Aufgehoben gg verjagter Genehmigung des Landtags) durch Verordnung 
vom 27. September (©. 588). 


— — — — — — — * — 
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beifen, el und Frankfurt, vom 8. Ollober (S. 592 602)6), 
denen an bemjelben Tage vier Verordnungen, betreffend die Juſtiz— 
Derwaltung in Diefen Zandeötheilen folgen ) (S. 603—-606), ferner 
ben in bemielben Monat veröffentlichten Dünbnih-Berträ en mit 
den Staaten des norddeutichen Bundes, auögenommen Sadien und 
einige Kleinigfeiten (©. 630 ff. 633), und dem Wahlgeſetz für den 
NRorddeutfhen Reichſtag vom 15. Oktober 1866 (S. 623. 735. 
891—898.)®). | 

Inzwiſ hatte das Indemnitäts-Gefetz vom 14. Septem⸗ 
ber 1866 (©. 563.) den inneren Konflikt geſchloſſen und das Geſetz 
vom 28. September (S. 607.) durch Gewährung des Sechzig Millionen» 
Kredit, die Dotirung und gleichzeitige Kontingentirung des Staats⸗ 
ſchatzes die Verſöhnung nachhaltig beſiegelt. Es ift nur eine Konſe 
quenz dieſer Borgänge, wenn bereit8 unterm 22. December 1866 ein 
Gejep, betreffend die Feftftellung des Staatshaushaltsetats 

das Jahr 1867 (©. 812.) erſcheint. Auch die lange verfagte Er- 
mädtigung zur Bermehrung des Stammfapitald der preußi- 
iden Bank war durch Gefeg vom 24. September (S. 579.) ertheilt 
worden, als die Stantöregierung Die ee ee durch außer⸗ 
preußiſche Filiale vorläufig aufgegeben atte. Dieſe Gefehe find faft 
die einzigen aus ber Zeit nach dem Striege, welche gewifjermaßen dem 
alten Hasen in feinem biöherigen Umfange angehören und in beffen 
innerer Geſchichte der lebten Jahre wurzeln. Es tritt dazır nur noch 
ein Geſetz vom 22. December (S. 811.), welches eine alte Yälfige Steuer, 
den Gerichtskoſtenzuſchlag, allmälich befeitigt. 

Alles Webrige, was wir zu regiftriren haben, ift ein heil bes 
großem nit der Einverleibung übernommenen Aſſimilirungs-Prozeſſes 
und weiſt in die neue Hera hinaus, in welche Preußen mit dem Kriege 
eingetreten iſt. Iuftiz- und Kriegsweſen, die alten Anfänge des Staats- 
weien® überhaupt, begegnen fi auch hier. Auf die Verordnung die 
Juftizverwaltung betreffend, welche diefelbe unter der Berliner Gentral- 
behör de foncentrirt, folgt ein Allerb. Erlaß vom 13. Oftober (©. 646.), 
weicher die allgemeine Wehrpflicht in die neu erworbenen Landes- 
theile, einfhließih Schleswig 8 Holfteind, einführt. Jene 

gen werden weiter ergänzt durch den Allerh. Erlaß vom 12. No⸗ 
vember 1866 (S. 734.), betreffend Die Suftigauffi t und Ber 
waltung, die Verordnungen vom 19. deſſ. Monat? (S. 740. 741.), 
betreffend die Beitellung des Dbertribunald zum Kaffationehofe 
für Straffahen aus bem Gebiete der ehemaligen freien Sta 


3 Patent Iftein und Schleswig, |. Geſ.Samml. f. 1867 
©. > — de den destbeie N ©. — ib ehemals "roh, 
berzoglich ABER Landedthei ba ©. 197. 

1) Fü leswig und Holftein f. die Berordnung vom 28. Januar 1867 


15* 
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Frankfurt, und beireffend die Ernennung berdortigen Juſtiz— 
Beamten. Ä 

Dem Gebiet der Rechtspflege in den neuen Landen gehören 
ferner an: die Berordmung vom 5. def. Monats, betreffend die egel 
Der Notare im vormaligen Köntigreih Hannover (©. 738.), 
Allerh. Erlaß vom 10. defj. Monats, betreffend die Legitimationen, 
Aboptionen und Dispenfationen in den vormald Kurheſſiſchen 
Landestheilen (S. 733.), der Allerh. Erlaß vom 27. deſſ. Monats, be 
treffend die Regelung der Militair-Redhtöpflege in den neu erwor- 
benen —* (S. 793.), die Verord vom 1. 
behrelfent bie Publifation der Geſetze in den durch Gele vom 
20. September 1866 einverleibten Landetheilen (S. 743.)%, die Ber: 
ordnung, betreffend die Amortifation der entführten Hannover: 
ihen Werthpapiere, vom 10. deſſ. Monats (S. 763.), die Berorb- 
nung, betreffend bie Einführung der Etrafgejepe und bed Verfahrens 
über Staatsverbrechen in dad Frankfurter Gebiet, vom 12. deſſ. 
Monats (©. 787.), die Verordnung, betreffend die Aufhebung Der 
Altenverfendung in Frankfurter Prozeßſachen, von Dem: 
jelben Tage (S. 791.), die Verordnung, betreffend dad Verfahren in den 
er Zuftänbigleit des Dbertribunals unterliegenden Civilſachen 
aus demfelben Gebiete, von demfelben Tage (©. 795.) und die beiden 
Berorbnungen von demfelben Tage, betreffend die Ausdehnung gewiffer 
Dannoveriger Beftimmungen über Pfandredt md Konkurs 
Fr pemald urheffifhe und Oldenburgiſche Landestheile (S. 

. .). 

Endlich wird noch auf einem Verkehrsgebiet, für das Poſtweſen, 
eine an Dorf des een Hannover und Schleswig: Holftein mit 


dem alten Preußen durch die Allerh. Erlaffe vom 19. Dezember (S. 889. 
890.) hergeitelt | 
an jieht, wie ſich Schlag.auf Schlag die Verſchmelzung der 


Staatdeinrihtungen in den neu erworbenen Gebieten, welche durch die am 
1. Oftober 1867 eintretende Kraft der Berfaffung bebinat tft, vorbereitet. 
Am Schnellſten und Durchgreifendften bat man mit Reformen in Frauk⸗ 
furt vorgehen müffen. In den ſchon vorher monarchiſch regierten Er⸗ 
mwerbungen waren bie Zuftände bereit? analoger. Cine vollftändige 
Einheit ber Inn bee ea lund und ded Verfahrens berzuftellen, wird 
vermuthli eine der frühelten Aufgaben der Bundesge epgebung fein. 

"Mir en vorftehend nur die wicdhtigften Publikationen des ver- 
gangenen Jahres gruppenweis aufgezählt. Es wird dem Lefer dabei 
abgefehen von dem —— Seh tspunkt auch derjenige nicht ent- 
gangen fein, aus weldhem der oben erwähnte engliide Berichterftatter 
en Inhalt deö Statute Book betrachtet und den er dem betrachtenden 
Suriften überhaupt ausſchließlich oder doch vorzugsweiſe vindicirt 10). 


v) Auf Die durch Geſetz vom 24. Dezember 1866 einverleibten Landestheile 
PR) 5% gleichlautende Koͤnigl. Verordnung vom 29. Januar 1867 (Gef.-Samımi. 

10) „By the theoretical jurist it will be regarded as a specimen of the form 
and method in and by which English laws are passed and promulgated,“ 
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Bon den beiden Borwürfen, welche er der Einrichtung der engli- 
hen Geſetzſammlung macht — daß fie eine Menge ımerheblichen und 
rtigen Stoffs in hoffuungälofer Bermij mit nützlichem ent⸗ 

ilte, und daß der Stoff nur chrouologiſch, nicht wiſſenſchaftlich geordnet 
ei — wird wenigftenö der eine auch bei und zutreffen Wenn wir den 
Juhalt defjen, wad in Die Gejepfammlung — nunmehr nad) den ange- 
fielen Geſetzen aud das einzige Publifationdorgan für die neu erwor- 
benen Sanbeötheile — aufgenommen wird, begriffämäßig bezeichnen wollen, 
jo läßt ſich derſelbe nicht einmal durch den aus dem Geſetz vom 3. April 
1846, beixeffend die Publikation der Gefepe !), in jene Geſetze übernom- 
menen Ausdruck „landeöherrlihe Erlaſſe, welche Geſetzeskraft 
erpalten jollen,” zujammenfajfen. Nicht blos Geſetze, Verordnungen 
Erlaſſe aller Art !2) und eine große Menge von leges speciales, 
welche man allerdings ımter dem Ausdruck „Erlaffe“ gleichfalld begrei⸗ 
fen darf, '?) 3. B. Privilegien wegen Anfertigung von Iuhaber-Obliga- 
tivnen, Statuten von Altien-Gejellihaften, Meliorations⸗Genoſſenſchaften, 
Deihverbänden ıc., fondern auch, wie wir gejeben, eine ganze Reihe von 
Staatäverträgen, melde nad) der richtigen Meinung, 1) fobald fie dem 
Stantöbürgern Pflichten nuferlegen, der Publikation durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bedürfen, und Belanntmahungen der Minifterien, betreffend 
die Landeöherrlidhe Genehnigung zu Korporationsftatuten (3. B. ©. 21. 
58. 108. 140. 172. 182. 203. ze.) oder die Verlängerung von Staats- 
He — (S. 204.) oder den Beitritt zu folden (©. 220. 794.), 
ſchwelſen hen Umfang der Gefepfammlung jo beträchtlich an, umd gerade 
d iete für weitere Kreiſe mehr oder weniger bedeutungsloſen leges epe- 
ciales machen den größten Theil ded Inhalts aus. Dies ift audy die 
Klage des engliſchen Suriften, daß dad Statute-Book außer den wirk⸗ 
li „general laws‘ eine überwiegende Anzahl von Beſtimmungen 
Iolalen und perfonnien Charakters enthalte, welche Die Neberficht erſchweren 
und die Publicität der eriteren beeinträchtigen. Der Wunſch, dab man 
dieje „Privat-Billd" aus der Sammlung allgemein verbindlicher Erlaſſe 
ber gejeßgebenden Gewalt entferne, iſt bei und nicht minder berechtigt, 
als in England. Die Einheit des Publifationd- Modus iſt allerdings 
ein Bortheil, welcher a zu unterſchätzen tft und Inga auf die Pro⸗ 
mulgation zurüdwirft. ein er dürfte nicht durch die Nachtheile einer 
Bermengung bed Wichtigen mit dem Unwichtigen, ded den Staat als 
Ganzes und des nur partiluläre Kreije Betreffenden aufgewogen werben. 
Jedenfalls jheint und die Frage ber Erwähnung werth, ob es nicht 
Angefichtö des durch die Einverleibung herbeigeführten erweiterten Um⸗ 
fanges . der Gefepfammlung gerathen erjcheint, zu dem urfprünglichen 


11) Geſ.⸗Samml. 1846 ©. 151. — Abweichend hatte die Verordnung über die 
Einrichtung der Gefeh-Sammlung vom 27. Oftober 1810 (Geſ.Samml. ©. 1.) für 
diefe „Diejenigen Gefeße und Verordnungen“ beftimmt, „welche mehr als ein einzelnes 


en”. 
ift unbeftimmt. — pt v. Rönne Stanterecht BL. 1. 
bir, griett Siotlrecht 2. Ausg. Bd. 1. ©. 56. ff. 
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Gründungsplane — darin ein Organ für „general law“ zu ſchaffen — 
aueildqufebren. 

er andere Vorwurf, der Mangel einer ſyſtematiſchen Drbsung 
des Stoffs, trifft bei uns nicht im bemjelben Grade zu, wie in Englaud 
Die Methode der „kurzen Titel,“ die erſt neuerdings bort angewendet 
wird, !5) ift bei ims längft in Mebung. Jeder Erlaß ‚erhält in der 
Ueberſchrift eine kurze Bezeichnung des Inhalts, und dieſer Inhalt Feibft 
ift wenigftend in der Megel logiſch geordnet. Unförmliche Gejepe, wie 
die „Sanitary act“, von der dolland ipricht, ſind bei und unerbört. 

Dagegen dürfen wir die auch in England bereitd in der Geſetz⸗ 
gebung bervortretende Neigung beachten, anitatt amendirender Nonellen 
ben Gejepesftoff wenigftend auf einzelnen Rechtsgebieten durch 1. „Con- 
solidation acts“ zujammenzufaffen. Ohne Scheu vor dem Boraribeil 
„altmodiſcher Zuriften“ dringt man dort auf Kodifikation. 

Eine Koͤnigliche Kommiſſion für Gefehreform, daͤrunter der boff- 
nungsvolle Name von Lord Weftbury, tft zujannmengefept. Die gegen- 
wärtige Generation rechnet mit Beſtimmiheit auf Kodififation -der Sta- 
tuten, Verſchmelzung mit dem in unzähligen Rechtöfällen zur Grieeissung 
gekommenen Juriſtenrecht, Identificirung des Law mit der Equity 19). 

or Allen aber jabt die Öffentliche Meinung, wenigſtens des 
ftandes, jene Kodifikation ins Auge. 
Aud bei und in Deutſchland iſt das alte Vorurtheil der hifwwriſchen 
Schule gegen die Kodifilatton im Schwinden begriffen. Man bat eine 
Siobifieirung bee Wechſel⸗ und des Handelsrechts nicht geſcheut und wird 
auf dieſer Bahn ficherlich weiter, fürs Grfte auf dem Gebiete des Obli⸗ 
gationen-, Straf: und Prozeß⸗Rechts, —* 
Die Ausdehnung Preußens, bie ftaatsrechtliche Einigung Deutich- 
lands machen bie biöherige Zerflüftung des Rechts von Tag zu Tage 
unerträgliher. Es wird nad Löſung der dringendften politijcgen 
Aufgaben eine Zeit der Ruhe kommen, nicht des Echlummers, fondern 
ber bejonnenen Sammlung, welde der Gntfaltung derjenigen Kräfte 
günfe ift, deren es zur Schöpfung eined allgemeinen Gefehbuche bedarf. 
ine Toldhe Zeit wird auch an der preußifchen Geſetz⸗ Sammlung nicht 
ſpurlos vorübergehen, und wir glauben, daß der Mabrud nicht fern iſt 


13) Law Magazine a. a. O. ©. 188. 
16) Ein anderer Artifel des Law Magazine „More judges: are they wanted?“ 
— ff. verlangt eine vollftändige Umgeſtaltung der bisherigen engliſchen Gerichts 
affung. . 
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x. 
Ueber die Einſetzung eines Gerichtshofes Für öffentliches Hecht. 
Bom Herrn Regierungsrath a. D. C. v. Stemann zu Kiel. 


Das Verhältniß der Tuftiz zur Verwaltung ift einer der Schwächften 
Pnafte der heutigen Preußiſchen Serfafjung. i ſchwächft 
Sein findet dafſelbe darin, daß das 


Ausbildung mit der des Privatrechts gleihen Schritt hielt, das heutige 
Verwaltungsrecht wurde dagegen erit nach dem Untergange der alten 
unf privatredhtliher Grundlage beruhenden Eandftände durch die landes⸗ 
—5 — Verwaltungsbehoͤrden geſchaffen, und da dieſe die weſentlichen 

lemente der Gerichtsverfaſſung in ſich aufgenommen, und namentlich 
in höherer Inſtanz den Gerichten nachgebildet waren, jo machte auf die⸗ 
jem Gebiete das Bebürfuih einer Nechtiprechung fih von Anfang an 
nicht mit yeiper Stärke geltend. 

- Den Mitgliedern der alten Kriegs: und Domainenfammern und 
fpäter der Ippingia - Regierungen Preußens war faktiſch ihre Stellung 
lebenslänglich gefichert, die höheren Verwaltungsftellen wurden vielfad, 
aus den Gerichten bejeht, der Gefchäftsgang war dem der Gerichte ziem⸗ 
lich gleichartig, die Kollegtalität bei allen materiellen Enticheidungen 
verbürgte eine üubjeltive Be anblung der Geſchäfte. Selbit der Staate- 
rath und fpäter die Minifterien ließen duch die feite Stellung ihrer 
Mitglieder und die kollegialiſche Berathung Die Grundformen ber Iuftiz 
in der Gentralverwaltung wiedererfennen. Die neuere Zeit hat in diejer 
Dinfeet Manches geändert, und. im Intereſſe der Einheit, Kraft und 
Sehne igkeit der Eretution ändern müfjen, wofür auch in mehrfacher 
Beziehung die Auffafjung des konſtitutionellen Regierungsſyſtems maap- 
geben geweten iſt. Wie jept in höchiter Inftanz über die wichtigſten 

treitfragen des öffentlichen Rechts der betreffende Verwaltungschef allein 
enticheidet, fu teitt auch nad) unten bin die büreaukratiſche Verwaltungs⸗ 
form mit ihrer größeren Beweglichkeit, und die Abhängigkeit aller Vers 
waltungsergane von der Gentralverwaltung immer mehr hervor. Die 
Stellung der Regierungen ift dadurch eine andere geworden, daß ihrem 
Präfidenten die Vefugniß beigelegt worden, die Kollegialbeſchlüffe außer 

zu ſetzen, auch können jept nad ausdrüdlicher Vorſchrift, ſowohl 
die Negierungspräfidenten wie die Landräthe ohne weiteres Polen 
aud dem Amte entfernt werden und leptere ce immer häufiger 
der ſozialen Selbftitändigfeit, welche auf dem Belige eines Ritterguts 
in ihrem Kreife ruhte. Die ganze Richtung der Zeit zielt augenjdein- 
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lich darauf ab, Die Berwaltungsbehörden zu immer brauchbareren Orga 
nen der erefutiven Gewalt auszubilden, und in allen Jnſtanzen nur 
Cingelne, wenn auch unter Hinweifung auf den Rath Anderer handeln 
u laſſen. Diefe Thatſache aber zeigt zugleich, daß die objektiven 

arantien des öffentlichen Rechts durch die Umbildung in der Drgani- 
fatton ber Behörden immer mehr verloren gehen. 

Dazu kommt, daß früher in größerem Umfange als jept man 
Streitfragen des öffentlichen Rechts, wenn aud nicht felten aus mi 
verftandener Auffalfung des Privatrecht, den ordentlichen Gerichten 
jur Entſcheidung überwiefen wurden, und daß leptere felbititändig über 
bre Kompetenz erfannten, ſoweit fie nicht verpflichtet waren, den Anord- 
umgen des Chefs ber Sei nachzukommen. Erſt im Sabre 18281) 
wurde jeder Verwaltungäbehörde die Befugniß beigelegt, den jogenannten 
Kompeiengfonftit zu erheben, wodurch das anhängıge Prozeßverfahren 
bis zur Regelung der Kompetenz fiftirt wurde, dieſe aber d 
erfolgte, daß bei obwaltender Differenz in den Anfichten ber enden 
Refjortminifter der König im Staatsrath entjchied, oder die Entſcheidung 
dem pööten Gerichtshof auftrug. Died Verfahren unterlag einer weile 
ren Aenderung durch dad Geſetz vom 8. April 1847, weldes einen 
eigenen Gerichtähof dur Entſcheidung der Frage einfepte, ob der Rechte⸗ 
weg zuläffig, oder Die Sade im Berwaltungswege zu erledigen ſei 
Die Verhandlung erfolgt in geheimer Sitzung, die betbeiligten Prival- 
perfonen werben nicht gehört, wohl aber Abgeorbnete ber Minifterien; 
die Mitglieder biefes —— find überwiegend aus höheren Der 
waltungöbeanten zuſammengeſetzt, welche jederzeit ihrer Funktion ent 
hoben werben fönnen. Dieter formellen Beſchrünkung des Rechtsweges 
entiprach die materielle, mit welder man nad) und nach immer weile 
vorging. —A von dem Gebiete der politiichen Rechte, von wenn 
die Preußiſchen Gerichte ausgeſchloſſen blieben, waren es früher Die Ein 
grife ded Staats ober der Gemeinde in bie vermoͤgensrechtliche Sphart, 

welchen man in größerem Umfange die Zuftändigfeit der ordentlichen 
Gerichte anerfannte. Weber Beichwerden wegen Heranziehung zu Kom 
munalfteuern erfannten die Gerichte unbeichränft, in —* en 
Steuerſachen penigſten⸗ dann, wenn eine Exemtion oder Prägravation 
behauptet ward. Die Prarid des Kompetenz⸗Gerichtshofs behandelte da 
egen von der Zeit feiner Errichtuug an Kommunal⸗ und Landesfteuern 
* des Rechtsweges ganz gleich, und ließ nur dann die ht: 
iche Klage zu, wenn eine Cremtion aus einem fpeziellen Rechtstite 
hergeleitet wurde. Nicht einmal die Frage, ob überhaupt ein Gefep oder 
eine Rechtsnorm beftehe, wonach die Steuer erhoben werden konnte, 
ben Gerichten zur Beurtheilung überlaffen. Aehnliche Grundfäge machten 
Nic ad für die Beſchraͤnkung der Prozebfähigkeit von Koften und U 
ir n, bie zu Kirchen und Säulgweden außgelchrieben wurden, geltend. 

t in jüngiter Zeit hat die Geſetzgebung bier aͤndernd eingegriffen und 


1) Kabinets⸗Ordre vom 80. Juni (Geſ.⸗Samml. 1828 ©. 86.). Bol. v. Röuntı 
Staatsrecht der Preußiſchen Donate. 2. Pr Br. 1. Abth. 1. '& 260, Auch die 
jpeztelleven Nachweifungen für das Folgende finden fich bafelbh ©. 2336. ff. 
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in Beziehung auf öffentliche Stenern im Allgemeinen, indbefondere wegen 
der Stempelftener, der Kirchen-, Pfarr: und Schulabgaben den Rechtsweg 
erweitert. Dagegen iſt auf dem polizeilihen Gebiete noch heutigen 
7 das Ermeſſen der Verwaltung unbeſchränkt, und der richterliche 
Schutß gegen unbefugte Eingriffe jo gut wie gänzlich ausgeſchlofſen. 
Bor dem Sabre 1842 galten auch in dieſer Sinficht freiere Grundſätze. 
Gegen jede polizeilihe Verfügung war jowohl über die Verpflichtung 
am Gehorfam, wie über den Schadenerſatz ber Rechtsweg zuläſſig. 
eber die Nothwenbigkeit und Zwednmäßigfeit der polizeilichen Mach 
tegel ſtand allerdings dem Richter fein Urtheil zu, Dagegen unterlag. ed 
jener nen I Kognition, ob die Polizeibehörde innerhalb derje⸗ 
nigen Schranken ſich gehalten, welche Recht und Geſetz ihr vorzeichneten, 
leicherweiſe ob, wenn letzteres der Fall, nady dem allgemeinen Grund⸗ 
—* daß aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Wohls ein Ein⸗ 
riff in Privatrechte nur gegen Entſchädigung geſtattet ſei, ein erhobener 
— Sanjpruch ſich begründen laſſe. Wenn ungeachtet dieſes in 
voller Liberalität gewährten Rechtsſchutzes eine Rechtſprechung über Akte 
der Polizeigewalt nicht eben häufig vorkam, ſo lag dies in der noch 
mangelhaften Ausbildung des öffentlichen Rechts, in der geringen De 
ſchränkung durch Geſetze, der die Polizeigewalt damals unterworfen war, 
und in der angemefjenen Selbftbejchräntung der Berwaltungdbehörden, 
weiche nur jelten zu Beſchwerden Anlaß gaben. Je mehr aber bie 
Xhätigfeit der ‚Dehörden in rechtliche Schranken eingeengt wurde, und 
den entiprechend Dad rechtliche Yreiheitögebiet der Bürger ſich erweiterte, 
um fo größere Bedeutung mußte der richterliche Schup gewinnen. Anftatt 
denjelben zu befeitigen führte indeſſen eine weit verbreitete irrige Anjicht, 
daß das Anfehn der Staatäregierung darunter leide, wenn Berwaltungs- 
ganbEnngen vom Standpunkte der Nechtmäßigleit amd der richterlichen 
eurtheilung unterlägen, auf dem polizeilichen Gebiete, wo das öffent: 
liche jereie in einfeitiger Richtung am leichteiten zu einer Ueber⸗ 
ſchreitung der Rectäge e verleitet, zu einer falt gänalichen Ausichliegung 
des Rechtsweges. us das Geſetz vom 11. Mai 1842 wurde bem 
Richter die Prüfung ber Geſetzmäßigkeit polizeilicher Verfügungen ein 
für allemal entzogen. Die obenerwähnte Entihädigungäfiage lieh man 
zwar zu, jedoch nur, wenn fie nicht auf die Geſetzwidrigkeit der poligeis 
lichen Anordnung, jondern lebiglidy darauf genrindet war, dat der Staat 
für feine, um der öffentlichen Wohlfahrt willen verfügten Eingriffe in 
bie vermoͤgensrechtliche = are der Staatöbürger erfabpflichtig —* 
Abgelehen tervon konnte nur eine Befreiung von der durd die 
Polizeibehörde auferlegten Verpflichtung aus einem bejonderen, gegen 
diejelbe erworbenen Rechtstitel vor den Öerichten geltend gemacht werden. 
Selbit die — Verantwortlichkeit von Beamten, welche durch 
vorfäpliche oder fahrläſſige Ueberſchreitung der Grenzen ihrer Amtsgewalt 
Andere beeinträdhtigten, —* eine Einſchränkung dahin erlitten, daß ein 
hai dungBanfprud gegen die Perjon des Beamten nur dann ftatt- 
en folle, wenn bie a a Verfügung im Verwaltungswege von 
er vorgejepten Behörde als g egraibrig oder unzuläffig aufgehoben fei. 
Diefer durch die Gejepgebung des Jahres 1842 geichaffene Zuftand 
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dauert bis jebt unverändert fort, und hat in Betvreff der perſoͤnlichen 
Berantwortlichfeit der Beamten noch eine weitere Einſchränkung richter- 
ticher Kompetenz durch das Geſetz vom 13. Februar 1854 erfahren. 

Wenngleich nach Art. 93. der Verfaffungsurfunde vom 31. Jaunar 
1850 eine vorgängize Genehmigung der vorzejepten Dienftbehörde . 
verlangt werden dark um Beamte gerichtlich in Anſpruch zu nehmen, je 
räumt doch das obenerwähnte Geſetz der vorgejehten Provinzial- oder 
&entratbehörde eined Verwaltungsbeamten die Befugnik ein, bei allen 
Civil⸗ oder Straffligen, welche gegen ihn wegen ‚Ueberfchreitung feiner 
Amtöbefugniffe eingeleitet werden, den Kunflift mit der Wirkung zu 
erheben, Daß num der Gerichtshof für Kompetenzfonflifte vorgängig ent- 
fheidet, nicht blos ob eine Weberichreitung der Amtöbefugntife ſtattge⸗ 
unden, ſondern aud ob die Amtöüberjchreitung zur gerichtlihen Wer: 

[gung geeignet ift. In Ermangelung geſetzlich anerfannter Grundjähe, 
nad denen die leßtere Frage zu entfcheiden wäre, hängt ed ganz ven 
dem freien Ermefjen jener Behörde ab, ob und mann ein Verwaltungs 
beamter ‚vor Gericht zeftellt werden fol. Wo der Beamte aus Irrthum 
gerehlt, auch wenn der Irrthum wenig entichuldkar war, erflärt der 

ompetenzhof den Rechtsweg für unzuläjlig und iberläßt der Verwal⸗ 
tungsbehörde die disciplinariſche Rüge, auh Hält man es mit Dem 
Art. 93. der Berfaifung für vereinbar, die Entſchädigungsklage gegen 
einen Beamten von Mechtäwege auszuſchließen, wenn bie vorgefekte 
Behörde mit deifen Amtshandlung einverftanden iſt. Berichiedene Be 
mühnngen, das Gefetz von 13. Februar 1854 wieder aufzuheben, find 
biöder erfolglos geblieben, gleichiwie die Verſuche den Rechtsweg in We 
ziehung auf pol jeifice Verfügungen zu erwertern, Dagegen bat ein 
neuere Geſetz den Staatsbeamten geftattet, etwanige Anſprũche wegen 

rer Dienfteinfünfte vor den ordentlichen Gerichten zu verfolgen. Auch 
itt ed nach der Preußiſchen Armengefepgebung nicht zweifelhaft, daß 
Streitigleiten zwijchen mehreren Armenverbänden über die Frage, wer 
von ihnen Die Verpflegung eines Arnıen zu übernehmen habe, im Rechts⸗ 
wege zum Austrag gebracht werden fünnen. 

Man erkennt in dieſer ſchwankenden Geſetzgebung einerfeitö die Ten⸗ 
benz, die Handhabung des öffentlichen Rechts auch in beftrittenen Fällen der 
Berwaltung moͤ ih vorzubehalten, andererjeitd aber auch, wo die Umftänbe 
dazu drängen, Ba ge Konzellionen an die Givilgerichte zur Beurtheilung 
einzelner Streitfragen des öffentlichen Rechts. Auf diefem Wege wind 
man zur jung des Problems nicht gelangen und dad Verhältniß ber 
Juſtiz zur Verwaltung wird ſtets em verſchobenes bleiben. Die Gerichte 
möchten den Grundſatz anerkannt jehn, dab fie allein im gewöhnlichen 
SIuftanzenzuge über jede behauptete Hedytöverlegung zu enticheiden hätten, 

leichviel auf welchem Rechtögebiete das —— — entſtanden; ſie 
(deinen babei um jo mehr in ihrem Rechte zu jein, als fie im Gebiete 

ed Strafrechts über die allerwichtrgiten Berhältniffe bes öffentlichen 
Rechts jelbititindig urtheilen, (man erinnere fid nur ber Fälle, tn denen 
ed zur Frage fteht, ob ein rechtäwidriger Angriff auf Die Exiſtenz, In⸗ 
tegrität und Berfaffung ded Staats vorliegt), und als fie auch in anderen 
Zweigen der Staatöverwaltung nach und nach wieder mehr zu einer 
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—— zugelaſſen werden. Die Behauptung eines Nebergriffs 
in Die Bermaltung weiſt die Juſtiz mit dem richtigen Bewußtſein zurück 
daß fie, ſoweit das freie Gebiet der Verwaltung reicht, d —2 
dieſer nach den leitenden Rückſichten der Nothwendigkeit und Zweck⸗ 
mãßigkeit in feiner Weiſe verkümmert. Andererſeits iſt es —A 
daß die Verwaltung, mit um fo größerer Gewiſſenhaftigkeit fie zu Wer 
gebt, als die beite Bewahrerin des öffentlihen Rechts fich betrachtet, 
welches ihren Organen jeine Bildung verdankt, daß fie daher das 
richtigfte Verſtändniß für die Auslegung der Berwaltungsgefehe für fidh 
in Anſpruch nimmt, und eine Mectöfpredhung über Verwaltungsband- 
lungen mindeſtens für überflüjfig hält, deshalb nur ungern Id der 
tichterlichen Kontrole in Anjehung der von ihr Inne gehaltenen Rechts⸗ 
greuze unterwirft. Ueberdies haben Irrthümer und Mißverftändniffe 
dazu beigetragen, einen Umfany dieſer Untererbnung zu behaupten, 
welcher in Wahrheit nicht vorhanden ift. In der ihnen gebührenden 
Sphäre bleiben Gerichte und Verwaltungsbehörden völlig unabhängig 
von einander, wenn auch ‚der Richter als alleiniger Vertreter der objekti- 
ven Rechtsordnung ausjpricht, Daß die Verwaltung die Rechtögrenze ihrer 
Thatigkeit überſchritten hat. Dazu kommt, daß die gegenwärtige Macht: 
ftellung der Verwaltung für fie etbft das Bedürfniß eines — 25*— 
nicht begründet, und daß fie außerdem mit gutem Grunde behauptet, 

die gewöhnlichen Gerichte zur Rechtſprechung in Fragen des oͤffent⸗ 
lichen Rechts nicht geetgnet jeien. 

Betderjeitd wird mit relativ berechtigten Gründen geftritten, des 
wachſenden Bedürfniſſes ungeachtet find aber die Erfolge für Verbürgung 
des Rechtoſchutzes auf dem Gebiete des öffentlihen Rechts nur ſehr 
jpärlihe, und es ift eine höchſt unerfreuliche Erſcheinung in einem 
monarchiſchen Staate, in welchem body alle Gewalten im Koͤnigthum 
ihren Urſprung und Bereinigungspuntt haben, die vun demſelben für 
verſchiedene Funktionen beitellten Behörden in einem fortdauernden Hader 
um das Gebiet ihrer Thätigkeit begriffen zu ſehn, ein Kampf, der felbft 
über die Grenzen deö öffentlichen Rechts hinausreidht. Das Strafrecht 
ift zwar ſeit der neuen Gerichtöorganifation im Jahre 1849 überall in 
Preußen den Gerichten vollftändig überwieſen worden, jeitdem auch alle 
Strafpolizeifachen der richterlichen Kompetenz unterliegen, und der Grund⸗ 
fa _gefepliche Anerkennung gefunden hat, daß allgemeine Srrafpeligei 
vorſchrifien der Polizei Behörden hinfichtlic ihrer Rechtsgültigkeit von 
den Gerichten geprüft werden dürfen. Dagegen zeigt fich Veit im 
Privatrecht noch nicht eine unbedingte Anerkennung des richterlichen 

ußed. Die Rene daß der Richter das gefammte Gebiet deö Privat: 

beherrjche, Kr noch immer nicht ausnahmslos. Wenn der Staat 

als Subjelt von Bermögensredhten in ein beftimmtes Rectaverhättnib 
u Anderen tritt, jo erjcheint es als eine Forderung der Gere tigkeit, 

Feiner Perfönlichlett Feine andere Stellung als die eined jeden Private 
manned zu vindiziren, und feinem Gegner leine Beſchränkung in Ber 
—A— des Rechtsweges wider ihn aufzuerlegen. Daß dies in mehreren 
ällen dennoch ift unläugbar. So iſt es dem Staateg 

bei verweigerter ng von Verträgen, welche Kriegslieferungen oder 


% 
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fonftige wichtige Entrepriien zum Gegenftande Baben, ſobald nad Dem 
Ermeifen der Regierung ein — Schaden ſich be ger 
läßt, ohne Weiteres durch Adminiftrativerefution die Erfüllung der 
bindlichfeit zu erzwingen. Cin —I welches da, wo der Staat in 
jeiner öffentlich rechtlichen Qualität handelt, im JIntereſſe einer geregelten 
Verwaltung volllonmen one t erjcheint, fellte billigerweiſe vom 
Gebiete des Privatrechts ausge en fein. Ein gleiches Exelutions⸗ 
recht ohne vorgängipen Prozeß ſteht ferner dem Fiskus wegen joldher 
Bertragsverbindlichleiten zu, von deren Erfüllung die Erreichung beftätiggter 
Etats abhängt, begleichen in dem Falle, wo der Domänenpächter das 
Pachtitüc nicht rechtzeitig räumt. 

Eine frühere Beitimmung, wonad) der Richter bei Rechten, welche 
aus einem Staatövertrage hergeleitet wurben, in jeiner Entſcheidung au 
ein Gutachten ded auswärtigen Minifterd gebunden war, ıft zwar im 
Jahre 1843 aufgehoben worden. Die Verwal ſucht jedoch noch 
immer die Anſicht zu vertreten, daß über Verbindlichkeiten, welche unter 
ber Herrſchaft des Volkerrechts ftehen, der Richter nicht zu entſheiden 

abe. 

In dieſen privatrechtlichen Streitigkeiten haben wir es mit Fällen 
zu thun, welche der Kompetenz der Gerichte nur mit Unrecht *357 
werden können, denn daß das öffentliche Intereſſe in irgend einer che 
bei einem Streite auf dem Gebiete des Privatrechts tligt ift, gi 
an und für fich feinen genügenden Anlaß zur Beſchränkung des Rechts⸗ 
weges, ſondern hoͤchſtens zur Vertretung der obwaltenden Intereſſen, 
wie ſolches bei den Audeinanderjepungen der Gutöherren mit ihrem 
Bauern wegen der HS und bäuerlichen Verhältniſſe durch 
Errichtung der General⸗Kommi (ionen geſchehen iſt. 
ie ſehr die Zuſtände der Gegenwart in ihren Beziehungen zwiſchen 
Suftiz und ermaltung der Beljerung bedürfen, tritt noch klarer hervor, 
wenn wir die Berhältnifje in den in Sabre 1866 neu erworbenen 
Ländern ind Auge faſſen, welche nicht nur unter ſich höchſt ungleich, 
jondern aud von den altpreußiichen ſehr verjchieden find. Wir wollen 
beijpielöweije die in dieſer Hinjicht beſtehenden Zuftände in zwei Ländern 
näber beleuchten, weldye hierfür einen entjchiedenen Gegenfab bilden, in 
Kurheſſen und Schleswi ne 

, ‚Indem leptgenannten Lande jind nod nicht einmal bie Organe 
für die Verwaltung und bürgerliche Rechtspflege burchveg von einander 
efondert. So lange die nämlichen Perjonen die Eigenichaften einer 
ſtiz⸗ und Adminiltrativbehörde im I vereinigen, wird der en ied 
zwiſchen Sala“ und Berwaltungsja kaum zum Maren Bewußtſein 
gelangen. war ed auch in den Herzogthümern bis zum Sabre 183, 
bie unteren wie bie oberen Behörden Fa ohne ag 
eine Sache dem fenttipen oder Privatrecht angehörte, ob fie beitritten 
war oder nicht. Die Gefepgebung vom 15. Mat 1834, welche in ber 
— Inſtanz die Gerichtshoͤfe von den —— — trennte, 
tellte jest allerdings an die höheren Behörden die Anforderung einer 
Innehaltung der Grenze zwiſchen Juſtiz und Verwaltung, was oft um 
jo jchwieriger war, als ftreitige Berwaltungsfachen in ber umteren Suftanz 


> 





Gerichtshofes für öffentliches Recht. 1 
noch von der nämlichen Behörde erledigt wurden, Br privatrechtliche 
] 


bieten Jogemannten Adminiftrativ-Juftizjachen gehören: 


zähles iſt 
Streitigkeiten über eiftungen an Kirchen und Schulen und 


felbft Streitigkeiten über den Bergelohn, unb über bie Legitimation der 


er Yeldgemeinfchaft herbeigeführt werben fol, 
ſoweit dabei Streitigfetten vorfallen. u b 
Die Behandlung dieſer unter 1 bis 7 angeführten ie iſt um 


Freue 
Fi u ra Formen bewegt, deren Anwendung in der in⸗ 
c 


neuerer Zeit werben auch Streitigkeiten über Wafſſerlöſumgen und Stau⸗ 
anlagen nur dann, wenn auf Grund eined behaupteten fpeztellen Rechts⸗ 
titeld die Regulirung im landwirthſchaftlichen Intereſſe beftritten wird, 
von der Verwaltungsbehoͤrde zur ricterligen Entſcheidung verwieſen. 
Alle übrigen Streitfrngen bes öffentlichen Rechts finden thatjächlich nur 
im Berwaltungswege ihre Erledigung. Set die Gntibädtgungsfrage 
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bet zwangsweiſer Mbtretung des Eigenthums and überwiegenden Gründen 
des üffentlichen Wohls ift vom Rechtswege ausgeſchloſſen. Streitige 
Kommunalſachen, Streitinfeiten über die Einquartierungslaft, Bromb- 
verficherungsiachen, weiche bie üöffentlihe Brandfaffe angeben, werben 
niemals gerichtlich behandelt. Die Beiträge zur Brandgilde werben, 
wie die Kommungllaften und die Iandeöherrlihen Abgaben und Gefälle, 
mit Ausfchliefung des Rechtsweges erefutiviich beigetrieben. Die ver- 
faiiungsmäßige Beftimmung, derzufolge den Gerichten allgemein verboten 
ift, über die Rechtmäßigkeit einer von Seiten einer Reyierungds, obrigkeit⸗ 
lichen aber Polizei-Behözde getroffenen Maaßregel ein Wrtheil zu faͤllen, 
dürfte zwar nad der Aufnahme des Landes in den Preußiſchen Staats- 
verband, womit die frühere Berfaffung hinfällig geworden, eine formelle 
Geltung nicht mehr beanjpruchen fünnen, in materieller Hinfiht wird 
aber dadurd wenig geändert, weil die Schleswig-Holſteinſchen Gert 
längft gewohnt find, nur auf den Gebieten ded Privat: und Strafrechts 
Necht zu jprechen, und danach die Frage wegen der Nechtsgültigfeit einer 
poltzeilihen Maaßregel nur in dem jeltenen alle zur richterlihen Kogni⸗ 
tion gelangen fünnte, wenn fie einen Präjudizialpunft für die Erledigung 
eines privatrechtlichen Streites oder eines Strafprozeſſes bilden ſollte 
In Unfehung der auf privatredytlichen Berpflichtungdgründen beruhenden 
Anſprüche gegen den Fiskus, kann nachdem die nußergerichtliche Beilegung 
bed Streits vergeblich verfucht worden, rechtliches Sehr verlamgt werden. 
Anfprüche der Beamten auf Gehalt, Penfien und Wartegeld find im AH- 
gemeinen nicht Hagbar, nur für die unter den Minilterien für bie 
emeinfchaftlichen Angelegenheiten der Däniſchen Monarchie iortirenden 
Beamten wurde 1858 Die Klagbarkeit zugeftanden. Dagegen ift noch 
immer in einzelnen Strafſachen der Rechtsweg mögefchloffen. So giebt 
ed einige Fälle, in denen die Crfennung von Ctrafen und der Rekurs 
gegen Straferkenntniſſe ber Regierung ſpeziell überwieſen iſt. Auch 
werden einfache Zoll⸗ und Poſtkontraventionen nur im Verwaltungswege 
erledigt. Im Preßſachen wird die Beichlagnahme eined Preßerzeugniſſes 
umächft von der höheren Benwaltungsbehörde beftätigt, und falls Die 

etheiligten fi dabei beruhigen, hängt es lediglih vom Ermeſſen 
jener Behörde ab, ob die Sache zur Kugnition der Gerichte gebracht 
werben joll. Die Behandlung der: Amtsverbrechen anlangend, ſo ind 
die Gerichte, ſofern eine Verlegung der Amtspflichten in nicht gericht⸗ 
lichen Funktibnen vorliegt, nur au unten der höheren Berwaltungäbe- 
örbe zum Einſchreiten befugt. Dieſe Andeutungen zeigen, daß wohl 
chwerlich ein Land in ber Beſchränkung des Rechtöweges weiter gegangen 
ft, ad Schledwig-Holftein, wo der mangelnde Neteihup buch 
die Gerichte um fo größere Webelftände herbeiführen kann, als die R 
gterung, ohne zur Abgabe von Gntiheibungsgränden verpflichtet zu feim, 
oft durch die Perfon Eines Raths ohne alle Tollegialiiche Behandlung 
der Sache enticheidet. ' 

Weit gimftiger ftellt ftch dad Verhältniß der Berwaltung zur Rechts⸗ 

pflege in Kurheſſen?) Seit der Trennung ber Zuftiz von ber Ver⸗ 


2) Bol. hierzu auch Bähr, der Rechtsſtaat. Cafſel u. Göttingen. 1864. ©. 142. ff. 
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wal durch Dad Organifationd- @dift vom 29. Juni 1821 waren 
gerichtfiche Klagen wider ben Staatsanwalt wegen Rechtsverletzungen Sei⸗ 
tens der Negierungsgewalt in Ausübung der Staatöhoheitsrechte- üblich, 
jobald durch folche in die Privatrechte der Unterthanen eingegriffen wurde. 
&teihwohl Tonnten foldye Klagen nur im jehr be Oranttem aaße 
Geltung kommen, |o lange die le bildung des öffentlichen 
Rechts gejepliche Beſtimmungen vermifien ließ, welche der Regierungs⸗ 
gewalt, den Unterthanen gegenüber, feite Grenzen anwieſen. Cine weit 
einflußreichere Stellung erbielten die Gerichte, ala durd die am 5. Ja⸗ 
nuar 1831 ertheilte Berfafjungsurfunde und mehrere den Grundſätzen 
derjelben. entiprechende Gejehe das öffentliche Recht Kurhefiend eine neue 
geſicherte Grundlage gewann, auf welcher die Nechtiprechung in Staats: 
tachen ſich entwideln konnte. Die Kurheifiiden Berichte erkannten jeht 
in allen Fällen, in denen das von der Regierungsgewalt vertretene öffent: 
liche Jutereſſe mit dem ——— der Untertbanen in Kolliſion 
gerieth, über die zwiichen beiden zu ziehende Grenzlinie, joweit eine joldye 
nad; Rechtsgründen erfennbar war. Denn nur die Rechtsfrage, mie 
weit dad Recht ber Verwaltung gehe, nahmen fie für * Entſcheidung 
in Anſpruch, ohne die Thätigkeit der Verwaltung innerhalb der Rechts⸗ 
grenzen ihrer Würdigung zu unterziehen. Auf den Schutz politiſcher 
Rechie haben die Kurheſſiſchen Gerichte ihre Rechtſprechung niemals 
andgedehnt, unter den ihrem Schutze anvertrauten Prinatrechten verftan- 
den fie aber auch die natürliche Freiheit der Perſon und des Eigenthum®, 
unberedhtigten Eingriffen ber Negterungsgewalt gegenüber. In ben 
wishtigften Beziehungen hatte man alſo eine Ned vechumg anf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechte. Dieje Freiheit des Rechtsweges wurde 
von allen Klaſſen der Bevölferung ald die größte Wohlthat empfanben.' 
Vorgänge, welche als bekannt vorandgefegt werden bürfen, veranlakten 
jedod die Regierung im Fahre 1851, zugleich mit Bejettigung der Vers 
fafjung von 1831 die Macht der Gerichte zu breden, die Ausübung 
der Staatöhcheitörechte dem Rechtswege zu .entziehn, und für bie Beurs 
teilung der Frage, ob eine Sache zum Gerichtöverfahren fich eigene, 
einen Kompetenzgerichtshof einzujehen, in’ welchem ber Einfluß der Ber 
waltung überwiegend war. Wenn hiernad für einen längeren Zeitraum 
das Verhältniß der Unterthanen zur Regierungögewalt wieder des gericht« 
lihen Schuges entbehrte, jo führte die Wiederherſtellung der V alfuns 
im Sabre 1862 mit dem älteren öffentlichen Rechtszuſtande die Recht⸗ 
ſprechung in Staatöjachen in ihrer früheren Reinheit zurüd. 

Die Berhältnifie in Naſſau Hannover find uns weniger 
befannt, wir dürfen jedoch annehmen, dab auch bie bertige Praris in 
Behandlung der Streitfragen auf dem Gebiete bes öffentlichen Rechts 
in mandyer yehung von ber Preußiſchen abweicht. Die Aufnahme 
aller dieſer Länder in den Preußiſchen Staatöverband pricht zunächft 
für eine Einheit ded üffentlihen Hechtözuftandes und für eine gleiche 
Behandlung der demjelben angebörigen Geſchäfte, denn ertban De ertcheint 
und anf die Dauer ein Zuftand, in welhem ber Unterthan der Regie⸗ 
rung gegenüber in einer Provinz einen Anſpruch auf Cchup von Rechten 
bat, welcher ihm in der andern Provinz verjagt wird. Für Schledwig- 
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Holftein würde mın die Behandlung nad Prenßiichem Geſetze 
bin ſchon einen Fortſchritt bezeichnen, dem Rechtsfinne der Kurden fen en 
würde diejelbe ſchwerlich genügen, und wenn wir, dem Obigen zufoige, 
nicht verkennen dürfen, dab auch in deu alten Provinzen bed —* 
Staats der mangelhafte Rechtsſchuß auf dem Gebiete des 3 
Rechts nad feiner Seite hin b high, daß die Bevötferung die Er⸗ 
weiterung des Rechtsweges, Die terung bie Einſchränkung defjelben 
anftrebt, und daß beiberjeits ‚mit Öränden gelämpft wied, in 
— und Irthum mit einander verſchmolzen ſind, ſo wird man bie 
Droge faum mehr umgeben können, ob nicht ber gegenwärtige Augen- 
geeignet je dad Verhältniß der Rechtäpflege zur Bermalkun, Sup 
—* Prinzipien zu ordnen. 
Die leitenden her tspunkte für bie otung diefer Frage wollen 
wir verjuden in Nachſtehendem anzubent 
Die Zeit iſt längit vorüber, in welcher dad — wi 
Regierenben und Regierten ein einjeitige® Gewaltverhältni 
die Unterthanen ſtehen der allgemeinen Rechtsanſicht —5*— in ge 
fürftlihen Gewalt ald Berechtigte. Fürft und —— ſtehen beide 
mit Rechten und Pflichten einander — nüber. Wenn auch der landes⸗ 
berrlihen Sowmveränität auteit e alle * der Staatsbür er in ihrer 
Eigen CR als Glieder der arob en Gemei e den Staat ‚übel: 
aus der Königlichen Gewalt herzuleiten ls f fe en fie doch, einmal 
gewährt, in ihrem Beitande weder dem Zuf fall noch der Willfür preis- 
gegeben werden. — ie ed eine Forderung der Ger hteit, daß 
8 Recht alle Verhältniſſe des öffentlichen Lebens beherrſcht, daß die 
Staatsgewalt in ihrer — als Regierung das Gebiet rer Wirk⸗ 
ſamleit eben fo gut durch Rechtsregeln begrenzt, wie die freie Sphäre 
er Bürger. Hierin zeigt fi der Gharakter des Staats als eines 
echtöftante. Im unjerem heutigen fonftitutionellen Stantöleben bewegt 
I ein Jeder auf einem zwiefachen Rechtsgebiete, entweder handelt e# 
um jeine Beziehungen zum Staate ald Glied beflelben, ober um 
Beziehungen, in welchen er nur ald Einzelner anderen Cingelnen egen- 
über jteht. Aus dem eriteren Berhältnifje entiteht das öffentliche 
aus dem zweiten dad Privatrecht. Das öffentliche Recht ift aber mic 
auf die Beziehungen des Staats zu jeinen Gliedern Gelhrintt baffe 
Verhältniß finden wir wieder in jeder Gemeinde, in jeder Korporation, 
aud in ber Kirche als einer vom Staate unterjchiedenen organifchen 
Verbindung. Hier hat ji, wenn wir den hiſtoriſchen Entwidelungs- 
—— — das öffentliche Recht ſogar früher ala im Staate aus⸗ 
et. Ueberall wo der einzelne Menſch für fich allein jeine ‚Suterefjen 
* unvollkommen befriedigen kann, iſt er auf Verbindungen mit Anderen 
—7 gewieſen, um durch vereinigte Kraft u erjepen, was ihm an Lei * 
Las ngteit ahoeht. Se end t ein Seammfintereffe, e, durch welches 
Geſammwille geſchaffe zu eflen Vertretung es eigener Lane 
bedarf. Zu biejen — dann. bie inzelnen in ein Verhältniß ber 
Unterorduumg, ſoweit dad Geſammtintereſſe es erfordert. Damit ift 
aber zugleich Die Möglichkeit einer Kolliſion zwiſchen dem Gejammt- 
intereffe und den individuellen Intereffen gegeben, wie eine ſolche zwifchen 
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den Einzelintereffen Mehrerer vorlommen Tann. In ber nämlichen 
Beife, wie nun bad Recht, um eimer Kollifion wilden den Einzel⸗ 
intereffen Mebrerer vorzubeugen die Grenze für die freie Thätigkeit des 
—ã in ihrer —— Beziehung zu einander beftimmt, fo _ 
ft ihm Die nämliche Aufgabe zur Vermeidung von Kollifionen 
uifchen dem Gejammtinterefje und den indivibnellen Jutereſſen, welche 
einer 7 en Verbindung ſich gegenüberſtehen. | 
Die Rechtsordnung, welche foldhergeftalt in jeder Gemeinde, ja in 
jeder Genoſſenſchaft ſich bildet, beftimmt das Maaß der Opfer, melde 
die Einzelnen der Geſammtheit darbringen follen, um bu biefe ihre 
Snterefien befriedigt zu fehen, dad Maaß ber alien, und 
die Ordnung gr Heritellung bes Geſammwillens. Eine Audichreitung 
der leitenden Organe in der einen oder anderen Beziehung würde eine 
Berlegung der öffentlichen Rechtsordnung barftellen, wogegen ein richter⸗ 
licher Schuh umentbehrlidh tft. Innerhalb ber durch diejelbe gezogenen 
Schranfen haben die be den Organe aber nad ihrem Ermeſſen in 
freier Thätigkeit die Zwede der Geſammtheit zu verwirklichen. Wie 
unter der H aft bed Rechts jeder forporative Verband, wenn auch 
unter der Auffidht des Staats, ein eigened innered Reben fahrt, ſo if 
auch der Staat jelbft berufen für fein inneres Leben eine gleiche Rechts⸗ 
—5 — erkennen. Die nenere Zeit hat mit der Entwickelung des 
Staats se auch bie rechtliche Stellung jebed Einzelnen und jeder 
organifchen Verbindung in diefer höheren Gemeinfchaft zu immer größerer 
Anerfennung gebradit. An die Stelle eines ſchwankenden Herkommens 
find überall Dertalbımgögefepe etreten, weldye als Grundlage bed öffent- 
lichen Rechts die Rechte und Pflichten beftimmen, mit denen das von 
den leitenden Organen vertretene Staatdganze den einzelten Gliedern 
egenüberftebt, und welche die Normen feitftellt, nach welchen fi im 
Ben und Ganzen die Ordnung immerhalb des Staatborganismus 
bewegt. Mit einer weiteren Ausführung der allgemeinen Grumdfähe, 
welche bie Berfaffungögejepe oufß tellt baben, ift die Öetepgebung in 
allen Eonftitutionellen Staaten beichäftigt. Sie wird und den gro en 
Gewinn einer auf immer feftere Normen zurüdgeführten Verwaltungs» 
prarid bringen und damit das Öffentliche Necht einem höheren &rade 
von Vollkommenheit entgeyenführen. 
Sp wichtig aber auch die fortfchreitende Ausbildung des öffentlichen 
Rechts ift, fo bedarf es Doch daneben geeigneter Cimihtungen um die 
Anwendung ber Rechtöregel im einzelnen Falle zu verbürgen und ihre 
Herrſchaft gegen einfeitige Intereffen ficher zu ftellen. Die Befeiebigung 
Diefed Bedürmiffes kann der Staat mur in ſich felbft ſuchen, ba über 
ihn feine höhere Macht geftellt tft. Für die Zaftoren der ben ann 
tebt es freilich nur fittlihe Schranken, beagtei en für den hoͤchſten 
ichterſpruch, als lebte formale Quellen des t8 bilden @ejeb und 
Richteripruch gewiſſermaßen bad Recht ſelbſt, umd Tönnen nicht wiederum 
einem höheren Rechte bemeffen und mitteljt eines höheren Richter 
ſpruchs geprüft werben. Aber wie der Staat im Privatrecht und Straf 
recht dem Eingelnen und der Gefellichaft durch feine &erichte geeigneten 
Rechtsſchutz gewährt, jo Tann er auch auf dem Gebiete bes öffentlichen 
Zeitfchr. f. Geſetzgebung u. Mechtöpflege. L 16 
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Rechts eine Rechtſprechung zulafien, wo bie Rechtöfphäre der Regie: 
Bgewalt mit der der Gehege in Kolliſion tritt. Sobald die 
Regierungsgewalt eine obieltive Rechtsordnung über ſich anertennt, und 
welche Staatöregierung würde dad heutzutage prinzipiell läugnen wollen, 
fo wird ihr Berlangen über bie Rechtsgrenze ber eigenen Wirkſamfeit 
im beftrittenen 4 e eng enticheiden zu wollen, ber inneren Be 
rechtigung entbehren. in ſolches Verlangen würde dem eines rechtlich 
efinnten Mannes gleichen, welder auch nur innerhalb bed Rechts 
ndeln beftrebt ift, und jede zur Befriedigung jeined Intereſſes beab- 
ichtigte Handlung vor deren Ausführung auch bezüglid ihrer Redt: 
mäßigleit prüfen wird. Niemand wird darımı behaupten wollen, daß 
Dieje Peifung eine richterliche fet, und fu kann auch bie —5 
da fie vom Standpunkte ihres Intereſſes aus prüft, nicht zugleich a 
BDertreterin der objektiven Rechtsordnung auftreten. Nur die Ge⸗ 
richte ift dad Prinzip ihrer Thätigkeit allein die Verwirklichung bei 
Rechts, während für die Verwaltungsbehörden wie für den Einzelnen 
das Prinzip ber Thätigkeit außerhalb des Rechts liegt, wenn fie gleih 
dad Recht als Schranke zu beachten haben. Wie der Einzelne zur Fir: 
derung feines individuellen Wohle, jo handelt die Regierung zur Förde 
rung des Gemeinwohld; werden Dabei von ber einen oder anderen Seite 
widerrechtliche Eingriffe behauptet, und wird das Recht als die über 
dem geſammten Staatsorganismus ſtehende geiſtige Macht als Vermin— 
lerin angerufen, fo kann nur dem Gericht als dem dabei völlig unbe 
theiligten Organe in feiner Selbftitändigfeit und Unabhängigleit bie 
deitftelung ber Rechtögrenze im gegebenen Falle überlafjew werden. E⸗— 
ift daher much eine fdhiefe Xuffaffung, den beftrittenen Fall als einen 
Konfliit zwiſchen Juſtiz und Verwaltung darzuftellen, während ber 
Konflikt doch nur zwiſchen den entgegenftehenden Intereffen der Regierung 
und des Einzelnen obwaltet. Hätte man fich diefer Einſicht nigt ver 
hlofjen, fo würde man ſchwerlich jemald auf den Gedanken gelommen 
ein, eine Behörde einzufegen, der eine Bermittelung zwifchen Gemein⸗ 


wohl und Gerechtigfeit obliegen foll (Gerichtöhof zur Entfcheidung von 


Kompetenztonflilten) und welcher damit eine Aufgabe zugewieſen worden 
ift, melde zu löfen außer dem Bereihe der Möglichkeit liegt, da Ge⸗ 
meinwohl und tigkeit gar feine Gegenſätze find, welche der Ber 
mittelung bedürfen, fondern nur — tandpunkte der Beurthei 
lung ein und des naͤmlichen Lebensverhaltnifſes, ein fubjektiver Stanbpuaft 
und ein objeltiver, jener vertreten durch die Verwaltung, dieſer dunh 
das Gericht. So lange freilich Rechtiprehung umd Verwaltung in der 
Hand des Regenten, oder der nämlichen von ihm eingefeßten hörben 
vereinigt find, kann wicht ein und diefelbe phyſiſche Perjon, welche über 
ibre Derechtigung zu einer Handlung bereit3 vom [ubjettinen Stand⸗ 
punkte der von — vertretenen Intereſſen ſich entſchieden hat, nochmalt 
vom. objeltiven Standpunkte des Rechts drüber urtheilen, wenn 

nad) dem Deine ber Arheitötheilung die Trennung ber Zut ven 
ber Verwaltung ſich vollzogen hat, fo ift damit auch die Mig uhfet 
egeben, bie Verwaltung jelbft einer Rechtſprechung zu unterziehen. 
aß dies bisher in jo unvolllommenem Maabe gefihehen, hat nur in 
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der mangelhaften Anerkennung bes öffentlichen Rechts feinen Grund. 
Man verlannte bie objeltine Natur bes Rechts und ſah in demfelben 
nur eine fubjeltive Schranfe für die Regierungsgewalt, deren Innehaltung 
ihrem Ermeſſen anheimfiel. Sonſt hatte man nicht dazu kommen Eön- 
nen, die höheren Berwaltungsbehörden (Regierungen) als Gerichtähöfe 
des öffentlichen Rechts zu bezeichnen. Selbſt größere äußere Unabhängig: 
feit, vermehrte innere Selbititändigfeit, und ein in fefteren Sormen ſich 
bewegender Geſchäftsgang, Erforderniffe von zweifelhaften Werthe für 
reine Berwaltungsbehörden, würde jene B nung nicht rechtfertigen, 
da diejelben doc, Emmer Richter in eigener e bleiben würden. Bor 
dem Gebanten, daß der Unterthan auch feiner Obrigkeit gegenüber Rechte 
babe, ift nur ein Schritt zu der Anforderung, daß diefe Rechte auch des 
richterlichen Schubes würdig jeten, und je bäufiger in einzelnen Yällen 
biefer Anforderung im praftifchen Leben nothgedrungen entiprochen wird, 
um jo mäher liegt ed, biejelben auf allgemeine Drinzipten zurückzu⸗ 


ren. 
Dieſe Andeutungen mögen genügen, um die Rechtſprechung auf 
dem Gebiete des öffentlichen —* ale eine Forderung der Ger Unter 
als eine weſentliche Bedingung des Rechtäftaate — 5 — deſſen 
wirklichung nicht ſo Icpt von dem Maabe der poli Eu als von dem 
Rechtsſchutze der individuellen und bürgerlichen Freiheit ebbängig it 9), 
Det * Pecrafnhär die Frag en et ihrer af bie F And 
ürgerlichen töfphäre zu fchügen, weilt denn auch auf Die einzelnen 
Perhältniffe des öffentlichen Rechts hin, welche des ——— Schutzes 
vornehmlich bedürfen. 
ie Anſprüche des Staats wie der demſelben untergeordneten ug. 
niichen Verbindungen, der Gemeinde, der Korporation gegen die Ein⸗ 
Inen als Glieder derfelben auf pofitive Leiftungen unterliegen ‚überall 
r gejeplihen Regelung. So weit dies ber Fall, ift eine Rechtſprechung 
geboten, möge diere Leiſtung nun in der Steuerpflicht, in ber. Militärs 
pflicht, in der Armenlaft, in der Einquartierungslaſt, in der Waffer 
oder Wegebaupflicht beitehen. Im geringerem Maaße wird ber Rechts⸗ 
ſchutz möglich jein, wo der Staat aus überwiegenden Gründen des 
öffentlichen ob die Abtretung von Eigenthum verlangt. Sy lange 
das Gejeg nicht beitimmte Arten Öffentlicher Zwecke bezeichnet, für mel 
expropriirt werden kann, wird die Verwaltung freie Hand haben bis zu 
der äußerften Grenze hin, wo die von ihr verfolgten Zwecke mit dem 
öffentlichen Wohle gar nichts mehr gemein haben, und nur in 2 
der Entſchädigungspflicht einer Reh prechung unterliegen. Auch dieſe 
eeffixt, wenn der Staat ſich in Ausübung des Staatsnothrechts befindet, 
im Zuftande ber Abwehr einer unmittelbar drohenden gemeinen Gefahr, 
bei Feuers⸗- und Wafjernoth, bei Viehjeuchen und anitedenden Krank— 
heiten, beögleichen bei Abmwendung einer Kriegögefahr oder wenn aud) 


3) (Eine weitere Audfübrung, bieier Anficht findet ih in der ſchon nben citirten 
Schrift: „Der Rechtsſtaat von Bähr“ Kaffel und Göttingen. 1864, auch Gnetft 
in feinem Werke: „Das Engliſche Verfaſſungs- und Berwaltungdrecht” vertritt den 
nämlichen Gedanken. i6⸗ 


248 E. v. Stemann: Ueber die Einfekung eines 


abgejehen vom Nothrecht befondere Geſetze zur unentgeltlihen Hergabe 
von Privateigenthum, oder zu einer anderen Beichränfung bernft ten. 
Die Cinf&räntungen der natürlichen Freiheit, um deren Mißbrauch 
zu ee och —X unferem ae ad Deferer Ali ben immer 
mehr auf geſetzli egeln zurüdgeführt. Aus diejer gefepli tenzten 
Kreiheit enifteben die fogenannten Grundrechte, welche dem Sub binrerm 
auf dem Staatögebiete zur Entwidelung feiner Individualität Den 
wtbigen Raum gewähren follen. Es gehören dahin die Freiheit in Der 
Wahl ded Aufenthaltes und der Niederlaffung, die Freiheit der Aus⸗ 
wanderung, freie Religionsäbung, Preßfreiheit, Vereins- und Verſamm⸗ 
lungsrecht, da8 Hausrecht, das Recht gegen willtürlihe Verhaftungen, 
die Freiheit des Berufs und Erwerbed, dad Recht auf Benupung aller 
Öffentlichen Anftalten, Wege und Flüſſe. Wie weit oder wie enge diefe 
Grenzen zu ziehen, iſt jelbftverftändlid eine Frage, die und hier nicht 
tt. Wir ftellen nur die nforberung, daß da, wo einmal eine 
Nechtögrenze zwifchen dem freien Gebiete der Verwaltung und dem Des 
Individuums — iſt, der richterliche Schutz nicht verjagt werde. Die 
— der Gegenwart begründen denn auch keineswegs die Beſorgniß, 
daß die in jedem geordneten Staatsweſen unentbehrliche Polizeigewalt 
auf dem ihr zufallenden Gebiete zu ſehr beſchränkt werde. Ein Blick 
auf die Geſetze, welche jene Freiheiten regeln, überzeugt und vielmehr, 
dag dem freien polizeilichen ande ein weiter Spielraum gelaflen, 
und bie Zahl der Fälle verhältnißmäßig geringe tft, melde ſich ohne 
Weiteres unier eine Rechtsregel ſubſumiren Iaffen. Mo foldies aber 
der Fall, da iſt fie augenfcheinlich gegeben, um eine Mißanwendung 
obrigfettlicher Gewalt zu verhüten, ſie wird aber nur dann die Ber- 
ſuchung dazu überwinden, wenn die Frage ihrer Beachtung richterlicher 
Kognition unterliegt. Wir wollen zwar nirgends eine wiſſentliche Ueber⸗ 
tretung der Rechtöregel fupponiren. Wie im Privatrecht fo gehört au 
im öffentlichen Recht dieſer Fall zu den jelteneren. Unterjcheibet fi 
doch eben bad Civilunrecht von bem abjoluten Unrecht mit dem wir es im 
Strafreht zu thun 7*— dadurch, daß jeder Theil in ſeinem Rechte zu 
fein behauptet. Daß ſolche einander wiberſprechende Behauptungen auf- 
x ellt werden Tönnen, liegt in ber Natur ber techtöregel, in ber Moͤg⸗ 
ichkeit ihrer verfchtedenen Deutung, welche jeder Theil in feinem Intereffe 
ausbeutet. In unjerem von Parteimeinungen und Partetbeftrebungen 
bewegten jenen Leben tft ed aber gerade auf dem polizetlichen de 
biete von befonderer Wichtigleit die Auslegung der Gefepe, d. b. die 
nähere Beſtimmung ihres Inhalts in der Hand unabhängiger Gerichte 
zu wiffen. Daß es bei ber igen Subſumtion der Thatſachen 
unter das Geſetz häufig auf techniſche Fragen ankommt, kann die Be 
urtheilung vom —8— Standpunkte nicht u den Die Ent- 
ſcheidung der techniſchen Frage bildet hier, wie aud jo häufig in privat- 
rechtlichen Streitigfeiten, eine Borfrage, welche nur unter Zuziehung von 
Sadverftändigen gelöft werden kann. Größere Schwierigkeiten machen 
jene Begriffe, welde vom Rechtsſtandpunkte allein ich niet beurtheilen 
len, vielmehr zunächſt auf einer Beurtheilung bonkreter Lebensverhält⸗ 
nifje beruhen, fo daß durch Aufftellung foldher Begriffe die Thätigkeit 
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ber Berwaltungdbehörden nicht hat befchränkt, fondern nur beftimmt 
werden follen. Hier wird der Richter den von der Verwaltung näher 
beftimmten Begriff feiner rechtlichen Beurtheilung zum Grunde zu legen 
haben, wie denn auch die Fälle einer Unficherheit der Rechtönorm alle 
mal der Regierungsgewalt zu Gute fommen wird, deren poſitive Thätig- 
keit nach den Rüdjichten der Zweckmäßigkeit mur in einer feiten Rechts⸗ 
norm ihre Schranfe finden kann. Der Verwaltung gegemüber bürfen 
die Gerichte fi) nur negativ verhalten, fie koͤnnen niemals ausfprechen 
was da hätte geichehen, fondern nur was da hätte unterbleiben follen. Ihre 
Enticheidun beihräntt ich auf die reine Rechtsfrage, ob die Verwaltung 
die ihrem freien Ermeſſen gejepte Rechts enge überfchritten hat oder 
nicht. Wollte die Verwaltung auch in Dieter Beziehung das richterliche 
Urtheil nicht anerfennen, fo wilde fie ihrem eigenen Grundjage untren 
werden, daß ſie in Begrenzung ihrer Thätigkeit unter dem Rechte ſtehe. 

Am ſchwierigſten wird zur Zeit noch auf dem Gebiete der ſtaat⸗ 
lichen dberauffig über Gemeinden, Genoſſenſchaften und öffentliche 
Anftalten eine Rechtſprechung berzuftellen fein. Da wir ed bier mit 
einem dem Staate untergeordneten Organismus zu tun ,‚ ber 
neben feiner perfönlichen Rechtsſphäre, welche er mit jedem Untertanen 
theilt, auch einen eigenen Verwaltungsbereich vertritt, in welchem feine 
öffentlichen Intereſſen mit denen des Staatd in Widerfpruch treten 
tönnen, fo it dad Bedürfniß einer Feſtſtellung der Nechtögrenze zwiſchen 
dem öffentlihen Recht dieſer organifchen Berbindimg der Gemeinbe, ber 
Korporation und dem des Staatd allerdings vorhanden. Die Befriedi⸗ 
gung dieſes Bedürfniſſes wird aber noch vielfach an der allgemeinen, 
unbeftimmten und ſchwankenden Natur ded Aufſichtsrechts ſcheitern. Erſt 
wenn für das innere Leben diefer Körperjchaften ein größeres Maaß 
von GSelbitftändigfeit und Freiheit allgemeine Anerkennung gefunden 
und damit berechtigten Zeitbeftrebungen entiprochen worden, werden 6 
auch bier feite Rechtönormen bilden, deren Innehaltung umter den Schub 
der Gerichte geftellt werden kann. 

Dapeyen dürfte ſchon jet die civibrechtliche und ftrafrechtliche Ver⸗ 
antivortlichleit der Verwaltungsbeamten in vollem Umfange durchzuführen, 
die Disziplinargewalt aber darin zu beichränfen fein, daß nicht mehr Die 
vorgejebte Behörde, jundern nur noch der Rühter auf an aud 
dem Amte zu erfennen hat. Als die Preußiſche Verfaſſung beſtimmte, daß 
die gerichtliche Verfolgung der Beamten niemald an die Genehmigung 
der vorgejegten Dienjtbehörde geknüpft werden dürfe, wurde wohl nicht 
daran gedacht, daß wenige Jahre fpäter Durch das ſogenannte Konfliltö- 
gejeb der Verwaltung ein überwiegender inftub auf die Rd dung 
der Frage eingeräumt werden follte, ob eine Verfolgung im Rechtswege 
einzutreten habe oder nicht. Dieſe Tendenz einer fpäteren Gejeßgebung 
widerfpricht dem Weſen des Nechtöftantd. Die Gewalt, welche dad Amt 
verleiht, ift nur dann mit der allgemeinen Rechtsſicherheit vereinbar, 
wenn fie mit rechtlicher Berantwortlichkeit verbunden iſt. Alle freien 
Verfaſſungen des Alterthums und der Neuzeit haben hierin die ficherfte 
Bürgſchaft des ffentlichen Nechtözuftandes gefunden, und Die dauernde 
Schmälerung bieter Bürgfchaft wird ald ein Zeichen bed Berfalld der 
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Berfaffung betrachtet. Den civilrechtlihen Schup Tönen die Ge 
richte in vollem Umfange gewähren, weil beim Mißbrauch der Amtsge 
. walt jeded Mal ein Einzelner in feinem Rechte verlet fein wird, und 
deshalb auch ald Kläger vor den Gerichten auftreten Tann. Etwas 
anderd geftaltet fi) die Sache in Anſehung des ftrafrechtlichen Schutzes, 
feitdem das Anflagerecht außjchliegli in die Hand der Staattummalt- 
ſchaft gelegt if. So übertrieben auch vielfach Die Dieramd bergeleiteten 
Vorwürfe find, fo läßt ſich doch nicht ganz in Abrede ftellen, daß unter 
Umftänden die Gefahr einer Dartenahme für das Beamtentkum von 
Seiten der Staatöregierung vorhanden jein Tann, nur fönnen wir bie 
daraud bergeleitete —— nicht anerkennen, daß zur Vermei⸗ 
dung einer derartigen Gefahr die Sulaffung einer jubftdiaren Privat: 
autlade das geeignete Mittel der Abhülfe gewähre, denn biele würde 
die Verlegung von Privatrechten vorausſetzen, aus denen dad Recht auf 
alien, ſich ergäbe, eine Auffaffung welche mit dem ber reiferen 
Staatlichen Entwidelung entiprechenden Prinzip der Staatsauklage unver: 
einbar ift. Der Beſorgniß vor einem mipbräuchlichen Regierungsein⸗ 
fluſſe, durch welden von höchiter Bermaltungäftelle der Staatdanwalt 
beitimmt würde, in eimer zur Berfolgumg geeigneten Cache nicht eine 
reiten, muß Daher mit anderen Mitteln entjegengetreten werden. 
erlegung liegt hier auf einem ganz anderen Gebiete ald dem ber Ein⸗ 
zelvechte, ed handelt ſich in ſolchem Falle um eine Verlegung des Stunt 
gen en Seitens der Regierungsgewalt durch Nicht: Wahrung der beftehenden 
2* — .Wie auch in anderer Beziehung die Regierungsgewal 
Richtbelölgun von Deleben, welche im Intereffe der allgemeinen 
Staatdorduung gegeben find, das Staatsganze verlegen Tann, ohne damit 
die Rechte Einzelner zu berühren, jo fann dies “ug mit Bezug auf die 
Rechtsordnung gefchehen. In allen diejen Fällen fann. dem Einzelnen 
fein Klagrecht gegeben werden. Die nöthigen Einrichtungen für den 
Dec eſtehen bier zumäihit in der freien Delle und wo bieje feine 
penigen e Abhülfe gewährt, ift die Landesvertretung das geeignete Organ, 
im Beſchwerdewege bie verlehtert Rechte des Stantöganzen zu vertreten, 
‚ mm im äußeriten Falle, wo bei ſchulbhaftem Verfaſſungsbruche die Vor⸗ 
ausſetzungen ber Minifteranklage vorliegen, wird wieder auf Anrufen der 
Eandeövertretung ein richterliches Organ für Die Entjcheidung zır beftellen 
jein. Aus gleichem Grunde würden wir aud) die politifhen Rechte im 
engeren Sinne, die Antheilörechte an der ftaatlihen Herrſchaft, mögen 
fie einzelnen Perſonen, oder einer ganzen Kaffe von Staatsangehörigen 
gultehen, wie die politischen Wahl- und Stimmrechte, das Hecht auf da? 
t (von beffen inkünften abgefeben), von ber richterlichen Kompetenz 
ausſchliefzen. Diefe Rechte hat der Einzelne nicht um jeiner felbft, ſondern 
nur um des Staates willen, und eine Verletzung derjelben trifft weniger 
ſeine Perſon als das Staatsganze, möge nun die Ausübnng dieſer 
Rechte rechtswidrig verſagt, oder bie Theilnahme Unberechtigter zugeftan⸗ 
den werden. 
. Du diefe Betrachtung gewinnen wir ein feſtes Gebiet für 
die richterliche Entſcheidung der Streitwerhältniffe des Iffentlichen Rechts. 
ed jeien nun Einzelne, Körperfdhaften oder der Staat dabei betheiligt 
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Die Gerichte follen Die perſoͤnliche Rechtöfphäre der Unterthanen, dieſe 
aber auch in vollem Umfange gegen Rechtöverlegungen der Verwaltung 
Ichügen. Man kann dies uch jo ausdrüden, daß der Nechtöweg nur zum 
Schutze von Privatrechten ftattfinden fol, nur darf man babei nicht 
an Rechte denen, die auf einem anderen Gebiete ald dem des äffent- 
lichen Rechts entitanden find, in dem bier gebraudten Sinne bilden die 
Privatrechte nur den Gegenfab zu den politifchen Rechten und begrenzen 
die natürliche Freiheit der Perfon und des Eigenthums der Regierungs- 
ine [olde Neötfpregung ha Ihre Bebentung in 
ine e prechung hat zwar weniger ihre 
der gerichtlichen nk als in der fittlichen Autorität, welche 
die Kefftellung des konkreten Rechts durch die Vertreter der objektiven 
Rechtsordnung übt, es ift dies aber eine Autorität, der aud die m Ltigfte 
Regierung fih auf die Dauer nicht wird entziehen können. mal 
anerfannt, bildet fie allmälig eine feite Nechtöpraris, welde jede gefähr- 
liche Billtür der Verwaltung verhindert, die allgemeine Re dere 
erhöht, und den Sinn für Gefeplichkeit befeftigt. Dazu wird ſchon die 
bloge Möglichkeit der mgehinberien PBetretung des Rechtsweges beis 
tragen. Der Verwaltung aber wird durch diefe Einrichtung eine Fülle 
des Vertrauens zugeführt, und mit der Steigerung Diefed Vertrauens 
wird in gleihem Maaße die wirkliche Anrufung ber Gerichte abnehmen. 
Aber nicht blos dem Staatsbürger, auch der Verwaltung, wiewohl fie 
gut Durchführung ihrer Anordnungen der gerichtlichen Hülfe nicht bedarf, 
ann unter Umftänden wohl daran aelegen fein, ehe fie jelbftthätig vor» 
jchreitet, fich ihres beftrittenen Rechts zu vergewillern, und zu diefem 
Zwede einen gerichtlichen Ausſpruch zu verlangen. Andererjeitd d 
durch Betretang des Rechtsweges gegen die Verwaltung der geregelte 
Gang der Verwaltung nicht aufgehalten, und ber einftweilige Vollzug 
der obrigfeitlihen Anordnung burd) Die gerichtliche Geltendmachung des 
Klagrechts nur dann fiftirt werden, wenn die Verwaltung damit einver⸗ 
ftanden ift. Bon diefer allgemein gültigen Regel find mır die fisfalifchen 
Streitigkeiten auözunehmen, weil fie auf dem Gebiete des Privatrecht 
entftanden find. Auf diefem Gebiete iſt auch der Staat verp * 
der einfeitigen Durchführung feiner Anſprüche vor deren gerichtlicher 
Anerkennung ſich zu enthalten. Um endlich der parteilichen Streitſucht 
keinen Vorſchub zu leiſten, würden wir es vollkommen angemeſſen finden, 
wenn vor Ausübung des gerichtlichen Klagrechts allemal dem Einzelnen 
zur Bedingung gemacht würde, im Verwaltungswege Abhülfe ſeiner 
Beſchwerde zu verſuchen, und erſt vor Anrufung der —* iſterialentſchei⸗ 
dung deiſchen dieſer und der Betretung des Rechtsweges wäblen. 
Eine Hebertragung ber Rechtipredjung auf die gewöhnlichen Gerichte 
in dem bezeichneten Umfange würde aber bei der Stellung, welde is 
unferem heutigen Staatsleben diefelben zur Verwaltung einnehmen, nicht 
nur ſchwer zu erlangen, fondern auch in mancher Hinficht mißlich fein. 
Die Ausbildung unferer Nichter im Hinblid auf den bisher nur enge 
gegogenen Kreid des Nichteramts, ihre tägliche —— mit dem 
ermoͤgensrecht und Strafrecht giebt nicht die noͤthigen Kenntniſſe, Ans 
ſchauungen und Grfahrungen, welche bie unbefangene Beurtheilung oͤffent⸗ 
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lich rechtlicher Verhältniſſe erfordert. Es wäre vielmehr zu beſorgen, 
bar das Verwaltungsrecht von den Givilgerichten in ciwiliftifcher He 
ehandhabt werden würde, und ein don im Privatrecht beklagensweriher 
ormalismus auch das öffentliche Hecht Beeren werde. Die auf 
Itantörechtlicher, —3 und wirthſchaftlicher Vorbildung nicht minder 
wie auf civiliſtiſcher Kenntniß beruhende Qualifikation, durch e daß 
unerläßliche Vertrauen, auch der Regierungsgewalt zu einer ſolchen Recht⸗ 
ſprechung bedingt iſ läßt 5 nur in Gerichten vereinigen, welde aus 
chließlih berufen jind, auf dem Gebiete bes öffentlichen Rechts Recht 
u ſprechen, am beiten offenbar, wenn für dad geſammte Gebiet der 
Monarchie nur Einem Gerichtöhofe die große Xufgabe der %ortbild 
des öffentlichen Rechts anvertraut würde. Unſeres Erachtens würde dabınd 
auch dem Soatiſhen Bedürfniſſe ausreichend entſprochen werden. 

Im Großherzogthum Baden hat man zwar jet einigen Jahren . 
neben einem Verwa tungögerichtähofe für das ganze Land, auch in erſter 
Saftang ſchon fogenannte Gerichtshoͤfe für das al Recht eingeführt. 
As folche fungiren die Bezirföräthe ımter den Vorſitze des Bezirkäbe 
amten. Sieht man jedoch näher auf ihre Zufammenjegung, fo läßt die 
Bereinigung bürgerlicher Elemente mit demjenigen Beamten, der rege: 
mäßig die Derwaltung führt, faum erwarten, dab hier anderd als nad 
Berwaltungsmarimen entfchieden wird. Dem bürgerlichen Elemente fehlt 
die nöthige Kenntniß und Selbititändigfeit dem Verwaltungsbeamten 
gegenüber, defjen vorwiegender Einfluß tegelmäßig den Aus ue geben 
wird, bei dem die Bedingungen der Rechtſprechung aber ebenfalls ver⸗ 
mißt werden. Das in prozeſſualiſchen Formen ſich bewegende Verfahren 
wird danach meiftens nur auf eine wiederholte, wenn auch gründlichere 
Prüfung der Sache durch den nämlidhen Beamten binauslaufen, der 
ſchon im Berwaltungäwege entichieden hat. Die objektiven Garantıem 
der Rechtiprechung beginnen daher erft mit der Rekursinſtanz vor dem 

Berwalbinggerichtähofe Die Einrichtung deijelben kann in mehrfacher 
Hinſicht zum Borbilde dienen, infonderheit enthält das Verfahren vor 
demjelben viele empfehlenswerthe Elemente. 

“ Die Einfegung eines Gerichtshofes für die Streitigkeiten des öffent 
fichen Rechts wird die zu fo vielfachen Kollifionen Anlaß gebende Miſchung 
von oͤffenilichem umd Privatrecht, und die Verbindung beider in ben 
Civilgerichten ein für allemal befeitigen. Je jorgfältiger die Durchfüh⸗ 
rung dieſer Unter] eibung beachtet wird, um jo mehr wird das Der 
trauen in bie geeignete Wirkſamkeit beider Inftitutionen zunehmen, went 
nur ber Gerichtöhof für öffentliches Hecht innerhalb der Grenzen feinet 
Zuftändigfeit eben jo unabhängig urtheilt wie jedes andere bürgerliche 
Gericht, feiner anderen Autorität als der ber Geſete unterworfen ift und 
allein über feine eigene Zuftändigfeit entjeheiet, Ein befonderer Ge⸗ 
rg zur u lgelbung von Kompetenzkonflikten ift Daneben entbebr: 
lich. Bet ber I en Sonderung wilden dem Privatrecht mi an 
— des Strafrecht und dem öffentlichen Rechte werden bie Fälle 
aum vorkommen Eönnen, in denen es zwilchen den gewö ale Civil⸗ 
gerichten und den ee nahe hören ftrettig ift, ob eine ‚eine 
reine Berwaltungsfadhe ift, vielmehr wird es nur noch fraglich erſcheinen, 
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e die Ieter ere Eigenſchaft beimohnt, oder ob fie als eine 
Streitiade I öffentlichen Rechts ſich darſtellt, worüber der —— — 
für öffentliches jr zu eutſcheiden A. Sollte bei biefer Prüfung 
einmal ergeben, daß die Sache zur Kompetenz der bürgerlichen Gerichte 
höre, Je o würde gegen eine Verweiſung an bieje wohh nichts zu erinnern 
ein. erſeits iſt —* befürchten en, zumal t bei einer 
Konzentration ber öffentli —— in i Behoͤrde, an die 
im Weſen des Richteramtd liegende hängigfeit von dem Em Ginttufie 
der Stantöregierung einen tendenziöjen Widerſpruchsgeiſt egen, dieſe 
erzeugen werde. Nur wird dafür zu ſorgen ſein, daß beſondere Vertreter 
des Staatsintereſſes mit dieſem Gerichtshofe in fortdauernder Verbindung 
bleiben, ſo daß jeder vorlommende Fall Gelegenheit zum gegenſeitigen 
Meinumgsanstaufc giebt. Sollte eine Ausgleihun im einzelnen Falle 
nicht Air fa jein, fo wird biefe Erfahrung —31 t immer darauf füh⸗ 
ren, daß der Fehler in der zweifelhaften Faſſung des Geſetzes liegt, und 
jo eine Nachhülfe im Wege der Geſetzgebung indicirt fein 
Die B gung g des —* tshofes muß der Krone als der allei 
—* erin der Juſtizhoheit Eberle fen bleiben, die Bedingungen aber 
ulaffung zu dieſem wichtigjten Richteramte bedürfen ve dere 
Firirung, bamit nur die ausgezeichnetiten Rechtögelehrten, weiche li 
in einer längeren Berwaltungsprarid ihre Ausbildung erlangt haben, 
Zutritt erlangen. ine ber koͤniglichen Berufung vorhergehende Be 
rathung im geiummten Staatöminijterium dürfte wejeniti dazu beis 
tragen, dad Vertrauen in die emannte Perjönlichfeit zu erhöhen, und 
ben Verdacht zu entfernen, daß bie politiſche —* eines einzelnen 
Minifters auf die Ernennung Einfluß geäußert habe. Die Ernennung 
auf Lebenszeit und eine in jeder Beziehung geſicherte amtliche Stellung 
werden die Selbitftändigfeit des Ernannten verbürgen. Die dienſtliche 
Auffiht über die Mitglieder des Gerichtöhofes gebührt nur dem Juftiz- 
miniſter. Die Dertpetlung der Mitglieder in die einzelnen Senate wirb 
dem Präfidenten obli iegen,. bie Zuziehung von Erſatzrichtern ald außer 
erbentti en Mitgliedern aber zu unterfagen fein. Das Verfahren in 
treitigfeiten des öffentlichen Rechts muB fo geordnet werden, daß es 
ber —— volle Gewähr dafür giebt, daß ihre Rechte und Intereſſen 
Zſtandig erörtert und u —* und mit inficht gewürdigt werben. 
Wie die Rechtspflege überhaupt, fo kann auch biejer wi Kg hr FH 
berjelben nur im Lichte der Deffentlichleit und nur bei führung 
ber Münbdlichfeit recht gedeihen und das nöthige Vertrauen — Den 
Parteien iſt volles Gehör zu gewähren, auch deren Vertretung durch 
Anwälte guäulalien. Die 9nhörung eines Vertreters des Staatsintere den 
ben ber betreffende Dinifter qu Kr; eichnen Ei wird auch in fol 
Fällen nöthig IF in denen taat nicht unmittelbar ald Partei 
auftritt. Dad Dertahren muß in höherem Maaße wie im geltenden 
Civilprozeſſe —* zielen, das den Parteien wirklich zuſtehende Recht 
— * das richterliche Urtel zur Anerkennung zu bringen, daher iſt der 
reßgan jo ed daß das formelle Reit dem materiellen dt 
achtheil gereiche, daß muthwillige droge führer feine Nachſicht 
Eden, und vab d der richterlichen Leitung und dem — Ermeſſen 
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nicht zu enge Grenzen gefept werden. In Baden tft das Berfahre 
durch eine Regierungsverordnung näher geregelt worben, weldye im Ganzen 
auf angemeljenen Prinzipien beruht. Sp darf dad Verwaltungegericht 
über den zur Enticheidung vor daſſelbe gebrachten Gegenftand umd übe 
den Kreis der in den Verhandlungen vertretenen Parteien nicht binand- 
geben, iſt aber im Uebrigen an die Parteienanträge nicht gebunden. Die 

erwaltungöbehörde kann auch richterliche Entſcheidung begehren, wenn 
ihre Anfprüche zwar nicht beftritten find, ihre aber rechtlich zweifelhaft 
ericheinen. Streitigkeiten des öffentlichen Rechts, weldye eine Borft 
ür die Entſcheidung einer vor den Givilgeridhten anhängigen —— 
ache bilden, I auch dann vom Berwaltungägerichte zu enticheiden, 
wenn die Entſcheidung zu feinem anderen Zwede nachgeſucht wird, ald 
um biejelbe bei dem bürgerlichen Gerichte zur Vorlage zu bringen. Die 
Thatſachen, welche für die Entjcheidung erheblich find, bat das Verwal⸗ 
tungägericht auch von Antöwegen zu erforfchen und feftzuftellen, und die 
deöfälligen Beweife zu erheben. Dad unentichuldigte Ausbleiben eine 
Partei hindert weder die Verhandlung, noch die Abgabe der Entſcheidung 
nad dem Ergebniffe derfelben. Die Erkenntniſſe müffen mit Enjſchei⸗ 
dungdgründen verjehen werden. Die fo geftaltete Einrichtung einer 
bejonderen Rechtöpflege für das öffentliche Recht im Großherzogtium 
Baden bat neuerdings auch in Batern Veramlafjung gegeben, auf bie 
Einführung diefer Inftitution Bedacht zu nehmen. & n wir und 
in der richterlichen Begrenzung des Berwaltungsrechtd von den füddeuticen 
Staaten überflügeln laſſen! Sch meine dab bie wohlthätigen Folgen, 
welche England der Durchführung diefed Grumbdjahes ſeit Sabrbunberen 
verdankt, auch und überzeugen follten, daß unfer Verfaffungsleben auf 
feiner fichereren Grundlage beruhen, und dab die Autorität der Megierum 
feinen felteren Stützpunkt finden kann als in der freien Bulaffung da 
wohlgesthneten Rechtſprechung auf dem Gebiete des öffentlichen Recht. 
Auf eine unmittelbare Webertragung frembdländifcher Inftitutionen fommt 
ed dabei nicht an, allein die leitenden Gedanken, welche den Inftitutionen 
anderer Länder zum Grunde liegen, werden ſich fehr wohl verwenden laſſen, 
um einen Gerichtähuf für öffentliches Recht zu fchaffen, welcher dem durch 
bie Erweiterung feines adıtgebiete erhoͤheten Ainforberungen untjered 
Staats gerecht wird, und welcher ohne die für und unerläßliche Einheit 
und Energie der Erefution zu ftören alle Garantien einer dem Zeilbe⸗ 
dürfniſſe entiprechenden Gerichtöverfaffung gewährt. 
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XIII. 


Kurze Darſtellung der Juſtizverfaſſung des ehemaligen Königreichs 
Hanusber '). 
Vom Herrn Obergerichtsrath Stegemann zu Göttingen. 


1. Allgemeine. 

Die —— e iſt von der Verwaltung getrennt. Sie wird durch 
Gerichtsbehoͤrden —5* welche der Staat beſtellt; von der Patrimo⸗ 
nialgerihtöbarfeit hat ſich nur die ftandeöherrliche Gerichtöbarfeit für das 
Herzogthum Aremberg- Meppen erhalten. 

_ ie Gerichtöbarteit wird Durch Amtsgerichte, Obergerichte und das 
Ober⸗Appellationsgericht ausgeübt. Die Eintheilung der Gerichte tft eine 
dreigliederige, obwohl Straf: und Civil-Prozeß auf dem Grundjape von 
nur zwei Suftanzen baltren. — Es mögen bier noch die — Ben nur 
für Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuftändigen — Kirchſpiels⸗ 

erichte erwähnt werden, eine Inſtitution, welche fih nur im Bezirfe 
des Landes Habdeln findet. 

Das PVerfahren vor den erfennenden Gerichten beruht auf dem 
Grundſatze der Deffentlichfeit und rünblichteit. 

Doch wird die Chegerichtöbarfeit in denjenigen Gebieten des ehe: 
maligen Koͤnigreichs Hannover, in denen das gemeine Recht, und nicht, 
wie in einigen der Sal, das Allgemeine Preubifche Landrecht gilt, von 
den Konfiftorialbehörden in dem alten gemeinrechtlichen auf den Grund⸗ 
fatze der Schriftlichfeit beruhenden Berfahten wahrgenommen. 


2. Die Amtsgerichte. 


Die Amtögeriäte find mit einem oder mehreren Amtörichtern und 
dem erforberlihen Unterperfonale (Altuar, Gerichtövogt u. |. w.) beſetzt. 
Die Amtörihter handeln ımd entſcheiden ald Einzelrichter. 
Den Amtsgerichte ift, außer der Erledigung von Aufträgen und 
Erſuchungsſchreiben, zugewieſen: 
I. In Strafſachen: 


1. die Unterfuhung und Aburtheilung der Polizeiftrafiachen, foweit 
ſolche zur gerichtlihen Zuftändigkeit gehören. Es mag dabei erwähnt 


1) Im Suftizminifterialblatt von 1866 S. 882. iſt zwar ſchon eine Weberficdht 
über die Gerichtsverfaſſung bed ehemaligen Königreid;3 over mitgetheilt, die Re⸗ 
daktion bat aber troßdem es für zwedimäßig g a, den vorftehenden Aufiag zum 
Abdrud zu bringen, theils um auch ihren Leſern gegenüber ihre Pflichten zu erfüllen, 
theils weil der Herr Einfender manche Punkte berührt hat, meiche in ber allerdings 
breiter angelegten Darftellung im Miniſterial⸗Blatt nicht erwähnt werben. 
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ohne Frage baldiger Aufhebung entgegen chendes Geſetz che ann 
SO zur Zuftändigfeit der erwaltungebehörben verwieſen 
t?); 


in Kriminaljadyen den erften Angriff, dann aber auch die Führung 
der Borumierfuhung: 


I. In Steuer- und Bellkontcancutisusfaden: 


das Verfahren zur aütlichen Deilenumg, die Unterfuhung und die Ent: 
Ieibung ohne Rüdſicht auf den Werth und die Höhe der beantragten 


trafe; 
fe; IIL In bũrgeriiche — 
1. in Betreff der ſtreiti tigen Gerihtöbarfeit 
a) le in —3 — bis 150 Thaler einfchließlich. 
icht au 
echtsſtreitigkeiten aber "Begegeredtigleien, rer ihtigung en; 
) iber Injurien; Anſprüche aus einem unehelichen Beiſchlafe, {omeit 
jelche vor die weltlichen Gerichte gehören; Ctreitigfeiten zwiſchen 
Dienftboten und Dienftherren, die aud dem Dienſwerhältniſſe ent: 
jpringen; beögleichen Streitigkeiten über Einräumung oder Ber- 
lafjung einer Wohnung zwiſchen Miether und Vermiether; 
c) die Erfennung von Arrelten und den Berfügungen nad 
* der — Prozeßordnu 
i die 3 der Konkurſe, aa des Erſtigkeits⸗Erkennt⸗ 


Gerichts — auf ein Sahr, und ibn an einen Bermögent Genfus 
nicht & unden. Ihr Amt ift ein Ehrenamt. 

ie Zahl der — des Koͤnigreichs Hannover beträgt 104 

Die en ber Amtögerihte und bie Zahl der Amtörihter, mit Denen 

beſetzt find, weichen jehr von einander ab. Während viele Amtsge- 

Fi te nur mit einem Amtörichter beſetzt find, ergiebt das letzterſchienene 

Staatehandbuc für 1865 3. B. eine Belegung bed Amtsgerichts Han- 

nover mit 14 Richtern; bi & Amtögeridht Hannover bat 105,224 Ein- 

* ner, bad Amtsgericht Elbingerode nur 4390 Einwohner. Da, wo 

re Amtörichter an einem Amtögerichte angeftellt, find die Seicyäfte 


2) Bgl. darüber ©. 130 ff. dieſes Jahrgange 
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—— —* jeder Amtsrichter beſorgt feine Geſchäfte ſelbſt⸗ 
n 

nie bei den Amtögeridhten angeftellten Richter führen, verſchieden 

abe ihres Diemftalters, die Titel: Amtögerichtö-Affeffor, Amts⸗ 

rt rühler m Dberamtörichter. Die Zahl der etatömäbigen Amtsrichter⸗ 


ſtellen beträgt: 241. 
3. Die Obergerichte. 
Den Obergerichten ſteht zu: 


I. In Straſſachen: 
1. die Mitwirkung bet Kriminalunterfuhungen nach Maßgabe der 
Beftimmungen ber Strafproz ehordnung; 
2. die Urtheilsfällung Kriminalfachen, foweit ſolche nicht dem 
Oberappellationd ericht vorbehalten; 
3. die Entſcheidung über Rechtsmittel gegen Verfügungen der Amts⸗ 
gerichte tin Polizetftraffachen ; 
IL. In Stemer- und Bol-Rontraventionsfadhen: 
die Entſcheidung über Rechtömittel gegen Verfügungen der Amtögerichte; 
II. In E wilſachen: 
1. in erfter Inftanz die Entſcheidung in allen bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, für welche nicht bie Amtegerichte uftänbig N find; 
2. in zweiter Iuftanz die Enticheidumg über Rechtsmittel gegen 
ne Amtögerichte in Sachen der ftreitigen und freiwilligen 
8 


3. die Entſcheidung in einigen durch die Geſetzgebung beftimmten 
rien Selen; 
ie Ent eidung über Rechtsmittel gegen Die von ben Heinen 
Senat der Obergeridhte abgegebenen Berfügungen, infoweit nicht dad 
Oberappellationägericht darüber ı zu entjcheiden ba 
Die Obergerichte entſcheiden als große Senat mit 5 Richtern und 
als Meine mit 3 Richtern. Den grohen Senaten liegt ob neben der 
. en über a tömittel gegen bie Verfügungen ber Fleinen Senate: 
zu ae ung in den zur Zuftändigleit der Obergerichte in 
konz rigen Civilfachen, deren Werth 300 Thlr. überfteigt; 
eier 3 de * — llung, über Nichtigkeitsbeſchwerden gegen Verfügun⸗ 
gen ber Amtsgerichte; 
3. Die Yrtheilafällung über Berufungen und Beſchwerden 
Verfügungen der Amtögerihte in Zoll- und Steuer= Kontrave Kr 


4 die Entſcheiding über Ablehnung von Mitgliedern der großen 


Die übrigen dur Zu ämbigfeit da ai ergerihke gehörigen Geſchäfte 
werden von ben fl enaten erlebt 
Hternadh et fi alfo im Ganzen "und Großen die Kompetenz ber 
Gerichte Tongenber elta 
der — en Civilgerichtsbarkeit gehören Sachen unter 
150 Site am Bert * die Amtsgerichte mit Berufung at an die kleinen 
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Senate der Dbergerichte, Sachen zwifchen 150 und 300 Thlr. au Werth 
por bie Fleinen Senate der Obergerichte mit Berufung —* groben 
Senate der Dbergerichte, Sachen über 300 Thlr. an Werth vor die 
Ha Senate der Obergerichte mit Berufung an das Ober⸗Appellatien 
gericht. 

B. Die freiwillige Gerichtöbarfeit gehört vor die Amtögeridhte, gegm 
deren Verfügungen die Beſchwerde an die Heinen Senate der Oberge 
richte geht. 

C. Die Steuer: und Zul» Kontraventionsjachen gehören in erfte 
Inftanz vor die Amtögerichte, in zweiter Inftanz vor die großen Senat 
der Obergerichte. 

D. Die Polizeiftraffahen gehören in erfter Inftanz vor die Amt: 
gericte (Schöffengerichte), in —* Inſtanz vor bie kleinen Senat 
der Obergerichie. Die übrigen Straffachen gehören zur Aburtheilung in 
eriter Snftanz vor die Fleinen, in zweiter Inſtanz vor die großen Senate 
der Dbergerichte. 

In letzter Hinficht verhält es fich jedoch anderd mit den Schu: 
gerichteinchen. & —* —E — d. h. ſolchen, durch nee die 

trafe der Dienſtentſetzung, des Zuchthauſes, das nicht umter 2 Jahren 
erlannt werden kann, der Kettenftrafe, und ded Todes verwirkt ift, (mit 
Ausnahme der Verbrechen des Staatsverraths und der Tandeöverrä 
ber Gefährdung ber Staatöficherheit, der Majeftätsbeleidigung und der 
Beleidigung der Perfonen der königlichen Familie, der Herabwitrdigung 
der Staatöverfaffung, ded Aufruhrs, der Störung der öffentlichen 
durch Mißbrauch der Religion) entſcheiden Schwurgerichtähöfe, weldt 
allvierteljährlidh zufammentreten und aus 12 Geſchworenen und 5 elehr 
ten Richtern gebildet werden, von denen für jede Vierteljahrs⸗Sitzunz 
der Vorfigende vom Präfidinm des Ober-Appellationägerichte, die ber 
figenden Richter aber von dem Präfidenten desjenigen Oberg 
ernannt werden, bei —3 ſich der Schwurgerichtshof befindet. Gegen 


t6- Direktor, und der erforderlichen Zahl von Obergerichts⸗Räthen und 
O Erg Saga befept. Unter den beifibenden Ri findet ei 
aljährlicher Wechjel in den Senaten ſtatt. Die etatömäßtge Zahl dieſer 
leßteren betrug einſchließlich der Referenten des Juſtizmimſteriums de 
Beamten der Staatsanwaltſchaften Fi den Obergerichten und ber Sub⸗ 
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4. Das Ober-Appellationdgericht. 


Dad Ober⸗Appellationsgericht hat jeinen Sitz zu Celle, und ift 
verfaffungömäbig mit einem Präfidenten, drei Bicepräfidenten und 24 
Räthen befett. Bon diefen wurden der Präfident und die Vicepräft- 
denten und 12 Räthe vom Könige ernannt, 12 Räthe aber von ben 
verſchiedenen Provinzial: Sanbfchaften präfentirt. Ein jeder für das 
Dber-Appellationd-Geriht ernannte, bez. präjentirte Rath war vorläufig 
einem Scrutinium, demnächſt aber einer Prüfung jeiner Kenntniffe bei 
biejem Gerichtöhofe unterworfen. Sowohl dad Iandicaftlihe Präjenta- 
tionsrecht, als auch Scrutinium und Prüfung find durd Verordnung 
vom 8. Februar 1867 Geſ.Samml. ©. 209. aufgehoben. 

Das Ober- Hppeliationgeriht beiteht aus drei Civil⸗Senaten, einem 
Straf-Senate einem Kaffationd-Senate. 

Die Zuftändigfeit des Ober-Appellationdgerichted tritt ein: 

1. rüdfichtlih der Givil-Senate für tömittel und Verfügungen 
in Givilfachen, weldhe an dad Ober-Appellationsgericht gehören, infofern 
nicht Rechtömittel gegen Entſcheidungen ber Givil-Senate jelbit in Frage 
fommen, alfo namentlid für Berufungen gegen Civilurtheile der großen 
Senate der Obergerichte; 

‚2. rückſichtlich des Straf-Senatd für Rechtsmittel und ſonſti 

Berfügungen in Straf⸗, Steuer» und Zoll- ontraventionsfachen, ſowie 
Diseiplinarftvafie en, welche an dad Ober= Appellationsgericht gehören, 
infofern nicht Rechtömitiel gegen Entſcheidungen des Straf-Semats jelbit 
in Frage chen. Namentlich, gehört dahin die Entſcheidung darüber, 
ob der Angellagte vor den Schwurgerichtähof zu verweifen jet, und bie 
Urtbeilöfällung über die der Kumpetenz der Schwurgerichtöhöfe entzugenen 
Verbrechen; 
3. rückfichtlich des Kaſſations⸗Senats für Rechtsmittel gegen Ber- 
fügungen der Eivtl-Senate und des Straf-Senatd, für die Disciplinar⸗ 
— en Mitglieder des Ober⸗Appellationsgerichts ſelbſt, für die 
Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des —** 

Jeder der Civil⸗Senate, ſowie der Straf⸗Senat, beſteht aus einem 
Präſidenten und 6 Räthen; der Kaſſations-Senat wird aus den vier 
Präſidenten, bez. Vicepräſidenten und 12 Räthen gebildet. Die letzteren 
werden — und zwar 3 aud jedem Senate — auf gutachtlichen Bor: 
Ihlag des Präſidiums vom Könige ernannt, und befleiden ihr Amt jo 
lange, als fie in ihrer Stellung ald Mitglieder des Ober Appellations- 
gericht und des betreffenden Senats verbleiben. 

Die Senate urtheilen in ungerader Zahl, und zwar die Givil-Se- 
nate und der Straf-Senat mit mindeftens 5 Richtern, über Richtigfeits- 
beichwerden in Straf-, Steuer: und Zoll-Kontraventiond-Saden, —* in 
Enaſahen erſter Inſtanz mit 7 Richtern, der Kaſſationsſenat ſtets mit 

Richtern 


as Ober⸗Appellationsgericht iſt auch der oberſte Gerichtshof in 
allen Civil⸗ und Kriminal⸗Prozeßſachen des Fürſtenthums Lippe- Detmold; 
außerdem Tönnen bei demjelben Beſchwerden über verweigerte und vers 
zögerte Juftiz gegen die Obergerichte des genannten Fürſtenthums ange 
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bra t werden; auch find vom Straf-Senate deflelben die durch die 
Fürſtlich Lipp belchen Geſetze vom 12. April und 11. Mai 1859, betr. 
den Sivilftantödienft und Pe Rechte und Pflichten der Rechtsanwälte, 
dem Ober-Appellationsgerichte zugewiejenen Geſchäfte wahrzunehmen. 


5. Die Stantdanwaltidhaft. 


Bei jedem Obergerichte nud bei dem Ober-Appellationsgerichte beſteht 
eine Staatsanwaltſchaft bez. die Oberftanttanwaltichaft, welche im ı Dan: 
moverjihen jedoch Kronanwaltſchaft und Kronoberanwaltichaft genannt 
werben. 

Die Kronanwaltihaft hat: 

1. die zur Zuftändigleit der Gerichte gehörenden Debertretungen der 
Steafgefepe erforiihen und zu verfolgen 

t über bie © nn e und Strafanftalten zu führen; 

5 hie Beo * Öetepe und reglementarischen Borfchriften 
bei den Gerichten 

4. die —— aller r bei ben Gerichten angeftellten Perſonen, 
jo wie die Notare, Advokaten und Anwälte zu überwachen; 

5. dahin zu ſehen, daß bie Gefepe über Vertretung ſpezieller In- 
aereffen bi örig u Dit © werden, 3. B. Anordnung und Verwaltung der 

haften und Kurat atelen;; 
in Gemeinſchaft mit den Präfidenten die bei den Gerichten vor⸗ 
fallenden "Berwaltungs-Beichäfte wahrzumehmen. 

Dem Kronoberanwalte und den Kronanmwälten jind bie rder⸗ 
lichen Vertreter und Hülfsarbeiter beigegeben. Die Kronamwälte ſowohl 
als ihre Vertreter üben in Amt fraft Auftrag, weldyer jederzeit miber: 
ruflich tft. Bei Zurücknahme des Auftragd treten fie nach ihrem Dienft- 
alter bei einem ihnen anzuweijenden Gerichte ein 

Bei den Amtögerichten werden die — der Seat, 
Imneit, diefelben nic durch die Prozeß⸗Or nungen den Amtsrichtern 
überwiefen find, durch beſonders Beruftra not e wahrgenommen. Als — 
werden beſtellt: für die Bezirke einer ſelbſtſtändigen ſtä hiilden. Bertre- 

F in der Regel vom Magiſtrate, bez. der Polizei⸗Direktion im Ein⸗ 
tänbniffe mit dem Kronanwalte dazu zu beftimmende Beamte, für 
undere Bezirke Amtsrichter, —— ren, Auditoren, Beamte der 
—— der Gemeinden, noͤthigen Falls auch andere dazu geeignete 
erſonen 

Die (mmtlihen Beamten der Staatsanwaltihaft find der Leitumg 
und der Aufficht des Juftizminiſteriums umtergeben, und haben ben 
mittelbaren und unmittelbaren Anordnungen be elben Folge leiften. 
Die Vertreter der Staatdanwaltfchaft bei den Amtsgerichten jtehen außer⸗ 
bem unter den Befehlen ber obergerichtlichen Staatsanwaltihaft und 
dieſe wiederum unter denen ber Oberftaatsanwaltichaft. 


6. Die Notare, Advolaten und Anwälte. 


er Geſchäftskreis der Notare umfaßt die Handlungen ber 5 
freie Rechtspflege; fie üben biefelbe in gleichem Umfan 
gleicher Wirkung wie die Gerichte. Diefe Regel eeter jedod) —E— 
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1. rüdjichtlich des Vormundſchafts-, Kuratel- und Depofiten-Wefens, 
fo wie der Hypothekenbuchführung; 

2. rückſichtlich derjenigen Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche 
an bie Niwirlung des perjönlih oder dinglich zuſtaͤndigen Richters 

ewieſen ſin 
3 \ rüdjichtlich der Abnahme von Eiden. 

Jedem Notare wird bei feiner Ernennung ein beftimmter Wohnort 
und ein beftimmter Gejchäftöbetrieb an in dr weldyer regelmäßig dem 
Bezirke desjenigen Obergerichts gleich jein fol, in welchem der Notar 
feinen Wohnſitz hat. 

Die Ueberwachung des Notariatöwefend und ber Notare liegt der 
Staatsanwaltſchaft, bez. der Oberſtaatsanwaltſchaft ımd dem Juſtiz⸗ 
minifter ob. | 

Die Rechtsbeiſtände zerfallen in Advokaten und Anmälte. Bei dem 
Dberappellationdgerichte und bei. den Dbergerichten eriftirt Anwaltszwang, 
bei den Amtögerichten nicht. 

Die Anwälte müſſen am Site desjenigen höheren Gerichts wohnen, 
bei welchem fie angeftellt (ind: Niemand kann Anwalt bei mehreren 
Gerichten fein. Die Zahl der Anwälte bei den einzelnen höheren Ge- 
richten fol nad Anhörung der Anmwaltöfammern vom Suftizminiftertum - 
feftgeftellt werden. An Orten, wo ſich Obergerichte nicht befinden, follen 
Advokaten nur nad) Bedürfniß und nad) Anhörung der Anwaltskammern 
zugelafjen werden. 

Die dem Suftizminifterium untergeordneten Anwaltäfammern werden 
aus fämmtlichen im Bezirke einer Anwaltskammer Ye aften Anwälten 
und Advofaten gebildet. Für jede Anwaltöfammer beiteht ein rer hr 
welcher aus dem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und fünf Mitgliedern 
der Anwaltskammer durdy eine auf drei Tahre wirkende Wahl der Mit-. 
glieder der Anwaltskammer gebildet wird. 

Den Anwaltäfammern liegt ob: 

1. die Erftattung der vom Juftizminifterium gelorberten Gutachten; 

2. die Handhabung der Disciplin über ihre Mitglieder; 

3. die Bermitteling von Irrungen unter ihren Sitgliehern; 

4. die Betordnung von Armen-Advolaten ; 

5. die Erftattung von Gutachten über Angemeffenheit des Honorars 
und der Bergütungen für Dienftleiftungen der Advofaten und Anwälte. 

Bon diefen Gefchaften gehören die unter 1. 2. 4. 5. au en 

ur Zuftändigfeit ded Ausſchuſſes, infofern nicht das Juſtizminiſterium 
rftattung eined von ihm geforderten Gutachtens durch die Plenarver- 
fammlung vorſchreibt; die unter 3. aufgeführten zur Zuſtändigkeit des 
Vorſitzenden. 
Bon jeder Plenar⸗ oder Ausſchußſitzung iſt der betreffenden Staats⸗ 
analtfchaft zuvorige Anzeige zu machen. Sie hat zu jeder Plenar- 
oder Ausfchußfigung, infofern nicht die letzteren die Berathung über Ent- 
icheidungen in Disciplinarftraffachen bezielen, freien Zutritt. 

Es beitehen im Ganzen 9 Anmaltöfammern, indem für die Ober- 
erichtöbezirfe Hannover, Samen und Nienburg die Anwaltskammer zu 
Sannover für die Obergerichtäbezirfe Dönabrud und Meppen die An- 

Zettfchr. f. Geſetgebung i. Rechtepflege. I. 17 
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waltöfammer zu Dsnabrüd, im Webrigen aber für jeden Obergerichts- 
bezirt eine Anwaltsfammer befteht. 


7. Bon den Bedingungen der Anitellung. 


Wer zur Anftellung als Richter, Advokat oder Anwalt ſich meldet, 
hat ein dreijähriges juri * Studium auf einer deutſchen Univerſität 
nachzuweiſen und hiernächſt zwei juriſtiſche Prüfungen zu beſtehen. 

Der in der erſten Prüfung beſtandene wird zum Auditor ernannt, 
und muß fodann vier Jahre zu feiner Vorbereitung bei einem Amtsge⸗ 
richte, Advokaten oder Obergerichte (teibig gearbeitet haben, bevor er zur 
zweiten Prüfung zugelaffen wird. Auditoren, welche zu Gerichts-Aſſeſſo⸗ 
ren ernannt zu werden wünjchen, haben von jenen 4 Jahren mindeftens 
2Y, Iahre an den amtögerichtlichen ne Theil zu nehmen. 

Nach beitandener zweiter Prüfung hat der Auditor einen Anſpruch, 
zur Betreibung der Advolatur An einem Obergerichtöorte zugelaſſen zu 
werden. Die Ernennung zum Anwalt erfolgt erjt ſpäter nach Anhörung 
der Anwaltöfammer, wenn fie vom Zuftizminifter für zuläfft 
Zu Notaren können nur ſolche Perjonen ernannt werden, weldye das 30. 

Lebensjahr aueh dgelegt haben und wenigftend 3 Jahre ald Richter oder 
Advokaten angeftellt geweſen find. 

Wählt der im zweiten Cramen beftamdene Auditor dagegen die 
ftaatödienftlihe Laufbahn, fo ift derfelbe durch das Beſtehen der zweiten 
Prüfung beföhigt ein Richteramt zu übernehmen, und wird unter Er⸗ 
nennung zum Gerichts-Aſſeſſor mit dem Richtereide belegt; der Gerichts- 
Aſſeſſor führt jedoch in der Regel nur eine berathende Stimme, er kann 
aber zur Ergänzung der beichlußfähigen Zahl als Hülferichter bet einem 
Dbergerichte eintreten, aud fann ihm die Führung einzelner Unter- 
fuchungen und Abhaltung fonftiger Termine, jo wie die Stellvertretung 
und Hülfeleiftung bei der Staatdanwaltichaft oder einem Amtögerichte 
übertragen werden. 

Bei der Bejepung der Richterämter hat das Juſtizminiſterium Die 
freie Auswahl unter den für fähig Befundenen, mögen diejelben bereits 
ein Nichteramt befleidet, die Advokatur betrieben haben oder nicht. 

Doch fol bei einer eintretenden Vakanz im Richterperfonale bez. 
der Amtsgerichte, der Obergerichte und des Ober» Appellationsgerichts 
unter den bei der betreffenden Gattung von Gerichten bereits een 
nachſitzenden Richtern ein Aufrüden nad dem Dienftalter ftatt en, 
welche Bejchränfung des Sa tigriniftere ſich jedoch nit auf die vakanten 

„Stellen der Präfidenten und Bicepräfidenten der höheren Gerichte bezieht. 

Hiernach hat der Gerichts-Aſſeſſor einen geſetzlichen Anſpruch auf 
Verleihung einer etatömäßigen Richterftelle nicht. 

gattifd ftellte fih die Sache fo, daß der Gerichts-Aſſeſſor nach 
Verlauf von etwa 2 en zum etatömäfigen Amtsrichter unter dem 
Titel: Amtögerichtd-Affefjor ernannt wurde. Aus der Zahl der Amtsge- 
richtö-Affefjoren ernannte das Juſtizminiſterium die Obergerichtö-Affefforen. 

Die Irnennung zum Staatsanwalte oder deſſen Bertreter berubt 
auf einem jederzeit wibderruflichen Auftrage. 
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8. Bon dem Befoldungswejen. 


Die Advofaten, Anwälte und Notarien find lediglich af ben Bezug 

der durch ihre Tanglein verdienten Gebühren angewte| en. Die vielleicht 

auf ben erjten Blick auffällige Höhe der einzelnen Gebührenfäpe in 

bürgerlihen Rechtöftreitigfeiten findet ihre Erklärung in der Tendenz 

ber Dengeborbnung, möglidhit viel Material in Eine Verhandlung zu 
nzentriren. | 

Der Gehalt der Amtörichter beträgt 400 bis 2000 Thlr.; ihr 
Durhtümittögehalt 1220 Thlr. Der Gehalt der Räthe und Aſſeſſoren 
der Obergerichte beträgt 600 bis 2000 Thlr.; ihr Durchſchnitisgehalt 
1250 Thlr. Ueber eine Erhöhung des legteren auf die Summe von 
1300 Thalern waren jedoch Regierung und Stände bei Berathung des 
legten, durch die großen politifchen Creignifje des vorigen Sahres nicht 
zu Etande gebrachten Budgets einverftanden. Die Kronanmälte, deren 
Eubftituten und die Subftituten des Kronoberanwalts bar auf dem 
Etat der Obergerichte, erhalten jedoch für die Dauer ihrer ftaatdanwalt- 
fhaftlichen Funktion eine perfönlihe Zulage. Im Hebrigen mag bier 
noch erwähnt werden, daß ald Marimal-Bejoldumgsfäpe gelten: für den 
Präfidenten ded Dber-Appellationsgerichts 4000 Thlr., für die Vice 
präftdenten des Dber-Appellutionsgerichtö und die Obergeridht8-Direftoren 
3000 Thle.; für die Obergerichts-Vicedirektoren 24 lr.; für die 
Dber-Appellationsgerichtäräthe 2300 Thlr.; für die Obergerichts-Sekretäre 
1200 Thlr.; für die Aftuare neben dem Bezuge der Kopialien 600 Thlr. 
Durch die Verordnung vom 10. Ianuar 1867, betr. die Seftitellung 
des Finanz⸗Etats für das Gebiet des ehemaligen Königreich8 Hannover 
auf das Sahr 1867, fcheint an diefen Gehaltäbeftimmungen eben feine 
Aenderung eingetreten zu fein. 

Uebrigend ift mit dem Richteramte die Verſehung eines anderen 
Dienfted unvereinbar. Die Ertheilung von Aufträgen abfeiten der Re- 

ierung ift nicht ausgeſchloſſen; von Dritten dagegen bürfen Richter 
eichä Sführungen nur übernehmen, fofern dieſelben unentgeltlich find, 
und der Suftizminifter we enehmigt hat. Mit dem Amte eines 
Sekretairs oder Altuard ift die Verfehung der Advokatur, Anwaltichaft 
und des Notariatd ebenfalld unvereinbar; andere Dienfte und Geſchäfts— 
führungen können Sefretaire und Aktuare mit höherer Genehmigung 
übernehmen. 

Die Richter können ohne richterliches Urtheil ihres Amtes weder 
entjeßt, noch entlaffen, noch auf ein minder einträgliche® Amt oder auf 
einc Berwaltungsftelle wider ihren Willen verfegt, nody mit Entziehung 
ihres Gehaltes Fnöpenbirt werden. Sie fünnen ohne ihren Antrag wegen 
Dienftunfähigfeit nur dann in Nubeltand berjeßt werden, wenn ein 
richterlicher Ausfpruch vorliegt, daß Die Dienſtunfähigkeit ftatt finde. 
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Mer zur Anſtellung als Richter, 7 * 
hat ein dreijähriges ju * Stur - 


a Kurhefien. 


ndemann zu Senn 


nachzuweifen und hiernaͤchſt zwei jr - Kurheſſen 

Der in der erften Prüfung". Antheil et, de 
und muß fodann vier Sahre zur - Jen Blättern (Heft I 
richte, Advofaten oder Oberge . . eine überaus gefunde 
zweiten Prüfung zugelaffen aller Anfeindungen ia 
ren ernannt zu werden w : yier ſo gut, wie anberän 
2, Jahre an ben amt „.yien Hi auch die Anwälte 

Nach beitandener „.e nicht gehemmt haben. Zieht man 
zur Betreibung der „ıt des ee Barreaus, wenn dieſer 
werden. Die Err eigentlich jeder Zug korporativer Selbſtftãndig⸗ 


der Anwaltöfar ,, ın Betrachtung, jo ſollte man ſich billig w 
Zu Notaren * ste Wahrnehmung maden zu märfm Um —— 


Lebensjahr ° ‚„“ Ingunft ber Umftände nicht unterlegen gu jein, um fo 
m * 
Pri . —5 — 


mund das Advofatenthum u it 
* iden berufen fein wird, ſei ed vergönnt in überſichtlicher Schilbe- 
te Zuſtaͤn 

rund Wer die jogenannte Öreigebung der Advofatur ala das erwünſchte 

ad gerade Gegentheil finden. Die 
Anftellung aller Advofaten ohne Ausnahme, die jegt durch dag Juſtiz⸗ 
miniſterium erfolgt, —7 durch landesherrliches Reſkript. Das heißt: 

u 


Vorſchule der en aufbahn überhaupt gejagt wurde, nu 
hinzuzufügen. An ſich war dazu nad) günftig beftanbener Prüfung Ei 
ein ähriger Vorbereitungsbienft erforderlih ). Indeſſen war jo rascher 
Eintritt in die Advofatur in den lebten ae wenn er ja vor- 
efommen fein follte, doch fehr ungewöhnlid. Die meiften Ahnofaten: 
Stellen (ind, in neuerer Zeit fogar faſt durchweg, allerdings aus den 
Neferendaren oder Praftifanten refrutirt worden, bier und da haben fih 
Altuare, fehr felten Richter darum beworben. Allein nach dem Aus 
ſchnitte des Vorbereitungsdienſtes dauerte ed doch in der Regel Zahıe 

fogar viele Jahre, bi8 die Ernennung zum Anmalte erreicht wurde. 


— — — — 


1) Zuftizminifterialausfchreiben vom 31. Dezember 1823. 
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ch ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift galten die Anwälte, wie Aerzte 
sicht ald Staatödiener?2). Nichtödeltomeniger hatte ihre Er⸗ 
De die auten® und böjen Chancen, wie die Ernennung zu 

1 wirflihen Staatsamt. So find denn alle die fachlichen 

en Scwierigfeiten, gegen die ie andere Ernennungen an 

ier zur Genüge empfunden 

“in hatte die Bewerbung um die Advofatur, obwohl im 
t Falld fo gut Rüdfichten aller Art mitjpielen Tonnten, 
tfächlihen Vorzug, dab fie von dem Minifterium 
immerhin ald eine untergeordnetere Pofition ans 


[haft dies für die Werthſchätzung der Advokatur 

„as mit der berrfchenden Tradition übereinftimmte, 

. ooh für Manchen, dem die Laufbahn im eigentlichen 
„„ienft unrettbar verfchloffen blieb, der Vortheil, möglicherweije 

voch Ir zu der Advofatur zugelaffen zu werden. Nicht immer gelang 
daB. ehr, ald Einer, hat auch um die Anwaltichaft vergeblich gewor⸗ 
ben, und nicht allzu ſelten iſt ſelbſt der wohlwollende Verſuch des Mi— 
niſters, einem unglücklichen juriſtiſchen Kandidaten dazu zu verhelfen, 
ich ald Rechtöbeiftand fein Brod zu verdienen, gejsheitert. Allein immer: 
in erjchien ed maßgebenden Ortes als ein Kleinered und darum Möge 
lichered, die Konzefiton zu dem untergeordneteren Metier ded Anwaltd 
zu verleihen. Auf —— Weiſe ſah —* eine Mehrzahl von jüngeren 
Kräften genöthigt, in Ermangelung eines Beſſern, Sich der Advofatur 
zuzumenden, die freiwillig nicht daran gedacht haben würden. Eben 
deshalb haben manche Anwälte e8 immer als hartes Loos betrachtet, von 
der Richterbank verftoßen zu fein. Aber auf der andern Ceite find, 
wenn aud) * nicht ein Jeder ſo glücklich war, in der Advokatur gar 


°T. 


mande, um ihred Namend oder Nufed willen verfolgte, wegen. ihrer 
politiichen Gefinnung verdächtigte, verurtheilte oder entlafjene Vorbes 
reitungödiener, oft allerdings erjt nach Sahren, untergebracht worden, die 
außerdem gar feine Ausfichten gehabt haben würden. Gbenio war die 
Advofatur, wiewohl mit Ausnahme gewiſſer Zeitläufte, in Denen auch 
das nicht einmal paffirte, die einzige juriftiiche Branche, zu der allenfalls 
Israeliten zugelaffen wurden. nbeffen iſt ihre Zahl bis zur Stunde 
nicht 5 gewejen. 

Son aus diefen Verhältniſſen erklärt fich, mad die Erfahrungen, 
die im Weiteren zu jchildern ſipt, beſtätigen werden, daß die Advokatur 
als ein durchaus von dem übrigen Juriſtenſtand getrennter Zweig ber 
Thätigkeit galt. In alten Zeiten war das, wie bereits früher zu 
bemerken Gelegenheit war, anders. Umſonſt verſuchten die Anwälte 
anläßlich der neueren Reformen durch Zuziehung als Ergänzungs⸗ 
richter eine innigere Verbindung mit dem Richterſtande in Anſpruch zu 
nehmen. Man ging darauf nicht ein. Ebenſo wurde die Anſtellung 
eined Anwalts im Beamtenftande immer feltener. In der Regel mußte 


2) Stantödienftgefeß von 1831 8. 2. 
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ich Jeder, der einmal zum Anwalte ernannt worden, jagen, dab damit 
über feine Lage Tebendlanglich entſchieden fei. 
te Anwälte zerfallen, wie früher angedeptet, in die zwei Klaſſen 
der Obergerichtö- und Untergerichtö-Anmälte. Ausweislich des Königlich 
Preußiſchen Staatshandbuchs für 1867 vertheilen le diejelben folgen- 
dermaßen. Bei bem Obergericht zu Kaſſel, defien Bezirk etwa 72 Duadrat- 
peiten mit 325,000 Einwohnern umfaht, find dermalen 14 Obergerichts— 
nwälte und bet den zu diefem Eprengel gehörigen Juſtizämtern 42 
Untergerihtöanwälte zugelafjen. In dem Bezirk von Marburg jind bei 
34 Duadratmeilen und 117,000 Einwohnern 6 Ober- umd 12 Unterge: 
richtsanwälte. Fulda, mit Schmalkalden, 33 Duadratmeilen und 137,000 
Einwohner, hat 4 Obergerichtdanwälte, 12 Amtsadvokaten; Hanau⸗ 
23 Quadratmeilen mit 122,000 Einwohnern, 6 berger ie 
19 Amtsadvokaten; endlich Rinteln, 8 Duadratmeilen 37,000 Ein: 
wohner, 4 ergeht und 2 Untergerichtsanwälte. Die Totalſumme 
beträgt, mithin 4 Obergerichts- und 87 Untergerichtsanwälte auf dad 
ganze Land. 

In den Provinzialhauptftäbten, welche Obergerichtöfige find, erittren 
in der Regel — nur Hanau macht eine Eleine Yuan hıme — bios Ober: 
gerihtäommäle, von benen zugleich die Geſchäfte bet den daſelbſt befind 
ichen Untergerichten beforgt werden. Gar feine Advokaten am Plape 
haben im Bezirke Kaffel 5, im Bezirke Marburg 3, im Bezirke Fulda 
6, im Bezirfe Hanau 2, im Bezirfe Rinteln 2 Juſtizämter. An 30 
Juſtizamtsorten hat je ein Amtsadvokat feinen Wohnfig, an 24 wohnen 
mehrere, 2, 3, an einem 4 Amtsadvokaten. Drei der Ieptern iſt ein 
Dom an einem Drte geftattet, der gar kein Gericht befigt.. 

an fieht zugleich, daß immtlicen Anwälten die Mahl ihre 
Wohnſitzes keinesweges freigeftellt war. Ste waren durch ihr Anftellung® 
reffript an einen beftimmten Ort und auf einen beitimmten Sprengel 
verwiefen. Bei den Obergerichtdanwälten galt als felbftverftänblich, dab 
je zur Praxis im ganzen Umfange des Obergerichtö-Bezirks, alſo auf 
ei allen demfelben angehörigen Juſtizämtern berechtigt feien. Der 
Untergerihtöanwälten hingegen wurden diejenigen Untergerichte, bei denen 
fie außerhalb ihres Wohnorted zu praftiziven befugt fein jelten ſpeziel 
bezeichnet. Freilich hatte dies nicht den Sinn, fie von der Praxis bei 
allen übrigen Amföftellen auszufhließen. An und für fich war vielmehr 
die Möglichkeit, an jedem kurheſſiſchen Amtsgericht aufgutrefen —* 
Amtsadvokaten gewährt. Indeſſen übte die Gejepgebung °) im ofern 
einen Druck Be en bie Ausübung der Advofatur über den refkriptmäßi⸗ 
gen Sprenge Pinaus, ald fie den Advokaten in ſolchem Fall Erſaß det 
täten und NReifefoften nur dann zubilligte, wenn die auftraggebende 
Partei folhe ausdrücklich ſchriftlich in der Vollmacht zugefichert hatte. 
Es ift klar, eine geice Beltimmung mußte, indem fie die Partet auf 
die bevorftehenden ehrausgaben jehr energiſch aufmerfjam machte, meht 
als abmahnend auf et u von auswärtigen Mlandaten hinwirfen. 
Diefe Beftimmung befteht, wenngleich andere Beichränfungen der Unter 


3) Verordnung vom 17. Nov. 1829 8. 12. 
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" a heute (ve deren im Folgenden zu gebenfen, bejeitigt worden 
ute fort. 


nd, noch 

Beſonders wichtig erſcheint neben jener drtlichen Abgrenzung ber 
Amwaltsbefugniß die Abgrenzung derjelben für die einzelnen Klaſſen nad 
der Stufenfolge der Gerichte. Obwohl nach diefer Seite hin allmälig 
die Bewegung immer freier geworden tft, bleibt doch noch genug übrig, 
nie Trennung der Amtd- und Obergerichtdadvofatur aufrecht zu 
erhalten. 

So lange in Straf-, wie in Givilfachen reine Schriftlichkeit beftand, 
war die Trennung eine vollftändige. Der Untergerichtsammalt war von 
den höheren Gerichten völlig ausgefchloffen. Lebtere hatten Schriften 
nur von den bei ihnen angeitellten Dbergerichteanwälten anzunehmen; 
und wenn den Amtsadvolaten nachgelaffen war, falld, wie Das Geſe 
zur bejonderen Vorausſetzung machte‘), allmälig jedoch a ge 
vermuthet wurde, die Partei abjonderliched Vertrauen zu ihm hegte, thre 
Schriften ſelbſt für die —5 Inſtanzen zu verfertigen, ſo bedurften letztere 
doch immer der Unterſchrift und 2 eines Obergerichtsanwaltes. 
Die natürliche Folge davon war, daß die Parteien, namen in Civil⸗ 
fachen, gezwungen erfchienen, für die höhere Inftanz doppelte Vertretung, 
einen er (Amtsadvofaten) und Prokurator (Öbergerichtsanwalt), 
zu beichaffen. 

Indeifen bat der Grundſatz, wonach aljo bei dem Obergerichten 
eigentlich nım Obergerichtsanwälte praftiziren follten — denn dieſe Bes 
deutung hatte von Haus aus jene Selfimmung, daß nur von folchen 
unterjchriebene Schriften bet den Obergerichten Eingana fanden, in dem 
ſchriftlichen Prozeß — mande Modififation erlitten. Zunächſt war es 
unvermeidlich, in Straffachen jene Beichränfung fallen zu laſſen, fobald 
dort die Mündlichkeit eingeführt wurde. Seit dem Strafprozeßgeſetz von 
1848 fteht eö feit, daß jeder Untergerichtsanwalt auch vor dem Ober: 
geriht und Oberappellationsgeriht in Strafſachen vertheidigen und 
plaidiren kann. Da die fpäteren Reformen der Steafprogekordnung an 
dem Prinzip der Mündlichkeit Nichts geändert haben>), i, Ye alfo für 
diefen Zweig der Juſtiz von einem rechtlichen Borzug der Obergerichtd- 
anwälte vor den Untergerichtdanwälten, der darin gelegen, daß jene auch 
vor den Untergerichten, diefe pagegen nicht vor den Obergerichten thätig 
fein fünnten, nicht mehr die Rede. 

In der Givilrechtöpflege aber blieb es auch nad 1848 vorläufig 
bei dem alten Verhältniß. Erft die Anfänge von Mündlichkeit, welche 
die proviſoriſche Geſetzgebung Haffenpflugs 1853 fchuf, öffneten ben 
Untergerichtsanwälten die Thore der höheren Gerichte. Die VBorfchriften 
über die Einreichung von Schriftſätzen wurden zwar nicht befeitigt. Die 
Obergerichtöanmälte waren vielmehr nad) wie vor die einzig approbirten 
Erhibenten der Schriftfäbe bei den höheren Tribunalen. Aber die Ab- 


+) Verordnung von 1929 88. 5. 8.; vgl. auch die älteren Gefehe bei Kulenfamp, 
nee Sammlung der Landesord. Bd. d. ©. 2%. g. 18. Nr. 2. Strippelmann, 
nene Sammlung der bemerfenöwerthen Entid. IV. 2. ©. 48. 

5) Geſetz vom 28. Dftober 1363 $. 36, 
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fi Jeder, der einmal zum Anwalte ernannt wor  , welder auf bie 
über feine Lage Iebendlanglich entſchieden fei. Jeder Untergerichts 

te Anwälte zerfallen, wie früher ange’ Schriften, body perjön- 
der Obergericht3- und Untergerichtd-Anmäl* vor dem es t und 


Preußiſchen Staatshandbuchs für 1867 ‚en. Die neuelte Gejeg- 
Aa Bei dem Obergericht zu Ka’. ‚igen weiteren Schritt, alle 
eilen mit 325,000 Einwohnern ur rreihung von Prozeßſchriften 
nwälte unb bet den zu diejer heren Gerichten die Mitwirkung 
Untergerichtdanwälte zugelaffen ıten, le Mithin kann 
34 Duadratmeilen und 117 höheren Gerichten gerade fo gut 


richtsanwälte. Yulda, mit „walt. Der rechtliche Unterſchied der 
Einwohner, hat 4 O0" „en iſt bis auf einige Refte, denen ſchwer⸗ 
23 Duadratmeilen utommt, jo gut, wie verwiſcht. 

19 Amtsadvofatenr "pberappellationsgericht, bei welchem früher die 


beträgt mithir -. x, zunftioniren durften, können alle Untergerichtsanmälte 
ganze Land nreiben umd plaidiren. — 
N’ 2,00” „m zuneltander werden, daß damit keineswegs aud der 


NE yıten, DIE 


a — eie Bahn zu gewähren, welche dem Obergerichts 
—* offen 


all 
—**— Gründe wirken zuſammen, um den Amtsadvokaten doch nicht 


Häbte, jene in 


u 
Fu die Berührung der Umgebung in den meilten Fällen, ja faft immer, 


daß Andere, und nicht die jchlechteften Kräfte, wenn fie irgemd über die 
Slichte eifriger 


°) Geſetz vom 28. Oktober 1863 8. 26. 
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* Haben, als die Untergerichtsadvofatur zu verlaffen und in bie 

chtsadvokatur übergugeben. In der That war und ift ed für 

Juriften ein wenig beneidenswerthes 2008, als Untergerichtd- 

u zu werben. Im beiten Fall ein Leben voll Mühe und 

jeden andern Lohn, ald den baaren Abwurf, in der Negel 

Befriedigung, als fie das Bewußtſein handwerfsmäßiger 
teten Tann. 

n, weil ihre Lage eine unverfchuldete, von anderen Ver: 

‘wendbar bedinate tft, dab es nur wenigen ftarfen Na⸗ 

gegen ſolche Einflüſſe dauernd anzukämpfen, wäre e8 

„arten und fpottenden Urtheile zu wiederholen, welche häufig 

Landadvokaten gehört worden find. Es genägt die Thatſache 
u konſtatiren, dab im Ganzen die Klaffe der Obergerichtdanmälte an 
Anſehen beträchtlich über jene fih erhebt. Und nur darauf muß noch 
befonder8 hingewieſen werden, wie ſolche Eindrüde auch auf die Gerichte 
ober die Richter zurüdwirken. 

Der Berfehr mit den Untergerichtsanwälten behält bei den Einzel 
richtern nothwendig einen gewiſſen patriarchalifchen Karafter. Man kennt 
fih aus vielfacher, nächfter Berührung in gutem, ober böfem Sinn ſo 
iemlich aus und übt darnach Freundichaft, oder Feindſeligkeit. Jeden⸗ 
* find ſich Einzelrichter und Advokat auf dem platten Lande im 
urchſchnitt in ihren technifchen oder nicht techniichen Leiſtungen ver- 
—— adäquater und jedenfalls hat im Verkehr zwiſchen Einzel- 
richter und Einzeladvokaten die gegenſeitige Stimmung, mag fie num 
eine einträchtige, oder, wie oft genug vorlommt, Indem Einer den Andern 
überjehen und tadeln zu können glaubt, eine zwieträchtige fein, durchaus 
eine unmittelbar perfönliche Befchaffenheit, die vielleicht eben I oft das 
Urtbeil durch tägliche Gewöhnung abftumpft, ald auch umgefehrt zu den 
tchroffften Ertremen führt. 

Das Alles trifft freilich auch die Obergerichtsanwälte infofern, als 
fie durch ihre Bejchäftigung bei den Untergerichten mit den Einzelrichtern 
in Verkehr treten. Indeffen wird man jagen dürfen, daß auch in den 
Juftizämtern unwillkürlich das ae Anfehen des Obergerichtsanwalts 
empfunden wird. Vollends aber mutzte die Karakterverſchiedenheit der Land⸗ 
und Stadtadvofatur handgreiflichſt bei den Obergerichten herportreten. 
Hter hat ſich der Gegenfaß eigentlich wohl noch verſchärft. So lange 
rein jchriftlich verhandelt wırrde, war er minder ſichtbar. Das höhere 
Kolleg in feiner tieferen Ginficht, feinem wiſſenſchaftlicheren Sinn und 
einen nobleren Ge gäftabegrifien pflegte fi) zwar ungleich öfter über 

ie fchriftlichen Werke mancher Herren Untergerichtsanmwälte zu ärgern 
und gegen ſolche öfter Anlaß zu Klagen umd Rügen zu entnehmen, als 
im Ganzen den Obergerichtsanwälten gegenüber der Fall war. Allein 
auch nad) Bieter Seite hin bewährt fic: die Schrift ift geduldig und 
fordert Geduld. Schrift ift Schrift; und wenn man ihr auch anmerft, 
wer fie verfaht hat, fo tft doch die Art, wie ſich ein Gericht, zumal ein 
follegiales, lediglich durch die Schrift berührt fühlt, weitaus eine andere, 
als ber Berkehr der Einzelgerichte mit fi bringt. . 
Wenigſtens handelt es fich, feitdem im Strafprozeß ganze und im 
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Civilprozeß theilweiſe Mündlichleit befteht, nicht mehr blo8 um den Ein⸗ 
brud einer einzelnen Schrift, fondern bei der mündlichen Verhandlung 
vor Allem in ganz anderem Maaße um den Zotaleindrud der advofatori- 
jchen Thätigkeit und Perſoönlichkeit. Ja es ift ſogar umvermeidlich, daß 
diefer Totaleindrud auch auf die noch vorfommende ſchriftliche Thätigkeit 
jeine Streiflichter wirft. Je weniger irgend ein ıumbefangener Urtbeiler 
en Landadvokaten das lediglich ald gemollte Folge böjen Willend oder 
Bon nur einer perfönlichen Verſchuldung zurechnen wird, beito offener 
muB ed auägelpto en werden: im Verkehr der höheren Gerichte fällt 
dad Facit der Vergleichung meift unverholen zu Unguniten, nicht etwa 
ſämmtlicher Landadvofaten, denn begreiflich wäre das ebenje ungerecht, 
wie umgekehrt alle Obergerichtöanwälte über jeden Untergerichitanmalt - 
ftellen zu wollen, wohl aber der Landadvokatur aus. 

Ich werde nicht von den rein äußerlichen Dingen reden, wenn dieſe 
auch in dem öffentlich mündlichen Auftreten keineswegs bedeutungslos 
find. Ich will davon ſchon um deöwillen ſchweigen, weil in Kurheſſen 
von Anfang an die Deffentlichleit und Mündlichleit anderd genommen 
und auögebildet worden ift, als daß auf ein glänzendes Schaufpiel nad 
außen bin vorzugsweife Werth gelegt worden wäre. Aus dem gleichen 
Grunde will ich auch nur nebenbei des Urtheilö über die Rebefertigteit 

ebenfen und erwähnen, daß nothwendig, da Verhandlhung vor 
Sinzelgericht, de wenn fie mündlich ift, nimmermehr die Atmofphäre 
für ein foͤrmlicheres Platdoyer hergibt, die tfächlich im Einzelgericht ſich 
bewegenden Advolaten von vorn herein an Hebung hinter den Obergerichts⸗ 
anwaͤlten zurücdgefept jein mubten. So uwerkennbar ſich das im Allge- 
meinen bemerklich machte, jo mangelhaft häufig die mündlichen Vorträge 
der Amtsanwälte ſich erwielen, jo überkurz oder fogar bedenklich ſchweig⸗ 
fam fich mancher derjelben unter dem ungewohnten Eindruck Eollegiali- 
fcher mündlicher Verhandlung gezeigt hat, der vielleicht mit dem Tühnen 
Borjap, dem Obergeriht oder Schwurgericht einmal gründlid Die Wege 
u meifen, „ugereilt war, immer wäre dad nody ein untergeordneter 
—* nach turhelfiichen Begriffen. \ 

Gewohnt, über den Mangel oratorifher Schönheit leicht hinweg- 
zugeben, ftellt nicht leicht irgend ein Gericht an den Abvofaten eine 
andere Aulaabe, als die, feine Sache mit Vernunft und gutem Willen 
in wenig Worten einfach vorzufragen. 

Wenn jelbit diejer beicheidenen Anforderung ein Theil der Land⸗ 
anwälte nicht ganz gerecht wurde, Io hatte das micht blos in dem Mangel 
an rednerijcher Hebung jeinen Grund. Vielmehr handelt es fich hier 
in der Regel geradezu darum, wie ber gejammte Geift der Rechtspflege, 
injonderheit nach den Prinzipien der Mundlichleit, zu erfaſſen 1ft. re 
wichtigfte Bedeutung hat die letztere darin, daß fie die unnügen Formen, 
zu welden die Schriftlichfeit geführt hatte, und damit nu das Spid 
um Formen und Worte bei Seite wirft. Mündlichkeit, je reiner durch⸗ 

eführt, deito mehr verweift fie von innen heraus auf eine getreue, ſorg⸗ 
Fame und wahrheitsgetreue Darftellung des Sachverhaltes. Den Shot 
aud dem fich der Streit entwidelt hat, vollftändig und wahr dem Ge 
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richte vorzuführen, iſt im mündlichen Verfahren recht eigentlich die Auf- 
gabe ded Anwalts. 

Dad hat denn auch, wenngleich jelbit Be vielleicht no nit 
fo, wie ed im idealen Bilde vor fhieht die willenfchaftlich gebildetere 
und für die Strömungen der Zeit empfindlichere Klaſſe der Oberge⸗ 
richtsanwälte meift begriffen oder in der praftifchen Hebung fchnell ala 
Das allein Mögliche kennen gelernt. Wer fann erwarten, berjelben Er⸗ 
fcheinung bei den vereingelten Landadvolaten zu begegnen? Iſt es nicht 
hoͤchft natürlich, dab fie im Zweifel bei der einmal gewohnten Methode 
eine oder doch ſo viel wie möglich davon in die neuen Gerichts⸗ 
zultände mitzunehmen gedachten? Wie follte es anders fein, als dab 

woörderft Leugnen, gewundene Erklärungen, der Apparat formaliftiicher 
ittel und Mittelchen, mit denen früher jo mander Erfolg errun 

worden war und vor denen, wad das Wichtigfte, dad Papier und die 

Schrift niemald zu erröthen brauchte, nach wie vor verfucht wurde? 

Hätten die Gerichte minder feit auf die Mündlichleit zugegriffen 
und beren Bortheile auszunutzen ſich mindere Mühe gegeben, ſo würde 
offenbar, jo weit auch die —* heſſch Juſtiz und der geſammte 
Anwaltsſtand über denjenigen Formelkram hinaus war, der in andern 
Ländern noch üppigſt blüht Doch daraus die Gefahr entitanden fein, 
dab die Mündlichkeit Dennoch wieder lahm gelegt worden wäre. Da das 
nicht der Fall war, da im Gegentheil jelbft die nur halbe Mündlichkeit 
im Ginitpeogeb möglichjt ausgiebig gemacht wurde, jo mußte umgefehrt 
der Erfolg fein, dab jene bedauer ice, veraltete und vor Allen der eige⸗ 
nen Sache wenig beilfame Manier immer jchärfer von der Meinung 
der Richter verurtheilt wurde. Nicht allzu felten war Gelegenheit für 
Dad Gericht oder deſſen Vorſitzenden, auf ungeeignetes Berhalten, frivoles 
Leugnen oder Behaupten, verzögerlihe Einwendungen, übermäßige Be 
weisführungen, hinterhalten von Material u. dal. aufmerkſam zu machen. 
Mancher zu ſeinem lan Mißbehagen gewahr geworden, wie 
ſchwer ſich in feldher Verhandlung Etwas behaupten oder Tefthalten läßt, 
was von Rechts wegen niemals hätte behauptet werden ſollen. 

Es erklärt ſich durchaus, daß in allen dieſen Stücken durchſchnitt⸗ 
lich, weil durch reichere Erfahrung belehrt, wohl oder übel Obergerichts⸗ 
anwälte von einem andern Standpunkte audgehen, als ihre ländlichen 
Kollegen. Herner leuchtet ein, dab ſich der einmal in der Mündlichfeit 

eichöpfte Geiſt EN über die noch vorlommenden Schriften verbreitet. 
Sin geſchickter Obergerichtsanwalt wird immerhin der %orderung, 
welche die jüngfte Prozeßordnung aufftellt, Eur und bündig dad That⸗ 
jächlihe darzulegen, eher entſprechen oder würde mindeſtens dazu eher 
im Stande fein, als der des neuen Weſens ungewohnte Landabvofat, 
welcher, wenn er auch lange nicht mehr in der früheren Breitipurigfeit 
und mit der vermeintlich pfiffigen Kunſt arbeitet, doch noch immer leicht 
in den Fehler verfällt, den geradeften Weg nach dem Endziel der richter- 
lichen Entſcheidung nicht ald den beften zu wählen. 

Kein Wunder und darum auch nur zum Theil ein Vorwurf, Daß 
die Klagen über Spitzfindigkeit, Chikane und Rechtserſchwerung, jo weit 
fie begruͤndet find, entſchieden zum größeren Theil auf die Thätigkeit 
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der Landadvokaten fallen. Dazu kommt bie auf dem platten Lande 
Fk: abfolut unmögliche, oder nur mit den größten Opfern zu erreichende 
orte bung in ber Wiſſen Waſt während u eben fo häufig die 
praftifche Uebung des vorhandenen Wiffend im Geſchäftsdrang der umter- 
erichtlihen Prarid kaum auch nur ein Fortichreiten in der gewöhnlichen 
—* mit ſich bringt. 

Der rechte Grund aller dieſer unleugbaren Hebeiftänbe tft ſchnell 
zu verftehen. Er liegt darin, dab jeder Amtsadvokat lediglih auf fid 
angemiejen ift. Zwar eriftiren, wie Fi ausführlicher zu bedauern fein 
wirb, überhaupt in Heſſen, aljo audy für die Obergerichtsanmälte, Feine 
Korporationen oder Verbände. Nichtödeitoweniger erregt dad Zufammen- 
[eben an einem Orte und die gemeinfame Thätigfeit bei den Gericht- 

öfen defjelben unter den lebtern eine Art von korporativem Bewußtſein 

enn gleich weit entfernt von einer allumfaffenden Einigfeit, wenn 
auch in einzelne Kreife aefpalten und aus den beterogeniten Elementen 
ufammengejept, hat doc da8 Barreau ded Obergerichtd eine gewiffe 
Bufammengebört keit. Kein Mitglied beffelben kann fi), ob es will, 
oder nicht, den Einflüffen entziehen, welche die Hl der nahe beifam- 
men lebenden Standeögenofjen beherrſchen. Sichtlich ift es kaum mög- 
lich oder die peinlichhte Aufgabe von der Welt, wo, Kat es auch nur ein 
Theil derfelben, die Kollegen haft ihren Beruf in höherem Sinn, mit 
gebildeterem Gelhmad und beſſerem Wiffen ausübt, dagegen Oppofitien 
aufrecht zu erhalten. Eben deöhalb war ed für den Stand der Ober: 
gerichtsanwälte verhältnigmäßig leicht, obgleich bei genauerer Erforſchung 
der Zuftände mancherlei Ausnahmen und verjchiedene lokale Auffaffungen 
nachgewiejen werden möchten, eine Würde und ein Anfehen zu behaupten, 
die erft dann ruinirt fein würden, wenn die Gefammtheit oder doch die 
Majvrität Gefallen daran gefunden hätte. Die noblere Stellung legt 
bier von felber Derpfliöhtungen und Rüdfichten auf, welche die gedruͤcktere 
Untergerichtöftellung nicht Tennt oder mitunter fogar in einem mühſam 
die Schwäche verdedenden Trotz nicht kennen will. Die gegenjeitige 
Beobachtung macht die Mitglieder jener jentibel egen Urtheile, weld 
an ber zeritreuten Menge der Amtdanwälte abprallen. Für den Amts« 
advokaten eriftirt nur eine solegenihaft mit ber er direft nichts zu 
theilen bat. Er ift der geborene Einzeladvofat, entiprechend den Einzel⸗ 
gerichten. Nur nach ſich felbft, nad feinen individuellen Vorſtellungen 
und Berhältnijfen, im Guten, wie im Schlechten PN mefjend, fehlt ihm 
die jo wichtige Schule und Zucht, welche die Kollegialität unter den 
hertggrichtzanwälten ſelbſt dann übt, wenn fie geſetzlich nicht ſanktio⸗ 
nirt iſt. 

Darum denn weiterhin kein Wunder, daß auch bei den Klagen über 
unwähleriſche Annahme fauler Sachen, über Injurienprozeffe oder bäuer⸗ 
liche Eigenfinnaftreitigfeiten, über die Erregung des Prozebgeiftes oder 
Prozehwerberei, ceteris paribus immer vorwiegend an die Praktik ber 
Landadvofaten gedacht wird. 

Angefichts ee Beobachtungen muß Nichts näher liegen, als bie 
Frage, wie die Zujtände und die wenig beneibenöwerthe Situation der 
Landadvokatur zu verbeflern fei; und, wenn anders ber nd des Hebel 


⸗ 
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von uns richtig erfannt worden ift, würde zugleich das Mittel nahe 
geruug aut Hand fein. Man würde an die Beet ung der jeht beitehen- 
en Bereinzelung, oder an die Aufhebung der Landadvokatur benfen 
müflen. Die Bereinzelung wirft, dad kann | werlich überjehen werden, 
auf den Advofaten noch ganz anders, ald auf den Nichter. Der Karalter 
des Berufs bedingt daß. Selbit wer dad Einzelrichterthum nicht gerade 
verwerfen möchte, Tönnte fi) Darum der Erwägung nicht entiehlagen, 
ob daß Cingelabbofatentbum in ber unteren Inſtanz beibehalten werden 
dürfe, und müßte für deffen Bejeitigung ftimmen, wenn & ergiebt, 
daß verſchuldet oder umverjhuldet Die Landadvokatur der Heerd jener 
Unzuträglichleiten ift, welde in der Meinung des Publitums oft auf 
den gefammten Anwaltöftand zurüdfallen, und der Gefepgebung und 
Dberaufficht des Staated die Rechtfertigung abgegeben haben zu Maß- 
regeln, bei denen die Entwidlung ded ganzen Anwaltöitandes verküm⸗ 
mert geblieben ift. 

Allein die flüchtigſte Betrachtung lehrt zugleich, daß das Land» 
advofatenthbum zu innig mit der Einzelgerichtsverfaſſung verwachſen ift, 
um ohne die legtere gründlich geändert werden zu können. So lange 
in Kurbeffen die Juſtizämter beftehen, erjcheint es im Intereſſe der 
Rechtſuchenden allzu nachtheilig, ja geradezu unerträglich, daß etwa künftig 
nur bei den Kollegialgerichten, aljo in den Hauptorten Amwälte, die dort 
in größerer Zahl vereinigt fein würden, angeftellt fein follten. Die 
leichtere Zugänglichkeit der 87 über dad ganze Land zerftreuten, ‘dem 
Iofalen Rechtsbedürfniß ftet8 nahen Amtsadvolaten läßt fa nicht erfeßen. 
Da eine Neihe von Geſchäften bei den Zuftizämtern durch Advokaten 
betrieben wird und oft, wenn nicht rechtlich, Doch thatfächlich gezivungen 
betrieben werden muß, würde ed zu einer groben Berweitläuftigung und 
Bertheuerung der Gefchä e führen, wenn behufs der Rechtsbeiſtandſchaft 
in dem gamgen Obergerichtsbezirk nur das Barreau des Obergerichtsortes 
zur Serfügung ſtände. 

Bevor alſo mehrere und kleinere Kollegialgerichte erſter Inſtanz 
hergeſtellt ſind, wird ſich ſchwerlich eine umfaſſende Reform der Advokatur 
durch Beſeitigung des-Unterſchiedes zwiſchen Land- und Stadt⸗, Einzel⸗ 
gerichts- und Kollegialgerichtsadvokatur in unge nehmen lafjen. Bis 
dahin wird jede Berörderung forporativer Selbitverwaltung des Anwalts⸗ 
ftandes in der Landadvofatur bei ihrer Zerjplitterung auf umnüberfteigliche 
Schwierigkeiten ftußen, und wollte man ſie gewähren, jchwerlidy zu rechter. 
Wirkung gelangen. 

Nur der Vollſtändigkeit halber ift noch zu erwähnen, baf neben 
den Anwälten, von denen biäher die Rede war, bie aljo bereit find, 
Sedermann in Rechtöangelegenheiten zu dienen, mitunter noch Syndilen 
und Bertreter, audjchlie 6 zur Führung von Rechtsſachen beitimmter 
Korporationen u. dgl., vorlommen. 

Eine ganz bejondere Stellung aber nimmt der Staatdanwalt ein. 
Zur Vertretung bed Staated in DVermögendangelegenheiten (advocatus 
camerae e. fisci), jowie zugleich zur Vertretung der Landesherrſchaft 
in Prozeffen war Ietber ein eigend mit firem Gehalt und allenfalls 
dem Bezuge gewiljer Gebühren ausgeitatteter Beamter bei jedem Dber- 
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XIV 


Die Lage ded Anwaltöftandes in dem ehemaligen Kucheffen. 
Vom Herrn Ober⸗Appellationsgerichts-Rath Profeffor Dr. Endemann zu Jena. 


An der Entwidlung des Rechtözuftandes in Kurheſſen hat ber 
Anwaltsſtand jelbitverftändlich feinen gebührenden Antheil gehabt. War 
nun jene Entwidlung, wie ich fie unlängft in diefen Blättern (Heft 1. 
©. 29. ff.) kurz zu farafterifiren fuchte, im Ganzen eine überaus gefunde 
und glüdliche, fo ift damit bezeugt, daß, trotz aller Anfeindungen, ja 
trog aller gehäfjigen VBorurtheile, denen man bier jo gut, wie anderswo 
bei Zuriften und Nichtjuriften zu begegnen pflegte, auch die Anwälte 
dazu mitgewirkt, mindeſtens diefeibe nicht gehemmt haben. Zieht man 
eis die gefammte Sttuatton des kurheſſiſchen Barreaus, wenn bieler 

usdruck erlaubt tft, wo eigentlich jeder Zug korporativer Selbftftändtz 
feit unterdrückt war, in Betrachtung, fo follte man fich billig wundern, 
nicht die umgefehrte Wahrnehmung machen zu müffen. Um fo größer 
ift das Lob, der Ungunft der Umftände nicht unterlegen zu fein, um fo 
geöber die Hoffnung, daß eine aufgeflärtere Negierung bald auch den 
Anwaltsftand in die Möglichkeit vertehen werde, feine Kräfte freier zu 
entfalten, als biäher. 

Großentheils find allerdings die Schmerzen, welche den kurheſſiſchen 
Anwaltsitand bedrüden, a unter denen die altpreußifchen Kollegen 
leiden. Indeſſen findet fi doch wieder in biefer Hinficht in Heilen 
manches Eigenartige. Bet der zmeifellofen Wichtigfeit des Berufs, 
welden dad Advokatenthum zu erfüllen hat und vollends in der Zukunft 
zu erfüllen berufen fein wird, ſei es vergönnt in überfichtlicher Schilde: 
rung die Zuftände deſſelben im Kurheffen barzuftellen. 

Mer die jogenannte Sreigebung der Advofatur als dad erwünſchte 
Ideal betrachtet, würde in Heſſen das gerade Gegentheil finden. Die 
Anftellung aller Advofaten ohne Ausnahme, die jetzt durch das Zuftiz 
miniitertum erfolgt, gejchah Durch landesherrliches Reſkript. Das heikt: 
je hing von der Entſchließung des Kurfürften ab. Weber die geſetzlichen 

orbedingungen einer ſolchen Anftellung ift dem, was früher uber die 
Vorſchule der en aufbahn überbau t gejagt wurde, nur wenig 
hinzuzufügen. An ji war dazu nad) günftig beftandener Prüfung bied 
ein äbriger Vorbereitungsdienſt erforderlih). Indeſſen war fo raſchet 
Eintritt in die Advofatur in ben legten Jahrzehnten, wenn er ja ver 
gefommen fein follte, doch jehr ungewöhnlih. Die meiften Advofaten- 
itellen find, in neuerer Zeit jogar faft durchweg, allerdings aus ben 
Referendaren oder Praktifanten refrutirt worden, hier und da haben fid 
Aktuare, ſehr jelten Richter darum beworben. Allein nach dem Zur 
ſchnitte des Vorbereitungsdienſtes dauerte es 200 in der Regel Jahre, 
oft jogar viele Jahre, bi8 die Ernennung zum Anwalte erreicht wurde. 


i) Zuftigminifterialausfchreiben vom 31. Dezember 1823. 
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Nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift galten Die Anwälte, wie Aerzte 
u. dgl, nicht ald Staatsdiener?). Nichtödeftoweniger hatte ihre Er- - 
nennung alle die guten® und böfen Oaneen, wie die Ernennung zu 
einem andern wirfliden Staatsamt. So find denn alle die fachlichen 
und perfönlihen Schwierigfeiten, gegen die fi andere Ernennungen an 
hoͤchſter Stelle durchzukämpfen hatten, auch hier zur Genüge empfunden 
werden. Nur darin hatte die Bewerbung um die Advofatur, obwohl im 
Uebrigen geeigneten Falld fo gut Rüdfichten aller Art mitfpielen fonnten, 
wie fonft, einen thatfächlichen Vorzug, daß fie von dem Mintfterium 
——ã— -anbeöherrn immerhin ald eine untergeordnetere Pofition ans 
gejehen wurde. 

So wenig fehmeidhelhaft Died für die Werthſchätzung der Advokatur 
Klingt und fo ſehr dad mit der herrſchenden Tradition übereinftimmte, 
jo lag darin doch für Manden, dem die Laufbahn im eigentlichen 
Staatödienft unrettbar verjchloffen blieb, der Vortheil, möglichermeije 
doch I zu der Advofatur zugelaffen zu werden. Nicht immer gelang 
das, ehr, ald Einer, hat auch um die Anwaltichaft ver eb ich gewor⸗ 
ben, und nicht allzu ſelten iſt ſelbſt der wohlwollende —8 es Mi⸗ 
niſters, einem unglücklichen juriſtiſchen Kandidaten dazu zu verhelfen, 
be ala Rechtsbeiſtand fein Brod zu verdienen, geirheitert. Allein immer: 
in erſchien ed maßgebenden- Ortes als ein Kleinereö und darum Möge 
lichered, die Konzeſſion zu dem untergerröneteren Metier des Anwalts 
zu verleihen. Auf ſolche Weife ſah fih eine Mehrzahl von jüngeren 
Kräften genöthigt, in Ermangelung eines Beljern, ih der Advofatur 
gttguivenben, die freiwillig nicht daran gedacht haben würden. ben 
edhalb haben manche Anwälte e8 immer als harted Loos betrachtet, von 
der Richterbank verftoßen zu fein. Aber auf der andern Ceite find, 
wenn auch lange nicht ein Jeder fo glüdlich war, in der Advofatur gar 
mande, um ihres Namens oder Rufes willen verfolgte, wegen. ihrer 
politiihen Gefinnung verdächtigte, verurtheilte oder entlafjene Vorbe⸗ 
reitungsdiener, oft allerdingd erjt nad) Jahren, untergebracht worden, Die 
außerdem gar feine Ausfichten gehabt haben würden. ‚ben? war die 
Advofatur, wiewohl mit Ausnahme gewiffer Zeitläufte, in denen aud 
das nicht einmal paſſirte, die einzige juriftiiche Branche, zu der allenfalls 
Israeliten zugelaffen wurden. Sndeffen ilt ihre Zahl bis zur Stunde 
nicht en geweſen. 

on aus dieſen Verhältniſſen erklärt ſich, was die Erfahrungen, 
die im Weiteren zu ſchildern find, beſtätigen werden, daß die Advokatur 
als ein durchaus von dem übrigen Juriſtenſtand getrenuter Zweig ber 
Thätigkeit galt. Sm alten Zeiten war das, wie bereitd früher zu 
bemerken Gelegenheit war, anderd. Umfonft verfuchten die Anwälte 
anläßlih der neueren Reformen durch Zuziehung ald Crgänzungss 
richter eine innigere Verbindung mit dem Richterjtande in Anſpruch zu 
nehmen. Man ging darauf nicht ein. Ebenſo wurde die Anftellung 
eined Anwalts im Beamtenftande immer feltener. In der Regel mußte 


2) Stantödienftgefep von 1831 9. 2. 
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ih Jeder, der einmal zum Anwalte ernannt worden, jagen, dab damit 
über sine Lage lebenölanglich entſchieden fei. 
te Anwälte zerfallen, wie früher angedeutet, in die zwei Klaſſen 
der Obergerichtö- und Untergerichte-Anmälte. Ausweislich des Königlich 
Preußiſchen Staatshandbuchs für 1867 vertheilen 119 diejelben folgen: 
dermaßen. Bei dem Obergericht zu Kaffel, defien Bezirf etwa 72 Duadrat- 
peilen mit 325,000 Einwohnern umfaßt, find dermalen 14 Obergerichts⸗ 
nwälte und bei den zu diefem Sprengel gehörigen Juſtizämtern 42 
Untergerihtöanwälte zugelaffen. In dem Bezirk von Marburg find bei 
34 Duadratmeilen und 117,000 Einwohnern 6 Ober- und 12 Unterge: 
richtsanwälte. Fulda, mit Schmalfalden, 33 Quadratmeilen und 137,000 
Einwohner, bat 4 VObergerichtöanwälte, 12 Amtsadvokaten; Hamur 
23 Duadratmetlen mit 122,000 Einwohnern, 6 Obergerichtsanwälk, 
19 Amtsadvokaten; endlih Rinteln, 8 Duadratmeilen und 37,000 Ein- 
wohner, 4 Ober ia und 2 Untergerichtsanwälte. Die Totalſumme 
beträgt mithin 34 Obergerichts⸗- und 87 UntergerichtSanwälte auf das 
ganze Land. 

In den Provinzialhauptftädten, welche Obergerichtöfige find, exiſtiren 
in der Regel — nur Hanau macht eine Heine Ausnahme — blos Ober: 
gerichtäonwälle, von denen zugleich bie Geſchäfte bei den bafelbft befind- 
ichen Untergerichten beforgt werden. Gar feıne Advokaten am Plage 
haben im Bezirke Kaflel 5, im Bezirfe Marburg 3, im Bezirke Fulda 
6, im Bezirke Hanau 2, im Bezirfe Rinteln 2 Juſtizämter. An 30 
Fe bat je ein Amtsadvofat feinen Wohnfig, an 24 wohnen 
mehrere, 2, 3, an einem 4 Amtsadvofaten. Drei der legtern iſt ein 
Domizil an einem Orte geftattet, der gar kein Gericht befist. 

an fieht zugleih, daß Jämmilicen Anwälten die Wahl ihres 
Wohnfitzes keinesweges freigeftellt war. Ste waren durd ihr Anftellung® 
reffript an einen beftimmten Ort und auf einen beftimmten Sprengel 
venwiefen. Bei den Obergerichtdanwälten galt als felbftwerftändlich, dab 
ie zur Praxis im ganzen Umfange des Obergerichts-Bezirfs, aljo aud 
et allen demfelben angehörigen Suftizämtern berechtigt feien. Den 
Untergerichtdanwälten hingegen wurden diejenigen Untergerichte, bei denen 
fie außerhalb ihres Wohnortes zu praftiziven befugt fein jelten, ſpeziel 
bezeichnet. Freilich hatte dies nicht den Sinn, fie von der Praxis bei 
allen übrigen Amtöftellen auszufchließen. An und für fi war vielmehr 
die Möglichkeit, an jedem kurheſſiſchen Amtsgericht aufzutreten, ebem 
Amtsadvokaten gewährt. Indefjen übte die Gejepgebung ?) knfofern 
einen Drud Be en die Ausübung ber Advofatur über den refkriptmäßi⸗ 
gen Eprenge Finaus, ald fie den Advofaten in folhem Fall Erſazz der 
täten und NReifekoften nur dann zubilligte, wenn die auftraggebende 
Partei folhe ausdrücklich fchriftlich in der Vollmacht zugefichert hatte. 
Es iſt Har, eine ſolche Beftimmung mußte, indem fie die Partei auf 
bie bevorſtehenden Mehrausgaben jehr energiſch aufmerfjam machte, meht 
als abmahnend auf Ertheilung von auswärtigen Mandaten hinwirken. 
Dieſe Beftimmung beſteht, wenngleich andere Beſchränkungen der Unter: 


3) Verordnung vom 17. Nov. 1829 8. 12. 
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" a eu deren im Folgenden zu gebenten, beſeitigt worben 
End, noch heute fort. 

Beionderd il eriheint neben jener drtlichen Abgrenzung ber 

Anwaltöbefugnii die Abgrenzung derjelben für Die eingeinen Klaffen nad) 
der Stufenfolge der Gerichte. Obwohl — dieſe ite hin allmälig 
die Bewegung immter freier geworden tft, bleibt doch noch genug übrig, 
halten rennung der Amtd- und Obergerichtdadvofatur aufrecht zu 
erhalten. 
So lange in Strafe, wie in Givilfachen reine Schriftlichkeit beftand, 
war die Trennung eine vollftändige. Der Untergerichtäammwalt war von 
den höheren a völlig ausgefchloffen. Letztere hatten Schriften 
nur vou den bei ihnen angeftellten Obergerichtsanwälten anzunehmen; 
und wenn den Amtsadvolaten nachgelaffeı war, falld, wie Das Geſe 
zur beionderen Borausfegung machte‘), allmälig jedoch ſtillſchweigen 
vermuthet wurde, die Partei abfonderliches Vertrauen zu ihm hegte, ihre 
Schriften ſelbſt für die —5 Inſtanzen zu verfertigen, ſo bedurften letztere 
doch immer der Anterſchrift und Gin eined Obergerichtsanwaltes. 
Die natürliche Folge davon war, daB die Parteien, —— in Civil⸗ 
ſachen, gezwungen erſchienen, für die höhere Inſtanz doppelte Vertretung, 
einen (or walter (Amtsadvofaten) und Profurator (Obergerichteanmalt), 
zu en. 

Sndeifen hat der Grundſatz, wonach alfo bei den Obergerichten 
eigentlich nur Obergerichtsanwälte praftiziren jollten — denn dieſe Be- 
deutung hatte von Haus aus jene Seltimmung, daß nur von folden 
unterfchriebene Schriften bei den Obergerichten Eingang fanden, in dem 
fchriftlichen Prozeß — mande Modifikation erlitten. Zunächſt war es 
unvermeidlih, in Strafſachen jene Beſchränkung fallen zu laſſen, fobald 
dort die Mündlichkeit eingeführt wurde. Seit dem Strafprozehgejeh von 
1848 ſteht es feit, dab jeder Untergerichtsanwalt auch vor dem Ober: 
geriht und Oberappellationdgericht in Strafſachen vertheidigen und 
plaidiren kann. Da die fpäteren Reformen der Steafprogekordnung an 
dem Prinzip der Mündlichkeit Nichts geändert haben>), h, iſt alfo für 
diefen Zweig der Juſtiz von einem vehtlichen Borzug der Obergerichtd- 
anmwälte vor den Untergerichtäanmwälten, der darin gelegen, dab jene auch 
vor den Untergerichten, diefe Dagegen nicht vor den Obergerichten thätig 
fein koͤnnten, nicht mehr die Rede. 

In der Civilrechtspflege aber blieb ed auch nach 1848 vorläufig 
bei dem alten Verhältniß. Erſt die Anfänge von Mündlichkeit, weldye 
die proviforifche Geſetzgebung Haffenpflugs 1853 jchuf, öffneten den 
Untergeridht8anwälten die Shore der höheren Gerichte. Die VBorfchriften 
über die Einreihung von Schriftſätzen wurden zwar nicht bejeitigt. Die 
Dbergerichtsanmälte waren vielmehr nad) wie vor die einzig approbirten 
Erhibenten der Schriftjäge bei den höheren ZTribunalen. Aber die Ab- 


+) Verordnung von 1829 88. 5. 8.; vgl. auch die älteren Delebe bei Kulenkamp, 
nee Sammlung der Landesord. Bd. d. ©. 290. 8. 18. Nr. 2. Strippelmann, 
nene Sammlung der bemerfendwerthen Entſch. IV. 2. ©. 48. 

5) Geſetz vom 28. Oftober 1863 $. 36, 
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Senate der Obergerichte, Sachen zwiſchen 150 und 300 Thlr. au Werth 
vor die Kleinen Semate der Obergerichte mit Berufung an bie großen 
Senate der Obergerichte, Sachen über 300 Thlr. an Werth vor bie 
He Senate der Obergerichte mit Berufung an dad Ober-Appellations- 
gericht. 

B. Die freiwillige Gerichtöbarfeit gehört vor die Amtsgerichte, gegen 
deren Verfügungen die Beichwerde an die Fleinen Senate der Oberge- 
richte geht. 

C. Die Steuer- und Zoll» Kontraventiondjachen gehören in erfter 
Inſtanz vor Die Amtögerichte, in zweiter Inftanz vor die großen Senate 
der Dbergerichte. 

D. Die Polizeiftraffachen gehören in erjter Inftanz vor die Amts⸗ 
gericte (Schöffengerichte), in IE Inftanz vor die Kleinen Senate 
der Dbergerichie. Die übrigen Strafſachen gehören zur Aburtheilung in 
eriter Sultan; vor die Tleinen, in zweiter Suhtanz vor die großen Senate 
der Dbergerichte. 

In letzter ur t verhält es ſich jedoch anders mit den Schwur⸗ 
gerichtöfadhen. In ſchweren Straffällen, d. h. foldyen, durch welche bie 
Strafe der Dienftentfegung, des Zuchthaujes, das nicht unter 2 Jahren 
erkannt werden fann, der Kettenftrafe, und bed Todes verwirkt ift, (mit 
Ausnahme der Verbrechen des Stantsverrathd und der Landesverrätherei, 
der Gefährdung der Staatsficherheit, der Majeftätöbeleidigung und der 
Beleidigung der Perfonen der königlichen Kamilie, der Herabwitrbigung 
der Staatöverfaffung, ded Aufruhrs, der Störung der öffentlihen Ruhe 
durch Mißbrauch der Religion) entſcheiden Schwurgerichtähöfe, welche 
allvierteljährlich zuſammentreten und aus 12 Geſchworenen und 5 F r⸗ 
ten Richtern gebildet werden, von denen für jede Vierteljahrs⸗-Sitzung 
der Borfibende vom Präſidium des Ober» Appellationsgerichts, die bei- 
fipenden Richter aber von dem Präſidenten deijenigen Obergerichts 
ernannt werden, bei welchem jich der Schwurgerichtähof befindet. Gegen 
das geſprochene Urtheil findet eim ordentliche Rechtsmittel wicht ftatt. 

E83 beitehen im Königreihe Hannover 12 Obergerichte, nämlid 
10 größere, mindeftend mit je 8 Richtern befeßte in den Städten Hannover, 
Hildedheim, Göttingen, Selle, Stade, Osnabrück, Aurich, Lüneburg, Verden 
Meppen, und 2 Heine in Hameln und Nienburg, welde mit 5 Richtern und 
befebt find, und von deren kleinen Senaten die Berufung an den großen 
Senat des Obergerichtd zu Hannover geht. Schwurgeriihtöhöfe befinden 
fih mur bei-den 7 erftgenannten der größeren Obergerichte. 

Die größeren Obergerichte find mit einem Obergeridytd - Direktor 
und einem Obergerichts⸗Vicedirektor (dad in Hannover mit zwei Dber: 
gerichtö=-Vicedireftoren), Die Fleinen Dbergerichte mit einem Oberge 
rent Dizekar, und der erforderlichen Zahl von Obergerichts⸗Räthen und 
O a en befept. Unter den beifibenden Richtern findet ein 
alkährliger Wechſel in den Sennten ftatt. Die etatömäßige Zahl diejer 
letzteren betrug einfchliehlich der Neferenten des Juſtizminiſteriums, der 
Beamten ber Staatdanwaltichaften bei den Dbergerichten und der Sub: 
ſtituten des Oberſtaatsanwalts: 108. 


bed ehemaligen Koͤnigreichs Hannover. 29 


4. Das Dber-Appellationdgericht. 


Das Dber-Appellationdgericht bat feinen Sig zu Celle, und ift 
verfafjungsmäßig mit einem Präfidenten, drei Bicepräfidenten und 24 
Räthen befegt. Don diefen wurden ber Präfident und die BVicepräfi- 
denten und 12 Räthe vom Könige ernannt, 12 Räthe aber von den 
verfchiedenen Provinzial- Landichaften präfentirt. Ein jeder für das 
Ober-Appellationd-Gericht ernannte, bez. präfentirte Rath war vorläufl 
einem Serutinium, demnädhft aber einer Prüfung jeiner Kenntniſſe bei 
diefem Gerichtähofe unterworfen. Sowohl das Ian Ihaftlice Prãſenta⸗ 
tionsrecht, als auch Scrutinium und Prüfung ſind durch Verordnung 
vom 8. Februar 1867 Geſ.Samml. S. 209. aufgehoben. 

Das er Ipre lation— ericht beſteht aus drei Civil⸗Senaten, einem 
Straf-Senate einem Kaflationd-Senate. 

Die Zuftändigfeit des Ober-Appellationögerichtes tritt ein: 

1. rüdfichtlid der Givil-Senate für Rechtsmittel und Verfügungen 
in Givilfachen, welde an dad Ober-Appellationdgericht gehören, infofern 
nicht Rechtämittel gegen Gntiopeibungen der Civil⸗Senate jelbft in Frage 
fommen, alfo namentlich für Berufungen gegen Civilurtheile der großen 
Senate der Obergerichte ; 

‚2. rückſichtlich des Straf-Senats für Rechtömittel und jonftige 
Berfügungen in Straf⸗, Steuer- und Zoll: Kontraventionsjachen, ſowie 
Infofern nicht Sec welche an das Ober: Appellationsgericht gehören, 
infofern nicht Rechtsmittel gegen Entſcheidungen bes Straf-Senaie ſelbſt 
in Frage ſtehen. Namentlich gehoͤrt dahin die Entſcheidung darüber, 
ob der Angeklagte vor den Schwurgerichtshof zu verweiſen ſei, und die 
ueipei allung uber die der Kompetenz der Schwmurgerichtähöfe entzugenen 

erbrechen; 

3. rückſichtlich des Kaſſations-Senats für Rechtsmittel gegen Ver— 
fügungen der Civil⸗Senate und des Straf-Senats, für die Disciplinar⸗ 
—— 5 en Mitglieder bed Ober⸗Appellationsgerichts felbit, für die 
Nichtigkei —* zur I Annie des Geſetzes. 

Jeder der Civil⸗Senate, ſowie der Straf⸗Senat, beſteht aus einem 
Präfidenten und 6 Räthen; der Kaſſations-Senat wird and ben vier 
Präfidenten, bez. Bicepräfidenten und 12 Räthen gebildet. Die letzteren 
werden — und zwar 3 aus jedem Senate — auf gutachtlichen Bor- 
ſchlag des Präſidiums vom Könige ernannt, und befleiden ihr Amt jo 
lange, als fie in ihrer Stellung ald Mitglieder des Ober-Appellationd- 
gerichtö und des betreffenden Senats verbleiben. 

Die Senate urtheilen in ungerader Zahl, und zwar die Civil⸗Se⸗ 
nate und der Straf-Senat mit mindeſtens 5 Richtern, über Nichtigfeits- 
beichwerden in Straf-, Steuer: und Zoll-Kontraventiond-Saden, a in 
> raflachen eriter Inſtanz mit 7 Richtern, der Kaffationdfenat ftetd mit 

Richtern. 
a8 Ober-Appellationögericht ift auch der oberite Gerichtähof in 
allen Civil⸗ und Kriminal⸗Prozeßſachen des Fürftenthbums Lippe-Detmold; 
außerdem Tönnen bei demfelben Befchwerden über verweigerte und vers 
zögerte Juſtiz gegen die Obergerichte des genannten Fürſtenthums ange 
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lich erachteten Repreſſivmaßregeln, durchkreuzen. Während auf der einen 
Seite dem Anwaltsſtande mit anzuerkennender Liberalitat bie Feſſeln theil⸗ 
weiſe — ber Br werden follten, ftand auf det andetn Seite ängftliche Sorge - 
por Mi ber Sreiheit und biktirte Manches, woraus beutlich er ci, 
a ber —— immerhin doch noch mit eigenthümlichen Beſorg⸗ 

en angeſehen wird. Am auffälligſten ift die vorerwähnte Anordnung, 
wona — das Obergericht eine Ungebühr in der Vereinbarung ſiehi, 
auf die Aeußerung dreier unbetheiligter Anwälte provozirt werden und 
nur auf deren Antrag die Herabſetzung verfügt werden ſoll. Deutlicher 
konnte der Weg, auf dem, anſtatt ihn blos zu betreten, weiter zu gehen 
war, nicht angegeigt werben. 

Bon dem Rechte freier Vereinbarung bed Honorard nad) dem Bor- 
gange der Gotha=-Coburg ee Geſetzgebung ift in der kurzen Zeit feit 
1863 manmigfach Gebmudy gemadjt worden; he wo es gall, 
dee Prozeſſe auswärts zu betreiben, bei denen oft die gef ie 
Retſekoſten und Diäten keineswegs für einen ir ftigten Ava 

reichende Vergütung repräfentiren. So viel man hört, ſind Klagen jr 
jetzt kaum entſtanden. Gin Beweis mehr, daß man obne 8 noch 
meiter gehen Tönnte. 

Daß demeben überhaupt ein ame, beiteht, tft natürlich am 
fich kein Widerſpruch. on als ſtill For wenn nichts Anderes 
ausgemacht ft, gewollt mag das geſetzlich firtrte Maaß Berechtigum 

ben. enjo verfteht es ſich von — daß dem „geieplichen Cart 
omeit er eriftirt, irgendiwte Die Folge geftchert | ein m 

Allein die Art und ante der andpakung nicht bloß des Zarifs, 

jondern auch der vertragsmäßigen Feſtſetzung des Donotard „lehrt, daß 

auch in Heſſen die Anwälte durchaus unter die Gewalt ber Gerichte 
—* ſind. Selbſt jene willfürliche Webereinfunft unterlte 7 wie wir 
geſehen haben, wenng 8 einer abſonderlichen, en Geſi topuntt der 
gerichtlichen Dis —* verwiſchenden Weile immerhin dody der 
Kontrole des Gerichte, Das Gericht hat die Boraußfegumgen der Ueber 
einfunft zu prüfen. Das Gericht kann jederzeit die ihm übermäßig 
erjheinende Vereinbarung zur Konteftation bringen, oder zur Strafe bed 
Anwaltes anfechten, wenn auch das Urtheil ſchließlich auf die Aeußerung 
von Zandergeroſſer gegründet werden ſoll. 

Wo dagegen ber zart in Frage ah Ne ne bet a 1 abfolst 
und unverhüllt unter der Kontrole des Gerich ts. 
und der Beitreibung der Anwaltsgebühren verhält es — ——— 
jo, wie ſeit fünfzig Jahren, und fe wohl georbnet das betreffende Ver⸗ 
en theild nad) Hofitiner Gefeßge ung, theils nach der Praxis erfcheint!e), 
b ſcharf tritt darin die Unterordmmg unter die gerichtliche Disziplin 

ervor. 

Der Anwalt bat, um einem Verdienſt zu gelangen, der he 
einem Jahre nady der gerichtlichen Moderation a infung 
zunächſt eine geſetzliche Hypothek an dem Vermögen eineß 


9 6 er Zufammenftellung bes bieher Gehoͤrigen ſ. bei Strippelmann a. a. 
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Er braucht Tein Mandat ohne Vorſchußdeckung zu übernehmen, deſſen 
Rüdzahlung Abrigend wiederum im Wege her gerichtliche Disziplin 
erzwungen werden kann, ſobald anderweite Befriedigung erfolgt ift Er 
Tann fich ferner, wenn die Gegenpartei. in bie Koften verurtheilt worben 
ift, diefe Koften perfönlich zuerfennen laſſen. Er kann endlich von feiner 
etgenen Partei die Gebühren fordern. 

Rothwendige Vorbedingung des Beltreibungsrechts aber, mag ſich 
dies gegen die eigene Partei, oder vermöge Zwangsabtrefung wider die 
Gegenpartei richten, ijt Die norgängige Koſtenbeſtimmung. Diefe erfolgt 
lediglich durch dad Gericht mitteljt Dekretes. Thatſächlich beſorgt aller- 
dings ın den meilten Fallen das Aktugriats⸗ oder Sekretariatsperſonal 
die Moderation, Indeſſen iſt es zugleich Sache der Richter, die Gejep- 
mäßigfeit der Gebühren zu Tontroliren, was jedenfalls gefchieht, ſobald 
Zweikel entitehen oder Reklamationen erfolgen. 

Kurz der Anwalt bat keinerlei Anſpruch auf Beitreibung, bevor das 
&ericht durch den Mund des Richters oder des Unterperjonald die For- 
derung für richtig erklärt bat. Jeder Poften, jeder Pfennig der Rech⸗ 
mung an Honorar, Schreibgebühren, Auslagen von Stempeln, Gerichtd- 
toften u. dgl. muß erſt die gerichtliche Kalkulation und Yuftififation 

iren. 

Es ift unnöthig, des Breiteren audzuführen, in welche Lage diefe 
wohlbefannte Einrichtung die Aumälte verfebt. Ste wird darum nicht 
befier, dab allem Anfcheine nach viele. Anwälte, ja vielleicht die Mehr⸗ 
zahl, aus althergebracdhter Gewohnheit wenig emuptiein oder doch nicht 
volles Verſtändniß der Lage haben, in welche Ai adurch verjept find. 
Man weib e8 eben nicht anders, läßt ſich gefallen, was nicht zu ändern 
ift, ärgert und beflagt ſich höchtens über die rothen Striche, mit denen 
die Koftenrechnung zurückkommt, beſchwert jich uber die Dermeintlichen 
Ungeredhtigfeiten und freut fich, wenn ein weiſeres Obertribunal vielen 
oder jenen geitrichenen Anſatz doch noch gutheißt, da es doc wahrlich 
längſt am der Zeit wäre, Die ganze Prozedur ber gerichtlichen Rechnumge- 
prü g erultliher Kritil zu unterziehen. Was fann für einen anltän- 
digen Anwalt erntedrigender fein, ald dab jeder Groſchen feines Ber 
dienſtes erſt der genauen, oft peinlichſten Werifilation Seitens des 
Gerichts bedarf? Welche Stellung, ſich Angefichts diefer Manipulation 
fagen zu müffen, dab um der Möglichkeit einzelner Unrichtigfeiten, oder 
um der Möglichkeit einzelner nody ſchlimmerer Erfahrungen willen, der 
ganze Stand aud Fürlorge gegen Mißbrauch in einer Abhängigkeit 
erhalten wird, die feinem Handwerk mehr erträglich Et in 

Sch will keineswegs behaupten, dag in bieler Hinfiht in Heffen fo 
ſchonungslos verfahren worden ift und noch wird, wie ed in andern Län⸗ 
dern an ber Tagedordnung. Indeſſen nicht ganz unanfehnliche Reſte 
der aus einzelnen trüben Wahrnehmungen, wenn nicht gar auß den 


vagſten Borurtheilen geſchöpften Stimmung, welde in dubio aus jedem _ 


Anwalt einen verdächtigen Sportulanten macht, fehlen auch in Heflen 
nicht. No giebt ed Anlaß genug, vielleicht wegen der elendeſten Kleinig⸗ 


Teit, aber um der Ehre willen, und um I eben. feine —— — 


gefallen laſſen zu müſſen, mit unverhältnißmäßigen Opfern an Zeit 
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Koften, Beichwerben wegen Koftenbeftimmmg durch alle Suftanzen zn 

treiben. Oder ed kommt dahin, dab unmwillfürli das Gericht ar der 

Hand der Rechnungskorrekturen Beurtheilungen und Unterideidungen 

ber Anwälte gewinnt, die für nichts weniger als heilſam gehalten werden 
nnen. . 

Denn auch an fich die gefegliche Tarifirung die umabänberliche 
Norm für Alle ergiebt, jo läßt doch jede Pofitton imter Umftänden der 
Auslegung Raum. Die Gmmangiemg der Sache in die eine ober 
andere Rubrik, endlid die Möglichkeit, um befonderer Gründe willen 
bie Gebühren au erhöhen, oder zu ermiedrigen, giebt nicht nur, wie eine 
Maſſe von Fällen und Präjubizien darthut, zu vielen Zweifeln und 
Schwierigkeiten Anlaß, fondern vielleicht auch dem Gericht vollftändig 
die Macht, die Koftenbeftimmung erabezu ald Mittel der Einzeldisziplin 
u benugen. Nicht genug alfo, R: der Anwalt an den Sarıt gebunden 
t, daß ihm ſchlechthin die Nichtigkeit feiner Nechnung niemald von 
ſelbſt au jeine Pflicht und fein Gewiſſen geglaubt wird, fondern viel- 
mehr erſt durch das Gericht über den Verdacht der Unrichtigleit erhoben 
werden muß: fomwohl in Smjint der abitraften Legalität feiner %or- 
derung, als auch fogar hinſichtlich ber konkreten Angemeffenheit, die 
Benin Fr en werden fann, bat er fih dem Gerichte unter 
worfen zu fühlen. 

Die Folgerungen aud diefem Verhältniß zu ziehen, kann der Er 
wägung eined Seben überlaffen werden. Soviel i klar, daß auch für 
bie Gerichte, ganz abgeſehen von dem Intereffe bed Anwaltsſtandes, und 
gang abgefehen von der läfttgen Arbeit, welche das Deveheen en bem 
h erichte aufbürbet, ber Beſitz dieſer Macht durchaus kein glücklicher 
ein Tarın. 

Die Frage, um bie ed fi, hier hanbelt, iſt eine vielbeſprochene 
Ihre Löjung fällt mit der prinziptellen Behandlung der Advolatur zus 
fammen, deren unten zu gebenfen fein wird. Sie kann alfo, das wird 
man gern guacoen, nicht einjeitig für ſich allein unternommen werden. 
An diejer Stelle gilt es zunächſt zu zeigen, daß die vorhandenen Zus 
ftände, welche diefelben find, denen man auch anderer Orten begegnet, 
nad) diefer Seite hin wenig befriedigend erjcheinen. 

Se wei recht aut, daß nicht der mindeite Grund vorliegt, bie 
Handhabung des Gebührenwejend Seitend der Gerichte in das Schwärzefte 
andzumalen. &8 wäre ein Unrecht, behaupten zu wollen, daß im D 
Schnitt irgendwie abfichtlih oder im Ganzen aud nur launiſch gegen 
die Rechnungen ber Anwälte verfahren würde. Allein, nehmen wir 

‚ getroft ar, daß die Gerichte überall nad) beſtem Miffen und Oemillen, 
mit der mönliften Objeltivttät verfahren; für den unbefangenen Be» 
obachter bletbt dennoch die Stellung der Anwälte ſchlimm genug. 

Ich weiß ferner recht gut Daß nicht wenige Richter ed geradezu 
für ein Ding ber Unmöglichkett erflären werden, anders zu verfahren, 
als feither verfahren worden ift. Diefe Advokaten, wie fie einmal find, 
von folder Kontrole zu befreien, — man würde bittere &rfahrungen 
erleben. So wird ed aus vieler Richter Munde heißen. Dennoch muß 
bie mmbefangene Erwägung jene Kontrole, die noch nicht eitten Anwalt, 
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ber der Beflerung bedurfte, gebeffert hat, für eine unglückliche erflären. 
Wohl güt ed ben Anwaltöftand zu heben. Wann hat man je gehört, 
daß die Hebung von Statten gehen kann, wenn jeden Tag demjenigen, 
der gehoben werden joll, im Spiegelbilde vorgehalten wird, dab er mır 
durch die Beilfame Zucht der Gerichte an der Stange der Gejeplichfeit 
jeineö verdienten Lohns gehalten werden Tann? 

Nach den bislang nicht aufgehobenen Paragraphen der Verordnun 
von 1818 ftehen diefer Zucht ſogar noch andere Mittel zu Gebote, al 
bie Moderation. Dahin gehört dad amtlich paginirte Einnahmeregifter, 
welches von dem Anwalte zu führen und jederzeit dem Gericht vorzus 
fegen iſt. Es fehlen ferner nicht Vorſchriften über die daraus zu 
ertbeilenden Duittungen. Außerdem foll ein Deſervitenbuch geführt 
werden, in welches in jeder einzelnen Sache bie Gebühren und Auslagen 
fofort nach verrichtetem Geſchäft bei Verluft der Forderung einzutragen 

nd. Unterlaffene Eintragung tm Cinnahmeregifter wird mit einer dad 

terfache betragenben Selofteafe geahndet. Wegen Vebernehmend der 
Parteien gegen klare gejegliche Vorſchrift trifft ben Anwalt das erfte Mal 
vierfache Geldftrafe, das zweite Mal zugleich öffentliche Bekanntmachung 
in der Zeitung, dad dritte Mal „unnahlichtlih" Ablekung '?). 

Indeſſen hat, ſoviel befannt, die Prarid der Reuzeit diefe Beſtim⸗ 
mungen, welche die Auffaffung, mit der die Gefepgebung den Anwalts⸗ 
ftand behandelt hat, noch befonders deutlich illuftriren, fo ziemlich in 
Vergeſſenheit gebracht, oder doch die disziplinariſche Maßregelung bedeu- 
tend gemildert. 

Geht aud dem biöher Bemerkten hervor, dab die Anwälte in Bezug 
auf das Gebührenweſen vollitändig der gerichtlihen Disziplin unterges 
ordnet find, und zwar in einer Weife, welche immerhin bon die Ueber⸗ 
tragımg ber preußifchen Handhabung des Gebührenweſens auf Helfen 
als einen Vortheil anerkennen müßte, ſo gilt das Gleiche von der 
Stellung der Advokaten überhaupt. 

Sedem Gericht fommt die fpezielle Disziplin über den Anwalt in 
der einzelnen bei ihm verhandelten Sache zu, mag num der Anwalt in 
mündlichen Terminen oder mit Schriftfägen vertreten. Injofern haben 
alfo auch die Untergerichte und das Oberappellationsgericht in Strafs 
jaden, wie in Civilfachen aller Art, namentlich auch was den Ges 
ührenbezug anlangt, Disziplin auszuüben, fobald fidh irgend eine Kon- 
travention gegen die gefehlichen Vorfchrift ergiebt. Auch die Staats⸗ 
anmwälte find diefer Gattung von Disziplin untergeordnet!*). 

Die allgemeine Disziplin dagegen behufs Ne —A des pflicht⸗ 
mäßigen Verhaltens im Sanzen fteht in Betreff der Anwälte feit alten 
Zeiten allein den Obergerichten zu). Nachdem fie durch die Hafjen- 
pflugfchen Organifativnen, welche alle dergleichen Juſtizadminiſtrations⸗ 
geſchäfte Iteber büreaukratiſch behandelt wiſſen wollten, lediglich ben 
Direktoren der Obergerichte zugewiefen worden war, hat fie die neuere 


17) ©, darüber Verord. v. 12. Sunt 1818 99. 15—19. 
8) Seiet vom 11. Inli 1832 8. 13. 
19) S. bie Geſetze bei Kulenkamp. Regiſter J. ©. 157. 
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Gefebgebung wieder dem Obergerichtöfollegium überantwortet. Die Unters 
gerichte haben feine allgemeine Diezpin auch nicht über die Unterge—⸗ 
richtsanwälte. Cbenfowenig das Oberappellationögericht, dem überhaupt 
feine Suftizadminiftrationdbefugnig zufommt?‘). Die bienitlicge ätigs 
feit der Staatöanwälte dagegen unterliegt unmittelbar der Aufficht des 
Suftizminiftertums. 
Shrem Umfang nad umfaßt die Disziplinarbefugniß ſowohl das 
Verhalten des Anwalts den Gerichten, ald auch fein Berhalten der 
eigenen und ber gegnerijcen Partei gegenüber. Das Gericht ahndet 
alte in der erfteren Richtung Webertretung des Stempelgejebes, der für 
die Schriften beftehenden tan en, der Kupialienordnung, der⸗ 
ufolge jede Seite einer Advokatenſchrift wenigftend 20 Zeilen und jede 
eile wenigftend 30 Budhitaben, bei 5 bis 20 ahaler Strafe, enthalten 
muß, u. f. w. Biel wichtiger, al8 die zum Theil jehr fpeziellen Straf: 
androhungen behufs Aufre Cara: der Gerichtöordnung und der Ge 
(Häftzeinrihtungen, it e8, dat die Gerichte auch den allgemeinen Karakter 
er advokatoriſchen Amtöführun zu überwachen haben. In allem Ernſte 
ollen die Gerichte auch daran achten, daß der Anwalt ftetS mit -ber 
ahrheit umgehe, daß er Beleidigungen und Anzüglichfeiten vermeide, 
daß er dad Gericht nicht ungeziemend beläftige, dab er die Rechtsmittel 
nicht mißbrauche, und was der Titel mehr find, unter denen, wenn man 
will, Allee und Seded unter den disziplinariſchen Gefichtöpunft und 
damit unter die Rüge des Serichtes. gebracht werden fonn?'). 
Disziplinarifches dm gegen den Anwalt fann ferner ftatt- 
finden, wenn er die Pflichten wider die eigene Partei verlegt. Co 
wenn er Prävarifation begeht, unrechtmäßige Vergütung nimmt oder 
ftipulirt, der Snftruftion zuwider handelt, Friſten verfaumt, die Sade 
nachläſſig oder jonft menge hat verteidigt. In allen vielen Studen 
ift alfo nicht blos etwa der Partei felbit überlaffen, ihr nterejje zu 
wahren und ihre etwaige Beichädigung durch Rechtsmittel oder Klagen 
gegen den Anwalt auszugleichen, fondern dad Gericht kann fich auch der 
Angelegenheit gie art annehmen. - 
In gleicher Weife wird endlich fogar der Gegner von der geridht- 
lien Disziplin gejhüst, indem fie die Weberfchreitung der Grenzen 
erlaubter Vertheidigung, Chifane, Progeßerfchwerung, Anzüglichfeit u. ſ. w. 
nöthigenfalld mit Strafe bedroht. Az ed giebt feine Obliegenheit des 
Anwaltes, jet e8 in jeiner Thätigkeit als Mechtöbeiftand, fei es im jeiner 
Thätigfeit ald Vertreter des Klienten?2), die nicht der Oberauffiht und 
GStrafgewalt der Gerichte unterzogen und im Falle der Kontravention 
Rügen, Gelditrafen, der Suöpenfion und Remotion ausgeſetzt wäre. Zus 
leich erftredt 14 die Berantwortlichfeit der Anwälte auf alle ihre Ges 
bülfen, Schreiber und fonftigen Dienftleute. 
Welchen Erfolg diefe Oberaufficht der Gerichte, die, wenn richtig 
gehandhabt, eine febr harte jein könnte, nad) der Intention des Geſetz⸗ 


20) Strippelmann a. aD. ©. 119. 
21) Vgl. über die praktif e Handhabung Strippelmann dal. ©. 121 ffl. . 
22) Eine ftattfiche Liſte aller möglicher peccata bei Strippelmann daſ. ©. 73. 
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geberd eigentlich jein jollte und je nach ber Stimmung ber Gerichte 

- auch wirklich gewejen iſt, in Wirklichkeit gehabt hat, wird man kaum 
fragen brauden. Wenn und fo weit die Anwälte im Allgemeinen 
en Forderungen an Unpartetlichkeit, Gerechtigkeit und Anſtand entjpracdhen, 
ift das ſicher nicht die Folge der auf Furcht vor Disziplinarftrafe bafırten 
Vorſchriften. Und wenn dennod Klagen über Das Zreiben der Advo⸗ 
faten vorfommen, jo ijt damit, fofern es deſſen noch bedürfte, der offen- 
bare Beweis geliefert, daß die Kontrole der Berichte, fo vollſtändig fie 
war, doch nicht im Stande geweſen ift, das EN Ziel zu erreichen. 

Techniſche Geichiclichkeit läßt fih im Durchſchnitt den beiitichen 
Advofaten nic abjprehen. Einzelne Ausnahmen, Beijpiele, dab Advofaten 
in ihre Aufgabe, namentlich den bedeutenden Reformen und Umgeftaltun- 
gen ber. Rechtöpflege gegenüber, fich nicht zu finden wußten, find zwar 
nicht vermißt worden. Aber fie waren felten und wurden zur Karrikatur. 
Sonft hat der Anwaltöitand bereitwillig alle Entwidelungsphafen mit 
durchgemacht. Ic) ae ed ijt ein Lob, dad nicht in allen Län⸗ 
dern zutreffen würde, dab ber Anwaltäftand zum Mindeiten niemals - 
ein Hemmniß der Kortjchritte darbot, welche die bee Juſtiz gemacht 
bat. Hie und da hat man wohl einmal den Vorwurf gehört, dab die 

nwälte nicht jo vollftändig auf bie Abfichten der neueren Legiölation 
eingegangen find, ald es hätte fein fönnen. Nichtsdeſtoweniger fteht ed 
feſt: wenn die Berbefferungen der Civil» und Strafrechtöpflege, welde 
Heffen im Laufe der letzten Iahrzehnte erhielt, jchnell zu Fleiſch und 
Blut wurden, jo haben daran bie Advolaten ihren unverfürzbaren Ans 
theil. Die Initiative der Hedhtögeiepgebung wurde, abgejehen von der . 
Thätigkeit einzelner Advofaten in der Ständeverfammlung, vorwiegend, 
oder fait —8 von dem Richterſtande beeinflußt. Aber was 
immer von dort aus angeregt worden, die hefſiſchen Advokaten haben 
bewiefen, dies Zeugniß wird ihnen nicht verfagt werden dürfen, daß fie 
dem Zuge, der die NRechtäpflege neu zu beleben begonnen bat, zugäng« 
ih und für die noch zu erftrebenden Neugeftaltungen reif genug find, 
um ihrerſeits Teinerlei ernitliche Beſorgniß wegen deren Durcführbarkeit 

erregen. 
ie Ich verzichte darauf, die Leiftungen ber heſſiſchen Advokatur in 
Wort und Schrift näher zu fchildern. Soviel follte jo manchen Be 
fchuldigungen gegenüber, an denen es auch in Helfen nicht gebricht, 
ſtets erwogen werden, daß die heſſiſche Suftiz nicht ohne die Advofatur 
das geworden, waß fie tft; und im ſtracken Gegenfag zu jenen Bag 
Digungen muß ed dem Anwaltöltande zum onen Ruhm geretchen, 
daß, wo die gejepliche Ordnung entig durchweg auf ein Feindſelig⸗ 
keitsverhältniß der Gerichte zu den Anwälten hindeutet, doch das gefammte 
innere Wejen der Rechtöpfleae, welche das Produkt jo gut advokatoriſcher, 
wie richterlicher Thättgfeit ift, unbeftreitbar hat yebeihen koͤnnen. 

Um fo mehr wäre es endlich an der Zeit, Die ungiinjtige Lage, 
in welcher ſich der Anmwaltsftand befindet, zu verbeffern. Was geichehen 
muß, darüber find nicht viele Worte zu verlieren. Man kann den 
heſſiſchen Abvofaten einzelne Vortheile zuwenden, welche Die preußiſche 
Geſetzgebung vergleichsweiſe darbietet. Man kann demnaächſt, wie bereits 
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erwähnt, das Notariat mit ber Advokatur vereinigen. Man kann ſodann 
vielleicht die Landadvokatur beſeitigen. Man kann die Gebührenfäge im 
Gleichgewicht aller Preisverhältniſſe fteigen. Man kann bei Tühner 
Hoffnung ſich dem Gedanken bingeben, den Tarif ganz und gar fallen 
zu laffen, oder die Advofatur völlig frei geben. 

Den Geift, der die Anwaltfchaft erfüllen fol, fann man durd das 
Alles allein noch nicht einpflanzen; und gerade daran befteht das größte 
Intereſſe. Wer die Lage unferer beutfchen Rechtöpflege kennt umb 
daraus Schlüffe auf die Zukunft zu ziehen verfteht, ma wiſſen, DaB 
bie ehe künftig noch zu einer ganz anderen Rolle beftimmt vft, 
als bisher. 

Der Karakter der Juftizpflege, da fie einen Beſtandtheil des oͤffent⸗ 
lichen Weſens bildet, fteht immer getreulich in Uebereinftimmung mit den 
Prinzipien, welche für da8 gefammte Staatsleben gelten. So, ne 
noch ift, und feit Jahrhunderten war, wird ſie fchwerlich bleiben. 
von der Gewalt der Gerichte nehmen, denen der Hechtfuchende mit oder 
ohne Anwalt dergeſtalt unterworfen tit, Daß er gleihfam nur als Material 
für die Ausübung der Gerichtsbarkeit dient, fich alles Necht von dem 
Serichte machen J laſſen, iſt gear eine lange Gewöhnung; allein, mie 
manche Spuren lehren, eine Gewohnheit, die bereits beträchtlichen Ab⸗ 
bruch zu erleiden beginnt. Wer Se nthätigfeit des Volkes nach andern 
©eiten hin will, muß ſie audy in der Han eg Dee Rechtes wollen. 
Und wenn einem möglihft in freier Selbitthätigfeit feine Rechtsange 
legenbeiten ordnenden Volke gegenüber auch die ganze Stellung der 
Gerichte eine andere fein wird, ald fie im herrſchenden Syſteme war, 
fo erhellt zugleich, dab alsdann die Anwälte, im Dienfte nicht bed 
Staates, fondern des Publikums ftehend, gerade ald die gegebenen Ors 
gane einer Privatthättgfeit, welche das Eingreifen der Gerichte, als der 
Organe der Staatögewalt, für den Nothfall auffpart, viel weiter reichende 
Aufgaben zu erfüllen haben werden. 

Nicht blos darum, weil es gilt das Gerichtäperfonal zu vermindern, 
da8 Budget zu entlaften, und zugleich der verminderten Zahl von Be 
amten die ſchon um der Güte der Amtsderfüllung nothwendige Sttuation 
u gewähren, fo dringlich auch diefe praßtifchen Rückſichten fein mögen, 
Fondern vor Allem darum, weil fie berufen find, als wahre Rechtsbei⸗ 
ftände der Nechtöordnung auch ohne Hülfe des Gerichtd zu dienen, bie 
lebendige, auf Selbitverantwortlichleit des Publikums gegründete Theil: 
nahe an dem Rechte und feiner Pflege zu vermitteln, Ku die Herans 
bildung eines Träftigen Anwaltsſtandes als eine der wejentlichiten Auf- 
gaben betrachtet werden. In dem aber, was nach Diefer Seite hin 
allein gefcheben Tann, und geſchehen muß, ftimmt das Bevürfniß 
heſſiſchen und altpreußtfchen Advokatur volllommen überein. Es gibt 
nur das eine Mittel: volle Selbftftändigteit und Selbitverwaltung des 
Anwaltöftandes. . 

Mag zum Schluſſe diefer Andeutungen nur noch kurz Platz finden, 
wie auch in Heflen der fpringende Punkt nicht überjehen, wenn aud 
vielleicht bis dahin nicht in feiner ganzen Tragweite erkannt worden if. 

Bereit im Oftober 1881, kurz nad) &rtheifung der Berfaffung, 
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“ Iegten bie Obergeridhtsanmwälte zu Kaffel der Ständeverſammlung ben 
den Enhourf einer Anwaltsordnung vor, der „zur Wahrung der Standes» 
ebre* Anwaltskammern forderte. Zugleich wünfchte man ſchon damals, 
daß das Notariat allgemein eingeführt und den Advokaten zugewieſen 
werde. Indefſen rüdie die Angelegenheit ungeachtet mehrfacher Erinne- 
rung wenig von der Stelle. t im Sabre 1835 wurde vom Seiten 
des Rechtspflegeausſchuſſes darüber referirt und die Regierung lieh, 
nachdem die Iiberale Aera der Zuftizreformen zu Anfang der breißiger 
Sabre einmal vorüber war, die Sache vollends einfchlafen. Auch der 

 Anmwaltöftand felbit unterlieh, wahrfcheinlich im Bewußtſein der Vergeb⸗ 
lichfeit folder Pläne, jede erneuerte Anregung. 

Die erfte Reaktion des lettern gegen die vorhandenen Zuftände 
zeigte fich wieder 1847. Ste betraf nur eine einzelne Frage; freilich 
eine Lebendfrage der Advokatur. Unter dem Regime ber 1840er Sahre 
war ed in auögebehnteftem Maaße üblich geworden, blos probiforifch, 

Wohlverhalten und insbeſondere auf politifches Bohlverhalten anzu⸗ 

en. Daß dieſe glückliche Idee auch zu einem gelinden Drud uf 
die Advokaten bemubt wurde, ift fehr beureiflih, da im jener Zei 
einige Anwälte vorzugsweiſe in’ der Oppoſitionspartei der Ständekam⸗ 
mer thätig waren. Was in Ausficht ſtand, wenn dieſe Mahßregel 
immer allgemeiner in Anwendung gebracht wurde und wenn alle des 
Liberalismud verbächtigen Anwälte vielleicht lebenslang in der Schwebe 
a * proviſoriſchen Eriſtenz gehalten worden wären, ergibt ſich 
von felbft. 

Gleichwohl würde wohl der Nothſchrei der Anwälte, fo berechtigt 
er war, allem Vermuthen nad) bei der Regierung verhallt fein, wenn er 
nicht, während er noch in Verhandlung bei den Ständen begriffen, feine 
faktiſche Loͤſung gefunden hätte. Im Mat 1848 zeigte das damalige 
liberale Minifterum an, daß die provifortfchen Anftellungen bie auf 
drei, ans bejondern Gründen nod zu recherchirende, in definitive 
umgewandelt worden fein Damit war für diesmal geholfen, aber 
keineswegs eine Garantie in die Zufunft hinein gewonnen; und, 
wie hochnöthig es war, diefe zu gewinnen, lehrten die Verhandlungen 
aber. die bald darnach den Ständen mitgetheilte Anwaltdordnung zur 

nüge. - 

Auf Anregung und unter Mihvirkung einzelner Anwälte wurde im 
Laufe des Jahres 1848 ein Entwurf verfaßt, der gleich in einem feiner 
erften Artikel die proviſoriſche Anftellung für immer befeitigte. Ans 
dem Snhalte beffelben iſt im Uebrigen Folgendes hervorzuheben. Die 

- Borbedingungen der Anftellung wurden näher beftimmt, indeſſen durch⸗ 
aus der Regierung Die Ernennung belaffen. Die Verpflichtung zur 
Offizialanwaltſchaft follte fortbeftehen. Dem Anwalt follte die Befugniß 
zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Geſchäften, aber mit ber 
einzigen, offenbar fehr bezeichnenden Ausnahme der Darlehnsmäkelei, 
die ihm ein filr allemal zu verfagen fei, zufommen. Das MWichtigite 
war die Einfeßung von Anwaltslammern an ben Obergerichtsſitzen. Ste 
follten unmittelbar dem Yufttzminifterium untergeordnet werden. Ihre 
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Kompetenz follte fi) auf die Wahrung aller Standedinterefien, auf dem 
Vorſchlag zu Ernennungen, auf % wild des Geſchä iebs, die 
Anregumg ded etwa gegen einen Anwalt erforderlich werdenden Strafe 
verfahrend, die Bezeichnung oder Zuordnung eined Anmaltd, die Erle⸗ 
digung von Differenzen zwiihen dem Anwalt ımd der Partei, die 
vorläufige Feitftellung ber Gebühren, wenigfteng ‚in Kraft eines fade 
verftändigen Gutachtens“ beziehen. Die Disziplin follte, wie die Motive 
ausführlicher zu rechtfertigen ſuchten, getrennt fein; nämlich dem Gericht 
in Bezu u die gefammte gerichtliche Thätigkeit, im Webrigen der 
Anwaltsfammer zuftehen. 

So vorfichtig fi der Entwurf hielt und fo wenig er, wie aus 
bem Boritehenden erhellt, daran Dachte, völlige Freigebung oder aud 
nur voͤllige Selbftftändigteit der Advofatur einzuführen, jo wurde er 
doch noch von der Regierung erheblich abgeſchwächt. 8 Kuriofum 
mag erwähnt werden, daß ſich ſchon im —*8* ie Gewerbekammer 
arburg, man kanmn wohl ahnen, auf welche Einflüſterungen bin, 
ebhaft dem Projekte. widerfebte, in welchem ed nur die unzertgemähe 
Etablirung einer verderblichen Ydvofatenzunft erfannt hatte. Eruftlicher 
war ber Wiberjprudy mehrerer Untergerihtanmälte, welcher fich vor 
Allem gegen die Unterjcheidung yon Ober⸗ und Untergerihtdanmälten 
richtete. Sie verlangten jened gleiche Recht des Prozeßbetriebs & 
ale Anwälte, das nım erſt 1863 zur Wahrheit geimorden ift. 
lehnten ſich aber auch gegen das uebergewscht der Obergerichtsanwälte 
injofern auf, als fie für fi die Mitbefepung der Anwaltäfammern 
forderten, während der Entwurf diefe nur aus den Obergerichtsanwälten 
zu bilden gedachte. 

Im Oftober 1849 erfolgte die offizielle Vorlage des, wie bemerft, 
regierungdjeitig inmittelft mehrfach modifizirten Entwurfs bei der Stände 
verfjammlung. Die nen welche die Regierung für nöthig 
erachtet hatte, bezogen ſich Fe auf die Handhabung der Dis 
ziplin. Ziemlich ausführlid wurde zu rechtfertigen geſucht. daß ein 
wejentlicher Antheil an derfelben den Gerichten bleiben müfje. Ueber⸗ 
haupt merkt ſich der Propojition bedeutend an, dab die Stim 
von 1848 ſchon Iept im Abnehmen begriffen war. Hatte man d 
—F den Paſſus des erſten Entwurfs, welcher die proviſoriſche An⸗ 
tellung der Anwälte für anguaſig erklärte, geſtrichen und den Ständen 
umntben wollen, ji) mit dem Vertrauen auf die guten Abfichten der 

ezierung u bebelfen. 
ie Re 


ierungdvorlage rief eine Reihe von Bemerkungen ber 
Kafjeler Anwälte hervor, denen fi bald darauf die Hanauer anſchloſſen. 
Bor Mem galt ed die Möglichkeit blos proviſoriſcher Anftellung abzu- 
hneiden und die Ausübung der Disziplin bis auf die Handhabung 
ber unmittelbaren gerichtlichen Polizei dem Anwalisſtande zu retten. 
In dieſer Hinficht zeigte ſich volle Cinmüthigkeit der Anwälte, während 
ſich von andern Qunften nicht das Gleiche jagen läßt. Schwerlich 
würde wohl heut zu Tage noch die Beſchränkung der Konkurrenz, und 
mit f eichen Gründen, vertheidigt werden, wie dort geſchah. 
Indefjen war Alles eitle Mühe. Die Referenten des Rechts⸗ 
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geausihuff ed eritatteten ihre Neferate; auch fie mit ängſtlichem 
Te gen gear die Freigebung der Abvofatur. In einer Reihe von 
Sipungen ber Stände wurbe Dad Geſetz durchberathen und zum Theil 
amendirt. Die lebte fand am 23. Yebruar 1850 ftatt. 

Dann begann das —E RE die m maltö- 
ordnung war Teitbem in dem Ardive be Mag denn 


die Erinnerung an das, was nothihut, älter un und — Nihtanwälten 
nicht mitbegraben fein. 
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XV. 


Die Geſchlechtsbeiſtandſchaft (ſ. g. cura sexus) im Schleswig⸗ 
Holfteinifchen Privatrecht, verglichen mit den Beftimmungen des 
gemeinen Preußifchen Rechts. 


Bon Herrn Profeffor Dr. Schuͤtze zu Kiel 
Schluß.) 


UI. Darſtellung des heutigen Rechtsinſtituts im Einzelnen. 
1. Die Sälle der Anwendung, m. a. W. das Gebiet der Belkandfhafl. 


rozeſſe miteinzulehlieben, mußte aber ftrenggenommen fo gefaßt werden: 
bei gen en er 
unerlaubten auszuſchließen find. 


Die se tlihe Entwidlung aus allgemeiner Vormundſchaft, fowie 
der Umitand, daß einzelne neuere n, rorbimungen für nothwendig erachtet 


Eibderftedter Landr. II. 24, 8.1.: „Es haben die — Rechte in etlichen 
gewifjen Fällen der WVeiböperfonen halber Vorſehung gethban“ u. |. w. 


Auch geftatterr die oben unter II. citirten Geſetze den Schluß, daß 
fie vor Allem die negative Richtung im Auge haben, das weibliche Ge 
chlecht nad) erreichter Volljährigkeit von aller ferneren Bevormundung 

eizujprechen, ohne weder Direkt wer] indireft hinzuzufügen, daß num in 
u aft die aufgehobene Vormundſchaft 


ft eine regelmäßige nahen 
ie enthielten Died, dann würde immer 


erfeben folle. Angenommen aber, 
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noch die Andlegung nahe gemug liegen, daß fie für die Subjekte, nicht 
aber binfichtlidy der Se d. b- bier der durittilßen Handlungen en 
felben, eine Regel aufitellen wollen. inn könnte m. a. 28. fein: 
Negel ift, dab alle Frauen eines Beiftandes bedürfen, wo ein folcher 
überhaupt für nothwendig erflärt worden, — nicht aber: bei allen Rechis⸗ 
gejchäften der Werber ift regelmäßig ein Beiftand zu adhibiren, wo das 
nicht bei dem fpeciellen —— ausnahmsweiſe für unnoͤthig erklärt iſt. 
Es wird demnach über unſre Frage einzig die Natur der einzelnen Fälle, 
m nl zur Zeit unbejtritten ein Beiftand gefordert wird, hinreichenden 
gewähren. 

Bei welden heiftifchen Handlungen fordert bad pofitive Recht 
Zuziehung des Selhieipte eiſtandes? 

Wir haben dieſelben oben vorläufig ale die gerichtlichen Handlun⸗ 
gen und bie wichtigeren außergerichtlichen Rechtögefchäfte bezeichnet. Unter 

A. ben gerihtlihen Handlungen im weitern Sinne tft zu- 
nädft enthalten 

1. die Prozeßführung. Hier laffen die Haren Beſtimmungen 
der Landgerichts⸗Ordnung II. 7 und IV. 16 feinen Zweifel darüber, 
daß jede volljährige umverehelichte Frau, ') felbft die ritterfchaftliche nicht 
außgenommen, einen curator ad litem („friegerifchen Bormund“) haben 
muß. Am erftgenannten Orte verfügt die Landgerichts-Ordnung im 
8.2, dab Advolaten und Profuratoren bei Strafe feine Sache eines 
Srauenzimmerd übernehmen follen, ehe diefe mit dem erforberlichen 
curator ad litem verfehen worden wol, auch Advofaten Ordnung vom 
17. März 1740 8.11). Sicherlich ſoll dadurd nicht ausgefchloffen wer- 
ber, DaB der Advofat oder anderweitige Progekprofurater felbft auf 
Wunſch der Frau diefe berathende Stellung zugleich mitübernehmen 
fünne. DBereinigen he aber im konkreten Falle jo die verfchiedenen 
Düalitäten und Funktionen in Einer Perfon, dann fommt um fo 
mehr darauf an, diefelben jharf auseinander zu halten, alfo zu 
prüfen, was bad fragliche Individuum während jeiner Thätigfeit ledig» 
lich als kriegeriſcher Vormund, was dagegen bzw. als Advokat oder 
Prozeßprokurator vorgenommen hat. — Sodann verbietet a. a. O. der 
$.3 dem Gericht irgend eine Schrift oder ein Produkt anzunehmen oder 
Drozeb Darauf zu ertheilen, weldye für eine Frau „ohne Benennung ihrer 
Bormünder* —7— eingegeben oder beantragt worden. 

Doch ſoll den unter II. dieſer Abhandlung angeführten Urtheilen 
des Schleswigſchen Obergerichts zufolge dieſes Erforderniß ſofortiger 
Benennung des Kurators durch konſtante Praxis beſeitigt und nur noch 
die * e Angabe in rubro nöthig fein, daß die Frau mit einem 
Kurator verſehen bei 

Iſt die Frau Deragte, 10 kann nad 8.4 a. a. O. (vgl. VI, 16. 
8. 6.) auch der Kläger den Mangel eined Kuratord rügen, worauf das 


1) D. b. die inländifche. Denn daß die auswärtige Frau, beren heimathliches 
t eine cura sexus entweder überall nicht kennt, ober doch bei ber Prozeßführun 
verlangt, in den Herzogthümern allein auftreten Tann, dürfte — zwar nich 
eitbar, aber — anzunehmen fein. Das Erfordernif bleibt ein privatredhtliches 

auch da, wo es bei der Progehführung zur Anwendung kommt. 
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Gericht ex officio für die Zuziehung eines jelbftgewählten eine Frift 
anfegen, und im En tehungöfall die aushülfliche Beitellung vornehmen Toll. 

Jede Thätigkeit der grau nun, weldye während des Prozejjes chne 
vorgängige Berathung mit dem curator ad litem vorgenommen wird,?) 
leidet nach der Landgerichtdö- Ordnung an abfoluter Nullität. Dies hat 
die Praris fortwährend und mit Konfequenz feitgehalten.) . 

Fraglich aber könnte fein, wieweit handel- oder gewerbtreibende 
"Srauenzimmer (die fog. Kauffrau) eines „Prozeßbeiſtandes“ bedürfen. 
Da auddrüdliche Beitimmungen und Präjudikate zu fehlen fcheinen,*) 
ergibt bie einfache Sconjequenz aus dem Begriffe der Kauffrau und ihrer 
Begünftigung ald foldyer, daß fie bei allen denjenigen Prozeſſen, melde 
mit bem von ihr betriebenen Handel oder Gewerbe in Verbindung ftehen, 
ohne Kurator vor Gericht auftreten Tann, bei allen übrigen Rechtsftreitig- 
feiten aber, die aljo mit jener Eigenjchaft feinerlet Zufammenhang haben, 
deſſelben ex jure communi bedarf. — 

Ferner fcheinen unter obigen Begriff zu fallen: 

2. Die gerichtlichen Rectöge] äfte, mit Ginfhluß der 
öffentlichen überhaupt (negotia publica im heutigen Sinne) d. h. folche, 
welche vor Gericht oder doch unter Mitwirkung irgend einer öffentlidyen 
Behörde — kurz, in der wunderlicherweije jogenannten „freiwilligen 
Gerichtöbarkeit" — vorgenommen werden. Died behauptet in der That 
Kriegera.a.D. ©. 94, unter Berufung auf Scholp a. a. DO. 108 ff, 
ſowie auf Landgerichts-Ordnung IL. 7. 

Eine ſolche Ausdehnung Itößt auf erhebliche Bedenken. Zuvörderft 
ſpricht Schol& Dort einzig von der cura sexus bei Prozeſſen. An einer 
andern Stelle dagegen (S. 103) nennt er allerdings „alle PR Fi 

andlungen”, alfo wörtlih genommen die vor Gericht zeige enden; 

er andere Behörden jagt er nichts. Von der Landgerichts-Ordnung 
nun ger fann man nicht einmal mit einigem Schein behaupten, daß fie 
irgend anderer geridhtlihen Handlungen, ald der Prozekführung Er— 
pãhnung thue. Zwar koͤnnten dem erften Blicke die Ausdrücke II. 7. 
8.1 „Da Srawen im Rechten handeln follten“, und IV. 16. 8. & 
- „dab Frawen ohne Kriegifche VBormünder vor Gericht nichts Beftändiges 

andeln oder verantworten mögen”, eine allgemeinere Vorſchrift andeuten. 

Nein an beiden Orten zeigt der Zufammenhang, daß auch nicht mit 
einer Silbe ein anderes gerichtliches Geſchäft erwähnt tft, an die Inge 
nannte freiwillige Gerichtsbarkeit aljo ſicher nicht gedacht wird. it 
Recht nicht! Der Grund des Unterjchteded liegt auf ber Hand. Die 
Behörde könnte der diöponirenden Frau den männlichen 
NRathgeber erſetzen; nur im Prozefje ſchließt die Verhand— 
lIungdmarime den Rath des Richter aus, bedarf aljo die Frau 
eined männliches Beiraths. 

2) Davon iſt auch die Eideszuſchiebung und Annahme nicht ausgefchloffen, 


wenn gleich die Eidesleiftung perfönlich von der Frau geſchehen muß. Cibesverorbn. 
11. De. 1758. 88. 10. 11. at. Sa —V IL. Art. 7 Fi 1) rß 


3) Dal &:©.-Beicheibe Nr. 38. 239. — ©. 9. An. 1848. St. 20 184 
Et. 18 Ss . D. ©.) 1838. ©, 127. 1841. ©. 357. 1842. ©. 94. 1846. ©. 18. 


Golft. DO. ©.). 
*) Pt indeß dad Holft. Urtheil in ©. 9. Anz. S. 124; wovon Näheres unten. 
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Angenommen aber — nicht eingeräumt —, dafı die fpätere Praris 
im —I an die L. G. O. auf dem Wege a aufreier Auslegung, 
und in Unkenntniß jener ratio legis (et discriminis!) über bie Droge, 
führung hinaus enangen iſt. Mllerhöchftend wird man doch mit Scholtz 
u allen „gerichtlichen‘ Handlungen gelangen Tönnen. Auch ift eine 

tgumentation aud ber Analogie ioifcen ben gerichtlichen Handlungen 
und ſolchen, Die vor Verwaltungsbehoͤrden ftattfinden, immerhin willkür⸗ 
lich, und obendrein ganz überflüfftg, wenn man an dem diefer Abhanb- 
lung vorangeftellten y inzipe feithält. Wir meinen die Einthei ung in 
wichtigere und minder wichtige außergerichtliche Rechtsgeſchäfte. Ösen 
weil wir annehmen, daß, wo nicht etwa lofale Gewohnheit oder Obfer- 
vanz für Die Erforderlichkeit des Beiltandes bei allen vor Behörden 
geichehenen Nehtezeſite eg hat, dies für die unwichtigeren 
unter denſelben im ſchleswigholſteiniſchen Privatrechte keine Stütze finde, 
eben deehalb haben wir die Bezeichnung „gerichtliche Rechtsgeſchäfte“ 
gewählt. 

. Außergerihtlihe Handlungen db. h. alle übrigen erlaubten 
Privatrechtäafte, mögen diejelben unter Mitwirkung einer ehörbe bzw. 
einer mit publica fides außgerüfteten Perjon, oder ohne ſolche vorges 
nommen werden. Suchen wir hier dad leitende Prinzip an der Hand 
der Fälle, in welchen nach Geſetz oder Gewohnheitsrecht die Erforderlich 
keit des Gefchlechtäbeiftandes feititeht. Faſſen wir umter dieſen 

1. bie erbredtlichen Gejdäftes) ind Auge, und zwar zunächſt 
die teſtamentariſchen Dispojitionen (letztwi ige Dispofitionen im 
engern Sinne), fo ıft zuvörderit das Holfteiniiche Recht von dem Schles- 
wigfchen zu trennen. 

In Sotftein, wo in allem Mefentlihen die Beittimmungen bes 
gemeinen deutichen Rechts gelten, konnte es eben deshalb ameifelhaft 
eriheinen, ob die Teſtatrix einen Beiftand zuziehen ale Denn: die 
Norm der Schauenb. Hufger. Drdn. (vom 3. 1639) Theil V. Tit. 3. 
©. 10 „daß dabey eine Frauensperſohn einen gewiſſen Beyftand und 
Curatorem adhibiren müſſe“, hatte immerbin nur Iofale Geltung. Allein 
fiherlih mit Recht hat das Holit. O. ©. in dem ©. 9. Anz. 1843 
St. 7 mitgetheilten Yale dahin entjchieden, dab ein allgemeines Ge⸗ 
wohnheitsrecht bet Seltamentderrichtung den ee ordere. 
Zwar wurde diefed Erkenntniß vom O. A. ©. (ſ. ebendaſ.) reformirt. 
Aber letztere Entſcheidung (von Falck Handb. V. S. 121 mit Fu 
getadelt) verſtieß sicht nur gegen hundertjährige Praxis, ſondern iſt au 
auf wenig haltbare innere Gründe gebaut. So iſt es z. B. richtig, 
daß ein Teſtament keine unmittelbare perſönliche Verbindlichkeit zum 
Nachtheil der Teſtatrix begründet; allein es involvirt doch offenbar eine, 
wenn geig widerrufliche, Veräußerung des Vermögens. Ueberdies iſt 
unleugbar der Geſchlechtsbeiſtand beſtimmt, nicht blos das individuelle 


:) D. h. die Geſchäfte im Gebiete des Erbrechts. Wir befafſen damit außer 
den leßtwilligen Verfügungen im engeren Sinne auch bie verichiedenen Arten 
u rue ge, fowie Antretung und Ausichlagung von Erbſchaft, Vermächt⸗ 
mg u. |. w. 

Zeitſchr. f. Geſetzgebung u. Rechtöpfiege. J. 19 
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Intereſſe der Frau felbit fondern ebenfalls das ihrer Angehörigen gegen 
Veräu g aus Leichtſinn oder Unkunde zu ſchützen. 

Jedenfalls hat in neuſter Zeit die Frage auch geſetzlich ihre allend⸗ 
liche Enlebigumg gefunden. Die Berorduung für das Herzogthum Helftein 
vom 80. Auguft 1859 beit. die Form leptwilliger Verfügungen verlangt 
nit blos in den 88. 2 und 3 ausdrücklich die Zuziehung bzw. Mit- 
unterfchrift eines „Kurator“, fondern widmet zum Ueberfluß eben diefem 
Falle einen befonderen $. 4: 


„Bei der Errichtung einer Teptwiligen Diöpofition durch ein Frauen⸗ 
immer dat diefelbe einen Kurator zuguziehen. Es ſteht ihr ‚ge 
een ehelichen oder einen für ihre fämmtlichen Rechtsgeſchäfte beitellten 
rator zu wählen, oder auch einen Kurator jpeziell für diefen At 
u erbitten oder beitellen zu lafjen. Der Kurator darf indejjen nicht 
in der Dispofition honorirt fein, und find die zu feinem Beſten 
getroffenen Beltimmungen nichtig, unbefchadet des übrigen Inhalts 
er Diäpofition.* 
Anders in Schledwig, wo bis zum Jahre 1854 leptwillige Ver⸗ 
% umgen jeglicher Art der kanbeäbertlichen Konfirmation bedurften. Hier 
ein Licht auf unfere Frage, um von lokalen Beltimmungen vor der 
Hand abzufehen, durch ein Natent vom 15. April 1786 zur Erneuerung 
der für dad Herzogthum Schleswig erlaffenen Verfügungen wegen Ein- 
rihtung der zur Töniglichen Beftätigung einzufendenden Teſtamente x, 
weiches ausdrücklich alle älteren über dieſen Gegenftand erlaffenen Ver⸗ 
ügungen zujfammenfaffen und ernemern will. Diejed Patent hat mit 
o großer Beltimmtheit und zwar wiederholt, bezüglich aller dort ange 
ührten Arten lebtwilliger Dispofitionen angeordnet, daß Frauen nur 
cum curatore d. b. mit Beirath und Unterichrift eines Geſchlechtsbei⸗ 
Standes verfügen koͤnnen, daß für das allgemeine Schleswigſche Recht 
ſchon damals feinerlei Zweifel möglih war. Nachdem fodann noch ein 
Kanzleifchreiben vom 19. Dezember 1818 den 8. 1 obigen Patents dahin 
interpretirt hatte, Daß der Beiftand der Teftatrir weder mit dem attelti- 
renden Beamten, Prediger oder Notar noch mit einem der Zeugen in 
Eimer Perfon zufammenfallen dürfe, iſt neuerdings endlich das Erforder- 
niß des jog. curator sexus in der Schleswigſchen Verordnung vom 
4. Februar 1859, betr. die Gültigkeit teftamentarifcher Dispofitionen 
ohne Allerhoͤchſte Konfirmation, im $.4 nicht weniger ald viermal aus— 
drüdlich wiederholt worden. 
Beachtenswerth ift aber — mad die Lehrbücher zu überfehen fcheinen 
— daß dad erwähnte Patent von 1786 feine Beitimmungen keineswegs 
auf Teſtamente, ja nicht einmal auf einfeitige letztwillige Verfüc ungen 
überhaupt befchränft, fondern diefelben ausdrücklich und wiederholentlich 
af alle Rechtsgeſchäfte über eine Erbſchaft ausdehnt. Ev heißt 
e in ber oinleitung: 
„bie Vorſchriften der — — die Einrichtung der Teftamente und anderer 
auf den ‚zierbefall gerichteten © enkungen, Verträge und Ber- 
madtnif je, worüber Die Iandeöherrfchaftliche Beftätigung zu fuchen 
ift, betreffenden Verfügungen“. 
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Ebenſo im $.1: „Zu Vollziefung der testamentorum — und anderer 
auf den Todesfall gerichteten —* Anordnungen und Vers 
träge,“ und ferner daf. „die Disponenten oder Pacidcenten”, endlich 
im 8. 3 ‚auf den Todesfall gerichtete Willensordnungen“. 

Sehr mit Unrecht würde man einwerfen, die Verordnung von 1854 

be hierin eine Aenderung bewirkt. Denn ganz davon —— daß 
e abwechſelnd mit der Bezeichnung „teftamentariſche Diöpofitionen“ 
wenigſtens im deutſchen Text wiederholt des Ausdruckes „Ieptwillige 

Berfügungen” I bedient, weldher ohne allen Zwang uud Schenkungen 

auf den Todesfall und acquifitive Erbverträge begreifen kann, bat fie 

“ eine Aufhebung des Patents von 1786 in allen Punften nirgends aus⸗ 

geſprochen. Folglich würde fie, jelbft nur auf Teftamente bezogen, doch 

denjenigen Inhalt ded Patents überall nicht berühren, welcher für anber- 
weitige lestwillige Verfügungen gewilie Erfordernijfe normirt. Und 

Gleiches muß m. E. in Holftein Amwendung leiden, da die oben ange 

ogene Verordnung vom 30. Auguſt 1859 ausſchließlich der allgemeineren 
zeichnung „lebtwillige Diöpofttionen* ſich bedient. 

Kann es nun nad) Geſetzesvorſchrift bei den angeführten erbredit- 
lihen Geſchäften für unzweifelhaft angefehen werden, 8 die Disponentin 
eines Beiſtandes bedarf, ſo iſt eben dies rückſichtlich der übrigen in der 
Praxis wohl kaum jemals beſtritten geweſen. Wir meinen renunciative 
Erbverträaͤge (Erbverzichte), )) ſowie die Ausſchlagung oder Antretung 
einer angefallenen Erbſchaft. Bei erſteren folgt die, wie weiter umten 
erhellen wird, außerdem fchon darand, daß fie erduberungen der Ver⸗ 
mögenäfubftang enthalten, und durch das lebtgenannte Geſchäft wird 
fogar nicht blos eine einzelne Verbindlichkeit übernommen, fondern der 
Emtritt in die Gefammtheit der Verpflichtungen des anrblaffere vermittelt. 
Dagegen wird zur bloßen Annahme (foweit foldhe überall nöthig) eines 
Vermächtiſſes oder einer leptwilligen Schenkung anderer Art ein Ge 
Ichlechtöbeiftand nicht erforderlich fein, da diefe Handlungen entweder rein 
[ufrativer, erwerbender, bereichernder Natur find, oder Body — foweit fie 
mit Berpflichtungen, Auflagen verbunden fein follten — ſchon ihrem 
Weſen nah die Empfängerin Teinenfalls weiter oneriren Tönnen, als fie 
bonorirt ift. Wieweit indeß die Ausſchlagung — oder richtiger der Ver⸗ 
zicht anf die Forderung — einer folchen letztwilligen Gabe mit ober 
ohne Beiftand ftattzufinden hat, muß nach den allgemeinen Grundjägen 
über Beräußerung von Vermögensobjekten fettend der Frau beurtheilt 
werden (j. unten). 

Während ımter den ftatutarifchen Rechten namentlidy das Friedrich⸗ 
ftädter Stadtrecht (von 1633) beitimmt bervorhebt, dab Frauen nur mit 
Beiftand tejtiren koͤnnen,e) und Died als allgemeine Regel in den übrigen 


5“) Ueber den Berzicht der Frau auf eine fünftige Erbichaft |. indeß die Hol. 
Keinif Se Eidesverordnung vom 11. Dez. 1758 $. 14. Br * IV. a. E. bei 
nm. 15. 
°) Thl. TI. Sect. 3. Tit. 1. Art. 14.: „Feine Frauendperſon — mag ohne Bor- 
mund von wohlgewonnenen Gütern in ihrem Teftament oder legten Willen etwas 
legiren oder übergeben.” ige 
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Lokalrechten praftifch ſtets gegolten hat,) enthält einzig das Eiderftedter 
Landreht (von 1591), vermuthlich fuhend auf altem Landichaftsbrauch, 
eine höchſt auffallende Ausnahme, — um jo auffallender, als feine Duelle, 
dad alte Ditmarjche Recht, (f. unten) Nichts davon aufweilt. Es bleibt 
m. E. nur übrig, eine Einwirkung des römijhen Rechts anzunehmen. 
Sm Theil II. Tit. 24 88. 2 und 3 heißt ed nämlich, nachdem im Uebri 
en die Geſchlechtsvormundſchaft, und ganz bejonderd deutlid deren 
Drinip (davon unten) anerkannt worden: 


„jedoh mögen Ehefrauen, Wittwen und Jungfrauen, wo fie ihre 
mündigen Sabre erreicht haben, für ſich ſelbſt von Ihren Zinten und 
ewonnenen Gütern wohl Teftamente machen. Und was jie aljo 
eftamentöweife den Rechten gemäß verordnen, dad joll beftändig und 
fräftig fein, ungeachtet obgleich daffelbige ohne Bormünder gefchehen. 


Da es nun überdied in Eiberftedt nach geſetzlicher Anerkennung 
einer Konfirmation nicht bedurfte, konnte man obigem Sape ein langes 
Leben weillagen. Dennoch verfihern faſt alle Schriftiteller einmüthig, 
die Prarid habe das SPrivilegium befeitigt. Zweifellos ift die Arage 
Tr keineswegs; worauf indeß an diefem Orte nicht weiter ein- 
zugehen. — 

&3 find unter den nichtgerichtlichen Gefchäften nunmehr zu betrachten 

2. Die unter Xebenden, genauer: die nichterbredtlichen. 
Bei diefen mag vor der Hand die Eintheilung in Iufrative und onerofe 
Geichäfte, ſowie die Vollziehung mit oder ohne Behörde, außer Anjap 
bleiben. Crfteres, weil dabei Standpunkt und Intereſſe ded Mitkon⸗ 
trahenten, nicht das der ſchenkenden bzw. Eontrahirenden Frau, den Ein- 
ER abgibt, Zebteres, weil auf diefen Umſtand das Schleöwig- 

olſteiniſche Recht überall fein Gewicht legt. 

Anftatt nun zur Ermüdung alle einzelnen Geſchäfte Durchzugehen, 
fcheint e8 vielmehr nur darauf anzulommen, daß wir ein binlängli 
beitimmtes EN Prinzip auffinden, nad weldem dann in 
jedem konkreten Falle ſich entichtebe, ob die Frau des Beiltandes bedürfe. 

- Wie aljo dies Prinzip finden? Irre ich nicht, fo führen nur zwei 
Wege zum Ziele: Cinmal, dab man eben die (wirklich oder jcheinbar) 
prinzipiellen Ausſprüche in Gefeben und Präjudifaten einer Prüfung 
unterzieht; ſodann, daß man ein Prinzip ableitet aus der Vergleichung 
der einzelnen Rechtögefchäfte, bet welchen anerfanntermaßen der Geſchlechts⸗ 
beiftand erfordert bzw. erlafien wird. Wo beide Wege zufammenftoßen, 
eben da wird dad Ziel erreicht fein. 

Der juriftifche Zwed einer pofitiven Nechtöregel (ratio legis) gewährt 
offenbar einigen Anhalt für den Umfang ihrer Anwendbarkeit. “Der 
Zweck aber der Gefchlechtsbeijtandfchaft in ed Geftalt ift (nad J., 
. ©. 141 fi): der Charakterſchwäche, Jowie der Geſchäfts- und 

echtsunkunde bed Weibes durch männlichen Beirath zu Hülfe 


1) Bekanntlich Iprisht nur das Lübfche Recht (II. 1. 14.) der Regel nach ben 
rauen alle Teftisfäbig eit ab; doch hat dies in Tondern und Burg Lngf dem allge 
meinen Grundfage weichen müffen. Bgl. Esmarch Erbr. 8.41. Anm. 1. 
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na Tommen. em hieraus folgt, daß foldhe ante, binfichtlich deren 
auen ihrer gefammten Erziehung und Lebengftellung nad) gdumtio 

die erforderliche Kunde, Erfahrung und Feftigkeit befigen, 3. B. Leitung 

bes täglichen Haushalts, Einkauf und Verkauf zu dieſem Zwecke, Ges 
findemtethe u. f. f. von ber ratio legis nicht betroffen werben, bier alfo 
ein Beiftand nicht erforderlich tft. Eben darauf beruht denn auch, daß 

‚Kauffeauen® von der Beiltandichaft befreit find. Was aber die übrigen 

dyäfte betrifft, fo tft es offenbar, daß bei dieſen dem BVerluft und 

Sem vorgebeugt werden ſoll, weldhe Weiber eben jener Mängel wegen, 

leichter erleiden, ald das männliche Geſchlecht. Handlungen, die Schaden 

überall nicht bringen können, 3. B. Annahme von Schenfungen, Ber- 
mädtniffen, ſowie joldhe, die an ſich vermögendrechtlicher Natur nicht 

fd, z. B. Verloͤbniß, Eidesleiſtung (vgl. Fald Handb. V. ©. 122.), 

werden von der Rechtöregel jelbitverftandlich nicht berührt. Somit können 

wir von unſrer Betrachtung ausjchliehen: 

a) lee, —* reiht eigentlichen Wirkungskreiſes des weiblichen 

8; Tomte - 
b) foldye, die zwar. perfönlicher, aber am fich nicht vermögensrechtlicher 
atur find; endlich , 

c) alle die Geichäfte, welche :lediglich Erwerb und Vortheil der Frau 
erzielen, nicht aber eine Verpflichtung oder Lelftung von Entgelt, 
mit einem ‚Worte: reine Bereicherungen. 

Als mögliches Gebiet der Rechtsvorſchrift bleiben alfo übrig: alle 
die Gefchäfte, welche eine vermögensrechtliche Verbindlichkeit 
oder eine Beräußerung CBermögeneminderung) bewirfen, oder doch 
bewirken Tönnen. Nur bei diefen Tann die ratio legis überall zutreffen. 
Zwar wird auch ein Frauenzimmer nicht allzuleicht geneigt fein, ein 
But ohne Weiteres hinzugeben, zu veräußern, obaleich auch bier eine 
gewifje Leichtgläubigteit, Gutmüthigfeit und Freigebigkeit bei minder 
enauer Weberlicht über den Vermögensſtatus immerhin Gefahr bereiten 
ann. Allein fie wird ſich vielleicht durch Ausficht auf Vergütung, Ges 
enleiftung, oder durch vorgefpiegelte Schuld und Zahlungspflicht zu 

eräußerungen verleiten lafjen. Um wieviel leichter dann zur Cingehung 

bloßer Verpflichtungen, deren praktiſche Loͤſung nicht fonleich oder nicht 
unähft aus dem eignen Vermögen zu erfolgen braucht (fo bei Ver⸗ 
ärgung jeder Art), die fie fcheinbar nicht ärmer machen, ſondern nur 
in Blauer Ferne die Möglichkeit einer Leiftung zeigen! Hier liegt die 

Gefahr der Hebervortheilung und des Verluſtes dem ſchügenden Geſetze 

um ſo näher, je ferner fie dem Blide und der Einficht des Werbes 

liegen mag. 

Zu demjelben Ergebniffe führen nun die prinzipiellen Ausſprüche 
in Gefehgebung und —* 

Ditmarſ. Landr. (von 1567) Art. 19 8. 1.: „Diſſe Perſonen“ (darunter: 
„Junckfrawen und Frawen, de nicht begeven ſindt“) „find ohne Bor: 
mundere nicht mechtigk tho Rechte tho ftande, effte jemandes mitt 
Rechte anthofpreden, noch od tho kopenn, tho vorfopenn, edder up 
jennige andere Wege ehr Güdere fülveft tho verwalten”. — Art. 20. 
8.8.: „Darümb kann ene (nene) Junckfraw edder Wedwe tho Rechte 





- 22.2 — — —— — — 
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ſtann, effte etwas vorgeven; Se mott datt dohn dorch ehren gelohren . 
und im Rechten beitedigten Vormunder“. 

Eiderft. Landr. II. 24. 88. 1. 2. (nad) den oben citirten Worten): 
„— — der Weiböperjonen halber Vorjehung getban, damit fie aus 
Mangel guten Rechts und Bedachts nicht übereilet und hin- 
tergangen werden, — —. Gleichergeftalt joll aud den Weibe- 

erjonen dadjenige, was fie ohne Vorwiſſen und Autorität ihrer — 

Dormünber in und außerhalb Gerichts ſchließen und han— 
deln, damit fie fi) gegen Semand verpflihten, unfchädlid und 
unnachtheilig ſein“ u. |. w.S). 

Nordftrand. Landr. (von 1572) II. Art. 1.: „Sungfrauen und Frauen, 
die nicht begeben feyn, fünnen aud nicht tm echte ftehen, oder 
Semand mit Recht anfpredyen, auch nicht kaufen und verkaufen, noch 
in andere Wege handeln oder ihre Güter verwalten”). 

Friedrichft. Stadtr. UI. Sec. 3. Tit. 6. Art. 41.: „Die Frauen aber 
fönnen feine Sache vor Gericht fordern, no Gut verfremden oder 
übergeben ohne Vormund” u. ſ. w. 

Aus der neueren Prarid mag hier nur als beſonders beutliche 

Xeuberung hervorgehoben werden 

©. 9. Anz. 1843. St. 7. O. A. G.): — — von denjenigen Rechts⸗ 
Fa unter Lebenden —, durch welche eine perjönliche Berbind- 
ihhfeit zum nractbeit eined Frauenzimmers begründet, oder eine 
Veräußerung bed gend herbeigeführt werden ſoll und bei welchen 
eben deöhalb ein männlicher Beiltand ungleih rathiamer erjcheinen 


muß‘ u. f. w. 
Ehendaf. 1840. St. 30. (Helft. O. G.): „dab daher, wenn foldhe mündige 
Frauenzimmer Rechtsgeſchäfte abjchließen wollen, durch weldye ihnen 
. Berbindlichfeiten auferlegt werden, hierzu im Allgemeinen die Zuziehung 
eines Gejchlechtöfuratord erforderlich iſt; — — „indem vielmehr bei 
einfeitig onerofen Gejchäften diefer Art (Schenkungen von Erheblich— 
feit) eine vorgängige Berathung vorzugsweiſe wichtig ift* ꝛc. ꝛc. 
Somit iſt das allgemeine tuebnih, dab die Nothwendigkeit deö 
Beiftanded auf ſolche Geſchäfte (unter Lebenden) ſich beichränft, welche 
* a le erpflichtung oder eine Veräußerung ihrer Güter 
nach fidh ziehen. — 
IR fernere Beichränfung aber ergibt fi) aus dem einzelnen durd) 
Gejepgebung und Praxis gelegentlich hervorgehubenen Zällen. 
Durch Vergleich werden mögliche Rechte aufgegeben und Ber- 
piiihtungen übernommen. Gelbit bei dem aufßergerichtlichen trifft alſo 
ie ratio legis vollftändig zu. N ©. 9. Anz. 1839. St. 48. verb.: 
„dab ed dem behaupteten Transakte, wegen Mangels eined Curators, 
an rechtlicher Wirkung gebricht.* 


8) Bol. daſ. IT. 2. $ 6.: „denn ed Tann feine Jungfrau oder Wittwe zu Recht 
eben, oder Etwas vergeben, fie muß es thun burch ihren VBormund‘. (S. oben bie 
elle diefer Beſtimmung, bas Ditmarſ. Landr.). 
9) Kaft wörtlich übereinftimmend Eiderft. Landr. II. 1. Huſum. Stadtr. IL 1. 
Friedrichft. Stadtr. II. 8. Tit. 6. Art. 4. Vgl. and Rev. Lübſch. R. I. 10. 1. („Gut 
verkaufen, verjeßen, Bürge werden") und baj. III. 6, 13. 
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Für die Erbtheilung, an welder volljährige Erbinnen theilneh⸗ 
men, bat bereitö die Bormünderwerordnung von 1742 im 8. 8 den Ges 
ſchlechtsbeiſtand für erforderlich erklärt. 

Auch durch Schenkun werden bald Verpflichtungen übernommen 
Schenkungsverſprechen), bald reelle Veräußerungen. vollzogen (Sach⸗ 
ſchenkung, Rechtsbeſtellung animo donandi, Verzicht). Sonach ſollie 
man von vornherein annehmen, hier müſſe die ratio legis ſtets zutreffen. 
Und fo entſcheidet auch das Holſt. Obergeriht (S. H. Anz. 1840 St. 30.) 
ausdrücklich, dab „eigentlihe Ziberalitätähandlungen und insbeſondere 
Schenkungen von Erheblichkeit“ ſtets Zuziehung eines Beiftanded erfor 
dern, ja ald „einfeitig unerofe" Geſchäfte jogar vorzugsweife, und zwar 
ohne Unterjchied, ob fie ſogleich vollgogen werden oder nidht. 

Im Widerjprud hiermit beruft dad Schleswigſche Obergericht ſich 
für den Satz: „daß die u erfolgte Tradition vollzogene Schenkung 
von Seiten eined mündigen Srauenzimmerd wegen fehlender Zugiehung 
eined Kuratord nicht angefochten werden könne“, auf „Tonftante Paris 
im A— Schleswig“; und zwar unter Beiſtimmung von Eſsmarch 
Bürg. Recht $ 48. Mit Bezug auf das Schenfungsver/predjen Dagegen 
herrſcht fein Streit, ift aljo der Beiftand erforderlid. 

Allein eben jener Punkt bedarf näherer Prüfung. Zwar kann e8 
uns nicht einfallen, die Autorität der Schleswigſchen Oberdikaſterien hin« 
ſichtlich jener „Eonftanten Praxis“ verbächtigen zu wollen. Und ber 
innere Grund der Ausnahme ift vermuthlich folgender. Zum Schenkungs⸗ 
verſprechen wird die Frau leichter geneigt jein, da bie Frfütungin er 
Zukunft liegt, die Freigebigkeit eine gegenwärtig fühlbare En hrung 
nicht im Gefolge hat; daher hier die Erſchwerung. Ganz anders 

kungen mit ſofortiger reeller Vollziehung („mit warmer Hand?). 
Bei den herkoͤmmlichen und eben darum unvermeidlichen Liberalitäten 
des täglichen Lebens — Geburtötags-, Weihnachts⸗, Pathen⸗, Hochzeits⸗, 
überhaupt Gelegenheitögejchenfen'") — wäre die Schranke thöricht, ohne 
Intereſſe. Was dagegen erheblihe und außergewöhnliche Schenkungen 
anderer Art betrifft, R wird präſumtiv eben die Frau ſelbſt abgeneigt 
fein fie vorzunehmen, wegen ber fofort fühlbaren Entbehrung und ber 
mangelnden Vergeltung. Wozu alfo hier ein Hemmihuht 

Dennody ware diefe Argumentation höchft bedenklich. Nur im eriten 
Punkte (den berfömmlichen Pr Ta Liberalitäten) ffimmen wir — 
und ſicher auch die Holfteinifche Praris — volllommen bei; alles Uebrige 
iſt verwerflih. Es iſt wahr, auch eine Fran wird nicht eben allzuleicht 
geneigt fein. wahre Schenfungen zu en Hat fie es aber dennoch 
dethan, dann ift eben das oft ein praftiicher Beweis von geiclehtsge- 
mäher Freigebigfeit, oder gar Leichtfertigfeit, davon alfo, Daß Diejelbe 
eine Beiftandes bedarf. Warum alſo follte dad Recht nur dieſen 
Sprößling der levitas animi — wir meinen die Freigebigfeit — ohne 
Schuß fen! Das gefammte Prinzip ber Gejchlechtäberftandfpaft würde 
Abbruch, deren Organismus einen Bruch erleiden. Es wird hiernach 

10) Bei den munera. welche m. E. ſchon das römiſche Recht von donationes 
(legis Cinciae) wefentlich unterjcheidet. 
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der Außfpruch des Schleswigſchen Obergerichts dahin befchränft werden 
müfjen, dab die Schenkerin bei herfömmliden dad gewöhnliche Mah 
nicht überfchreitenden Schenkungen mit fofortiger Tradition eined Bei⸗ 
ftandes nicht bedarf,' wohl aber bei Schenkungsverſprechen und erheb- 
lichen nad Anlaß und Map außergemöhnlichen Schenkungen anderer Art. 
Die Abgrenzung des wahren Prinzips vollenden endlich Fälle ent- 
egengejepter Natur, in welchen alfo die Nichterforderlichfeit des Bei- 
Funde anerfannt iſt. Rückſichtlich des Geſin demiethvertrages enthält 
ies in aktiver wie paſſiver Richtung die 
Geſindeordnung für beide Herzogthümer vom 25. Februar 1840. 
8 6.:12) 
„Bolljährige unverheirathete Srauenzimmer koͤnnen ohne Beiftand eines 
Kuratord Dienftboten miethen. — Unverheirathete Frauenzimmer Fönnen 
(nach vollendetem achtzehnten Lebensjahre, — |. dad im $. Vorher⸗ 
gehende) ohne Kurator ſich als Dienjtboten vermiethen.” — 


Der tiefere Grund diefer Beftimmungen ift Teineöwegs, daß ſolche 
Geſchäfte der Haushaltung angehören — denn das würde nur auf das 
Miethen von Dienitboten paſſen — fondern: daß .diefelben berjenigen 
Betrieböfphäre zufallen,- innerhalb welder dad Weib präfumtin bie 
erforderlihe Erfahrung, Kunde und Feſtigkeit des Entſchluſſes befitt, 
eined Beiſtandes aljo nicht bedarf. " | 

Und ebenfo verhält es Wr nad übereinftinimender Anficht der Theorie 
und Prarid bei gewiſſen Gejchäften des täglichen Lebens und der enge 
ten Haudhaltung.!) Das Kontrahiren und Zahlen für dem Haushalt 
bedarf gar feiner weiteren. Srörterung. Der Grund ift, wie oben: pri⸗ 
[nmtive Kunde und Erfahrung; ganz davon abgejehen, daß jedeömalige 

erathung mit einem Beiftande unauöführbar fein würde! Was aber 
die Handlungen des täglichen Lebens betrifft, jo ift hier Rechtsgrund 
und Umfang näher zu beitimmen. In LXehrbüchern iſt einerſeits zu 
allgemein, andererfeitd wiederum zu beichränft von „Empfang einer 
Summe Geldes oder eined anderen Öegenttandes, und Quittirung dafür’ 
bie Rebe. Zu allgemein. Denn dab bei Kündigung und Zahlungs 
Saale einer Kapitalforderung, ebenſoſehr wie bei deren Belegung 
Ausſtellung von Obligationen darüber die Zuziehung eines Beiſtandes 
erforderlich ift, dürfte in der Praris einem Zweifel nicht umterliegen. 
Zu beſchränkt. Es tft wahr, dab die Frau bei Empfangnahme umd 
Erhebung von Zinfen, Penjionen und anderen laufenden terminweiien 
Präftationen, ſowie Quittirung über foldye, ohne Beiftand handeln kann. 
Dies fei kurz bezeichnet ald: Erhebung des laufenden Bermögeir 
ertrages. fein ebenfalls die Zahlung und Entrichtung aller dieſer 


11) Auch Bald Handb. V. ©. 128 fordert mit Recht einen ſolchen „bei Bar 
nahme eigentlicher Schenkfungen*. .. 

12) Hier wirb zuvörberft bei verhetratheten Frauen die ausdrückliche Einwilligung 
bed Ehemannes fir unnöthig erklärt. 

13) ©. 9. Anz. 1840. St. 30. (Hoff. O. G.) Bald a. a. O. 612 - 
Bol. Lübfch. R. II. 16. Zlensb. Stadtr. Kap. 88. 
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Inmfenden 2eiftungen kann die Frau allein b en. Da nun im I 
teren Falle KA; von Sachen oder En ‚ tm erfteren Ben 


Außerung von len: den) Sorderungsrechten vorliegt, ift die ganze. 


Ausnahme fo zu faſſen: 
eräußerung von Sachen oder Rechten!) innerhalb der laufenden 
Bermögendverwaltung, welde die Subftanz des Kapitalvermögensd 
wit berü Een. Scrante if & 
enn eben die leptgenannte Schranke ift wefentlih. Verfügungen 
über die Subftanz des ——e— in Aktivis und Paſſivis, beitehenb 
aus Kapitalien, Kapitalforderungen und Kapitalichulden, ſollen nur na 
Berathung mit einem Beiftande geſchehen, mögen fie übrigens bi 
dad eigene Vermögen treffen, oder nur indirekt ald im acceffortichen 
Berhältni zu den Verpflichtungen Anderer ftehend (wie Dürglo en 
aller Art). Eben foldhe Verfügungen find die wichtigeren Rechts⸗ 
geräte, weil fie dauernde oder durchgreifende vermoͤgendrechtliche Wir⸗ 
gen erzeugen, weil fie vorzugsweiſe Umficht, Rechts- und Gefchäfts- 
funde erfordern, diefe aber dem Frauenzimmer präfumtiv abgeht. Ganz 
anders laufende terminweije Ausgaben und Einnahmen, ganz anders 
bie Geſchäfte des täglichen Haushalts. Diefe wirken lediglich auf die 
augenblidliche Lage, nicht in die Zukunft hinaus, fie erfordern ein ges 
ringered Maaß von Ei icht, Geichäfte- und Rechtskunde, und zum Theil 
eben diejenige, weldhe Srauenzimmer ihrer Erziehung und Kebensftellung 
gemäß fogar in vorzüglidhem Grabe Ai beligen pflegen. — 

Beilaufig fei mit Bezug auf Wechſelverbindlichkeiten insbe- 
fonbdere bemerkt, daß im Herzogthum Schleöwig zur Zeit noch Wechfel- 
recht einzig in den beiden Städten Flensburg und Friedrichftabt geltend 
tft, umd zwar dort auf Grund der Wedhfel-Ordnung für die Stadt 
Flensburg vom 17. Auguft 1843, hier nad) den went seitgemmägen Be 
ftimmungen des Friedrichſt. Stadtrecht Theil II. Sect. 2. Tit. 16. 
Erſteres Geſetz erflärt dad Frauenzimmer, mit Audnahme der „Kaufz 
frau“ (wovon fpäter), zur Eingehung von Wechfelverbindlichleiten „ganz 
unfähig‘, überhebt und aljo jeder weiteren Crörterung. Letzteres dage⸗ 

en erwähnt überall feiner nung der Wechſelfähigkeit, unterwirft 
Somit die Frau, auch binfichtlih der Beiftandöftage, den allgemeinen 
Grimdfäßen. 

Die Holfteinifhe Wechſel-Ordnung vom 23. Yebruar 1854 ftimmt 
in allem Wefentlihen mit ihrer Quelle, der Allgemeinen Deutjchen 
Wechſel⸗Ordnung, überein, auch darin, dab fe in den 88. 1 und 2 zus 
vörderft die Gefdlechter 58 ſodann aber die Frau — ausgenom⸗ 
men die „Handel und Gewerbe“ treibende (ſ. unten) — von der Wech⸗ 
felhaft freifpricht, ohne indeß der Zuziehung eines Beiftandes Erwähnung 


u thum. 
⸗ Bei dieſer Sachlage ſind wir befugt, die Frage, ob eine unverehelichte, 


19) Nicht bloß „ftreitiger Rechte”, wie Esmarch a. a. O. fi ausdrückt. — 
Rückſichtlich der Berpfändung fit ſchon von Scholtz S. 103. hervorgehoben, daß 
Frauen bei „Dfanhfepun en in öffentlichen Pfandhäufern oder Lombarden“? des Bei 
ftandes nicht bedürfen. Dies läßt fi) mit der Regel ſehr wohl vereinigen. 


302 Schütze: Die Geilehtöbeiftandfäaft (f. g. cura sexus) 


volfjährige, nicht gewerbtreibende Frau allein Wechſelverpflichtungen ein⸗ 
eben, bzw. eg rozeſſe führen könne, für dad ganze Herzogthum Hol⸗ 
tein und die Schleöwigfche Stadt Friedrichſtadt fo zu beantworten: 
Die foeben näher bezeichnete Außftellerin, bzw. Indofjantin eined gezo- 
enen oder eigenen jelö bedarf, bei Vermeidung der Nichtigkeit Yen 
5 flictung, der vorgängigen Berathung mit einem Beiltnde — 
welcher dann auch den echlel als foldher mitunterzeichnen mag, natür- 
lich ohne dadurch irgend weldhe Verbindlichkeit einzugehen —, fo oft bie 
Wechſelausſtellung 2c. der Frau eine folde neue vermoͤgensrechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit zuzieht, welche die Subſtanz ihres Kapitalvermögens berührt; 
was allerdings durchgehend der Fall — * wird. — Bei der Wechfel⸗ 
progebführum verfteht die Mitwirkung eines Beiſtandes (curator ad 
item) fich ohnehin von felbit. — 

Endlich folgt aus Obigem, daß ein Geſchlechtsbeiſtand faktiſch im⸗ 
mer noͤthig ſein wird, ſo oft ein Rechtsgeſchäft unter Mitwirkung einer 
Behörde oder eines Notars ſich vollzieht; da dieſe durchgängig mur bei 
jel en Alten des Vermögenäverfehrd eintritt, welche Verfügungen über 

ie Bermögendfkibitang enthalten, aus dieſem Grunde alſo den männ⸗ 

lichen Beiſtand unentbehrlih maden, — und nicht etwa wegen 
ligung der Behörde, welche nad emeinrechtlicher Anſchauung vielmehr 
jene Art der Berathung entbehr ih erfcheinen ließe! 

Dad Gelammtergebniß dieſer unferer erjten Unterfuhung lautet 
demnach in aller Kürze etwa fo: 

Die unverehelichte volljährige Frau bedarf eines Beiftandes mur bei 
gewifjen juriftiichen Handlungen, nämlich: 

A. Bei der Prozeßführung und den gerichtlichen Rechts: 
pelhäften (im engeren Sinne), ſowie 
B. bei’denjenigen nichtgerichtlihen Geſchäften erbrechtlicher 
oder nichterbrechtlicher Natur, welche 
a. ber rau eine ſolche neue vermoͤgensrechtliche Berpflid: 
tung zuziehen, oder doch 
b. eine jolde Beräußerung von Vermögensrechten oder 
Bermögendgegenitänden enthalten, welde die Subftanz 
bed Kapitalvermögen trifft, und außerhalb des täglichen 
Haushalts und der laufenden Bermögenöverwaltung liegt. 

So beitätigt ſig was im Eingange bemerkt wurde: daß der Re— 
gel nad ber Geſchlechtsbeiſtand nicht gefordert wird. Juriſtiſch auf⸗ 
pefabt, aber auch faktiſch. Denn wer wollte leugnen, daß die 

ngen und neicräfte des täglichen laufenden Verkehrs eben die häuftgeren 
und ie denine (und nım „ge für die Frau!) —, Prozekführung, 
Brise chäfte und Kapitalveräußerungen dagegen die jelteneren 
ind! — 


2. Die Subjekte: die Fran und der Beiſtand. 
Zupörderft fragen wir: 
A. Welche Frauen immer bedürfen — bet den nunmehr zufam- 
mengejtellten Handlungen — eines Geſchlechtsbeiſtandes? 
Nach der Definition im Allgemeinen die „volljährigen unverehelich⸗ 
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ten”, weder Chefrmien, noch minderjährige (d. A nach der Verordnung 
vom 24. Oftober 1837 noch nicht volle 21 Jahre alte) Krauenzimmer 
werben von dem Inſtitute berührt. Bei Erfteren tft es überflüftig ver 
gen der bevormmmdenden Stellung des Ehemanns (cura mariti, Ehe 
vogtidaft); Letztere ftehen entweder in väterlicher Gewalt, oder unter 
eigentlihyer Bormundichaft. Dennoch läßt ſich dies nur ald Regel hin- 
ftellen. Es giebt Fälle, in denen ſowohl die Ehefrau, ald das an fich 
minberjährige unverehelichte Srauenzimmer des Beiſtandes bedarf. Man 
kann dieſe Fälle im Getfte des pojitiven Rechts als ſolche "bezeichnen, 
in welchen die Ehefrau ausnahmsweiſe infoweit als unverehelicht, die 
Minderjährige als volljährig behandelt oder fingirt wird. \ 
Zunächſt iſt einleuchtend und —— nie 15) daß die Ehevogt⸗ 
Saft unter gewiſſen Umftänden durchaus nicht geeignet ift, der Frau 
nöthigen Beiftand zu gewähren. Der Ehemann erweift ſich in 
concreto dazu unfähig, entweder überhaupt, oder in Beziehung auf 
» einzelne Gejchäfte. 
Nur die wichtigften Fälle mögen bier angeführt werben: 

a. wenn die Frau mit ihrem Manne ın Prozeß geräth, oder 
mit bemjelben ein Rechtsgeſchäft eingehen, oder zu feinen 
Gunſten letztwillig disponiren will, vgl. oben die Holft. Ver⸗ 
ordn. vom. 30. Auguft 1859. 8. 4; 

.b. wenn der Mann, jei es durch Ehepakten oder, durch Urtheil 
Beh Wa vn der Verwaltung des Frauenvermögend aus⸗ 
ge en iſt; !6) 

c. wenn Mann durch langdauernde Abwejenheit, oder durch 
geiftige oder körperliche Krankheit an der Ausübung der Che- 

RAR gehindert wird. 

Eben in folden Fällen aber entfteht die Frage: Sit bier die von 
der Ehefrau zugezogene dritte Perfon als wirklicher Kurator oder nur 
als &eihlehtäbeiltend aufzufaffen? Be fann in allen jenen 
Veranlafjungen eigentliche Kuratel (fremde Vermögendverwaltung mit 
befchließender Gewalt) eintreten; dad wird namentlich in den Fällen 
unter b und c meift gefchehen. Allein damit ift die Frage umſoweniger 
erlebigt, ald ja auch die ehelofe volljährige Frau unter gr Umftans- 
den oder auf eigenen Wunſch unter wirkliche Kuratel geftellt werden 
kann; wovon unten. Stellen wir alfo die Frage anderd: Kann au 
ein bloßer Gejchlechtäbeiftand unter Umftänden genügen? Dagegen wir 
man vielleicht anführen, es folle ja die E ogtei erſetzt werden, alſo 
ein vormundichaftliches Verhältniß. Aber eben dieſer Einwand iſt ſchon 
im Allgemeinen nicht ganz zutreffend. Denn der Ehemann erfeht nicht 
blos den Kurator (der Kant minderjährigen oder zu bevormundenden 
Stau), fondern ebenfofehr den Geſchlechtsbeiſtand (deifen die Frau ald 
volljährige fonft nur bebürfen würde). Ganz unvermeidlich aber wird 
die Bejahung durch folgende Erwägung. Nach der mehrfach citirten 


15) Esmarch Bürg. Reht S. 111. Falck Handb. V. ©. 127. 
19) Wenigftend im leptgenannten Falle (Ausſchließung durch Urtheil) kann er 
auch zur gültigen Ertheilung eines Rathes (als Beiſtand) geeignet nicht ericheinen. 


u 
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Verfügung von 1837 im $. 2 follen unmündige Frauenzimmer 
die Verheirathung „aus der Vormundſchaft herauötreten‘, und fr 
wenn vor erreichter Mündigkeit die Che aufhört, — alfo als Wittwen, bw. 
gefchiedene Frauen — „nicht wieder unter Vormundſchaft kommen‘, 
inmal muß aljo durch Eingehung der Ehe die Bevo ung für de 
Zukunft hinmweggefallen fein; und ſodann ift ja binfichtlich der Hand 
lungen, bet weldyen bie Dpevogiei ceffirt, die Che ala ienbeltehe 
anzufeben und die unmündige Ehefrau infoweit ebenjo gefte 
unmündige Wittme. Dad nun umfovielmehr die mündige Ehefrau bei 
jenen Gejhäften nicht nothwendig eined Vormundes, fondern nad Im 
jtänden lediglich eines Beiſtandes bedarf, wenn Died ſchon bei der au 
fih unmündigen aud dem Geſetze folgt, verfteht IB von felbft '9. 
Man ift jedenfalld vollfonmen berechtigt, für das weiblide Ge 
fchlecht zwei Deenbigungeizten der Unmündigfeit (Minderjährigfeit) an 
unehmen: erftend Vollendung bed 21. Lebensjahrs; zweitens aud) vor 
er gan die Verheirathung mit einem mündigen Manne. ' 
ie weitere Stage — leider bat man fie geftellt! — ob nun va 
ben ehelofen (oder in concreto fo behandelten) und vwolljährigen (oder 
dafür erachteten) Frauen im Allgemeinen nicht etwa die Wittwe aus 
unehmen, oder ob diefe der Jungfrau durchweg gleichgeftellt ei, Hl 
Sage findet ſchon in obiger Verfügung ihre Antwort. Was diefe 
fogar für dem Alter nad) minderjährige Witwen beftimmt, baf fie mät 
wieder unter Vormundſchaft fallen, alfo nur eines Beiftandes, wo ei 
folcher überall nothwendig, bedürfen follen, das fept fie mit Bezug af 
volljährige Wittwen eben voraus. In der That Eonnte ſchon nad Alter 
Gejegebung kaum zweifelhaft fein, dab Wittwen weder ſchlechter nd 
beſſer, jondern ganz ebenjo geftellt jein jollten, wie Sumgfrauen. 
ed jpricht zwar die Land-G.⸗O. II. 7 und IV. 16 wiederholt nur von 
„Frawen und Sungfrawen“, und ebenfo die Advok.O. g. 11. AWlen 
follte das Wort „Frauen, eben im Gegenfap zu Jungfrauen“, übel 
einen Sinn haben, fo war es diefer: verheirathet geweſene unverheit 
thete Weiber. Die felteneren Fälle, in welchen Ehefrauen eines Kuratod 
oder Beiftandes bedürfen, Tonnten [irelid borwiegenb gemeint je. 
So bat denn auch dad Schlesw. Obergericht jene Stellen der LG. 
geradezu dahin ausgelegt, daß diefelben auf Bittwen fich beziehen, un 
war unter Berufung auch auf das ältere Recht, welches die E⸗G.⸗O. 
* nicht habe abändern wollen. Vgl. S. H. Anz. 1844. St 18.7 
Bisher war von Erweiterung bed —8 nicht aber von de 
—e— oder Ausnahmen bie Rebe, d. b. von Fällen, wo Pr 
onen der begriffsmäfsigen Oualität dennoch von der Gefchlechtsbeiſtand 


17) Zu gleichem Reſultat fcheinen zu gelangen Paulſen Lehrb. des 6. ⸗ 
Privatr. ©. 296, und Falck a. a. O. ©. 19° vet „mündige ober für mindig 
achtete und unverheirathete.,” Man Tönnte der VBollftändigteit halber a — ⸗ 

in concreto für unverheirathet erachtete (d. h. wie Unverbeirat ete behan Le cars 
10) Andere indirekte Anerkennungen der Gleichſtellung auch außerhalb 4 Be 

ad litem f. in Anz. 1838. St. 36 (Schenkung der ) — 1889. ©. 3 ' 
glei ber Wittwe) — 1841. St. 28. ©. 209 (ganz allgemein). 


im Schletwig · Holſteiniſchen Privatrecht ıc. | 306 


ſchaft befreit find, und zwar bei den oben genannten Handlungen (f. IIL 
1. a. €.) allen oder do gewiſſen derjelben. 
Zu diefen Ausnahmen gehört natürlih der Fall nicht, in een 
jogar mehr ald Rathgebung und Beiftandichaft, nämlich eine wirkliche 
Kuratel über ein Weib ftattfindet. Wir meinen die cura wegen fon- 
Treter Umftände über Polabri e, gleichviel welchen Geſchlechts, wegen 
Krankheit, Gebrechlichkeit, weienbeit, Probigialitäl, oder auf eigenen 
Antrag aud ohne foldye Urfachen. Natürlich kann dies auch bei Frauen 
der hier be en Art eintreten. Und eben foldye Fälle find es, welche 
vornehmlich Verwirrung in die Lehre von der Beiſtandſchaft getragen 
haben, indem man mit derfelben wirkliche Bo ſchaft oder Kuratel 
verwechielte.e Daher meined Erachtens die gefanımte Theorie von einer 
„cura sexus generalis“ (vgl. Schrader Handh. I. 8. 64), daher die 
von einem Berhlehtsfurator „für die Geſammtheit ihrer Rechtögefchäfte“ 
(Esmarch Bürg. R. ©. 111) u. ſ. f. Eben diefe Vermiſchung tft 
Die Klippe, woran Alles fcheitert. 
Wahre Ausnahmen von der Regel find nur & ende: 
1) Die volljährigen ehelojen Frauen, welche. der Sleig- Seffein 
hen Ritterfhaft ober (auch abgejehen davon) ald Stifts- 
amen einem abdeligen Klofter angehören, bebürfen bet Kmmstihen 
Rechtsgeſchäften eined Beiltandes nicht. Diefe Cremtion be- 
ruht auf jehr altem —A— Herkommen.:) Doch bezieht 
ie ſich io auf Prozepführung, ift alfo feine totale Bes 
etung — fondern eben nur auf alle Rechtsgeſchäfte, 20) auch auf 
ie jog. gerichtlichen. — Mit Evidenz ergeben dies die Landge- 
richtöbefcheide und die Ertenfion ꝛc. vom 24. Mat 1793, betr. 
Zeftamentserrichtung der Klofterdamen. 

2) Die jog. Kauffrau oder Handelöfrau, worunter alle Frauenzim- 
mer zu verſtehen find, die auf eigene Rechnung felbftitändig Handel 
oder bürgerliches Gewerbe treiben. Der Begriff wird am Deut- 
Iichften bezeichnet im Rev. ehr R. 1. 10. Art. 1:29 

„feine Frau — — außerhalb derer, weldhe Kaufmannfchaft, 

Handel und Wandel treiben” ıc. 





19) Falck Handb. V. S. 119. Paulfen Privater. S. 300. Soll die Aeuße⸗ 
rung —— a. a. O. „nehmen das Recht in Anſpruch“ ꝛ⁊c. einen Zweifel dage⸗ 
gen ausbrüden 

20) Falck a. a. O. „alle rechtlichen Gefchäfte. Paulſen a. a. O. „in An- 
ſehung ihrer Berträge”. 

31) Schon bie frübeften Quellen bed Mittelalters (Stadtrechte) enthalten den 
Sap, dat keine Fran ohne Einwilligung des Ehemanns und biefen verpflichten 
tönne, audgenommen bie Kauffrau. Bol. Handfefte von Freiburg im tlande 
(oon 1249) $. 27: „Uxor burgensis non potest dare, nec aliquid alienare, nec aliquem 
contractum facere, nisi de voluntate mariti sui, nisi usque ad quatuor denarios, 
S. 28: Si autem illa sit mercatrix, ita quod manifeste emat et vendat, tunc ipsa 
tenetur solvere quod debet, et ejus maritus, quicquid fuerit iljad.* ( Vgl. Burgdorfer 
Handf. 3. 62 faft gleichlautend.) — Zreiheitäbrief von Murten (von 1377) 9.31: „Item 
nullus yir tenetur solvere uxoris debita, nisi de consilio suo facta fuerint ipse debita, 
nec de fidejussione tenetur ultra quatuor denarios etc., nisi talis sit mulier, quae 
contrahere consuererit vel mercari.“ — Bol. Gaupp die Stadtrechte des 
Mittelalters Bd. IL 
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und daf. TIL 6. Art. 21:22) „Eine Kauffrau, was fie kaufft, 
muß fie zahlen. Eine Kauffrau aber ijt, welche aus⸗ und ein⸗ 
fäufft, offene Laden und Fenfter hält, mit Gewicht Wage Mac 
und Elle aus⸗ und einwäget und miſſet“. Bal. daf. Art. 13, umd 
dad Friedrichſt. Stadtr. II. 2. 8. Art. 44. 

Mit Recht bemerkt Paulfen (Privatr. $. 84), unter Beiſtim⸗ 
mung nahezu jänmtlicher übrigen Chhrififteller, 22) daß fie bei 
allen Handel oder Gewerbe betreffenden Gejchäften „ebenfo felbft- 
ftändig find wie Männer”, und zwar nidyt blos im Gebiete des 
Lübſchen und Friedrihftädter Rechts, ſondern gewohnheitsrechtlich 
in allen Schleöwig-Holjteiniihen Etädten. Und wir fügen binz: 
auch, foweit anwendbar, auf dem Lande; alfo überall. 


Allein der Umfang diefer Cremtion im Berhältnig zur vorher: 
gehenden ift näher zu beftimmen. Zwar meint Fald a. a. O., ſtreng⸗ 
enommen bilde die Kauffrau feine Ausnahme; denn, injofern man bei 
ihr bejondere Grundjäge anerfenne, beziehen ſich diefe „lediglich auf 
gewille Nechtögefchäfte". Nein, ift unjere Antwort, bei allen Gefchäften 
der Kauffrau ald folder. Dad Mißverftändniß bei Falck iſt luce cla- 
rius! — Uebrigens iſt die Cremtion der Handelöfrau — und das. eben 
ergiebt der Defreiungägrumd — Beides, auögedehnter und beichränfter, 
weiter und enger, ald die der ritterfchaftlichen. Weiter, weil fie nicht 
blos auf Rechtsgeſchäfte, ſondern auch auf Prozekführung fih erftredh. 
Enger, weil nicht alle, jondern nur Diejenigen juriftiichen Handlungen 
ohne Beiftand vorgenonmen werden dürfen, welche mit dem Handel 
oder Gewerbe, alfo mit der Qualität der Hanbelöfrau ald folder, m 
Verbindung ftehen. 2) Alle Etimmen in Theorie und Prarid find dar⸗ 
über einig. Wo über die Dualität der Perfon vder des Geſchäfts in 
diefer Richtung Zweifel entſtehen kann, wird ber Sicherheit wegen ein 
Beiftand — oder bei verheiratheten Frauen der Konſens des Ehemanns 
— erforderlich jein.22) — Der Eremtiondgrund liegt auf der Hand: Die 
gewerbtreibende Frau bejigt innerhalb dieſes Wirkungskreiſes präfumtin 
bie noͤthige Rechts- und Geſchäftskunde und Charafterfeftigfeit. Cine 
ähnliche individuelle Einfiht mit Beziehung auf Privatrechtägefchäfte 
auch bei ritterjchaftlichen Arauen und Klojterdamen zu fingiren, ift da⸗ 
gegen Teinerlei Grund. Für diefe beruht aljo die Gremtion niht auf 
der Xebenäftellumg, jondern lediglich auf poſitivem Standesprivilegium, 
— welches übrigens unzweifelhaft damit in Verbindung ftebt, wi der 


22) Das Holft. DO. ©. folgert ©. 9. Anz. 1847. S. 124. „die Dualität einer 
Handelsfrau” daraus, daß „die te mit Wiffen und Genehmigung ihres Mannes 
als Pushändlerin ein felbftftändiges Geſchaͤft treibe”. 

5) Dagegen mit Unteht Scholg a. a. D. ©. 104. und theilmeife Schrader 


a. O. 
29) Bei dieſen aber geht nach neuerem Rechte die Begünftigung fo weit, 
die Handelofrau Wechfelverpflichtungen allein eingehen kann -- wogegen Je frei 
auch der Wechjelhaft unterworfen wird - f. Holft. (und Allg. ©.) R. . Art. 1. 
und 2.; während vormals, und pertifularrectiig noch heute, Frauen im Allgemeinen 
der wecielfänigkeit entbehrten. ©. noch Flensb. W. O. & 2. 
25), Vgl. ©. H. Anz. 1847. ©. 124. Paulſen a. a. D. 88. 84. 21. 


u LT . 


im Schleswig⸗ Holfteiniſchen Privatrecht ıc. 307 


Adel unter gemeinem Rechte fand, von partifulären Inſtituten daher 
meniger berührt wurde. 
B. Ber faum ald Gefchlechtöbeiftand fungiren? 

Die Antwort iſt einfach: Jeder mändige — oder genauer — jeber 
volljährige verftändige Mann?°) (sange mentis). Denn nit einmal , 
Darauf, ob der Bolljährige felbft ausnahmsweiſe unter Kuratel fteht, 
wird meines Erachtens etwas anlommen können. Richt als Vormund, 
fondern lediglich als Rathgeber joll er fungiren, wozu präfumtiv jeder 
volljährige Mann — nicht einmal der prodigus ausgenommen — im 
Stande iſt. Nur den Geiſteskranken wird man auelolieben müffen, 
und zwar weil ihm eben zur Nathertheilung bie Fähigkeit abgeht 

Doch ift die Uebernahme ſtets freiwillig. Heber eine Verpflich⸗ 
tumg dazu giebt e8, noch eine vorzugsweiſe Berechtigung, vor Anderen | 

ugezogen zu werden. Died anerkennt a. a. D. Satı ck ausdrücklich; 

dere ſchweigen darüber. Nur Paulſen und Krieger find abmei- 
chenber Meinung, wenigftend mit Bezug auf bie Verpflichtung. Sie 
erflären bie nächtten Verwandten zur Hebernahme verpflichtet; do (deint 
der Letztgenannte dad auf die gerichtliche Beftellung zu befchränfen. 
Allein eben diefer Zufap und des Erftgenannten Berufun, auf die Ent- 
widelung aus ber älteren allgemeinen Dommend haft eben und bie 
Waffen gegen jenen Sap in die Hand. Das Ganze berubt nämlich 
meines Erachtens auf Verwechſelung mit der eigentlichen Kuratel, welche 
eben durch Beitellung eingeleitet wird, und bei welcher allerdings bie 
Behörde zunächſt an die Verwandten des Kuranden ſich zu halten hat. 
Bel. Bormünberverorbnung $. 12 und Esmarchs Bürgerl. Recht 38. 35 
und 43. Jene Schriftfteller hätten übrigens mit einigem Schein auf 
bie 2.-©.-D. II. 7. $. 4 (übereinftimmend mit IV. 16. 8. 6) fußen 
fönnen, wo e& heißt: 

— der Beklagten ex officio zu Vormündern verordnet 

und beftätiget werben, welche die Regierung oder auch dad Gericht 

dazu tüchtig und ſchüldig befinden und erfennen wird.“ 

Nur freilich bemeift Died zuviel, denn die 8.-G.-D. beichräntt ſich dabet 
keineswegs auf Verwandte und denkt überhaupt, der damaligen Geſtalt 

des Inffituts gemäß, mit „ſchüldig“ offenbar nur an die allgemeine 

Pflicht zur Vormundſchaftsübernahme; weshalb auch a. a. O. 8. 5 hin⸗ 

zufügt: „Und ſollen die Kriegiſche Vormünder gehalten fein, ſich mit 

den Sadıen zu beladen‘. Endlich müßte denn doch jener Verpflichtung 

der Verwandten auch eine vorzugsweiſe Berechtigung derfelben entjprechen. 1 
Eine guibe aber würde mit dem allgemein anerfannten Rechte der Frau, 

zum Beiftande fich zu wählen oder zu erbitten „wen fie will“, in offe- 

nen Widerfpruch gerathen. 


2°) Handelöftmen, ungeuchtet ihrer präfumtiven Einſicht und eignen Schranten- 
Iofigfeit, find nicht dazu geeignet. Denn, ganz abgefehen von der nur beichränften 
Gleichftellung mit Männern, und davon, daß der weibliche Beiltand eben außerhalb 
einer Dualität ald Kauffrau handeln würde — wird männlicher Beirath abjolut ge- 
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3. Entfichung and Endigung der Geſchlechtsbeiſtandſchaft. 


Am Bollftändigften erörtert wiederum Falck a. a. D. diefe Fragen, 
und meines Erachtens im Wefentlichen richtig. Doch proteftiren wir 
von vornherein gegen einen Sap, welcher Alles wieder in das alte 
Chaos zu werfen droht. Dagegen nämlich, dab ein Beiftand im ben» 
tigen Sinne für „die Gejammtheit der Geſchäfte“ einer Frau eriftiren 
fönne (f. g. curator sexus generalis). Wie wäre dad zu denken? 
Einzig jo: der Mann, welcher einmal jeinen Rath ertheilt hat, mitte 
nun auch in Zukunft bei allen wichtigeren Öeichäften und Rechtöftrei- 
tigkeiten berjelben rau ald audfchliehlicher oder doch regelmäßiger (or⸗ 
dentlicher) Rathgeber —T en werden. En post abenteuerlicher Ge⸗ 
danke. Der um Rath Gebetene oder in aß eines Einzelgeſchäfts 
bzw. Prozeſſes zur Rathgebung Beigeordnete ſoll dadurch einen Anſpruch 
auf fernere, wiederholte, dauernde Verwendung zur gleichem Zwecke er- 
langen. Mit welhem Rechte? Borausgefept einmal, — was ſich un: 
ten ergeben wird —, jeder Beiftand Eönne von Seiten der Frau will- 
fürlich durch einen anderen abgelöft werden, bei jedem Rechtsakte und 
in ftetem Wechſel, dann fallt die Möglichkeit eines ſolchen curator sexus 

eneralis ujanımen. Es giebt ledi an ande in singulum casum; 
loßer Aufn ift es, wenn diejelbe Perſon wiederholt befragt wird. 
Verwechſelung mit eigentlicher Vermögenöfuratel, namentlich wo zu bes 
ren Anordnung der eigene Wunfch einer Frau den Anlaß gegeben hat 
— nichts Anderes ift die Duelle jener Borftellung. 

&8 wird und berichtet: der Beiſtand einer Frau werde entweder 
von ihr jelbft erwählt („erbetener Kurator“), oder ihr vom Gerichte ge 
Ki „beitellt*. Dieje beiden Entjtehungdgründe jollen jo neben einander 
ich entwidelt haben (Kald a. a. O. ©. 122—124), daß erfterer den 
legteren immer mehr in den Hintergrund gedrängt hat. Doch iſt man 
über Das heutige echt nicht ganz einig. Falck ift geneigt, ganz allge 
mein ber Beitellung lediglich ſubſidiäre Natur beizulegen, ſo daß die 
jelbe aljo felbft bei Prozebführung und Zeftamentserrihtung nur dann 
erfolge, wenn dad Frauenzimmer nicht wählen will, oder einen erbetenen 
Beiftand nicht finden Tann. Hiernach genügt in allen Fällen ein „er 
betener* Kurator. Andere, 3. B. Es march, anerfennen dies nur als 
Regel, laſſen die Ausnahme aber in verfchtedener Form auftreten, ent: 
weder für Prozeßführung ſchlechthin, oder befchränkter fo: 

‚nur, wenn ein Srauenzimmer einen Prozeß führt, und auf An- 

trag der (Gegenpante mit einem Kurator verjehen wird, mögte 
defjen gerichtliche Beitellung erforderlich ſein“. 

Abgeſehen von dem Zweifel, welchen Esſsmarch ſelbſt zur Schau 

trägt, hält er offenbar auch bei dem Rechtſtreite einen —— — 

Beiſtand für genügend;?) nur bei verabſäumter Wahl ſoll die em 


2:) S. den beftimmten Audiprud bed Schlesw. O. &. in ©. 9. Anz. 1844. 
St. 18: „daß — Die gerichtliche Anordnung eines curator ad litem nad) &. ©. O. 
I. 7. 8. 1, zwar jelten eintritt, wegen ber Beutigen Zulafjung erbetener Kuratoren, 
boch für die Fälle, wo das Frauenzimmer nicht felbft für einen Kurator forgen kann 
oder will, umfoweniger ale aufgehoben gelten Tann, als bier bie ratio legis, daß Du 
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vom Gegner beantragte Beftellung durch das Gericht Plab greifen. So⸗ 
mit ift er doch nahezu mit Fald einverftanden. 

Unleugbar bildete ae dem Standpunlie der L.G.“O. und älteren 
Praris die gerichtliche Beitellung die Regel; I war ſogar unerläßli 
bei gewiljen Akten, indbejondere der Prozeßführung. 2%) Allein dies ift 
für da8 benti e Recht um fo unerheblicyer, ald damals überhaupt noch 
die Bormund\haftenatur im Bordergrunde ftand. Daneben —* ſich 
vorzugsweiſe in den Städten, bereits ſeit dem dreizehnten Jahrhundert 
die Geſchlechtsbeiſtandſchaft herangebildet (ſ. oben unter II.), nach man⸗ 
chen Kämpfen endlich durch Zuſammenwirken von Geſetzgebung und 
Praxis den Sieg davongetragen. Anſtatt nun den Weg einzuſchlagen, 
we u. A. Paulſen a. a. O. glaubt gehen zu müſſen, nämlich für 

ewiſſe Diſtrikte ausſchließlich erbetene Kuratoren, für andere — 

tellte als erbetene, und jene entweder für alle oder nur für ſpezielle 
Geſchäfte beſtimmt, anzunehmen, iſt meines Erachtens die Loöͤſung des 
Knotens nur auf folgende durchgreifende Weiſe moͤglich. 

Man muß auf dad Strengſte unterſcheiden zwiſchen Beiſtän— 
den einerſeits und wirklichen Kuratoren andererſeits. Erſtere haben 
die bereits oben unter I. vorläufig beſchriebene berathende Stellung 
und Funktion, und fünnen lediglich für ein einzelnes Geſchäft — aber 
natürlid wiederholt — zugezogen werben, jo daß mit Rathertheilung 
und allenfalld Beſcheinigung des Befragtjeind ihre Wirkſamkeit vollfom- 
men aufhört. 2°)" Letztere dagegen find zur DBerwaltung ded Vermögens 
oder Bornahme eines einzelnen Geſchäfts mit beihließender Gewalt 
(Konjend bzw. NRatihabition) verordnete Vormünder der Frau. Hier 
müſſen folglich jämmtlihe Borausjegungen der Bormundfchaft gegeben 
fein, wohin unter anderen Anlapfällen auch der gehört, in welchem die 
Frau jelbit auf Beitellung des Kurators angetragen bat, vorzugsweiſe 
aber ftetö eine förmlidye obervormundſchaftliche rmennung mitteljt cu- 
ratorsi und protofollarifcher Verpflichtung. Hier gelten dann auch alle 
Rechtswirkungen der Kuratel, was Funktion, Stellung, Rechenſchaft, 
Berantwortlichkeit, Kontrole, Beendigung betrifft, — dagegen Nichts von 
allem Dem, was für die Geſchlechtsbeiſtandſchaft von und behauptet 
worden. Ganz ungenügend aber wäre der Cab: ber gerichtlich (rich 
tiger: obervormundſchaftlich) beftellte Kurator wird in der Regel eigent- 
licher Kurator fein, der ſ. g. erbetene (beſſer: felbitgewählte) et bloßer 
Beiftand und nicht Kurator, ſchon darum weil ohne obervormundichaft- 
liche Beltätigung ein Vormund heutzutage nicht gedacht werden fann. 
Man wird nämlich weiter fragen: Lebteres zugegeben, woran erfen- 


burd) Nichtigkeiten — verhütet werden follen, auch im heutigen Prozeſſe volllommen 
u L| 


20, Die L. G. O. a a. O. 84. kennt nur „beitätigte" curatores ad litem; 
nämlich entweder „begehrte und beftätigte”, oder „verordnete und en J 

20) Dies gilt auch von dem bloßen Beiftande bei der Prozeß uhrung. Seine 
Funktion ift Rathertheilung vor der Bornahme eines jeden Prozeßſchritts, ber mög. 
liherweile eine Diöpofition über das ftreitige Rechtsverhältniß enthalten kann (was 
offenbar von jeglicher felbftitändigen Angriffe- ober Dertbeibigungebann ung gilt), er 
beicheinigt etwa das Befragtſein auf der Eingabe, und Tann in jedem Augenblid nach 
Belieben gewvechfelt werden. 

Zeitfhr. f. Geſezgebung u. Rechtöpflege. I. 20 
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nen wir, ob der beftellte männliche Gehülfe eines Frauenzimmer 
deren Kurator, oder bloßer Beiftand ift? Dafür eben gibt ed meines 
Erachtens ein gang einfaches, den geſammten Unterſchied Alarftellendes 
Kennzeichen: ein obervormundichaftlich audgefertigtes curatorium (Kr: 
ratorbeftallung). Cbenfowenig, wie ein Kurator ohne Kuratorium, 
fann ein Geſchlechtsbeiſtand mit Kuratorium gedacht werden. Alle: 
Kuratorbeftallung, oder-keine ſolche — darin liegt die Entſchei⸗ 
dung. Wer ein Kuratorium in gültiger Form erhalten hat, ber iſt eben 
wahrer Kurator; und mit diefem hat das Inſtitut umferes Borwurft 
heute feinen Zufammenhang mehr. Alle von einer Frau nad Redtik 
vorfchrift ohne jene Mitwirkung der Obervormundfchaft au enen 
männlichen Nathgeber, und die aushülflich vom Gerichte dazu eh 
aber ohne Ausfertigung eined förmlihen Kuratoriums, — find mit 
weiter ald Beiftände, aljo feine Kuratoren. — Die auöhülfliche gericht 
lie Zuordnung aber wird durch eine formloje Erklärung und zu Pu 
tofoll vollzogen, gilt ſtets nur für den einzelnen Akt bzw. Kedhtitre 
der dazu Anlaß gegeben, und beginnt auf'd neue, wenn eine wiederhelt 
Zuziehung oder Zuordnung erfolgt. 
Sp haben wir aud für Beantwortung der Frage ficheren Boden 
gewonnen: Wie endigt die Beiftandihaft? Schon daraus, daß ei 
eiftand lediglich für den einzelnen Aft eriftiven, für eine Geſammtheit 
zen —D— überall nicht gedacht werden kann, folgt ſofort, daß jein 
ätigfeit ft PR 
a. bon jelbft endigt, fobald die Berathung (und allenfalls Beige: 
nigung des Befragtieind) ftattgefunden hat. Wird er wie 
ugezogen, fo ift das eine neue Entſtehung der Beiftandicaft, m 
iR ei unter denjelben Berjonen. Aber auch abgejehen von dieſer 
Endigung, erliſcht das Verhältniß fofort . 
b. —* einſeitigen Rücktritt, ſei es bed Beiſtandes, je @ 
der Frau. Erſterer kann alſo nach Belieben die Rathgebung unter: 
lafjen, abbrechen, die Beſcheinigung derſelben weigern. ind ebene 
fann die Frau den einmal Befragten entlaffen, verlaffen, bei einem 
anderen Beiftande ſich Raths erholen. Ja, auch das mad hin 
wie dort Teinen Unterjchted, ob der Beiftand felbftgewählt oder vem 
Gerichte beigeorbnet war. 
„Dies Alles wird volftändig anerfannt von Fald a. a. D. in be 
ſchränkter Weife aud) von Esmarch. Erfterer nimmt nur für den Ball 
eine Sortdauer an, „wenn die Frauendperjon Niemand hat finden fin 
nen, der willig wäre, Das Gefchäft des Kurator zu übernehmen“. Man 
fieht aber fofort, wie diefe Ausnahme auf der irrigen Berater 
ruht, daß die Deiftanbfehaft nicht mit dem einzelnen Afte von jelb 
en I (1. oben a.), fondern fortdauere bis entweder auf Fi oder ge⸗ 
wechſelt werde. Esmarch dagegen beſchränkt die wii: e Entlaffum 
bzw. ben freien Rücktritt auf den „gewählten Kurator‘. Und bieß We 
ruht wiederum auf Verwechſelung mit wirklicher Kuratel, welde frei! 
nicht willfürlich beendigt werden kann. Es darf bei der Gef [edhtäbet 
ſtandſchaft — wie ja auch Fald einräumt — der Umſtand für de 
freie Entlaffung bzw. Aufgebung gar feinen. Unterſchied bewirten, 
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Selbſtwahl oder aushülfliche Btierdnung das Verhältniß hat entſtehen 
laſſen. Zu gleichem Reſultat iſt auch das Schleswigſche Appellations⸗ 
gericht gelangt. Denn es hat ſich dahin ausgeſprochen, daß „dad Frauen— 
immer die Perjon feined Kuratord jederzeit beliebig wecjeln kann“. 
3 Zur. Wochenſchr. 1856. Nr. 23. Es war aber in dem dort ab: 
geurtheilten Rechtsfalle der Beiftand eben gerichtlidy beftellt worden. 


4. Das Redtsverhältuiß felbh und deſſen Wirkungen. 

Hier bedarf ed nur noch einzelner Grörterungen, da die rechtliche 
Stellung der Suhjefte im Allgemeinen durch die heutige Geftalt des 
Inſtituts bereit gefennzeichnet ward (f. oben 1.). 

Die Funktion des Geſchlechtsbeiftandes — fei er für ein Rechts: 
geihäft oder für einen Prozeßakt zugezogen — befteht lediglich darin, 
daß er auf Befragen jeinen vorgäangigen Rath ertheilt. Diefer 
Math ſoll die mangelnde Rechts: und Geſchäftskunde erſetzen, folglich 
theils die rechtliche Gültigkeit und Wirkſamkeit, theild die gefchäftliche 
Räthlichkeit und Vortheilhaftigfeit einer Handlung betreffen. Aber „vor- 
gängig“. Man könnte nämlich fragen: Kann ed auch nachträglich, alfo 
nach Boltziehung bed Geſchäftes bzw. Prozeßſchritts, gefhehen? Wir 
erwidern ein unbedingted Nein. 

Zwar Tönnte man DBerfchiedened einwenden. Zupörderft: Nach 
Analogie der zwei Formen ded Konfenfes, der voraufgehenden Einwilli⸗ 
sung und der nadjfolgenden Genehmigung (Konſens im engern Sinne 
— Ratihabition), mätfe auch dem vorgängigen Mathe eine ho die 
Berathung an die Seite geſtellt merden. Dagegen ſpricht Ichon die 
L.G.⸗O., wenn fie Tnieberboft (II. 7. 8.2 und IV. 16. 8.4) fordert, 
dab die Frau „zuvor per ft mit Kriegifhem Vormunde verjehen“ fein 
müſſe. Zu gleihem Ergebniſſe ift das Holft. DO. ©. gelangt. ©. 9. 
Anz. 1840. ©t. 30. ©. 234 ff. 

„daß bei derfelben (Schenkung) auch nicht einmal ein erbetener 
Kurator zugezogen, und eine ausdrüdlihe Ratihabition bes in 
Vorſchlag gebraten Kuratord, wenn eine folde fpätere Geneh- 
migung 30) überall von Wirkſamkeit fein könnte, jedenfalls nicht mit 
Beltimmtheit behauptet worden“ ıc. 
In der That erfcheint au ee Berathung ald widerfinntg, und 
die Analogie des Konſenſes unzutreffend. Der Konfend enthält eine 
Dispofition über das eigne Recht, bald fich felbft zu binden, bald das 
Gebundenfein eined Anderen au bewirken, was jowohl vorwärts als 
rückwärts (mit Rüdziehung) erfolgen fann. Im Wejen des Raths da- 
gegen liegt offenbar, daß derfelbe nur als vorhergehender gebacht werben 
ann, weil die fragliche Handlung fonft eben vhne Rh, unberathen 
vorgenommen fein würde, weil fonft nidht Rath fondern Beifall vorlie- 
gen würde. Das pofitive Recht kennt ein aushülfliches Nacheonfentiren, 
ein Nachrathen kennt ed nicht. | | 
Freilich könnte man einen anderen Einwand aus dem Parallelismus 


30) Diefer Ausdrud paßt freilich hier überall nit. Auch „Frühere Genehmi⸗ 
gung“ Kann der Beiftand ald folcher Ti ertheilen; er kann weder Fonfentiren nod) 
ratihabiren (f. oben unter I.). 


20* 
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h 
im Dringlichkeitsfalle einſeitig Geſetze erlaſſen und dann nachträglich den 
gug —* ja auch anwendbar auf 


—* Gebiets ein verfaſſungswidriges. — Nun fehlt aber eine ſolche 


Sephrbe zur Beftellung eined ſolchen im Stande fein folltee So im 
ande. Im Audlande oder anderen Rechtögebieten unjerer Monarchie 
aber bedürfte die jchleswigholfteiniiche Frau des Gejchlechtöbeiftandes 
überall nicht, indem für die Kormerfordernifje des Geſchäftes bzw. Recht⸗ 
ftreit8 auch in dieſer Beziehung die Regel: „‚locus regit actum“ gelten 
m 


uf. — 
Gebührt dem Beiftande eine Vergütung für die Rathertheilung? 
Diefe Frage verneint die Mehrzahl 3'), Dinzufi end, dab natürlich baare 
Außlagen, 3. B. Reiſekoſten, ge auch Geſchäftsverſäumniß u. }. f. zu 
eritatten feien, dab auch eine Vergütung beſonders verabredet oder aus 
Vebernahme anderweitiger Dienftleiftung oder Gefchäftsführung abgelei- 
tet werden Tönne Alles dies ift unleugbar, aber Feine nahme. 
Denn Schadenerſatz ift FW Bergütung, und der eigentliche Kurator, 
der Dienftleiftende oder Geſchäftsführer, ift eben als folder nicht Ges 
ſchlechtsbeiftand, wovon bier Die Rede. In ber Sache ſelbſt aber pflid- 
ten wir vollfommen bei. Abgefehen davon, daß feine Rechtsregel einen 
Vergütungsanſpruch gewährt, und die bloße Rathgebung — außerhalb 


31), Falck a. a. O. ©. 126. Esmarch ©. 111. Krieger ©. 96. "Anders 
Dal h N ©. 300, doch zweifelnd: „diefe können fi wohl eine billige Vergütung 
ne. 
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der Berufsthätigkeit, z. B. bei Advokaten, Aerzten c. — überall feine 
ſolche Thätigkeit iſt, die für Geld feil zu fein pflegt, führt nA Ihon 
der Mangel jeglicher Eontraftlichen Verantwortlichkeit (ſ. unten) für den 
Rath auf Seiten ded Beiſtandes zu der Solgerung, daß er dann auch 
feinerlet Bortheil oder Entgelt beanjpruchen darf. Das wäre ein com- 
modum ohne entipredhended onus. In der That hat denn Hg die 
Praxis eine Bergütungeforberung nicht anerfannt. Zwar zeigt ein X. ©. 
Urtheil (Nr. 352) unter den zu folloeirenden Poften auch das salarium 
curatoris der Debitrir. Allein dort ift ohne Zweifel von wirklicher Ku⸗ 
ratel die Rede, wofür bekanntlich ein Salatr beanfprucht werden Tann 32). 
Man braucht aljo nicht einmal mit Fald den Fall der bedungenen Ver- 
gitung anzunehmen. Auch in einem Urtheile des Schleöw. Obergerichts 
(S. ri Anz. 1841. ©. 209) ift offenfichtlih der da erwähnte ator 
fein bloßer Geſchlechtsbeiſtand, jondern mit Bermögendverwaltung be 
trat. So ſchwindet denn auch die jeheinbar auffallende Behauptung 
ber Ueberſchrift: „der Kurator eined Frauenzimmers fann auf eine Ver- 
gütung für feine Mühwaltungen Anſpruch machen”, ganz und gar, wenn 
man in den Entſcheidungsgründen weiter Tieft: 
„da der Kurator einer Wittiwe weder En noch berfömmlich ver- 
prlichtet ift, ohne Vergütung die Gefhäfte feiner Kurandin zu be- 
— en, ihm vielmehr auf Verlangen ein angemeſſenes, bei fehlender 
ebereinkunft gerichtlich zu beitimmendes jährliches Kuratelfalatr 
werden ‚ und ein efwaiged Pflichtverfäumniß beffelben in’ Beſor⸗ 
gung der ihm von feiner Kurandin anvertrauten Gejchäfte ihn wohl 
zum Schadenderjage verpflichten kann, aber geſetzlich den Verluſt fet- 
ned Kuratelfalaird nicht zur Solge bat* u. f. w. 

Somit fteht weder Gebraudy noch Gejeg Dem entgegen, was die 
Natur der Sache ergibt: dab dem Beiſtande als ſolchem eine eigent- 
Ka Vergütung nie gebührt, jondern nur Erſatz der Auslagen und Ber- 
Lufte, die ihn etwa in Anlaß feiner Rathgebung betroffen haben. Für 
einen Vergütungdaniprud bedarf ed vielmehr ſtets eines von der Bei⸗ 
ftandichaft gms unabhängigen Rechtsgrundes; entweder 

a. aus befonderer ee: mit der Frau: Dergütungöver- 
jpreben. Wo ed um bloße Rathgebung I handelt, wird bies 
nicht leicht vorfommen. Geſetzt aber, es fol für den Beirath bes 

A als foldden Vergütung verfprochen oder gegeben werden; dann wird 

fraglidh, ob nicht die Zugiehung eines Gejchlechtöbeiltandes B eben 

für dieſe Uebereinkunft felbit otpwenbig it. Steht doch die Frau 

im Begriff fi zu verpflichten bzw. zu veräußern, und dad Ge- 

ſchäft gehört weder dem täglichen Hauebait an, noch auch immer 

ber laufenden Vermögenöverwaltung. Sener B aber würde dann 
ohne Zweifel von dem Vergütungsverſprechen abrathen, feine eige- 
nen Dienfte anbieten. Wollte dennoch die Frau auf Zuztehung 
des A beharren, dann würde nunmehr das Vergütungäverfprechen 
gültig erfolgen. Regelmäßig aber wird 


22) Esmarch a. a. O. 83.39. 45. Das von letzterem an ezogene Refcript vom 
19. ebr. 1753 erijtirte damals noch nicht. - s gezog p 
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b. die Uebernahme eigentlicher Kuratel (Vermögensverwaltung kraft 
Kuratoriums), oder doch einer Gejhäftsführung zufelge Mandate, 
oder end Dienftmiethe vorliegen. Dann beitimmt die Vergü— 
tung das Kuratorium, der Mandatd= bzw. Miethvertrag, in Gr- 
muangelung deſſen aber richterliche8 Ermeffen (vgl. ©. H. Anz. 
a. a. D.) Die Vergütung (commodum) rubt dam mit der 
Berantwortlichfeit (onus) auf gleihem Rechtsgrunde, — Keines 
von Beidem aber auf der Geſchlechtsbeiſtandſchaft. — 

Was endlid die Wirfungen der erfolgten Berathung betrifft, to 
laſſen ich diefe für die Frau furz bezeichnen. Hat fie, wo dies er- 
ferderlidh, einen mündigen Mann befragt, Dann wird, gleichviel ob er 
zu: oder abgerathen haben mag, die nachfolgende juriftiihe Handlung 
von diejer Ceite her vollkommen vechtögültig und verbindlih. Diefelbe 
fteht der Dispofitton eined mündigen Mannes gleih. Die Mitunter: 
fchrift des Beiftanded bat nur Bedeutung für den Beweis der Zuzie— 
hung ald eined Formerforderniſſes. Wurde ein Beiftand nicht zugezogen, 
dann ift die Derpflichtung bzw. Veräußerung rechtlich ungidtig, für die 
Stau auch naturaliter nicht vorhanden, von ihr du leugnen und zurud: 
- zuweifen; doch muß fie etwa empfangene Gegenletitung, ald Bereiherung 

sine causa, jelbitverjtändlich herausgeben. 33) Die eigne Veräußerung 

fann fie, ald nichtige, mit der dem Gegenftande nach allgemeinen Grund: 
ſätzen entfprechenden Klage rüdgängig maden. \ 

Aber wie fteht e8 bei gegenfeitigem Vertrage mit der Verpflichtung 
ded Mitlontrabenten? an Tönnte dafür, daß wenigften® dieſer 
einftweilen verpflichtet werde, 3?) wenngleich nicht die Frau, auf Ver— 
ichiedenes fich berufen. Einmal auf den Zap, daß für eine Bereiche 
rung des Srauenzimmers fein Beiltand erforderlich ſei; einfeitige Ver⸗ 
pflichtung des Mittontrahenten bei Befreiung der Frau wäre ja für fie 
Bereicherung! Gewiß; aber eben vom Dritten nicht beabfichtigt. Das 
heißt mit Worten. Spiel treiben. in onerofes Nectägel äft, derien 
einer Theilnehmer ſich nicht gültig verpflichten Tonnte, wird dadurch nim- 
mermehr ein Iufratived, jondern entweder ein nichtiger Vorgang, oder 
vor der Hand einfeitig onerod. Man fünnte nämlich zweitend die Ana- 
logie des f. g. negotium claudicans herbeiziehen. 35) Allein mit Un- 
recht. Denn diefelbe fegt voraus, daß die Ungültigfeit der Verpflichtung 
für den einen Kontrahenten durch nachträgliche eigne Anerfennung oder 


ss) Die Figtigteit der Verpflichtung bzw. Veräußerung auf Seiten der Frau 
ift in den S. 9. Anz. anläßlich der meiſten oben citirten Entigeidungen ausdrücklich 
anerkannt. S. auch —* a. a. O. ©. 126.: „— kann weder Rechte verlieren noch 
Chi verpflichtet werden”. — Daraus ergeben ſich bie im Texte folgenden ftrengen 
äße, deren onfeauend man nicht leugnen, alſo auch nicht ablehnen Darf. 

sı) Falck a. a. D. fcheint dies anzunehmen, wenn er fagt: „Um Andere der 
Frauensperſon gu verpflichten, oder jur rwerbung von Rechten, iſt die Mitwirkung 
des Kuratord nicht erforderlich“. Möglich indeß, daß er auch bei den erjten Worten 
an lukrative Geſchäfte denkt, z. B. Schen ungeverprecpen an bie Frau. Weiter meint 
wenigftend das Eiderſt. Landr. IL 4. 8. 3 ig 

33) Kim deſſen Anwendbarkeit ud im Schleöwig-Holfteinifchen Partilularrechte 
Paulfen a. a. O. 848. Krieger$.59. Weniger Har drüdt Esmarch 8.37 fid 
aus. 
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fremde Genehmigung (3. B. des Vormundes, Machthabers) gehoben, 
und dadurch als gegenfzitige gultig werden kann; bis dahin eben full 
ber Dritte einfeitig gebunden bleiben. Wenn aber ein Frauenzimmer 
ohne vorgängigen Beirath ein verpflichtendes Geſchäft oder eine Ber 
Außerung vorgenommen hat, kann ein ſolches Gültigwerden niemals ein- 
treten; durch eigne Anerkennung der Frau nicht, denn fie wird ftets 
eines Beiftanded bedürfen, und von diejem berathen lediglich ein neues 
Geſchäft (etwa befjelben Inhalts) eingehen können; durch nachträgliche 
Berathung mit einem Manne nicht, weil dieſe überall die vorgängige 
erjeben nicht kann (f. oben). 

Folglich wird ein wider Lehe ohne Beiftand eingegan- 

ened Nechtögefchäft abjolut nichtig fein, für und wider die rau, 
Für und wider den vermeintlichen Mitkontrahenten. Den Beweis der 
Gültigkeit in diefer Richtung fichern ſich bei jchriftlichen Verträgen die 
Frau umd deren Mitpaciscent eben dadurch, dab fie den erbetenen ober 
beftellten Beiftand mitunterzeichnen laſſen. Weſentlich ift auch hier na- 
türlich nur die ftattgehabte Berathung. Der Beweis kann bei man- 
gelnder Mitunterfchrift durch andere Mittel vielleicht erbracht werden. — 

Die Birkung für den Geſchlechtsbeiſtand aber? Die Antwort 
fallt nicht fchwer. Der Ausgangspunkt liegt hier in der Entitehung des 
Verhältniſſes. Wie ein mündiger Mann nie verpflichtet ift, Die Bitte 
eined Arauenzimmerd un feinen Rath Ar belien Ertheilung zu ge- 
währen, jo fann nicht einmal eine gerichtliche oder andere Bebör e In 
wider jenen Willen dazu beitellen. Nur zur Uebernahme einer eigent- 
fihen Kuratel findet befanntlid ein Zwang ftatt; und dazu muß bie 
Behörde ihre Zuflucht nehmen, wenn ald Gejchlechtöbeiltand Niemand 
fungiren will. Denn leptere Wirkſamkeit ift durchaus freiwillig. Ebenſo 
vollfommen freiwillig aber ift Die Fortjegung. Wer einmal auf Bera- 
thung ſich eingelafien, kann dennoch in jedem Augenblid zurüdtreten, 
jeine Sunftion dadurdy beendigen. Es liegt in der Natur des bloßen 
Raths, daß derfelbe nicht erzwungen werden kann. Die Frau wird 
Dann einen Anderen angehen müffen. 

Hiernach erledigt jich die fernere Frage: ob der Beiftand, wenn 
er jeinen Rath ertheilt hat, auch le, am jet, dies durch ſeine 
Unterſchrift zu bezeugen? Freilich, zum Zeugniß über die That— 
tache jelbit, daß er befragt worden, kann er geziwungen werden, — dent 
die Zeugnißpflicht ift allgemeine Etaatöbürgerpflicht — allen nur vor 
Gericht, ald Zeuge! Abgejehen davon und außergerichtli kann Niemand 
ihn zur Anerfennung deö Gejchehenen zwingen, alſo auch nicht zu Ichrift- 
licher Bejcheinigung, zur Unterfchrift des Ma Dr Dokuments. Solite 
daher die Frau nad geſchehener Befragung jeine Unterfchrift ſich nicht 
verfchaffen können, wird fie bei einem andern Geſchlechtsbeiſtande ihr 
Heil Dat dem müſſen. 

Daß den Beiſtand als ſolchen eine Verantwortlichkeit nie— 
mals treffen koͤnne, wurde bereits oben (unter I. und II.) gezeigt. 
Ob er guten oder jchlechten Rath, ob LG oder leichtfinnig er⸗ 
theilt hat, ift ohne allen rechtlichen Einfluß. Die Gefchlechtöbeiftand- 
ſchaft begründet überall Fein obligatoriſches Verhältniß, jondern eine 


[4 
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Pertrauenöftellung, welche lediglich Gewiſſensſache iſt. Sie kann Daher 
auch nicht etwa nach Analogie der Kuratel oder Vormundſchaft 35 ir- 
gend welche quaſikontraktliche Haftımg für dolus und culpa im Gefolge 
haben. Der Mangel eines obligatorifhen Bandes ift der wahre 
juriftiihe Grund der ichtoeruntinortlichteit, 2 — nicht fo fehr der 
Mangel an einer Vergütung für die Rathgebung. Denn befanntlid 
gibt es allerdings obligatoriſche Verhältniffe, bei denen trog der Unent⸗ 
geltfichfeit dennoch Verantwortlichkeit ftattfindet. — Jedoch — wir wie 
derhofen ed — als folcdher tft der Beiltand nicht verantwortlih. Hat 
er nämlich durch wiſſentlich falſchen Math oder Vorjpiegelung, etwa in 
Kollufion mit dem dritten Mitkontrahenten, die Frau zu eiuem nad- 
theiligen Rechtsgeſchäft verleitet, dann haftet er civilrechtlidy ebenfo wie 
jeder Dritte, der fo gehandelt hätte ohne befragt zu fein, nämlich ex 
delicto, nu den allgemeinen Grundfätzen über Betrug (actio doli). >“) 
Sollte der Fall frimtneller Behandlung unterliegen, dann freilich würde 
auch ber Umstand ftraferhöhend wirken, daß der Delinqueut jeine BVer- 
trauenäftellung ald Beiftand zum Betruge gemißbraudht hat. — Ferner 
fann, wie oben gezeigt, der Umftand, daß ihm obendrein eine ander 
weitige Gefhäftsfuhrung anvertraut war, die Haftung für dolus und 
culpa nach fi) ziehen. Dann aber trifft diefelbe ibn bzw. als Man- 
datar, gemietheten Geſchäftsführer, Kurator, — niemals aber ald Ge 
jchlechtöbeiftand. 3°) 

Dem gefammten nunmehr gefchilderten Charakter des Jnſtituts 
entfpricht ed denn auch volllommen, dab anerfanntermaßen eine ober- 
vormundfchaftlihe Kontrole oder Aufficht über die &efchlechtt- 
beiſtandſchaft nicht eriftirt. Denn fie ift eben nicht Bormundfcaft. 
Die Betheiligung ded Deffentlichen bejchränft fi auf die ſubſidiäre — 
m praxi feltene — |. g. Beftellung (beifer: Zuordnung) eines mün- 
digen Mannes zum Beiftande, welcher diejer Funktion ſich zu unterziehen 
bereit ift; ohne dab dadurch irgend ein weiteres dauernde Verhältniß 
zwiſchen ber Behörde — bei welcher e8 auch auf Kompetenz rũckfichtlich 
der Perſonen, des Gegenſtandes oder Geſchaͤfts überall nicht ankommen 
fan (vgl. Fald a. a. D. ©. 123.) — und dem Beftellten bewirkt 
würde. 


36) ©. 9. Anz. 1848. ©t. 7. ©. 45 ff. (vgl. oben I, Anm. 6). 

37) Vgl über das consilium im römiihen R. L. 2. 8. 6. D. mandati XVII. 
1.: „Cujus generis mandatum magis consilium est, — — et ob id non est ob 
ligatorium, qnia nemo ex consilio obligatur, etiamsi non expediat ei, cui 
dabatur“ etc. $. 6. Inst, de mandato III. 26. 

38) L, 47. pr. D. de R. J. „Consilii non fraudulenti nulla obligatio 
est: ceterum si dolus et calliditas intercessit, de dolo actio competit.“ L. 7. 8.10. 
L. 8. D. de dolo malo IV, 3. 

3°) Zu diefem Refultat gelangen auch, wie oben bemerkt, die meiften Schrift. 
teller.. ©. namentlih Bald a. a. O. ©. 14 fi. — Daß ein ftillfchweigen- 
ed Pfandrecht an den Gütern des Beiftandes nicht un bedarf kaum der Er⸗ 
wähnung, Paulfen ©, 300. Saalp Bormünderw. ©. 104. Das 2. ©. Urtheil, 
welches Beide citiren, ſetzt offenbar wirkliche Kuratel voraus. 
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IV. Der Standpunft bes gemeinen Preußiſchen Rechts. 


Der Wunſch, mit der Cchledwig - Holfteinifchen Geſchlechtsbeiſtand⸗ 
ſchaft das entipreihenbe Injtitut bes gemeinen preußiſchen Rechts 
vergleichen — befennen wir es offen — bat und nicht geringe Verle⸗ 
genheiten bereitet. Zwar enthält dad Allgemeine Landrecht gewiſſe an 
verjchiedenen Orten zeritreute Vorjchriften über „Beiftände“, welche von 
‚Dormündern“ und „Kuratoren“ fireng unterjhieden werden, und er- 
wähnt berjelben auch ausdrücklich mit Beziehung auf „volljährige un- 
verheiratheie $rauenöperjonen‘. Zwar gedenken die mir zugänglichen 

riften und Commentare über preußiſches Necht und Bormundihafts- 
recht indbefondere ebenfalld dieſes Inſtituis in den Gefepeäftellen durch⸗ 
aus entiprechenber Darftellung. Allein en wie dort He ed, ſoweit 
mir erfigtlih, allganz an der nothbürftigiten Bezeichnung der Fälle, in 
welchen ein Beiſtand von der Frau müſſe zugezogen werden, — umſo⸗ 
mehr an jedem audy nur annähernd genügenden Aufſchluſſe über Die 
Boraudjepungen, bad Rechtsverhältniß jelber und deſſen Wirfungen, ſo⸗ 
wie endlich darüber, wie in der Prarid das Inſtitut fich geftaltet und 
bewäbrt haben mag. 

Auch bei den DBearbeitern des Schleöwig » Holfteiniichen Rechts 
berichte, wie obige Grörterung gezeigt bat, über die Natur der Ge 
de Beim nur allzumenig Klarheit, allzuviel Mißverſtändniß 
und falſche Beimiſchung, jo daB diejer Augiasſtall der gründlichen Rei- 
nigung endlich einmal zu bebürfen fchien. Aber theild war Prarid und 
Gejepaebung burchinen von Haren Geſichtspunkten ausgegangen, theils 
die Behandlung der Lehrbücher eine mehr oder weniger eingängliche. 
Alled Died vermifjen wir im gemeinen preußijchen Recht. —28 
wird es daher jein, wenn uns die preußiſchrechtliche „Beiitandicaft” als 
- ein Chaos erfcheint, und wir an gewiegte Kenner befjelben die brin- 
gende Aufforderung richten, zu defjen Entwirrung beitragen zu wollen. 

Solite im Nachſtehenden faffche Auffaffung im Ganzen, Irrthum 
im Ginzelnen ſich einfchleichen, fo wird das um fo eher Enjhulbigung 
finden. Einer folhen aber wird es nicht bedürfen, daß wir Die Provin- 
ialrechte, welche vor wie nad der Publikation des A. 2. R. dad In⸗ 
* „Geſchlechtsvormundſchaft“ in älterer Geſtalt bewahrt hatten, 
von unſerer Betrachtung a anschließen. Mad um jo gereimter 
ericheint, als diefe provinziellen Inftitute nunmehr durch eine Reihe von 
Specialverorbnungen aus den Jahren 1826—1855 *") abgejchafft worden 


Aus der vorlandredtlihden Periode ergibt fon Die Ord⸗ 
nung von Vormündern ıc. vom 23. Sept. 1718 — welde die Boll- 
jzhrige mit dem zurückgelegten 25ften Jahre eintreten läßt — ni 
ihr tilihweigen, daß, gleichmwie nach gemeinem deutichen Rechte, a 
in Preußen volljährige ledige Frauen als —* vormundſchaftsfrei wa⸗ 
ten, dagegen für einzelne Rechtsgeſchäfte ſogenannter „Aſſiſtenten“ be⸗ 

so amml. für die Kal. . Etaaten 1806-1865. Erfte Abth. Juſtiz⸗ 
Gefepge N N I. und IL —e regifter s. v. ee — 
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durften, welche dem provinzialrechtlichen „triegeriichen Vormunde“ oda 
ie Curator“ auddrüdli —— merken, So in den fe 
ifripten an dad Kammergericht vom 27. Dezember 1703 und 30. Juni 
1704 41), betr. Verzicht auf die weiblichen Rechtswohltbaten bei Aufftel 
, fung von Wechfelbriefen ꝛc. So in der Hypothefen- und Konkurbor 

nung vom 4. Februar 1722. 8.47. — Eine Anerfenming bes Fi 

der Kauffrau enthält u. X. das „verbefierte ımd allg. Be tx 

vom 25. September 1724. Art. 8., mit der Hinzufügung, ambert 
Frauen, wo fie Litis Curatorein haben müfjen, mit dielem, „anderer 
Drten aber mit einem Affiftenten, der ihnen, wozu fie durh dm 
Wechſel verbunden werden, und im Fall fie für Andere Redjd- 
briefe auögeben, ihre ſonſt zuftehende Jura und Privilegia, ab 
womit fie bei audgeltellten Wechſeln audy in Reconventione nidt pi 
bören, genugſam erpliciren und deutlich befannt machen könne, 
ihre Wechſelbriefe aualtellen und unterjhhreiben‘. 

Der Begriff des Aſſiſtenten oder Beiftandes, ald eines die Mahl 
und fen inde der Frau — gleichwie anderer in bejonderer Ridh 
tung hülfsbedürftigen Perfonen, welche dennoch der Vormundſchaft al 
behren fünnen — ergänzenden Rathgebers, leuchtet hier hervor. — 
haben wir über die Frage, welche Rechtsgeſchäfte des ledigen vollähti— 
en Weibes, außer den oben angeführten, einen ſolchen Aſſiſtenten er 
*— und welche Wirkung deſſen Richtzuziehnng in jedem Falk 
ervorbrachte, Aufklärung nicht gefunden. 

Wäre nun die Vermuthung nicht unbegründet, daß auch der alt 
preußiſche Beiſtand bei allen die Vermoͤgensſubſtanz weſentlich afficiten 
den Verpflichtungen und Veräußerungen erforderlich geweſen, und 
Mangel folder Aſſiſtenz Nichtigkeit, oder doch Anfechtbarkeit, des Ge 
fchehenen zur Folge gehabt haben mag, dann würde infofern die de 
ſchiedenheit wifchen dem Rechte der Elbherzogthümer umd dem de 
altpreußifchen Lande im achtzehnten Sahrhunderte eine kaum nennt 
werthe fein. Dagegen beitimmt ridi tlich der Proze ßführung le 
reits dad Corp. Jur. Frideric. Theil IV. Tit. 1. 8. 8.: „Unverbeiratiet 
Frauenöperfonen haben in Anfehung der Befugniß allein vor Gerdt 
zu ericheinen, mit den Manndperjonen zwar Font gleiche Rechte, MM 
müfjen fie an den Orten, wo Cura sexus eingeführt ift, chne Unter 
ſchied des Standes in Alfiftenz eines Geſchlechtsvormundes ihre Ange 
legenheiten vor Gericht verhandeln. Im Webrigen wird ebendu. ' 
8.1 jede Perfon, durch deren Stellung dad Dispofitionsrecht ber Part! 
über den Streitgegenftand eingefchräntt ift, ſchlechthin ala „geieplide 
Beyitand“ bezeichnet, und deſſen „Beykiitt‘ vor Gericht erforbert. — 

Die Kodififationsperiode zeigt und aud in diefem beein 
ten Gebiete eine Umwälzung des geltenden gemeinen preußiſchen NE 
während bekanntlich die Geſchlechtsvormundſchaft der Provinzialrechte er 
ber Hand unberührt blieb. Bol. A.G.D. Th. I. Tit. 1.9.26. PM 
Dat. um A. L. R. ss. III. und IV. 


— — — M0e— 


%1) Corp. Const. Marchic. Thl. II. Abth. II. S. 38. und 218. [, namen 
bie Worte: „Suratores und Affiftenten” (im Repertorium auch ala „Beil abe" ba 
net), und „wenn felbiger gleich nur extrajadicialiter darzu erbethen worden”. 


— — —— —— 
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Zuvörberft bedarf e8 bier einer Zufammenftellung der einjchlägigen 

Beltimmungendg A. L. R. | 

Th. I. Tit. 1. 8.24: „Die Rechte beider — ſind ein— 
ander gleich, ſoweit nicht durch beſondere Geſetze oder rechtsgültige 
Willenderflärungen Ausnahmen beftimmt werden®. 

Daf. Tit. 5. 8. 23: „Unverheirathete Frauensperſonen werden, dafern 
bie Provinzialgefebe Teine Ausnahme machen, bet Schließung ber 
Berträge den Mannöperfonen gleich geachtet”. 

Daf. Tit. 12. 9. 19:2) „Bet Srontendperfonen ift, much an Orten, wo 
fie feine Verträge ohne Geſchlechtsvormund fchließen Tönnen, Die 
Zuziehung eined foldhen Kurators bei ihren letzten Willensorb- 
nungen nidt nothwendig“. 

Im Gefolge folder allgemeinen Grundfätze erwartet man num nichts 
anderes, als eine volljtändige De in der ——— beider 
Geſchlechter, nichts weniger, als ein Inſtitut der Geſchlechtsbeiſtandſchaft. 
Dieſe Erwartung wird getäuſcht. 

A. L. R. Thl. ID. Tit. 18. 8. 5 ſtellt den in den 88. 3 und 4 
unterſchiedenen „VBornründern‘ und „Kuratoren“ als ein drittes (quaſi⸗ 
vormundfchaftliches7) Inſtitut die ‚Beiſtände“ gegenüber: 
„Beiſtände aber heißen diejenigen, welche Jemand bei gewiſſen &e- 

ſchäften, die er für ſich allein vorzunehmen nach beſonderen gejeplichen 
orſchriften nicht fähig iſt, oder fie ſolchergeſtalt vorzunehmen fich 
nicht getrauet, zu Hülfe nimmt“. 

&bendaf. 8. 51: „Unter die Perjomen, welche gewiffe Angelegen- 
beiten nur mit Zuziehung eined Beiftanded vornehmen können, 
gehören: 1. volljährige unverheirathete Frauensperſonen; 
2. diejenigen verheiratheten Frauen, welche weder eined Vormundes, 
noch eined Kuratord bedürfen*?). 

Unter No. 3—5 werden hinzugefügt: Blinde, beftändig Kranke, 
Bea in geringerem Grade (f. unten), endlich die ſog. „Anal: 
abeten®. 
Ebendaj. 88. 52—55: „In weldhen Angelegenheiten dergleichen Perjonen 
eines Beiſtandes bedürfen, ift bei den dahin gehörigen einzelnen Ge⸗ 
tchäften, in den Gefeen beitimmt. — Wo die Geſetze zu einem foldhen 
Beiſtande einen Sedäfunbigen nicht ausdrüdlich erfordern, da Tann 
jede Mannsperfon, die ihren Sachen felbit vorzuftehen fähig und 
rechtigt tft, dazu gewählt werden. — Ein Beiftand muß von dem, 
welcher feiner bedarf, entweder felbft ausgewählt, oder wenn dieſer 
nicht wählen kann oder will, von dem Richter, bei weldyem die Hand⸗ 
Inng zu vollziehen ft, ihm zugeordnet werden. — Uebrigens bedarf 
Die abl oder Annehmung eines Beiltanded Feiner richterlichen 
Beftätigung, noch anderer befonderer Feierlichkeiten“. — 

3) Bol. Ehendaf. 8.9: „Soweit Jemand unter Lebendigen über fein Vermögen 

X en rahig — Berechtigt tft, fowelt Tann er in der Regel auch auf den Todes⸗ 

a . 

43) Woher „volfährige Ehefrauen” vgl. Ebendaſ. 89. 39-42. Als Voll sbeigleitt: 

termin hat das ER. Th. I. Tit. 1. 8.26 (vgl. K. DO. vom 5. Ion. 1790) 

befanntlich das „zurüdgelegte vier undzwanzigfte Sahr“ feftgefebt. 
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Ebendaſ. 88. 1005—1007: „Die Pflichten eines Beiſtandes beftinmm 
io lediglich nach dem Zwecke, zu welchem derfelbe dem, ber ſich feine 
edienen foll, zugeordnet wird. — Ein Beiſtand haftet, wenn er ſich 
dieſem Zwecke nicht gemäb verhält, in der Regel nur für Bora, 
und für ein grobes Verſehen. — Wozu ‚rechtöverftändige Affiftenten, 
in Prozeß und anderen gerichtlichen Angelegenheiten, ihren Partei 
verpflichtet, und wie wert ſie benfelben bei Vernachläfſigung ihm 
Pflichten verhaftet find, ift in der vogeborbuung, beftimmt‘. — 
Halten wir bier einjtweilen inne. Das A. 2%. R. konſtruirt am 
von Bormundihaft und Kuratel ftrenge geſchiedenes Iuftitut ber Ber: 
ftandichaft; bet welchem allerdings nicht recht einleuchten will, wie daſſelbe 
nichtödeftoweniger in dem Titel „von Vormundſchaften und Kuratelen“ 
bier und da zeritreut, und nicht vielmehr in einem bejonderen Abſchnite 
ald Anhang zu den genannten Inftituten, jeine Stelle findet‘). E 
ibt Aufſch uß — wenn gleich kurzgefaßten — über Begriff, Fähigkeit, 
R Hehe und Verantworilichkeit, nicht aber über die Fälle der Erfotder 
ichfeit. 
Welche find diefe „gewiſſen Gefchäfter — „gewiſſen Angelegen⸗ 
eiten‘? Das, erwidert das L. R. „iſt bet ben babfn Fa ein ! 
eihäften in den Gefjegen beitimmt“. Auch ergibt — der allgemeine 
Grund der unterlafjenen Aufzählung ganz leicht. Natürlich, wei di 
einzelnen im $.51 aufgerechneten Perfonen ihrer fubjektiven Verſchieden 
heit wegen uud in durchaus verfchtedenen Fällen eines Beiftandes bedürfen. 

udy Tonnen legtere für die meiften beiftandöbedürftigen Perjonen iger 
aus der Natur des Gebrechens oder ihrer abhängigen Stellung unſchwer 
gefolgert werben, jelbft die Ehefrau nicht ausgenommen. Allein ee 
ei den „volljährigen unverheirutheten‘ Meibern, und nur bei bie, 
bedurfte es der näheren Anführung nothwendigerweije. Denn, was lam 
aus der levitas et imbecillitas sexus, was Tann aus ber ratio Vele- 
jana, was kann auß der mangelnden Recht: und Geſchäftskunde, miät 
Alles gefolgert werden! 

un durften wir vor Allen von Koch, dem Kommentater des Ge⸗ 
ſetzbuches, eine Zuſammenſtellung der Fälle erwarten, finden aber nd 
in ber neuften „vermehrten“ Auflage (1863) bes Kommentard nicht 
bergleichen. Flüchten wir endlich zu den Lehrbüchern des Preukiih 
Privatrehts,t5) und des Vormundſchaftsrechts insbejondere, *°) fo werden 
wir auch da zurücdgewiefen. Man begnügt ſich mit dürrer, faft wert 
getreuer Wiederholung der Gefegftellen, oder gar mit bloßer Hinweiſung 
auf diefelben. 

Diejer Nothſtand gruingt und wiederum bei der Gejepgebung anjl 
Elopfen, und deren kärglichſte Hülfleiftung danfbar entgegenzunehmen — 
Bom „Chegelöbniß" jagt uns 
dm — 


*) Dies hat die Revifion mit Recht gerügt. Bol. Gefeh-Rev. Pen, VII © 

m Koch Lehrb. IL. 88. 790, er 8. * ann yftem. Darft. * 
(2. Aufl.) L ©. 250. — v. Daniels Syft. des Pr. Civifr. L 99. 41 und ®. PM 

+6) Arndts und Keonhard. Das Preuß. Vormundſchafter. Berlin j 
88. 10. 13. — Die Behandlungen des Bormundichaftsrechts von Hoffmann, Bil laum 
und Temme find mir unzugänglich geblieben. " 
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A. L. R. Th. II. Tit. 1. 8. 88: ‚Iſt die Braut großjährig, und nicht 
mehr unter väterlicher Gewalt, fo muß fie mit einem von ihr felbft 
gewählten männlichen Beiftande erfcheinen“; 

wozu Koch in Anm. 9 bemerkt: „Die Zuziehung eines Beiftandes für 

Die Braut ift bei folhen Cheverträgen nicht nöthig, die nicht ein Ehe⸗ 

zelöbnig enthalten, jondern jelbiges fchon beitehend vorausfegen, und 

nur Bermögendbeftimmmgen treffen‘. Pr. ded Ob.-Tr. 1021, vom 

21. Zımi 1841. ’ 

Vgl. Ebendaj. 8. 82: „Wenn aber aus einem Chegelöbnifje ein Recht 
auf Vollziehung der Ehe zu Hagen entipringen foll, jo muß bafjelbe 
gerihtlic oder vor einem Notario geſchloſſen und niedergejchrieben 
werden“. 

Und diefelbe Form erklärt der 8. 209 ebendaf. für erforderlicdy, wenn 
por der Ehe über „vorbehalteneds Vermögen der Frau" ein Bertrag 
errichtet werden foll. — ih 
Ebendaſ. 88. 356—358: „Seder Vertrag, wodurd eine Gütergemein- 

Schaft entitehen fol, muß gerichtlich vollzogen werden (vgl. dazu $. 
354: ‚An Orten, wo die Gütergemeinſchafi nicht aus Provinztalge- 
jegen oder Statuten ftattfindet, kann fie durch einen Vertrag nur 
vor Bollziehung der Heirath eingeführt werden‘). — Dabei ift in 
der Regel die Zuziehung des Vaters der Ehefrau (d. h. der fünftigen 
&.; |. oben und Komment.) erforder. — deſſen Ermangelung 
muß der Frau ein rechtskundiger Beiſtand zugeordnet werden“. 

Wir übergehen hier, um bie Grenzen unjered Vorwurfs nicht zu 
uberfchreiten, diejenigen Stellen des U. L. R., welche der —— 
freien Chefrau (j. oben Th. U. Tit. 18. 8. 51. No. 2) bei Vertrag⸗ 
ſchließung und gerichtlicher Verhandlung mit dem Manne bie ; 
eines Berftandes und anderweitige Beſchränkungen auferlegen. Dt Th. II. 
Tit. 1. 88. 199—201. Dagegen find ihrer Bedeutung für den allge- 
meinen Begriff der Beiftandichaft wegen bier anzuziehen 
Ebendaſ. 8. 343: ‚Sn allen Fällen, wo die Frau während der Che 

Bürgihaft für den Mann leiften, feine Schulden übernehmen oder 
zum Beſten feiner Gläubiger fich ihrer Vorrechte begeben will, muß 
ie Handlung nicht nur gerichtlich, jondern auch mit Zuziehung eines 
ihr beftellten redhtöfundigen Beiftandes erfolgen.” — Dazu Anh. $. 75: 
„An Orten, wo feine rechtsſtändige Afliitenten ji haben find, 
fönnen auch andere vernünftige, erfahrene und in den Ge— 
Ichäften des bürgerlihen Xebens nicht ungeübte Männer, 
als Beiftände der Ehefrauen in foldhen Fällen zugelaffen werden.“ 
Dal. A. ©. O. Th. II. Tit. 3. 8. 16. b. — 


Endlich heißt es — um eine fernere Analogie bierhergugiehen — 
von „Zaubftummen, welche keines Vormundes bedürfen”, und welche der 
angeführte $. 51 mit umverheiratheten Frauen zujanmenftellt, im 

A. L. R. Th. D. Tit. 18. $. 18: „Doch find fie hei gerichtlichen Ver⸗ 
bandlungen einen Beiltand zuzuziehen verbunden‘. — Wozu Kod in 
Anm. 9: „d. h. fie können ſich ohne Zuziehung eines Beiftandes nicht 
verbindlich machen; die Verhandlung ift nichtig‘. — 


s 
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dieſen fporadifchen A Ben gefell endlich di 
ſtimmun Se hat a us — der — — na ji 
der ſog. freiwilligen Gerichtöbarfeit. 


A. G. O. Ih. 1 Tit. 1. 8. 16.: „Ehefrauen fünnen ohne Petri im 
Männer vor Gericht nicht erfheinen; es wäre denn, daß der Gegenftan) 
der Verhandlung zu ihrem buch Vertrag vorbehaltenen Vermögen 
gehörte; oder daß fie wider ihren Ehemann Magen, oder Berträy 
mit ihm jchließen wollten“. 

Ebendaf. 8. 18.: „In Fällen —, wo nad $. 16 der Beytritt des Mamet 
nit ftattfindet, bedarf die Ehefrau auch feines andern Benftande; 
felbft alsdann nicht, wenn fie mit dem Ehemanne ver Gerichten han⸗ 
delt. Findet fich aber der Richter zu der Beſorgniß veranlaft, daß 
die Frau bei einer foldhen Verhandlung übereilt oder hinterganze 


werben möge; fo fteht ihm frey, einer folchen Ehefrau einen Ber 
ftand von Amtöwegen zuzuordnen.” — Und mit Bezug anf unſem 
Borwurf vgl. 


Ebendaf. 8.25.: „Unverbeyrathete Frauenzimmer haben, in %- 
ſehung ber Deruanib vor Gericht zu erfcheinen, mit den Mamk 
perfonen gleiche echte.” Vgl. oben die entfprechende Stelle te 
Corp. J. Frider. 


Ebendaf. Tit. 3. 8. 14.: „Jede Partey, welche die Inſtruktion ihrer 
Rechtsſache in Perfon abwartet, ift befugt, fich einen Affiftenten aut 
ber Zahl der bey dem Gerichte — zugelafjenen Zuftiglommiffaren 
(jept: Rechtdanwälte) felbit zu wählen; oder die Zuordnung eine 
folhen bey dem Richter nadzufuchen. — Wenn aber eine Pur 
feinen Affıftenten verlangt, fo Tann ihr derfelbe wider ihren Biln 
niemals aufgedrungen werden.” 

Das. 8.21.: „Außerdem fteht es auch einer jeden Parthey frei, neben 
dieſem ihrem Rechtsbeyſtande, auch andere Perſonen, in wei 
fie ein befonderes Vertrauen bat, — — mit zu den Terminen jü 
bringen. Dergleihen Beyſtände muß der Deputirte bed Gen 
unbedenklich zulaffen; — — NHebrigens ift e8 lediglich die Sache d 
Partey: ob und zu welchen Terminen fie einen ſolchen Benftand mit 
bringen will.“ 1 ⁊c. ıc. 


Schen wir nun ab von den rechtsverſtändigen Aſſiſtenten :%) be 
gerichtlichen Handlungen der Frauen, ſowie von der rechtlichen Stellung 
der Ehefrau, als außerhalb unferer Aufgabe liegenb, und ftellen wir Di 
Interceſfion der Weiber einftweilen noch zurüd, weil ebem bei dieſen 


11) Einzelne Spezialia der neueren Preuß. Gefeßgebung find unten angefükd; 
über Bürgfheft ber —* überhaupt und der Sen inbelondere ſ. kr 
O. Th. H. Tit. 8. 8 16 a. und b. , 
*%), ©, jedoch Koch, Komm. zum &. R. Th. II. Tit. 18. 8. 53, in Anm. Bl: 
„Nirgend wirb er als nothwendig gefordert; benn au in bem Falle dei 8. 3. 
Ti. 1 (Bürgfchaft der Ehefrau für den Mann ꝛc.) ift er fein weſentliches Erforde 
niß, nach 8. 75 des Anh.” — ch vermag indeß erjtere Behauptung Koche mit dan 
oben citirten Worten des 8. 358. Tit. 1 Th. I. nicht zu vereinigen! — Weberbiet erregt 
mir Zweifel der Suftigfommiflerins“ im 8. 172, Tit. 5. Ih, I. (, Analphabeten) 
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Alte bie geſetzlich vorgefchriebene gerichtliche Gertioratton jeden anderen 
—— ü hie macht, — dann ergibt ſich, irre ich nicht, folgende 
8bente: 

Die volljährige, d. h. das 24. Lebensjahr vollendet habende, 
unverbeirathete Frau, welche nicht aus anderweitigem Grunde unter 
Gewalt Zormndſcheft oder Kuratel ſteht, bedarf 

1. weder bei Rechtsgeſchäften noch bei der Prozeßführung 
eines Beiſtandes oder Aſſiftenten. Getraut fie ſich indeſſen 

nicht, einen ſolchen Rechtsakt allein vogunehwen A. 8. R. Th. I. 

Tit. 18. 8. 5.), jo mag fie einen Beiſtand zu Hülfe nehmen, 

welchen ſie dann entweder ſelbſt wählt (ohne Beftätigung) oder 

von ber Behörde fich beftellen läßt. 

Hierand folgt, J die Zuziehung des Beijtanbes im Allge 
meinen aus fakultativ erſcheint, — ebenjo wie die eines 
Rechtsanwalts. — Dagegen 

2. bei Eingehung des Chegelöbnifjes und der vertragämäßtgen 

Gütergemeinihaft (für die Fünftige Ehe) ift ein Beiftand 

erforderlich, jofern die Braut nicht mehr unter väterlicher Ge⸗ 

walt fteht,%) und zwar für die letztgenannte Mebereintunft ein 
3. RAMHELD der Hand bie Beftimmung des 4 

. ihtlih der Handelsfrau gilt jept die Beftimmung des A. 

D. H. ©. 3.30) Art. zisf git jez ß 

„Eine Frau, welche gewerbemäßig Handelsgeſchäfte betreibt 
Gandelsfrau), bat in dem Handelsbetriebe alle Rechte und 
Pflichten eines Kaufmanns. — Diefelbe Tann ſich in Betreff 
ihrer Handelsgeſchäftes) auf die in den einzelnen Staaten 
geltenden Rechtswohlthaten der Srauen nicht berufen.” — Eben⸗ 
daf. Art. 9.: „Eine Handelöfrau kann in Handelsſachen felbft- 

- ftändig vor Gericht auftreten; es macht feinen Unterſchied, ob 
fie verheirathet oder unverheirathet ift." — 

ALS Beiftand kann fungiren „jede Manndperfon, die ihren Sachen 
ſelbſt vorzuftehen fähig und berechtigt iſt. Nur dann, wenn Beitellung 
erfolgt, und zwar inöbefondere anjtatt eines tecptöverftändigen Aſſiſtenten, 
ſoll die Behörde einen „vernünftigen, erfahrenen und in den Geſchäften 
des bigerlichen Lebend nicht ungeubten Mann‘ auswählen. — Das 
Preuß. Straf-Gefepßbuch vom 14. April 1851 8. 12. verbindet indeß mit 
dem Berluft der hürgerlihen Ehre auch die „Unfähigkeit gerichtlicher 
Beiftand zu fein”. | 

Die Funktion des Beiftandes beftimmt fi „nach dem Zwede, zu 
welchem berfelbe zugeordnet wird“, befteht aber rückſichtlich der unver: 
heiratheten Frau ohne allen Zweifel darin, daß er die dem Weibe feh- 


sv) Vgl. indeß ©. betr. Abänderungen ded A. L. R. ıc. vom 24. April 1854. 
8.3. — Koch Formularb. (Tte Aufl. 1866) S. 282 ff. 
so) Zn Preußen geltend ſeit dem 1. ärg 1862. ©. Einf. Gef. vom 24. Juni 
1861. — Die Einführung de A. D. H. ©. 3. tft in den Herzogth. Holftein und 
Schleswig zur Zeit noch nicht erfolgt. i 
‚. 91) Die „VBermuthung“ des A. L. R. Th. II. Tit. 8. 8. 490 dafür ift nad 
Einf. Gef. Tit. 2. Art. 60. 1) außer Kraft getreten. 
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lende Rechts- und Geſchäftskunde duch Rath und Belehrung ergänzt, 
und erforderlichenfalld feine Mitwirkung durch Unterjchrift bezeugt. Nach 
L. R. Th. U. Tit. 18. 8.51. ift anzunehmen, dab in Ermangelung des 
ausnahmsweiſe erforderlichen Beiftandes (j. oben 2.) der Rechtsakt 
bed Meibes für dieſes unverbindlich if. Was aber in diefer Beziehung 
a em des fakultativen Beiftandes gelte, namentlich wem der: 
elbe dem Weibe zugeordnet worden, und lebteres ihn dennoch nidyt zuge 
zogen hat, darüber getrauen wir und nidht ei eiden. 

Der rechtskundige Alftftent präftirt a hveritändiger jede culpa; 
ein anderweitiger Beiftand nagegen baftet — nidht etwa nur für dolus, 
oder etwa nah Analogie des Vormundes und Kuratord fin fog. culpa 
levis52) — für „Vorjag und für eim grobes Verſehen.“ B Ltd 
hatte das L. R. bet diefer Vorſchrift diejenigen gemeinrechtlichen Fälle 
(z. B. precarium) im Auge, in weldhen ein unvolllommenes obltgateri- 
ſches Band vorliegt. Dem rechtskundigen Beiftand gebührt fidyer ent⸗ 
iprechende Vergütung, \merlich aber anderen Beiltänden, es ſei Denn 
aus einem der oben (III. 4.) erörterten fpeziellen Rechtögrunde. — 

Borftehendes ergibt, ohne daß es der Gegenüberftellung im. Einzelnen 
bebürfte, von felbft die Abweichungen des gemeinen Preupiichen ts· 
inſtituts von der Schleswig⸗Holſteiniſchen Geſchlechtsbeiſtandſchaft. vor⸗ 
ausgeſetzt daß unſere Auffaſſung der erſteren im Weſentlichen richtig ſei 
follte. Iſt ſie das aber nicht, dann wird der Vorwurf verſäumter Mübe 
und — uns ſchwerlich treffen, ſondern die Urſache in der geringen 
Ausführlichkeit und Vollſtändigkeit der geſetzlichen Beſtimmungen, noch 
mehr aber in dem unbe viebigenben Zuftande der und zugänglichen Lite 
ratur über das Inftitut der Beiftandichaft zu juchen fein. 


Wir —*— in den bisherigen Erörterungen die über Interceſſion 
der unverehelichten Frau geltenden beſonderen Rechtsvorſchriften abficht- 
lich außer Acht gelafjen, um diejelben nachträglih an diefem Orte und 
in aller Kürze zufammenzuftellen. 

‚In —8 und denjenigen Schleswigſchen Diſtrikten, welche das 
römiſche Recht als Hülfsrecht recipirt haben, gelten des letztgenannten 
Grundſätze. So hinſichtlich des — lediglich im Intereſſe der interce 
direnden Frau — erweiterten Begriffs der Interceſſion; ſo hinſichtlich 
der weiblichen Rechtswohlthaten aus dem Sc. Vellejanum und der Auth. 
si qua mulier, jomie deren Rechtswirkung. Doch beitimmt in ! 
bed Verzichtd der Frau auf diefe Rechtöwohlthaten die Holfteini- 
ſchess) Eideöverordnung vom 11. Dezember 1758 im $. 14., nachdem 


52) Bl. A. R. Th. I. Tit. 18. 98. 273. 276. 438. 

s3) Nicht die enchleemnigfiche Eidesverordnung vom gleihen Datum. Der im 
Zerte angegogene abweichende Wortlaut des Holftein. 8. 14 findet ſich nirgend in ber 
Chronol. Samml. der Verordnungen, fondern in extenso mitgetbeilt nur in den S. H. 
Anz. 1837 St. 34., theilweile auch bei Schrader Handb. IL ©. 71. Rote c. 
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bie eidliche Beftärkung bed Verzichts ale „unmäg“ verboten worden 


I Zwed, mit dergleichen privilegirten Perfonen zu fontrahiren, da⸗ 
durch erreicht werden follte, daß, wenn eine Frauensperſon ſich ver- 
bürget ober ihres Erbrechts begibt* (gl. die vorhergehenden Worte: 
„wenn eine Arauendperfon ihren weiblichen Borredten under einer 
fünftigen Erbſchaft renmeiiret*) „ſolches vor Geriht, und nad 

enugjamer Unterrichtung derfelben von den Vorrechten und Be 

gniffen, deren fie ſich verzeihet, gejchehe, und über dieſe Hand— 
Iung ein förmlihes Protokoll gehalten werbe‘>*). 

Es dürfte feinem Zweifel unterliegen, daß die Behörde den 
männliden Beiftandb keineswegs erfept, die ehelofe volljährige 
Frau alio feibft dieſe u Aa Handlung ohne Zuziehung eines Ge⸗ 
ſchl iſtandes gültig nicht vornehmen kann, wie Schrader a. a. O. 
S. 75 mit Recht hervorhebt. 

Ganz anders in Schleswig. Hier verſagte urſprünglich das Jütſche 
Law (B. U. Kap. 65.) jeder Frau, mit Ausnahme der Wittwe, bie 
Fähigkeit zur Verbürgung überhaupt.) Das heutige Recht ift in hohem 
Grade zweifelhaft und beitritten, indem Ginige alle volljährigen Weiber, 
auögenemmen die Ehefrau, für volllommen interceffionsfähig erklären, 
natũrlich mit Zuziehung eines Beiftandes, Andere dagegen das Holſteiniſche 
Recht für rectpirt halten, alfo die Interceffion der Schleöwigfchen Frau 
nad roͤmiſchem Recht beurtheilen wollen.5%) Bei biefer Sachlage wäre 
bie geſetzliche Ginführung des in Holſtein geltenden Recht zu wünſchen. 

Die gemeinrechtliche Theorie über vorgängige &ertiorafion ber ver- 
zichtenden Sntercedentin bat, wie unzmeiselbaft die Beftimmung der 
obenangezogenen Holiteiniihen Eideöverordnung, jo auch die des U. 2. 
R. Th. 1. Tit. 14. 88. 221 —244 hervorgerufen, wie Leptered die An- 
merfungen des Koſch'ſchen Kommentard des Näheren ausführen. 35 
ſehen nun von der m. E. ebenſo zweckmäßigen wie bedeutungsvollen 
Einſchränkung des Begriffs der Interceſſion, und von deren Gleichſtellung 
mit der Erpromiſfion,) laſſen no bie Normen des A. 2. R. etwa fo 
ulammenfallen: die Antereelfion w. Expromiſſion einer Perſon weib- 
ichen Geſchlechts ift — mit Ausnahme ded Falls, in welchem und foweit 
die Frau eine Entihädigung dafür empfangen hat — für dieſe und 
deren Erben mur dann verbindlich, wenn deren Willenserklärung (gericht- 
lich? 3") abgegeben worden, nachdem fie die geſetzlich vorgefchriebene 


54) Weber die adelige Frau und Zungfrau, |. den Schluß des 3. und L. G. O. 

Th. IV. Tit. 5. 88. 10. 11. I 

- 55) eher die GStatutarredte |. Esmarch Bürg. Recht $. 183. Schwierigkeit 

bereitet für dieſe Diftrikte (mit römijchem Reät) Die Frage, wie ed mit dem A 
o 


af Die Rechtswohlthaten zu verhalten fei, da der oben angezogene 8. 14 ber 
ordn. daſelbſt nicht pubfigirt worden ift. 
0 Für 


Erfteres Paulfen, Kriegeru. A.; fir Letzteres Schrader. Schwan. 
kend erflärt ih Esmarch. 

7) Vgl. u. N. darüber v. Daniele. Syftem Br. 1. ©. 206. 

58) ©, darüber Koch, Komment. Anm. Kim 8.223 d. T. — Interceſſions⸗ 
wrlunden von Frauen — wobei wir indeß ein Formular, die ledige Intercedentin 
betreffend, vermiſſen — |. bei Koch, Formularb. x. S. 265 ff. 
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richterliche Verwarnung und Belehrung über bie rechtlichen Folgen ihrer 
bevorftehenden —— emp — oder mit letzteren bekannt zu ſein 
zu gerichtlichem Prototoll erkl 

Eine ſpeziellere Bergleichun hather Vorſchrift mit der angefiührten 
Holſteiniſchen tft hier nicht am Orte, und umtoweniger in Kürze * 
lich, als die einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen aud des A. & 
mir keinesweges ganz deutlich erſcheinen wollen. Jedenfalls bedarf die 
—— intercedirende Frau nach Preußiſchem — eines Bei⸗ 
andes nicht 

Aufrechthaltung der ratio Vellejana, aber in 

Geftalt — eiwa gerichtliche wihliehung der Int om In ach voraus ängi⸗ 
ger Nechtäbe ehrung über die Folgen, und zwar bei Bermeidım = 
Richtigfeit. Des Geſchaͤfts — das wäre m. E. eine wänf 
ber gm Teuerung. Und dabei würde bie Ianbreilice —— 
ber a eeffion mb Erpromiffion wefentlicher Abänderungen Taum 


Schlußbemerkungen. 


en nicht alle Zeichen, fo neigt Die neuere Zeit dahin, die recht⸗ 
it e Fee ſtellung der Geſchlechter auch inſofern duczuführen, | daß voll: 
it rige ledige a immer, von jeder hemmenden Schranfe befreit, 
mit den Männern auf ‚leide Stufe ft Mindeftend im Gebiete dei 
Privatrechts. Bald wird vielleicht au an bie Geſchlechtsbeiſtand ſchaft 
in jeglicher Geſtalt — an bie befchränktere des gemeinen Preußiſ 
und die ausgedehntere ded Schleöwig-Holfteiniichen Partifular-Rechts — 
die Art gelegt werben. 

Das Inftitut will materiell ein beneficium, eine Rechtswohlthat 
gewähren, mag es immerhin formell als Schranke, als privilegrum odio- 
sum erſcheinen. Man kann ed nur aus zwei Gefichtöpunften 
Entweder indem man nachweift, es erfülle jeinen Zweck ben m nicht, ſei 
alfo unzwedmäßig; oder wenn man das Bebürfnii, und damit auch 
den ex tsgrund befteitet zeigt wie ed grundlo8 mb unndtbig fei. 

erlauf der vierziger Jahre hat die Regierung von den Lokal⸗ 
behorten der H nen Bericht Darüber eingezogen, wieweit nad 
be raktiſchen ahrungen des Diſtrikts die jog. cura sexus als vor⸗ 
aft und zweckmäßig ſich bewähre. Die Frage iſt, wenn wir nicht 
een, von allen mit Ausnahme eines einzelnen (4. B. Tondern) verrreint, 
bie Abſchaffung bed Inftituts durchgehend befürwortet worden. Die 
Motivirung der Einzelberichte fennen wir nicht; das Ergebniß ift aber 
ſchon ald Anficht d der Mehrzahl von Gewicht. 

Prüfen wir in Kürze die weientlichften Einwendungen gegen das 
Inſtitut. Zuvoͤrderſt erklärt man daſſelbe für unklar, rechtlich unbe⸗ 
ftimmt, zweideutig. Es ſei „weder Fiſch noch Fleiſch,“ eine ſog. Kuratel 
und doch wiederum feine, weder recht cura noch recht Mandatsverhãlt⸗ 
niß, ſondern ein Mittelding, ein Zwitterweſen. Diefer Einwand trifft 
nach unjeter obigen Darftellumg keineswegs das heutige Inſtitut, jonbern 
eben nur die faljche unklare Auffaffung deffen, der es angreift. — Meint 
man aber: ein lediglich berathend er Beiftand fet fein Velfanı, jo ent- 
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hatt das zugleich eine Polemif gegen, bad analoge Inftitut bed Staats. 
rechts, n wider berathende Stände, ein Votum für beſchließende 
Bollövertretung a, eigentlicher Kuratel) oder für abjolutes Regi⸗ 

ränfiheit des Individuums). W von den 


Selle, nicht beſchränken; mag fie beſchließen, was ihr gut —* 
aß es ſchlechten 


Aber: die Einrichtung ift eine ſchädliche, behauptet man. Denn 
fie bemmt und bejchränft Die Frau in deren Geichäftöleben, bewirkt Zeit- 
verluft und unnütze Koſten. — Eritered iſt Imım denkbar. Eine jo 
iſolirte Eriftenz, dab fein mündiger Mann in der ummittelbaren Rähe 
ich fände, kann man höchſtens in der Wüſte und auf unbewohnten 
Inſeln ſich voritellen. Allein, vieleicht will Keiner rathen. Das iſt 

lich, aber ift es wahrfcheinlich? Weberdies bedenke man, daß bie Be- 
ichränfung lediglich die wichtigeren Rechtsakte trifft. Und die Koften 
fönnen, da Bergätung nicht gefordert werden fann, hoöͤchſtens in Gebühren 
für gerichtliche Beftellung beitehen. Diefe aber ift nie nothwendig, wie 
wir geſehen haben, fondern immer durch eigne Erwählung zu vermeiden. 
— Im konkreten Falle aber foll der Rath ſchädlich wirken, wenn der 
felbe leichifertig oder gar betrügertfch, etwa in Kollufton mit Dritten, 
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Hk und die Frau bena htbeiligt oder übervorkbeilt werde. Von 
—5— Ei ſchon das oben Beinerkie; bei zweier Individuen Berathung 
18 


in ber That nicht immer Ieplechthin lobenswerth. Alle Männer, meint 


g darf ni 
iv wollen annehmen, dab Erftered nicht leere Phraſe 
Dann beruht Alles darauf, ob ein Franenzimmer um Rath fragt. 
wirb eben die am Wenigften thun, welde deſſen am Meiften bedarf, 
jobald ber Zwang wegfällt. a8 nöthig ift, muß bier auch noth⸗ 


wendig ſein. 

omit konzentrirt ſich Alles auf die eine Frage: Iſt die ratio bes 
Inſtituts noch vorhanden, oder nicht? Beſitzen ledige Srauenzimmer, 
bie das 21fte Jahr zurüdgelegt haben — abgejehen von gewerb- 
treibenden rauen, die ja befreit find — in der Regel eine gleide 
Rechts- und Gefhäftsfunde und Charakterfeftigkeit in geichäft- 
licher Beziehung, wie volljährige Männer? Das ift eine Ioginle 
Gewiffenäfrage, die wir jedem Leſer anheimftellen müſſen. Mit 
Rein oder Ta muß dad ganze Inſtitut — wir reden bier de lege 
ferenda — ftehen oder faller. Denn die weitere Frage: nie: 
die Verneinung, Tann dann das Inſtitut der —— — chaft, 


d. h. bier die nothwendige Berathung mit einem volljährigen Manne, 
möglicherweife den Mangel erſetzen? wird ſchwerlich Jeder — *28*— mit 
Nein beanworten. 


Wir haben abſichtlich im geſammten Verlauf der Behandlung das 
Recht anderer Länder unerwähnt gelafſen. Eine Bergleichung mit dem⸗ 
jelben mag höchſt belehrend, es mag bebeutungsvoll fein, daß in Zranf: 
rei, England, Defterreih, Belgien, Dänemark Frauenzimmer nad) 
vollendetem 21ften bzw. 24jten und 25ften Lebensjahre den Männern 
im Allgemeinen vollfommen gleichgeftellt find, dab ın anderen Staaten 
eine volle oder abgeſchwächte WBormundf nod) beiteht. Allein der- 
gleichen Tahle Notizen fcheinen und nur dann nicht unerheblih, wenn 
man einmal die rechtliche Natur der Inftitute jener Ränder näher fennen 
lernt, und wenn man ſodann Diefelben oder den Mangel derjelben nicht 
Holirt fondern im Zufammenhange mit dem übrigen Snbalte bed Rechte 
auffaßt, welchem fie angehören. Erft dann erfährt man, ob nicht etwa 
Surrogate anderer Art, 3. B. die Gerichtlichleit vieler Rech afte, 
eine Beichränfung der Frauen in diefer Richtumg erſetzen und überflüffig 
m . 


—E Abgotterei für Fremdländiſches aber haben wir Deutſchen ohne 
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bin mehr ald genug. Auch die Reformbeitrebungen ber neueſten Zeit 
zeigen nur allzu oft eher die Sucht bei bem Fremden betteln zu geben, 
ald die eigenen Mittel felbititändig zu prüfen! — 

Es fonnte und bei dieſen Schlußbemerfungen über die Zwedmäßig- 
feit des Inſtituts nicht in den Sinn fommen, Ai die heutige nn 
beiftandfchaft, ſondern einzig gegen faljhe Auffaffung und Unterſchätzung 
derjelben, mit Entfchiedenheit eine Zanze einzulegen. Möglich immerhin, 
dag die Frauen, wenn fie erft ganz rei geftellt worden, nicht ferner 
rathlos ſind, fondern in Rechts- und Gejchaftäfunde, in Charakterfeſtig⸗ 
keit dem männlichen Geſchlechte vollſtändig die Spitze bieten Tönnen. 
Wir wollen und nur zu gern davon überzeugen laſſen. hen wir 
ed weder für allzu bedenklich, das Inſtituk aufzuheben, noch für dringend 
wändenämerth und notbwendtg, daß dies ja 

eber Die gemeine Dreufi) 
praftifch bewähre oder nicht, darüber mögen Kundigere urtheilen. Ueber- 
große Klarheit ift derfelben fchwerlich nachzurühmen, umfoweniger Die 
unveränderte Einführung in den neuerworbenen Provinzen zu befür- 
worten. Sollte aber die völlige Aufhebung der Beiſtandſchaft für voll 
jährige Perſonen weiblichen Gejchlechts, in jeglicher Form und in allen 
LZandestbeilen, zu den Intentionen der Dreuhiihen Geſetzgebung gehören, 
Dann würden wir der I Iufendwertpen Rechtögleschheit wiederum um 
einen Schritt näher gerüdt fein. 


dye Beiſtandſchaft endlich, ob dieſe ſich 


* 
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®. 
Haudelsrechtliche Fragen von der Praxis beantwortet. 
Mittdeilung des Herrn Rechtsanwalt Mellten zu Spremberg. 


Auf feinem Nechtögebiete erfcheinen die Redhtsbegriffe und felbft die 
Sormen ihrer Behandlung nod jo ſchwankend ald auf dem handelsrecht⸗ 
lichen, ſoweit e8 durch die Tichterliche Wirkſamkeit Geſtalt und Ausbrud 
findet. Pan fieht die Praxis nicht bloß mit dem: zugeführten neuen 
Stoffen ded Handelägefegbuches ringen, ſondern auch ältere damit ver- 
wandte Geſetze, namentlidy die Konkurd-Ordumng erfahren wiederholt je 
widerjprechende Audlegungen, daß man auch hier zum Schaben der 
Ntechtelicherheit die unfertige Entwickelung der Prarid verſpürt. Wir 
geben aus unferer Crfahrung einige Beläge für unjer Urtheil und 

lauben damit diefer Entwicklung mehr zu nützen ald durch umfangreiche 
Betrachtungen. 


. J. 


Der Begriff des Handelsmannes iſt nicht nur für die materiellen 
a — von Bedeutung, ſondern beeinflußt auch die Form des 
Konkurs⸗Verfahrens. 

Der kaufmänniſche Konkurs findet ſtatt wenn ein Kaufmann im 
Sinne des Handelsgeſetzbuches feine Zahlungen einftellt oder einyerteilt 
bat. (Konl.-Orbn. 8. 113. Einführen * zum A. D. H. G. B. 
vom 24. Juni 1861. 8. 31.) Das Gericht ſpricht die Konkurseroͤffnung 
duch einen förmlichen Beihluß aus und regt arin zugleih den Tag 
der Zahlungßeinftellung fell. Den eritern Beſchluß Tann der Gemein- 
ſchuldner mitteljt eined Antraged auf Wiederaufhebung bed Konkurſes, 
den lepteren der Verwalter der Maſſe und jeder Intereffent anfechten. 
Ueber ie Anträge wird in ber Form eines Prozeſſes verhandelt und 
erfannt. 

Die unangefochtene oder rechtskräftig erfolgte Zeftitellung des Tages 
ber Zahlungs-Einftellung ſoll von präjudizieller Bedeutung Bir die We: 
urtheilung der Anfechtbarfeit von Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners 
jein (Kont.-Drdn. 88. 119—125). 

MWiderjprechend wird die Frage beantwortet, ob ein Gläubiger 
beredtigt ift, bie Umwandlung eines eingeleiteten Konfurtes 
in eine andre Art des Berfahrend zu beantragen. 

Im Jahre 1857 wurde von dem Kön. Kreidgeriht zu Spremberg 
über dad Vermögen des Maurermeifterd M. der gemeine Konkurs eröffnet. 
Auf Beſchwerde eines Gläubiger8 verfügte jedoh das Kön. Appellations- 
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gericht zu. Frankfurt, ohne bie Legitimation des Gläubiger in Zweifel 


richt igt. Auf die an dad Kön. Ober» Tribunal fortgefepte 


„Rad dem von Ihnen in thatfächlicher Beziehung nicht in Zweifel 
gezogenen Berichte des Kön. Kreisgerichtd zu Spremberg ift der 
ememe Konkurs über dad Vermögen des Tuchmachermeiſter D. auf 
ag ded Walfermeifter M. und ded Kribard durch den gerichtlichen 
Beſchluß vom 26. November 1861 eröffnet wurden, bei weldem es 
jein Bewenden haben muß, da das lediglih dem Gemeinſchuldner 
agegen nad 8. 124 der Konk.-Ordn. zuftehende Anfechtungsrecht 
ſoweit aus der Sachlage erhellt, nicht geltend gemacht worden ift, au 
wegen Ablaufs der geſetzlichen Friſt nicht würde geltend gemadyt werben 
fönnen. Die von Ihnen beantragte Umwandlung des gemeinen Kon⸗ 
kurjes in einen kaufmänniſchen würde die Aufhebung des formell 
eröffneten gemeinen Konkurſes voraudfegen und diefe zu 
beantragen, tft ein Gläubiger nicht berechtigt. Daraus folgt, daß Ihnen 
der 8. 120 der Konf.-Ordn. nicht zur Seite ſteht.“ 

Anders hat As ein ähnlicher Fall ber neueften Zeit geftaltet. 

Wegen der erfägung des Koͤn. Kreiögerichtd zu Spremberg, wo⸗ 
Durch der gemeine Konkurs über dad Vermögen des Tuhmadjermeiiter 
P. eröffnet war, erhob ein Gläubiger, ohne zunor bei dem Konkursge⸗ 
richt die Eröffnung des kaufmänniſchen Konkurſes beantragt zu haben, 
unmittelbar bei dem Kön. Appellationögericht zu vantfur Beſchwerde, 
mit dem Antrage, das Kreisgericht anzuweiſen, den Konkurs in einen 
kaufmänniſchen umzuleiten. 

Das Kreisgericht berichtete hierauf auf Anfrage für Zurückweiſung der 
Beſchwerde, indem es ſich einerſeits auf das oben mitgetheilte Refkript 
des Obertribunals berief, um begründen, daß der Beſchwerdeführer 
als Konkursgläubiger zu dem Antrage formell nicht legitimirt ſei, und 
andrerſeits ausführte, daß der Geſchäftsbetrieb des Gemeinſchuldners nur 
als ein handwerksmäßziger zu erachten ſei. 

Dad Kön. Yppellationdgertht zu Frankfurt wies die Beſchwerde 
aus den in dem Bericht bed Kreiögerichts angeführten „Der Sadjlage 
und den Borjchriften der Konkurs: Ordnung entjprechenden Gründen” 
zurüd, bielt aljo den Einwand ber fehlenden Legitimation für gerecht. 
ertigt 


gt. 
Auf weitere Beihwerde hat dagegen das Kün. Obertribunal in 
dem nachſtehenden Rejfript vom 8. Januar 1867 bie Legitimation des 
Konfurögläubigers fti en bejaht und die materiellen Gründe des 
eriten Richter einer Prüfung unterzogen. 
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‚Sn der &. Konkursſache,“ beißt ed wörtlich, kann auf Ihre Be 
ichwerde nicht gemihbilligt werden, dab dad Kön. Kreiögericht zu Spren- 
berg unter den in jeinem Berichte dargeftellten, von Ihnen nicht wider: 
legten Umſtänden, weldye in einen nur handwerksmäßigen Gewerbebetrieb 
des Gemeinſchuldners an en laffen, den gemeinen und nicht ben far 
männiſchen Konkurs eröffnet bat. 

Sollte die Gläubigerichaft ein Rechtsgefhäft anfechten wollen, deffen 
Anfechtbarfeit von der Feltfegung eines Tages der Sahlungbeitelin 
abhängig fein würde, ſo bleibt es ihr überlaffen in dem Anfechtung: 
rogefte er dab und aus welchen Grimden der faufmannit 
Konkurs hätte eröffnet und welcher Tag ald Tag der Zahlungs-Einftellm; 
hätte angejehen werben Me 

Wir wollen an diefer Stelle nicht die zweite Frage erörtern, ob ei, 
gegenüber dem $. 122. der Konf.-Ordn. uläft ift, neben dem formelle: 

onkurs⸗Verfahren ein von denfelben Attributen begleitetes materielle Kon- 
furd-Berfahren einzuführen. Wir haben bier nur au konſtatiren, daß 
die angeregte Legitimationsfrage betreffend, ſämmtliche damit befahk 
Gerichtöbehörden in ihren Anjichten gemechjelt haben. 

Das ObersTribunal geht in der Verfügung vom 8. Januar 186: 
weiter als in dem Erkenntni vom 18. Februar 1862 (Archiv für Recht⸗ 
fälle Bd. 46. ©. 16), in weldyem ed gegenüber der Anficht, daß den 
Konkurögläubiger ein Rechtömittel_gegen die Eröffnung des Konkurfe, 
auch in Rüdfiht auf die Art defjelben, nicht zuftehe, darauf hinweiſ 
daß ber Öläubiger nad) 8. 118. der Konf.-Drdn. das Recht habe, die 
Eroͤffnung ded kaufmänniſchen Konkurſes zu beantragen, ohne Rüdhdt 
darauf, daß der gemeine Konkurs bereits zur Einleitung gefommen ſei. 

Wir haben niemals einen Zweifel darüber gehabt, daß das in der 
88. 124. und 330. der Konk.Ordn. feftgejepte echt des Gemeinihult 
nerd, den Rechtsweg zur yeiebernufbe ung des Konkurſes zu beſchreiten, 
keineswegs die Befuügniß der Gläubiger ausſchließe, die Art des Ver⸗ 
fahrend, ob kaufmänniſcher oder gemeiner Konkurs einzuleiten jei, Im 
adminiftrativen Juftizwege zur Konteftatton zu bringen. 

Wir erwähnen ſchließlich, daß dad Ober-Tribunal die Verwandlung 
des kaufmänniſchen Konkurſes in einen gemeinen, in materieller Dejie 
bung, in der Art für zuläffig erachtet, daß es den Gläubigern dad Reit 
zueriennt, in einem Spe ial⸗Prozeſſe auf einfache Aufhebung bed Ter⸗ 
mind zur Zahlumgö- — agbar zu werden. (Vgl. Erkenntniß 
vom 16. Juli 1859. Entſcheidungen Bd. 41. ©. 453. 1) - 


(Sorifegung folgt.) 


1) Vgl. fernere Mittheilungen and der Prapis über die geduchten Fragen in der 
Dreängungen ber Preuß. Rechtsbücer. 5. Ausg. Bd. 3. © 589 zu 98. 19. 18 
er Konk. Ordn. 
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7 
Ueber das Inflizwefen in den Elbherzogthümern in Vergleich mit d 
Preußi Dr. ern a dem 
tionsraih i. P. Kiel, Schwersiche Buchhandlung. 1867. Oktav. SS.40. 


Ein neues Schriftchen, welches ſich außer bem Heft 1. ©. 109. ange 
zeigten Buch v. Stemanns mit der Trage über das zukünftige Verhältniß 
ter Iuftigeinrigtungen der Elbherzogthümer zu denen des Altlandes verbreitet. 
Pofitive Borfchläge über die Verſchmelzung der beiden Suftttutionen, wie v. Ste- 
mann, macht ber Verfaſſer des vorliegenden nicht, abgejehen davon, daß er fich 
(S. 31) für die Einführung des Preußiſchen Strafgeſetzbuches ausſpricht. Bei 
der Kürze des Schrifichens muß ich mich damit begnügen, eine Meberficht über 
den. Inhalt zu geben. Unter dem Abichnitt: „Das gerichtliche Verfahren in 
Siniljachen" handelt Brinfmann von dem Entwurf der allgemeinen beutichen 
Civilproʒeß⸗Ordnung und dem Civilprozeß in Schleswig-Holftein; in einem wei- 
teren Abjchnitt, betitelt , Gerichtsordnung“, befpriht er die Gerichte erfter Im 
ſtauz, Das Holſteinſche Obergeriht in Glüdjtabt, das Schleswigfche Appellations- 
gericht in Flensburg, das Lauenburgſche Hofgeriht und die Lauenburgiſche Re 
gierung in Raßeburg, fowie endlich das Ober-Appellationsgeriht in Kid. Die 
weiteren Abſchnitte behandeln die „Schwurgerichte und Strafgefegbuh”, „über 
die Bildung zum Juriſtenſtande“, „die Advokatur und das Notariat”, „Recht 
und Billigkeit in Bezug auf Gehalt und fonftiges Einkommen der Schleswig. 
Holitein-Lauenburgifchen Beamten”. 

Der früher beiprochenen v. Stemannfchen Brochüre tritt das Schrift. 
hen imfofern ergänzend an die Seite, als es einmal auch die Lauenburgſchen 
Berhältniffe mit in Betracht zieht, andererſeits die betreffenden Gimrichtungen 
in den Elbherzogthümern genauer darakterifirt. Endlich mag noch bemerkt 
werben, daß der Verfaſſer in feinem Konferuatisund offenbar zu weit geht. So 
fordert er u. A. Aufrechterhaltung bes Ober Appellationsgerichtes in Kiel als 
höchften Gerichtshofes für die Herzogthümer und. Aehnliches. Wird man ihm 
hierin auch nicht beiltimmen Tönnen, jo kann nicht geläugnet werben, daß auch 
manche jchägenswertbe Bemerkungen vorkommen. ©. 32. fagt ber Verfaſſer in 
Betreff de juriftifhen Examenweſens: „Eine zweite Prüfung in der Abficht, 
den Foriſchritt in den rechtswiſſenſchaftlichen Kenntniffen zu erforichen, 
bat ihre erheblichen Bedenken. Cine zweite ſolche Prüfung ſetzt voraus, daß 
beim erften Examen der Kandidat fi nur über eine oberflächlide Rechtsbildung 
auszuweiſen gehabt hat, daß aber von bemfelben erwartet wird, er habe nad) 
dem Eintritt in die Praris noch Muße gefunden und Neigung gefühlt, die Un⸗ 
vollfommenheit feines akademiſchen Studiums zu ergänzen. Auf die Weiſe 
wird der Unfleiß und das oberflächliche Studium auf den Univerfitäten begün- 
fligt und zugleich das rafchere und emfigere Eingehen in die Gefchäfte beein- 
traͤchtigt. Und wie darf man wifjenfchaftlihe Kortbildung von demjenigen er- 
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warten, der von ber Univerfität nur ungenügende Kenninifie mitgebracht hat 
und dem es obliegt, fih in der Praris zurechtzufinden?“ Die Erfahrung in 
den alten Provinzen beftätigt das volllommen, und daher kann es nur gewünſcht 
und geforbert werben, nicht nur daß die neuen Provinzen mit unferm breifachen 
Examen verſchont, fondern daß daſſelbe auch für das Altland befeitigt werde. 
Paul vinſchius. 


8 
Archiv des norddenifhen Bundes. Sammlung aller Geſetze, Derräge und 
Akteuſtũcke, die Verhältniffe des Norbdeutichen Bundes betreffend. Heraus ⸗ 
gegeben von Dr. ©. C. Glaſer, o. ö. Profefior der Stasts- und Ca⸗ 
meral-Wiffenichaften. Heft 1 und 2. Berlin, fr. Kortlampf. 1867. 


Mir wollen nicht unterlaffen, unfere Leſer auf biefe Sammlung binzu- 
weiten, welche bis jest am vollftaͤndigften das für dem neuen Öffentlichen Hechte- 
zuſtand in Dentichland in Frage Tommende Material zufammenftellt. Es finden 
fih in derfelben namentlih die im Sahre 1866 von Preußen abgefchloffenen 
Friedens. und Bünbnißverträge, ferner die verfchiebenen Wahlgefeße für den 
norddeutſchen Reichötag nnd der dem letzteren vorgelegte Berfaflungsentwurf. 
Außerdem find zweckmaͤßiger Weile die wichtigften deutichen Berfuftungsentwärfe 
aus den Jahren 1848 und 1849 mitgetheilt. Auch einzelne wichtige fremde 
öffentlich-rechtliche Geſetze, welche für unſern Rechtszuftand zur Bergleihung heran 
gezogen werden können, find den deutſchen Urkunden in Anhängen beigefügt (io 
3. D. die nordamerikaniſche, die fehweizeriiche Bunbdesverfaffung, ferner das frame 
zöffche und belgiſche Wahlgeſetz). Als Materialin- und Hülfsbuch kann alſo 

dieſe Sammlung nur willkommen geheißen werben. P. H. 


Verein und Angelegenheiten der Prengifchen 
Rechtsanwälte. 





6. Autrag des Herrn Rechtsanwalts Rauſchenbuſch zu Hamm. 


Der ee wolle beflichen, geeigneten Orts eine Deklaration der 

in zu 

1) ber Beitimmung des $. 5. vn Verordunug über die Bildung eines 
Ehrenrathes unter den Suftizlommiffarien, Abdvokaten und Notarien vom 30. April 
1847, wonach dem Antınge bes Landes-Juftizkollegiums und ber Stantänmwalt- 
fchaft auf Einleitung —— — ftattgegeben werden muß, durch $. 70 
No. 2. des Geſetzes, betreffend bie Dienjtvergehen ber nicht richterlichen Beam 
ten, vom 21. Juli 1852 berogirt worben; 

2) daß durch die Verorduung vom 30. April 1847 dem Chrenrath bie 
Stellung einer ben Panbes-Suftigtoligien koordinirten Stelle gegeben je. 

otive: 

Die Frage über die Stellung bes Ehreuraths ber Rechtsanwalte zum 
Obertribunal, zum Appellationd- Gericht und zur Stantsanwaltidaft bat in 
einem noch ſchwebenden Yalle zu —— — Auffafſſungen Anlaß gegeben. 
Da aber dieſe Frage und damit die Frage über ben Werth und die Bedeutung 

unferes ebrengerichtlichen Berfabrens überhaupt für bie ganze Sollegenfchaft von 
größtem Sntereffe ift, jo ericheint es zweckmaͤßig, den Verlauf bes Dee erben 
⸗Verfahrens ausführlich mitzutheilen und an dieſe Mittheilung 
Antrag zu knupfen, die Frage auf die Tagesordnung des nächiten —ã 
Anwolta ag⸗ zu bringen. 

In dem Schreiben eines Kollegen an einen Polizeibeamten fand die 

—— —— eine für einen Königlichen Beamten unpafſende und ta⸗ 

Art der Erwiederung und beantragte bei dem betreffenden rath 
die —— bes Dieciplinar⸗Verfahrens gemäß 8. 2 No. 2. und 5. der Ber 
orbmung vom 30. April 18471) und $. 2 unter 2. des Geſetzes nom 21. Juli 
1852 2), 

Der Ehrenrath, der in dem fraglichen be ae fein disciplinariſch zu 
rügendes Vergehen fand, erwog, ob er gleichwohl nad) $ 5. der Verorduung 
vom 30. April 1847 9), welder beftimmt, daß dem Antrage bes Appellatione- 
gericht und des Staattanwalts auf Einleitung einer Unterfuhung ftattgegeben 


1) über die Bildung eines N enrathe unter den Juſtizkommifſſarien, Abvolaten 
und Rotarien (Gef. ‚Samal. Draht Mi ii 
an die Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten ıc. (Gef.-Sammt. 


ber Ehrens dafür, daß alas zu einem Disciplinar - Strafver- 
teeg, AR en dp Sufttzlomnmiflartus, Advofaten oder Notar vorhanden ſei, oder wird 

e Chinleitung eines foldhen Verfahrens von dem Landes - Suftlgfollegkum oder dem 
—— ù ($ 6. 4) beantragt, — welchem Anteage in jedem Falle taftgegeben werden 
muß, — fo tft Die Unterfuchung in Form eined Beſchlufſes zu erö . - 
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werben müffe, verpflichtet fei, bie Unterfuchung einzuleiten. Er erwog Febeh 
weiter, daß jenem Paragraphen durch 8. 70 No. 2. des Geſetzes nom 21. Zul 
1852 9) das fehlende Präjudiz dahin zugefügt fei, daß, wenn ber 
einem folchen Antrage nicht ftattgebe, Die Folge darin beitehen folle, daß alsdam 
das Appellations · Gericht bie Wefugniß edge, durch duen in einer Measarfigung 
zu faflenden Beichlug die Sache zur Unterfuhung und Entfcheidung am fich zu 
zieben — daß ſonach der Ehrenrath ſich ebenſo —2 als verpflichtet erach 
ten müſſe, auch in einem Falle der bezeichneten Art Beſchluß zu faſſen, ob zur 
Einleitung einer Disciplinar-Unterfuhung ausreichender Grund verliege. 

er foldhen, wie bereits bemerkt, nicht fand, fo beſchloß er, dem Antrage ber 
Oberftanttaunueiticoft keine Folge zu geben. Ä 

Nunmehr wandte fi der Oberfiaatsauwalt an das Aypellations «Gericht 
mit dem Antrage, gemäh 8. 70. des Geſetzes vom 21. Juli 1852 dem Ehren 
rath nochmals zur Ginleitung der Unterjuchung aufzuforbern, eventuell die Sade 
zur —— © vor fih zu ziehen. Auch das Appellations- Gericht Kr i 
dem Verfahren des Kollegen weder eine Berlegung von Anttspflichten, ned 
Verlegung derjenigen Pflichten, bie durch fand, Redlichkeit und Ghernbafi, 
feit bedingt find, und lehnte den Antrag ab. 

Darauf erhob ber Oberſtaatsanwalt Beichwerde über das Appella⸗ 
tions⸗Gericht beim Obertribunal. Die Generalftautsanwaltſchaft bei die 
jem Gerichtshofe deducirte, daß jene Beſchwerde zwar direkt nur den appella⸗ 
tionsgerüchtlichen Beſchluß angreife, in ihrem Endzweck aber dahin gebe, bie 
Aufhebung der Ablehnung des an ben Ehrenrath gerichteten Autrags zu enie 
len, fomit auch gegen dieſen Beſchluß gerichtet ſei; fie führte daun aus, bei 
ber $. 5. der Berorbuung vom 30. April 1847 durch 8. 70. des Geſehes 
vom 21. Juli 1852 nicht mobifleirt reſp. aufgehoben fei, und beantragte, gegen 
ben Kollegen wegen der fraglihen Anſchuldigung das DieciplinanStrafverfaßeen 
einzuleiten, unb bie Sache ‚su —— am ben betreffenben Ehrenruh zu 
verweiin. In Betreff d Stellung des $. 70. des Geſetzes vom 21. Sk 
1852 lautet ſeine — wie folgt: 

„Die aiaffaffung bes Ehrenraths beruht auf einer Verbannung des Sir 
ned bes cit. 8. 7 

Derjelbe — nicht von dem Falle wo „einem ſolchen Antrage wicht 
ftattgegeben”, reſp. wo ein ſolcher abgelehnt worben ift, ſondern er jet vorums, 
des der Ehrenrath eine Disciplinar- Unterſuchung in Fällen, we fie ftattſtuden 
ſollte, nicht eingeleitet, oder bie Erledigung einer eingeleiteten Unterfuchung' ver 
zoͤgert; er entipricht ſonach jowohl in der Faffung als nach feinem Inhalle ber 
Vorſchrift des 8. 26. des Gelehes vom 7. Mai 18515)’ und bezicht ro, wir 


ee oder Disciplinarrath eine Grtehlqung ce 
ſuchung in Fllen: w —ã ſollte, nicht einleitet oder die Oxlebigun, 
eingeleiteten —— in einer dem Dienſt nacht 
kur re Tann Ba hi bellationdge i cht — den du 2 n ud to — 
uf n zu Ein rei ur eunigun nterſu _ 
— it Sale Sur SE und 


n eine: ? Denn tigung gefagten Beichluß d 
— an ſi a sh en.” 
— Senf 2 ben der Richter e. (Geſ.Samml. ©. ie Bl, me 


. dgdenn ondgericht eine —— — u n 
Paten oe, he Ant fo tft der oberſte Berichte na # 
anwaltſchaft die Einleitung derſelben dem chenden elstionsgeriät 


aufzugeben. 
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dieſer, nicht anf den Fall, wo das zunächft bernfene Gericht einen vom Staats 
anwalt auf Einleitung bes Berfahrens geftellten Antrag ablehnt (veval. 9. 25. 
des cit. Gelehes vom 7. Mai 1851, welcher für dieſen Fall der Staatsanwalt 
ſchaft eine Beſchwerde gewährt), jondern auf ben davon verfchiebenen Fall, wo 
der Ehrenrath (das Appellationsgericht) ohne den Antrag der Staatsanwaltſchaft 
es unterläft, der ihm durch den angeführten 8. 5. (und reip. 8. 24. des Ge- 
fees von 7. Mai 1851) geworbenen Verpflichtung gemäß von Amtswegen über 
die Sinleitung des Disciplinar» Verfahrens in einem dazu geeinmeten Falle Be 
ſchluß zu fafſen. Dann hat das Appellationdgericht (reſp. die richterlihen Beam⸗ 
ten des Obertribunals) das Recht und eventuell die Pflicht, feinerfeits von 
Amtöwegen und ohne jede Anregung von Seiten der Staatsanwaltfchaft einzu- 
greifen und nach Maaßgabe des citirten 8. 70 No. 2. bes- Gelee vom 
21. Suli 1852 (rejp. nach 8. 26. des Gefebes vom 7. Mat 1851) zu ver 
fahren. Ein Zweifel an ber Nichtigkeit des bier Angeführten koöͤnnte nur dav 
aus hergeleitet werben, daß 8. 5. der Verordnung vom 30. April 1847 vow 
fchreibt; daß auch einem Antrage des Appellationsgerichts auf Einleitung eines 
Disciplinar-Berfahrens vom Chrenrathe ftattgegeben werben muß, während 8. 70 
No. 2. des Geſetzes vom 21. Zuli 1852 auch noch eine frucktiofe Anffor- 
berung bes Appellations-Gerichts zur Einleitung und reip. Beichleuniguug der 
Unterſuchung, alſo doch die Möglichkeit voransjeßt, daß ber Ehrenrath einer 
jolhen Aufforderung nicht nachkomme. Selbft wern man aber auch die Unter 
ſcheidung dieſer beiden Bälle nicht in den verjchiedenen Worten „Antrag‘ unb 
„Aufforderung“ finden will, jo würde eventuell aud aus der neuen Vorſchrift 
weiter Nichts folgen, old daß die Stellung des Ehrenraths dem Appellations 
Gericht und den von ihm ausgehenden Anträgen gegenüber vielleicht eine Ab- 
änderung erlitten habe, nicht aber, dab auch in Betreff eines von der Staats 
amwaltichaft an den Ehrenrath gerichteten Dieciplinar- Antrages die Befugniſſe 
des letztern abgeimdert oder ermeitert worben feien; es muß vielmehr hier bei 
dem Grundſatze des 8. 5. ber Verorbmung von 1847 verbleiben; der Chrem 
rath der Rechtsanwälte zu Hamm überfchritt ſonach feine Befugniffe, indem er 
beichloß, dem Antrage des Ober-Stantsanwalts daſelbft nicht Statt zu geben. 
Gegen einen foldyen illegalen Beſchluß muß nad allgemeinen Rechtogrund⸗ 


| fäben eine Abhülfe im Wege der Beichwerbe ftatthaft fein, die bei dem dem 


Ehrenrathe vorgefegten höhern Richter nachzuſuchen if. Dies iſt num aber 
nicht das Appellationsgericht, jonbern das Obertribunal; die mehrbeſprochene 
Borfihrift bes 8. 70. des Geſetzes vom 21. Juli 1852 derogirt dieſem Grunb- 
jaße nicht, denn fie bezieht ſich gar nicht auf eine vom Ober⸗Staatsanwalt zu 
ergreifende Beſchwerde' (vergl. 38. 25. und 26. des Geſetzes vom 7. Mai 1861), 
jondern giebt dem Appellations» Gerichte ein jelbititändiges echt, in die Sache 
einzugreifen; auch geht ihr Zweck vorzugsweiie dahin, dem Appellations-Gerichte 
die Befugniß beizulegen, im Falle einer pflichhwibrigen Verſaͤumnmiß des Ehren 
raths bie ganze Sache an fich zu ziehen. 

Hiernach kann auch die Vorfchrift des $. 70. a. a. O. die Statthaftig- 
feit einer Beſchwerde gegen ben unberedhtigten Ablehnungsbeſchluß des Ehren⸗ 
raths nicht ausſchließen, fie ift ebenfowenig an eine beftimmte Präklufivfriſt ge- 
bnnden.” 
Das Obertribunal nahm dem auch dieſem Antrage gemäß und umter 
Adoption der vom General- Stantsomwalt geltend gemachten Gründe an, daß 
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der Ehrenrath durch 8. 70. des 1852er Geſetzes nicht won der ihm mach $. 5. 
der Verordnung vom 30. April 1847 auferlegten Verpflichtung enibunden ſei, 
und wies beufelben an, die Disciplinarslinterfuchung in Folge des Antrags des 
Oberſtaatsanwalis einzuleiten und darin nach geſchlofſenem Berfahren zu erken 
nen. Der Ehrenrath bat fi außer Stande erachtet, dieſer Amweifung dei 
Obertribunals Kolge zu geben. Er bat, abgefehen vom Fall eines Endurtels 
im Gefeße nirgends die Zuläffigkeit der Aufhebung eines Beſchluſſes bes Ehren 
raths durch eine höhere Inftanz erfeımen koͤnnen. Intbeſondere ift ihm bierbei 
der &. 74. bes Gefees vom 21. Zuli 1852 maßgebend geweien, wonach gegen 
jede definitive Entſcheidung des Ehrenraths ſowohl der Staatdanwaltſchaft als 
dem Angefchuldigten die Berufung offen fteht, während fein bie Einleitung ber 
Unterfuchung verweigernder Beichlug einem Endurtheile nicht gleichitehe. Die 
Erwägung der Generalſtaatsanwaltſchaft: „Gegen einen illegalen Beſchluß müffe 
nach allgemeinen Rechtagrundſätzen eine Abhülfe im Wege der Beichwerbe fiat 
haft fein, die bei dem dem Ehrenrath vorgejetten hoͤhern Richter nachzuſuchen 
fei*, erachtete er durch die Anſchauung überwogen, baf ein höherer Richter nur 
auf Grund beftimmter geſetzlicher Borfhrift, nicht auf Grund unbeftinmter all- 
nemeiner Rechtögrundfäße Tonftituirt werden Tönne, und baß ber zum CGrieme 
in höherer Snftanz berufene Richter darum noch nicht der vorgefehte Richter ſei 
Die Annahme, die Verpflichtung die vom Oberſtaatsauwali 

Unterſuchung einzuleiten, fei aufgehoben, wurde dahin begründet, daß bie De 
ftimmnng bes 3. 70 No. 2. des Geſetzes vom 21. Juli 1852: 


„Io kann das Appellations-Gericht in den Fällen zu 2. nad fruchtlos erlaf 
jener Aufforderung zur Einleitung die Sache zur Unterfuhung und Entſchei⸗ 
bung an fich ziehen“ 
offenbar vorausſetze, ber Ehrenrath babe einen Antrag bereits abgelehnt, dei 
ferner das Geſetz keinen Unterfchied hierbei gemacht habe, ob die Aufforterung 
- vom Appellations« Gerichte oder von der Stactsamwaltichaft erfolgt ift, au 
ficherlich nidyt fupponirt werben dürfe, der Gefeßgeber habe dem Ehreurath te 
Recht gewähren wollen, einen Antrag oder eine Aufforberung des Appellatiuns 
Gerichts abzulehnen, nicht aber des Staatsanwalts, da die Abficht, den Staat* 
anwalt in indirefter Weiſe über das Anpellationd-Gericht zu erheben, * um 
genommen werben dürfe. Endlich aber erwog der Ehrenrath, daß das Geſet 
vom 21. Juli 1852 die dem Ehrenrath durch die Berorbnung vom 30. April 
1847 beinelegten Befugniffe darin beſchränkt habe, daß bas Appellations Gericht 
falultativ. dem Ehrenrath an bie Seite geſtellt ſei mit gleicher Befugniß, ein 
Unterfuhung gegen einen Rechtsanwalt an ſich zu ziehen, daß es dieſer Be 
ſchränkung aber gar nicht beburft hätte, wenn die Beftimmung jenes 8. 5. bei 
Geſetzes vom 30. April 1847 ferner in Geltung bleiben jolle, dat auch ange 
nommen werben bürfe, der Geſetzgeber habe bie Aufrechthaltung der Ehrenhei- 
tigkeit und des Anftandes der Rechtsanwalte für völlig gewahrt erachtet durch 
einen übereinitimmenden Beſchluß des judieii parium und eines Appellationt 
Gerichts. Neben dieſen Envägungen wurde ſchließlich die Bezugnahme auf 8. 26. 
des Gejeßes vom 7. Mai 1851, betreffend das Discipfinar- Berfahren gegen 
Richter, nicht für zutreffend erachtet. 
Bei diefer Sachlage wandte fi) der Oberftantsanwalt an das Ayppellı- 
tion&-Gericht mit bem Antrage, den Chremmath zur Einleitung der Unterfurchung 
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im anzuhalten. Das Appellations⸗ Gericht lehnte dieſen Antrag 
ab, weil der E als Diecipiinarbehörbe nicht der Aufficht des Appellatipns- 
Gerichts unterftellt jei, und als nunmehr bie Oberftantsanmaltichaft ſich an des 
Herrn Jufſtiz⸗Minifters Eroellenz wandte, erging bas folgende Miniſterial⸗Reſtript: 

„Der Königliche Ober- Stuats-Anwalt hat dem Juftiz⸗Miniſter mittelft 
des in Abichrift beigefügten Berichts vom 21. v. Mts. das Schreiben des KH 
gi Appellatio vom 15. v. Mis. vorgelegt, durch welches daffelbe 
den Antrag des Ober-Staats-Anwalts vom 8. v. Mie.: 


den Chrenrath der Rechtsanwälte und Notare im Departement bed König: 
lichen Appellationsgerichts im Disciplinarwege anzubalten, der Verfügung des 
Königlichen Obertrikunald vom 9. Februar d. 3. betreffend die Einleitung 
des Dieciplinar-Strafverfahrend gegen den Zuftizrath N. N. Folge zu leiften, 


aus tem Grunde abgelehnt hat, weil der Ehrenrath als Discipkinarbehörbe nicht 
ber Auffiht des Königlichen Appellationsgerichts unterftellt ſei. 

Benn in ber Verfügung vom 10. November 1848 (3. M. BL von 
1848. ©. 388) für den all, daß der Ehrenrath feine Thaͤtigkeit verweigern 
follte, Berichterftattung an den Suftiz-Mintfter angeorbnet iſt, um in bem elıt- 
zelnen’ Falle nad) Lage der Sache weiter zu verfligen, fo tft hieraus eine Unter 
ſtützang für bie Richtigkeit des in dem Schreiben vom 15. v. Mis. angegebenen 
Grundes um fo weniger zu entnehmen, als jene Verfügung ausdrücklich hewor⸗ 
hebt, daß das Obergericht die Auffichtebehörbe über fämmtliche Beamte bes De 
partements ift. Seitdem ift die Frage über die Stellung des Ehrenraths ber 
Rechtsanwälte und Notare den betreffenden Appellations⸗Gerichten gegenüber wie 
derholt zur Entſcheidung gelangt und von dem ZJuftiz-Minifter in Uebereinftim- 
mung mit den Anfichten anderer Appellations - Gerichte ftetd dahin entichieden 
worben, daß nach ber Verordnung vom 30. April 1847 zwar in Bezug auf 
die Ausübung des eigentlihen Disciplinar⸗ Strafrechtes gegen die Sufttz - Kom- 
miffarien, Advolaten und Notare der Chrenrath, weiher nur als eine Kortbilbung 
des im 6. 8. Tit. 7. Th. I. X. ©. D. angebeuteten Inftituts von Kollegien 
der Suftiz- Rommiffarien erfcheint, am bie Stelle der Provinzial Dienftbehörke 
getreten ift, Dagegen Teine Befreiung von dem allgemeinen Aufſichtsrechte erlangt 
bat, welches nad den Beftimmungen im $. 1 No. 2, 8. 4. Tit. 1. 8. 1. 
8 14 ff. Tit. 8, 8. 8. Tit. 7. Th. IT A. ©. O. dem Landes⸗Juſtiz⸗Kolle⸗ 
gtum als der Provinzial» Dientbehörbe über ſaͤmmtliche Gerichte, Juftitute und 
Beamte des Suftiz-Reflorts innerhalb feines Departements beigelegt ift, insbe⸗ 
fonbere aber in Aniehung des Ehrenraths in ten 88. 5. 9. 16. 18. 21. 28. 
ter Berortnung vom 30. April 1847 und 8. 70. des Geſetzes vom 21. Juli 
1852 feinen Ausdruck gefunden bat. 

Demgemäß wird das Königliche Appellations⸗ Gericht aufgefordert, ben 
Ehrenrath der Rechtsanwalte und Notare des Departements, deſſen Alten anbei 
erfolgen, im Auffichtswege zu feiner Schuldigfeit und Erledigung der Anweiſung 
des Königlichen Ober-Tribunale vom 9. Febrnar d. J. behufs deren es zunächſt 
der Anberaumung einer Sitzung zur Inftruftion und Entſcheidung der Suche 
bedürfen wird, mit Nachdruck anzubalten.* 

Der Shrenrath konnte fi) von der Befugniß des Appellationd - Gerichts 
nicht überzeugen, er lehnte es daher ab, der in Kolge obigen Minifterial-Ktefkripte 
ihm gewordenen Amwelfung Folge zu geben, worauf bas Appellations- Gericht 
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unter Androhung einer Ordnungeſtrafe von 50 XThlm. die Erledigung im 
beftimmten Frift fordere. Dem Benehmen nad bat hierauf ber ——* — 
einen Termin zur Verhandlung der Sache anberaumt und dann durch Erkbeum- 
niß ausgeſprochen, daß bie Einleitung ber Unterſuchung abzulehnen. Ob gegen 
dieſe Entfcheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden und was banu jchliehlich 
das Ende der Sache fein wird, fteht abzuwarten. M. €. ift die Sache aber 
von fo eingreifender Bedeutung, daß ih es in meiner Eigenſchaft als Mitglied 
des Ausfchuffes des Anwalt⸗Vereins für meine Pflicht gehalten habe, dieſelbe 
vor das Forum des Anwalt-Vereind zu bringen. 

Mas zunächſt die Stellung des Ehrenraths zum Appellations-Gericht be 
trifft, fo muß ich mir erlauben, anf die ſämmtlichen, in dem Reſkripte des Her 
Zujtiz -Minifters entwidelten Gründe umftändlic einzugeben. 

Das Reftript führt zunächſt: 

1) ans, daß ber Ehrenrath eine Fortbildung bes unter dem Landes-Fufliz 
Kollegium jtehenden Kollegiums der Juſtiz Kommifſarien jei. Diefes ift infefern 
nicht ganz richtig, als vielmehr diefe Kollegien gemäß $. 90 ff. Xit. 7. SH. IEL 
A. ©. D. vorzugäweile den Zwed hatten, für gehörige Aufnahme der Alte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zu forgen. Ihre einzige disciplinariſche Zunktion be 
jtand darin, daß dem Notariatödirettor nach 8. 106. oblay Pflichtwidrigkeiten 
der Kollegen dem Landes-⸗Juſtiz Kollegium anzuzeigen. Da aber geraite bei Die 
ſem Punkte die Ehrenrätbe an be Stelle des Landes-Juſtiz Kollegiums getreten 
find, der Notariats-Direltor alfo feine Berichte gerade ihnen zu erftatten haben 
würde, jo Tann man nicht jagen, die Ehrenräthe emtipräcdhen jenen früheren 
Kollegien. 

2) Bezieht das Reſtkript i auf die &. 1. 8. 2 Ro. 2.8. 4 Kit. 1, 
$. 1.8. 14. Tit. 8. Th. UL A. G. O. Dieje Paragraphen reden jümmtiih 
von den Untergeridgten und ihrer Stellung zum Sanbet-Juftiz.Kollegium. De 
aber unter einem Untergericht Tebigli eine in erſter Inftanz in bürgerlichen 
Streitigkeiten nicht erimirter Perjonen erkennende Dehörbe gemeint iſt, 
ih aus dem ganzen 25. Titel der Prozeß-Orbnung, wie auch aus ſämmllichen 
ferneren Paragraphen des 8. Titels Th. II. X. ©. D., und wem im &. 1. 
auch gejagt wird; es jeien barunter alle Kollegien, Gerichte und rüchterlichen Per- 
fonen, Die fein Landes-Suftiz-Kolleyium Lilden, begriffen, jo bat damit nicht ger 
jagt jein follen, daf jedes Kollegium, das Juſtiz irgend einer Art adminijtritl, 
Darunter zu verſtehen, vielmehr ergiebt ſich aus den folgenden Sätzen bes Titels, 
bag man nur einen gemeinfamen Ausdruck für alle in bürgerlichen Streitigkeiten 
nicht, &rimirter in eriter Initanz Erkennenden bat jchaffen wellen, gleichgültig, 
ob ein Einzelrichter, ein Richterkollegium, die Zuftiz-Abtheilung eines ftähtifchen 
Magiftrats oder wer jonft zur Juſtizpflege berechtigt iſt. Man bat einen ge 
meinfamen Namen eben mit Bezug auf bie gleiche Stellung aller zum Landet- 
Zuftiz- Kollegium jchaffen wollen, ohne im llebrigen eine Gleichftellung herbei 

zufũ 


Märe die entgegengeſetzte Auslegung richtig, fo würden bie Disciplinarhoͤfe 
bei den Regierungen, die Kriegegerichte ꝛc. als Untergerichte ebenfalls unter bem 
Landes » Zuftiz- Kollegium ſtehen. 

8) Zieht dae Reikript den 8. 8. Tit. 7. Th. UL A. G. O. au, wo 
beitimmt ift, daß die Kollegien der Advokaten unter dem: Landes Juſtiz Kollegium 
ſtehen jollen. Es iſt aber ſchon oben zu 1. gezeigt, daß, ſoweit eine -Achnlid- 
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feit ber Ehrenruͤche mit biefen Kollegin eriftirt, fie nicht an deren Stelle, few 
dern an Stelle ber ihnen vorgeſetzten Behörde getreten find. 

Das Reffript citirt ſodam: 

4) verichiedene Stellen aus bem Geſetz über die Bildung von Chren- 
räthen vom 30. April 1847, und zwar: 

a. den 8. 5. Diefer beitimmt, daß dem Antrage bes Bandes- Zuflig 
Kollegiums auf Cinleitung von Unterſuchungen Folge zu geben ift. Diefem 
Paragraphen dürfte indeß nichts zu entnehmen fein, denn einmal beutet der 
Ausdruck „Antrag” zum mindeften nicht anf Unterorbnung, da Niemand bei 
einem ihm Untergeordneten etwas beantragen, ihm ſolches vielmehr aufgeben 
wirt; fedann findet fi daſelbſt die gleiche Beftimmung und der gleiche Aus ' 
trud in Anfehung des Staatsanwalt, von dem doch fiher nicht zu behaupten 
ift, er fei eine dem Ehrenrath vorgefehte Behörde; 

b. ten 8. 9, der beftimmt, daß das Landes -Suftiz- Kollegium die Ent- 
ſcheidung über Die Sufpenfion eines Anwaltes hat, fei es daß der Ehrenrath 
bie Sufpenfion nöthig erachtet und gutachtlich darüber berichtet habe, fei es daß 
ein Antrag deſſelben fehle. 

Aud Tiefer Paragraph bürfte nicht beweifend fein, derm das Recht der 
Sufpenfion folgt nicht aus dem Rechte der Auffiht über den Ehrenrath, 
fondern auß dem Rechte der Aufficht über den einzelnen Anwalt; es fragt fidh 
daher, ob der Ausdruck „berihten‘ für die Annahme des Refkripts entfcheidet. 
Hierauf dürfte aber zu erwiedern fein, daß biefer Ausbruc fi) mindeftens mit 
dem im $. 5. vom Landes» Zuftiz- Kollegium gebrauchten Ausprud „Antrag“ 
paralufirt und ebenfowenig Torreft gewählt jein dürfte als jener; 
c. ben $. 16. der in Fällen, wo es fih nit um Dienftentlaffung han- 
belte, dern Rekurs von ehrengerihtlichen Urteln an bas „vorgefete Kandes-Zuftiz- 
Kollegium" verweiſt. Abgeſehen davon, daß die Beitimmung an ſich durch das 
Geſetz vom 21. Juli 1852 aufgehoben ift, abgefehen davon, daß das Gericht 
der hoͤhern Inſtanz an und für ſich nit der Vorgefetzte bes Gerichts der nie 
den Inſtanz ift (wie beifpielsweife das Obergericht zu Münfter, das früher bie 
Berufungs-Inftanz fir Urtel erfter Inſtanz bes Obergerihts zn Hamm war 
und diefe zweiter Inftanz jettt wieder in Sachen ber ehemals Reicheunmittel- 
baren tft, ficher mie deſſen vorgefeßte Behörde war), wirb es fich blos fragen, 
ob der gebrauchte Ausdruck, vorgefetzte Lundes-Yuftiz-Kollegium* die Ausführung 
des Refkripts rechtfertigt. Diefer Ausdruck ift aber unzweifelhaft nicht anf den 
Ehrenrccth, fondern auf den Angeſchnldigten zu beziehen, der von dem Urtel bes 

an das „ihm“, nämlich dem Angeflngten, vorgefette Landes - Zuftiz- 
Kollegium appelliıt; 

d. auf 8. 18,, der die Ausführung ber ehrengerichtlichen Erkenntnifſe im 
die Hemd des betreffenden Sanbes-ZuftizRollegiums legt. Bei diefer Beitimmung 
ift aber zu enwägen, daß fo gut, wie bie Kmbsfufpenfion nur von ber vorgefehten 
Behörde des Angeſchuldigten mmögchen kunn, das auch mit der Ausfahrumg von 
SArafen der Fall fein muß, und zwar um fo mehr, als ber zu ſolchen Aus 
führmgen erforberliche Aufwand an Exckutivbeamten dem Ehrenrathe als einer 
ſich nicht ſtets in Funktion befindenden, fonbern nur zu geeigneten Zeiten zu⸗ 
ſammentretenden Stelle felbftrebend nicht beiwohnen Tamm; 

e. auf 96. 21. und 23., welche beſtimmen, daß ber Präfibent des Landes⸗ 
Spftig-Rolleginms den Wahlakt fer den Ehrenrath leitet umb über Me Rekuia- 
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ttons-Sründe entfcheidet. Darf aber tem Präfibenten eine berartige Chren-Funf- 
tion beigelegt ift, bärfte für "die Stellung des Lanbes- Srftiz- Kollegiums nicht 
maßgebend fein. ' 

Deutlicher aber als alle biefe Peftinumengen ſpricht der geiz Satz des 
g. 2, wo es heißt, daß der Ehrenrath am die Stelle der durch das Geſetz rem 
29. März 1844 geſchaffenen Disciplinarbehörbe tritt. Letztere ift, wenngleich 
has Geſetz es nicht expressis verbis andfpricht, unzweifelhaft das Landes-⸗Juſtiz 
Kollegium. Iſt aber der Ehrenrath im ganzen Umfang feiner Wirkſamkeit 
(als Dieciplinarbehoͤrde) an die Stelle des Landes» Zuftiz- Kollegiums getreten, 
fo iſt gar nicht zu erſehen, wie er gleichzeitig follte unter daſſelbe getreten ſein 
koͤnnen. 


5) Endlich iſt noch auf ein Miniſterial. Reſkript vom 10. November 1848 
neriwiejen. . Abgeſehen davon, daß es feiner Tegislatorifchen Quelle entfloffen, ift 
aber auch in ter That dort keineswegs der Grundſatz ausgeiprochen, ber Chras 
rath fei dem Landes-Juſtiz-Kollegium untergeordnet. Die Ausdrücken, Mitthei⸗ 
Im" und „Vorlegen" von Alten deuten auf ein ſolches Verhältniß nicht bin; 
von „Einreichen“ ift keine Rede. Sodann fließt aber wieber die Berechtigung 
bes Landes Zuftiz- Kollegiums,, Unterfuhungs- Akten des Chrenraths einzujchen, 
nicht aus der Aufjicht über den Chrenrath, ſondern aus der Aufficht über den 
einzelnen von der Unterfuchung betroffenen Anwalt. Mird aber in diefem Re 
ffripte weiter gejagt, das Landes» Zuftiz- Kollegium wähle, um ein ehrengeridht- 
liches Urtel in Ausfertigung zu erlangen, den uurichtigen Weg, indem es folde 
direft vom Ehrenrath erfordere, es habe vielmehr die Bermittelung des Staat 
anwalts anrufen mäffen, fo wird- hierin ja implicite das Koordinationd-Verbält 
niß anerkannt, indem bei einem Subordinationd-Berhältnig das Landes - Zuftiy 
Kollegium folder Vermittelung nicht bedurfte. 

Was fodanı die Trage ſelbſt aubetrifft, ob nämlich der Ehrenrath auf 
jeden Antrag der Staatsanwaltichaft, reſp. des Appellationd- Gerichts die Disci- 
plinar-Unterfuchung einleiten muß, jo Tann ih im Weſentlichen auf bie vorſte 
benden Ausführungen Bezug nehmen. Hervorheben will ich nur, daß auch das 
nom Herrn Zuftiz-Minijter in feinem oben mitgetheilten Reſkripte angezogene 
Minifterial-Refkript vom 10. Mai 1848 in feinem Alinea 4. fagt, es fei nick 
anzunehmen, daß der Chrenrath feine Thätigkeit verweigern werde, eventuell fei 
in jedem einzelnen Falle an den Minifter zu berichten — Unzweifelhaft ift 
man fi alſo ſchon damals darüber Har geworden, daß im Gelege vom 30. April 
1847 ein Präjudiz für den Fall fehle, wo ein Ehrenrath die Einleitung ber 
vom Landes- Zuftiz- Kollegio oder vom Staatsanwalt beantragten Unterfuhung 
weigere. 

Sehr nahe liegt es aljo, wenngleich ich es aud ben mir nicht zugänglichen 
Motiven des Geſetzes nicht erweiſen kann, dab man, um diefe Lüde zu beie- 
Aigen, die Beitimmung im & 70. bes. Geſetzes vom 21. Juli 1852 geſchaffen hat. 
Sei dem indeß, wie ihm wolle, jedenfalls ift für eine präjudizlofe Be 
ftimmmung bes älteren Geſetzes durch das nemere Geſetz ein Prajudiz geſchaffen 
wnb es iſt daher auch: anzunehmen, daß ben die Einleitung weigernben @hren- 
rath nun auch nur jenes, Präfabiz treffe, daß nämlich an Stelle feiner Kom- 
petenz die Kompetenz bed Appellationsgerichts trete. Keineswegs aber ift anzu- 
nehmen, daß es nım neben biefer Surrogirung eines andern Gerichts ſtatt dei 
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judieii parima in der Wahl von Auffichtabehoͤrden ftehen ſoll. ſtatt derſelben 
die Einleitung der linterfuchung gegen den Ehrenratb zu erzwingen. 

Sedenfalls ift auf dieſe Weiſe auch allen Aniprüchen der Auffichtöbehörbe 
Rechnung getragen. Denkbar ift nur, daß der Ehrentath die NUnterſuchung ein- 
leitet und durch Urtel beendet, oder daß er die Einleitung ablehnt, ober ten 
—— verzög Im erften Fall tritt, wenn die Auffichtebehörde durch jein 

nriel irgendwelche öffentliche Intereſſen verletzt erachtet, Berufung. an das Ober 
tribunal ein, das jedes Endurtel unzweifehhaft reformiren kann. Im andern 
Fall tritt die Berechtigung des Appellations- Gerichts ein, die Sache vor fein 
Forum zu ziehen." Lehnt auch dieſes die Unlerſuchung als grundlos ab, fo ilt 
ficher dem büreaukratiſchen und publiciftiichen Intereſſe ebenfalls genügend Rech⸗ 


getragen. 

Die Ausſũhruug des Obertribunale. für einen illegalen Beſchluß bes 
Ehrenraths müfſe es eine Abhilfe geben, druckt Demnach eine durchaus unbe 
gründete Veſorgniß ‚aus. 

Die bietet aber noch einen andern Gehichtömmät. von io greier 
Zragweile ‚bar, , daß der Anwaltttag es m. &. nicht wird ablehnen koͤunen, . das 
gefährdete Recht des Ehrenrathe kräftig zu wahren. 

‚Nah 8. 24. der Verordnung vom 30. April 1847 fcheibet nämlich jedet 

des Chrenraihe, gegen welches ein Disgipliner Verfahren nothwendig 
wird, fofort and dem Ehrenrathe aus, verbebaltlich des Rechte zum Wieder⸗ 
einritt bei Entbindung von jeder Strafe. 

Bize nun die Ausführung richtig, daß jeder Antrag ber Stanttanmalt · 
ſchaft die Einleitung einer Unterjuhung nothwendig macht, je würde Die Sujpen- 
fion ber Ehrenrathö- Mitglieder in dieſer Eigenſchaft in ber Hand ber Staats⸗ 
amwaltihaft Hiegen, und um ein mißliebiges Ehrenraths ⸗Mitglied von allen 
Funktionen beim Ehreumth fern zu halten, wäre #8 nur erforderlich, dal die Stat 
ammaltichaft immer .ernente Anträge auf Einleitung eimer Unterſuchung gegen 
baffelbe ftellte.- Gin ſolches Berfahern, wo die Sufpenfion von dem höoͤchflen 
genofienihaftlihen Ghrenamte, das lediglich burh das Vertrauen ber Kollegen 


civilifirten ande feines Gleichen; es für die hodbgeblibete. und 
durch ihre Ehrenhaftigkeit hochgeachtete Double Anwaltſchaft wicht ange 


erſcheinen. 

Würde die Auffaſſung des Obertribunals ſchließlich als dem Geſet ent⸗ 
jprechend anerbannt, fo dürfte die Preußiſche Anwaltſchaft auf Beibehaltung des 
—— fein Gewicht mehr legen mögen, indem fie daß Hecht, durch ſelbſt⸗ 

te Standesgenoſſen gerichtet zu werben, ficher nicht unter der Beſchränkung 
fefthalten wirt, daß die Männer ihrer Wahl beliebig von der Gtanttanwalke 
ſchaft fujpendirt werben konuen. 





BE Wesel und Magekigenkeiten ber Perufifhen Medheänminkile, 


. Shreiben des Sefammt-Ansjhujjes au die Nebhtsanwälte in 
den älteren Provinzen. 


Die diesjährige General-Berfammlung tes Vereins ber Preußiichen * 


Fünfter Anwaltstag, 


findet — gemaß Beſchluſſes des Geſammt⸗Ausſchuſſes vom 15. Dezember 1866, 
AnwaltsBeitung Jahrgang 1866, &. 835 — am 


öreitag vor dem Pfingftfeft den 7. Suni d. J.9 Uhr in Kafjel 


Anwälte, 


Der Ort ber Verfammlung und die Stelle, wohin die Anmeldungen 
des Erſcheinens geichehen Tönmen, werden — durch die Zencift des 
Vereins und die oͤffenichen Blätter bekannt gemacht wer 
Zum Beſuch dieſes Anwaltstages haben wir bie Herren ollegen u 
ſaͤmmilichen weuerworbenen Provinzen bereits beſonders aufgefordert und laden 
bazu ſowohl die Mitglieber des Vereins als auch Diejenigen Herren Kolleg ia 
den alten Provinzen, weiche dem Vereine noch beitreten wollen, bierbund erge 


Die Letzteren erſuchen wir, ihren Beitritt entweder tem u 
Borfigenden Suftizrath Dr. Hinſchius, Niederlagftrage Nr. 6 — oder dem 
Schriftführer, Juſtizrath Dorn, Ritterftrafe Nr. 60, unter Beifügung bes 
beitenges von ſechs Thalern, für welden die portofreie Zufenbung ber 
Zeitfhrift des Vereins erfolgt, gefälligft anzuzeigen. 

Wir glauben nicht zu irren, wenn wir annehmen, daß bie Zeil, wo bie 
Reform unſerer Prozeßgeſeßgebung und mit ihr auch Die Umgeftoktung der Ms 
vofatur nothwendig erfolgen muß, immer näher heranrüdt. Wir halten dethall 
daflır, daß unſete Stanbesgenofien wohl darauf Bedacht zu nehmen haben, ihre 
Aufichten und Wünfche, wohin Diefelben auch gerichtet fein mögen, rechtzeitig an 
maaßgebender Stelle zur Kenninißnahme und Erwägung zu bringen, wnb wir 
empfehlen Daher umferen Kollegen dringend bie Betheiligung an den Beftrehun 
gen bed Vereins und an dem Anwalbstage. . 

Legt die Advolatur die Hände unthätig in ben Schooß oder tritt fie mit 
ihren Anträgen zu ſpät hervor, fo wird fic ſich nicht beflagen därfen, wenn bie 
ea —— ihre re orbnet, pr unfer Stand, ohne mit 
eineh und uträgen gehört zu werben, vielleicht au Zeit, dad 
leere Nachſehen behält. — i un 

Sqließlig bemerken wir, bag bad Organ bes Vereins von biefem Jahre 
ab unter dem Titel: 
Zeitſchrift 


für Geſetzgebung und Rechtspflege in Preußen. 


Im Auftrage 
bes Vereins der Preußiſchen Rechts⸗Anwälte 


herausgegeben ⁊c. 
rlich all W t B 
ki Safe {ll nahe er Deu Kr ee a 


wifſenſchaftliche juriſtiſche Zeitjchrift wefentlich mit den Zweck verfolgen, die Ar- 
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Sefmucag einer snbetihen Gefpang in brm germmirtign nerfichern 
——— des Prenßiſchen Staates vorzubereiten und namentlich ben Ju⸗ 
riften im den neserworbeuen Ländern Gelegenheit bieten, bie Seuninitg. der bort 
bewäheten Inftitutionen in ben altländiſchen Deovingen 3 zu verbreiten unb unter 
Darlegung der Wünſche in eteefi Der Umgejinitung ber Geſetzgebung die be 
rechtigten Iuterefien jeuer Sandeütheile zu 

Auperdbem wirb bie —* * fie rechtswiſſenſchaftliche Abhanb- 
lungen und Redtsfäle — in moͤglichſt verkũrzier Yorm — aufnehmen, 
weiche em gleichmaͤßiges —8 für die verſchiedenen Rechtegebiete des Preu⸗ 


Da wir ie Hebergugung Faber, ba namentiih der Inwehtsftanb ver. 


| ie, Hochgehetes Herr K 
zur Erreichung derfelben mitzuwirden und zu dem Sube bie —* 
mit Beiträgen zu Händen des Juſtizraths Dr. Hinſchins 


zu unterftützen. 

Die —— — honoritt ben Druckbogen Abhandium en und anderer 
felbfifkändiger Mitibeilungen mit 12 Thalern; den Bogen Bechisfälle und fon- 
fliger, nicht in die erfte Kategorie fallender Beiträge Bit 10 Talern, zahlbar 
mad) ber Ausgabe jedes einzelnen — 

Sollte Ihnen in —— — bie Muſße zur Vearbeituug intereffauter 
Mnterialien fehlen, fo wird bit Sedaltion ber 3rähtrift and) die blohe ab 
jchriftliche Einſendung von. geeigneten Grienakuiffen, Beſchwerden uud Beſchei⸗ 
den x. dankbar anerkenn 

Berlin, im Behrunt 1867. 

Der Sefammtausihup des Vereins ber Preußiſchen Rechtsanwälte. 


Dr. Hinſchinus, Vorfſihzender. Dorn, Schriftführer. 





Eages- Ordnung 
für den fünften Auwaltstag Ka Kaflel, am 7. Juni 1867. 


Wahl des Berfipenben, des Stellvertreiers und ber Sqchriſtkehree für ben 
Anwalts» Tag. 


IL 

Beratbung der Grunbprineipin einer neuen Anwalts-Ordnung für 

den Preußiſchen Stant unter Anhalt an die von dem Kollegen Rechts. Anwalt 

Re zu Kankehmen aufgeftelllen Grundzüge, Zeitichrift Bd. I. Het 1. 
116— 


HL 
Antrag des Kollegen Redtt-Anwaltes Rauſchenbuſch zu Hamm: 
Der Anmwaltstag wolle beichliegen 
geeigneten Fa eine Dellaration ber Ehrenrathsgeſetze dahin zu bean 
fragen, da 
1) der Beitimmung bes $. 5. der Verordnung über die Bildung eines Chren- 
rafbes unter den Juſtizkommiſſarien, Abvolaten und Notarien vom 30. April 
1847, wonach dem Antrage des Landes-Suftizfollegiums und der Staatt- 
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anweitidaft auf Cimleitung einer Unterſuchung fiatigegeben werben wunh, 
durch $. 70 No. 2. des Gefehes, Betreflenh De Diinfivergeien ber wi 
richterlichen Beansien, vom 21. Zuli 1852 derogirt werben, mb 
2) daß buch die Verorbmung vom 30, April 1847 dem Ehreuruch bie 
Stellung einer den Landes⸗Juftizkolleglen koordinirten Stelle gegeben feL 
Motive: Seite 335 bes vorlienenben Heftes ber Zeitſchrift 


Antrag des Kollegen Rettsamsakts Schlüter zu Witten: 
Der Amwaltttag beauftragt den Vorſtand bed Preußlſchen Anwalu⸗ 
vereins Namens beffelben bei dem Königlichen Suftigminifterium deu 
"Wutung. zu ſtellen, dah zu der für die Bearbeitung eines nenen Ge 
rahts- und Prozeßordnung vorausfichtlich zu bien Konnnitfien 
auch Aumälte ans ben alten und neuen Provinzen bes Preußiſchen 
Staates zugezogen werben. 


Antrag deſſelben: 

Der Amoaltdtug beauftragi ben Berftaad. tus: dierechen Anwalis⸗ 
vereins, af Grund der einzuholenden Aeußerungen ber Bezicbewereine 
ſowie der durch die Preſſe ober ſonft dem Vorftonde bekanut werben 

den Anfichten Preußiſcher Anwälte eine die rundzũge ber zu erſtre 


benden ·nenen Gerichti⸗ und Prozeßordnuug darfieliende Denkichrift 
autzuarbeiten and dem Kernigl. Saftigenimifberium mit Bitte um De 
rückfichtigung zu ibermiteln. 


Antrag des Iſturte Dr. Hinſchius zu Berlin: 
Der: Amwalistag wolle feine Ucherzeugung ausſprechen, 
daß bie Aufgebung ber Derfonal-Sculbäaft von einen verher zu be⸗ 
ſtimmenden und angemeſſen feſtzuſetzenden Termine ab — und zwar 
nur mit alleiniger Ausnahme der Koͤrperhaft zur Erzwingung eines 
Vermoͤgensverzeichniſſes und Leiſ J— des Manifſtativnteidet von dem 
Schuldner — wünſchenswerth ke 
a Motive, ZZ 
Die Unhaltbartei ber Perſonal⸗ Schuldhaft aus dem Gefichtopunkie der 
Humanitũt und Civilifation. ſowie ihr geringet prakliſcher Reken, uud zwar 
alles dies auch in den Fällen, in welchen fie manche beibehalten wollen; 
vgl. Motive zu dem Entwurf einer Prozeß⸗Ordnung für den Preufichen 
Staat. — Verhandlungen des dentichen Juriftentages vom Sabre 1863. 


9. An die Herren Vorfitenden ber Bezirks⸗Vereine 


Die Herren Vorfißenden der egicionereine erfuchen wir ergebenft, bie 
letzteren baldgefälligft zu einer u ber die. S. 116. 345 abgebrudten Tral- 
tandent für den am 7. Juni b m Kafſel —— Anwaltstag einbe 
rufen und über das Refultat ber Bert bis fpäteftens den 4. Juni d. J 
zu Händen bes unterzeichneten Vorfibenhen Bericht eritatten zu wollen. 
Berlin, 12. Mai 1867. 


Der Selammt- Ausſqhuß des Vereins Preußiſcher Rechts⸗Anwälte. 
Dr. Hinſchius, Vorſitzeuder. 
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10. Einlubung zum Anwaltäteg. 


e biesjährge General- Perſaurnluns des Vereinz Preufir 
ſcher Bi mpälte, - a 


Fünfter. Anwaltstag 


fintet. — nach bem -Befhlnffe des Geſammt⸗Ausſchufſes vom 
15: Dezember 1866, Anwaits-Zeitung Juhrgang 1866. ©. 885, 
vorliegende Zeitſchrift Bb. I. Heft J. S. 116 — am | 


Freitag dor dem Pfingftfeh, den 7. Juni d. J, 


‚Bormittoge. 9 Ahr pünktlich. zu Kaſſel 
Kt . (Hötel. du Nord am Bahubefe) 
att. 

Mir Inden. dazu ſowohl die Mitglieder des Vereins, als 
auch diejenigen geehrten Herren Kollegen, welche dem Vereine 
noch beitreten wollen, hierdurch ergebenft ein. -Die letzteren 
erjuchen wir, ihren Beitritt entweder jchriftlich dem unterzeich- 
neten Vorfigenden, Juftizrath Dr. Hinſchius, Niederlagftraße 
No. 6 hierjelbft, oder dem Schriftführer Zuftigrath Dorn, 
Nitterftrafe No. 60 unter Beifügung des Iahreöbeitrages von 
6 Thalern anzuzeigen, oder vor dem Beginne des Anmwaltötages 
bei dem Büreau (im gedachten Hötel) eine Mitgliedskarte zu löſen. 

Die Herren Ausſchußmitglieder bitten wir, ſich gefälligft 
am gedachten Tage eine halbe Stunde früher einfinden zu wollen, 
um die Tages-Ordnung für den Anwaltstag (S. 345 und 
346 des vorliegenden Heftes der Zeitjchrift) definitiv feftzuftellen. 

Der Einjendung etwaiger Anträge, melde noch auf bie 
Zraktandenlifte geftellt werden follen, jehen wir bis jpäteftens 
zum 4. Juni d. 3. zu Händen bed Vorſitzenden entgegen. 

Zür die Theilnehmenden bemerken wir, daß die Eifenbahn- 
züge in Kafjel aus allen Richtungen in früher Morgenftunde 
eintreffen, mithin auch diejenigen Kollegen, welche vorher nicht 
in Kafſel übernachten wollen, zu rechter Zeit ankommen würden. 

Es wird beabfichtigt, nad) Erledigung der Tagedorbnung 
ein Frühſtück einzunehmen, hierauf eine gemeinjchaftliche Fahrt 
nach Wilhelmshöhe zu machen, die dortigen Anlagen zu befichti- 
gen und alddann dafelbft gegen 6 Uhr zu Mittag zu eflen. 

Sämmtliche Theilnehmende wollen —*— die Güte haben, 
vor ihrem Erſcheinen möglichft bald und jedenfalls einige 
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Tage vor dem 7. Juni, dem Herrn Kollegen Obergerichts-An- 
walt Hirſch in Kaſſel Anzeige zu machen, auch mitzutheilen, 
ob fie Mitglieder ihrer Familie mitbringen, bamit derjelbe, wie 
von ihm gütigft übernommen worden, für die erforderlichen 
Wagen nad Wilhelmsehöhe und die Sonperts: bei dem Frühftück 
und Mittageffen Sorge tragen ann. — 
Als Gafthöfe werden empfohlen: Hötel.du Nord, Victoria» 
Hotel, Hötel Prinz Friedrich Wilhelm, König von: Preußen unb 
Hotel Schirmer. Die drei erfteren Hegen ganz in ber Nähe 
des Bahnkofes, die beiden anderen etwas mehr nad der Stadt 
zu. Da um Pfingften in’ der Regel ein großer Andrang von 
Fremden in Kaffel ift, fo wird es fich empfehlen, wenn bie Her⸗ 
ren Kollegen ihre Quartiere zeitig vorher heftellen. 

Berlin, den 12. Mai 1867. | 


Der Ausſchuß des Vereins Preufifher Rechtsanwälte. 
Dr. Hinſchius, Vorfitende. : 
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Blipelm Yrman’ı Ortprudtırt in Berlin. 


Abhandlungen, 


XVI. 
Wünſche in Vezug auf eine demnächſtige Inſtizorganiſation mit 
beſonderer Bezugnahme auf die Hannovberſchen Amtsgerichte. 
Vom Herrn Amitsaſſeſſor v. Linſingen zu Aurich. 


Eine der wichtigften Aufgaben für die Geſetzgebung ift ohne Zwei⸗ 
fel die Herbeiführung eines gleichmäßigen Zuftandes der Juftizpflege im 
ganzen Gebiete der vergrößerten Monarchie. Die Aufgabe iſt aber ficher 
ebenfo jchwierig wie wichtig umd ei der gründlichiten Prüfung. Als 
erfted Objekt ſolcher Prüfung bieten ſich von jelbft die Verhältiſſe dar, 
wie fie faktiſch in den verfdhiedenen Provinzen bereit beftehen. 

Diefe zur gegenfeitigen Kenntniß umd zum Tlaren Verſtändniß zu 
bringen, iſt einer der Zwede, welche diefe Zeitjchrift verfolge. Mögen 
Daher auch diefe Zeilen, die zunächſt ledig die Einridhtung der Han⸗ 
noverſchen Amtögerichte, wie fie faktiſch ift, Darftellen wollen, ohne 
eine Tritiiche Vergleichung mit den SKreiögerichten in den alten Provin- 
zen wagen zu dürfen, nachjichtige Aufnahme finden. 

Zuerft jet noch kurz angeführt, daß in Hannover bid zum Jahre 
1852, wo die im Jahre 1850 bereit3 publicirten Geſetze über die Ge⸗ 
ridhtöverfafjung, die Prozeßordnung ꝛc. erft ind Leben traten, die Admi- 
niſtration von der Juftiz, in unteriter Inſtanz wenigſtens, nicht getrennt 
und die gefammte Negiminal-, Domanial- und Suftiz - Berwaltung bei 
den „Aemtern“ vereinigt war. 

Diefe Aemter waren der Regel nach mit 2 bis 3, theilmeife mit 
6 bis 7 etatmäßigen Beamten und einer Anzahl Supernumerärbeamten 
nebit dem nöthigen Unterperfonal beſetzt. Der erfte Beamte leitete ftet3 
die eigentliche Negiminals Verwaltung, der zweite die ftreitige Gerichts⸗ 
barfeit; die übrigen Geſchäftszweige waren unter die übrigen Beamten 
vertbeilt. Die Behandlung fammtlicher Sachen follte Tollegialifch fein; 
a aber arbeitete Jeder für fich, und die übrigen Beamten beſchränk⸗ 
ten S auf Mitunterjchrift der Erlaffe. 

usnahmsweiſe trat auch wohl eine wirklich kollegialiſche Behand- 
lung der Yuftizjachen ein, doch hing dies mehr oder minder vom Be- 
lieben bed Dersenenten eb. Zuftigpf [daB ſchriftliche Verfah 

o war der Gang der zpflege, zumal das ſchriftliche Verfahren 
die Regel bildete, ein —— und nicht genügend geregelter. 

Dazu kam, daß eben regelmäßig der qweite Beamte die ftreitige 
Gerichtöbarfeit hatte, zu solchem Poſten aber Jemand nur gelangte, 
nachdem er Jahre lang vorher als dritter Beamter und Supernumerär 

Zeitjchr. f. Gefepgebung u. Rechtöpflege. J. 23 





350 v. Rinfingen: Wünſche in Bezug auf eine demnächftige Juſtizorganiſation 


ausſchließlich zur Arbeitöhülfe in der Verwaltung oder zur Wahrnehmung 
der freiwilligen Gerichtöbarfeit verwandt war. Dieje eigenthümliche 
Gefcäftsvertheifung hatte zur Folge, daß jtetd, wenn We Jemand dur 
jahrelange Beihäftigung mit einem beftimmten Dienſtzweige bejondere 
Zuchtigfeit darin und genaue Bekanntſchaft mit örtliden und Perſonal⸗ 
Berhältnijjen errungen hatte, feine Beförderung ihn nidht allein an einen 
andern Drt verjepte, fondern ihm eine bi8 dahin ihm völlig fremde Be 
ruföthätigkeit zuwies. 

In Bezug auf Suftizjahen war die Kompetenz; der Aemter eine 
Sehr — fie hatten die ſämmtlichen Polizeiſtrafjachen, die Unter 
judung tn Eine lachen, die geſammte freiwillige Gerichtöbarfeit und 
die ftreitige Gerichtäbarfeit, joweit nicht einer großen Anzahl eremter 
Perſonen ein perjönlich privilegirter Gerichtsftand vor den — Juftiz— 
Kanzleien benannten — Obergerichten zuftand. 

Neben den 151 Aemtern mit jehr verichtedener Größe beftanden 
noch eine Menge Stadtgerichte und Patrimonialgerichte, jo daß 1852 
im Ganzen 236 Untergerichte vorhanden waren. 

An den Aemtern fungirten etwa 400 etatsmäßige Beamten mit 
einer von 300 Thlen. bie zu 4000 Thlrn. und darüber wechjelnden Be— 
foldung, die zum nicht unerheblichen heil aus Sporteln ıc. beitand. 

Died war der Zuftand, wie ihn die Gejepgebung von 1850 vorfand, 
und deſſen Menderung ihr ob 

Wie diefe zu beichaffen jet, darüber wurden ai viele Zweifel 
laut; namentlich darüber, ob für die erfte Inftanz Kollegtalgerichte — wie 
bis dahin geſetzlich —, oder Einzelrichter — wie Tatil der Fall ge 
wejen — eingerichtet werden jollten. Man verfannte die großen Bor: 
züge der Kollegialgerichte für eine gründliche Prüfung der Rechtsſachen 
nicht, alaubte aber andererjeitd bei Einzelrichtern die wünſchenswerthe 
Raſchheit des Verfahrens befjer erreichen zu Eönnen, und es ſprach auch der 
Koſtenpunkt für legtere Einrichtung. So entſchied man fid) denn für einen 
Mittelweg und ließ für gewiffe Sachen in erfter Inſtanz kollegialiſch 
bejeßte Dbergerichte zuftändig werden, für die Mehrzahl der übrigen 
Sachen aber Einzelrichter. 

Des Riheren wurde die Angelegenheit ſo regulirt: 

An Stelle des früheren ſchriftlichen Verfahrens trat für alle In⸗ 
ſtanzen dad üffentlidh-mündlicdhe Verfahren; für den Ariminal: und Per 
lizei⸗ Prozeß adoptirte man an Stelle des Inquilitiond- Principe das 
Anflage-Princip, und es wurde jeden Obergeridht ein Staatdanwalt mit 
dem nöthigen Hälfeperfonal beigeordnet; ebenfo wurden bei jedem Ober: 
geridyte ein oder nad) Bebürnih mehrere Unterſuchungsrichter angeftellt, 
Denen ausjchließlich die Unterfuhung der Krimmalverbredyen oblag; an 
der Aburtbeiung nahmen Geſchworene Theil. 

Sür die früher beftandenen 7 Juftiz» Kanzleien wurden 12 grobe 
und 4 Kleine Obergeridhte errichtet, von Denen die erfteren mit einem 
Präfidenten, einem Bicepräfidenten und 8 etatömäßigen Richtern, die 
len mit einem Präfidenten und 4 bis 5 Richtern bejegt werden 
‚ jollten. 

1859 wurden zwei große und zwei Feine Obergerichte wieder auf 
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gehoben und ihre EN ir mit anderen Obergeridyten vereinigt. Chenfo 
wurde 1859 das Inſtitut der Unterſuchungsrichter wieder bejeitigt umd 
jeded Amtsgericht in jeinem Bezirk mit den Kriminalunterfuchungen be: 
traut. 


Wir führen diefe Umftände hier au, da fie zum klaren Verſtändniß 
der Stellung der Amtögerihte unſeres Erachtens nöthig find, und be- 
merfen deshalb auch noch, daß die Obergerichte — abgeiehet von einem 
fleinen, nur etwa 64,000 Ceelen enthaltenden — durdichnittlich etwa 
170,000 Seelen umfafjen; dad größte hat einen Bezirk mit einer Ein- 
wehnerzahl von 241,000. 

Wenden wir und nun zu den Amtsgerichten ſelbſt! 

Sm Jahre 1852 wurden ſämmtliche Stadt- umd Dateimenialge: 
richte aufgehoben und an die Stelle der 236 vorhandenen Untergerichte 
mit verfchiedenen Bezeichnungen traten 168 königliche Amtögeridyte mit 
250 Amtörichtern, für weldye eine Durchſchnittsbeſoldung von 900 Ihlen. 
mit Minimalfab von 300 Thlrn. und Martmaljag von 1500 Thlrn. 
auögeworfen wurde. 

Den Amtögerichten wurde außer der Erledigung von Aufträgen und 
Requiſitionen überwiefen: 

I. In Strafſachen. 

1) Die Unterfuhung und Aburtheilung der Polizeiſtrafſachen. 

2) Die Aburtheilung über Berufun gen in denjenigen Polizeiftraf- 
ſachen, deren Unterſuchung und Beftrafung den Gemeinden und 
Körperihaften überlafjen tft. 

3) Sn Sriminaljachen (jett 1859) das von Amtswegen wahrzuneh— 
nıende Perfabten des eriten Angriff und die auf Antrag der 
Staatsanwaltichaft zu führende Vorunterſuchung. 

4) Die Beauffihtigung der Amtögefängnifje. 

5) Die Unterfuhung und Entfchetdung in Steuer: und ZullsKontra- 
ventionsſachen. 

I. In bürgerlichen Rectöfachen. 

1) Die gefammte freiwillige Gerichtöbarfeit, einſchließlich der Anord- 
nung und Zeitung der Bormundichaften, Kuratelen und fonftigen 
a sen Derwaltungen, jowie des Hypotheken⸗ und Depofiten- 
weſens. 

2) Die ſtreitige Gerichtsbarkeit in folgender Ausdehnung: , 

a. Alle Sachen bis Einhundert (jet 1859 bis Einhundertundfünfzig) 

Thaler Werth einfchliehlich. | 

Ohne Rückſicht auf den Werth des GStreitgegenftandes: 

b. Alle Prozefje über Wegegerechtigfeiten, Grenzberichtigungen (ac- 
tiones finium regundorum); über Injurien, über Anſprüche aus einem 
unehelichen Beifchlafe, foweit ſolche überhaupt vor die weltlihen Ge: 
richte gehören; Streitigfeiten zwiſchen Dienftboten umd Dienftherren, Die 
aud dem Dienftverhältniffe entipringen; deögleichen Streitigleiten über 
Einräumung oder Berlafjung einer Wohnung zwiſchen Miether und 
Bermiether. | 

c. Die Verfügungen von Arreften und fonftigen, dringende Eile 
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e orbernden einftwetligen Maßregeln, namentlich auch in Bauftreitig- 
etten. 

d. Die Leitung der Konfurfe, einſchließlich des Erſtigkeitserkennt⸗ 
niſſes. Specialprozefje über die Richtigkeit und Priorität der einzelnen 
angemeldeten Forderungen geben bei einem Betrage ven mehr als 
150 Thlm. an das betreffende Obergericht über. 

Die ſämmtlichen vorgenannten Gejchäfte werden von den: betref⸗ 
jenden Amtörichter allein umd jelbititändig wahrgenommen; erfordert es 

er Umfang der Gejchäfte, fo werden an einem Amtögerichte zwei umd 

mehrere Amtsrichter — das Amtögericdht Hannover hat 16 Amtsrichter — 
angeftellt, allein Jeder arbeitet völlig unabhängig von dem andern in 
den ihm beitimmt zugewiefenen Geſchäftszweigen; eine kollegialiſche Be⸗ 
panbung der Sachen tritt niemals em und iſt geſetzlich nicht zuläffig; 
er Amtörichter entfcheidet ftetd ald Einzelrichter. 

Die Zahl der Amtögerichte wurde 1859 auf 104 reducirt, bei de- 
nen 241 etatömäßige Amtörichter beichäftigt find. 

Die Befoldung_ ift Wr en ee itelah von 1220 Thlru. ge 
bracht, mit emem Minimalfag von 400 Thlrn. und einem Marimaljat 
von 2000 Thlrn. 

Die Amtörichter führen in der Regel, bis fie einen Befoldumgejag 
von 1000 Thlen. erreicht haben, den Titel „Amtögerichte-Affeifor”, ſpä⸗ 
ter den Titel „Amtsrichter" und erhalten die älteften beim Aufrüden in 
die höchſten Gehaltöflafjen meift den Titel „Oberamtörichter”. 

Da der dieſer Verhältniſſe Unfundige durch Diefe verfchiedenen Xi: 
tulaturen leicht irre geführt wird und auch eine verfchiedene Begrenzung 
ber Amtsbefugniſſe darımter fuchen zu fellen glaubt, jo muB bier be 
fonder8 darauf hingewieſen werden, uß jene Titel eben lediglich Titel 
und auf die dienſtliche Stellung ohne Kae Einfluß find. 
ford Ki Amtsrichter werden zu Tünnen, ift eine doppelte Prüfung er 

orderlich. 

Die erfte kann nur nad) beftandenem Maturitäts-Cramen und min 
deitend breijährigem juriftifchen Studium abgelegt werden; fie umfaßt 
die allgemeine juriftiiche Vorbildung. Nach ihrem Beftehen erhält ber 
Kandidat den Titel „Auditor* und muß alö foldher 4 Jahre bei einem 
Antd- und Obergerichte oder ausnahmsweiſe einem Advokaten ſich zaf 
tiſch a ehe er zur zweiten Prüfung zugelaffen wird. Dieje 
eritrecht fi neben den allgemeinen juriftifchen Disciplinen auf die Kennt 
niß der Landesgeſetze, der zwogehnelehgebung und hat die praftijche Be 
fähtgung zur Uebernahme eines Ntichteramtd ind Auge zu fallen. 

Nach beftandenen Examen wird der Auditor zum Gerichts-Aſſeſſor 
ernannt und entweder bet einem Dbergerichte ald Hülfrichter oder zur 
Arbeitshülfe bei der Staatsanwaltſchaft verwandt oder mit der kommiſ—⸗ 
ſariſchen Wahrnehmung eined Amtörichterpoftend betraut. Im der Fe 
gel tritt etwa in zwei Jahren nach Ablegung des zweiten Examens bie 
Emennung zum etatsmäßigen Richter mit 400 Thlrn. Befoldung und 
dem Charakter „Amtögerichtö-Affeffor“ ein. 

Dürfen wir und nun | obiger Darftellung noch einige Bemer⸗ 
tungen anzufnüpfen erlauben, ſo können wir zunächft nur daranf hin 
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weiten, daß die hannoverihen Amtörichter eine erheblich größere Kom- 
petenz haben, als fie den ald Kommiffarien ber Kretögerichte fungirenden 
Einzelrichtern in den alten Provinzen zu a it. Ste unterſcheiden 
fi von diefen auch weſentlich dadınd, daß fie eben ſtets und ftänbig 
Einzelrichter find, während in den alten Provinzen der Gerichtö-Kom- 
miffarius nur ausnahmsweiſe als folder fungirt, im Grunde aber ftets 
Mitglied eined Kollegs ift und bleibt. 

Wie praftiich das Inftitut der Kreiögerichte mit ihren Deputationen 
und Kommifjionen und ihrer unbeichränften Zuftändigleit in allen Sachen 
ji) bewährt hat, vermögen wir nicht zu beurtheilen; ebenjo jest un 
das Material über die en Derbältuifle der Kreiögerichte, Beſoldun⸗ 
aen der Richter, Büreaufoften ıc. ? en ift indeß die hiefige Ein⸗ 
richtung koſtſpieliger und erfordert mehr Perfonal. 

Die Kreiögerichte für einen Bezirk von 40,000 bis 70,000 Seelen 
jollen mit je einem Direktor und durchſchnittlich 6 Mitgliedern befept 
fein. Auf einen bannonerjihen Dbergerichtöbezirt mit etwa 170,000 Ein- 
wohnern würden aljo in den alten Provinzen 21 Richter erfter Inſtanz 
fallen. Ziemlich genau diefelbe Zahl Amtörichter enthält durchfchnittlich 
der Obergerichtöbezirt; aber während hier In etwa 10 Mitglieder bed 
Obergerichts zu der Gefammtzahl zu rechnen ſind, ftellt fih die in den 
alten Provinzen auf einen derartigen Bezirk entfallende Zahl der Appel- 
lationsrichter erheblich geringer. Im vormaligen Königreid) Hannover 
waren etatsmäßig neben 26 Präfidenten und Vicepräfidenten 108 Ober- 
gerichtö-Mitglieber; Dazu 241 etatsmäßige Amtörichter, ergiebt 375 etat8- 

ſter und zweiter Inſtanz. Rechnen wir die Einwoh⸗ 


lich 3 Meilen zum Gerichtsſitz gehen rg hat! In einem Staate 
von der Größe und ber Betrie 
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Wie find diefe am beften zu erreichen, d. ) wie läbt fih eine 
gründliche, gewilien e und umparteitiche ‚Hanbba ung der Rechtspflege 
am beften mit Raſchheit und Einfachheit vereinigen, das ift die Frage, 
auf Deren Be anfommt. 

Wir wollen diefe ge mit Rüdfiht auf die in biefiger Provinz 
gewonnenen Erfahrungen kurz von allgemeinen Geſichtspunkten aus ins 
Auge faffen, da und leider, wie gefagt, eine Prüfung auf Grund em- 
gehender Bergleihung mit dem Inftitut der Kreisgerichte unmöglich ift. 

Zunädft dürfen wir hervorheben, daß wir für die Rechtspflege in 
erfter Inſtanz eine entjchiedene Vorliebe für Einzelrichter mit ausge⸗ 
behntefter Kompetenz haben. 

Der Grund dafür liegt weſentich darin, daß wir die für Kollegial- 
gerichte häufig angeführten Gründe nicht für ftichhaltig erfennen können 
und in deren Ermangelung zu dem an fi natürlichen Verhältniffe, wie 
es in allen Gefchäftözweigen des täglichen Berfehrd die Srundlage bil: 
det, zurädgewiefen werden, daß Ieder feine Entichläffe und Entſchei⸗ 
dungen jelbftitändtig für In fat. 

Der Menſch als Perjon und Rechtsſubjekt iſt Einzelweſen, und nur 
da, wo verſchiedene Einzelne in allen oder einzelnen Beziehungen ein 
gemeinſchaftliches Anterefe zu wahren Haben, bei a nen Kor⸗ 
porationen ꝛc. liegt es in der Natur der Sache, daß mehrere gemein- 
ſchaftlich befchließen und handeln, daß mit andern Worten eine kollegiale 
Gefhäftsbehandlung eintritt. Das natürlihe Subſtrat einer folchen 
en und ftetd nur in dem gemeinjchaftlichen Intereffe an den zu fal- 
enden Beichlüffen zu liegen. 

Bon dieſem Geſichtspunkte ausgehend, ſehen wir aber, da bei dem 

Richter die obige Vorausſetzung fehlt, als das natürliche Verhältniß die 
Stellung des Einzelrichter an und prüfen, ob für d 
richtung der Gerichte befondere Gründe \prechen. 
- Für Gerichte oberer Inſtanz und für Kriminalgerichte glauben wir 
ſolche Gründe allerdings finden zu müſſen, nicht für Gerichte eriter Ins 
ftanz; zur Zeit fehen wir von den erfteren ab und wenden uns nur zu 
den erftinftanzlichen Grichten. 

Bet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die ſich weſentlich auf eine im- 
ter öffentlicher Autorilät gefchehende Bekundung beftimmter Thatſachen 
bezieht, bei welcher der Richter das ihm fonft zuitehende imperium nicht 
auszuüben bat, tft eigentlich die Bearbeitung der Sachen durch ein Kol⸗ 
legium faum moͤglich, jedenfalld chne Nuten. Die Aufnahme eines 
Inftruments, die Errichtung eined Kontraftes, die Gintragung einer Hu⸗ 
pothek 2c. find Alles Gegenftände, bei denen wejentlih nur Die Bethei- 
Itgten ihren Willen dem Richter vortragen, welcher dann jenem Willen 
gemiB zu verfahren hat; ein etgentliches Nichten findet dabei nicht 

i | 


Ebenſo verhält e8 fich mit der Führung einer ftrafrechtlichen Unter: 
fuchung; dabei verbietet es ſich eigenllich von felbit, ein Kollegium zum 
Inftruenten zu machen; eine von einem Kolleg geführte Unterfuchung 
würde jchwerlich je ein Refultat herbeiführen. 

Es bleibt alfo für eine kollegiale Thätigkeit eigentlich nur die Lei— 


e kollegiale Ein- 
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tumg umd Entfcheidung der Givilftreitigfeiten und die Enticheibung ber 
Strafiadhen. 

Sehen wir von legteren einftweilen ab! 

Gerade für Civilprozeſſe wird ja auch hauptiächlich für Follegtale 
Gerichte plaidirt. Als Gründe werden gemeiniglich angeführt: Größere 
Garantie für gründlihe und umfichtige Prüfung der Sachen, Bereini: 
gung größeren Wiſſens im Richter-Kolleg, gräbere Stabilität der Ent- 
ſcheldungen, gegenſeitiges Friſcherhalten der Richter, Schub vor Anfein= 
dungen durch das Publikum. 

Wir verfennen dad Gewicht diefer Gründe nicht, halten fie indeß 
nicht für durchſchlagend. 

In jedem Kolleg fehlt dad ſcharfe Gefühl ausſchließlicher perfün- 
liher Berantwortlichfeit, da8 bet dem Ginzelrichter fo wichtig iſt. Kin 
Kolleg, dad die tauſend in unterſter Inſtanz je haufig vorkommenden 
Se ımbebeutenden und juriftiich unintereffanten Sachen Jahr ein 
Fahr aus mit dem für ein Kolleginlverfahren unvermeidlichen Forma⸗ 
lismus durchzumachen bat, erichlafft nothwendig, und der Einzelne be- 
dauert unwillfürlih die Verſchwendung von Zeit und Arbeitskraft, bie 
durch den Beifit mehrerer Richter verurfacht wird, während er fich fa- 
gen muß, daß ein Richter in dem fyeziellen Falle mehr als hinreichend 
jet und nicht anderd enticheiden könne wie taufend. 

Derartige juriftifch unendlich einfach liegende Rechtsſtreite bilden 
aber vor den Gerichten erfter Inftanz die Mehrzahl und die geiſt⸗ 
—5 Wirkung ſolcher Sachen auf ein Kolleg nicht hoch genug 
anzuſchlagen. 

⸗ Die Inſtruktion der Sache, ſowie das ſchriftliche und mündliche 
Referat hat doch nur Einer, und in deſſen Händen liegt regelmäßig die, 
Entſcheidung. 

Bei dem alten ſchriftlichen Verfahren war es notoriſch, daß außer 
dem Referenten oder allenfalls dem Korreferenten Niemand die Akten 
anſah; wie unendlich aber das Uebergewicht des allein die Akten ken⸗ 
nenden Referenten ſein mußte, ſelbſt wenn alle Mitglieder des Kollegs 
ſeinem Vortrage genau folgen, liegt auf der Hand; aber wie wenig ges 
ſchieht Died, wenn von vornherein Jeder weiß, dab unter 10 Sachen 9 
gleihgültige und langweilige find! 

Stwas anders Itegt die Sache bei dem mündlichen Verfahren; aber 
aud da iſt ed große Täuſchung, auf Itänbige Aufmerkſamkeit der fimmt- 
lichen beifigenben Richter auf Die Verhandlung zu rechnen. Die leider 
nothwendigen, aber zeitraubenden Formen wirken in ihrer täglichen Wie⸗ 
derholung fo ermüdend und einfchläfernd, dab es kaum anders möglich 
ift, als daß die einzelnen Nichter, die nicht jelbft unmittelbar thätig 
find, der Verhandlung nicht die volle Aufmerkſamkeit widmen. 

Man beachte nur einmal in jedem beliebigen Gerichtöfaale die Mie- 
nen der Richter, während den Zeugen die Meineidöverwarnung vorge 
lefen wird, oder diefelben über Perfonalien befragt werden, oder während 
ein Anwalt eine endlofe juriftiiche Deduktion über eine völlig indiffe- 
rente Frage liefert ꝛc. Wahrlich, auch den Zuhörer ergreift bei ſolchen un- 
vermeidlichen Geduldsproben oft die entfeplichfte Langeweile, und man muß 


J Referenten noch einen Korreferenten regelmäßig zur 
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und Recht geben, derartigen Formalitäten kann volle pingebenbe Auf- 
merkſamkeit nur derjenige fchenfen, der fie unmittelbar leitet. 

An fih wäre ed nun zwar für die Entſcheidung des einzelnen 
Falles hinreichend, wenn die beifipenden Richter nur das Wejentliche 
der Verhandlungen beachtet hätten; allein wer vermag ſtets zwiſchen 
weſentlich und unmejentlid zu unterfcheiden, und wer will leugnen, 
der Umftand, daß bei manchen Punkten ohne Nachtheil für die Sache 
der Richter fich andern Gedanfen hingeben fann, eine große Gefahr in 
ſich birgt, daß died auch bei Punkten bisweilen geſchieht, welche Die um- 
getheiltefte Aufmerkſamkeit verlangen. 

Die: Leitung der Derdanbiung im mündlihen Berfahren Tann na- 
turgemäß nur einem der Richter obliegen; am zwedmäßigften wird die 
felbe dem Referenten übertragen, der ji am grünblichiten darauf vor- 
bereiten fan und dadur ap die Verhandlung felbit wie die 
Berathung bed Gerichts thunlichſt abzufürzen vermag: Kill man dem 
eite ſetzen, jo wird 
allerdingd auch diejer im Gefühl erhöhter pertönlicher Verantwortlichkeit 
den Verhandlungen genauere Aufmerkſamkeit widmen, allein einmal er: 
ſchwert Died die Raſchheit des Verfahrens, erſcheint in unendlich vielen 
vollig einfachen Sachen geradezu ei und endlich verlaffen fich die 
übrigen Gerichtömitglieder auf zwei Referenten nody mehr ald auf einen 
und halten ſich Wi weniger genöthigt, dem Gange der Verhandlungen 
ununterbrodyen zu folgen. 

Veberall hat man died auch erfanıt, und ed giebt wohl faum eine 
Geſetzgebung, die nicht die jogenannten Bagatellfacen einem Einzelrid- 
ter zur Aburtheilung überwieje; aber was find Bagatellfahen? Die 
Antwort darauf kann der Natur der Sache nad nur eine rein willfür- 
liche fein; ein ſyſtematiſcher Gegenſatz zwiſchen Bagatell- und wichtigen 
Saden ift nicht aufzufinden; im Gegentheil, der Idee ber abjoluten 
Gerechtigfeit, deren Verwirklichung doch ſchließlich die Aufgabe Der Juftiz- 
pflege ijt, widerjpricht e8, zwiſchen wichtigen und unwichtigen Sachen 
zu unterſcheiden. 

Die Wiederherftellung des verlepten Rechts ift immer wichtig; der 
rößere oder geringere Vermögendwerth, den eine Rechtsverletzung für 
ie Betheiligten hat, muß principiell als völlig gleichgültig angeſehen 
werden, und doch bildet er vegelmäbin das Kriterium, nach welchem die 
Gejengebung eine Sache ald Bagate ine Tennzeichnet. 

o aber iſt da eine richtige Grenzlinie zu finden ? 

Und nimmt man an, dab ein Richter» Kollegium die Juſtiz beſſer 
bandhabt, ald ein Einzelrichter, ift es da 1% rechtfertigen, nur den Rei: 
cheren, die allein über Summen von 50 Thlrn. und mehr zu progejji- 
ven in der Lage fein werden, bie befjere Juſtizpflege angedeihen zu 
laffen, die ärmere Klafje der Bevölferung aber, die nur über objeltiv 
unerheblihe Summen einen Nechtöftreit zu führen im Stande ift, an 
den eine geringere Garantie guter Rechtöpege arbietenden Einzelrichter 
zu verein! 

Es kommt übrigens auch nicht ausſchließlich darauf an, daß bie 
Urtbeile eine der abjoluten Gerechtigkeit volllommen entiprechende Ent- 
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ſcheidung treffen; das iſt eben niemals zu erreichen; ein Kolleg Tann jo 
gut irren, wie ein Einzelner; ſchließlich har dad Urtheil doch nur for: 
melled Recht, und dabei ift es — daß dies formelle Recht ſich 
thunlichſt raſch und einfach erwirken läßt; das aber iſt zweifellos. bei 
einem Einzelrichter eher der Fall, als bei einem Kolleg. 

Daß ſich in einem Kollegium der Regel nach mehr Wiſſen ver- 
einigt findet, als in einer einzelnen Perfon, ift allerdings richtig; allein 
der Regel nad) wird da auptfächlich deöhalb der Fall fein, weil der 
eine ſich mehr mit dem Strafrecht, Der andere mehr mit dem Civil⸗ 
recht 2c. beichäftigt und nur eine der Hauptrechtödisciplinen zu feinem 
bejondern Studium madt. Theilung der: Arbeit ift auch auf dieſem 
Gebiet nöthig und äußert auch bier ihre een Wirfungen. 

Mad man aber die Bezirke der Gerichte eriter Inſtanz jo groß, 
baß zur Bewältigung des gejammten Arbeitöftoffed mehrere Nichter er: 
forberlidh find, und theilt die Geſchäfte unter diefelben ald Einzelrichter 
je nady der vorwiegenden Neigung und Begabung ded Einzelnen für 
diejen under jenen Gejchäftözweig, jo wird man auch bier denfelben Bor- 
theil baben, wie ihn die SKollegialgerichte durch Bereinigung größerer 

enntniſſe darbieten können. 

Durch die Anſtellung an Einzelrichter an demjelben Gerichte 
wird auch die Gefahr der geiftigen Erſchlaffung befeitigt, die fonft aus 
dem Mangel jeder juriftiichen Anregung leicht entfteben fann. Bor 
einem Cinzelrichter werden aud eine Menge Streitigfeiten fidy weit 
Ieichter durch Vergleich erledigen laſſen, als die8 vor einem an mehr 
Formen gebundenen und jchwerfälligeren Kollegialgerichte der Sall ſein 


wird. 

Der Einzelrichter wird ſich weit eher eine für feine Dienftführung 
jo unenblic wichtige Perjonal- und Lofalfenntniß verjchaffen fünnen, 
als ein Kollegium. 

Schlechthin erforderlich ift allerdings, daß bei den Cinzelrichtern 
auf befondere Tüchtigkeit mit Strenge gehalten wird; wie oft hört man 
von Semand urtheilen, er könne wohl im Kolleg mit durchlaufen, zu 
einem jelbititändigen Poſten jet er unfahtg! Das ift aber nicht im In- 
terejje des Dienſtes; bei der Auswahl zum Richteramte mi gen ſtrenge 
Anforderungen geſtellt werden, und wer nicht im Stande iſt, auch ein 
Einzelrihteramt mit Ehren auszufüllen, darf überhaupt nicht Richter 


ſein. 
Wo iſt überall die Orenge für die Zahl der Richter in einen Kol- 
legium? Aud da kann wieder die Entjcheidung nur willfürlih fein. 
An fi würden die für Kollegialgerichte geltend gemachten Gründe 
5 Richter befier als 3, 7 beffer ald 5 umd fo fort erjcheinen lajjen. 
In infinıtum, kann man aber nicht fteigen, und da nimmt man 
eine beliebige Zahl, ohne dab ein innerer Grund gerade dieje als die 
richtige erſcheinen ließe. 
ird ſchon in erſter Inſtanz von einem Kollegium geurtheilt, ſo 
erſcheint dem großen Publikum auch die Nothwendigkeit einer Berufungs: 
inftanz nicht m far, und es wird fchwer, einem Laien Mar zu machen, 
weshalb denn nun dem Ausſpruch der Berufungärichter, die Doch feine 
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andere Ausbildung haben, als die der erften Suftanz, und die häufig nur 
in Der eben Zahl erfennen, eine größere Bedeutung zuftehe, ald dem der 
erften Richter. Uns tft noch ſehr erinnerlich, welches Aufjehen vor einigen 
Fahren der Ausfall eines berühmten Prozeffes über ein v. B. ſches Fidei⸗ 
kommiß machte. In erfter Inftanz hatte nämlidy der große Senat eines 
Obergerichts mit 5 Richtern einftimmig zu Gunften des Beklagten erfannt; 
in zweiter Inftanz hatte dagegen der betreffende Senat des Oberappel- 
lationsgerichts ebenfalls nur mit 5 Nichtern, und zwar mit 3 gegen 
2 Stimmen zu Gunften des Klägerd entſchieden. Das Abftimmunge: 
verhältniß war, da es ſich eben um eine befannte juriftifche Kontroverie 
Ta — von welder man genau wußte, wie die einzelnen Richter 
ie anfaben —, befannt geworden; furz es war notoriſch, daß der Klä⸗ 
er ein objiegendes Erkenntniß erlangt hatte, obwohl von 10 rechtsge— 
ehrten Richtern, die in beiden Inſtanzen in der Sache thätig geweſen 
waren, nur 3 für ihn und 7 gegen ihn erfannt hatten. 

Derartige Vorkommniſſe find unmöglich, wenn in erfter Inſtanz ein 
Einzelrichter entjcheidet. 

Dad Anjehen der Berufungdgerichte gewinnt zweifellos jehr, wenn 
in erfter Inftanz regelmäßig Einzelrichter fungiren. 

Für die Berufungsinftanz find auch wir jelbftredend für Sollegial- 
gerichte; hier treffen die hinfichtlich der erften Inſtanz dagegen ſp s 
den Gründe nicht zu. 

Im erftinftanzlichen Verfahren find regelmäbig bie nebenfädhlichen, 
einfachen, unintereflanten Punkte bereit3 abgeklärt; die weitläufigere und 
ermübdende Feltitellung des Thatbeftandes ift meiſt abgejchloffen; e8 fom- 
men nur beitimmte zweifelhafte und ein juriftifches Intereſſe darbietende 
Fragen zur ufoelbung außerdem werden auch meiſt nur ihrem Ge- 
genftande nach bedeutende Sachen in die zweite Inftanz gebradht. Hier 
wird ed dem Kolleg und jedem einzelnen Sitgliche leicht, der Verhand⸗ 
lung ſeine volle Aufmerffamfeit zu fchenfen, und dazu tritt auch noch 
Dad erhöhte Gefühl der Verantwortlichfeit ein, indem Jeder weiß, daß 
das Berufungserkenntniß unwiederbringliches Recht ſchafft, dafs eben die 
a merbumg da8 letzte Mittel ift, dem verlegten echte Genüge zu 
eiſten. 

Dazu erhält eben im Gegenſatz zum Erkenntniß erſter Inſtanz, das 
der Einzelrichter gefällt hat, das Berufungsurtheil bei dem großen Pu⸗ 
blikum deſto größeres Gewicht und Anſehen, wenn es von einem — wo 
moͤglich nicht zu gering beſetzten — Kollegium abgegeben wird. 

Werden ſchon in arfter Inſtanz Kollegialgerichte thätig, fo iſt dazu 
naeh ein arößered Nichterperfonal erforderlich, und einmal deshalb, 
dann aber auch, weil doch mindeftend zu den Direftorenftellen berverra: 
gend tüchtige Männer genommen werden müffen, wird es weit ſchwerer, 
für die Berufungegerichte eine genügende Anzahl beſonders qualificirter 
Richter Mr gewinnen. 

Erfennen in erfter Inftanz Einzelrichter, wird es weit leichter fein, 
für die Berufungsrichter nur auegegeichnete Kräfte zu verwenden, umd 
natürlich wird das Anſehen der höheren Gerichte in eben dem Maaße 
fteigen, wie fie nur die Elite der Nichterwelt in fich einfchließen. 
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Alle dieſe Umftände jprechen für Einzelrichter mit audgebehntefter 
Kompetenz in eriter Inſtanz. 

Nur zwei Gegenjtände möchten wir Kollegialgerichten zugewieſen 
eben: einmal die Entjcheivimg der Kriminalſachen, auch foweit ſie nicht 
vor Geſchworenen abgeurtheilt werden, weil bei der Entſcheidung über 
Zreiheit und Chre theild die Berantwortlichleit — auf deren lebhaftes 
Bewußtſein wir jonft entſcheidendes Gewicht legen — dem Einzelrichter 
leicht eine zu drückende und ihn befangen madende und verwirrende 
wird, dann auch, weil —* eine gewiſſe äußere Feierlichkeit und Foͤrm⸗ 
lichleit des Verfahrens ſchon des äußern Eindrucks willen nicht zu ent- 
behren iſt, dieſe aber natürlich vor einem Kollegialgerichte in erhöhten 
Maaße ſich beritellt. 

Dann möchten wir mit aus dem eben erwähnten Grunde und dann 
au zu Erſchwerung und Verzögerung des A die hier gerade 
ihre guten Seiten bat, auch die Gheideidumgs achen Kollegtalgerichten 
ihen in erſter Inſtanz überwiejen ſehen.“) 
Will man übrigend Einzelrichter in erfter Inftanz haben, jo ent 
pfiehlt es ſich dann unferes Crachtens entichieden mehr, Ihnen als ſolchen 
eine reine und Tlare Stehmg zu geben, als fie lediglidh ala beputirte 
Kommifjarien eined Kollegialgerichts hinzuftellen; jede Doppelftellimg ift 
3u vermeiden. 

Endlih Dürfen mir noch eins hervorheben, was mande Bedenken 
gegen eine zz ausgedehnte Kompetenz der Einzelrichter befeitigen bürfte, 
Ka Hi Punkt nicht gerade eigentlich in die Gerichtöorgantjatton 
ald ſolche gehört. 

in der Provinz Hannover geltende bürgerliche Prozeßordnung 
beſtimmt nämlich außerordentlich zweckmäßiger Weiſe im 8. 19.: 

‚Ein an fich unzuſtändiges Amts⸗ oder Obergericht wird ohne 
Rückſicht auf feine Einwilligung durch ausbrüdliche oder ftill- 
Ihweigende Vereinbarung der Parteien zuftändig; als ſtillſchweigende 
Vereinbarung tft es anzujehen, wenn der Beklagte die Einrede ber 
Unzuftändiafeit entweder überhaupt nicht, oder doch nicht im Eingange 
des Mechtöftreitö vorfchügt.“ 

Die bedeutende Erweiterung bed gemeinen Prozeßrechts, wonach das 
Gericht, auf welches prorogirt wurbe, nur durch feine Zuftimmung zus 
ftändig wurde, hat ſich außerordentlich bewährt. 

Es ift von der in obigem Sate gegebenen Befugniß umfafjender 
Gebrauch gemacht, und doch hat fi nirgends etwa eine Neberhäufung 
eines einzelnen Gerichts in Folge davon fühlbar gemacht. Die Praris 
hat den theoretiichen Einwand, der in diefer Hinſicht Anfangs erhoben 
wurde, glänzend wiberlegt. Es hat fich, wie der Gejepgeber erwartete, 


n 
*, Beläufig mag bier eingeichaltet werden, daß die Ehegerichtsbarkeit in ber 
Provinz — in ßid Weile im Argen liegt, wie fie kaum fchlimmer gedacht 
werden kann; theild entfcheiben bie einzelnen Konſiſtorien in erfter Inftanz und geht 
die Berufung dagegen theils an dad Tribunal in Gelle, ihetls, wie im Fürſtenthum 
snabrüd gegen Enticheidungen des Tatholijchen Konfittoriume, an die Provinzial 
Verwaltungebehörde: Die Kanddroftei; theils endlich, wie im Fürftenthum Oftfriesland, 
enticheiden die Amtegerichte und geht die Berufung an die Obergerichte. 
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praktiſch einfach fo geitultet, daß die Parteien es vorziehen, verwidelte 
und jchwierige, wenn auch dem Objekt nach unbedeutende Sachen ver 
die tolle inli1c beſetzten Dbergerichte, einfache und klare, wenn aud 
einen bedentenden Werth betreffende Sachen vor die Amtögeridhte zu 
ringen. 

Und — namentlich bei einer geſetzlich fixirten unbeſchränkten 
oder doch ſehr ausgedehnten Kompetenz der Einzelrichter die gedachte Be- 
ſtimmung äußert zwedmäßtg und auch theoretiſch völlig unbedenklich. 

Der Staat hat ja nicht die Aufgabe, feinen Bürgern die Berfol- 
gung ihres Rechts tt oder bei beftimmten Gerichten zur Pflicht 
zu machen; er muß ihnen nur die Möglichkeit einer Rechtsverfolgung 
gemähren. Das thut er, indem er überhaupt Gerichte mit der Ber: 
pflichtung fchafft, die vor fie gebrachten Streitigkeiten zu entfcdyeiden. 
Welches der vorhandenen Gerichte der Einzelne angeben will, kann dem 
Staat an fich gleich fein; nur um der äußern Ordnung willen leat er 
den Gerichten eine beftimmte Sompetenz bei, beziehungäweife weiht er 
ihnen einen beftimmten Bezirk an. 

Haben die Parteien im einzelnen Kalle befondere Gründe oder nur 
den beſondern Wunſch, eind der an fich nicht zuftändigen Gerichte an- 
zurufen, fo liegt für den Staat fein innerer Grund vor, ihnen dies zu 
wehren. Der Regel nad) werden ſich die Parteien an die eigentlich zu- 
ftandigen Gerichte wenden, weil die Zuftändigfeitäbegrenzung eben un 
Allgemeinen eine zwedmäßige fein wird, umd ed darf daher auch nicht 
einer Partei allein gegen den Willen der andern die Anrufung eines 
andern Gericht3, die vielleicht größere Koften und Weitläufigfeiten im 
Gefolge hat, verjtattet werden; Wind beide aber einverftanden, bat bie 
ſicher fein Bedenten. 

Wird nun namentlich den Einzelrichtern eine ausgedehnte Kompe⸗ 
tenz beigelegt, ſo werden die Parteien, falls ihnen mehr an einer beſon⸗ 
ders ſorgfältigen, eingehenben und gründlichen Prüfung des Streitgegen- 
ſtandes gelegen ift, als an thunlichſt raſcher und kurzer Erledigung der 
Sache, ſich über Prorogation auf ein Kollegialgericht leicht einigen, an- 
bernfalld den Eingelrichter anrufen. | 

Nah allen diefen Ausführungen fünnen wir ed nur für zwedmäßig 
halten, bet der demnächitigen Organiſation der Juftizbehörden für die 
unterfte Inftanz Bezirke von etwa 20,000 Eeelen, die mit etwa 3 Rich⸗ 
tern befest find, einzurichten, dieſe Nichter aber nach Gejchäftdzweigen 
getrennt, mit thunlichſt ausgedehnter Kompetenz als Einzelrichter fun- 
giren Ai laffen; daneben jedody freie Prorogationsbefugniß der Parteien 
einzuführen. 

Will man aber für gewiſſe Sachen, namentlih dem Werth nad, 
hen in erfter Inftanz Kollegialgerichte entſcheiden lafjen, dann jeden- 
falls nur in allen Sadyen gletche Gerichte; die hannoverſche Einrichtung, 
wonady über Sachen von 150 bis 300 Thlr. die Kleinen Senate ber 
Dbergerichte mit je 3 Richtern, über Sachen von 300 Zhlm. Werth 
und mehr aber die großen Senate mit je 5 Richtern entjcheiden, ift 
eine ſo principiell haltloſe und praktiſch unzweckmäßige, daß wir fie nur 
entichieden widerrathen Tönnen. . 


+, 
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‚Deben wir endlich noch hervor, daß bei der Sultigorgantjation je 
denfalld aud) ein mefentliche8 Augenmerk auf die auskömmliche Befol- 
dung des Richterperſonals gerihtet werden muß, ſo ſpricht auch dieſer 
Umſtand für (Gingelrichten a bei der Einführung diefer ein geringeres 
Perſonal erforderlich ift, folglich ohne Schwierigkeit höhere Beloldungen 
gewährt werden können 

Im Allgemeinen find in diefer Beziehung die in Hannover bi8- 
lang inne gebaltenen Shpe ganz angemeffen, und obwohl dies eigentlich 
nicht in den gegenwärtigen Aufſatz bineingehört, führen wir doch bei 
dem Intereſſe, das Diefer Punkt auch in den alten Drovingen aben 
wird, und bei der Schwierigfeit, fonft gerade detaillirte Auskunft den 
über zu erlangen, noch Solgended über die bisherigen Hannoverichen 
Richterbefoldungen an: 

Der Präfident des Oberappellationögerichts erhält 4000 Thir., je⸗ 
ber der brei DBicepräfibenten, ebenfo der Kronoberanwalt 3000 Ehlr. 
Die Oberappellationsräthe fteigen von 2000 Thlr. bis 2300 Thlr. Yür 
die Dbergerichtd = Direltoren ih der Marimalfab 3000 ir [ir bie 
Bicediretoren der Obergerichte 2400 Thlr. Kür die Mitglieder ber 
Dbergerichte beträgt der Durchſchnittsſatz des Gehalts 1250 Thlr., der 
Minimalfap 600 Thlr. und der Marimalfap 2000 Thlr. Für die 
Amtsrichter, wie ſchon oben erwähnt, der Durchſchnittsſatz 1220 Thlr., 
der Minimälſatz 400 Thlr., der Maximalſatz 2000 Thlr. 

Eine noihwendige und bereitd in Audficht genommene Erhöhung 
der Befoldung für die Obergerichtö-Mitglieder um durchſchnittlich 50 Thlr. 
iſt der politiſchen Ereigniſſe des Vorjahrs wegen nicht zur Ausführung 

an 


8 würde für die Leſer dieſer Zeitſchrift in den neuerworbenen 
Provinzen von Intereſſe ſein, auch über die Beſoldungsverhältniſſe der 
Richter in den alten Provinzen eine Mittheilung zu erhalten, um ſo 
mehr, als der preußiſche Staatshaushalts-Etat abweichend von dem frü⸗ 
heren hannoverſchen Budget, das über die Beſoldungsetats der einzelnen 
Kategorien der Staatsdiener Aufſchluß ertheilte, derartige Detail-Anga⸗ 
ben uberall nicht enthält und auch ſonſt in dieſer Hinſicht ſchwer etwas 
Genaues für die Bewohner der neuen Provinzen zu ermitteln iſt. 

Möge denn unſer desfallſiger Wunſch, den viele andere Juriſten 
bier mit und theilen, bald durch diefe Zeitſchrift erfüllt werden. 

Uebrigens ſcheint und bei demnächftiger gleicher Drganijation und 
natürlich auch eier Dotation der Gerichte in der ganzen Monarchie, 
wenigftend für die Untergerichte das oben angeführte Beſoldungsmaaß 
der hannoverjchen Amtsrichter — vielleicht mit Erhöhung des Minimal⸗ 
jaged von 400 Thlr. auf 600 Thle. — zweckmäßig Anwenduhg finden 
zu können, während für die Gerichte höherer Inftanz in einigen Punks 
tern wenigftend eine Erhöhung ſich empfehlen dürfte. 

ei das find Detail agen, die zur Zeit eine Beſprechung nicht 
Iohnen; hoffen wir nur, daß über die Grundlagen ber einheitlichen Juſtiz⸗ 
organiſation fich bald allfeitiged Einverſtändniß anbahnen und damit 
dieje ſelbſt in nicht zu ferner Zeit in's Leben treten möge! 
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XVII 


Dad gerichtliche Zuſtellnugsverfahren. 
Bom Herrn Appellationögerichterath von Kräwel zu Naumburg. 


Es ift eine ſchwer zu erflärende Erfcheinung, daß bei der ange 
firebten Verbefierung des Prozeſſes in Deutichland die reichen Crfab- 
rungen, die wir im Preußiſchen Di eije gemacht haben, jo wenig beachte 
werden. Dorzugäweile der Branzöfiiee ozeß dient den neuen Deutichen 
Entwürfen zum Borbilde. Nur in dem Entwurfe einer bürgerlichen 
Prozehordnung für das Königreid) Sachſen finden fi die Grundzüge 
des deutjchen Desaelje®. Man knüpft dort an die eigene Vergangenheit 
an, denn auch in Sachſen hat ber Deutfche Prozeß ſich eigenthümlich 
durch die Landesgeſetze entwickelt. 

Man Tann es erflären, wenn man in denjenigen Ländern, wo bie 
—— lange gefeiert hat, ſein Vorbild aus Staaten entlehnt, 
welche mit der Zeit orige dritten md. Su Preußen bat aber ſchou 
Friedrich der Große die Reform des le in die Hand genommen. 
Seit diefer langen Zeit ift kaum ein Zahrzehnt vergangen, ohne daß 
neue Berfuche gemacht find, um dem Preußiſchen Prozeß zur verveil- 
fommnen. Wenn nun auch unfer Prozeß in mander Beziehung ver 
Verbeſſerung bedarf, jo tft er doch dad Produkt unferer eigenen Zuftänt: 
und Bevürmiffe, errungen duch vielfadhe Verfuche und Erfahrungen. 
Man kann Dr jagen, daß jept im Allgemeinen die Prozeſſe in 
Preußen jo raſch ald möglich zu einer gründlidhen Entſcheidung des 
Streited führen. Wenn die Vorzüge unfered Prozefjed doch jo meniz 
beachtet werden, fo liegt da8 wohl darin, daß die Öreußifchen Parteien 
und Rechtsverſtändigen I diefer Wohlthat fill und fchweigend erfreuen. 
Anderwärts ftelt man freilich fein Licht nicht jo unter den Scheffel. 

ir haben mit der Franzöſirung unfered Strafrechts bereitö ſo be 
flagenöwerthe Erfahrungen gemacht, daß wir feine Mühe ſcheuen dür— 
fen, der brohenden —— unſeres Prozeſſes entgegenzuwirken. 
Ich babe dies in meinem Schriftchen: „Bedenken über dad Franzöſiſche 
Weſen der für Preußen, Batern und von der Kommiſſion in Hannover 
ausgearbeiteten Entwürfe einer bürgerlichen Prozeßordnung“ bereits zu 
thun verſucht. Es jollen nunmehr hier in befonderen Auffägen einzelne 
Einrichtungen des Preußischen Prozeſſes mit den Borfchlägen im Preu- 
ßiſchen und Hanuoverfhen Entwurf verglichen werden. 

Indem wir mit den gerichtlichen Yuftellungen beginnen, betreten 
wir ein Gebiet, auf welchem es nicht tief ein ebender theoretischer Er: 
örterungen bedarf. Es kommt hier mehr ur praktiſches Geſchick und 
Erfahrung im Geſchäftsbetriebe an. 

Wie jeder andere Geſchäftsmann, ſo verſendet auch der Preußiſche 
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Richter, jei died nun ein Eingelrichter oder ein Kollegium, feine Schrift⸗ 
ſtücke an die Parteien mit der Poft oder durch den eigenen Boten. 

8. 245. ded Preuß. Entwurfs lautet Dagegen: 

Die Parteien, auf deren Geſuch ein Beſchluß des Gerichtd oder eine 
Verfügung ded Borfipenden oder eines einzelnen Richters erlafjen ift, 
wird von demjelben nicht von Amtöwegen mittelft Zuftellung oder 
in anderer Art in Kenntniß gejept, injofern das Geſetz nicht ein An- 
deres beitimmt. 

Die Partei ift nur befugt, auf der Gerichtöfchreiberei von dem 
Beihluffe oder der Verfügung Einſicht zu nehmen und fich eine 
Ausfertigung oder Abfchrift ertheilen, oder in den betreffenden Fällen 
die Urſchrift fi aushändigen zu laſſen. 

In den Motiven zu dieſem Paragraph ift gejagt: der 8. 245. ftehe 
im Zuſammenhange mit 8. 293., welcher lautet: 

Der Gerichtöfchreiber ift verpflichtet, einer Partei ſowie ihrem Be⸗ 
vollmächtigten und Rechtsnachfolger die auf den Prozeß fich beziehen: 
den Urtheile und anderen Schriften, welche auf der Öerichtäfchreiberei 
verwahrt werden, auf Verlangen zur Einjiht vorzulegen und auf Er- 
fordern Abjchriften und Auszüge diefer Schriften, ingleichen Ausferti⸗ 
an der Urtheile, Beihläfte Berfüzungen und Protokolle zu er- 
theilen. 
Nach den Motiven jollen fi dieſe Vorſchriften aus dem Grundfape 
erflären, daß der Richter ii in der Regel darauf bejchränfe, über An⸗ 
träge durch Urtheil, Beſchluß oder Verfügung zu befinden und die leg- 
teren jchriftlich zu firiren. Alles Uebrige jet Sache der Parteien. Der 
Richter torteipombire weder mit den Parteien, nod made 
er ihnen Zuftellungen. Die Bejorgnit, daß hieraus Unzuträglidy- 
feiten und vielfache Beichwerden für die Parteien erwachſen können, jet, 
wie die Erfahrung im Rheiniſchen Nechtägebiet lehre, nicht begründet. 
Die Parteien würden im Gerichte ded Bezirks entweder wohnen, oder 
doch Bevollmächtigte beitellt haben, welde dort ihren Wohnfig haben. 
In der Prarid werde 18 die ade auch dadurch einfacher geftalten, 
Daß die Anwalte und Parteien bei den Gerichtöfchreibereien jich Die Zu- 
ftellungen der Ausfertigungen, Abfchriften u. }. w., jobald die Urjchriften 
bet denjelben eingegangen fein werden, vorherbeftellen. 

Wozu fol ed nun aber einer fuldhen jedesmaligen Vorherbeſtellung 
bedürfen? Es verfteht ſich doch ganz von felbft, daß die Parteien von 
der fte betreffenden Verfügung, von dem ergangenen Urtheil Kenntnis 
erhalten wollen. 

Was ift dad für ein Grundſatz, daß ber Richter feine Beichlüffe 
nur (bei firiren, nicht aber fie zur Kenntniß der Betheiligten brin- 
gen ſoll? Es iſt dad nichts ald eine mangelhafte Einrichtung, 
eine Unbehülflichteit des Franzöſiſchen Gejchäftäbetriebes, welche den mit 
unjeren Geichäftsformen Bertrauten unerflärlich if. 

Man jieht in Frankreich den Richter wie ein Drafel an. Er foll 
nur die an ihn gerichteten Sragen beantworten. Eine weitere gejchäft- 
liche Thätigkeit, namentlich die jo nöthige Auffigt über die zum Gericht 
gehörenden Unterbeamten muthet man dem Richter nicht zu. Das 
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Franzoͤſiſche Gericht befteht aus drei koordinirten Behörden, dem Richter, 
dem Gerichtöfchreiber und dem Gerichtsvollzieher. Dadurch wird natür- 
fi der Geſchäftsgang, beim Franzöfiichen Öericht äußerſt jchwierig md 


ſchwertati 
ie Harteien koͤnnen ſich in re nicht an das Gericht als 
het wenden, fondern fie müfjen jeden Beamten beſonders ange 
äbrend bei und. beim Gericht die Sachen ganz von felbit vom em 
Hand zur andern gehen, müſſen fie in Fran ed und nad) dem Rhe: 
niſchen Verfahren erft durch die Parteien von einem Beamten abg 
und zu dem anderen gebradyt werden. Ä 
Es ift aber eine befannte Erfahrung, daß bei jeder Behörde he 
Koncentrirung der Arbeitöfräfte zur Rafchheit und Zuperläffigkeit de 
Geſchäftes führt. Am weiteſten ift man mit biejer Beremigun 
der Arbeitöfräfte wohl in Preußen gegangen. Während früber bei dm 
Kollegialgerichten nad) der Verſchiedenheit der Geſchäfte verſchiedene ir 
fale und Beamte für die Regiftratur, die Kanzlei, das Sekretariat be 
ſtanden, find jebt die Bureaur fo eingerichtet, daß dem Vorſteher eine 
afen eamte beigeordnet find, welche unter feiner unmittelbaren Id 
icht uud im demjelben Zimmer die Kanzlei, Negiftratur und Geketr 
riatsgeſchäfte beforgen. Er überwacht auch das Zuftellungsweien. Som 
freut fich der Geſchäftsgang einer mufterhaften Rafchheit und Zuverläffisfet. 
eilich ließe fih auch bei und noch Manches vereinfachen Kan 
fönnte dem Beamgöft n Borbilde infoweit folgen, daß man dem Ride 
alle unnüpen Arbeiten abnimmt. Dahin rechnen wir, baf ber Rihte 
die Ausfertigungen zu unterfchreiben hat, daß der Dezernent alle me 
dirten Verfügungen erft noch revidiren, in Hypothekenſachen ſogar toll: 
tioniren fol, daß alle Revifionen vom Blinden des Gertichts nid 
fuperrevidirt werden. Das find Gefchäfte welche mehr oder weniger dem 
Bırreauvorfteher unter feiner eigenen Verantwortlichfeit allein überlafla 
werben önmen. Verb 
ie aber darin eine Verbeſſerung unſeres Gefchäftsganges_ liegen 
ſoll, daß der een or nicht mehr il die ——— der * 
ſtücke an die Betheiligten ſorgt, das iſt nicht erfindlich. Auch in da 
Motiven ſucht man vergeblich nach Angabe der Nachtheile, welche and 
dem bisherigen Verfahren entſtanden ſind, ſowie der Vortheile, 
die Gerichtſeingeſeſſenen von dieſer Franzoöſiſchen Einrichtung zu 
gewärtigen haben. 
Auch der Hannoverſche Entwurf beläßt es nur in Ausnahmefiln 
bei dem bisherigen Zufte ungöverfahten, denn es lautet deſſen 8. 155: 
Die Behändigung der richterlihen Verfügungen, der Sant 
Ladungen und fonftigen am die Partei ober an Örikte ergehenden Ar 
theilungen erfolgt durch Gerichtsvollzieher. . 
‚ Der Gerichtövollzieher wird von der Partei, melde bie Dear 
a en laffen will, ohne Mitwirkung bes Progend® 
ri eauftragt. 
. In Reitöltreitigfeiten, für welche Vertretung durch Anwälte min 
geboten ift, und beim jchriftlichen Verfahren mit mündlider 
verhandlung hat der Gerichtsfchreiber bed Prdzeßgerichts dei 
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anne Gerichtsvollzieher mit Vornahme ber erforberlidden Be⸗ 
änbigungen von Amtöwegen zu beauftragen, wenn nicht die Partei 
erklärt, denfelben felbit beauftragen zu wollen. 


Das Geriht Tann die Behändigung von Verfügungen, melde 
ed von Amtöwegen erläßt, durch Vermittelung des Gerichts anordnen. 
Auf demjelben Wege hat e8 für die Behändigung der erlaffenen Strafe 
und Disziplinarverfügungen zu forgen. 

Was nun 

die Art und Weiſe der Zuftellung Ä 
angeht, fo kann der Gerichtevollzieher die Suftelungen nur an foldye 
Perſonen beforgen, die in feinem Bezirke wohnen. n kommt e8 aber 
oft vor, dab eine Partei nicht im Bezirke des Prozeßgerichts wohnt. 
Für diefen Fall beftimmen $. 152. bis 154. des Preußtichen Entwurfs, 
dat nad Analogie ded Art. 435., 559., 584., 634., 673., 783. und 
927. deö Code de procedure in Prozeffen, deren Führung den Parteien 
in Perfon geitattet tft, diefe Partei bei einem am Orte des Gerichts 
wohnenden Dritten Wohnſitz nehmen fol. Dafjelbe verordnet 8. 157. 
des Hannoverſchen Entwurfs. 

Fur den Bull, daß ein folder Zuftellungsbenollmädtigter 
noch nicht beftellt ift, Leitimmt $. 154. des Dreukifchen Entwurfs, daß 
die Zuftellung an die ſäumige Partei mittelft Auzabe zur Poſt von 
Seiten eines Gerichtsvollziehers unter Adreſſe der Partei nach dem in 
dem Prozeßverfahren angegebenen Wohn⸗ oder Aufenthaltsorte derſelben 
erfolgen An Die Zuftellung gilt mit der Aufgabe zur Poft aud dann 
für bewirkt, wenn die Sendung ald unbeitellbar zurückkommt. 

Nun ift aber nad dem $. 152. auch der Verklagte verpflichtet, 
einen ſolchen Zuftellungsbevollmächtigten zu beftellen. Wenn aljo z. B. 
der in einem anderen Gerichtsbezirk wohnende Bormund des Verklagten 
oder der im dinglichen Serihtniand belangte aber in einem anderen 
Gerichtsbezirk wohnenbe Verklagte zu laden tft, jo ſoll e8 gemügen, wenn 
die Ladung nad) dem vom Kläger vielleicht wiſſentlich richtig anges 
gebenen Wohnorte des Verklagten gefendet ift, und als unbeitellbar 
zurückkommt. Die Folgen der Kontumaz follen aljo den Derfingten 
treffen, obgleich er von der angeftellten Klage gar Feine Kenntniß 
erhalten hat. 

Dem beugt dody 8. 158. des Hannoverſchen Entwurf vor, indem 
er beftimmt: " , 

Der Behändigungsbevollmächtigte ift von der Partei in dem zunächſt 
von ihr einzureihenden Schriftſatze und, wenn fie einen Schriftſatß 
nicht einreicht, bet ber nächiten gerichtlichen Verhandlung zu benennen. 
ft dieſes ımterblieben, jo wird der Behändigungsbenollmächtigte 
vom DBorfipenden ded Gerichts beitellt. j 
Inndeß fragt es ſich doch vor allen Dingen: ob eö benn überhaupt 
ſolcher Zuftellungabevolmächtigter bedarf? Die Motive zum Preußiſchen 
Entwurf jagen zwar: 
Schon der 8. 20. Tit. 3. Th. I. 4. G.⸗O. enthält eine Beitimmung, 
sach welcher vom Gerichtäorte entfernt wohnende Parteien Zuftellungs- 
Zeitſchr. f. Geſetzgebung u. Rechtspflege. I. 24 
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bennlimäctigte beftellen follen. Diefe jo heilfame Beſtimmung ift 
gleichwohl unpraktiſch geblieben, weil für ihre Nichtbefolgung fein 
weſentliches Präjudiz angedroht iſt. 

Man ſieht aber nicht, worin die Heilſamkeit der Beſtellung von 
Zuſtellungsbevollmächtigten liegen ſoll. Es liegt darin vielmehr eine 
ganz überflüfjige Belaftigung der Parteien. Deshalb ift fie bei uns 
mit gutem Grund unpraktiſch geblieben. Auch verlieren die Zuftellungen 
offenbar an Zuverläffigfeit, wenn fie nicht unmittelbar am den 
Empfänger erfolgen. Wie foll es die entfernte Partei hindern, daß die 
dem Zuftellungsbevollmädhtigten eingehändigten Schriftftüde bet demſelben 
Kegen bleiben. Er ift in der That eine überflüffige Mittelsperſon. 

Daraus, dab die Partet nicht im Bezirk des beim Prozeßgericht 
angeftellten Gerichtsvollziehers oh folgt dody nur, dab Diefer Ge 
richtsvollzieher bie Ladung nicht jelbit vornehmen fann. Nun iſt e8 aber 
doch nicht weſentlich, daß gerade dieſer Gerihtövollzieher des Prozeßge⸗ 
richts die Zuſtellung vornimmt. Es handelt ſich nur darum, die erfolgte 
Zuſtellung in zuverläſſiger Weiſe feſtzuſtellen. 

Nachdem ſich aber in Preußen der Poſtverkehr ſo ausgebildet hat, 
daß er nach jedem Orte im Staate die raſcheſte Beförderung der Briefe 
bietet, bedient man ſich auch bei Gericht der Poſt zur Behändigung der 
Ladungen an abweſende Parteien. 

8. 26. Tit. 7. Th. J. der A. ©.-D. und 8. 56 des Anhangs dazu 
geftatteten nur den Parteten felbit die Beibringung von Poſtbehändi⸗ 
gungsſcheinen zum Nachweis der Zuftellung. 

Erſt $. 42. der Preußiſchen Inſtruktion zur Verordnung vom 1. 
Juni 1833 beftimmte,. dab die Behimdigung der Erfenntniffe an die 
Parteien durch die Gerichte ſelbſt mittelit der Poft erfolgen jol. Bei 
deren Meberfendung hat dad Gericht einen Poftbehändigungsicein heizu- 
fügen, auf welchem das Poftamt Ei erſuchen ift, die Behandigung durch 
einen vereideten Poſtboten bewirken zu lafjen, den Behändigungsſchein 
mit der Befcheintgung, welche der Empfänger, und dem Xtteite über 
die an ihn perfönlic, oder feine a Arien erfolgte Behändigung, welches 
der Poltbote darauf zu vermerken hat, zurüdzujenden. 

Nun bemerfen zwar die Motive zum Preußiichen Entwurfe 8. 38.. 
daß die Zuftellung durch die Poftboten nicht bie gehörige Sicherheit 
gewähre, weil dieſe, wie die Erfahrung lehre, nicht immer fo geübt und 
a feten, wie es im SIntereffe der Parteien und der Rechtspflege 
noͤthig wäre. 

Indeß lehrt tm Gegentheil die Erfahrung, daß die Poftboten hin⸗ 
reichende Uebung und Zuverläffigkeit beftgen, um die gerichtlichen Zu- 
I ungen zu bejorgen. Es find in diefer Beziehung nach meiner lang⸗ 
ährigen Erfahrung niemald begründete Klagen laut geworben. 

Der beßte Beweis dafür, wie gut fich diefe Einrichtung bewährt 
bat, Itegt Darin, daß durch das Geteh vom 20. September 1862 nun 
auch die Behändigung aller gerichtlichen Erkenntniſſe und Verfügungen, 
mit Ausnahme der Kurrenden, mittelft der Poft geftattet ift. 

- Diefe Zuſtellungsweiſe ift eben fo einfach, als unferen jebigen Ber: 
tehröverhältniffen angemeifen. Der Gerichtäfchreiber oder der Gerichts. 
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vollzieher bejorgt die Ladung mit dem Poſtbehändigungsſchein die 
Fi Wozu alfo noch dieje Shmerfälistent mit der ng bien 
derer Zuſtellungsbevollmächtigter. Das tft für und ein überwundener 
Standpunkt. Anjtatt ung auf benfelben ucüdaufhenuben, muß viel- 
mehr die Prozekorbnung für ben Nordbeutihen Bund in Hinblid auf 
Art. 4. No. 13 ded er lungen die Ausdehnung diefer Preußi⸗ 
ſchen Pofteinrichtung bei der Behändigung gerichtlicher Erkenntniſſe und 
Derfügungen auf dad ganze Bundesgebiet herbeiführen. 

ommt übrigens eine Ladung von der Poft ald unbeftellbar zurück 
fo umterjcheibet 8. 36. Tit 7. Sh.I. 9.-©.-O. mit gutem Grund, ob fi 
die zu ladende Partei auf den Prozeß bereits eingelaffen und erft nach⸗ 


er entfernt hat. 

Handelt es ſich alfo um die erfte Ladung des Verflagten, fo kann 
diefe nur Erfolg haben, wenn der Kläger den ——— des Ver⸗ 
klagten ſo nachgewieſen en daß bie Zuftellung gehörig erfolgen Tann. 

at fich aber eine Partei, nachdem fie fich auf den Prozeß einge: 
laffen, non ihrem biöherigen Aufenthaltsorte entfernt, ohne dem Gerichte 
ben neuen Aufenthaltort anzuzeigen, fo fol nad 8. 21. Tit. 7. Th. J. 
A. G.⸗O. die Ladung an die Stuben= oder Hausthür der früheren Wohnung 
befeftigt werden. Dieſe Borjchrift hat indeß mit Recht zu vielen Klagen 
Beranlafjung gegeben, weil ſich der Hauseigenthüämer und der neue In⸗ 
haber der Wohnung died Anheften der Ladung an ihre Thüre nicht 
gefallen laſſen will. In der That haben fie auch Feine Verpflichtung 
dies zu leiden. Es dürfte Ki beöhalb mehr empfehlen, wenn man in 
Uebereinftimmung mit dem Art. 68 des code de procedure anorbnete, 
daß die unbeftellbare Vorladung dem Vorfteher der Gemeinde, in ber 
die Berfügung behänbigt werben fol, zuzujtellen ift. 

Ein eigener Abienitt des Preußifchen Entwurfd befchäftigt ſich 


mit den 
Zuftellungen in und nad) dem Audlande. 

8. 177. des Entwurfs ınıget; 

Wenn die Perfon, an welche die Zuftellung zu bewirken ift, im Aus- 
lande ſich aufhält, jo kann die Zuftellung nach der Wahl der Partet, 
für weldye die Zuftellung gefchehen foll, erfolgen: _ 

1. durch Regutfitton der Behörde ded fremden Staats, welche nad 
den Einrichtungen des letzteren —* Requifitionen zu erledigen 
oder deren Erledigung zu veranlaſſen hat; 

2. dur einen in dem fremden Staate angeftellten Gerichtövollzteher 
oder Notar; . 

3. mittelft Aufgabe zur Poft. 

Zuvörderft iſt zu boffen, daß dieſe Vorſchriften jeltener An⸗ 
wendung kommen werden. Für den Preußiſchen Entwurf ach en nod) 
alle anderen Deutichen Staaten zum Ausland. Die in Audficht peftelte 
bürgerliche Prozeßordnung für den Norbdeutfchen Bund wird aber ein 
größeres Gebiet umfaffen. 

Während nach dem Preußiſchen Entwurf bei jeder a: einer 
ind Ausland gehenden Ladung diejenige Partel, für welche die Zuſtellung 
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erfolgt, exit gefragt werden foll, welche Der Drei angegebenen Zuftellungs- 
arten zu wählen Set hätte es ftch empfohlen, die Beftimmung des $. 4. 
c. der Verordnung vom 5. Mat 1838, betreffend dic Zuftellung der Er⸗ 
fenntniffe beizubehalten. Danach erfolgt die Zuftellung an die im Aus- 
lande wohnende Dartei durch „refommandirte Zujendung“, d. 5. 
wie bad Refkript vom 19. Januar 1840 (Zuftiz-Minift.-Blatt S. 57.) 
erläutert, dur eine ſolche Sulenbung, welcher ein Empfangsſchein zur 
Unterzeichnung durch den Adreſſaten beigefügt wird, der dann mit der 
Beiheinigung des Empfängers Bl ald Infinuationsdofument zu- 
rüdtommt. Ein folched Verfahren findet zur Zeit ſtatt bei refomman- 
dirten Briefen nady Baden, Baiern, Braunſchweig, Hannuver, Mecklen— 
burg, Polen, Rußland und Sachſen. 

. Nur wo eine berartige Zuftellung nicht ftattfinden kann, müßte die 
Zuſtellung auf dem No. 1. des 8. 177. angegebenen Wege erfolgen. Im 
den Fällen aber, in welchen auch eine folche Requifition nicht ausführbar 
it, wäre die Zuftellung dur einen in dem fremden Staate angeitellten 
Notar oder Gerichtövollzieher zu bewirken. 

Der Hannoverfche Entwurf beftimnt dagegen im $. 170.: 

Sell die Behändigung an eine Perſon erfolgen, weldhe im Lande 
weder einen Kohnlik bat, noch fich aufhält, Jo iſt dad Schriftſtück 
dem Staatsanwalte ded Prozeßgerichts zu übergeben, weldyer für tie 
nehandigung des mitzutheilenden —— nach den im Wege der 
Fa In ieſes Geſetzes zu erlafjenden Worfchriften an die betreffende 
Perton zu forgen bat. 

Es entipricht Died zwar dem Art. 69. Nr. 9. des Code de pro- 
cedure, man ſieht aber Doch nicht ein, warum in Diefem Falle tie Hülfe 
ded Staatdanwaltd in Anſpruch genommen wird. Steht dieſer den 
Unterbenmten des Gerichts näher als der Richter? Es iſt Doch weit tadh- 

emäßer, daß fich der Unterbeamte in ſchwierigen Fällen bei jeinem 
Richter Rath erhult. Glaubt man aber, daß der Staatsanwalt befühigter 
fei, die richtige Art der Behändigung zu wählen ald der Richter, fo 
Ipricht dafür wenigftend nicht der folgende Fall. 

Beim Lmbdgerihte in Mainz war eine Arreftverfügung einem 
in Weibenfeld wohnenden Kaufmanı zu behändigen. Beftände in 
Mainz der Preußiſche Gefchäftsgang, fo wäre die Verfügung einfach 
mit, einem Behändigungäfchein auf die Poſt gegeben. Nach dem 
Branzöfifcen Berfahren: gab aber das Landgericht zu Mainz die zu 

ehändigende DVerfügung an den dortigen Prokurator ab. Dieter 
(ide died Schriftſtück zur Vehandiun an das Appellationsgericht in 
eipzig. Er mußte wohl nicht, daß eifienfeld zum Königreid, Preußen 
ehört. Das Appellationögericht zu Leipzig ſendete die Verfügung an 
9 Appellationsgericht zu Naumburg, welches danu erſt dem Gericht zu 
Beipenfeis die Behändigung auftrug. 

‚ ‚Mebrigend umgeht aber auch der Hannoverſche Entwurf die Cchwie: 
vigfeiten ber Stage, auftatt fie zu löjen. Es bleibt ungewiß, ob und _ 
wie der Staatdanwalt dem Prozeßgerichte die wirklich erfolgte Behändi- 
gang nachweiſen ſoll. Oder follte die Behändigung an den Staats 
anwalt genügen, ohne daß das Gericht fieht, dab die Klage dem Ber: 
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Tlagten behändigt ft. Das würde doch zu den größten Anzuträglichkeiten 
führen, wenn ber Aufenthaltöurt des Berklagten im Auslande vom Stläger 
unrichtig angegeben war. Der Code hat fıch freilich über dies Bedenken 
binweggefebt. Nach Art. 68. Nr. 9. erfelgt die Zuftellimg ſchon rechts⸗ 
gültig an den Staatsanwalt. 

Doch ftreitet man in Frankreich darüber '), welcher Staatdanwalt 
in ber Appellationdinftang zur —A—— der Ladungen berechtigt 
iſt. Auch der Hannoverſche Enwurf läßt dieſen Zweifeln Raum, denn 
man weiß nicht, ob unter dem Prozeßgerichte, an deſſen Staatsanwalt 
die Zuſtellung erfolgen ſoll, dasjenige Gericht verftanden wird, bet welchem 
Die Klage angeftellt und der Pro h; eingeleitet worden, oder ob das jedes- 
malige Inftanzgericht gemeint iſt. | 

Fang eigenthümlich find folgende Vorfchriften des Preußifchen Ent- 
wurfs: 

$. 155. Die Zuſtellung darf an jedem Orte geſchehen, wo die Perſon, 
an weldye fie zu bewirten ift, angetroffen wird. Sie darf jedoch nicht 
ö hehen in einer Kirche oder in einem amderen zum Gotteödienfte 
eitimmten Gebäude. 

Eine folde Beitimmung findet fih aber weder im Code, F hat 
ſich das Bedürfniß zu einer ſolchen bei uns bisher jemals herausgeſtellt 
Es konnte dies auch nicht wohl geſchehen, weil nach 8. 38. ff. Tit. 7. 
Th. I. der A. G.O. 
die Unterſchrift des ehnbigu nge] Sein durch den Empfänger 
ein ganz wejentlicher Theil des Behändtgungsfcheins tft. Es tft ſchwer 
zu begreifen, warum der Preußifche nt nach Art. 166 und der 
Hanneverfhe Entwurf nad) Art. 167 gerade dieſe ante heit des 
Empfangsſcheins Seitens des Em De ven wicht vorschreiben, wohl 
aber die Gültigkeit des Bepänbigungef ind von Beobachtung weit wentger 
weſentlicher Sörmlichfeiten abhängig gemacht ift. Gerade dieſe Unter- 
—5 des Empfängers giebt doch den beſten Beweis für die richtige 

uftellung. 
—* verlangt auch ber Code dieſe Unterſchrift nicht. Dies erklärt 
—* vielleicht aus der Schreibensunkunde eines nicht kleinen Theils der 
amzöftichen Bevoͤlkerung. Ein ſolcher Grund kann aber body in Dentſch⸗ 
land nicht angeführt werden. Dieſe Neuerung der Entwürfe würde 
nichts weniger ald eine Nerbefferung des biöherigen Berfahrend fein. 
8. 156 des Preußiſchen Entwurfs lautet: 
Die Zuftelungen müſſen zur ageßgeit erfolgen. Die Tageszeit ums 
foßt für die Zeit vom 1. Dftober bis 31. März die Stunden von 
6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends, und für bie Zeit vom 1. April 
bis 20. September die Stunden von 6 Uhr Morgens bid 9 Uhr 

ende. . 

In den Motiven hierzu tft gefagt: ber 8. 156 Iehnt fih an 8. 8 
des Geſetzes zum Schutze der yerfünlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 
an. Indeß wird doch durch das Eintreten des Gerichtsboten zum Zwede 


Mn 2) Schlink Kommentar über die Franz. Civilprozeßordnung 2, Auögabe 5 280. 
0.7. 
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verlangt. oll aber nach 8. 172 des Preußifhen Entwurfs foga 
eine nicht innerhalb diejer Zagesitunden bewirkte Zuftellung nichtig jein, 
wenn aud) die ügung ohne Widerrede angenommen in ! 


Bu ohne Rückſicht auf die Zuftändigkeit in der Sache ſelbſt ermächtigt. 
den durch einen beauftragten vder erfuchten Richter zu erledigenden 


wurfß, wogegen er dem $. 155 und 156 des Preußiſchen Entwurfs ent- 
ſ 


Es muß nnäcſt auffallen, wenn der Preußiſche Entwurf Der den 

Richter bebelligt, der do, wie in den Motiven fo oft ausgeſprochen 

wird, mit der Beauffihtigung bed Gefchäftsganges nichts zu thun haben 

fol. Indeß finden wir diefeibe Vorſchrift im Art. 63 des Code de 
procedure, in welchen fie wieder aus einer Franzöfiihen Ordonnanz 
vom Jahr 1667 übergegangen ift. Gerade hier ift aber dad richterliche 

Einfchreiten entbehrlich. So lautet denn auch $. 23. Tit. 7. Th. J. A. G.O.: 

Die Infinuationen müfjen der Regel nad) an Werk: und nicht am 

Sonn⸗ und Feittagen geſchehen. Doch hofe aus der unterlaffenen 

Befolgung dieſer Korferift feine Nullität, infofern nur der Borgeladene 

he Berfhrit Bat und m 1 Ä Klagen Veranl 

eſe Vorſchrift hat noch niemals zu Klagen Veranlaſſung gegeben, 

ohne daß es der Einmiſchung des —* behünfte Hung 908 
te übrigend der 3. bag, tim $. 164 des Hannoverfhen Entwurfs 

Eine gegen die Vorfchriften dieſes $. erfolgte Behändigung ift gültig, 

wenn bie Annahme nicht — wird, handigung iß 

jo würde ſich hiernach die Sache in der Praxis wohl fo geftalten, wie 

es ber 8 23. Tit. 7. Th. I. umferer allgemeinen Gerichts - Ordnumg 

anordnet. 
Nah dem Preußiſchen Entwurf tft dagegen die uhne Widerrede 
enommense, aber am Sonntage erfolgte, Behändigung einer Ladung 

nichtig. Es lautet nämlich 8. 172.: 

Die Zuftellung ift nichtig: 

- 1. wem jie von einem Gerichtövollgieher bewirkt ift, welcher nicht 
zuftändig war ($. 144.), oder welcher die Zuftellung nicht über: 
nehmen durfte (8. 145.); - | 

2. wenn fie zu einer gefeblich nicht erlaubten Zeit (8. 156., 157.) 
oder an einem eieptic niet uläffigen Orte ($. 155.) erfolgt ift; 
3. wenn die Aufnahme einer uflellungsurfunde unterblieben iſt; 
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4. wenn die Zuftellungsurfunde den &rforderniffen der 88. 166. 167. 
nicht entipricht. 

So entfteht in Franzöfifcher Weife eine ganze Reihe von Nichtig⸗ 
feitögründen, die von den Parteien im Prozeßwege durch die Inſtanzen 
zu verfolgen find, alfo viel Koften und Werterimgen veranlaffen. 

Mie unerheblich die im 8. 172. zu 2 erwähnten Nichtigkeitögründe 
find, das haben wir bereits geseigt. 

Die im $. 172. unter No. 1 erwähnten Nichtigkeitsgründe beziehen 
fih auf 8. 144. und 145. bed Entwurf. 

Nach) 8. 144. darf ein Gerichtövollzieher eine Zuftellung nur inner- 
halb des Bezirks bewirken, für welchen er angeftellt ift. 

8. 145. lautet: . 

Ein Gerichtövollzieher darf Teine Zuftellung übernehmen in Rechts⸗ 
angelegenheiten, bei welchen er jelbft oder jeine Ehefrau, oder feine 
Berlobte, oder eine ihm verwandte oder verſchwä erte Perſon in auf⸗ 

. oder abſteigender Linie, oder in der Seitenlinie bis zum vierten Grabe 
einichliehlid, oder fein Pflegebefohlener oder eine in einem Adoptions⸗ 
verhältniffe zu ihm ftehende Perfon betheiligt ift. 

Beide Nichtigritegründ ſind vom Entwurf jebod) nur dadurch 
geichaffen, Fi er den Gerichtöpollzieher zu einem felbftitändigen Be- 
amten macht. 

Deshalb hat jeder Gerihtövollzieher einen befonderen Bezirk, für 
welhen er allein zuftändig ift. Nach Preußifchem und Deutichem Recht 
ift feine Zuftändigfeit feine andere ald die des Gerichte, bei welchem er 
gefiel ift. Deshalb kömmt ed auch nur auf die Zuftändigfeit dieſes 

erichts ar. 

Steht man ferner, wie biaher den mit der Zuſtellung bemgragte 
Beamten lediglich als den Boten am, der im Auftrage bed Gerichts 
ni Behändigung beforgt, jo bedarf es auch der Vorſchrift des 8. 145. 
nicht. \ 

Vebrigend hat auch der Hannoveriche Entwurf feine den $. 144. 
und 145. des Preußiſchen Entwurfs entfprechende Beitimmungen. 

Ferner foll die Zuftellung nach 8. 172. des Dreubticen Entwurfs 
nichtig ſein, wenn bie Aufnahme einer Zuftellungdurfunde unterblieben 
ift. —* verordnet zwar 

8.164. „Weber die Zuftellumg hat der Gerichtsvollzieher eine Urkunde 
aufzunehmen‘. Es iſt aber nicht gefagt, zu welcher Zeit dies geſchehen 
jol. Man weit alfo nicht, warum der Gerichtövollzieher bie Zuftellimgß» 
Hit oefhehe I noch nahträglich aufnehmen darf, wenn dies noch 
nicht gefchehen tft. 

Enb ich soll die Zuftellungsurfmde bei Vermeidung ber Nichtigkeit 
der Zuftellung den Grforderniffen der 88. 166. und 167. entſprechen. 

Diefe 8. lauten: 

8. 166. Die Zuftellungsurfimde muß enthalten: 
1. dad Fahr, den Monat und den Tag ber Zuftellung; 
2: bet der Zuftellung an einem Spnntage oder allgemeinen Feier⸗ 
tage die Bezeichnung der richterlichen Verfügung, durch melde die 
Erlaubniß * ertheilt iſt (S. 187). ud 
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3. den Namen, den Stand oder das Gewerbe und den Wohnort 
des Auftraggebers, und, wenn lepterer ein Prozeßbevollmächtigter 
oder Vertreter ift, au den Namen der Partei, welche er ver- 
tritt; 

. ben Namen, den Stand oder dad Gewerbe dedjenigen, für welchen 
die Zuftellung beftimmt tft; . 

. den Gegenftand der Zuftellung unter Bezeichnung der ausge 
handigten Schriften; 

. die Angabe ded Orts der Zuftellung und Die Bezeichnung ber 
Perſon, an weldhe die Zuitellung erfolgt ift; 

. bie Angabe, daß den Beitimmungen bed 1. Abf. des 8. 165 
gemäß eine Ab het der Zuftellungeurfunde und der mitzutheilen- 
den Schriften übergeben oder zurüdgelafjen ift; 

8. die Unterfchrift des Gerichtsvollziehers unter Angabe jeiner amt- 
lihen Eigenſchaft und feines Wohnorts. 
8. 167. Eine den Beſtimmungen ber Ziffern 1., 3., 4., 5., 8. des 
8. 166. entjprechende Zuftellungsurfunde muß auch in denjenigen Fällen 
errichtet werden, in welchen dad Geſetz die Zuftellung mittelit Aufgabe 
zur Poft geftattet .... PEN W 
Der Entwurf erklärt alſo jede Abweichung von der vorgeſchriebenen 

Form für weſentlich, wenn auch trotz dieſer Formverletzung Die wirklich 

—7 — gguſtellung außer Zweifel Es liegt hierin ein doppelter 

elſtand. 


—s—— > > BE => | BE 


Einmal wird auch den unerheblihen Verſehen die vernichtende 


Wirkung beigelegt. Dies macht in vielen Fällen ohne genügenden Grund 
die Wiedeholuns der Zuſtellung noͤthig, wenn nicht gar die Parteien 
über das Vorhandenſein des Nichtigkeitsgrundes in Streit gerathen, und 
ſo ein beſonderes prozeſſualiſches Verfahren entſteht. 

Zweitens ift bo aber das gerichtliche Verfahren jo einzurichten, 
dat alle Mißgriffe der Beamten, Welche den Parteien Nachtheile bringen 
fünnen, möglichit vermieden werden. 

Hiervon auögehend verpflichtet 8. 14. des Preußiſchen Bureau⸗ 
reglements vom 3. Auguft 1841 den Bureauvorfteher alle eingehenden 
Behändigungsſcheine zu prüfen, und felbft dafür Sorge zu tragen, baf 
den gefundenen Mängeln ungefäumt Abhülfe geibaftt werde. 
| Es will und wicht einleuchten, warum diefe Beauffichtigung der 
Botengejchäfte durch den Bureauvoriteher, welche wejentlich zu der fo 
mufterhaften Ordmung des Zeſcaftsganges bei den Preußiſchen Geſetzen 
beiträgt, in Zukunft —**— ſoll. 

er auch der Hannoverſche Entwurf kennt dies Splen von Nichtig⸗ 
feiten, dad der Preußiſche Entwurf aufitellt, nit. Es Ihutet nämlich 
$. 169. des Hannoverſchen Entwurfs: 
Das Gericht kann aud von Amtömwegen anordnen, dab unrichtig vor- 
genomniene Behändigungen verbefjert und ungerügende Behändigungs- 
urkunden ergänzt werden. 
Es wird aljo dem I in feiner Weife vorgefchrieben, in welchen 
Fällen ed die Zuftellung für nichtig anfehen fol, fondern es unterliegt 
bem jebeömaligen vernünftigen Ermeſſen des Gerichtd die Seftftellung: 
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ob etwa vorgefallene Deriehen auf die Oi hgteit der Zuftellimg von 
Einfluß fein fünnen, und können etwa vorgefallene erhebliche Verfehen 
auch noch nachträglich befeitigt werden. 

Mir jehen aud) er, wie der Hannoverfche Entwurf fich mehr dem 
bisherigen Deutihen Verfahren nähert. Dennod beruht audy der Han⸗ 
noverſche Entwurf auf dem unrichtigen, wenn auch abgefchmächten 
Prinzipe der Selbftitändigfeit des Zuſtellungsbeamten. 

Sonach fann man wohl fagen, daß die Vorfchriften der beiden Ent- 
würfe bie Crfahrungen, welche wir in Preußen gemacht haben, viel zu 
wentg beachten. Beide Entwürfe wollen an die Stelle des bei und 
beftehenben raſchen und die jetzigen Verkehrsmittel ſachgemäß bemupenden 
en äftsganges längft veraltete und ſchwerfällige Ginrichtungen treten 
laſſen, welche uns auf einen längft überwundenen Standpunkt zurüds 
verjehen würden. | 
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XVIII. 


Prozeſſnaliſche Aphorismen. 
Vom Herrn Stadtrichter R. Koch zu Berlin. 


Die Schöpfung eines deutſchen Civilprozeß-Geſetzes wird vermeii 
lich eine der eriten Aufgaben der Gejebgebung des norddeutſchen Er 
des fein. Cini togeljunliihe Fragen dürfen demnach in der Geganil 
befondered Intereſſe beanſpruchen. Das neuerdings in diefer Zeittim 
(©. 215) beurtheilte Lehrbuch des gemeinen deutſchen Givilprezeprit 
von Renaud fteht den Neformbeitrebungen näber, als irgend ein = 
deres, weil es zum eriten Male die neueren Givilprozebgefeßgebungen ud 
Entwürfe (neben einer reichen Literatur) berüdjichtigt. Der gemam 
Civilprozeß blidt darin gemifjermaßen über fi) jelbft auf ben nam 
deutſchen Prozeß hinaus. Diefer Prozeß der Zukunft wird nun jet 
(dr das Princip der Schriftlichfeit mit dem der Mündlichkeit ver 















chen; aber er wird damit nicht „Franzöfiiches Wefen“ am die Stelle de 
eutfchen fegen, nicht, um ein bekanntes Bild zu gebrauchen, bie Brake 
hinter ſich abbrechen, welche ihn mit dem durch Sahrhunderte feratf 
bereiteten Boben des gemeinen deutſchen Givilprozeffed verbindet ). & 
wird felbft der gemeine Prozeß in verjüngter Geftalt fein und 8 
dem reichen Schake gemeinrechtlicher Grfaprung und Wiſſenſchaft Ib 
während neue Yahrın jchöpfen. In diefem Sinne erlauben mir u 
nachftehend einige Bemerkungen über einzelne von uns zum Theil bo 
reitd früher bier und anderswo erörterte Fragen mit Rücticht auf Re 
nauds Werk, dad wir damald noch nicht zu benutzen in ber dp 
waren, folgen zu laffen: 


1. Zur Lehre vom Beweiſe duch Sadverftändige. 


Anknüpfend an die Prarid des Stadtgerichts zu Berlin, ha 
wir vor Kurzem?) bie Gkundſätze des preußischen Rechts über da 
Beweis durch Sadveritändige unter Benugung gemeinrechtlicher Litern: 
tur darzuftellen und zu beurtheilen verfucht. Wir waren zu dem Re 
jultat gelommen, dab dad preußifche Recht eine principiell entſchieden 
Stellung nicht einnehme und eine große Zahl der in der Literatur her 
vorgetretenen Streitfragen ungelöft laſſe. Demnächſt hatten wir IM 
bemüht, beftimmte principiele Anhaltepunkte für die Natur des Sb 


i) gl über die in jenem Sinne gegen den preußifchen Entwurf beſonden 
von v. Kräwel erhobenen Angriffe die Abhandlungen von P. Hinſchius in M 
Anwaltszeitung von 1865. ©. 625 ff, von Mittermaier im Arc. f. d. civ. Prapit 
Bd. 49. ©. 128. und von R. Koch in Schletters Zahrb. Br. 12. S. 14 fm 
in der D. Öerichtögeitung 1866. Nr. 12. 13. 

?) Preuß. Anw.-Z3tg. 1866. ©. 721 ff. 
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verftändigene Beweifes aufzuſuchen. Wir fanden diefe weder in der her⸗ 
gebrachten Unterſcheidung von „Gehülfen des Richters“ und „Zeugen“, 
ioch von „urthetlenden‘ und „wahrnehmenden” Sachverſtändigen, jons 
em in der den (ipecififch allein jo zu bezeichnenden) Sa verftändigen 
Ihliegenden Ergänzung der richterlihen Qualitäten durch Suppeditirung 
ner techniſchen Kenntniß behufs Beurthetlung bereit3 vorliegender That- 
ſachen. Auf diefem Gebiete beftehe zwar gleichfalls eine Beweislaft. 
Aber fowohl in dieſer Beziehung, ald bezüglich der Zahl und Wahl 
rer Sachverſtändigen ſei dad Recht und die Pflicht der Parteien durch 
an gewiſſes ſubſidiäres Ermeſſen des Richters moderirt. Dieſe 
reiere Stellung komme dem Richter endlich auch in Anſehung der Be- 
weiäfraft der Gutachten zu umd werde nur durch jene vom Sachver⸗ 
Hintign-Beiweife keineswegs ausgeichloffenen Regeln über die Beweie- 
aft begrenzt. — 

Hiernon wefentlih abweichend, nimmt Renaud die Unterfcheidung 
von Sachverſtäändigen ald Beweismittel und Sachverſtändige ald Ge- 
jälfen des Richters wieder auf. In der erfteren Eigenjchaft fun 
jiren fie nach ihm entweder als fachverftändige Zeugen — „über be= 
eits gemachte Fa —, oder ald eigentlihe Sachver— 
tündige, welche „erit noch Wahrnehmungen zum Zwede gerichtlicher 
Derofition vomehmen‘. Die erfteren behandelt er lediglich als Zeus» 
jen?); Die anderen ald ein diefen analoges Beweismittel, für welches 
gun auch nur einige wenige eigenthümliche Grundfätze aufgeftellt wer: 
en, nämlich: 1) dab feine Verpflichtung, dem richterlihen Rufe Folge 
u leiiten, beftehe; 2) weitausfehende Erörterungen über die Zuläffigfeit 
er vorgeſchlagenen Perfonen nicht geftattet werden; 3) ein Beweis zum 
wigen Gedächtniß wegen Gefahr des Verluſtes des Beweißmitteld nicht 
Statt habe ı). Die Detaild der Lehre vom Sachverſtändigenbeweiſe De 
en erit in dem Abfchnitt, wo von ben „Hülfömitteln der richterli 





+) ©. 286. 263. 637. 
)) Einige Befonderheiten erwähnt er noch beim Produktions» Verfahren. So 
e unterbleibende Beeibigung der ein für alle Mal veretdeten Erperten, bie Zufaffung 
en auch fchriftlicher Snftruftion und eines jchriftlihen Gutachtens. 


h 7 & dem Ökciegekinnd aber ſoll ber Richter fich mit Einem Sachv 

2» 10 A ebt er er nem er⸗ 
ändigen nur dann begnügen, wenn derſelbe öffentlich als Sachverſtaͤndiger angeſtellt 
orden iſt. S. 391 (unter Allegirung von Gaill obs. und Walther). 
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eben, kommt er auf die Frage nad) der Löfung eines zwiichen den ver- 
Khiedenen Gutachten obwaltenden Zwielpalt3 und läßt ed auf Die bei 
ſeren Gründe nur injofern anfommen, ald eine Prüfung ohne techuiiche 
Kenntniffe möglih iſt. „Ericheinen dagegen die dijjentirenden Gut 
achten, ſoweit das richterliche Drüfungevermögen reicht, untadelbaft, fe 
enticheidet die Meinung der Majvrität als diejenige, melde die größere 
Wahrſcheinlichkeit für fich hat, wonegen bei Stimmengleihheit weitere 
Sadverftändige beizuziehen ſind.“ Ber Schäbimgen enticheide Der com- 
munis consensus, eventuell der Durchſchnitt. Ein nutbwendiger Eid 
über dad. Ergebniß ded Gutachtens finde jelbftwerftändlich nicht Etat. 
Soweit Renaud. Seine Darftellung hat und nicht von der Rid- 
tigkeit der angenommenen Unterſcheidung überzeugt. Das Gebiet ber 
„Hülfsmittel der richterlichen Kognition* ift das eigentliche und einzige 
des Sachverftändigen-Beweifes. Der Inhalt ihrer Funktionen ift durd 
aus fein anderer, ald der der „Sadwerftändigen ald Beweismittel‘. 
Denn aud fie dienen „zur Neibringung von Gründen für oder gegen 
die —32 prozefſualiſch relevanter Thatſachen? ). Thatfache in Die 
fer Beziehung iſt Alles, was nicht Rechtsſatz iſt, alſo auch jeder, wenn 
gleich erſt durch Anwendung techniſcher allgemeiner Erfahrungen eder 
enntniſſe auf reine Vorgänge und Erſcheinungen der Sinnenwelt ge 
wonnene Beltandtheil des richterlihen Schluffee. Daß Renand den 
Seel ‚Shatfache ſelbſt in diefem weiten Einne febt, fann er bunb 
Gebrauch des Ausdrucks „Zeugniß“ nicht verdunkeln. Ein „auf bem 
Wege von Schlußfolgerungen gewonnenes Zeugniß“ iſt kein bloßes 
Zeugniß, zumal wenn dieſe Schlußfolgerungen nur einem Techniket 
möglich find. Dem Zeugen tft das Gebiet ſolcher Folgerungen ver 
ichloffen; er hat nur eigene Wahrnehmungen zu befunden 9. An 
dererjeitö ift e8 nicht Aufgabe des Richters, ohne Zuthun der Parteica 
aus aktenmäßigen Shan (im engeren Sinne) techniſche Urtbeile zu 
finden oder diefe Thatſachen tehnitd (nicht jurtftiich) zu würdigen. 
Wo „zu feinen Funktionen technische Kenntniffe nicht jurifttiher Art“ 
erforderlich find, — und dies gilt von dem Gebiet, welches Renand 
ben „Sachverftändigen ald Beweismittel“ anweiſt, ebenfo Iehe als ven 
dem ber „Gehülfen des Richters" — tft e8 auch Sache der dabei inter 
eifirten Partei, ihm die nöthigen Hülfsmittel darzubieten. Ob Die reine 
Thatfache, welche dem Gutachten zu Grunde gelegt wird, fjelbft fchen 
mehr oder minder anderweit Geftteht, verändert jo wenig den inneren 
Charakter bed Gutachtens, ald die Aufgabe bed Richters. Weder der 
Inhalt three Funktion, noch Die Veranlaſſung ihrer Zuziehung ift dem⸗ 
nad ein gemügended Unterfcheidungsmerfmal für die von Renaud am 
enommenen zwei Gattungen von Sachverſtändigen. Wenigftens geben 
eide jo ſehr in einander über, daß fich id den angenommenen Un⸗ 
terihied eine fundamental verfchiedene juriftiihe Behandlung nicht bauen 
läßt. Am meiften fällt dies bei den Urtheilen über ein Werthver⸗ 


1) &o beftimmt Renaud ©. 288. bie Bunktion ber „Sadwerftändigen als | 
Beweismittel”. 
8) Henaud ©. 268. 278. 
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hältniß in's Auge, welhe Renaud ohne Weiteres den Gehülfen⸗Sach⸗ 
verftändigen überweift. Es ftreitet mit der natürlihen Anſchauung, 
Daß die beweiöpflichtige Partei bier nur „die den Werth bedingende Bes 
chaffenheit deö Gegenitandes’ nachzuweiſen habe, während alleg Uebrige 
er Officialthätigkeit des Nichterd anheimfalle. Es ift uns noch feine 
Parteijhrift vorgefommen, in der nicht Beweis für den behaupteten 
Minderwerth oder Umfang ded Schadens angetreten wäre, und wäre 
dies nicht der Fall, fo würde nach unjerer Erfahrung der Nichter fein 
Bedenken haben, die Behauptung ala beweislod anzujehen. Gerade die 
Zaratoren find recht eigentlich Beweismittel. Es ift demnach durchaus 
willfürlid, wenn Renaud die eine Art der Sachverſtändigen im We— 
jentlihen nad) den Grundjägen von Zeugen beurtheilt, für die andere 
xt bejondere Regeln aufitellt, welche ohne reiten leitenden Geſichts— 
punkt nur durch die vage Begriffsbeſtimmung ald „Gehülfen des Rich⸗ 
ters“ zujammengehalten werden und deshalb nichts Anderes find und 
jein können, ald ein Moſaik der verjchiedenen in Vetreff der Sachver⸗ 
ftändigen überhaupt and und vertheidigten Dogmen. Nur 
der eigentlihe Zeugen-Sachverſtändige, welder über vergangene That⸗ 
ſachen jeine wenngleich techniſch geichärfte oder durch technische Kenniniß 
bedingte Wahrnehmung bekundet, ift ein wahrer Zeuge.) Die übrigen 
Sachverſtändigen find Sachverſtändige und unterliegen den von diefem 
Beweismittel geltenden Sonderregeln. Renaud ſelbſt ift weit entfernt, 
die von ihm aufgeftellten Grundfäpe für gemeined Recht auszugeben. 
Er giebt vielmehr zu, daß bei den „Sachverftändigen ald Beweismittel . 
die neueren Prozeß-Ordnungen !v) „unter dem Einfluß irriger Anfichten 
"über dad Weſen des in Frage ftehenden Beweismittels“ Tin „theilmeife 
eigenthümliche Beitimmungen“ über die beiderfeitd zuläffige Zahl von 
Eadverftändigen enthalten und dem Richter bald die Ernennung weis 
terer Sachverltändigen, bald die Ernennung von Sadywverftändigen übers 
haupt in Grmangelung einer Bereinbarımg der Parteien überlafjen '). 
Wie alfo bier ein weitgehender Einfluß des Nichters bemerfbar wird, 
der re mit der Natur des Zeugenbeweifed nicht recht vereinigen laſſen 
will, fo find andererjeits für die „Gehülfen bed Nichterd“ erhebliche 
Parteirehte anerkannt. Renaud felbit will die vom Richter nad 
freiem Ermeſſen zuzuziehenden Sachverſtändigen „den Parteien behufs 
des Vortrags ihrer etwaigen Einwendungen bezeichnen‘, und hält den 
Richter für „befugt, beiden Parteien die Ernennung von Sachverſtän⸗ 
digen in gleicher Zahl zu geltatten, während er einen Obmann bezeid- 
net, und die ftreitenden Theile ihre Einwendimgen gegen benjelben, 
jowie Die vom Prozeßgegner denominirten Erperten geltend zu machen 
berechtigt find; — ein erfahren, welches vielfach durch den Gerichts⸗ 
gebraudy angenommen ift”.12) Dieſe Parteirechte ſtimmen nicht zu 


») So auch der Deutiche Entwurf $ 351. 

10, 3. B. Hannov. D., Lippeſches, Meiningenſches Prog. Geſ, Badiſche 
Pr. D., Deutſcher Entw., Pr. O. von St. Gallen. — Im Allgemeinen iſt dies auch 
der Standpunft des preußifchen Rechts. 

11) ©, 287. 

12) ©. 392. 
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einem bloßen „Gehülfen*, welchen ber Richter nad Belieben zuziehen 
oder weglaffen kann. Der Begriff „Gehülfe” ift überhaupt einer prin⸗ 
eipiellen Konftruftion des Berbäftnities eher nachtheilig als fürderlid. 
Er trägt dazu bei, den ganzen oft ſehr erheblichen Prozeß-Abſchnitt 
‚vom Sacverftändigenbeweife aus dem feften Gefüge des Prozefies zn 
löfen und in ein ſchwankendes Gebiet richterlichen Ermeſſens zu ver 
fegen. Immer aber halten wir ihn noch für weniger fchädlich, als der 
Dualiemud Renauds, welder ein untheilbared Stüd des Sachver⸗ 
ftändigenbeweifes faft jchlechthin dem Zeugenbeweije unterordnet. Dieie 
Art der Behandlung bat unſeres Gradtend gerade in Anſehung der 
wichtigften Kragen nah Zahl, Wahl und Beweisfraft in der Praris 
feinen Boden, wie die Darftelung Renauds jelbft deutlich erkennen 
läßt. Hoffen wir, dab die fünftige deutſche Gefepgebung den fchmwan- 
kenden Gerichtögebraudy durch Anerfennung des eigenthümlichen ens 
des Sachverſtändigen-Beweiſes befeſtige! 

Es bleibt uns noch übrig, einen Blick auf das Allgemeine Deutſche 
Handelsgeſetzbuch zu werfen, welches das Inſtitut der Sachverftän⸗ 
digen in bedeutendem Umfange benupt hat. Namentlich über Preis— 
und Perthperhaltni fe iſt mehrfach auf ſachverſtändiges Gutachten 
verwieſen. So bei Ergänzung der Webereinfunft 13) bezüglich Des Ge 
halte und Unterhalt der Handlungsgehülfen (Art. 57) und —5 

Höhe der Betheiligung des Kommanditen und ſtillen Gefelffchafters 
an Gewinn und Berluft (Art. 162. 254), bei Beltimmung des Schig- 
. ungöwerthed der von den Mitrhedern bei unfreiwilliger Entlaffurg des 

Schiffers zu übernehmenden S Aftäpart deffelben (Art. 522), bei Fett 
fegung des Liegegeldes (Art. 573), bei Beitimmung des Verkaufswerthes 
befchädigter Seefradht-Güter (Art. 614), bet Ermittelung und ãtzung 
der Haverei (Art. 711. 713. 714. 721). Aber auch behufs Feſtſtellung 
ded Zuſtandes —A— Waaren (Art. 348), beſchädigten oder 
mangelhaften Kommiſſionsguts (Art. 365), des vom Deſtinatär nicht, 
reſp. noch nicht übernommenen Frachtguts (Art. 407. 609), der Notb- 
wendigkeit eines vom le porzunehmenden Verkaufs des Schiffes 
(Art. 499) folen Sachverſtändige zugezogen werden. Zweckmäßiger 
Weiſe hat das A. D. H. ©. B. bei einzelnen Punkten auch in Betref 
der prozefjualifhen Behandlung biefes Sadverftändigen- Berfab- 
rend Andeutungen gegeben, welche dur die Einführımgd=-Gefeße noch 
weiter ergänzt worden find. Es find dana verjugömeie zwei Gebiete 
zu fcheiden. Auf dem einen dienen der Sachverftändige oder Die Sach— 
verftändigen zur Beſtimmung richterlichen Ermeſſens. 
und damit die officielle Thätigkeit des Richters treten in den Vorder⸗ 
grund!Y. Gr hat nur „nöthigenfalld" Sachverſtändige zuzuziehen, 


ı3) Hier liegt ein materieller ee von bedeutender Tragweite zu Grunke, 
worauf ih in den Aufiägen „Kauf ohne Preisabrede” (Bentralorg. 1.9... W. R 
N. F. Bd. 1. ©. 22) und „Detbe ohne Zinsabrede (Buſch, Ar. f. H. R. Br. 5. 
S. 205) aufmerffam gemacht habe. 

14) Fakultativ ift auch die in Art. 49. d. Preuß, Einf. Gef. dem Handelsgericht 
geftattete Ernennung von Sachverſtändigen zur Srjtattung von Gutachten (im Gebiet 
ed rheiniſchen Rechts). 
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konn fih alfo au ohne ſolche entjcheiden. So In den Källen ber 
Art. 57. 162. 254. 573., wo ed fih um Feſtſtellung von Werthver> 
hältniffen handelt. Hier wird demnach ein förmlicher Prozeß vor 
ausgeſetzt, zu deſſen thatjählihem Material ber dur das Öntahten 
von Sachverſtändigen zu erledigende Streitpunkt gehört. 
Auf dem anderen Gebiete am die Parteien die Snitiative. 
Sin gerichtliches Derjahren ift nicht nothwendig. Die Detheiligten kön⸗ 
nen ſich unmittelbar an geeignete Sachverſtändige wenden oder ſolche 
durch dad Gericht des Orts ernennen lafjen, dejjen Thätigkeit damit 
aufhört. Das Ganze hat den Zwed einer Art von privater Beweis. 
aufnahme zum ewigen Gedächtniß ohne die bierhir vorgefchriebenen 
Formen 5). Zieht der Crtrahent rein privatim Sacher tindige zu, 
jo kann dies mur faktiſche Nachtheile haben !%. Die gerichtliden 
Sadjverftändigen werden immer ein erhöhtes Anjehn neniehen, Den im 
Ipeziellen Falle ernannten fichen aber die ein für alle Dial gerichtlich 
vereideten gleich. Das A. D. H. ©. DB. gedenkt foldher „amtlich bes 
ftellten Sachverſtändigen“ bei der Seefracht (Art. 609). Für die Fälle 
der Aıt. 348. 365. 407. des 4. D. 6. ©. B. erflärt Art. 16. des 
preußijchen Einführungsgeſetzes „eine befondere Ernennung von Sach⸗ 
verftändigen* dann nicht für erforderlih, „weni ſolche Sachverftändige 
ein für alle Mal im Voraus von dem Handelsgerichte beitellt find“. 
Diefer Grundſatz, ſowie die in jenen Artifeln für das Berfahren ges 
ebenen Beſtimmungen — w: die Sacwverftändigen dad Gutachten 
Khriftlich oder zu Protokoll zu_erjtatten haben '7% (Art. 348. 407), und 
daß Die „&egenpartei*, wenn fie am Orte anweſend, über das Anſuchen 
um Ernennung von Sachverftändigen zu hören, reſp. bet deren Berneh- 
mung zuzuziehen (Art. 407. 609) — find aber der Natur der Sa 
nach auch in den Fällen maßgebend, wo fchlechthin von Zuziehung von 
Sachveritändigen uhne nähere Beftimmung die Rede ift, — wie in 
Art. 522. 614. 711. 713. 714. 721. Kommt ed in diefen Fällen erit 
im Laufe eined Rechtöftreitd zur Abbörung, bon Dadveritänbigen, jo 
wird auf die allgemeinen Grundſätze vom Sachverſtändigen-Beweiſe re 
furrirt werden müſſen. j 
Sn der Mitte zwiſchen beiden Gebieten fteht der Fall des Art. 499, 
mo daß Ortsgericht „nach Anhörung von Sachverſtändigen“? — bie bier 
aljo zugezogen werden müſſen — procedirt ımd nur in Ermangelung 
einer die Unterfuchung übernehmenden Dehörbe der Schiffer „das Gut⸗ 
achten von Sadiverftändigen“ einholen fol. Man könnte bei der von 
und verjudhten Unterfcheidung an die Sachverftändigen „ald Beweismit⸗ 





15) Man wollte dem Befunde der Sachverftändigen in bem Fünftigen Prozeffe 
eine gewiſſe entfcheidende Bedeutung beilegen. Der preußiiche Entwurf jchrieb auch 
die Zahl der zu ernennenden Sachverſtändigen vor. Dies tft geftrichen, da dem Ge- 
richt Die Zahl za übertalfen fet und ed von —— nur ungerade vorziehen werde. Vgl. 
Prot. S. 4736. 807. Koch, Komm. ©. 412 Note 33. 

36) Bal. Malower, Komm. 2. Ausg. ©. 211 Note 27°. 

17) Wird protofollariihe Begutachtung beliebt, p jcheint ein Gerichts⸗Protokoll 
voraudgejeßt zu fein, welches in Urkhrift beim Gericht verbleibt, in Abſchrift ben Be⸗ 
theiligten auf Verlangen mitgetheilt wird — Prot. ©. 655 —. Makower a. a. O. 
a. ©. 
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tel? und die Sadwerftändigen „als Gehülfen des Richters“ denlen 
Aber jene zweite Kategurie des A. D. H. ©. B. ift viel enger ald die 
„Sachverſtändigen als Beweismittel. Site enthält vielmehr eine Art 
——— Zeugen, deren nochmalige Abhörung bei entſtehenden 


Prozeſſe nöthig werben kann. Andererſeits fällt das Gebiet der erſten 
Kategorie offenbar in das der Beweisſätze hinein, und es ift m. 
eine handelsrechtliche Erleichterung des Beweiſes, wenn den Partia 


die Berufung auf richterliches Ermeſſen geftattet iſt. Für die progefju 
liiche Behandlung der zugezogenen Sachverftändigen ift damit mat 
Bejondered beftimmt, und es wird nicht einmal ein audj he 
richterliches Ernennungsrecht zuzugeben fein, während, wie wir geſe 
bei den Sachverftändigen der zweiten Kategorie (ded A. D. 9. ©.) 
in bedeutendem Umfange ein ſolches Ernennungsrecht beiteht. — Te 
theoretifche Streit über die Natur des Sachverſtändigen-Beweiſes dıum 
deshalb auh nah dem U. D. H. ©. B. nicht ohne Grund fort un 
wird erſt durch ein Prozeß-Geſetzbuch entjchieden werden. 


U. Bou der Anerfennung. 


In der Lehre von der Anerfennung, welche ebenfofehr dem male: 
riellen Recht, ald dem Prozeßrecht ungebört ijt befanntlidy nod imma 
diejenige Harmonie der Civiliften und der Prozeſſualiſten zu vermie, 
ar welche die gemeinfame Gkundlage längjt hätte führen follen Ti 
eipiliſtiſche Jurisprudenz injunderheit, deren bandelörechtliche oder, we 
beinahe damit zufammenfällt, progreffiftiiche Fraktion, ift über die jelht 
itändige Geltung des Anerkennungsvertrages nahezu einig !*), deia 
Aufnahme in den Entwinf eines Deutfchen Obligationenredts fie A 
erreichen gewußt hat io). Aber vergebens weiſt man von dort aus a 
die —— Wurzel und Seite des Inftituts hin. Die bei 
von Savigny 20) gerugte unbefriedigende Behandlung der Lehre ven 
Geſtändniß Seitens der een erſtreckt ſich noch immer auf de 
„Anerkennung“. Wie die meiſten Prozeßrechtslehrer, ſo verhält ſich und 
Renaud ſpröde gegen jene neuere gemeinrechtliche Theorie, In tem 
gerichtlihen Geſtaͤndniß zwar erblidt er mit Recht mehr ald ein! 
weiömittel, nämlich den Ausdrud einer „prozefjualif Neberainftir: 
mung der Parteien“, welche den Öegenftanb derfelben außer Che! 
ſetze umd deshalb der richterlihen Prüfung entziehe. Er dehnt due 
das Gebiet des gerichtlichen Geftändnifjed Eonfequent auf Rechtsper— 
bältniffe, wie auf Thatfachen, überhaupt aus, und hebt nur ala Ere 
cied ohne inneren Unterfchied dasjenige hervor, wodurd der Klage: 


in — 


18) Bgl. Bähr, die Anerkennung als Verpflichtungsgrund (1856); Ent 
mann, SHandeiereht ©.472 ff.; v. Salpius, — Deleg. ©. 500; N 
in Iherings Jahrb. f. Dogmatik Bd. 8. ©. 179 ff.; meine Abhandlung in elt‘ 
ſchmidt u. Eabande Zeitichrift f. d. gel. Hanbeler. Bd. 10, ©. 449 ff. und MY 
Erkenutniſſe daſelbft ©. 551. 558. 559. 561. ı 

19) Bol. darüber meine Abd. in der Deutichen Gerichtözeitung. N. F. ®. 


37 f. 
20) Syſtem des röm. Rechts Bd. 7. ©. 46. 
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anfſpruch eingeräumt, der Rechtsſtreit alſo vollftändig beendigt wird 21). 
Dagegen behandelt er das aubergerihtlihe Geltändnig weſentlich 
als Beweismittel, und ſchließt deshalb Rechtsverhältniſſe von deſſen 
Gebiet völlig aud. Aus dieſem Grumde verwirft er die Beweiskraft 
der f. g. cautio indiscreta und wendet ſich polemiſch gegen die Ans 
nahme eined Anerlennungs-Bertraged mit den Worten: 
‚Die Anfiht aber, wonad eine ſ. g. einfache Anerfennung, wenn fie 
von demjenigen, zu deſſen Gunften fie gejchehen, angenommen wor 
den ift, eine rechtsbegründende Kraft haben I (Anerfennungsd- Ber» 
trag), beruht auf einer unrichtigen Identificirung der Abſicht bed 
Konfttenten, dem Gegner einen Beweid in die Hand zu geben, mit 
deſſen Willen, fich zu verpflichten“ 22). 
—— oe] trifft jedoch nicht zu. Nicht jedes unmittelbar den 
Aus eines Rechtsverhältniſſes enthaltende Bekenntniß fällt unter den 
Dee der Anerfennumg. Es kann le vielmehr allerdingd mır 
bie Abficht zu Grunde liegen, ein Beweisſtück zu fchaffen, fo daß der 
Konfitent fi nur im Ausdrude vergriffen hat, wenn dafjelbe, anftatt 
auf die thatfächlichen Elemente des vie enden Rechtsverhältniſſes, auf 
letzteres in feinem Refultate gerichtet iſt. Darum’ ift unfered Erachtens 
keineswegs immer in der cautio indiscreta oder gar in dem Schuld⸗ 
dein mit falsa causa eine Schuldanerfennung zu finden. Aber es 
ann doch nicht mit Grund geleugnet werden, daß im Verkehr die Ab» 
fiht des Konfitenten bei Auöftellung einer Anerfennungs-Urfmde häufig 
eine viel wetter gehende ift, daß berjelbe oft ein zweifelhafted ober 
ftreitiged Rechtsverhältniß dadurch vor Anfechtung ſchützen, den andern 
Theil in die Lage verjepen will, bei Geltendmachung — Anſpruchs 
nicht erſt auf die vielleicht verwickelten Entſtehungsgründe deſſelben zu⸗ 
rückgreifen zu müſſen, ſondern ſich ohne Weiteres auf die Anerkennung 
berufen zu dürfen. Es iſt nicht abzuſehen, warum ein ſolcher Partei⸗ 
Willen nicht auf rechtlichen Schuß rechnen darf, warum die vertrags⸗ 
mäßige Feftitellung eines —— — nicht als alleiniger Inhalt 
eines Rechtsgeſchäfts vorkommen ſoll, während dieſelbe doch als Element 
anderer Verträge, z. B. des Vergleichs, unangefochten gilt. Insbeſon⸗ 
dere iſt es eine Inkonſequenz des Asche ten, der die weitgehende 
Bedeutung bed gerichtlichen Geftändniffes auch für das heutige Recht 
einräumt, wenn er diefelbe dem aufßergerichtlichen Geſtändniß abfpridht. 
Mer anerkennt, daß die Beweiskraft ded lepteren nicht in deſſen innerer 
Glaubwürdigkeit, jondern in dem Feftftellungswillen bed Konfi- 
tenten liegt?), Tann diefem Willen auch für Nechtöverhältniffe nicht Die 
gleiche Kraft verfagen. Dem aufergerichtlihen Geſtändniß fehlt, dem 
Be tchtlichen gegenüber, nur die Beziehung zu dem gegenwärtigen 
echtäftreit, weöwegen es der befonderen Zeititellung bedarf.” Im 
Uebrigen ift unfered Erachtens jeine Natur von der des gerihtlihen _ 
nicht verfchieden. Wie wir baher eine Trennung der Gebiete beider 


21) S. 45 fi. : 

22) ©. 256 ff.; über bas fhriftliche Geſtändniß: S. 314 ff. 
2°) Renaud &. 256. hrif f 

Zeitſchr. f. Bejepgebung u. Rechtöpflege. J. 25 
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nicht für haltbar eradhten können, fo fcheint und auch die Anfechtun 
beider nur in gleicher Weiſe möglich zu fein. Die Anerfenmung, fei ke 
im Progeffe oder außerhalb des Prozeſſes erfolgt, iſt — was Renand 
nur für dad „gerichtliche Geſtändniß“, und hier allgemein, zugiebt, 
nur durch den Nachweis eines Mangels der Gültigkeit anfechtba. Sie 
wirft wie ein Nechtögefchäft, und iſt nur, wie ein ſolches anzugreifen. 
Aber auch dad einfache, auf eine Thatſache gerichtete Geftändnig Tann 
niht — wad Renaud für dad außergerichtliche Geftändniß behauptet 2*) 
— durch den einfachen Beweis der unwahrhen ber eingeſtandenen That⸗ 
ſache entkräftet werden. Der Wille des Bekennenden, „eine wahrheits⸗ 
gemäße Thatiache gegenüber einer gegebenen andern Perſon ein für alle 
Mal feitzuftellen“, welchem das Geftaͤndniß feine Kraft verdankt, ift aus 
der Melt zu Schaffen, und dies wird nur durch einen gegen diefen Willen 
a ke bloß gegen den Inhalt des Belenntnifjed gerichteten Yemweis 
möglich fein. 
Unbegründet tft daher der Tadel Savignys gegen die preußiſche 

Gefepgebung, 2°) welche jedes (auf Thatſachen gerichtete) Geftändnig 
nicht durch den bloßen Nachweis des Gegentheils entkräften läßt, jondem 
noch den eines Irrthums oder einer fonftigen ungilligen Entſtehungs⸗ 
weiſe der Erflärung?°) erfordert (8. 27a. 88b. Tit. 10. Th. J. A. G. O). 
ungerechtfertigt iſt auch der Tadel Kochs2 wegen der Erfor⸗ 
derniſſe der Verfügungsfähigkeit für ein gültiges Geſtändniß ($. 85. daſ.) 
Der Wille, von welchem letzteres feine Wirkung ſchoͤpft, iſt der Ber- 
pflichtungswille; das „Unterjcheidungdvermögen“ it nur ein qualitatives 
Clement deſſelben. Die allgemeine Gerichtsordnung hat auch in An- 
jehung der eigentlihen Anerfennung eimen prinzipiell richtigen Stanb- 
punkt. Wenn der Berklagte die Forderung ded Klägerd gerichtlich 
oder vor einer öffentlichen Behörde durchgehende einräumt, fo wird im 
Gemäßheit diejer Erklärung eine Agnitiond-Rejolution abgefaßt, welche 
wie ein Erkenntniß vollſtreckbar ift2*). Aber auch privatichriftlihe Ans 
erkenntniſſe oder ſolche Anerfenntniffe, welche ſich nur auf einen Theil 
bed ftreitigen Nechtöverhältniffes eritreden, find keineswegs für unwirk⸗ 
am erflärt; im Gegenteil tjt deren Wirkſamkeit deutlich vorausgefept; 
ie begrenzen den Rechtsſtreit auf ben ftreittg bleibenden Theil des 

echtöverhältniffed reſp. auf die Echtheit und Gültigkeit der den Klage 
anſpruch erichöpfenden Privaterflärung (8. 14. bis 19. Tit. 8. Th. L 
A ©. D.; Anh. 8. 63. zu 8. 16. a. a. D.)2”. 


24) S. 259. ma nimmt freitich auch Savigny a. a. O. ©. 45. un. Der 
andgreifliche Widerſpruch mit feiner Zulaffung eines „Rekognitiv-Bertrages’ (daſ. S. 11.) 
leibt aber unaufgeklärt. 
25) a. a. O. ©, 46 ff. 

26) k B. Simulation — vgl. Entf. Bd. 47. ©. 333. ff. 
27) Civilprozeß 2. Ausg. S. 420. Im Üebrigen binigt dieſer Schriftfteller den 
Standpunkt des preuß. Rechto in der vorliegenden Lehre, vgl. ©. 416. ebendaj. 

28) Die ee gemeinrechtliche Praris erwähnt auch Renaud ©. 

2v) Daß diefe Auffaffung mit dem Allg. Landrecht in Einklang fteht, babe 
ih in dem Auffape „Zur Lehre von der causa obligationis nach preußiichem Hecht” 
— Grudot, eiträge Bd. 10. ©. 134. ff. -- nachzuwelfen verfudht. 
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Mit diefen Grundſätzen harmoniren die Vorſchriften vom Urkunden» 
beweije. Die Paragraphen, weldhe von Privaturlunden handeln, erfor- 
dern zu beren Beweiskraft in ber Regel, ba fie von dem Probuften 
oder einer ſolchen Perfon außgeiteil feten, bie benfelben durch ihre 
Handlungen habe verbinden koͤnnen ($. 138.), und laffen fie unter 
diefer Vorausſetzung „zum Bewetfe einer übernommenen Verbindlichkeit‘, 
wie von „anderen erheblichen Thatſachen“, dienen ($. 158.2. b. Tit. 10. 
Th. 1.4. ©. DO) Das obligatorifche Moment des Belenntniffes 
ift bier ſehr dentlich hervorgehoben. Auch bei ben Vorſchrigten vom 
Gegenbeweiſe gegen den Inhalt eines Dokuments iſt fih die A. G. O. 
bewußt, daß derſelbe nicht fowohl gegen die darin bekundeten Thatſachen 
als gegen die beweiskräftige Entitehung der Urkunde zu richten ift 
(4. 126. 392. 394. 395. Tit. 10; $. 18. 19. 20. Tit. 13. Th. 1). 

Der Entwurf einer neuen Givilprozeforbnung für Preußen hat 
ed wohl mit Recht für entbehrlich und nt gehalten, über Begriff 
und Folgen von Anerkennung und Geſtändniß befondere Grumdfähe aud- 
pufprehen. Die Motive?0) erflüren e8 für felbftverftändlich, weil aus 

Herrichaftöbefugniß der Parteien über Das Streitobjelt folgend, daß 
das Anerkenntniß ded gegneriichen Anſpruchs und das gerichtliche Zuges 
Kinbniß von Thatfachen „als ein Bear bietet der Partel den 

ichter bindet‘. Dennoch ſcheint der Verfafſer dieſes Theils der Motive 
in Betreff der Bedeutung des Anerkenntniſſes und des Geftändnifſes 
ſich wenigſtens nicht völlig klar Auszudrücken. Denn das Anerkennt⸗ 
niß des Anſpruchs bedingt nicht blos die Zugrundelegung des mitge⸗ 
theilten ee Reha (er die richterliche Entſcheidung, fondern 
macht dieſe für den Rechte treit jelbft infowett entbehrlich, dab nur noch 
die Kognitton’ über die Erforderniſſe des Anerkenntniſſes übrig bleibt, 
und dieſer Grundſatz gilt auch für einzelne Theile bes ftreitigen Rechts: 
verhältnifjeg?N). Unter dem Begriff des Geſtändniſſes fteht ferner auch 
das außergerichtliche Geſtändniß, nur Daß es bejonderd bewiefen 
werden muß. Es Tann baber nicht, wie die Motive meinen, als reines 
Beweismittel betrachtet werden, fo wenig man die von ihnen auf gleiche 
inte geftellte Notortetät und Vermuthung bierumter ſubſumiren Tann. 
— Beier treten die richtigen Geſichtspunkte da hervor, wo bie Motive 
von dem Urkundenbemeite handeln 2). Hier wird in Anjehung der Be- 
— richtig unterſchieden: a) die rechtliche Dispoſition, b) das Ges 
ſtändniß, c) dad Zeugniß. Die Beweiskraft des in der Urkunde ent⸗ 

Itenen Geftändniffes jet lediglich nach der Lehre von Geftändniffen zu 

ilen. Aus der Austellung verbunden mit der Uebergabe erge 

fich der anımus confitendi. | 


30) Mot. ©. 9. 95. 
3°) Der Entwurf felbft tft ng befien wohl bewußt. Denn nach $. 314. kann 
jeder Anwalt die Beurkundung von „Anerkenntniffen und Zugeftändniffen von Klage 
ründen und Einreden“ Seitens bed Gegenanwalts tm Sitzungs⸗-Protokoll ver- 


ngen. 
22) S. 96. ff. 
25* 
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HI. Bon Bermuthungen. 


Diefe Lehre geminnt reicheren Inhalt erft durch eine ind Einzelne 
gehende Sonderung der eigentlichen Sermufhungen von den Beweis 
und Auslegungsregeln, wie joldhe in einem Kompendium bed —— 
eſſes nicht gegeben werden kann. Renauds Darſtellung, bei 
neueſte Monographie von Burckharde) anſcheinend noch nicht 
benutzt iſt, beſchränkt ſich denn auch auf eine Definition der verſchiede⸗ 
nen Arten der Vermuthung und au die Grundzüge ihrer prozefjualiichen 
Behandlung *Y. Charakteriſtiſch und durchaus folgerichtig erjcheint uns 
die verichiedene ſyſtematiſche Stellung der Rechtsvermuthungen (prae- 
sumtjones juris) und der gemeinen Bermuthungen (praesumtiones facı, 
hominis oder judicis). Die erfteren bilden eine Unterabtheilung Des Ab- 
fchnitt8 „Die Befreiung von der Beweislaft” und ftehen (ald relative 
— auf einer Linie mit der Notorietät und dem (gerichtlichen) 
Geſtändniß. Die anderen — wenngleich auch bei jenen eine (mittel 
bare) Beweisführung vorkommen Tann?) — bilden einen Theil ber 
Lehre von der Bemeisführung felbit. Sie erfparen nit, ſie erleichtern 
nur ben Beweis durch Darbieten einer Folgerung von einer oder 
mehreren Thatjachen (Indicien) auf eine prozefjualifh relevante That 
ſache. Ob aud bei der Rechtövermuthung dad Moment der Schluf- 
folgerung von einer bewiefenen Thatjache auf eine andere unbewiejene 
— welde eben den Inhalt des Rechtsſatzes bilden foll — in den Be 
riff aufzunehmen (wie nad Renaud), tft zweifelhaft. Burckhard 
at dafjelbe ausgeſchieden. Cr verfteht unter eigentlihen Nechtsver- 
muthungen (eiviliftiichen Präſumtionen im engern Sinne) „pofitive 
Rechtsſätze des Inhalts, daß ohne den nad allgemeinen Beweisregeln 
erforderlihen Beweis ein beftimmter Umftand als bewiefen angenonmen 
wird‘ 30), Eine Schlußfolgerung liegt zwar in den meilten Fällen (als 
legiölatorifched Motiv) zu Grunde. Dielen Moment ift aber ein viel zu 
allgemeines. Faſt jeder Rechtsſatz hat beſtimmte faktifche Borausjeßungen, 
* die er ſich bezieht, un läke jih Daher auf die Korm einer Folge 
rung zurüdführen. Andrerjeitd giebt es mande Fälle von NRechtöver: 
muthungen, in denen die Faſſung des Rechtsſatzes die Folgerung wenig 
(ten? nicht beitimmt erkennen läßt. Unger nennt diefe Bälle (2. 
te praesumtio Muciana, die Präfumtion eines früheren Todes eines der 
&ommorienten x.) „Interims⸗Wahrheiten“ zum Unterjchiede von techni« 
ſchen (ächten) Vermuthungen. Allein ein praftifcher Unterjchied ift nicht 
en Mefentlich bleibt immer, dab ein Umftand ohne Beweis als 
wahr angenommen wird?”). Die Definition Burdhards jagt uns 


23) „Die civilifttlichen Präfumtionen” von Dr. Hugo Burdhard, Privat- 
dogenten an der Univ. Jena. Weimar. 1866. Landes-Induftrie-Comptoir. 

4) Bol. S. 251. ff. 254. ff. e 

35) Daf. ©. 253. 

36) Burdhard ©. 193. 

37) Derf. ©. 201. bis 214. 
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daher mehr zu, ald die Renauds, wenngleich diefe zur Ausſchließung 
der Rechtsfiktionen hinreicht 39). 
halb ift es auch nicht (mit Renaud) als ein für Rechtsver⸗ 
muthungen geltender allgemeiner Grundfatz zu begeichnen, daß diefelben 
nur dann wirkſam feien, wenn die Prämiffen „zu den Alten gebracht, 
und dieſelben auch notorifch oder gerichtlich eingeftanden find“. — 
ſelbſt ſpricht übrigens in Ermangelung dieſer Vorausſetzungen der Rechts⸗ 
vermuthung nicht jede Wirkung ab; ſondern er geſtattet, wenngleich als⸗ 
dann die ——— nicht auf die Prämiſſen, jenen auf die (zu ver⸗ 
muthende) Begebenheit jelbft zu richten, der beweispflichtigen Partei dennoch, 
ihre Beweisführung auf jene Prämiffen zu richten, und zwar felbft dann, 
- wenn fie im erften Verfahren feinen Bezug auf diejelben genommen 
baben ſollte. Dies fcheint und durchaus willfürlih. Die Präfumtton 
felbſt zwar bedarf (mas Renaud nicht näher prüft) als —— in 
der Regel keiner Allegirung in ben Parteiſchriften. Ihr thatſächlicher 
In wird ſtillſchweigend behauptet durch Bezugnahme auf die Prä- 
miffen. Nur dann, wenn das Gejeh eine rechtliche Folge enthält, welche 
auf verfchiedenen Thatſachen beruhen fann3), tft eine dieſer beftimmten 
apatiachen zu behaupten 10o). Dagegen muß u. E. der, welder ſich 
überhaupt auf eine Nechtövermuthung zu ftügen gedenkt, die thatfächlichen 
Prämiſſen, nt ed deren bedarf, bereits im erften Verfahren behaupten, 
wie er überhaupt alle Thatſachen, aus denen fein Antrag folgen foll, 
ae hat. Die Präfumtion ehört nicht ind Beweis-Verfahren. 
Ste ift ein Beweid-Surrogat. Ihre Prämiffen find MR nicht ale 
Beweiämittel, ſondern als rechtöbegründende Thatfachen aufzufaffen *'). 
Den Gegenbeweid gegen die Präfumtion, welche die Partei⸗ 
rollen übrigens nicht verändert, kann der Gegner! der beweißpflichtigen 
Partei gegen den Inhalt der Vermuthung jeinft 6. h. gegen die ver 
muthete Thatſache, nicht gegen die Richtigfeit der Rechtsvermuthung) 
richten; er kann fich aber auch gegen die Prämifjen wenden, und in 
beiden Fällen muß verlangt werden, daß die thatjächlichen Anführungen, 
worauf diefer Gegenbeweis geftüht wird, ſchon im erften Verfahren vor⸗ 
getragen werden, während Renaud dieſe Anforderung ohne Grund auf 
den Fall befchränft, wo die Prämiffen feftitehen, fo daß bezüglich der 
rechtlich vermutheten Thatſache fein Beweis aufzulegen if. Auf ben 
Gegenbeweis gegen die Präfumtion find alle vom Gegenbeiweife über: 
haupt geltenden Grumdjäbe anzııwenden. Cr kann alfo, fo weit er ein 
direkter ift, nicht durdy Cidesdelation geführt werden, und es gilt der 
Sab: „reprobatio reprobationis non datur‘“ 12). 
Für den Beweis durd gemeine DVermuthung laffen fih u. €. 


38) ine befonbere Praesumtio juris et de jure iſt gar zu verwerfen, wie 
Burdbard in dem „Anhange” ©. 369. ff. überzeugend nachwelit. 

39) 3. B. beim chirographun: cancellatum: L. 24. D. de probat. XXL. 3. 
p vol mit $. 102. it. 16. Th. I. A. L. R. 

8 Burckhard S. 367. u 

#1) Anders verhält es fich allerdings mit den gemeinen Vermuthungen, wen 
fire dieſe ein feftbegrenztes Gebiet zu gewinnen wäre. 

32) Auch für die ‚Interimswahrheiten“ Ungers — f. Burckhard ©. 882. ff. 
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t (wie Renaud verſucht) analoge Grundjähe tellen. Der Be 
griff derjelben ift überhaupt ein fo vager, dab eine beitimmte Doktrin 
nicht dafür gefunden werden kann. Der einzige allgemeine, aber feineäweg? 
ausichlichlice Geſichtspunkt ift der, dab eine durch bewiefene Indicien 
erzeugte Wahrfcheinlichfeit zur Auferlegung eined nothwendigen Eides 

ühren kann, und dies kann, was Renaud bejonders hervorhebt, fowoehl 
ei der Prämiſſe, als bei der Al relevanten ſache vorlem: 
men. Dagegen ift ed u. E. durchaus fruchtlos, einzelne Bewersmitie 
einer vorausgefehten allgemeinen Theorie von gemeinen 

unterzuordnen, wie Died von Renaud bezüglich der kaufmänniſ 
Brieffopirbücher und ber Kerbhölger geſchieht von Mittermaier 
neuerdings berũgi⸗ der Sachverſtändigen verſucht iſt. Wie dieſe als 
ein beſonderes Beweismittel au en haben wir näher darzulegen 
und bemüht. Kerbhölzer und :Brieflopirbücher find aber Nichte, al 
Urkunden umvolllommener Art. Die Anwendung eined vagen — if 
von , Vermuthung“ auf dieſe Beweismittel vermag nichts zur = 
ihrer prozeſſualiſchen Bedeutung beizutragen und wirt ım &eg 
— af, die unbeftreitbare Realität des Inſtituts der Nechiirer- 
muthung zurüd. — 

Auch in Preußen hat eine mahlofe Anwendung des Aushmii 
„Vermuthung“ bei Dorf er der verjchiedenften Art in ber Pram 
Die — it des Begriffs toͤrt 12). Inſonderheit iſt bei dieſem unbe 
ſtimmten —a— ihr te Sonderung der Fiktion von ber Rei 
vermuthung häufig nicht leicht. Die Biene at ſich indeſſen nidt 
ohne Erfolg bemüht, den Begriff der letzteren klar zu halten und be 
Eiptigen Grundſätze für deffen Anwendung zu finden. So findet fid 
im Wejentlichen Die rec e Theorie bei Kody*?), wenngleich dieſer die 
beiden Momente der Ir cheinlichkett und der (logiſchen) Lußfolge 
rung in den Beariff aufnimmt. Noch reiner — auf die Befrei 
von der Beweislaft vermöge pofitiven Rechtsſatzes beſchränkt — ift der 
Begriff bet Förfter*5), welcher indeſſen auf weitere Anwendung ver 
5* Wir halten mit Beiden eine eingehende Unterfuchung aut dem 

ebiete des preubiichen Rechts für wünſchenswerth. 

Das Handelsgeſetzbuch hat von der Rechtsvermuthung keinen 
ausgedehnten Gebrauch gemacht. Wo ed geſchieht, wird die Natur ber 
jelben, insbeſondere die Zulaſſung eines Gegenbeweije, in ber Regd 

urch bejondere Zufäpe, wie „im Zweifel® oder „bid zum Nachweis dei 
Gegentheild® angedeutet (jo in den Art. 274. 424. 777. 787. 7. 
806. 853. 855.). Doch fommt auch der einfade Beariff „DB ung" 
ohne weiteren Zufah vor (Art. 739.) — eine bloße Ungleichmäßigkeit m 
ber Redaktion. Grundfähe über die weitere materielle oder prozeſſualiſche 
Behandlung der Vermuthungen finden fich nicht angedeutet. — 


+3) Selbft beim Urkunbenbeweife kann die A. ©. O. bie „rechtliche Bermuthung” 
nicht entbehren ($. 158c. Tit. 10. TH. I.). Ueber Kerbhölger vgl. 8. 164. ff. ba. — 
Der tige Begriff Tegt j Orunbe In 8. 27. 28. Bit 13. Th. I. 25190 
(2. auf B rede Bal Preuß. 1 4 


Theorie u. —* bes preuß. Privatrechts. Bd. 1. ©. 255. 
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IV. Bon präparatorifhen Entideidungen. 


Wir haben bei unferen früheren Erörterungen und Mittheilungen 
über dieſen Gegenftand unter „präparaterifchen Entſcheidungen“ interlo⸗ 
futorifhe Sentenzen verftanden, welche die endlidye Entſcheidung des 
Rechtsſtreits dur Entſcheidung einer (materiellen) VBorfrage nur vor⸗ 
bereiten. Die Frage nach der Zuläſſigkeit ſolcher Entſch gen ent- 
fteht vorzugäwetie in zweiter Inſtanz, und fällt aljo mit der Ausdehnung 
bed Devolutiv⸗Effekts der Appellation zufammen. Diejelbe ift indeffen 
nur mit Hülfe einer Unterfuchung der richterlihen Aufgabe überhaupt zu 
löfen. Unferes Erachtens hat der zur Entſcheidung des Streits berufene 
Richter den an zu dieſem praktiſchen Refultate führenden Weg 
einzufchlagen, ſich alſo in der Prüfung des ihm unterbreiteten Streit» 
Materiald auf dad Nothwendige zu beichränten. Dem entfprechend 
haben fidy die Parteien nicht über den Berluft einer Inſtanz zu beflagen, 
wenn ber Appellations⸗Richter von einem anderen, von dem eriten Richter 
nicht ausdrücklich gewürdigten Gefichtöpunfte aus zu feiner Enticheidung 

— darf in dieſem Falle die End-Ent- 


Sache in einen Zirkel Fre Auönghmen Kenn gelten nur nad 
itiv bei 
und für die dritte Inftanz. Wir haben diefe Anficht gegen mandherlet 
Anfechtungen nled näher entwi ; auch gezeigt, 
daß Fich der preußiſche Entwurf einer Civilprozeßordnung derjelben um 
ein beträchtliches Stüd nähert, indem er einen abgejonderten Iuftanzenzug 
über Präjudizialpunkte im Wefentlichen auf ioiche Urtheile erfter Inftanz 
befchränkt, welche materiell feine End-Entſcheidung enthalten *?). Weitere 
titthetlungen von anderer Seite zeigen ein fortgejebted Schwanken bed 
Dber-Tribunald und die VBertheidigung der entgegengejepten Anſicht durch 
ein Appellationdgericht des gemeinrechtlichen Gebiets t%). Ein neuerdings 
veröffentlichted Erkenntnifßz des Ober⸗-Tribunals erflärt fi) dagegen aber- 
mals für die richtige nt Renaud nun hat fich über die Kon- 
troverſe nicht ganz deutlich auögejprochen. Seine Darftellung enthält 
indejfen tnterefjantes Material und bietet manche Stützpunkte für unfere 
Meinung, fo daß die Beranlaffung hinreichend ſchien, hier auf die Frage 
zurüdzufommen. Renaud erkennt zunächſt an, dab bie Beftimmungen 
des römischen Rechts, wonady der Oberrichter, an weldyen die Sache 
devolvirt war, biefelbe unter feinen Umftänden an den Unterrihter 


260) Preuß. Anwalts Zeitung Sabre, 1864. ©. 185. ff. u. Gruchots Beiträge 
. . ff. 489. ff, Bd. 9. ©. 201. ff. 512. ff. 

N) Gruchot Beitr. Bd. 9. ©. 191. 

4?) Ebendaſ. Bd. 10. ©. 533. ff. 

29) Entſch. des Obertrib. Bd. 55. S. 240. 


— 
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remittiren, ſondern ſelbſt die etwa nöthigen weiteren — 
leiten ſollie 5%) weder durch das kanoniſche Recht, noch durch Reichsgeſche 
abgeändert ſeien. Dagegen beſtätigt er einen Gerichtsgebrauch, welde 
bie „Richtung verfolge in dem Falle, dab in der Appellationd-Initanz ein 
weiteres Verfahren als nothwendig erfcheine, durch Remiffion der Sack 
an den lUnterrichter die geieglihe Inſta enpahl zu erhalten, umd bie 
Berechtigung hierzu in dem Delegationsrecht des Oberrichters finde‘), 
Allein ein ſolcher ſchrankenloſer Gerichtsgebrauch fpricht ſich u. €. ſelbſt 
das Urtheil. Er macht ed von dem Belieben des Oberrichters abhängiz, 
wieweit er die Aufgabe des erften Nichterd als erledigt anjehen will, und 
löft den NRechtöftreit in ein Aggregat von Duäftionen auf. Gin Dee 
gationsrecht in dem voraudgejegten Umfange iſt durchaus zu lengnen 
und wird auch von Renaud an anderen Stellen 52) nicht anerfamt. 
Renaud ſcheint auch felbit jenem Gerichtsgebrauch nicht geneigt; den 
er fährt an ber zuerit allegirten Stelle fort: „Jedenfalls aber hat id 
der Appellationdrichter, wenn er eine untergerichtliche Die Sache ſelbſt 
und * eine bloße Vorfrage betreffende Entſcheidung aufhebt, hierauf 
nicht zu bejchränfen. _ Vielmehr hat er unter Berückſichtigung der ewar⸗ 
gen Kova alle ſpruchreifen Punkte, über welche nad, Aufhebung de 
untergerichtlichen Urteld erkannt werden foll,. zu erledigen” u. |. w. — 
Man muß aber weiter gehen, und ihm aud die Yufaabe überweiſen, 
noch nicht ſpruchreife Punkte. durch Beweisaufnahme ſpruchreif zu made, 
fobald nur überhaupt eine End-Enſſcheidung erfter Inſtanz vorliegt 
Dies beſtimmen denn aud die von Renaud allegirten neueren Proze- 
ordnungen 5?) — ein deutlicher „Hinweis auf die Ziele der Redtsen 
wickelung. Mit Nothwendigfeit zu demfelben Refultat führt Renandt 
Anficht von dem Umfaug der Rechtskraft. Er verwirft die Rectökraft 
der „objektiven“, wie der. fubjeftiven Gründe und ber bloßen Zorenk 
ſcheidungen ‚und läßt nur die ſchließliche Entſcheidung über: das Stel: 
verhältniß, zu welcher der Richter unmittelbar beuufen war, in Rear 
fra übergehen 3). ine Entſcheidung des Appellationdrichters, welche 
fih auf Verwerfung des präjudiziellen Entſcheidungsgrundes des erfiz 
Richters beſchränkt, iſt demnach kein wirkliches Erkenntniß, jonben bet 
materiell die Bebeutung eines bloßen Entſcheidungsgrundes. Der Rect 
ftreit fommt alfo damit nicht zu Ende. Ob und wieweit in eriter 
Inſtanz Fir gemifle Punkte („Präjudizial-Punkte), z. B. für progh 
bindernde Einreden, mit oder ohne Antrag der Parteien präparatoriſche 
Sentenzen ( Zwiſchen⸗Urtheile“) zuzulafien®), gegen melde alsdam 
befonderer Inftanzenzug ftattfindet, ft eine Frage der Prozeß-Polikl, 
Weide mit dem and der vorliegenden Kontroverfe nicht in not 
wendiger Beziehung Iteht. 


50) L. 6. pr. 88. 1.2. C.d u. VII. 62. 

e 5 “mm 

2) ©. 49. 60 d 

3) Hann. Pr. O. 8. 423, Bad. Proz. O. 88. 1146—1147. Oldenb. Pr. O 
art. 261. Proz. D. 9 


B4 . . ff. 
3 Bol. Renaud ©. 411. 486. 610. 
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So dinfen wir im Weientlihen auch Renaud zu den Gegnern 
jener oberrichterlichen Rückweiſungsbefugniß rechnen, welche den Parteien, 
anftatt zu nügen, jchabet, indem fie den Prozeß verfchleppt. 


V. 


Schließlich theilen wir noch einen Rechtsfall aus der (wie alle 
außerordentlichen Prozebarten ?%) von Renauds Darftellung ausgefchloffe- 
nen Lehre vom Mandats-Prozeſſe mit: 

| Grund erfolgter Einfiht de8 vom Kläger in Ba genoms 
menen Hypothekenbuchs ift wegen rüdftändiger Zinjen von einem auf 

ftüde des Berflagten eingetragenen Kapital ein Mandat an 
den 5 erlaſſen. Innerhalb der 14tägigen Friſt erhob Verklagter 
Widerſpruch und beantragte, die nfũhrangen des Klägers beſtreitend, 
Zurücknahme des Mandats. Hiermit burch Perfüngns zurückgewieſen, 
erhob er Beſchwerde beim Koͤn. Kammergericht, welches —* unter 
Bezugnahme auf ein Juſtizminiſterialreſktript vom 16. Juli 18378)9 
anordnete, daß „über die Einwendungen des Verklagten zu erfennen“. 

Das Stadtgericht zu Berlin, I. Prozeß-Deputation, pet hierauf in 
dem demzufolge anberaumten Audienz- Zermin unterm 5. April 1867 
anf Bollitredung des Mandats erkannt. 

Die Gründe führen aus: 

Dad Weſen des (unbedingten) Mandats⸗Prozeſſes, wie diefer ſchon 
in der gemeinredhtlichen Praris, aus welcher er in dad preußifche Recht 
übernommen worden, aufgefaßt werbe°*), beftehe eben darin, daß der 
Beweis ded Klagegrımbed bereitd bei Erlaß des Mandats authentiſch 
geführt ſei, umd die Thätigfeit des Richters daher gewiſſermaßen mit 
dem Erkenntniß beginne, weldes nur durch Einreden (exooptio 
sub — et obreptionis) angreifbar ſei. Mit gutem Grunde alfo laffe 
das Geſetz (88. 2. 3. der Verordnung vom 1. Sımi 1833) gegen das 
Mandat, wie „gegen die Forderung‘ nur „Einwendungen“ und zivar 
folche, welche fofort liquid gemacht werden koͤnnen, zu und fchreibe erft, 
wenn der DBerflagte „dergleichen Einreden“ vorbringe, bie eraumung 
eined Termind zur mündlichen Verhandlung vor. Man möge num 
bezüglid; der Ausdrüde „Einwendungen und „Einreben immerhin ° 
einen laren, noch über die Rechtsſprache des fpäteren gemeinen Prozeſſes 
und der allgemeinen Gerichtsordnung binausgehenden Sprachgebrauch 


56) ©, über diefe von Renaud perhorrefcirte Terminologie daf. S. 1. 595. 
81) ogebrudt bei v. Rönne A egängungen 5. Ausg. Bd. 3. ©. 28. " 
se) Bol Martin Drogeh 9, Ausg. 8. 244. ff. Das preuß. Recht bat freilich 
in eigenthiümlicher Weife Die an Die confessio in jure anEnip nde Bedeutung der In8- 
instrumenta guarentigiata —— — vgl. Renaud ©. 660. — mit den Grund⸗ 
en ber Praxis vom unbedingten Mandatsprozeß und den Formen des bedingten 
anbataprogciied fombinirt (vgl. Koch Civilprogeh 2. Ausg. ©. 746. ff.). Die rechtd« 
geſchichtliche Grundlage tft daber eine unfichere, und ed wird in ber Hauptjache immer 
aus der pofitiven, dem Mandatsprozeß bei und gegebenen Geftalt zu argumentiren fein. 
Der Entwurf einer Civilprozeßordnung für ar euben hat befanntlich den Mandate 
peuaeß nicht aufgenommen, wie wir (mit Anderen) bereit# bei Schletter Jahrb. 
d. 12, 136. beklagt haben. 
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voraußfepen, niemals fei darunter eine einfache negative Einlaſſung 
tehen 9°). Mindeſtens müſſe dies von dem] jenigen Mandattvers 
fören gelten, bei welchem das 3 ndat auf dem berettö bei Ginleitum 
er Klage volntändig urch das Hypothekenbuch zu führenden Bencik 
beruht). Vgl. $. 1. No. 2. der alleg. VBerordn. — Wäre ſchon en 
nacktes Beftreiten bes thatfählichen Klaggrundes, mit einfachem Biber 
pruch verbunden, hinreichend, zur — * — me dei Mandan zu führen, 
o würde ber eigentlihe Mandatsprozeß weſentli dem bei Bagakell 
achen über fungible Gegenftände anmwendbaren bedingten Danbattuer 
ahren herabfinten, wobei das Mandat nur unter der Vorandfegun, 
daß Berklagter nicht rechtzeitig Biderprug ghebe, die Kraft eine 
Kontumazialerkenntnifſes erlange ($. v. 21. Juli 1846). 
Der Begriff „Einwendung“, wenngl ei man Denfelben auf eine m 
bereit vorliegenden Thatjachen fchöpfende el Vertheidigung (ex 
ceptio juris) in Diefem Sinne auöbehnen möge, jepe vielmehr m mine 
eine gewiſſe Aktion bes Berflagten gegen den Klaggrumd, die Se 
hebung eineö beftimmten Mangels in demfelben, möge berjelbe ned 
eined Beweiſes bedürfen oder nicht, oder doch den Antritt eined Gem 
beweiſes voraus ei), koͤnne aber nicht eine Vertheidigung einpihen 
welche nur eine Wiederholung bes mit ber Kiage geführten U 
beweife8 vor dem Stollegio bezwede. Eine bierwon —*2*— a 
babe auch das Juſtiz⸗Miniſterium bisher nicht ausgeſprochen. Daſſebe 
wolle nur die zuläſſigen Einreden nicht auf thatſächliche, beim 
derd zu 2* Einreden beſchränkt wifſſen s2) und wende diem 
Grundſatz in dem vom Koͤn. Kammergericht allegirten Reſtript vom 
16. Juli 1837 völlig fachgemäß auf den „Eimwand* der mangelnde 
itimation zur Sache ($. 81a. Ti. 10. Th. 1 A. G. O) m 
Shen ed ausbrätti „Sinwenbungen jeder Art‘ Earl „fie mögen 
ih auf Beftreitung der in ber Klage angenih eführten Thatſachen, ober an 
eine Berneinung der Rechtsbeſtändi —*— ed Geſchäfts oder auf em 
Aenderung ober Aufhebung ber Verbindlichkeit, Deich 43 gebe & 
keineswegs bie Wirkſamkeit der einfachen negativen tiötonteftahn, ſen 
dern im een zu erkennen, da aus dem und aubeı 
demfelben ein bejonderer Angriff abgeleitet, ein Mangel je Klageregt 
geltend gemacht werden mülfe, wenn dadurch bie Ginleitung einel 


69) Renaub S 211. . Martin 8. 85. ad ©, 270 270 Air Förfter Tpemt 
und Praxis B hruchot Beiträge Bd 
0) In Be n Glen in denen der einfade Bavesan ritt zum Ci 
des — genügt Be bet den Debührenforberungen * ärztlichen Derfonen, bt 
—— wird ch einfaches Beftreiten genüge —— ob ©. 750). ODie 
Erweiterung der Bebin — des Danbatöuerfahrene Fü ier 
Erweiterun bes möverfabe 
—— v. 7. Febrnar 1846. — Präj ©. ©. 361.1 
Ent. N eben % nat. v. * „galt 1858. — Eniſch. Bd. 40. ©. 849. — Rolf 
ind. Preuß. w..3tg. 186 11. 
3% —*ã*— jr rn ift wörtlich in die Schrift Goelt Di 
aus Des w n von 
Gets ng und ber Civilprozeß in Preußen 3. Auög. 1852. ©. 279. Br 
gegangen 


naturgemäß anch zu 
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entlich zur Verhandlung und cheidung über dieſen Angriff, nicht 
—* ben Magegrunb an ich, keftimnten Eyeeptione —S— 
geführt werben folles). Die Eingabe bes Verklagten entſpreche dem⸗ 
nach nicht den geſetzlichen Anforderungen an eine Exceptionsſchrift, und 
ſei derfelben daher feine weitere Folge zu geben. — 

Diefed Erkenntniß tft rechtskräftig geworben. 


04, Das R t wiederholt denn ‚ba nur eine für erheblich und bewieſen 
erachtete Einrehe ber —— dt de —E des Rande zur —* 


Rechtsſprüche. 


T. 
Haftbarkeit des Erwerberd der Firma und des Handelögeichäftes fir 
die von dem früheren Eigenthümer Tontrahirten Schulden. 
Mitgetheilt vom Herrn Rechtsanwalt Schlüter zu Witten. 


Der Kaufmann ©. in D. nahm ald Indoſſatar aus einem Dres 
monat⸗Wechſel vom 20. Februar 1866 deſſen Acceptantin, die Hin 
lungsfirma 3. und Sohn in R., klagend in Anfprud. Im Ber 
Iungstermine meldete fih für die Verflagte ein Kaufmann P. aus R. 
mit der Angabe, daß er der jebige 34 aber der Handlungsfirma 2. 
und Sohn jet, beftritt jedoch feine flihtung zur Zahlung der Beh 
felvaluta und führte ur Begründung feiner Anficht Dad Folgende an: 

‚Er babe das bei M. belegene, von den früheren Eigenthümen 
unter der Sirma T. und Sohn geführte Papierfabrik-Etabliſſement erf 
durch notariellen Vertrag vom 16. März 1866 von feinem Bor 
B. käuflich erworben und, von der Beftimmung des $. 3. dieſes Der 
traged Gebrauch machend, dieſes Gejchäft unter der vorgedachten Firma 
fortgeführt. Von den aus der Geſchäfisführung vor ſeiner Erwerbung 
vorhandenen Gejchäftsfchulden habe er nur die in dem dem Derfrage 
beigefügten Verzeichniſſe einzeln aufgeführten Poften übernommen, in 
welchen bie bier eingeflagte Wechfelihuld nicht mit- einbegriffen je. 
Accept habe ſich auch ſchon vor feiner Erwerbung auf dem Bel- 
e en.” 


er Kläger hielt diefe Anführungen ihm gegenüber für ımerkk 
lich und beantragte Veruriheilung nad dem Slageantrage, melde ah 
vom Kön. Kreiögerihte zu Bochum ausgefproden wurde. In da 


Gründen wurde ausgeführt, dab die Firma dem Wechjelberedhtigten 


verhaftet bleibe und der jepige Inhaber feinen Regreß an jeinen der 
Täufer nehmen möge. Das Accept rühre unbeftritten von dem früheren 
aber der Firma her und dies binde die Firma, welche allein verklagt 
worden jei. 
Auf .Appellation ded Kaufmanns P. wies dad Kön. Appellation® 
gericht in Hamm die Klage der Firma T. und Cohn gegenüber 
zurüd. Die Debuftion ded zweiten Richterd geht dahin, daß dad Ir 
cept zunächſt nur denjenigen verpflichte, von welchem es herrühre, 
alfo Kläger einen Uebergang dieſer Verpflichtung auf den jehigen Jr 
baber der bezogenen Firma habe nachweiſen müſſen. Ein folder Nebe- 
gang liege nicht von felbft in der Uebernahme der beitandenen Firms, 
weil fie feine juriftifche Perfon fei, könne auch nicht darin gefunden 
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werben, daß das Geſchäft, weiches unter der alten Firma betrie⸗ 
ben worden, auf den Käufer mit übertragen ſei, weil es ſich dabei nicht 
um die Uebertragung einer universitas juris handle, welche die vorhan⸗ 
ne Schulden ohne Weitered auf den nenen Erwerber mit übergehen 
aſſe 
Gegen dieſe Entſcheidung wandte ſich der Kläger an das Kön 
—— und zwar, da die eingellagte ſelſumme fi auf 
mehr als 500 Thlr. belief, mit dem Rechtsmittel der Reviſion. Der 
pöctie Öerichtäbe erachtete die Reviſion jermeil für auläffig und er⸗ 
nnte am 1. November 1866 unter Abänderung des Appellations- 
Ten auf Wie der herfte llung des Ertenutnifſſee erſter In⸗ 
tan 


fei⸗ * einen neuen —7— r, den fm ann ®P., übergegangen 
ift, —*— auch für die Firma die Klage beantwortet hat, jo fragt es 
19: welche Wirkung der Mebergang des Gejchäftes und ber Sen Bars, 
P. für diefe in Bezug auf jenen von dem früh 
und Zirmen- Inhaber eingegangene —E habt bi Int? 
Und von der Seantwortung biefer Frage iſt wefentlich Die —— 


der Sode abhängig 
Das Deutliche Gandelögefegkud, re bier allein ald eutſcheidend 
anzufehen ift, enthält allerdingd Teine bir und ansdrüclichen Bes 


ftimmungen, nad) denen bie eben g ach A je in beantworten: ift. 
Bei der Redaktion dieſes Kr etzbuches iſt i Öegentpeite die in den 
Kommilfioneberatpungen mehrfady ventilirte te Bee Üiher die irtungen 
Ue hertragun einer Handlung nebſt Firma auf einen Andern, 
—— etreff dieſeß neuen Erwerbers, abſichtlich gan und 
unentſchieden gelaffen, weil bei der Verichieden eit de —— en 
Berhältniffe, um deren rechtliche Veurtheilung Bi — 
und bei der Mannichfaltigkeit der von den K enten bet der I Ge 
jchäftö-Uebertragung Segen Abſichten, e8 von Yen ehaktırm für uns 
möglich gehalten worden tft, bie —— rechtlichen Beſtimmungen 
in wenige Sätze 3 aufammenzufaflert, ohne babei dem Verkehre und bem 
Nechtöge) ühle der en ewalt anz 

rar nberger Kommtjfiond-Protololle ©. 41. "2. 280. 1108. 1431— 


 eifemmgen tet muß jene Frage lediglich An Grundlage der Bes 
ftimmungen des Handelögefegbuches und nad) dem Sinne und Geifte 
des leßteren beantwortet werden, weöhalb denn auch hierbei die in dem 
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Appellationsrichter in Bezug genommenen, in Striethorfts 
Archiv — II. 219 - 221 —E—— ——— —— 
Obertribunals vom 12. Januar 1854 angenommenen und 
nen Srundfäge als ger der Smanation de Dentſchen Handelsgeſetzbu 
nicht Fees ahgebend an außer Bewacht bleiben müſſen. 


un- 
ter welchem er im endet feine Se fte b und — Unterieit 
— Die Firma mithin, da ſie "ie —— hat, ** zumnter 


Entwurfe e ehem ewiſſ hen ein —E der 
Name des — 2* ſelbft, weil erfahrungsmäßig ber einer Handlung 
ährte Kredit gm großen Theile an ber Firma rad mit Der 
—* auf den hhaͤftsnachfolger übergeht. Die iſt beshalb 
ebenfo, wie der perſoͤnliche Name von ber Perſon, ald unzertrennlich von 
der Handlung oder dem —— Etabliſſement), welches imter ihr vom 
Kaufmanne geführt wird, anzu ben, und Ai bemgemäß in wertlicher 
Webereinftimmung mit dem Art. 27. des preußifchen Entwurfed der 
Art. 23.98 A. D. H. © 2. — 
‚Die Veräaußerun einer Firma als folder, abgeſondert von Dem 
Sanbelögejcäfte, —F welches fie bisher geführt wurde, iſt nicht zu⸗ 


ig.* 
Die ed Verbot tft nad Ausweis der Motive preußiſchen Entwurfe 
S. ie auch mit um besmillen erlaffen, die Berluberung einer 
Firma als folder, abgefonbert von bem mau I begeichneten Handels 
getüäfte unter ben Geſichtspunkt ber z amgu if igen 
efallen fein würde, umd dies zug a dat die Firma 
Fr ein Sachname, als ber Name des H welches ber 
Firma geführt wird, angejehen — he 
Dadurch, daß dem Handelsge in der Firma ein beſonderer 
Name beige at tft, Daß das a6 Gefiäh Dar durch Diefe eine Firma nad) außen 
Aa repräfentirt wirb, und daß beide von eina unzertrennlich find, 
em unter der Firma geführten Sanbelsgechäfte eine Art von Per 
nlichteit beigelegt, welche fich bei offenen Handelsgeſellſchaften noch 
ve dadurch manifeftt 8 biele zufolge Art. 111. des A. D 
. 3. umter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindli —* 
J Eigenthum und andere On * Rechte an Grundftücken „= 
werben, vor —— Hagen und v t werden Tönnen. Rad dem 
Be hluffe, welcher von der Nürnberner Meder — — worbens nach 
mehrfacher Berathung und wiederholter Erwä B, gerut worben, 
berger Kommiff.- Prot. ©. 154161. 176. 214. 274— 279. 
373. 1001. 1134. 1135. 1139—1144. '4520., 
it freilich der Hanberägefeil ft der Oharafter einer juriftif len 
a —— — und wiewohl hiernach auch das unter einer 
geführte Handelsgeſchaft fich nicht ei ein Rechtsſubjekt Im m fireng 
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juriftiſchen Sinne betrachten läßt, fo bildet doch ein ſolches Handelsge⸗ 
ſchäft (Etabliſſement) ein für ſich beſtehendes und engeihloffenes one 
zu welchem ald integrirende Xheile nicht mur die Waarenvorräthe und 
Dtenfilien, jondern auch die ausſtehenden Handelöforberungen und kon⸗ 
trabirten Handelsſchulden gehören. Diefed Ganze, were allerdings 
nicht als eine wirkliche universitas juris anzufehen tft, ſich vielmehr am 
Wi nur als eine |. g. universitas facti charafterifirt, wird in der Hans 
elöwelt dergeitalt ald ein einheitlicher Komplexus aufgefaht, dab, welche 
Berfonen anch die Träger der Firma fein mögen, dadurch diefe Einheit 
am Ale nicht alterirt wird, ſolche vielmehr unverändert und ungetrennt 
fertbeftehen bleibt. 

Wird nun ein derartige Handeldgefhäft ſammt Firma durch Ver 
tauf oder andere Arten ber Veräußerung auf einen Andern übertragen, 
jo dab diefer in dafjelbe nur vermittelit einer Singularfucceffion eintritt 

und jelbiged übernimmt, jo bringt es bie eben entwidelte Natur und 
das Weſen eined Handlungd-Etabliffements mit fich, dab es als die Re⸗ 
gel betrachtet und beöhalb vermuthet werden muß, daß das Geſchäft als 
einheitlihed Ganze mit allem, was dazu gehört, übertragen worben. 

Die Verhältniffe, welche durch dieſe Webertragung zwifchen dem 
Veräußerer und dem neuen Erwerber, fowie hinfichtlic) des Crfteren 
Dritten gegenüber begründet werden, bedürfen jedoch hier Feiner befun- 
deren &rörterung, da ein hierher gehörender Fall nicht zur Entjcheidung 
vorliegt. Hier tft vielmehr nur das Verhältniß zwiichen dem neuen 
Erwerber einerjeitö und den Handlungsgläubigern andererſeits in Be⸗ 
tracht zu ziehen gewejen. 

Aus der Beitimmung des bereitd allegirten Art. 23. des Handels» 
gefetzbuches läßt ſich allerdings nicht folgern, daß die Veräußerung der 
Firma und des Geſchäftes nothwendig unter Uebertragung der ſämmt⸗ 
lichen Activa und Paſſiva der andlung auf den Uebernehmer erfolgen 
muß. Und iſt es deshalb auch nicht richtig, wenn in den Nürnberger 
Kommiſſions⸗Verhandlungen, S. 41. der Protokolle, behauptet worden 
ift: die Uebertragung einer Handlung ohne Aktiva und Paſſiva de in 
dem Art. 23. (Art. 27. des preubitchen Entwurfes) verboten. eſer 
Artikel verbietet vielmehr nur die Veräußerung einer Firma allein, d. h. 
ohne das Handelsgeſchäft. Dagegen ſind fuͤr die Beantwortung der 
Frage, ob bei der Veräußerung ber Firma und des Geſchäftes die be- 
reit3 vorhandenen Handlungsfchulden ald auf den neuen Erwerber mit 
übergegangen anzujehen find, Die Beitimmungen des Art. 113. des U. 
D. H. G. B. von entfcherdender Bedeutung, welcher Artikel dahin lautet: 

„Ber in eine beftehende Handelsgeſellſchaft eintritt, haftet gleich den 
anderen Gefellichaftern für alle von der Gefellichaft vor feinem Ein- 
fritte eingegangenen Berbindlichleiten, e8 mag dte Firma eine Aende⸗ 
rung erleiden oder nicht. 

Pin entgegenftehender Vertrag ift gegen Dritte ohne rechtliche 

ung." 
Denn wenn derjenige, welcher in eine beftehende Handelögefellichaft ein- 
tritt, für alle fchon vor jeinem Eintritte kontrahirte Saulben haftet, 
und felbft ein entgegenftehender Vertrag gegen Dritte, aljo die Gläu- 
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bom Irtionsrichter in Bezug genommenek, — 
Archiv Bd. 11. ©. 219 -221 abgedruckten — 


Obertribunals vom 12. Januar 1854 angenomm = — 

nen Grundfaͤte als fett der Emanation des Deut 

nicht weiter maßgebend außer Betracht bleibeg. 2. 
bem di. 15. des A. D. H. 0.398 

bed Art. 19. des preußiſchen Entwurfes y 8 4 

genommen worden iſt, tft die Firma 9.% 

fer welchem er im Handel jeine Geich&f7, 2- A: 
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abgiebt. Die Firma tft mithin, da #53 
ihr von dem Kaufmann jeine Har? 23 
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ei 
mannd aufaufalfen; fie ift viel⸗ # ur 
Entwurfe &. 18, fi giedrün⸗ 4853331 
Name des Geſchäftes jelbit, v # iu Fr 
ewährte Kredit au großen ı 23 Egg, g2 ER U un 
Velden den € eichaftär a - 4 7 spf =. 
ebenfo, wie der perfönlid‘ 7 ©, 4 AT 5% 
der Handlung oder dem,’ + g 
Kanfmanne geführt u?” 7 © & 1 
Uebereinftimmung 7/5 5,9 # He ⸗ 
Art. — ’e a Dir gr BR re berieben 24 
—— — rag ni ht geichmäler werde! * in 
läſſig.“ ach, wiewohl ſie aus dem vbengede e 
Dieſes Verb⸗ „den Erwerber der Handlung ſtat hen, 


Firma a .n, ſich am den neuen Erwerber wegen ihrer Alte Koran, 
eihäfte „. halten und benjelben ohne Weiteres auf Zahlung zu bein, 
race gegtered ift freilich bisher im der Theorie ſehr ſtreitig geweſen 
alß ea verhält e& fich jedoch hiermit mach ber Anficht des Daniel ie, 
Firr Hen Publitums und nad) der handelsrechtlichen Praris Danach muß 
mommen werden, daß der Uebernehmer der Handlung für die he 
25 vorhandenen ‚Schulden der Firma ebenfo haftet, ald wenn er 
wibft Tonteahirt hätte, und daß er daher ug von den Gläubiger I 
alb ohne Weiteres und unmittelbar belangt werden fann ih 
bes ohne alle Rüdficht darauf, was in dem zwiſchen dem Verã IR 
und dem neuen Erwerber abgefchloffenen Bertrage in Betreff en * 
nahme der Schulden etwa Beſonderes ſtipulirt worden iſt. Dief ebene 
Et findet Fi in ben Borlagen, welche in der Nürnberger & . An: 
ion bet ber Berathung der hier in Rede ftehenden Frage zu dere nmijſ. 
Dun gemacht und in denen zu dem Ende gleiche oder doch — 
eſtimmungen zu erlaſſen in Vorſchlag gebracht worden hniig⸗ 
h ſ. no u =: Fer und 1439—41. 
ihre volle Anerfennung und Beftätigung. Will man jedoch bi 
bejonderes Gewicht legen, fo hat dv jedenfalls jene — {ein 
durch die Beſtimmungen des Art. 113. des A. D. H.G B di 
Sanktion gefunden, da aus denſelben in analoger Anwend DIN 
X 


S. 19. au „ ihren Schuldner anzunehmen, air für beredhtin, 
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. u Eedenden Art gefolgert werben muß, daß bie Glau— 
S N erber in gleicher Weife, wie ben früheren Firmen⸗ 
a 8 j von dieſem Tontrahirten Handlungsſchulden in Ans 
> % ereihtigt find, welche Beftimmungen in dem zwifchen 
7 ud neuen Erwerber abgeſchloffenen Vertrage wegen 
u: % Handlungsfchulden auch getroffen fein mögen. 
BES "ung der vorftehend entwidelten Grundſätze 
———— dierecht. 4. Aufl. Bd. 1. 9.19. 0. Nr. IV. 5. 

u ar 

7 RT % ergiebt fich, zumal anzunehmen Hi dab bie 
37 %E Rn. und ———— ohn uf i ven Neuen 
„a u=5 ivis und Paſſivis ftattgefunden hat, von 
.w. BERN ve diefer Webertragung — ichtet zu 
* — —* Eye KH al überen Inhaber —* 
un 2 aglichen Wechſels eingegangene ⸗ 
nd ET Rn * —* wird mit 


| ſelbſt zu erfüllen. So 
EX * rt. 113. a. a. O. dadurch noch un⸗ 
F2 rma T. und Sohn ergiebt, von 
⸗ zejellichaft (Art. 85. des A. D. 
gırma erworben und fo auch Diele 
„„.egiiter eingetragen worden iſt (Art. 25. a. 
„. von dem P. behauptet, daß von ihm bie hier in 
v de v2echjelfchuld in dem von ihm mit bem früheren Firmen⸗ 
te geſchloſſenen Bertrage nicht mit übernommen worden, fo 
\ Te3 doch als ımerbeblih dar, ba dasjenige, was die Kontra- 
mu über unter fi, ohne Zuziehung des Wechfelgläubigers, aus« 
Km u en, den Kläger ald Dritten und als Gläubiger des früheren 
* und SerhäftseSnhabers, überall nicht tangirt. Die Eintragung 
und —— des P. erfolgten Erwerbung der Handlung und Firma T. 
Pr DW in das Handelöregifter, worüber ich das probugirte Atteft 
Me elsgerichts zu ©. verhält, bat aber hierin Teine Aenderung her⸗ 
gen koͤnnen. 


Zeitſchr. f. Gefekgebung u. Rechtöpflege. I. 
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8. 

Iſt der Kaufmann verpflichtet, alljährlich eine Bilanz feins 

Bermögend - anzufertigen, wenn nad) der Beichaffenheit feines 

Geſchäfts dad Inventar des Waarenlagers nur alle zwei Jahre 
“ aufgenommen zu werden braucht? 


Mitgetheilt vom Herrn Rechtdanwalt Haenſchke zu Bromberg. 


Das Preußtiche Strafgeſetzbuch beitraft nah 8. 261 Nr. 3. Ha 

delöleute ꝛc. wegen einfachen Bankerutts, 
wenn fie aa haben, die Bilanz ihre Vermögens jährlid 
u ziehen, obgleich dies geledlic porgefchrieben oder nad) der Be 
fhaffenbeit des Öelpifts erforderlich war. 

Der Kaufmann ©. zu Gneſen, über deſſen Vermögen der Kontm 
eröffnet worden, hatte nicht jährlid, fondern nur alle zwei Fahre dad Ju: 
ventar feined Waarenlagers aufgenommen und eine Bilanz feines Ber 
moͤgens angefertigt. 

Des einfachen Bankerutts angeflagt, trat er den Beweis an, dab 
er ein Waarenlager —8 deſſen Inventar nach der Beſchaffenheit dei 
Geſchäfts nicht füglih in jedem Jahre geichehen könne, und folgerte 
hicraus Daß, da ed nach Art. 29. des A. D. H. G. B. ) genüge, hf 

ad Inventar des Waarenlagers in folhen Fällen alle zwei Jahre auf 
genommen werde, er nicht ftraffällig fein könne, werm er auch mur all 
zweit Sahre die Bilanz feined Vermögens angefertigt habe. 

Der Gefepgeber fünne nur eine richtige Bilanz, einen dad wahre 
Berhältnig des Bermögend und der Schulden barftellenden Abſchluß ge 
meint haben; Dad erſte und nothwendigfte Erforderniß zur Ziehung eine 
richtigen Bilanz fei nun aber wiederum ein richtiges Inventar bei 
Waarenlagers, welches in der Regel den Hauptbeftan Ye des Vermi⸗ 
gend eined Kaufmanns bilde; ohne dieſes Inventar fei die Ziehung 
einer Bilanz überhaupt nicht möglich. 

Dad Kreidgeriht zu Gneſen hat aber die Aufnahme des ange 
tretenen Beweiſes abgelehnt und den Angeflagten durch das Erkenntniß 


vom 23. Novbr. 1866. V. 374/66. wegen einfachen Banferutts beftraft 


3) Diefer Artikel Inutet: . 
„Seder Kaufmann hat bei dem Beginne feines Gewerbes feine Grundftält, 
feine Forderungen und Schulden, den Betrag feines baaren Geldes und feine anderen 
Bermögenöjtüde genau zu verzeichnen, babei den Werth ber Vermögensftüde anzuge 
ben und einen das Verhaltniß des Vermögens und der Schulden darſiellenden Abik!ns 
je machen; er bat demnächjft in jedem Jaͤhre ein ſolches Inventar und eine folde Di 
nz ſeines Vermögens anzufertigen. 
Hat der Kaufmann ein Waarenlager, ll Inventur nach der Befchaffenkei 
bes Geichäfts nicht füglich in jedem Jaähre geichehen kann, fo genügt es, wenn did 
Inventar des Waarenlagers alle zwei Fahre aufgenommen wird. 
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Es führte aus: 

Dieſe Beſtimmung (Art. 29. des A. D. H. G. B.) ift dahin ar 
gufalien, dag ımter allen Umftänden dem Kaufmann die Pflicht ob⸗ 
tegt, alljährlich eine Bilanz feines Vermögens zu ziehen. 

Eine vollftändige Inventur kann bei einem großen Umfange bes 
Geſchäfts zwar nur alle zwei Sahre erfeigen: daraus zu folgern, daß 
dann auch nur alle zwei Jahre eine Bilanz gezogen werden darf, ift 
irrig, weil die Bilanz auch auf Grund ded früheren Inventard mit 
den ungefähren Veränderungen, die es erlitten, aufgeftellt werben Tann. 

Auf die eingelegte Appellation hat der Kriminal-Senat des Appel- 
lationsgerichts zu Bromberg den angetretenen Beweis zwar aufgenom- 
men, troß des günftigen Ausfalls deſſelben jedoch durch fein Erkenntniß 
vom 1. April 1867 das Erkenntniß erfter Inftanz beftätigt, aus fol- 
genden 

Gründen: 

Nah Art. 29. des A. D. H. G. B. bleibt für jeden Kaufmann die 
Derpflichtung beftehen, alljährlih die Bilanz feines Vermögens zu 
ieben, und wird nur in Betreff der Inventur Kaufleuten, deren Ge- 
Ichäfte aus vielen Detail» Artikeln beftehen, jo daß die Inventarifirung 
berfelben eine ſehr ſchwierige und große Zeitopfer erfordernde Arbeit ift, 
nachgegeben, die Inventur alle zwei Jahre aufzunehmen. In „eigen 
alle würde bei Aufrichtung der nothwendigen jährlihen Bilanz 
in denjenigen Iahren, in welden eine Inventur nicht ftattgehabt, das 
Inventar aus dem Vorjahre mit den erfennbaren Beränderungen zu 
Grunde gelegt werden fönnen. 

Die Strafbarfeit der Unterlaffung der jährlihen Bilanzziehung ift 
denn auch auf Grund des Art. 29. des A. D. H. G. B. und 8. 261. zu 
3. ded Str. ©. B. ausgeſprochen. Die gefepliche Vorſchrift der jähr- 
lichen Bilanzziehung findet fi) aber in Art. 29. des. A. D. H. G. 2. 
und wird durch den Zuſatz in dem ea Paragraph des Str. ©. 
B. „oder nad) der Beſchaffenheit ihres Geſchäftes erforderlich war“ kei⸗ 
neöwegd eine Ausnahme von der allgemeinen Verpflichtung Tonitatirt, 
und keineswegs geftattet, die Bilanz alle zwei Jahre zu ziehen. 

Nur die Unterlaffung der alljährlich zu ziehenden Bilanz ift 
ftrafbar, und trat früher Straflofigteit ein, wenn nad der Deihaften: 
beit des Geſchäftes die Bilanz nur alle zwei Jahre zu ziehen war. Dies 
fallt fünftig weg; insbeſondere bedarf ed aud) dann, wenn audnahms- 
weife eine alle zwei Sahre erfolgende Inventur eined Waarenlagers ge= 
nügt, doch der alljährlichen Siehung der Bilanz. Die Strafbarfeit 
der Unterlafjung einer alljährlihen Bilanzziehung hat dad Königl. Dber- 
teibunal auch neuerdings in den Erfenniniffen vom 12. April und 
16. Mat 1866 (Oppenhoff, Rechtſprechung des Obertribunale 1866. 
S. 227. 301) ausgeſprochen. 

Sonach war ed gleichgültig, dab die Beweisnufnahme das Refultat 
gehabt, daß das Geſchäft des Angeklagten nur eine zweijährige Inventur 
geftattete, und daß die Sachverſtaͤndigen begutachtet haben, daß eine ge- 
naue Bilanz nur in Gemeinſchaft mit der Inventur zu ziehen ift. 
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Dieſe Entſcheidung erſcheint und bedenklich; die allegirten Erkenni⸗ 
niſſe des Obertribunals verbreiten 2 über bi bier vorliegende Frage 
ar nicht; beide Richter fcheinen ſich durch bie in ben Pro 
follen ©. 46, wonad die Aufnahme einer Inventur alle zwei Jahre 
mit Rüdficht auf folche Öejhäfte zugelaffen, bei denen die jährliche In 
ventur zu große Zeit« und Geldopfer erfordern würde, die Bilanz aber 
in allen $ällen unter Zugrundelegung der vorjährigen Inventur mit 
den erfennbaren Aenderungen jet gemacht werden mülje, haben lei 
ten laffen und diefer Bemerkung eine Bedeutung beigelegt zu Erin 
welche der Gejebgeber unmöglich beabfichtigt haben Tann. Fa chein⸗ 
“ Lich wird dieſe Sache noch vor das Koͤnigl. Obertribunal gebracht wer 
ben, und behalten wir uns eine eingehendere Eroͤrterung dieſer Frage 
und eventuelle Mittheilimg des Erkennmiſſes dritter Inftanz vor, 
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Heber den Homagial-Eid des Erwerberd eined Rittergutes in der . 
Lanfit und Sclefien. !) 
Reſkript des Königl. Appellationögericht8 zu Glogau vom 8. San. 1867. 
Mitzetheilt vom Herm Appellationdgerichts-Dicepräftbenten Dr. von Rönne 
zu Glogan. 


1) Bol. über diefen nicht auf einem elgemeinen Landesgeſetze beruhenden, ſon⸗ 
dern nur provinzialrechtlich vorkommenden Hu igunge- oder omaglaleib v. Rönne, 
Staatsrecht der Preuß. Monarchie. 2. Ausg. Bd. 1. Abth. 2. ©. 10 Note 5. 6. 
und Deffelben Orgängun en und Erläuterungen der Preußiſchen Rechtsbücher ge 
48 Tit. IL. der Allg. Hypoth. Ordn. (b. Bd. 3. S. 842 ff.). Das Re⸗ 
ipt giebt eine Entſcheidung der mehrfach, hinſide ich dieſes Eides entftandenen, am 
letzteren Orte angeführten Kontroverſen. as die in der Einleitung des Reſtriptes 
nur erwähnte $rage betrifft, ob der Homagialeid neben ber Berfaflung noch aufrecht 
* zu erhalten fei, fo Hat der Kommiffionsbericht des Hauſes der Abgeordneten vom 
16. Auguft 1862 ausgeführt, da auf die Erfüllung einer folchen Verpflichtung nicht 
mebr zu dringen fei, weil biefer Eid, als eine aus den len erkom⸗ 
mene —*8 nicht mehr zu der gegenwärtigen Staatsver oflung pa e, und daß in- 
enigen Landestheilen, wo mit dem Beſitze eines Rittergutes bie erwaltung der 
ländlichen Polizei verbunden fei, dem Rittergutsbeſttzer, welcher dieſes Hecht perfönlich 
ausüben wolle, behufd Angelobung ber gewifienhaften Erfüllung der betreffenden Pflich- 
ten nicht der Homagialeid“, fondern vielmehr ein dem allgemeinen Beamten-Dienft 
analog zu normirender Eid abzufordern ſein bünfte. Mit nee barauf at das 
Haus ber Abgeordneten in der Sikung vom 29. Auguft 1862 beichloffen, die Staats. 
tegierung je ‚Sorlegung eined Geſetzes über die Aufhebung des Homagialeides aufzu- 
ordern; eine foie orlage ift bis jeßt aber nicht eingebracht worden, tm Gegenteil 
der „Entwurf einer Hypotheken⸗Ordnung“ von 1864 im $. 74. („Rüdfichtlich d 
ulbigungdeide bewendet es bei den beftehenden Vorfchriften. Sie find bei dem 
tichter abanfeiften.”) den Homagtal- Eid feitgehalten. Das Obertribunal (Senat für 
Straffahen) hat in dem Erkenntniß vom 16. September 1864 (Goltdammer, 
Archiv Bd. 12. S. 780) ausgeführt, daß in dem Homagial-Eide nichts liege, was milt 
der Berfaffungs - Urkunde nicht in Ginkang zu bringen wäre, und baß Daher nach 
Art. 109. derjelben die fortdauernde Gültigkeit der darüber ergangenen gejeplichen Ber 
ſtimmungen behauptet werden müffe. NR. 
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der Anficht ausgehen, Beamte, welche den ‚gefeplichen Dienfteib, umd 
Offiziere, weldhe den vorgefchriebenen Fahneneid geleiftet haben, jeien 
von der Verpflichtung zur Leiltung des Huldigungseides frei. Wenn 
En in früheren Jahren auch Seitens unſeres Kollegiumd in einzelnen 
Allen derfelben Meinung Folge gegeben worden ift, jo haben wir bie 
jelbe doch bei‘ der neuerdings vorgenommenen wiederholten Prüfung der 
betreffenden Frage ald ‚eine unbegründete aufgeben müfjen. Sie beruht 
auf einer mibverftändlichen Aus egung der Kabinet3-Ordre vom 17. Zuli 
1834 (Sahrb. Bd. 44. ©. 106), weldye einen Huldigungseid, den nah 
der Marienwerderihen Regierungs-Inſtruktion vom. 21. Septbr. 1713 
im Bereiche derfelben ein Teder Beamte neben dem eigentlidyen Dienft- 
eide zu jhwören hatte, unter Geltendmachung des Geſichtspunkts auf: 
—* daß der Amtseid in der ganzen Monarchie eine und dieſelbe Rom 
aben ee Dieſer Inhalt der gedachten‘ Allerhoͤchſten Ordre läpt ei 
nicht zweifelhaft, daß fie auf den hier in Rebe ftehenden Huldigungded 
feine Anwendung leidet. Auch fonft mangelt ed an Vorſchriften, weide 
eine Befrelng der. Beamten und Dffigier von der Leiſtung des leptem 
rechtfertigten. - Da die. Rorm des Hüldigungseides die des Dienfteidet 
— K. O. vom 5. November 1833. — Gef. Samml. 1833. ©. 281. — 
reip. des Fahneneides nicht dedt, fo kann auch aus ihr. eine Befreiun 
der gedachten Art nicht hergeleitet werden. In Zukunft ift hiernach die 
erwähnte Ausnahme. von der. Berbindlichkeit zur Leiſtung des Huldigungs 
eided N meh zu machen. 

3. It Betreff den Frage, wann bie, Ladung zur Xbleiftung 
deifelben zu erfolgen habe, tft von mehreren Seiten eine Praxis fonftatirt 
worden, na Inch er, diejelbe nicht eher nerfügt wird, als bis der An 
trag auf Befiptftelberichfigung vorliegt. Zur Begründung dieſes Verfal 
rend iſt angeführt, die Gerichte feien nicht verpflichtet, von Amtswegen 
die Ger Ham bed Grundſtückerwerbers zu wahren, oder die Erfüllung 
feiner Obliegenheiten Dritten gegenüber zu überwachen. Diefer Anfidt 
vermögen wir nicht beizupflichten. Der 8.2 ff. der Verordnung vem 
26. Dezentber 1808 megen verbefjerter Einrichtung der Provinzial: und 
Finanzbehörden überweilt die Abnahme des Huldigungseides bem Reflor 
des Ounotbefenrichtere auch für die’ Zukunft. "Die eibe ift daher feine 
Amted, we je er auszuüben hat, fobald die thatjächlichen Vorausſeßun⸗ 
gen Pi diefe Ausübung vorhanden find. Daß zu diefen der Antrag 
auf —— — nicht gehoört, lehrt die Erwägung, daß einer 

jete ben lich derjelben eine Zwangspflicht niet befteht, andrerſeits der 

aturalbeſitzer eines Rittergut3 die mit deffen Befige verbundenen obriz- 
teitlichen (polizeilichen) und ſtändiſchen Rechte üben Tann, ſobald er den 

uldigungsetd geleiftet hat, und der Staat — wie z. B. aus dem Jr 
tiz-Minifterial-Reffripte vom 14. Februar 1842. — 3. M. Bl. 184. 
©. 79. — dem Art. XI. Pr. 1. a. der Berordmmg vom 2. Juni 
1827, betreffend die Schleſiſchen und Oberlaufiger Provinzialftände, und 
der Verfügung des Miniſteriums des Innern und ber Polizei vom 
31. März 1841. — M. Bl. d. i. V. 1841. ©. 817. zu entnehmen — 
gerade um der Ausübung vieler Rechte willen die Ausſchwoͤrung bed ge 
achten Eides verlangt. it Recht beftimmt daher das bezeichnet 


| 


Mechtäfprüche. 408 


Suftiz Miniftertal-Reffript, daß die ‚Dorlabung bed neuen Erwerbers zur 
Ableitung des Huldigungßeides fogleich a:.; die erfte amtliche Benach⸗ 
rehtigung erfolgen muß, welche vom Landrathe, Richter oder Notar dem 
Hypothekenrichter zugeht. Nach Diefer Anordnung, ur welche 
Die Prartö des frühern hiefigen Dberlandeögerichtd gebilligt worden, tft 
fortan ausnahmslos: zu verfahren. 

4. Wenn hiernach zur Abnahme ded Huldigungseided ohne Rüdficht 
Darauf gejchritten werden muß, ob ein Antrag auf Berichtigung des Be⸗ 
titel vorliegt, jo leuchtet ein, daß die Frage nad der dem zu La⸗ 

enden zu ftellenden Warnung zunächſt auch ohne Rückſicht auf 
die Delipitelberichtigung zu beantworten if. Ein Kompelle zur Leiftung 
des Huldigungdeides findet fich in der Hinweifung auf die Bedeutung, 
welche diefeibe für die Ausübung der in Rede ftehenden obrigfeitlichen 
Rechte bat. Es es daher zwedmähig,. diefelbe eintreten zu laſſen, 
wie Died ausweislich des erwähnten Refkripts bes Miniftertumd des In- 
nern vom 31. März 1841 a. f. das Königliche Juſtiz-⸗Miniſterium be- 
reitö gegenüber den: früheren Wefi ae Oberlandeögerichten auöge- 
fprocden bat.. ‘In dem: gedachten Hinweiſe liegt.indeß "weder eine Kom⸗ 
mination tm eigentlichen Sinne, infofern darunter die Androhung eines 
von ber drohenden. Behörbe felbft zur ung zu bringenden Nachtheils 
verftanden wird, noch läßt I — fo willig der. Huldigungseib den ein« 
egangenen Berichten gemäß biöher auch ftet3 abgeleitet worden ift, — 
eine Wirffamkeit garantiren. Unter ſolchen Amftänden muß 7 die 
Stellung anderer Präjudizien Bedacht genommen werden. Die Leiſtung 
des Huldigungdeides iſt wicht im die Sillführ des Erwerbers des Rit- 
terguts geſtellt: der Staat fordert ſie unbedingt, und — auch — in 
ſeinem Intereſſe; die von ihm zur Abnahme des Eides beſtellte Behörde 
muß deshalb das Recht haben, die Leiſtung-desEides zu erzwingen. 
Zu diefem Ende werden Anberaumung eined. neuen Termind auf Kolten 
ded Ausbleibenden, Drönungsftrafen und ‚anderweitige,: zur Crawingung 
einer Handlımg geeignete Mittel, ſelbſt Dertunalbaft — nad) jedeöma- 
liger Bewandniß ber Verhältniffe — anzubroheni und: eventuell anzu= 
wenden fein. on EEE 

5. Daß unter Umftänden, wenn nämlich die Sefptitelberichtiqung 
nachgeſucht wird, deren Verweigerung ein ſtarkes Kompgelle aut blei⸗ 
ſtung des Huldigungseides fein kann, wird in den meiſten eingegange- 
nen Berichten mit Recht ausgeführt. Dennoch haben wir die Frage, 
ob die Berfagung des Belihtitels unter jene Prepudigien aufzu⸗ 
nehmen fei; rejp- — was damit zuſammenfällt — ob der Antrag auf 
Beftstitelberichtigung abgelehnt werben könne, fo lange der Sulbigungs- 
eid nicht geichworen worden ih verneint. Die Grundlage für die 
Antwort auf gedachte Frage et fih im $. 63. Tit. 2. Allg. Hyp. 
Ordnung, welcher befttmmt Bu 

Inwiefern, außer der gerichtlich nder vor einem — Notario erfolgten 
Aufnehmung des Inſtrumentes über den Veräußerungd-Kontratt, fa 


v 
‘ 


noch eine fürmliche richterliche Konftemation, oder gerichtliche Auflafs 
ung und Webergabe ded Eigenthums; eine folenne Inveſtitur, die 
leiftung eines Lehns⸗ oder Ion tigen Eides der Treue u. |. w. noch 
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. vor erfolgender Eintragung des Tituli possessionis hin— 
ukommen müffe, beöfalld hat es bei den Geſetzen und Ber: 
faffungen einer jeden Provinz vor der Hand jein Be- 
wenden. 


gen der Befigtite ng ift, in welden dies zur Zeit der 


umgefehrt, jene Bedingung nicht befteht, wo fie zur angegebenen Zeit 
nicht duch Provinzialgefeh ober — —— zu 


ngend zuvörderft die Lauſitz, fo haben die und zugängli 

Duellen und Sufammenftellungen des Lauſitziſchen Provinzialrechts nicht 
den entfernteften Anhalt in die Annahme gewährt, daß im Jahre 1820, 
als dort die Hppothefen-Drdnung eingeführt wurde, der entgegengefepte 
Rechtazuſtand in Kraft geweſen Sei. | 

7. Nicht fo unbedenklich verhält ſich die Sache bezüglich der Schle⸗ 
fifhen Landestheile In jeinem iederſchleſiſchen Provinzialrechte 
— Breölau 1830, — welches bei den interejfirenden Stellen mit | 
in unſerer Bibliothet befindlichen Manuffripte übereinftimmt, bemerft 
nämlich Stylo auf ©. 55.: 

2. Ein jeder Ritter ulabeliger it verbunden, vor dem Berreid 
den Homagial- oder Erbhuldigungseid abzuleiften, ald welches nicht 
nur don Beſitzern männlichen, jondern au weiblichen Geſchlechts fid 
verjtehet, und wenn felbige minorenn find, geſchiehet die Ableiftung 
von den Vormündern in thre Seele,“ 

und auf ©. 48. bafelbft Beibt es: 
‚Die —— des Sä en Rechts, nach welchem das Eigen⸗ 
thum eines Immobilis nicht durch die Naturaltradition erhalten wer: 
den fann, fondern dazu die gerichtliche Auflafjung umd Verreich von 
dem ‚Richter, unter weldyem ed belegen, gehört, ift auch in Schlefien 
und befonderd in den Zürftenthümern ded Glogauſchen Departements 
it halt auf den citirten 8. 63. Tit. 2. A. Hyp. Ordn. mußte bief 
üdficht auf den citirten 8. 63. Tit. 2. A. Hyp. Ordn. mu er 
Verreich der Beliptitelberihtigung porangehen, und da wieder der Homa⸗ 
gialeid vor dem Verreiche zu leiften war, fo ift gefchloffen worden, et 
müfje diefer auch vor der Befiptitelberichtigumg geleiftet werden. Dieſer 
Argumentation die Zolge zu geben, dab die oben unter 5. bezeichnete 
Frage zu bejahen, würde nur möglich jein, wenn 
a. die mitgetheilte Styloſche Konftatirung des frühern Rechtszuſtan⸗ 
des in dem Sinne zu verftehen wäre, ed babe ohne Leiſtung des 
Homagialeides der Verreich nicht erfel en koͤnnen, und 
b. durch die neuere Gefeggebung in iefem frühern Rechtszuſtande 
weſentliche Aenderungen nicht eingetreten wären. 
Beide Vorausſetzungen treffen zu. Was 
die zu a. anlangt, ſo iſt zwar anzuerkennen, daß die Worte der Stylo⸗ 
[den Yale Fi derjelben nicht widerſprechen. Ebenſo aber lafjen ſich 
ejelben ohne Zwang dahin verftehen, daß ſie lediglich die Reihe, m 
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welcher regelmäßig die beiden Afte auf einander folgten, angeben, nicht 
aber auszudrücken beftimmt find, daß der Verreich fo lange zu verjagen, 
bi8 der Huldigungdeid geſchworen worden. Es fehlt auch nicht an Bes 
ſichtspunkten, welche für die Richtigeit der letztern Auslegung ſprechen: 
Stylo jet fagt a. a. O. ©. 55., unmittelbar vor Der bereits 
- angeführten Stelle: 

‚l. Bei Rittergütern tft, ſowie bei allen obigen Fundis, der gericht. 
lihe Verreich feit den ältelten Zeiten her im Gebrauch, wiewohl 
unter eben den Ausnahmen, die bei Immobilien in genere 
angenommen find, infofern nicht bei Lehngütern ratione des Lehn- 

verreih8 befondere Beftimmungen eintreten.“ 
= GSolde Ausnahmen btzigu⸗ des Verreichs konſtatirt nun Stylo 
für bie Faͤlle, in welchen die Eigenthumsübertragung per dispositionem 
-mortis causa titulo heredis; durch Suteftatfucceffion an Acendenten 
:Dedtendenten, Ehegatten, Kollateralen bis zum 4ten Grade; durch Aus- 
einanderjegung zwiſchen Gefchwiftern in Betreff des ererbten Grundftücks; 
durch Beräußerung ınter vivos an Deözendenten geſchah (S. 49. 50). 
Darin ftimmt ihm Vater (Privatentw. eines ſyſt. Rep. ber Schlefifchen 
-Berfaffung 1798. Bd. 1. ©. 241. 242) im et ka en bei. Obwohl 
‚nun in allen dieſen Fällen fein Verreich ftatt hatte, mußte in thnen 
dennoch das Homagium abgeleiftet werden. Lebtered ftand alfo aufer- 
pi jeder Beziehung zum Bereiche und dies berechtigt zu dem Ssalufe, 
ß au in demjenigen Fällen, in welchen der Verreich ftatt hatte, Die 
‚unter a. zum Ausdrucke gebrachte enge Verbindung zwifchen ihm und 
‚dem Huldigungseide nicht obwaltete. 

Es fommt hinzu, daß andere Sammler und Kommentatoren des 
Schleſiſchen Provinzialrechts bei ber Erwähnung bed Homagiums bie 
bon Stylo aufgeftellte, übrigens nicht näher motivirte Beziehung zum 
Verreiche nicht Tennen. Insbeſondere hat fie weder de Frriedenberg 
'— tractatus juridico-practicus de gen. et part. quib. Sil. 45 
noch Vater, noch Pachaly erwähnt. Letzterer ſagt vielmehr in feinem 
leihen Provinzialrehte — Breslau 1831. ©. 46. — nur Fol: 
gendes: 
‚Wegen der Präſtation des Homagii hat die Ober-Amtsregierun 
Ä Fi reslau) unterm 17. April 1750 einen weitläuftigen Beriht na 

ofe erftattet, der aber weiter feine Folgen gehabt bat. Es ift dar- 

aus erfichtlich, daß die Objervang bet dem Homagıo in jedem Für- 
ſtenthume variirt babe, daß kein allgemeines Geſetz davon vor- 
handen ſei. K. Rudolf befahl zwar in 2 Edikten, den 2, April 
De 20. Oktober 1597 (Arnoldſche Sammlung P. I. pag. 16. 
‚ da 
Jeder, ber auf dem Lande ein Gut pfand- oder miethsweiſe beſäße, 
ſchuldig fei, fowie andere Landſaſſen dad Homagium zu präftiren, 
allein fonft ift Nichts über dieſe Materien feftgefeht. An jedem Orte, 
wo zu Kaijerlihen Zeiten ein Landeshauptmann war, wurde das 

omagıum wiederholt, wenn Jemand Ritter alter acquirirte. wenn 
er gleich ſchon in andern Fürſtenthümern daſſelbe präſtirt hatte, weil 
dieſe Eidesableiſtung ein Theil der landeshauptmannſchaftlichen Ein⸗ 
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fünfte war. Weberhaupt wird es nur von Einem, der Rittergäde 
erwirbt, welches Geſchlechtes er ſei, geleiftet; wenn es einmal gefchehen, 
bei den folgenden Erwerbungen nicht wiederholt; und wenn Mine 
renne Suter bejigen, fo brauchen fie dafjelbe nicht eher als nad zu— 
rücgelentem 20. Jahre — ex edicto de. 1737:— zu präftiren.“ 
er von Klingberg (Weber den Homagialeid der Siitergurtäbefite 
und feine Stellung im Schleſ. Prov. R..-— Aus den Abb. der Schle. 
Gejellihaft für vaterl. Kultur. Philoſoph. hiſt. Abth. 1864. Heft IL 
Breslau 1864. ©. 56) mitgetheilte, von Pahaly in Bo | 
in Bezug genommene Bericht vom. 17. April 1750 ‚giebt zu andere 
Auffoſſunß keinen Anhalt. 
u b. beſteht darüber kein Zweifel, daß in Folge des Geſetzes vom 
23. April 1821 auch der in Schleſien übliche gerichtliche. Verreich ab— 
geloet iſt (R. v. 1. Februar 1830. — Jahrb. BO. 35. ©. 125., Gröff 
.6. ©. 473). Wollte man aljo auch annehmen, daß der der Bez 
titelberichtigung vorangehende Verreich, abgefehen von den erwähnten 
Ausnahmefällen, die Ableitung des Huldigungseides zu feiner unerläß⸗ 
lichen Soraufehung gehabt babe, und darum diefe. auch. nothwendize 
Borbedingung für die Befigtitelberichtigung. geweſen jet: fo würde nur 
ihr doch eben in Folge der Bejeitigung des. Berreichd E Bedeutm; 
‚jest nicht mehr beimeffen fönnen. Shicht an ımd für ſich Fam dem 
Huldigungseide dieſelbe zu; ſondern nur.nermöge feiner Verbindung md 
dem Verreiche: mit deren Zöfung muß man aud ihre Folge für we- 
efallen anſehen, und zwar umfomehr, als es an jeder Beritigun de 
iR fehlt, in der Befiptitelberichtigung einen Erſatz für den Verreich zn 
en. Nach $. 63. Tit. 2. A. Hyp. Orb. beftehen beide Alte felbftftäntz 
neben einander. Auch die Silefige Sppotheten-Drdnung vom 4. Ir 
uft 1750 (Korns Cdiktenfammlung pro 1741 — 1754. p. 349) 
—* ($. 3) voraus, daß ber Beſitztitelberichtigung ein im Uebrigen gül 
a erner vorangegangen jet, mitdin nach Obigem au 
er Verreich. . 
Andere Anbalte für die Bejahung dee unter 5. eworfenen Fra 
fehlen. Sie würden um fo unerläßlicher fein, Mau Be h 
—* Bin u el © * an — gleichvi we 
ieſes Inſtitut gefchichtlich entwickelt haben mag — gegenmärtt 
\ ai — vergl. oben unter 3. —, mit ‚dem Erwerbe des Eigentbumt 
beffen Nupbar- und Geltendmachung Nichts gemein hat, und ald 
jerner die Konfequenzen ber erwähnten Bejahung die Rechte Dritter 
eeinträchtigen können. Mit Necht wird in dem Berichte eined Krei& 
gerichtS darauf hingewiefen, daß, wenn man die Befistitelberihtigung 
von ber Leiſtung bed Huldigungseides abhängig mache, gegenüber einem 
Eigenthümer, der diefelbe verweigert, dad in der K. O. vom 6. Oftober 
1833 (Gef. Samml. ©. 124) refp. dem R. vom 28. Oftober 1832 
(Sahrb. Bd. 40. ©. 483., Gräff Bd. 7. ©. 137) angeordnete Zwang 
verfahren zum Zwede der B iptitelberichfigung ohne Erfolg fein werde. 
Endlich hat, wie Klingberg (a. a. D. ©. 51) mittheilt, gegen: 
"über einem Berichte des Frübern berlandesgericht8 zu Breslau, welches 
aus ber in wefentlihen Punkten nicht zutreffenden Parallele zwiſchen 
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dem vasallegium und homagium — vergl. Klingberg 1. c. — ber: 
leitete, daß leßtered vor ber Beſitztitelberichtigung geſchworen werden 
mälle, Das Königliche Juftiz-Mintfterum unter dem 12. Juni 1838 
reſtribirt: 


ei 
‚Nebrigend kann der Suftiz.Minifter nit umhin, das 2c. darauf auf- 
merffam zu machen, daß ed dem Intereſſe des Dienſtes unangemefien 
eriheint, die Berichtigung des Befiptiteld bis nach erfolgter Ableijtung 
bed Homagialeides auszuſetzen. Es iſt vielmehr die Berichtigung bes 
Befitztitels und zugleich die Ableiftung des Homagialetdes a verfügen, 
ohne die erftere von der lehtern. abhängig zu machen. Die Cintras 
Kung des Beſitztitels erfordert nur den Nachweis des Uebergangs bed 
igenthums, die Ableiftung des Homagialeides tft hierauf ohne Ein⸗ 
Anh Ebenſo wird einem ‚Beamten die Beftallung ertheilt, ohne daß 
et vorher den Dienfteid zu leiften braucht.“ 

8. Nachdem .wir in Poritebenbem dem Röniglichen Kreiögerichte die 
Grmdjähe, nach weldhen wir jortan bie den Huldigungdeid betreffenden 
ragen entjcheiden werden, und deren Motive mitgetherlt neben, machen 
wir noch darauf aufmerfjam, daß ſich Die gegenwärtige ügung auf 
Ausländer, melde in Preußen ein Rittergut ei en erwerben 
tefp. behalten wollen, nicht bezieht. Deren Berhältniffe regeln ſich le 
diglih nach der Kabinetd-Drdre vom 28. März 1809 (Rabe Samm⸗ 
lung Bd. 10. ©. 77) und ben bazu ergangenen Erlaffen. — Bergl. 
Arche Os; zu den 88. 6—8. A. L. R. L 8. fünfte Ausg. Bd. J. 
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Entfcheidungen des Köni Den Obertribunals, herausgegeben im amtlichen 
Auftrage von den Geheimen Obertribunalsräthen Deder, Dr. Bet. 
wintel und Heinfius 56. Band, der fünften Folge fjechöter Band. 
Berlin, Karl Heymanns Berlag (A. E. Wagner). 1867, 


Beiprochen vom Profeflor Dr. Paul Hinſchius. 


Dem ©. 96 ff. beurtheilten Band ber amtlichen Publifation der Ober 
tribunals⸗Entſcheidungen ift fchnefl ein weiterer gefolgt. Auch er gewährt feine 
erhebliche Ausbente an intereffanten Rechtsfragen. Wieder ift er mit einer 
Anzahl von Erkenntniſſen gefüllt, —F für die Entſcheidung keine irgend ge 
gründeten Zweifel bieten (vgl. z. B. ©. 24. 39. 76. 139), und wenn Ne 
weſentlich der Redaktion als Berfehen —— werden muß, ſo möchte ich 
mir weiter erlauben, dieſelbe darauf aufmerkſam zu machen, auch bei Form 
lirung der Rechtsfragen als Ueberſchriften über den einzelnen abgedruckten Ur 
theilen mit größerer Kritit und Sorgfalt zu Werke zu gehen. Bebarf es kai 
und wirklich noch einer Enticheidung des Dbertribunals, um die Berneimung 
ber ©. 45. ausgeworfenen Frage für richtig zu erachten: „Sind die Recht⸗ 
normen und Geſetze, welche in einem mit dem Preußiſchen Slaate vereinigten, 
früher fremden Landestheile“ (in dem betreffenden Fall des ehemals ſächfijche 
Theild der Oberrkaufiß) „vor Einführung des Allgemeinen Landrechts gegolten 
haben, für ſolche zu achten, die der Preußiſche Richter zu kennen nicht Ihukiy 
it?" Ebenſowenig kann ich es angemeffen finden, werm Entſcheidungen publi⸗ 
cirt werben, welche lediglich, wie die S. 19. 220. mitgetheilten, nur die früber 
feftgeftellte Praxis einfach wieder anwenden. Nur ausnahmsweiſe, um vielleicht 
unrichtigen Annahmen der Unterricdhter in vagen und dehnbaren Materien vm 
vornherein entgegenzutreten, bürfte der Abdruck von am und für fich zweiid 
Iofen Enticheidungen gerechtfertigt ericheinen, wie 3. B. die Mittheilung des in 
die Lehre non der nüßlichen Verwendung einjchlagenden Präjubifates bes IV. 
Senats vom 21. Janunar 1865 (©. 114), „daß der Verkäufer einer Sudk, 
weldhe in dem Nutzen eines Andern verwendet ift, diefen Dritten nicht uf 
Grund der nüßlichen Verwendung wegen Zahlung rüdftändigen Kaufgeldes im 
Anſpruch nehmen Tann.“ Sonft bringt die fortlaufende Veroͤffentlichung ſolcher 
Enticheidungen doch die Gefahr einer erheblihen Verminderung ber felkitilim- 
digen Thaͤtigkeit der Unterrichter mit fie. Unter den Erkenntniſſen der zweitaı 
Art findet fih eins (S. 87), weldes ein früheres Präjudiz !) gegen erhobene 
Einwendungen zu fihern beitimmt iſt. Auch ſolche Mittheilungen halte ich für 


Br. 1371 vom 11. November 1871: „Ift ein formell gültiger Kaufvertrag 

über ein Grunbftüd, wobei der wahre Preis nur mündlich verabredet worden, im Be 

an bon „peiben Theilen erfüllt, fo darf der Berkäufer von dem Bertrage nicht 
jurüdtreten.* 
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pafſend, nur bat das hier in Rebe ftehenbe Erkenntniß die dagegen erhobenen 
Angriffe (fo z. B. die Kos, Kommentar zu 8. 74. 8.11. Th. J. MER) 
weber berüdfuhtigt, noch eingehend genug gewürdigt, 

Bei dieſer allgemeinen Phyfiognomie des Bandes ift es erklaͤrlich, daß fich 
in demſelben nur ein der Eintragung werth erachtetes Präfudiz finde. Daf- 
felbe (Pr. 2746. IL Senat, vom 24. April 1866. ©. 66 ff.) Iautet: 

„Die im $. 4. der Deklaration vom 31. März 1841 ausgeſprochene Ber- 
muthung, dag die Verjährung ſchon bei Publikation ber Gemeinheitötheilungs- 
Drdnung vom 7. Zuni 1821 vollendet gewejen fei, umfaßt auch die Were 
muthung, daß die Stelle des Verjährenden bereits bei dem Beginne ber 
Verjährungsfrift (vom Jahre 1821 zurücgerechnet) ſelbſtſtändig beftanden 
Babe, und es liegt dem Beſitzer des angebli dienenden Grundſtücks ber 
Segenbeweis ob.* 
Es ift damit von ber früher vertretenen entgegengefehten Anficht am 
(vgl. Entſcheidungen Bd. 40. ©. 134 ff.), und lediglich, weil der — —* 
Staatsminifteriums über den Entwurf der Deklaration für dieſe Anſicht ſpreche. 
Es heißt dort, daß der Gegenbeweis, die Verjährung ſei bei Publikation der 
Semeinheitötheilungs-Ordnung noch nicht vollendet geweſen, nicht ſehr häufig ge⸗ 
führt werben könne, „indeß doch zuweilen, wie 3. B. in dem Falle, wenn für 
ein Grundftüd, welches erſt innerhalb der Verfährungsfrift, vom Zahre 1821 
an zurückgerechnet, die Dualität eines felbftftändigen erlangt hat, in dieſer Qua⸗ 
Ktat auf Grund des rechtsnerjährten Befites eine Grundgerechtigkeit irgend wel- 
her Art in Anfprud genommen wird." Der $. 4. ber Deklaration fchreibt 
nun vor: ‚Ben .... der Beſitz auch nad Publikation der Gemeinheits- 
tlungs- Ordnung noch jo lange ununterbrochen fortgebauert hat, daß die ge 
jegliche Berjäbrungsfrift, von dem erweidlichen Anfange des Beſitzes an gerechnet, 
sor Publikation des gegenwärtigen Gefehes abgelaufen ift, fo fol, unter Bor 
behalt des Gegenbeweijes, die gefehlihe Bermuthung eintreten, daß die Verjäh⸗ 
rung bei Publikation der Gemeinheitötheilungs-Ordnung vollendet geweſen ſei.“ 
Rechtfertigt nun die beiläufige Bemerkung in dem gedachten Berichte die Auf- 
ftellung einer weiteren als der gejeßlich aufgeftellten Präſumtion? Gewiß 
nicht. Es ift ferner unlogifch, aus der Bemerkung daß jene Vermuthung 
Durch den gedachten Gegenbeweis widerlegt werben koͤnne, zu fchließen, baß ber 
Gegner des Prätendenten diefen unter allen Umftänden führen müfle Denn 
wenn Die Ausübung einer Grundgerechtigkeit erwiefen werten foll, fo muß ſich 
Doch der Beweis auch zugleid immer darauf mit richten, daß die betreffenden 
Befitzhandlungen für ein beftimmtes Grundftüd vorgenommen find. Der Nach 
weis von Handlungen, weldhe ebenjo gut die Ausübung einer Perfonaljemitut 
Zonftituiren Tönnen, genügt doch ficher nicht. Beide Dinge find untrennbar. 
Penn man freilid) weiter auch nicht eine nähere Beweisführung darüber ver 
Yangen wird, wie groß das betreffende praedium dominans war und von welchem 
Theile defjelben aus die Beſitzhandlungen vorgenommen find, fo folgt daraus 
Doch immer nur foviel, daß unter Umftänden der Beklagte mit jenem ihm vom 
Dbertribunal für alle Fälle aufgebürdeten Gegenbeweis den Hauptbeweis wird 
elidiren Tönnen (dann 3. B., wenn gerade das Stüd, von welchem aus die 
Handlungen vorgenommen find, felbftftändig geworben tft). Ebenſo gut laffen 
Tuch aber Fälle denken, — weil eben die Ausübung der Realſervitut ohne ein 
BHerechtigtes Grundftüd nicht möglich ift —, wo der Kläger feinen Hauptbeweis 
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nicht anders wird führen koͤnnen, ohne ſich über die nähere Beſchaffenheit des 
praedium dominans anszulaffen. Ic Tann demnach weder die frühere ned 
. die jeßige Anficht. für richtig Halten und muß daher in dem jegigen Präp- 
biz das verfehlte Unternehmen finden, eine Frage, welche Iediglih der Beveik- 
würdigung im einzelnen Fall anheimfällt, dur einen allgemeinen Rechtkſet 
entjcheiden zu wollen. | 

° Unter den übrigen Entfcheidungen, in deren Begrünbung die in der ve 
rigen Rezenfion beiprochenen Mängel diesmal nicht fo ſcharf hervortreten, welche 
aber auch noch an eindringender jurijtijäher Kürze und Schärfe Manches zu 
wünfchen übrig laffen, hebe ich noch folgende hervor: 

Die erfte der mitgetbeilten Entſcheidungen (S. 1 ff, vom 16. Fehr 
1866) behandelt die Frage: 

Hängt die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Fortzahlung von Ausgaben, de 
ren fortlaufende Entrichtung ihe durch eine Tönigliche Verordnung vor tem 
Jahre 1848 auferlegt worden tft, nach Publikation der Berfaffungsurkunte 
vom 31. Sanuar 1850 von der Zuftimmung des Landtags ab? 
Der erfte Senat hat diefe Frage verneint. Soweit es fi um den Sub i⸗ 
thesi handelt, wie mir ſcheint, mit Recht, während fi) die Richtigkeit der Eu— 
ſcheidung nach den hier nicht zu beiprechenden thatjächlichen Grundlagen de 
Falles freilich bezweifeln läßt. — 

Das Erkenntniß deffelben Senates vom 26. Mai 1866 hat den Gran» 
ſatz anfgeftellt, daß Hinfichtlich der Alimentationspflicht zwiſchen in verſchiedenen 
Nechtögebieten wohnenden Geſchwiſtern das Mecht enticheitet, welches am Wehe 
fig des die Mlimentation fordernden Theiles gilt, jo daß derfelbe alfo, wenn er 
in den Rheinlanden wohnt, gegen jene im Altlande lebenden Geſchwiſter Ta 
nen dergleichen Anſpruch erheben Tann, weil dem rheiniichen Recht die Alimen 
tationspflicht der Gejchwifter fremd ift (S. 8 fl. Das Obertribunal bat 
diefe Anficht lediglich auf die pofitiven Beftimmungen des A. 2. R. geftükt, 
welchen befanntlich die frühere Theorie von den statuta personalia, realia un 
mixta zu Grunde liegt, indem es beinerft, daß - die Alinrentationsberechtigung 
bes verarmten Familiengliedes aus feiner Stellung in einer beitimmten Fa 
milie, aljo aus einer perjönlichen Eigenſchaft hervorgehe, und daß deshalb nad 
8. 23. der Einleitung des A. 2. R. die Gelee am Wohnſitz des Berechtigten 
enticheiden müßten. Erſcheint gleich dieſe Debuftion vom Standpunkte te 
preußischen Rechts aus vollkommen haltbar, fo muß ber Umftand doch immer 


zu einem Zweifel führen, daß im umgekehrten Fall das im Altlande wohnende 


Familienglied von dem andern, welches im Rheinlande fein Domizil bat, A- 
mente würde verlangen können. Dielen Punkt bat das Obertribunal nicht in 
Betracht gezogen. Es hat überjehen, daß es ebenfo gut eine perfönliche Eigen 
ſchaft des die Mimentation Fordernden, wie des dazu für verpflichtet Erklärten 
ift, einer beftimmten Familie anzugehören, und daß demnach der 8. 23.: „Die 
perjönlichen Eigenfhaften und Befugniffe eines Menfchen werden na 
ben Geſetzen der Gerichtsbarkeit beurtheilt, unter welcher berfelte fernen Wobn 
fit hat“, auch mit einem gewiffen Scheine für bie entgegengeichte Meinung 
angeführt werden kann. Der tiefere Grund für die Annahme des Ohertrikn- 
nale, welcher zugleich das eben hervorgehobene Bedenken Lefeitigt, fcheint mir 
der zu jein, dag aus der Verwanbtichaft allein die Mlimentationspflicht unt 
die Alimentationdberehtigung noch nicht folgt. Es muß vielmehr ala wer 
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tere Moment noch die Hülfsbetürftigkeit hinzukommen. Erkennt aber das Ge⸗ 
fe des Wohnortes des Klägerd die Alimentationsverbindlichfeit der Gefchwifter 
überhaupt nicht an, fo kam für denjenigen, von welchem die Alimente bean- 
fprucht werben, der Eintritt des zweiten ihn verpflichtenden Momentes nicht her⸗ 
beigeführt werben, denm unter der gedachten Vorausfegung tft die Hülfsbedürf— 
tigfeit eben vollkommen juriftiich unwirkſam und nicht zu berüdfichtigen. 

Unter Vebergehung einer Reihe von Crfenntniffen, deren Refultat mir 
zweifelhaft, jedenfalls aber einer tieferen Begründung bebürftig erfcheint (vgl. 
S. 35. 97. 103. 121. 180. 192. 458) 2), hebe ich weiter das Erkenntniß 
vom 23. April 1866 hervor, in welchem ber III. Senat angenommen hat, 
daß gegenüber den Gläubigen des Ehemannes einer Handelöfrau die gewöhn- 
lihe Belanntmachung der Ausfchliefung der Gütergemeinfhaft genügt und die 
fen gegenüber die Veröffentlihung der betreffenden Erklärung nad Art. 20. des 
N zum A. D. 9. ©. B. vom 24. Juni 1861 nicht erfor- 
derlich i 


Die Ausführung iſt meined Erachtens überzeugend. Die erforderliche 
Publikation „bat den Zwed, diejenigen, welche mit einem Kaufmanne in Ge 
Ichäfteverbindung treten, gegen die Gefahren der Zweiung des ehelichen Güter- 
rechts noch mehr zu ſchützen, indem ihnen doppelte Gelegenheit geboten wirb, 
davon Kenntniß zu erhalten. Treibt alſo die Frau ein Eaufmännifches Ge 
werke, der Ehemann dagegen nicht, jo dürfen die Gläubiger der erfteren, wenn 
die Ausichliegung der Gütergemeinſchaft ihnen entgegengefettt wird, den Nach 
weis beider Publifationen verlangen. Für die Gläubiger des Mannes muß 
in einem ſolchen alle aber die allgemeine Bekanntmachung genügen, welde 
das Geſetz für den Verkehr mit einem Nichtkaufmanne überhaupt für hinrei- 
hend eradtet..... Es find freilih die Handelsregifter öffentlih und einem 


mit einem Nichtkaufmanne in Gefchäfteverbindung einläßt, Tann über ihn aus 
dem Hamndelsregifter nichts erjehen, hat mithin keine Veranlaffung das Regiiter 
und die dort erfolgten Eintragungen zu erforfchen”. 
Das Erkenntniß des I. Senates vom 16. April 1866 (S. 250 ff.) hat 
Die Frage: 
Kann ber Konkuröverwalter wider den Willen des Kribars, der ſich bei der 


2) Es würde für die nähere Kritik dieſer Entfepeibungen ein zu tiefed Eingehen 
auf unfer Partitularrecht erforderlich fein. Nur wird der gemeinrechtfiche Juriſt er- 
ftauınen, wenn er ©. 126. folgenbe Konfequenzen des f. g. landrechtlihen Eigenthums 
an Korberungen gezogen findet: „Das Eigentdum zumal an der dinglich radicirten 
Korberung fann gegen jeden Anmaßer des Eigenthums verfolgt werden — und es 
unterliegt feinem Bedenken, die Grundfäße der 88. 1 ff. (Tit. 15. Th. L, d. h. ber 
Bindifation) auch bei foldyen Forderungsrechten, welche eines Beſitzes im Sinne des 
allgemeinen Lanbrechts fähig find, anzuwenden. Dazu gehören aber jedenfalls —* 
thekariſch geſicherte Forderungen, wie denn der in Anſpruch genommene auch, wie im 
vorliegenden Falle, Scheineigenthümer und Befiger der Hypo hefenforderung geworden 
ft. Die Grundfäße des Tit. 15. über die Wirkungen der Bindifation gegen den un- 
redlichen und den reblichen —35 finden auch auf ſolche hypothekariſche Forderungen 
Anwendung, wie ſchon daraus folgt, daß die Vindikation für nicht außer Kours ge⸗ 
feßte Papiere auf den Inhaber nur beſchränkt zuläffig ift, wohl aber unbedingt, wenn 
fie außer Kours gefeßt jind.” Meine früber g° en diefe Theorie geltend gemachten 
Einwendungen (f. Anwaltszeitung. 1862. ©. 8 rs fcheinen dem Herrn Urtelsverfaffer 
unbefannt geblieben zu fein. 
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letztwilligen Anordnung feiner Eltern ‚berubigt, felbftftändig den —— 
wählen, ober iſt dieſe Wahlbefugniß ein rein perſoͤnliches Recht des 
uldners? 

in" Shnne ber letzten Alternative entſchieden. Die betreffende Eutſcheidung Bat 
ſchon ein tabelndes Urtheil gefunden (vgl. Koch in der Anwaltszeitung ver 
1866. ©. 630), indefjen ftehe ich meinerſeits, wenngleidy ich manche Ausfül⸗ 
rungen, der Motive, namentlich bie Hereingiehung der Theorie von der querela 
inofficiosi testamenti nicht billige, do im Rejultat auf der Seite bed Ober: 
tribunale. Da ich bier die Frage nicht ausführlich befprechen kann, jo mög | 
die Verweiſung auf ben Aufſatz von Hanow in der Deutſchen Gerichtszeiimz 
N. F. Bd. 2. ©. 78 ff. genügen, welcher ebenfalls die Auſicht des Obertri- 
bımals verteidigt. 


J 


Unter den wechſelrechtlichen Entſcheidungen iſt die des IV. Senates vom 
6. März 1866 (S. 259) hervorzuheben. Sie fchliegt fih der ſowohl rem 
Obertribuna! als auch von mehreren anderen beutfchen oberften Gerichtehöie 
befolgten Anficht (vgl. die Zufammenftellung bei Borhardt, Wechjel-Drbmun; 
zu Art. 36. 4. Aufl. S. 169. und bei Seuffert, Archiv Br. 15. S. 85) m, 
baß bei einem Mangels Zahlung proteftirten Wechſel die Legitimation detje 
nigen, an welchen derjelbe nad) dem SProtefte gelangt ift, mittelft Durchftmi- 
hend der hinter dem Blanko⸗Giro befindlichen Indoſſamente durch das fie 
bengebliebene Blanko⸗Giro erbracht werden kann, 
ohne daß dieſe für die überwiegend zu erachtende Meinung durch neue, bie bob 
immer noch beftehenden Zweifel bejeitigende Gründe befeftigt worben wäre — 
Unbedingt wird man dagegen dem Urtheil defjelben Senates vom 21. Ne 
vember 1865 (S. 272) beiftimmen, 
daß auf die dur Judikat feftgeftellte Mechlelforderung nicht Die MBedhiek, 
fondern die gewöhnliche Verführung Anwendung findet, 
denn „durch das Judikat wird der Wechjelanipruch, befien fchleunige gerichtliche 
Geltendmachung die kürzeren Berjährungsfriften bezwecken, diejem Zwecke ent 
ſprechend zur gerichtlichen Realifation gebracht, und nun entfteht neben ter 
causa des Wechſels, die durch rechtzeitige Anftellung der Klage konſervirt wer 
ben, die jelbitftändige causa des Judikats, aus dem allein Exekution .... um 
geftellt werden Tann, ohne daß dabei die entferntere causa in Betracht Tom 
—*— einem Wechſel⸗Prozeß⸗Judikat und einem andern Judikate wird in 
bieler Hinfiht in der Gefeßgebung Fein Unterſchied gemacht. Die Wechiel- Or 
g ſagt nichts darüber und fo müflen die allgemeinen Grunbjäße -—urchgmi- 
—* (S. 274. 275). — 
| Gleichfalls gegründet erigeint die u. A. auch aus der Entſtehungsgeſchichte 
bes Art. 30. ber A. D. W. D. motivirte Entſcheidung des IV. Senates ven 
16. Zanuar 1866 (S. 276), nach welcher 
bie Wechjel-Berjührung durch Behändigung einer demnãchſt zurũckgenommenen 
Wechſel⸗Klage für immer unterbrochen wird, alſo nur eine neue 
zu laufen beginnt, nicht aber die einmal erfolgte Unterbrechung durch die 
Klagerücknahme rückwärts ungeſchehen gemacht wird. 
Ebenſowenig dürften fi Bedenken gegen die Annahme deſſelben Sengates 
in dem Urtheil vom 15. Januar 1867 (©. 397) erheben laffen, 
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daß bei dem Mangels Zahlung zu erhebenden Brotefte nur folde Noth⸗ 
adreſſen zu berückſichtigen find, welche ſelbſt bey Zahlungsert als benjenigen 
bezeichnen, wo ach der Notbabrefjat. zu finden ſei. 
Das Obertribunal ſtuͤtzt fi mit Recht auf den Wortlaut des Art. 62. der X. 
D. W. O. („Rotbadreffen and ein Chrenascept, welche auf den Zahlungs- 
ort Iautent) und die Entitcehungsgefchichte des gedachten Artikels. Ferner ift 
gegen bie vom Appellationsrichter vertretene Anſicht, dab es gemüge, wenn über 
haupt aus dem Wechſel die Eriftenz ber Nothadrefie am Zahlungdort bewor- 
gebe, treffend bemerkt, daß damit dem Wechfel · Inhaber eine in ihren Grenzen 
wöllig ungewiſſe, im einzelnen Gall verſchiedener Beurtheiluug ausgejegte Pro⸗ 
teftirungs-Berpflichtung auferlegt wäre, und daf, wenn Die Wechſelorduung hier 
nicht einen beſtimmien, klar erkennbaren Anhalt gegeben hätte, „je nad ber 
ö oder geringeren Zahl ber auf der Borber- und Rüdjeite des Wechſels 
befindlichen verfchiedeuartigen Vermerke und ihrer mehreren ober minberen Deut» 
lichkeit für den Wechiel- Inhaber und ten mit ber Protefterhebung beauftragten 
Notar Prüfung nothwendig Zweifel angeregt werben würben, welche fie um 
ausbleiblich ber Gefahr ausjeen würden, entweber durch Ausdehnung ber Pro- 
teftirungen auf alle Pothadreſſen, in Behreff deren aus irgend einem auf bem 
Wechſel befindlichen Vermerk eine Hindeutung auf eine Spentität des Wohnorts 
bes Adreſſaten mit dem Zahlungsorte fich entnehmen ließe, die Furze Friſt zu 
verjäumen und Proteſtkoſten zu verwenden, deren Nothwendigkeit demnächſt vom 
Richter nicht anerkanni wird — oder durch Zurückbleiben hinter demjenigen, 
was moͤglichenweiſe im Regreßprozeß nach dem Juhalte aller auf dem Wechſel 
befindlicher Vermerke vom Richter für nötig erachtet wird, das Regreßrecht zu 
verlieven.“ 


0 0) 


Das Hamdelöremht ift durch folgende Urtheile repräſentirt, bei bemen, wie 
ich ausdrücklich heworheben will, der höchſte Gerichtshof faft immer das Rich 
tige wetroffen bat. In dem Greenntnih des IV. Senates vom 18. Februar 
1866 (©. 282) lit angensnunen, 

daß auch die von dem: Anmilieumamen -veridhiedene Firma eines Eimgellauf⸗ 
mannes berechtigt tft, bezüglich der Handelögefchäfte vor Gericht aufzutreten. 
Der höchſte Gerichtshof bat ſich damit der der kaufmämniſchen Auſchauung ent 
prechenden Auffaffung, welche auch ſchon andererſeits (ngl Endemann, Ham 
delsrecht S. 90.; Roloff in Buſchs Archiv für Handelsrecht Bd. 1. ©. 492 ff.) 
gegenüber manchen. abweichenden Stimmen (vl. a. a. O. ©. 196 ff. 389, 
Bd. 2.°©. 153.5 Renaud, Lehrbuch des gem. deutſchen Ginilprogeirechtes 
&. 109) verireten worben if, angeſchloſſen. Der Kern ber Begründung findet 
fih ©. 288., wo es heißt; (Nah Art 18. des A. D. 9.6.2) „it die 
‚Zirma geraden - ala die mbinibualificende Bezeichnung der beitimmten Perjon 
pröcifirt. Die Gintragimg ber Firma in bad Handelöregifter ift nach Art. 19. 
obligatpriſch; dieſes giebt jebem ‚und zu jeder Zeit die weitere Auskunft - über 
Die phyſiſche Perſon. Dana) fehlt es von vornherein einer als Klägerin auf 
tretenben oder als Verklagten beinugten Firma an ji nicht an ber beitimmten 
phyſiſchen Perſoͤnlichkeit. Nım enthält zwar der Art. 15. die Beſchraͤnkung auf 
die im Handel betriebenen Geſchäfte; es erſcheint indeß als eine zu enge Auf— 
fafjung, davon die Prozefle auszufchliegen, welche aus den im Danbel betriebe⸗ 
Zeitſchr. f. Geſetzgebung u. Rechtspflege. I. 
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nen Geſchaͤften hervorgegangen find und bie unter der Firma gefhloffenen Han 
belögefchäfte betreffen. Iſt die Firma des Kaufmanns dem Publikum 
der Name, unter welchem er im Handel feine Gefchäfte betreibt und die Unter- 
ſchrift abgiebt, fo ift wicht abzufehen, warum dies in einem ans dem Ganbels 
geichäft hervorgegangenen Prozeffe nicht auch der Gegenpartei und bem Richter 
gegenüber gelten fol. Dazu kommt, daß ſich in ber Bezüglich ber Handelsge⸗ 
ſellſchaften gegebenen Vorſchrift bes Art. 111. des A. D 9 G. B. nicht eim 
Ausnahme von der Regel, nicht eine Singularität erblicken, ſondern vielmehr 
eine Beftätigung finden läßt. Denn die Firma der Hanbelsgeiellichaften ift 
nicht anders zu benrtheilen, als die Firma des Gimellaufmanns; fie ift and 
dort nichts Anderes, als der Name, unter welchem die Gefellihafter im Handel 
ihre Geſchäfte betreiben und die Unterſchriften abgeben; find fie nad Art. 111. 
ermächtigt, unter ihrer Firma vor Gericht zu Plagen und verflagt zu werben, 
fo muß eim Gleiches auch von dem Einzelkaufmann gelten.” 
Die weitere hierher gehörige Entſcheidung deſſelben Senntes vom 28. Juni 

1866 (S. 290) hat ben Sat aufgeftellt, 

daß auch der nicht im einer Handelsgeſellſchaft thätige Socins gegen ben al 

miniftrirenden Soctus einen Anſpruch auf Rechnungslegung Bat. 
Ich ftimme auch dieſer Entſcheldung hei, halte aber die Motwirung nicht für 
glücklich und geſchikct. Das A. D. H. ©. B. ſpricht eine Pflicht auf Rech 
nmgelegung nicht ausdrücklich in den betreffenden Artikeln aus. Dber: 
tribunal bezieht fich deshalb dafür auf den 8. 219. Tit. 17. Th. LALER 
und rechtfertigt dies damit, daß das bürgerliche Recht namentlich bei den im 
Bub IL Art. 55 ff. behandelten Hanbelsgefellfhaften Platz greift, da für bie 
ſelben zwar eine Reihe befonderer Normen gegeben find, eine allgemeine Recht- 
theorie für diefe Art der Gefellichaften nicht aufgeftellt ift, mithin biefenige tes 
bürgerlichen Rechts als ergänzend gelten muß, infofem das Handelsgeſetzbuch 
feine Beitimmungen enthält. Diefer Sat ift meines Erachtens in ber hinge 
ftellten Allgemeinheit nicht richtig und fogar gefährlich. Wenn das Hambeis 
geſetzbuch dem bürgerlichen Recht vorgeht, fo geht auch die aus feinen Einzd- 
beftimmungen zu abitrabtrende Theorie eines beftimmten Suftituts bem Bürger 
lichen Recht vor. Die Anficht des Obertribnnals kann Teiht zu ber Armabın: 
führen, daß über alle einzelnen Punkte, worüber das Handelsgeſetzbuch nichts 
ausdrücklich beftimmt, die etwa fiber ben betreffenden Punkt vorhandene ſpezielle 


Vorſchrift des bürgerlichen Mechts zur Anwendung kommt. Ih glaube ni, 


daß das Obertribunal jelbft eine fo mechaniſche und äußerliche Vereinigung Ted 
Handels. mit dem bürgerlichen Rechte beabfichtigt hat. Für ben vorliegenden 
Fall ift allerdings jener Sa ungefährlich, derm hier trifft das allgemeine Recht 
mit den Anſchauungen des Handels zufammen und ber Grundſatz, daß ama 
einer Vermögensverwaltung and die Pflicht zur Rechnungslegung folgt, ift ein 
für alle Art Geſellſchaften gemeinfamer (vol. Brinkmann, 

©. 149.; Endemann a. a. O. ©. 200). Steht aber einmal der Grundſat 
unbezwetfelt feft, daf ein Socius dem andern Rechnung legen muf, fo mu 
Dies auch dem nicht gefchäftsführenden Socius gegenüber gelten, da tie Aus 
ſchließung vom Gefellfhaftebetriebe, wie Makower, Handelsgeſetzbuch S. 81. 
treffend bemerkt, De fonftigen geſellſchaftlichen Rechte nicht aufhebt. 


ò— — — mad 
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Ebenfalls Erwähzung verbieut die fernere Cutſcheidung deſſelben Senates 
vom 8. Mai 1866, weil fie bei ber Gitte ber Kaufleute ihre Streitig⸗ 
keiten durch bei ben kaufmanniſchen Korporationen beftehenbe Schiedögerichte 
oder ſchiedsrichterliche Kommiſſionen entſcheiden oder in ben Schlußſcheinen bei 
einer Reihe von Gejchäften ns für den Tal von Streitigkeiten demnächſt zu 
wählenden Schiedsrichtern zu unterwerfen, non Bebentung für bie Sicherung 
diefer Art von Duafi- —— — iſt. Der hoͤchſte Gerichtahof hat 
nämlich angenommen, 

daß einer der Handelsgeſellſchafter auf Grund der Art. 114. u. 116. des 
A. D. H. G. B. befugt iſt, die ee vor Vertrag einer ſchiedorichter⸗ 
lichen Entſcheidung zu unterwerfen (S 
Es ift volflommen zutreffend bemerkt: „bie nabe über die Nothwendigkeit 
von Spezialvollmachten (58. 99 - 107. Tit. 13. Th. J. A. & R.), ſofern fie 
—— betreffen, insbejondere der &. 101, (Unterwerfung unter jchiebe- 
Ausſpruch) erhalten in ihrer Anwendung eine notbwendige Mobifi- 
ion durch die allgemeinen Vorfchriften des A. D. 9. ©. B., betreffend bie 
Bertretungsbefugniß ber Handelsgeſellſchafter. Diefe find ermächtigt, alle Arten 
von Geſchäften und Rechtshandlungen im Namen ber Gelellichaft vorzunehmen, 
und die Geſellſchaft dadurch zu verpflichten, ſowie Nechte für fie zu erwerben 
(Art. 114.), ja eine vertragsmäßige Beihräntung des Umfangs bat dritten Per 
ſonen gegenüber Teine rechtliche Wirkung (Art. 116.) ine jo allgemeine Be 
rechtigung fchließt jede Beſchraͤnkung, welche jonft bei andern Vertretungen und 
Vollmachten geſetzlich Platz greift, aus. Das Handelsgeſetzbuch bat jede Ber 
jchränkung abichneiden wollen, darum ift die Yaflung der Art, 114. und 116, - 
fo allgemein und darum ift die worgeichlagene Beichränfung ber Vertretung auf 
„Dandelögeichäfte" durch Streichung ausdrücklich bejeitigt worben (563. Sitang, 
Protokolle S. 4964.) — 
Ebenfalls der Aufrechierhaltung dieſer fchiedsrichterlichen SHanbelögerichts- 
barkeit dient das Erkenntniß vom 12. Juni 1866 (S. 326,), welches 
den Kommittenten, wenn er feinen mit dem Verkaufe von Waaren beauf- 
tragt geweſenen Kommiſſionaͤr ald Käufer in Anſpruch nimmt, an alle Be 
ftimmeungen beöjenigen Vertrages gebunden erflärt, welche der Kommiſſionär 
behufs Ausführung des —* ertheilten Auftrags "geidloffen zu baben, dem 
Kommittenten gemeldet hat. 
Im vorliegenden Gall war der Verkauftauftrag ertheilt: „nad allen Berliner 
Borſenüſancen, wie ſolche in den Schlupfcheinen ber vereideten Mäkler ftipulirt 
find." Auf die Klage ber Rechtönachfolger bes Kommittenten erhob der Kom⸗ 
meiffionär den Einwand, daß nah $. 19. der Schlupfheinformulare alle fich 
aus dem Berirage ergebende Streitigkeiten zwiſchen ben Parteien durch Schieds⸗ 
richter mit Ausſchluß jeden Rechtsmittels entſchieden werben follten.. Dieſer 
Eimnwand ift für begründet erachtet worben, denn nach Art. 376. des A. D. 9. 
&. B. war ber Kommittent befugt, „den Verklagten ſelbſt als Käufer in An- 
jprud zu nehmen. Für den Umfang dieſes Anſpruchs und bie Modalitäten, 
unter welchen er geltend zu machen, gab und giebt ed nun aber Feine andere 
Grundlage, als denjenigen Vertrag, welchen gefchloffen zu haben, ber Verklagte 
feinem Kommittenten gemeldet hat. Zu den Stipulationen dieſes Bertrages 
gehören ferner, nach berfelben Meldung, nicht bloß die DVerabredungen über 
Kaufpreis und eferungszeit, ſondern auch alle übrigen Verabredungen, nament« 


‘ 
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lich diejenigen, welche in den Schlußfcheinen ber vereibeten Berfiner Böriemmalier 
enthalten find." — 

Unter Mebergehung dreier Fein Intereſſe bietenden Erkenntniſſe ift wegen 
feiner praßtifchen Bedeutung für den Gffeften- Handel weiter hervorzuheben vie 
Entſcheidung des IV. Senates vom 2. Nopember 1865, 

daß bei Zeitfäufen über Tonrfirende öffentliche Papiere”), weldhe einen Börfen 

kours haben, der Verkäufer im alle eines Berzuges nicht befugt ift, nad 

dem Stichtage lediglich die Differenzjumme vom Käufer zu fordern und vie 

verfanften, nicht rechtzeitig aßgenommenen Papiere zu behalten (S. 315.). 
Mit Rüdficht darauf, daß der Art. 354. des A. D. 9. G. B. dem Verkäufer 
beim Verzuge des andern Theile nur das dreifache Wahlrecht giebt, Grfülkung 
bes Vertrages nebit Schadenserfag wegen der verjpätetn Erfüllung oder Scha⸗ 
denderfag unter Verkauf der zu liefernden Waare für Rechnung des Käufers 
zu verlangen ober ganz vom Verteage abzugehen,* dürfte die Richtigkeit Diefer 
Annahme, weldhe fih aud in einem Appellations-Urtheil bei Buſch, Ardiv 
Bd. 2. S. 205. vertreten findet, Teinem Bedenken unterliegen. Bekanntlich 
enthalten aber die bei vielen Börfen für die in Rede ftehenden Gefchäfte üblichen 
Schlußſchein ⸗Formulare eine der Beitimmung des Handelsgefetzbuches entgegen 
gefeßte Stipulation. Wenngleih in Bezug Gierauf zunächft in den Gründen 
©. 318. gefagt wird: „Es Tann bahingeftellt bleiben, ob durch Verabredungen 
unter den Parteien, noch anderweite, im Handelsgeſetzbuche nicht feſtgeſetzte Rechts 
folgen für die Nichterfüllung eines Vertrages feitens einer der Parteien feftge 
fet werben Tönmen, ob alfo das Recht fofort die Preisdifferenz ohne all 
weiteren Bebingungen zu fordern, vertraggmäßig feftgeftellt werben kann ober 
ob einer foldhen Verabredung, weil dadurch das betreffende Geſchäft bie Natur 
einer unklagbaren Wette annehmen würbe, die rechtliche Wirkſamkeit abzuſprechen 
wäre;* fo heißt e8 andererfeit am Schluß ©. 323: „Die f. g. veinn Diffe 
renzgefehäfte find allerbingse durch das Handelsgeſetzbuch nicht verboten; durch 
ben Art. 357. bat auch keineswegs, wie ber Kläger ganz richtig unter Bezug 
nahme auf ©. 5085. der Nümberger Kommiffions- Protofolle heworhebt, die 
Vertragsfreiheit beſchränkt werden, vielmehr dabei den Parteien eine Unterwerfung 
unter den Börſengebrauch unbefchränft bleiben follen. Und deshalb Tann ſehr 
wohl die Frage entitehen, ob eine Klage der vorliegenden Art, d. h. eine vom 
Verkäufer fofort und ohne Weiteres auf die Zahlung der Differenzfumme ge 
richtete Klage alsdann für ftatthaft zu halten ift, wenn unter ben Kontrahenten 
ausdrüdlich verabredet worben, daß der Verkäufer obne einen vorgängigen Ber 
kauf zu einer ſolchen fofortigen Einklagung der Differenziumme beredhtigt fein 
jolle”. Ans diefer legten allerdings noch immer verflaufulleten Aenkerung läßt 
fich doch wohl entnehmen, daß das Ober⸗Dribunal eine ber gedachten Tanfmänni- 
hen Uebung günftige Anſchauung vertritt. — 
Ferner weile ih auf das Erkenntniß bes gleichen Senates vom 29. Suni 
1865 (©. 328.) hin, wonach 

ber Inhaber eines conceffionirten Dienftmanns-, bez. Gepädträger - Suftituts 

als Frachtführer im Sinne des A. D. H. ©. D. anzuſehen ift. 


| 9) Diefer Jpwoht von den Redaktoren in der Ncberf rift ala in ben Motiven 
jelbft gebrauchte Ausdruck bürfte wohl nicht geſchickt und nicht pafiend gemählt fein. 
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Et find dadurch die hei Buſch Ardiv Br. 3. ©. 380. Bd. 5. ©. 286, mit- 

gebeten Inſtanzurtheile beftätigt. Die ſehr eingehenden Motive adoptiren 
im weſentlichen die früheren Enticheidungsgründe, day der allgemein lautende 
Art. 390. des A. D. 9. G. B. die Eigenfchaften eines Frachtführers weder 

von der Art und Beichaffenheit der gebrauchten Zransportmittel, noch von der 
größeren oder geringeren Entfernung der räumlichen End» oder Ausgangspunkte, 
innerhalb deren ſich der Transport zu bewegen hat, noch enblid davon abhängig 
macht, daß fi derfelbe mit der Fortſchaffung eigentlicher Handelsgüter, nicht 
bloßen Paflagiergutes befaſſe. — 

Die letzte der handelsrechtlichen Enticheidungen (IV. Sen. v. 13. März 
1866 ©. 474.) winmt unter Berufung auf den Sprachgebraud der Konkurs 
erduung 88. 24. 44. 143. No. 3. und des A. D. 9. ©. B. Art. 271. 273, 
301 f, 313. 895. 608. an, daß 

als Handelspapiere im Sinne des $. 101. No. 3. der Konkursordnung vom 
8, Mei 18854) nicht nur foldhe Papiere, die einen beftimmten Cours haben, 
fondern überhaupt alle Papiere zu erachten find, welche den Gegenftand von 
Hanbelsgeichäften zu bilden oder als Zahlungsmittel bei deren Erfüllung ber» 
wendet au werben pflegen. — 

Aus dem ferneren Inhalte des Bandes verdient noch bas Urtheil des IIL 
— vom 20. April 1866 (S. 449.) Erwähnung. Daſſelbe bejaht die 


dab ein zu Zuchthausſtrafe Verurtheilter fähig ift, einen ihm rechtskräftig 

auferlegken Erfüllungseid zu jchwören. 
Ih halte Das für unrihtig Das Ober⸗Tribunal fagt, dab die erlittene Zudht- 
bauöftrafe Die betreffende Partei nicht unbedingt eidesunfähig mache, ta eine 
jolhe Partei nach preußiſchem Recht (&. 284. Tit. 10. Th. J. A. G. DO) 
einen deferirten Eid fehwören fönne, und der 8. 25. Tit. 13. Th. La. a. O. 
(„Perjonen, die nah Tit. 10. 8. 227. als Zeugen nicht vereidet werben fönnen, 
tönnen auch zu einem Grfüllungs- oder Reinigungseib nicht gelaffen werben. “) 
nur eine Snftruftion für den Urtelöfaffee in einem erft zu enticheidenden Rechts. 
ftreite enthalte. Der 8. 25. ſyricht aber gang allgemein den Satz von ber 
Civesumfähfgkeit beftrafter Perſonen aus; "weil es fi babel Immer um ein 
Selbſtzeugniß in eigner Sache handelt, ſollen fie unglaubwürdig fein. Die 
Ausuahme, die für die Eidesdelation gemacht ift, berubt auf dem Grunde, daß 
bier die Gegenpartei ſich die eidliche Zehe einer ſolchen Perſon gefallen laſſen 
will, während beim nothwendigen Eid davon keine Rede iſt, ſondern dieſer 
letztere dazu beſtimmt iſt, des Richter bie erforderliche prozeſſualiſche Wahrheit 
zu verſchaffen. Im Munde einer beſtraften Perſon hat aber der Eid dieſe 
Kraft nicht, und wenn ii die betreffende Eigenſchaft erft nachher herausftellt, 
jo jteht Die Sache fo, wie wenn fonft Die @ibesleiftung (3. B. durch Tod) 
unmöglid) geworben if. a ſteht demnach ber Tier vorliegende Fall dem in 
%$. 7.8. Kit. 22. Th. L beiprochenen vollkommen gleih. Dadurch widerlegt 
ſich denn auch die Bemerkung, daß wenngleich die Regel des angeführten $. 25. 
dem 1. öffentlichen Rechte angehöre, auch ber Grundſatz ber Umabänderlichleit ber 





2) „Nechtshandlungen . . . . unterliegen ber Anfechtung, wenn fie . zum 
—— Ya B. die Vene einer Aigen Sn — nicht baar oder in 





U 
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lich diejenigen, welche in den Schlußſcheinen der v 
enthalten ſind.“ — 

Unter Uebergehung dreier kein Intereſſe b 
feiner praktiſchen Bedeutung für den Gffeften- , - 
Enticheidung des IV. Senates vom 2. Nevem . - 

daß bei Zeitfäufen über kourſirende öffentlic 
tours haben, der Verkäufer im Kalle eines 
dem Stichtage lediglich die Differenzjumme 
verfauften, nicht rechtzeitig abgenommenen 
Mit Rüdficht darauf, dag der Art. 354. d 
beim DVerzuge des andern Theild nur das 
bes Bertrages nebit Schabenserfaß wegen t 


denderjag unter Verkauf der zu liefernde - 


zu verlangen oder ganz vom Vertrage a' 
Annahme, welche fihb auch in einem Ap 
Bd. 2. ©. 205. vertreten findet, keinen 
enthalten aber die bei vielen Börfen für - 
Schlußichein- Formulare eine der Beltimn 
geſetzte Stipulation. Wenngleich in Ber: 
©. 318. gejagt wird: „E8 kann dahin. 
unter den Parteien, noch anderweite, im H. 
folgen für die Nichterfüllung eines Vert 
feßt werden Tönnen, ob alfo das Ned“ 
weiteren Bedingungen zu fordern, vertru 
ob einer ſolchen Verabredung, weil dadu 
einer unflagbaren Wette annehmen würt: 
wäre;" jo beit e8 andererjeitd? am Cd. 
renzgefchäfte find allerdings durch dag» 
den Art. 357. hat auch keineswegs, wi 
nahme auf ©. 5085. der Ninmberger « 
Bertragsfreiheit beſchränkt werden, vielm« 
unter den Börfengebrauh unbeſchränkte 
wohl die Frage entitehen, ob eine Klar. 
Berfäufer fofort und ohne Weiteres au 
richtete Klage alsdann für ftatthaft zu ı 
ausdrüclich verabredet worden, Daß der ‘ 
fanf zu einer folhen fofortigen Einklan: 
jolle*. Aus diefer Teßten allerdings nei 
fih do wohl entnehmen, daß das Ober⸗ 
hen Uebung günftige Anſchauung vertr' 

Ferner weiſe ih auf das Erkennin 
1865 (S. 328.) hin, wonach 

der Inhaber eines cenceffionirten Dien 

als Frachtführer im Sinne des A. T. 





3) Diefer — von den Redaktoren 
ſelbſt —*— usdruck dürfte wohl nicht „. 


Literatur. 419 


vrterungen aukommen. Dieſe finden ſich S. 15—26. Der 
zunãchſt die Cinfũhrung eines gleichen Privatrechtes ftatt des 


J— bunten Rechtezuftandes für winfgenswerth, verwahrt ſich aber 
: F eo vᷣt — gegen die Einführung bes Preufiichen Landrechts. 
= © “3 ber Bereinigung von Rechtspflege und Verwaltung, ber 
A We er %s *t und der vielartigen privilegirten Gerichtöftände Für 


teilt er nur bie Alternative der Ammabme der Hanno⸗ 


a * 8. November 1850 ober des Eutwurfes der Deutſchen 
TE *, wohl gerade hierbei ber neue Preußiſche Emwurf 
32 wien wäre. In Betreff der vom Verfaſſer befür 
4% * 2 her-Appellationsgerichts als dritter Inſtanz bürfte 
met ver Ausführungen (S. 55. dieſes Jahrgangs) 
a, ur — Hen wir em und dafſelbe Cipilrecht für den 
ER ‚ur ein gleides Civil⸗ und Kriminal-Ber- 


1. 'ner einheitlichen Aus» und Kortbildung 

Ak —* ey, * h. Uebertragung ter Bunftionen de⸗ 
Ta —8 * . I) „und hinwenden. So lange dies 
’ 2 


veyört, ſehen wir keinen ſonderlichen Vor⸗ 


B. ” „u der Kompetenz des Ober-Tribunale.* Die 
> „Aonung wird boffentlih nicht allzulange mehr frommer 
und was Me Strafgefebgebung betrifft, jo befürwortet unjer 

ſeibft die Einführung des Preußiſchen Strafgeſetzbuches und ebenſo 

.« u. Stemann Me des Entwurfes einer Strafprogegordnung von 1865 (f. oben 

" &. 110). Die weiteren Bemerkungen bes Berfaffers Zönnen bier in kurzem 


is nicht mitgetheilt werben. Jedenfalls zeigt aber die Schrift in Verbindung mit 
den beiden übrigen, daß doch in Bezug anf gewiffe Hauptpunkte der zukünftigen 
Organiſation fi) ſchon eine Uebereinftimmung gebildet hat, welche die Hoffnung 
auf eine allfeitige Verftändigung berechtigt erſcheinen läßt. 
Paul Hinſchius. 


| 11. 
Die bürgerliche Prozeßorduung nnd deren Nebengefeke. Unter befonberer 
g Berückfichtigung der Regierungs- und ftänbifchen Motive herausgegeben 


und erläutert von Dr. A. Leonhardt, Gebeimer Rath und Bice- Prä- 
" fident des Ober-Appellationsgerichts zu Celle Vierte Auflage. Hannover. 
r Helwingſche Hofbnähhandlung 1867. 
| 


Die Hannoverjche Civilprozeßgeſetzgebung bat nicht nur durch die Ereig⸗ 
uiſſe des vorigen Jahres für bie preußiichen Suriften außerhalb des ehemaligen 
Königreichs Hannover ein erhöhtes Intereſſe gewonnen, jondern auch dadurch, 
daß biefelbe bei den durchaus nöthigen Beftrebungen zur Herbeiführung einer 
gemeinfamen neuen Prozeßordnung die eingehendfte Berüdfihtigung zu bean 
ſprwchen hat. Referent will darum nicht unterlaffen, auf das Erſcheinen dieſer 
„  nenen Auflage ber längſt in ber hannoverſchen Praxis eingebürgerten Leonhardt⸗ 
ghen Ausgabe aufmerkſam zu machen. Dieſelbe enthält einmal bie allgemeine 
bürgerliche Progeorbnung vom 8. November 1850, begleitet mit einem kurzen 

Kommentar, welcher nicht nur die Motive berfelben, fondern auch die hannover. 
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\ngelegenheiten der Preußiſchen 
dechtsanwälte. 


— — 


wſcer preußiſchen Anwaltsta 
ſfei am 7. Zuni 1867. 


Waligen Anwaltstage war im Ver⸗ 

t Kant f DR, durch) Allegen 

Frankfurt a. M., dur egen 

e * Tucheifiiche Anwaltsftand zahl- 
Schwarzburg⸗ Sondershauſen 
n, welcher, obwohl nad) dem 


tigt, aus Inte d 
0° ——— 
5 r Bereinsgettfchrift, Pros 


8, eröffnete die Sitzung mit 

„enenen —5* und me über 

Agungsgeſuche der außgebliebenen, forte 

» „m bie nöthigen Mittheilungen. Denmächſt 

‚ag ber Tagesordnung (vgl. hrift Heft 3 dieſes 

.. 845. 346) geſchritten, ım giwar zuerft zur Nr. J.: 

voes Borfipenden, ded Stellvertreterd und Schrift: 
‚abterg für den Anwaltötag. 

Als men —— eworden, feine Wahl durch Stimmzettel, 





Vorſchlag. Letzterer lehnte indeffen die Wahl 
) zum V , en in — mehrerer Mitglieder der Ver⸗ 
b und es wurden FE Borfibenden, zum Stellvertreter und Schrift: 
mumbung Kim fein zum On er eg Mereins, Kollege D 

Frag be ftänd eh 8, Kollege Dorn 
ihrer re ht in Bezug auf bie Reihenfolge der Er⸗ 
Bei GE macht Drattanden_ den Berlin, bie Nr —— 
jerung bet weile er fängeren Disfuffton nicht bedürfend, zuerſt zu 
5 vorauajichttie Berfammlung erflärte fich damit einverftanden und 
handeln. Die "one Diskuffion den Antrag bed Kollegen 
‚im darauf ohne lüter zu Witten (Nr. IV.) an, dahin gehend:- 
samt T ruftragt den Vorftand des Preußiichen Amwaltd- 
Der Anmaltstnd peffelben bei dem Königlichen Juſtizminiſterium den 
verein, Namen zuß zu ber für die Bearbeitung einer neuen Ge- 
Anl 3, ft 9) eßordnung vorausſichtlich zu bildenden Kommiſſion 
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auch Anwälte aus den alten und neuen Provinzen des Preufiichen 
Staates augege jen werden.“ 
Zu Nr. V. der Tagesordnung, dem weiteren Anfrage von 
Schlüter: 


„Der Anwaltötag beauftragt ben Borftand bed Preußiſchen Anwalts 
vereind, -auf Grund der einzuholenden Aeuberungen der Bezirksver⸗ 
eine, ſowie der durch Die Ireife oder fonft dem Borftande befannt 
werdenden Anfichten Preußiſcher Anwälte eine die Grumdzüge der zu 
erftrebenden neuen Gerichts⸗ und Prozeß⸗Ordnung darftellende Dent- 
fchrift auszuarbeiten und dem Königl. Suftizminifterium mit ber Bitte 
um Berü ee u übermitteln;* 

bringt der Vorfipende Hinſchius folgendes Amendement ein: 
„Nach der Publikation des von der Staatöregierung zu erwartenden 
umgenrbeiteten Entwurfs einer neuen Prozeß⸗Ordnung für die Press 
Sifchen Staaten hat der Geſammtausſchuß fofort die Keuherungen der 
Bezirlövereine zu erfordern und nad Eingang berjelben zur Ber 
thung über dieje, fowie über den rf überhaupt, einen Anwalt 
tag antzuſchr tben”, 

indem er bemerkt, dab der Antrag felbft auf Ausarbeitung eines felbt: 

ſtändigen Prozeßgeſetzentwurfs hinauslaufe, Dazu aber ber Anwaltänereis 

weder eine Befugniß, noch die nöthigen diöponiblen Kräfte befibe. 

Dorn madt & dad Amendement noch geltend, dab durch Am 
nahme bed eriten Schlüterfhen Antrages Ar. IV.) der Einfluß bei 
Anwaltsſtandes auf die Geftaltung ber Gerichtd- und Prozebordnung 
gewahrt, alfo Pr. V. eigentlich auch überflüſſig wäre. 

Unter alljeitigem Einverſtändniß wird dad Amendement von Hin 
ſchius zuerit zur Abftimmung gebra t und darauf einſtimmig auge 
nommen, womtt die Nr. V. erledigt ift. — 

Nachdem Hinſchius fodann jenen Antrag (Trakt. VL): j 
„Der Anwaltstag wolle jeine Weberzeugung ausſprechen, dab die Auf- 
bebung der Perjonal-Schuldhaft von einem borber zu beftimmenben 
und angemefjen feftzufeßenden Termine ab — und zwar nur mil 
alleiniger Ausnahme der Körperhaft zur Erzwingung eine Bermö- 
gensverzeichniſſes und Zeiftung des Mantfeftationdeides von Dem Schuld⸗ 

1 jept gurädhiegogen hatte bamit bi Gebote fichenbe Zeit 
jebt zurückgezogen hatte, damit die ganze zu 
a Diskuffion des Traktandum II. gewidmet Werben fünne, betragt a 
den Sollegen Raufhenbuf Er ob bderfelbe nicht damit einverſtander 
fei, dab jein Antrag (Traft. ID.) ) bei der Beiprehung der Grumbjüp 


1) Der Anwaltötag wolle beichliefen: geeigneten Orts eine Deklaration der Eh 
renrat egefeke dahin zu eantragen, a 
1) der eftimmunig des 8. 5. der Verordnung über die Bildung eines 
unter den Juſtizkommiſſarien, Advokaten und Notarien vom 30. April 
wonach dem Antrage des Sanded -Quftiztolleginmd und ber Gtauttam 
a a a Tara 
es es end die vergehen der ni 
21. Juli 1852 derogirt worden, und 8 
2) daß durch die Veror nung vom 80. April 1847 dem Ehrenrath die Stellun 
einer den Landes⸗Juftizkollegien Tonrbinirten Stelle gegeben ſei.“ 


durch 8. 70 
— —s ven 
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iber bie Disziplin ber Anwälte (Nr. II. 1—3. der Martinyfcen 

ge der Grunbprineipien einer neuen Anwaltöordnung) mit in 
Rüdft e geaogen werbe. Raulhenbufg erflärt fih damit in Hin» 
lick ande nweſenheit der Kollegen aus den neuen Provinzen für 
| nt 


tnverftanden. 

Somti biteb ald einziges Traltandum noch Nr. IE, die 
Beratdung der Grundprincipien einer neuen Anwalts» 
Drbnung für den Preußiſchen Staat, 

mier Anhalt an bie vom dem Kollegen Rechtsanwalt Martiny zu 
Ranfehmen aufgeftellten Grundzüge (Zeitfchrift Bd. 1. Heft 4. ©. 116 
x8 119) übrig. Leider war der Verfaſſer durch ſchwere Krankheit in 
jeiner Familie am Erfcheinen auf dem Amwaltötage verhindert. 

Zunächſt ging man zur Erörterung des erften Abſchnittes der 
Grundzüge, betreffend die Zulaffung zum Anwaltsftanbe 
und die Bedingungen ber Praxis über, indem bie bereitö von 
Rartiny aufgeftellten Vorausſetzungen (Nothwendigkeit eines befon- 
deren Anwaltöftanded als eines unentbehrlichen Organ? der Rechtspflege, 
reiheit der Advokatur in dem Sinne der freien Berufsausübung ohne 
Rneeffion oder Anftellung der Staateregierung bei Erfüllung gemwitjer 
eh a Bedingungen ımd endlich Ablegung bed hoͤchften 
a en Eramend ald Gewähr für die wiffenfhaftlice Tüchtigkeit) 
Meitig als maßgebend anerkannt wurden. Es war daher zunächft über 
ne Frage zu ren: 

‚Sind die Anwälte in Anwälte im engeren Sinne (avouds — Pros 
furatoren) und Advokaten zu fcheiden, wie der Entwurf zur „Prozeh- 
für ben preußiſchen Staat von 1864° thut? (Nr. 1. ber 
e.) 

Dorn mein daß über bie Frage nicht verhandelt werden könne, ohne 
in beftimmtes Prozebverfahren im Auge zu behalten. Sehlmacher 
ip) bemerkt, $ die Trennung bei jeder andern Gertchtöorgantja- 
ion als der framzöftfchen ihm nicht zwedmäpig erfhene. ummerd 
hildesheim) tft ebenfalls gegen Die Trennung und bezieht ſich auf feine 
Srfahrungen in Hannover; bier würben bie Anwälte aus den Abvofa- 
m ernannt; der Anwalt e den bloßen Advokaten bei dem Gerichte 
orftellen. Die jungen Advolaten vereinigten fi) nun mit einem Ans 
valt 337 dieſes Pundtes durch Vertrag und müßten hierfür demſelben 
ine Selbleifung machen, ein Verfahren, deſſen rechtliche Gültigkeit im 
dannover nicht angegweifeit worden jet. Einen reellen Werth babe 
enmach vom Standpunkt der hannoverfchen Berhältniffe aus die Tren⸗ 
tung wien Advokatur und Anwaltſchaft nicht. 

‚_ Rede (Berlin) bemerkt, daß ein folcher Vertrag verboten werden 
nfle, auch fei das in ber Rheinprovinz, wo die Anwälte ebenfalls aus 
en Advolaten genommen würben, durch Miniſterialreſkript bereits ge 
hehen. Nach im Rheinland geinachten Erfahrungen führe die 
itennung, welche ſchließlich eine — der Advokaten von den 
Inwälten zum Gefolge habe, zu Mißſtänden. 

v. Müldner (Rotenburg) ftellt fich in dieſer Brage auf den Stand⸗ 
malt der Zweckmäßigkeit und bemerkt zunächſt, daß vielfach in Deutfche 
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laund aus ſolchen Gründen die gedachte Trennung nicht adoptirt worden 
ſei. Für dad Publikum, wenn es in ſeinen Rechtsaugelegenheiten 
betathen und bedient jet, wäre an und fire fich die Zeitfi des 
terſchiedes gleichgültig, immerhin aber verurſache die Aun der 
Funktionen der Anwaltſchaft und Advokatur den Parteien mehr Koften 
ald die Vereinigung. Im Kurheſſen, wo in der Scheidung ber Anti- 
abvofaten und Obergerichtäanwälte theilmeife die Trennung von Abve- 
fatur umd Anwaltſchaft vorbanden geweſen fei, wäre dieſer Unterſchied 
jebt verichwunden und feine Klage Darüber laut gemorhen. 

Dr. Steinfeld (Efchwege) weilt. auf die Abhandlung von En: 
demann im lebten Heft der Zeitichrift bin, welche an einzelnen thak 
ſächlichen Unrichtigfeiten binfichtlih der Bemerkungen über das Verhält 
niß zwiſchen Dbergerichtö-Anwähten und Amtsadvokaten leide Cr ver: 
ſpricht in diefer Beziehung Derichfigungen in der Zeitiehrift zu gebe. 

Niemeyer (Warburg) bemerkt, daß die Grörterung des Under 
ichiedes der Amtöadvolaten und Obergerichtö- Anwälte als folcher mit 
zur Sache gehe 

Blod (Magdeburg) wendet fi gegen Dorn und hält die durh 
veifen Bem indicirte Bertagung der Beſchlußfaſſung über den zw 
Diskuſfion geitellten Punkt für unzweckmäßig; der Anwaltöftend usüfle 
jeine Wünſche Ichon jest ausiprechen. 

Mede bemerkt, daß der ganze Unterichied zwiſchen Anwalt mi 
Advokat innig mit den franzoͤſiſchen Einrichtungen Aufanmmenhin e, un 
daß in Frankreich bekanntlich geringere Anforderungen an die —— 
des Anwalts, als an die der Advokaten geftellt würden. Verlange man, 
wie heute alljeitig vorausgeſetzt fei, allgemein Die Ablegung des hoöchften 
juriftiichen Examens, fo Itege Fein Grumd zur Beibehaltung gejonderter 
Klafien von Rechtsbeiſtänden vor. Es komme ferner in Betracht, daf 
es in Deutichland nicht üblich fet, * einen Adpokaten beſfonderes Ho⸗ 
norar zu zahlen, und in der Gewoͤhnung des Publikums der Umterſchied 
feinen Anhalt abe. 

Drofejjor Dr. Hinſchius wird darauf zum Wort verftaitet und 
bemerkt, daß ſich die Uebelſtände der Trennung gwifchen Anwaltichaft 
und Advokatur in England recht deutlich harausgeſtellt hätten umd er 
deshalb diefen Punkt noch hervorheben wolle. Die Klaſſe der attorneys 
und solicitore, weldhe ungefähr den franzöfiichen aroués gleich tänden 
jeien, weil ſie als die geringere Klaffe der Rechtäbeiftände k 
würden und ihnen alfo die höhere Ehre und das höhere Anſehen 
Advokaten (barristers) fehle, gezwungen, ſich für bad mangelnde An 
Ken durch möglidhit hoben Gelderwerb zu entibädigen. Andererjeiit 

ei aber der Stand ber Aduofaten, für welche Teine geſchloſſene Anzahl 
geſetzlich beſtimmt fei, wieder auf die Gunft der attorneys und eolicatom 
angewieſen und von diejen abhängig, Da es gerade bie letzteren wegen 
— ne mit ve Parteien in der om ne — 

äftigung zuzuweiſen. Die Trennung könne alſo ieſen 

fahrungen die Folge haben, daß der hand , weldyer die höhere oe 
für ſich in Anſpruch ‚nehme, von dem, wel ben Mangel derf | 
nad) befannten Erfahrungen durch reicheren Berbienft zu erjeben ſuche, 
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beeinflußt würde, Verhältnifſe, weiche ftherlich nicht eine ehrenhafie Stel 
kung der Advokatur a“ dern geeignet wären. 
. Damit wurde die Diskuſſion geſchlofſen und durch einftimmige 
waren „per en gene ber oben Di Sim ein Fra —e 
daß ſich in der ganzen Verſammlung nicht ein einziger Anhä er 
Eh der — in Anwälte im engern Einn und Aboos 
ten befand. — 
Die ai Frage lautet: 
„Sind beftimmte ie für die Anwälte (Advokaten) zu be 
ftimmen, und eventuell wo jollen je ſich niederlafjen bürfen ?* 
Bei der hierüber eröffneten Diskuffion bat Dorn die Frage ſchon 
rc dad angenommene Princip der Freiheit der Advokatur für er- 


Morin (Magdeburg) wetit dem gegenüber darauf hin, dab man 
twz der Freigebung der Advofatur die Niederlaffung nur an denjenigen 
Orten, wo Gerichte feien, vorfchreiben koͤnne. 

Qorjigender ift ebenfalls nicht der Meinung, daß ber rag 2. 
burh die Annahme der Freiheit ber Advolatur praͤjudicirt ſei. Gegen 
eine abjolute Berweinung ber Frage exiſtire dad Bedenken, dab daB 
Yublikum ebenfalls ein Intereffe daran habe, an beitimmten Orten Ans 
wälte ‘zu finden. Wenngleich Bedürfniß und Nachfrage diefen Punkt 
im Großen und Dangen regeln würden, jo jei doch die Nothwendigkeit 
eines fonftigen Korrektivs nicht vom vornherein außgeichlofien, wie denn 
im Koͤnigreich Sachſen ein joldes in der Art und Weiſe beftehe, daß, 
wenn für einen beitimmten Drt fich das dringende Bedürfniß der Do⸗ 
mizilirung eines Advofaten oder ber Vermehrung der an diefem Ort 
hen befindlichen Advolaten herausftelle, und ſich fein Advofat auf er- 
jungene öffentliche Aufforderung des Juſtizminiſteriums innerhalb dreier 
Bonnte zur Niederlaſſung bereit finde, ein and der Zahl der Dualifi- 
eirten zu ernennender Advokat an dem betreffenden Orte feine Wohnung 
nehmen müfſe, melden er dann ohne Erlaubniß nicht wor Ablauf von 
fünf Jahren verlaffen bürfe. | 

‚ Dr. Schröder (Glüdftadt) ftimmt im Bezug auf ben erjten Punkt 
mit dem Vorfitzenden überein. Er erklärt I für die Zeititellung be: 
ſtimmter Amtöfipe. Dadurch würde die Gefabr der Iſolirung vermie- 
den und ber Vortheil einer gegenfeitigen Anregung und Kontrole der 
an einem Ort zufammenmohnenden Advokaten erreicht. Die Ijolirung 
* nach feinen Erfahrungen in Schleswig und Holftein jchlimme 

oigen g 

Block (Magdeburg) vertheidigt den entgegengeſetzten Standpunkt. 
Volle man Teine —2— en Staatöbehörden bei Anjtellung der 
Amwälte, fo fei nicht er , wer dieſe Angelegenheit ordnen jolle. 
Die Sache würde ſich naturgemäß regeln, weil da, wo ein Advokat Be- 
— wäre, sich auch hei freier Advokatur ein folder immer nieder⸗ 

en würbe. 


_ Dr. Schröder weit darauf bin, dab für die Entjcheidung ber 
Stage es auch darauf ankomme, ob man dad Notariat mit der Advo⸗ 
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lich biefenigen, welche in den Schlußfcheinen ber vereibeten Berfiner Borſenmakler 
enthalten find.” — 

Unter Mebergehung breier fein Intereſſe bietenden Erkenntnifſe tft wegen 
feiner praftifchen Bedeutung für den Effeften- Handel weiter hervorzuheben vie 
Entſcheidung des IV. Senates vom 2. November 1865, 

daß bei Zeitfäufen über kourfirende oͤffentliche Papiere”), welche einen Börfen- 

kours haben, der Verkäufer im Balle eines Berzuges nicht befugt ift, nach 

dem Stichtage lediglich die Differenzjumme vom Käufer zu forbern und bie 

verfauften, nicht rechtzeitig abgenommenen Papiere zu behalten (S. 315.). 
Mit Rüdficht darauf, daß der Art. 354. des A. D. H. G. B. dem Verkäufer 
beim Verzuge des andern Theils nur das dreifache Wahlrecht giebt, Erfüllung 
bes Vertrages nebit Schadenserfaß wegen der verjpätetn Grfüllung oder Edha- 
denserfag unter Verlauf der zu liefernden Waare für Rechnung des Käufers 
zu verlangen oder ganz vom Vertrage abzugeben,” dürfte die Nichtigkeit dieſer 
Annahme, welche fih aud in einem Appellations-Urtheil bei Buſch, Ardht 
Br. 2. ©. 205. vertreten findet, Teinem Bebenken unterliegen. Bel ich 
enthalten aber die bei vielen Boͤrſen für bie in Rede ftehenden Gefchäfte üblichen 
Schlupfhein« Formulare eine der Beltimmung bed Handelsgeſetzbuches entgegen 
gefeßte Stipulation. Wenngleih in Bezug hierauf zunähft in den Gründen 
©. 318. gejagt wird: „Es Tann bahingeftellt bleiben, ob durch Verabredungen 
unter den Parteien, noch anderweite, im Handelsgeſetzbuche nicht feftgefete Rechts 
folgen für die Niiterfüllung eines Bertrages feltens einer der Parteien 
fegt werden Tönnen, ob alfo das echt fofort die Preisdifferenz ohne a 
weiteren Bedingungen zu fordern, vertragsmäßig feftgeftellt werden Tann oder 
ob einer ſolchen Verabredung, weil dadurch das betreffende Belchäft bie Natur 
einer unflagbaren Wette annehmen würde, bie rechtliche Wirkſamkeit abzuſprechen 
wäre;* fo heißt es andererjeit? am Schluß ©. 323: „Die f. g. veinn Diffe 
renagefchäfte find allerdings durch das Handelsgeſetzbuch nicht verboten; durch 
den Art. 357. Hat auch Teineswegd, wie ber Kläger ganz richtig unter Bezug 
nahme auf ©. 5085. der Nurnberger Kommifflons- Protokolle bernorbebt, die 
Bertragsfreiheit beſchraͤnkt werben, vielmehr dabei den Parteien eine Unterwerfung 
unter den Börſengebrauch unbejchränft bleiben follen. Und deshalb kann ſehr 
wohl die Frage entftehen, ob eine Klage der vorliegenden Art, d. 5. eine vom 
Verkäufer fofort und ohne Weiteres auf die Zahlung der Differenzfumme ge 
richtete Klage alsdann für ftatthaft zu halten ift, wenn unter ben Kontrahenten 
auddrüdlich verabredet worben, daß der Verkäufer ohne einen vorgängigen Ver 
kauf zu einer ſolchen fofortigen Cinflagung der Differenzfumme bereetigt fein 
jolle*. Ans dieſer letzten allerdings noch immer verflaufulirten Aeußerung Täht 
fih doch wohl entnehmen, daß das Ober⸗Tribunal eine ber gedachten Tanfmänni- 
fhen Uebung günftige Anſchauung vertritt. — 

 . erner weife ich auf das Erkenntniß des gleichen Senates vom 29. Zuni 
1865 (S. 328.) bin, wonach 

ber Inhaber eines conceffionirten Dienftmanns-, bez. Gepkditräger- Iuftitute 

als Frachtführer im Sinne des A. D. H. ©. B. anzuſehen ift. 


3) Diefer jerwoht von den Redaktoren in der Meberf rift als in ben Motiven 
jelbft gebrauchte Ausdruck dürfte wohl nicht geſchickt und FA pafiend gemählt fein. 
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Es find dadurch die bei Buſch Archiv Br. 3. ©. 380. Br. 5. ©. 286, mit- 
geteilten Suftanzurtbeile beftätigt. Die ſehr eingehenden Motive adoptiren 
im wejentlichen die früheren Gutjcheidungsgründe, da; der allgemein lautende 
Art. 390. des A. D. 9. ©. B. die Eigenſchaften eines Zrachtführers weder 
von der Art und Beichaffenbeit der gebrauchten Zransportmittel, noch von ber 
größeren oder geringeren Entfernung der räumlichen End» oder Ausgangspunkte, 
innerhalb deren ſich der Transport zu bewegen hat, noch endlich davon abhängig 
macht, daß fich derfelbe mit der Fortſchaffung eigentliher Handelsgüter, nicht 
bloßen Paflagiergutes befaſſe. — 

Die letzte der handelsrechtlichen Entſcheidungen (IV. Sen, v. 13. März 
1866 ©. 474.) nimmt unter Berufung auf den Sprachgebrand der Konkurs 
ernung 95. 24. 44. 143. No. 3. und bes A. D. 9. ©. B. Art, 271. 273, 
501 ff, 313. 895. 608. an, daß 

als Hundelspapiere im Sinne des $. 101. No. 3. der Konkursorduung vom 
8. Mai 1855 4) nicht mur folhe Papiere, die einen beitimmten Cours haben, 
iondern überhaupt alle Papiere zu erachten find, welche den Gegenftand von 
Handelsgeſchäften zu bilden oder als Zahlungsmittel bei deren Erfüllung ver⸗ 
wendet zu werden pflegen. — 

Aus dem ferneren Inhalte des Bandes verdient noch das Urtheil des IIL 
Senates nom 20. April 1866 (S. 449.) Erwähnung. Daffelbe bejaht die 


e, 

daß ein zu Zuchthausitrafe Verurtheilter fähig iſt, einen ihm rechtskräftig 

auferlegten Crfüllungseid zu ſchwoͤren. 
Ih halte das für unrichtig. Das Ober-Lribunal ſagt, daß bie erlittene Zucht« 
hausſtrafe Die betreffende Partei nicht unbedingt eidesunfaͤhig made, ta eine 
ſolche Partei nah preußiichem Recht (8. 284. Tit. 10. 1 WG D) 
einen beferirten Eid fchwören fünne, und der 8. 25. Tit. 13. Th. La. a. O. 
(„Perfonen, die nad) zit. 10. 8. 227. als Zeugen nicht wereidet werden können, 
fönnen auch zu einem Grfüllungs- ober Reinigungseid nicht gelaffen werben. “) 
nur eine Inſtruktion für den Urtelsfaſſer in einem erft zu entjcheidenden Mechts- 
ftreite enthalte. Der 8. 25. fpriht aber ganz allgemein den Sat von ber 
Edesunfaͤhigkeit beftrafter Perſonen aus; weil es ſich dabei immer um ein 
Selbſtzeugniß in eigner Sache handelt, ſollen ſie unglaubwürdig ſein. Die 
Ausnahme, die für die Eidesdelation gemacht iſt, beruht auf dem Grunde, daß 
bier die Gegenpartei ſich die eidliche Ausſage einer ſolchen Perſon gefallen laſſen 
will, während beim nothwendigen Eid davon keine Rede iſt, ſondern dieſer 
letztere dazu beſtimmt iſt, dem Richter die an prozeſſualiſche Wahrheit 
zu verſchaffen. Im Munde einer beftraften Perfon bat aber der Eid dieſe 
Kraft nicht, und wenn ſich die betreffende Eigenſchaft erit acer heraugftellt, 
ſo ſteht die Sache fo, wie wenn jonft bie Gibesleiftung (z. B. durch Tod) 
unmöglich geworben if. Es ſteht demnach der hier vorliegende Fall dem in 
8. 7.8. Tit. 22. Th. I beiprochenen vollkommen gleih. Dadurch widerlegt 
ſich denn and die Bemerkung, daß wenngleich die Regel des angeführten $. 25. 
bem ver Öffentliden Rechte angeböre, auch der Grundſatz ber Unabänderlichkeit der 


2) ,R ndlungen . ... . unterliegen ber Anfechtung, wenn ſie zum 
— B. de Bode einer fälligen SE weide nicht baar "oder in 
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Die Berſammlung geht darauf zur Verhaudlung über Rr. 6. übe: 
‚Sol die B Deich äfiaum br Anwalt eine beitimmte Zeit 
hindurch erhedingung ver 3 ula jung jein ?* 

Borfigender bemerkt zunächſt, daß der Berfafjer wohl eine de 
1hätigung vor dem Bin erforderlich erachteten Examen, nicht eine jolde 
nach Able gung bei befjel gemeint habe. 
ittelſtädt ertl ärt ſich F bie Bejahung der Frage. Durh 
eine ausfchliehlic eichterliche Beſchaͤftigung erlane man noch nicht, we 
er am fich felbjt erfahren habe, eine genügende Vorbereitung zur Ad 
fatur, und das namentlich nicht bei einem auf dem Princip der Mind 
fichfeit bafixenden Prozeßverfahren. 

Borfigender beitätigt die von v. Mittelftädt — 
Erfahrung und bemerkt, daß auch hochſtehende und einflußreiche Juſür 
beamte ihm gegenüber eine längere Beichäftigimg der jüngeren Prafiife 
bei Aduofaten an und je als It win nöwerth zugegeben, eh 
aber für unthunlid erachtet hätten, daß der Staat bie Güffe e ber ie 
ferenbarien auf längere Zeit entbehre. 
Schröder erklärt darauf, daB man für Schleswi hen ia 
ftein einen Sand, zu einer fihen Beihäftigung au Feen 
weil bort die Advokaten gar nicht in ber Lage wären, einen H 


Niemeyer bemerkt, daß eine derartige Beſtimmung zu ben ven 
Staat feitzufeßenden Borbedingung en für bie Zulafjung zum Gmma 
gehöre, deren Feſtſetzung die rnit und ih der Anwaltöjtan 












Air Am: (Wetter) nei darauf bin, daß ame? 
borgängigen en auch N) Gef ara Beine 
feit zur Beichäftt ung der Aspiranten für bie bebinge. Dur 
henne hält dad für unmöglid, weil ein nicht hinreichend beidhäftigter 
Anwalt einer ſolchen Berpflihtung unmöglich nachkommen könne. 

v. Eck Giesbaden) erklärt ſich gegen die Aufitellung einer on 
Bedingung. Es fönne eine folde Anordnung gerade für jolde 
nen, welde aus politiichen und anderen Gründen genöthigt würden, 
Staatödienft zu verlafjen, z. B. für mibliebige — 2* gefährlich wer 
den. Man würde doch Diele nicht vom Anmaltöftand fern en wolle 
Dem Bedürfniß koͤnne durch eine der Naf ken utfchen ähnliche er 

ng gebellen werben, nämlich dur bie Vorſchrift, dab eine g 
ei nwaltsbeichäftigung auf Die Be den Gerichten durchzuma 
—— angerechnet werde. 

v. Mittelftäbt enigegnet, daß der von v. Ed hervorgeho 
Grund immer nur —3 Ausnahmefälle im Auge Babe, und bap j 
Anwalt gern eine Verpflichtung zur Ba ls jüngerer 
welche ihm doch ferne Arbeit erleichterten, üb ü berneh men würde. 

Sehlmader erklärt eine Verpflichtung deshalb für nicht 
ſchenswerth, weil er feine Verſchiedenheit in der Ausbildung für die 
eher und für das Richteramt wolle; er bält allerdings eine Beſchaͤfti 








T 
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bein Anwalt nad Ablegung ber Prüfe ür zweckmäßig, will aber 
dieielbe nicht pligztri machen. ſwe ſa Dig 
‚ Ddermann ‚ baB bei einer obligatorischen Anwaltsbeſchäf⸗ 
tigung für en dazu kaum an anderen Orten ald in Kafiel und 
Dar J Selen pe ja werde. Aufftel A 
Schröder erklärt ſich gegen Aufitellung einer ichtung; j 
fünne ſich das felbft überlegen, und das eigene Sale — Frei 
dazu führen, eine ſolche Beichäftigung zu feiner Vorbereitung zu fuchen. 
v. Mittelftädt halt dadurch das Publikum gegen. ungenügend 
auögebildete Anwälte nicht für gehörig geſchützt. | 
WVorſ ipender will ebenfowenig die Nachjuchung des Anwaltöbe- 
ſchäftigung dem freien Ermeilen des Einzelnen überlafjen willen, weil 
er Dielelbe einerſeits auch für künftige Nichter ald nothwendig erachtet 
und andererfeitd die Stantäbehörden jungen Suriften wiederholt ben Ur⸗ 
laub für ihre Beſchäftigung bei Anwälten verweigert 
ange beantragt Schluß umd ed wird darauf unter Genehmigung 
der Berfammlung die Frage gr Abftimmung gebracht, 
eb überhaupt vorgängige Beſchäfti ß beim Anwalt Vorbedingung 
der Zulaſſung zur Advokatur ſein —* | 
Die Majorität Ipricht fi dafür aus; ebenjo für die Bejahung ber wei⸗ 
ter zur Abftimmung gebrachten Stage, 
J ji Beihäftigung vor der Ablegung der letzten Prüfung ſtattfin⸗ 


v. Mittelftädt verlangt darauf die Statuirung einer jedenfallg 
längeren ald dreimonatlichen Ei t, wozu der Borfipende die that Ir 
liche Bemerkung macht, dab nach den biöherigen altpreußiichen Einrich⸗ 
timgen die bet den Sreiögerichten arbeitenden Neferendarien die Pflicht 
einer dreimonatlihen Anwaltsbejhäftigung hätten, dab ji Diejer Zeit- 
raum aber für eine gründliche Ausbildung ald unzureichend erwieſen 
babe. Die Berfammlung erklärt ſich darauf in ihrer Majorität dafür, 
dap eine beftinimte Friſt, und zwar eine mindeitend cinjäh- 
rige, für die Beſchäftigun borgejä agen werde. | 

In Sein auf Die nunmehr zur Diskuffion geftellt Stage 7.: 

„Sollen Staatödiener, und eventuell welche, zur Advofatur zuge: 
laſſen werden?“ 
erflärt Dorn, dab diefe Frage durch die Aufitellung des Grforber- 
sites ber Ablegung ber hoͤchſten den Prüfung erledigt je. Habe 
der Staatödiener diefe abgelegt, jo müſſe er in die Advofalur eintreten 
Snnen, wozu v. &d bemerlt, daf ald weitere Borausjegung auch bie 
Scfüllung der jonftigen Bedingungen fubintelligirt werden müſſe. 

Die Frage wird darauf von ber Berfammlung in diefem Sinne 
ũr erledigt erflärt. 
| Man geht zur Srage 8. über: 

Db und unter welden Bedingungen ed ben Anwälten geftattet 
fein fol, Nebenämter anzunehmen?’ 

- Der Borfipende fegt zuvörderſt voraus, babı unter den bier ge 
seisıten Nebenämtern Teinenfalls Syndifate und Rechtskonſulentſchaften 
erftanden jein koͤnnten, da biefe recht eigentlich zum Beruf des An- 

BZeitiär. f. Gefeggebung u. Rechtöpflege. L 38 
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waltes ehören, und meint, daß Die —F wohl namentlich mit Ma— 
ſicht nr ie erft neuerdingd im Altlande beitebte Praxis, von den Rechts⸗ 
anmälten für die Annahme oder Beibehaltung des Siadwerordneien⸗ 
Amted Genehmigung der vorgefepten Behörde zu verlangen, aufgefteft 
jet. Er hält es im Intereffe der Freiheit und Unabhängigfeit der W- 
vofatur, des Publikums und der, juriſtiſch und praftifch gebildete Mit- 
lieder Jußenben Korporationen und Gefellfchaften für angemeſſen, feine 
Ehren anfzurichten, ımd weit darauf bin, daß, wenn ber Anwalt 
mit ber Würde und Ehre jeined Standes unverträgliche Nebenämte 
übernehme die Handhabung der Diseiplinargewalt in Tolcen Fällen aut 
reichende Remedur ewähre: 

Die Verfammlung ſchließt ſich dieſen Erwägungen an und gprigt 
fich bei der Abftimmung mit überwiegender Maforit t für die Frei: 
bett der Anwälte in der Annahme von Nebenämtern aus. 

In Bezug auf Frage 9.: 

„Iſt eine Beichränfung der Prartd auf gewiffe Gerichte oder 
Diftritte zweckmäßig? 
ergreift Udermann das Wort und führt aus, daß eine ſolche Beiden 
fung die freie Bewegung der Advokatur hemme. Tlebelftände Tönnten I 
durch nicht entftehen, weil praktisch die Sache ſich fo ftelle, daß der 
Anwalt doch Bi Die Regel immer nur an einem beftimmten Ort jem, 

Prarid außzuüben im Stande fe. - 
Bei der Abftimmung erflärt fid) Niemand für die Annahme em 
berartigen Beihränkung und wirb damit zugleich die Frage 10.: 
‚Soll die Ba fung zur Anwaltöprarid bei Den höheren Snflanz- 
gerichten befonderen Bedingungen, und eventuell welchen, unterliegen?" 


für erledigt erachtet. . 










l 


Nachdem: Dorn den Vorfip übernommen, geht man zur Diskuffien 
bes Abſchnittes IL. der Grundzüge, „Rechte und Pflichten der 
Anwälte“, über. 

Die Iize 1. en | Ki üh ' 

„Sind Detailbeftimmungen, namentlich über die Diemftführume: 
(vgl. Magdeburger Entwurf) ) zu empfehlen, oder genügen —* 
mn ent wie fie die 88. 10. und 12. der babkiähen Anwaltektt- 
nung !) eben?! 0 

Man Eu ſich hierauf ohne längere Diskuffion nahen, daß it 
Seltjekum von Detailbeſtimmungen theils mmausführbar, heile 
fei; e one wird in Betreff der Frage 2.: ’ 

‚ „Sind Berichriften zu geben über die Berechfigung und Pr 

pflihtung zur A Tebnumg der Aufträge, oder tft das & äſtniß zw: 
Ichen Anwalt und Sitent lediglich nach den allgemeinen Grundjahe 
über den Auufteagöverkrag zu beurtheilen? | 
ein Beſchluß im Sinne der letzten Aiternative gefaßt, weil dies alle 


2) Die näheren Angaben darüber finden fich a. a. O. ©. 117 Rote 2. und 3 
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dee Freiheit ber Advalatur verträglich und wegen ber Arm 
F beſonders bei Nr. 6. zu beſchließen ſei. enſachen 

In Betreff der Frage 3.: 

„Ih eine Tarordmumg über die Belohnung der Anwälte aufzu⸗ 
stellen, oder die letztere ledi oder- audy neben der Taxordnung Ger 
ne —— zu überlaſſen? 

darüber einig, daß gr — dem Anwalt und ſeinem 
—1* hen bie freie Nebereinkun en mälje, und nahm darauf ein 
von Burhenne —* Amendement an, dahin gehend, 

eine Taxordnung nur für die Erftattung der dem Gegner auf—⸗ 

ten Koften und ferner fubjidiär bet mangelnder Vereinbarung 
fir chen dem Klienten und Anwalt maßgebend jein ſollte. 
8 wurde de arauf dur Diskuſſion über Frage 4. geidritten: 
‚Ob. und her Weiſe follen die Anwälte berechtigt fein, ſich 
orfipender eher Dar Daß e dadurch erledigt ſei, daß 
orfigender Dorn meint, dieſe Ar ur gt a 
& hei freier Advolatur an Kollegen, namentlich ic) jüngeren, welche eine 
Vertretung übernehmen würden, nidyt fehlen 

Sehlmacher entgegnet, dab letzteres nicht ht auf Heine Stäbte ball, 
während Blod darauf emert, daß ſich aud für ſolche unbeichäftigte 
junge Advokaten finden würben, und v. Müldner auf die Möglich sit 
un durch |. g. Borbereitungsdiener oder Rechtöpraftifanten 

inwei 

v. Eck bemerkt, daß eine weitere Aushülfe dadurch gefunden wer: 
den koͤnne, wenn man ui he Vertretung durch andere —* unter 
Zuſtimmung der Partei zu 

Braun hält das Km ir amdreichend, weil ſich gerade an kleinen 
Orten, wo nur ein Anwalt jei, bei plöglichen Berhinderungd«, nament- 
lich „Ertrantungsfälen, das Bedürfniß einer Bertretung durch einen 
HE en und dad Bertrauen fee Chefs befitenden Sefretär heraus- 

e und Die Denehmigumg der entfernt wohnenden Partei nicht .einge- 
bolt werden könn 

me er "per inzwifchen den Vorſitz wieder übernommen hat, 

ed —F nothwendig ſcheine, beſtimmte Kategorien von Per- 
Vertretung außer den Kollegen übertragen werden 
me zu ju Degeichnen. 

Berlein (Rotenburg) verlangt, dab unter allen Umftänden eine 
Berireung nur bei eigener Verhinderung geftattet werde, damit micht 
ein und derfelbe Anwalt an vericdyiedenen Orten mit Hüffe- von Sedre: 
tem Büreaus halte und an mehreren Orten zugleich praktiſire. Bur— 
heute meint, daß gegen ein ſolches Berfahren. bie tantwortllichteit 

des Anwalts und das Dischplinamerfahren ſchützen würde. 

Stamm —— — will dem Anwalt ir e freie Auswahl über 
ken, im Vertrauen auf feine eigene Chr /prenpaftigtei 

Seiäte hält.es für —— * g, aufauftellen, ſich 
der Anwalt durch jeden andern vertreten —78 Önne, welcher nady dem 
Geſetz übehaudt fugt It, für für eine andere Partei i aufzutreten. 

der Abitimmung erklärt fi die Majorität unter Berwerfung 
28* 
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des Grundjaped beliebig Freier Auswahl ber Vertreter durch die Armütte 
für den Burihlag von Jeſchke. — 

Frage 5. lautet: 

Se den amtlichen Verfierungen und den Alten ber Anmwälk 
eine öffentliche Glaubwürdigkeit beizulegen?“ 

Bloc betont, dab die Anwälte Feine öffentliche Beamten ſein dirj— 
ten, und daß man daher für fie Fein Privtlegium im diefer ertehem 
feftiegen fole. Niemeyer will die vorliegende. Frage hier nicht air 
tert wiffen, ba fie nur unter Berüdjichtigung der von dem Progehgeiek 


aufgeftellten Beweiötheorie entſchieden werden Tönne nnd in die Lehte 


vom Urkundenbeweiſe gehöre Burhenne weilt auf die Schwierigkei 
für den Anwalt bin, den Radyweis für Fleinere Auslagen (3. B. Park 
bei Verluft der Kouverts) zu führen. 
Bei der Abſtimmung Shlicht die Majorität fi der Anficht Nie⸗ 
meyers an. 
Auf Antrag defjelben wird darauf die Diskuffion der Fragen: 


6) „Iſt die .Beftellung der Armen-Anwälte allein deu Anmwali- | 


förpern (Anwaltöfauımern) zu überlaffen?” und 


7) „Sollen Streitigfeiten über die Höhe dee Gebühren der Av 


wälte endgültig dur die Standeögenoften (Anwalttkammern) es 
Ichieden werden?“ 


vorläufig bis nach der Beichlußfaffung über die Anwaltskammern jeht 
ausgeſetzt. 


Als zur Diskuſſion über den ILL Abſchnitt: „Disciplin der 
Anwälte”, gejchritten werden jeilte, wurden einzelne Stimmen ur 
Bertagung laut, weil die Zeit bereitö zu ſehr bergelprälen ſei. Die 
M ehe erachtete ed indeflen für unangemeften, eine Verhandumg de 
in Rebe ftehenden Punkte bis zum nächſten Anwaltötage mrözufehen. 

Beim Yortgang der Berathung fiimmte man zunächſt der ven 
Martiny gemachten Vorausſetzung der Aufhebung jeglicher Disciplinr 
gewalt dee Gerichte und der Staatöregierung bei, und demnächſt wur 
die erfte Alternative von Nr. 1.: 


— slim nn — — — — 


‚Sind die Anwälte unter eine beſon dere Disciplin zu ib 


Ien, und find daher, da diefe Disciplin nur vom Stande jelbit uns 


gehen fönnte, Organe befjelben (Ehrenrath, Anwaltskammer, Die 


plinachof) mit Strafgewalt nothwendig, oder andere und welche 


porzufchreiben zur Erhaltung und Heb der Ehr — * 
zhrtiben 3 g und Hebung hrenhaftig 


einſtimmig bejaht, womit die zweite Alternative erledigt war. 
Ebenſo wird im Intereſſe der Unabhängigfeit ber Advolatur de 


weite Frage: | | 
„Sit der Stantöregierung eine Mitwirkung bei der Zufammer 
ſetzung zu geitatten?“ | . 
verneint 


In Betreff der Frage 3.: 
„Sit ed zweckmäßig, der Staatsanwaltſchaft bei dem Strafver 
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fahren irgend welche Funltionen und Befugniffe zu übertragen, und 
eventuell welche ?* 
wendet fih Dorn gegen eine mehrfach gemachte Bemerkung, daß in den 
entiprechenden Fällen ein Kollege zur er ung der Anklage beftellt 
werden jolle, indem er bemerkt, dab der Staatdanwaltichaft die Erben . 
hung, ber Antlage, wie bei anderen ftrafbaren Handlungen, belaſſen wer- 
den 
Udermann meint dagegen, dab der Staatdanwalt in befonderen 
Faͤllen Die Erhebung der Anflage unterlaffen könne, und dagegen Für⸗ 
ſorge getroffen werden müſſe. 
urhenne erflärt ſich dafür, dab ein Kollege aus dem Bezirk ber 
Anwaltöfemmer mit der Erhebung der Anklage beauftragt werde. 
Morip will gejtattet wiffen, daß jeder Anwalt, auch ein außer: 
halb des Bezirks der Anwaltskammer wohnender, damit betraut werde, 
weil für die an demjelben Orte wohnenden Stollegen die Uebernahme 
des Anklägers peinlicdy und unangenehm fei. 
Stamm bemerkt, daß gerade die Anwaltichaft an der Reinerhal: 
tung ded ganzen Standes das größte Intereffe habe, und daher ein 
walt vorzugsweiſe geeignet fei, die Anklage zu übernehmen; auch koͤnne 
es feinem Anwalt her fallen, wenn er die Ehre des Standes durch 
Anflage- Erhebung gegen ihm näher ftehende Kollegen im allgemeinen 
Intereife wahren müfje. Cine ftrenge Handhabung der Disciplin aus 
fich ſelbſt heran würde dem Anwaltsftande gerade die meifte Æhre machen. 
Nachdem Jeſchke ſich nochmals für Beibehaltung des Staats⸗ 
anwaltz ala Anklägerd, Steinfeld dagegen erflärt und Schröder be- 
merkt hat, daß ber Zulafiung der Staatsanwaltichaft Die disciplinariſche 
Erite von der rein Triminellen nicht genügend außeinandergehalten werde, 
wird zunächſt Die Ausichließung der Staatganwaltichaft und ferner die 
Uebertragung ber Anklage⸗Erhebung auf einen Anwalt, der nicht mit 
dem Angeflagten zu bertelben Anmpaltäfanımer, gehört, beſchloſſen. 
Die weitere Frage (Nr. 4.): 
„Soll der Dißciplinargerichtähof zur Serfolgung gegmungen, even⸗ 
tuell ein Gerichtshof jubitituirt werden können ?* 
wird Darauf anfeitig verneint, da die Haudhabung der Disciplin vein 
in der Hand des Standes liegen folle und müſſe. 
Zur Frage 5.: 
‚Sollen Gerichtähöfe die Berufungsinftanzen bilden?“ 
bemerkt Lange, daß die Geftattung einer foldhen Berufung mit dem 
Princip der durch ben Stand zu übenden Dieciplin nicht vereinbar, und 
Raufhenbujd, daß überhaupt jebe Berufung unzuläfftg fei, da es 
* Principe nad bei der Entſcheidung der Standesgenoſſen verbleiben 
müſſe. 
Bei der Abſtimmung wird darauf die Frage verneint. 
Die letzte Frage (6.) lautet: 
‚8 Strafen ericheinen angemeſſen? 
Dorn erflärt ſich für die Verhangung von Srmahmmgen Ver⸗ 
weiſen und der Entlaſſung, indem er, ebenſo wie Block, bbußen 
las Strafen für unehrenhaftes Benehmen nicht für angemeſſen erachtet. 
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v. Ed Hält es mit Rüdfiht anf das‘ Publikum für unräthlid, von 
Geldbußen zu abftrahiren. 

Sehlmader erflärt die Dorn-Blockſche Auffaflung für m 
idealiftiich und meint, daß da, wo ein Anwalt aus Eigennup ſeine Pflid- 
ten verlegt, gerade ein folcher am empfindlichften durch Verhaͤngung von 
Geldbußen geftraft werde. 

Nahdem noh Stamm bie Verhängung der Suspenſion ald Ste 
art in Vorſchlag gebracht und Burhenne tn Bezug auf den Verweis 
eine Scheidung in einen gereist und einen vor verfammelter Anwalt 
fammer zu ertheilenden Verweis proponirt bat, wird zur Abftimmun 
Wi offen und die Anwendung folgender Strafen durd die Majoritit 

eichloffen: 

1. Ermahnung, 2. Verweis (unter Berwerfung ber von Burhenne 
beantragten Unterfcheidung), 3. Geldbuße, 4. zeitweife Suöpenfton, 5. 

affung. 

ne ft Schritt man zur Erledigung ber noch im Laufe der Die 
fuffion vorbehaltenen Punkte. In Betreff des Punktes I. Nr. 5. wur 
auf Antrag Sehlmaders befchloffen, 
te Zulaffung dur Anwaltöpraris von der Feftftellung des Borhanden: 
jetnd der gejeglichen Dualififation durch bie Anmaltötammer des Br 
Hin in —**— ſich die betreffende Perſon niederlaſſen wolle, a 


„Iſt die Beſtellung der Armen⸗Anwälte allen den Anwaltslam⸗ 
mern zu überlaffen ?* 
wird bejaht und nad) einer energiſchen, allgemeine Zuſtimmung finden: 
den Proteftation von Blod, dat die Anwälte feine Privilegien in An 
ſpruch nehmen dürften, die Srage (II. Nr. 7.): , 
„Sollen Streitigkeiten über die Höhe der Gebühren der Anmälle 
endgültig durch die Anwaltskammern entfchieden werden ?* | 
verneint, indem darüber, wie überall, der ordentliche Richter im gen 
neten Rechtswege zu entioeiben habe. 

Nach vorftehender Mitthetlung hat bemmad) der Anwaltstag fel 
gende Grundprinckpien für eine neue Anmwaltöordnung für mindert 
werth erachtet: 

1. In Bezug der Zulaffung zum Anwaltöftanbe: 

1. Verwerfung des Unterſchiedes ‚inifhen Prokuratur und Mvolahr, 

2. Fr Freiheit der Niederlaffung und des Wechſels Mt 
ohnſitze; 

3. Konſtatirung der Erfüllung der allgemein geſetzlich vorgeſchriebenen 

—X ungen vor der Niederlaſſung dur Ye Anwaltskammern; 

4. Mindeſtens en An Beichäftigung in der Advokatur vor Ale 

gung des lebten jurtitifchen Eramens ald Bedingung ber Zulafjunz 

Bu Advofaten; u 

5. Zulaffung ber Staatsbeamten zur Advokatur, fofern fie die für 
kin Anwalt allgemein vorgefchriebenen Bedingungen erfült 


en; 
6. Freiheit der Anwälte, Nebenämter (vorbehaltlich disciplinariſchet 
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L 
Re in den geeigneten Fällen durch bie Anwaliskammer) anzu- 
nehmen; “ 

7. Sreiheit der Bewegung bei Ausübung der Praris one jede gefep- 
üirhe Dehhrimkun gewiſſe Gerichte und Diſtrikte. 

D. In Bezug'auf die Rechte und Pflichten der Anwälte: 

1. Berwerfung von Detailbeitimmungen über die Dienftführung; 

2. Freiheit in ber Ablehnung der Aufträge, mit Ausnahme 

3. der durch die Anwaltskammern allein den einzelnen Anwälten zu 
übertragenden Armenſachen; 

4. Gebundenheit an eine Taxordnung nur für ben Fall der Verpflich- 
tung der SKoftenerftattung durch den Gegner und für den Yall 
einer mit dem Klienten nicht getroffenen Bereinbarum ; 

5. Befugniß unter eigener alljeitiger Beramtwortlichkeit, fi, abgeje- 
en von Kollegen, durch Perſonen vertreten zu laffen, welche über- 
aupt für einen andern im Prozeſſe auftreten können. 

Il. Sn Bezug auf die Disciplin über die Anwälte: 

1. Ausübung einer bejonderen Dieciplin über die Anwälte einzig und 
allein durch Die aus denfelben zu bildenden Anmaltäfımmern; 

2. Mn der Miwirkung der Staatöregierung bei der Zufam- 
menjegung ber lepteren; 

3. Bejeitigung ber Staatdanwaltichaft ald Anklagebehörde bei dieſen 
Disciplinargerichtöhöfen umd Detramung eined nicht der Anwalts⸗ 
fammer ded Angeklagten zugebörigen Anwalts mit den Funktionen 
des Anflägerd; 

4. Ausſchluß der Gerichtöhöfe. ſowohl als eventueller Disciplinarbe- 
orden, ala auch ald Berufungsinftangen ; 

5. Anwendung Kae Strafen im Diöciplinarverfahren: 

a. der Ermahnung, 
b. des Verweiſes, 
ber —* e, & 
. der zeitweifen Suöpenjion, 
e. der Entfaffung, 
Endlich wurde dem Borftande anheimgegeben, 

„die in Bezug auf das ebengedadte Traktandum gefaßten Reſolutio⸗ 

nen dem Königlichen Juſtizminiſterium mit der Bitte um Berüdfic- 

tigung bei der Entwerfung einer neuen Anwaltsordnung zu geeigneter 

Zeit zu unterbreiten“. | 
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50h aſſenſtein Gumbinnen 
51HuHy J. R. Inſterburg 
521Heinrich Angerbarg 
58iHerzfeld Iufterburg 
54IJordan Ragnit 
bbſämpfert, I. R. Tilfit 
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202)Bauftaedt 
20818erlein 


2MBurbenne 
2058 leim 

2069 ud 
20TSerland 
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09Hirfh, Dr. 
2l0i8lippert 
2llludhardt 
212Michael 
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AbRohde 
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Steinfel d, Dr. 
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Limburg a. d. L. 


XXVI. Schleswig⸗ Ztein. 











Heide i. Holſtein 
Schleswig 
Glückſtadt 
Altona 


Miscelle. 


——— —— 


Deuiſcher Juriſtentag. 
Bekanntmachung des Schriftführer-Amtes. 


Laut Protokolls vom 10. Juni 1867 bat die ſtändige Deputation de 
Deutſchen Zurlftentages | 
1) um Degrüßungs-Abenb den 26. Auguft, zu Sipungdtagen aber 
en 27., 28. und 29. Auguft dieſes en gewaͤhlt, 
2) die beifolgende vorläufige Tagesordnung ER; et. 

Andem wir died zur Ergänzung umjftehender „An yadıe” ) zu veröffentlichen und 
erlauben, richten wir an diejenigen geehrten Bereindm tglieder, welche den Sahredbei- 
trag pro 1867 noch nicht entrichtet haben, zufolge Beſchluſſes der fländigen 
Deputation die ganz ergebenite Bitte: 

geneigteft bis zum 15. Zuli d. I. entweder jenen Beitrag mit 

Thlr. einfenden oder ihren Austritt aus dem Verein anzeigen zu 


wollen, 
da andernfalls die Einziehung des Beitrages durch Entnahme von Poftvorſchuß ver⸗ 
fucht werden muß. 
Die in Defterreich wohnhaften Mitglieder wollen Thre Beitragsiendunge 
(2 Thlr. oder 3 Fl. SO Kr. Defterreih. W. 3.8) refp. Austrittserflärungen — 
an den Vorftand des dortigen Zweig ⸗Buxreaus, Herrn Dr. Theod. Kratky in 
Wien Ranziel des Hof und Gerichts-Abvofat Dr. Berger), 
die nicht in Defterreich wognenben Mitglieder aber oo 
an den unterzeichneten qriftfũhrer, Stadtrichter Hierſemenzel in Ber— 
lin (Trebbiner Str. Nr. 14), 
abreffiren. 
Berlin, 12. Juni 1867. 


Das Schriftführer: Amt der Händigen Deputation des Deutſchen Juriſtentages. 
Hierfemenzel. 


Zagedordnung für den Sehsten Deutfhen Zuriftentag. 


1) Frage ber erften Abtheilung des V. Suriftentages, betreffend die Erhaltung 
der Einheit des Handelsrechts: heilung ſtentag n 
„Auf welche Weife ift dem Bebürfniffe eines gemeinſchaftlichen Organs Behuft 
3 Grpaltung ber Einheit des Handelörechts in Deutichland am Zwedmäßigiten zu ge 
nugen ?“ 
2) Antrag bed Kreißrichter Leſſe, betr. ein gemeinfames Akkordgeſetß: 
„ ri me A Zuriftentag wolle ſich für folgende Säge, betreffend das Konkurd 
recht, auöfprechen: 
I, Die balbige Herftellung eines gemeinfamen Deutſchen kaufmänniſchen 
Alkordgefeges erfcheint bringend wünfchenswerth und braucht nicht neth⸗ 
wendig vom Zuftandefommen einer gemeintamen Civilprozeßordnung abhängig 
emacht zu werben. 
II. Ein gemeinfames Akkordgeſetz hat fich nicht auf ben gerichtlichen Afford im Kon- 
kurſe zu be ehränfen, vielmehr ift auch auf Einführung eines zweimähige ge 
richtlihen Akkordverfahrens außerhalb bed Konkurſes Bedach 


*) Bgl. Deutfche Gerichtszeiiung. R. F. Bd 2. © 354. 


zu nehmen. 








Debscelle. 4 


IH. beide Art Altord pe bendpnfäßren: 
Nor —— fir — ra Er 10, feitgaft et daß den Gläu⸗ 


2) Der age fen: te) Bar “R mei der — 
durch das et auch in eine Pruͤfun erhal⸗ 

ie. pri nn 8 
r a ergle e⸗ 
meinje abne m und © immtliden — igern, dieſelben 
mögen i angemeldet haben oder nicht, an der Beichlußfaffung 

Theil enommen —— ode ni 

IV. Für den führen außerhalb bes iturſes ſind außerdem folgende Grundſätze 


ve Bermögen des Gemeinjchuldnerd wird während bed Verfahrens durch 
einen Glaͤubiger⸗Auoſchuß —— rt felb nitänpt verwaltet. 

2) Die Ginleitung. bes Altor + er Weiſe, wie bie fürm- 

liche —— —— —— der ürgerlihen Ehrenrechte 


bes Gemeinſch 
Referent ad 2: ——— akower in Berlin. 
y> eießpebungsfrage, beir. die Beibehaltung einer befonderen Gerichts⸗ 


ſich die Beibehaltung einer befonderen Gerichtäbarkeit in Civil⸗ und 
Stra (bei letzieren abgef von Disziplinar⸗ Angelegenbeiten) für Stu- 

Dirende auf hößeren Schulen äten, —— m)?” ?) 

‚Be erent ad 3: Profefior Dr. SGnetft in Bel 

efeggebungdfrage, betr. die Verhaftung F Staates reſp. der Gemeinde 

für —E aus Verletzung der Fat Hide der Beamten: 
„Sol ber Staat, bestehun e die Gemei fir Schäden und Draditheile, 
weldje bie von "nen angeftellten Beamten durch vnorfägfiche oder kulpoſe Ver⸗ 
—* ihrer Dienftpflichten einem Dritten — überhaupt haften und, beja⸗ 

henden Falls fm at Gneibe unbedingt oder nur NubRbiEr >) 
Bejerend aa Kreidger.- Direktor v. Stöffer m 


efehge * — 5* betr. den Baweisantriit im Singen vzeß: 
3 es Ma erfahren im Cbwilprozeß angemeflen, daß der Be- 


N in ber: it mimdftchen Verhandlung erfolge und dab der vorberei- 
tende Schriftenwechſel ſich auch auf bie Benennung ber Beweismittel über die 
unter den Parteien beftritt gebliebenen Tha yallagın © ftredete ©) ‘ 

Referent ad 5: Dber-Sand elsgerichts⸗Direktor v Eternenfeis in she. 
6) Beſetzgebungsfrage, Betr. den Inhalt der Beweisverfügung im Civilprozeß 
a hr C — eß Du die et Binden — unter der Borautfehung, ba 


diefelbe Hal nicht bimbenn , n ber Degeihmung der. ee 

— N eträten e nu 6 ® 

Enden er artel "die Bewehaft tet, oder ſoll bes anf De 
entfiheidung "ausgefeßt bleiben, ſoweit es zur suelnbung Derfefben noch nö- 


ift 9" ®) 
nen ad 6: Rechtsanwalt Ruhwandl in fit für — 
—— betr. Praftufiofrift GET Berörtngen von 


Shatjacen x ıc. im Seiten I 
A prob ngen von Thatfachen, Einreden und Beweis ® 
weiche cn — aftanz one Prien beftehen und, bejahenden %alles, 


i) Motide: D. Ger.Zeitg. 1864, N. ie. 2, Nr. 2 S. 5. Gutlchten J Dr. v. Stu⸗ 

bentaug in Bien: Berbandl. des VI. 3.2. Bd. 1 ©. 40. Gutachten bei Ganbelsrihterd Lupp 
tn Düflelborf:: bil ©. 134. Ontachten bed Sondikuß Dr. Kompe in — ibid. S. 164. 

OR 7? Butahten. bed Univer rat Aimtmann Courtin in 8: . S. R Gutadten 


©. 433. 
’) Outa en des Geh. Bath Sid Dr. Blantjart in peelberg: ibid. © 
*) Ontabten bed Ober⸗ ationsger. »-Bräft yenten v. Däring in Celle: —X A. Gut⸗ 
a chten at Ruhwaundl in München: bid. S 

2) Gutachten des Ober⸗ erzgieeſet Strudmann in Hanmoyer: ibid. S 

*) Gutadten bed Advptat Dr. Bart in Raufbenren:- Ibil. ©. 8. Outadten des Ober⸗ 
Geriättanwalt Dr. Andre in Osnabrüd: Ibid. ©, 148. 








48 | Misere, 
gg t ad 7: Zuftizreth König in Cleve 
3 ——— Aufhebung ber der Wucher Geſetze: 
—* 


Sind die e aufzuheben und fit bie 5 des Zinsfußes I 
fich ber Vereinbarung | der ——e— Fa Tehver — i er 


9) Gefepgebun frage, dc betr. Die 
„Border (5 Di eg m N I Hi | a ed der Si A 
te öffentliche Sicherhei vet ie ournali 
tages), daß bei ben mittelf refie — em Senblangn die all. 


gemeinen Strafgefeße a Strafe — — — ausnahmslos zur Anwen 
ung To fommen, 


Kofi in gewiſſen lien nn in welchen Ausnahmen ſiaitfinden 
und weiche Ausnahmen find 


a. im Juterefſe he nothwendigen ji e erforderlich und zugleich ohne 
N theil 1 bie ö ntliche Siam in 
b. im e ber öffentlichen erbeit ne 8) 


Referent ad 9: 2. ath, Pro — Dr. v. Wächter in * 
r 


ig 

9 ori ebungdfrage, oe dung von Freiheitäjtrafen: 
her Gerste tigleh, d g bie Shan lien egen alle zu derſchen 
it 8 —E Wh ill in völlig gleicher 2 * te obne Id & De 

rudfichtigung der er h, insbeſondere 

It: und wenn folche gleichmäßige — ã ni nicht er —— ai 
Ds Pr wie ift alsdann m Rechnung zu tragen, ohne auf der einen Seite 
einen der —— vor dem Geſetze in Wahrheit zu Beziehen und auf de 
a Boden Sen eite der bloßen Willlür bei der Strafvellftredung weiter Spielraum ja 
gewähren?“ 


Referent ad 10: General-Stantd-Anwalt Pr. Schwarze in Dresden 
11) Antrag deö General. Staats - Amwalt Dr. Schwarze, betr. die Ben 
fung ꝛc. im Stra ataeen: 

„Der Deutjche Juriſtentag wolle ausſprechen: 

a. dem Staatdanwalte iſt die Berufung gegen bie nbertenntnifie der Kollezial 
ftrafgerichte zum Nachtbeile des —* nicht —— 

b. dem Staatsanwalte iſt die Befugn einzuraͤumen, zu nften | Vet —— 
jome [ Die —2 —— ederaufnahme 

mg an —— war unter den Vorcasſetgungen und in ben 

Fallen wo Fr dem ten ten 8 attet fein würde.“ 1%) 
Referent ad 11: Appell 
12) Itras des ——— — Goſitheif, betr. die fung ⁊c. im 


Strafper 
eutfche Zuriftentag wolle als feine Rechtöüberzengun 
1. Das Inftitut einer Berufungsinftang für. die ae fh im — * 
ben Pringipien ber. ir keit und gan —* He Sr Se 
tetet keine Garantie fir eine materiell richtige echu 
verdient daher auch für jene Sälle abgeſch werden, in Penen En 
Nichter zur Entfcheidun eibung ber Thatfrage berufen find. 
U. Es find auf anleem iege Garantien fi eine richtige Rechtſprechung anzubah 
nen und „ats folche find eine 4 a erachten : 
]) —— g eines Verth a tm Verlaufe der Vorunterfu 2 
ß erlangen ded iu an HN Biehung defielben zu allen wei 
ebungen ; 


2) kolle —* Aburtheilun ſelbft bei geringfügigen Strafſachen, ftärfere * 
er Senate mit tüchtig gebildeten, politiſch und finanziell unabhängig geftellten 


’) Gutachten des Prof. Dr. Bordiämtht {n Heidelberg: Ibid. &. 297. Vutaqhten d 

lt Dr. Säaffratb in Dreäden: 

—X ten des Brofe or, Dr. Ölafer in Bien: ibid. ©. 68. Gutachten dei Profin 
Dr. 30 n in — an 

Outadten Dr 8 Holtzendorff in Berlin: ibid. S 53. Sutachten bi 
ae alte ——— in Bredlan: ibid. S. 16. Gutachten be Bufengefängnih- Direfie 
fert in Bruchſal: ibi 

10) Motine: D. Ser. Fi Ar. 2 6, 38. Gutacht en dei Staattauwalt Dr. Wirt In 

Wolfenbüttel! Berhand!. des VL J. T. 2. kb. 
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Nichtern bei eren Straffache Ber vor Schwur- 
ee EEE aa 
mö ng ber idigung m e in Bezug auf bas 
4) 3 8 ß — — höhter Stt u. j als 
o aß eine Verurtheilung nur erhoͤhter Stimmenmehrhe er⸗ 
folgt zu erachten fei €}, 3); 

5) Statutrung eines Rechtes ber Anklage und V gutg, bie Bertagung ber 
auptverhandlung zu verlangen, wenn unvorherſehbare Nova ſich ergeben; 
frung deö es, Reviflon (Wiederaufnahme des Derfahrene) zu &un- 

ften des Berurtbeilten zu verlangen, wenn nach der Verhandlung orher nicht 

annte Thatfachen oder mittel auftauchen, welche ald geeignet feitge- 
ftellt werden, in wefentlichen Punften die Sachlage zu Gunften des Berur- 
theilten zu ändern, felbftverftändlich unter entfprechenden prozeffualen Kautelen 
R: en den Mipbrauch.” !') 
ferent ad 12: eil..&er. Direktor v. Schab in Amberg. 
13) Antrag des Stadtgerichtd-Affeffor Hauser: 
„Der Deutiche Jariftentag wolle als feine R überzemgung außfprechen: 

L Bei der kgitlativen Be anblund der Gerichtäftände Fremden in bürgerlichen 
Nechtöftreitigkeiten fet Die Gletihftellung der Fremden mit den Einheimiſchen 
als &rundiah feftzubalten. - 

I. Ausnahmen feien nur Augnlaffen: 

s. infofeen der Umerſchied der gegebenen thatfählimen Verbältnifie es for- 
dert, bagegen nicht aus dem bloßen Grunde der nationalen Verſchiedenheit, 

b. infofern echtsver oͤm Fremder In Frage ſtehen, weiche nicht unter ber 
inländifchen Gerichtöb eben, 

e. infoweit der ap der ftaatlichen Wiedernergeltung in Anwendung kommt. 

III. In Anwendung diefer DA fei, von Fällen der Wiedervergeltung abgefeben, 

a. außer dem Falle des Wohnfiges oder der gewerblichen oder qutöwirtbichaft- 
en Wieberlaffung oder des Aufenthaltes im Inlande fein allgemeiner 
Gerichtöftend Fremder anzunehmen. Insbeſondere fet aud dem bloßen Grunde 

des Beſitzes von Liegenſchaften oder gar nur von bemeglichen Gütern im In⸗ 
lande em allgemeiner töftand der Fremden nicht für begründet zu er- 
achten, und die ufftellung eines Gerichtaftandes für Fremde, welche fich nicht 

im Inlande aufhaften, von befonderen bei töftänden abgefehen, zu vermwerfen : 
erner jei ein gegen Fremde egründeter allgemeiner Gertchtöftand nicht auf 

te tm Inlande eutitandenen Verbindlichkeiten zu befchränfen, wenn auch ein 


Srember Kläger if. 

b. Bon den befonderen Geritöftänden fei der Gerichtsſtand der Wiberflage 
egen fremde Kläger, außer dem alle, wenn diefelbe ihrem thatfächlichen Ur⸗ 
prunge nach mit der Borklage im anfemmenhange fteht, oder der Thatbeitand 
der Widerflage Gegenstand einer Cinrede war, audzufchließen. 

ce. Durch Vereinbarung (Prorogation) könne ein Gerichtöftand eines Fremden vor 
einem inländifchen Gerichte nur dann begründet werden, wenn, abgeichen von 
der Vereinbarung, vor einem anderen Gerichte des Inlandes ein Gerichtd- 
ftand des Fremden gegeben ift." 12) 
Referent ad 13: D.-G.-Advofat Gotthard In Braunichweig. 
14) Antrag des Advokat Dr. Bardaſch: 
„Der Deutfche Juriſtentag wolle als feine Rechtäüberzeugung ausſprechen: 

1) daß im Strafprogeffe die Beeidigung der Zeugen in der Regel nicht ſchon in 

Der Borunterfuchung, fondern er: bei der — uß⸗ oder Hauptverhandlung nach 
erfolgter Abhörung aller Belaftungs- und Entlaſtungs-Zeugen und nach den 
Fra vorangegangenen uträgen der Anklage und Bertheidigung über Be- 
chluß des Spruchgerichts ftattfinden darf; 

2) da ausnahmsweiſe bei jenen Zeugen, welche vorausfichtlich bei der Haupt- 

verbandlung nicht erfcheinen werden, die Beeibigung derjelben zwar auch in 
Vorunterſuchung nach deren Abhörung zuläffig, daß jedoch eine Beeibigung der 


1) Motive: D. Ser.-Ztg. 1864, Nr. 51 ©. 201. Gutachten des Staatdanwalt Dr. Wirk in 
Wolfenbüttel: Berhandl. des VI D. 3%. ®b. 1 ©. 973. 
ı2) Motive: D. Ger.-Ztg. 1865, Nr. 2 ©. 5, Rr.3©.9. 
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Seugen in ———— —— — brigen in der Haupter⸗ 
he ung abzubörenden Zeugen nicht gnber 4 fjeL" 19) 
eferent ad 14: Geh. Suftigent ‚Prof. Dr. Abegg in Breslau. 
15) Antrag des Regierungd-Affefior Linde in Glauchau: 
‚Der Deutiche Zurifteniag wolle ausjprechen: . 
I. Das Berfahren im Schädenprogefle, wie ed in den meiften Theilen Deutichlands 
beiteht, bedarf einer grimdlichen Umgeftaltung. 
II. Insbeſondere gilt Diet nach oigenben Kichtungen. 
a. Sowohl bei ittelung der Eriftenz des abend, als bei Beftimmung ber 
Döhe des Schadenerfaped hat der erkennende Richter bei Prüfung der von ben 
Parteien gegebenen Unterlagen in der Hauptſache und an erfter Stelle feinem 
freten Ermeffen zu folgen; 
b. Sachverständige find nur als Gehilfen des Richters, nicht als Beweis. 
mittel in der Hand der Parteien, berbeizuziehen : 
c. der Würderungsdeid Bat nur eine —2 Geltung; er iſt nicht aufzule⸗ 
gen, nur nachzulafſen; 
d. re ahren fol ein von dem firengen Beweiszwange befreited, jumma- 
riſches jein; 
e. gegen die Cntiepeidung bed erjten Richters ift nur einmalige Einwendung 
eined Nechtemitteld ii äſſig.“ 
Referent ad 15: Rechtsanw. Dr. Schaffrath in Dresden 
Die Gegenftände ad 1—10, 18—15 find vorläufig auf Die Togesorbnung der 
zu ihrer Beralhung Tompetenten Abtheilungen, 
die Gegenftände ad 11 und 12 aber nebſt , 
dem dem Stadtrichter Hierfemenzel zu Berlin übertragenen Referate über 
bie 8 in Deutichland auf die Tagesordnung der erften Plenar:- 
ung geftellt. 
Rat olende Antrag des Dr. Kipling zu ein: 
„Der Juriſtentag ſpricht feine Recpteüiberzeugeng bin aud, daß die Mechte bed 
einzelnen Stantebürgerd gegenüber den Anſprüchen ber Staatögewalt nur ‚bann ge 
ſchuͤtzt erſcheinen, wenn ein unabhängiges Drgan über Konflikte zwiſchen Beiden 
entiepeibet, und Die Austragung berjelben in Form eines ordentlichen Prozeſſes er- 


Sol durch einzufordernde Gutachten für die Tagedorbnung des VII. Deutichen Juriſten⸗ 
tages vorbereitet werden. 
Sp beichloffen von ber ftänbigen Deputation am 10. Juni 1867. 
in fidem: Hierfemenzel. 


2) Gutachten des Staatdanwalt Gareit in Pirna: Verhandi. bed V. D. 3.2. 8b. 1 6.28. 
Gutachten des Landeögerichtärath Dr. Lift in Wien: ibid. ©. 111. 


Verlag von 3. Guttentag in Berlin 


iOuttealaa wie Wahlen 








WBlideim Gronau's Buchdruckerei In Berlin. 


Abhandlungen. 


XIX. 


Dad Geld und die Geldpapiere ald Tilgungsmittel der 
Geldobligation. 


Vom Herrn Kreisgerichterath Voigtel zu Burg. 


Das Allgem. Landrecht beftimmt Ih. L Tit. 16.: 
8. 28. Serhieht die Erfüllung der Verbindli feit des Schuldners 
Geld oder geldgleihe, auf jeden Inhaber lautenbe 

Papiere, jo wird ſolches eine 3a lung genannt. 
29. Der, mwelder eine Za und r feine eigene Rechnung 

zu jerbern befugt Hr heißt der Gläubiger. 

jenen „geldgleichen, fe jeden Inhaber lautenden Papieren“ 
werben nun in einem Grlenntniffe des Obertribunal® vom 10. Oftober 
1861 (Striethorft, Archiv Bu. 44. ©. 8) auch ausländiſche Bank— 
noten gerechnet, und daraus gefolgert, daß die Tilgung einer Gelb- 
chuld durch ſolche Banknoten eine no feine Angabe an Zahlungs» 


att jet. 
Sodann finden en ie Bd. 62. 1. 824. defjelben Archivs ‚ine 
Entſcheidungen des Senats des Sperteibumafe vom 21. Sunt 1856 
und 1. Mai 1866 abgedrudt, weldye Ale, über die Subſumtion ber 
—ã und Staatöpapiere er jenen Begriff verſchieden 
ausſprechen 
In dem erften Erkenntniß handelte es fi darum, ob bie Hingabe 
eined Pfandbriefs jur Tilgung einer Geldihuld als gahi ung oder 
per abe an Zah ngöftatt anzujehen ſei. Das Obertribunal ent- 
Ge N für für das lehtere, indem ed auf Grund der $8. 11. 12. 8. R. 
h. I.) bebucirie: „Unter den geldgleihen Papieren, weldhe in 
— —* Tit. 16. Th. J. als Zahinngemitei neben dem Metallgelde ge⸗ 
nannt werden, kann nur gemünzted Papier (Papiergeld) ver 
ftanden werben. Geldwerthe, am jeden Inhaber zahlbare, Papiere, wie 
Dianbbriefe, bilden, als nicht gm baaren, fonbern um Rapitaldvermö- 
en Yehdrig, fein Mittel zur vargablung." Oleide Anficht ift auch 
Bielis in in feinem Kommentar Bb. 3 


) A. na R. Th. J. Tit. 2. Unter baarem Vermoͤgen wird nur 
prägtes Geld, ‚uber neltenen Mün en — Medaillen, ingleichen gemünztes 
ter en „Die ef en Inhaber lautenden Papiere, 2 ». 
Dandbrich —* u. f. w., fie mögen Zinſen tragen ober nicht, 
gleich 8 Schuld ſtrumenten * Kapitalövermögen geredet. 
Zeitſchr. f. Vefehgebung u. Nechtäpflege. I. 


4 


446 Voigtel: das Geld und die Gelbpapiere 


In dem zweiten Erkenntniſſe handelte es ſich darum, ob eine Geb⸗ 
forderung und eine Forderung auf Nüdpahlung arlehnsweiſe gegebener 
Stagte ndſheine gleihartige ger erungen, und deöhalb nad 


88. 343. 344. 2. R Tit. 16. Th. I .2) zur Kompenfation gegen 
ſeien. Das — * die hg Grund 
88. 653. 793. Tit. 11. Ih. I und im nl an * 


nemann (Preuß. Civilrecht 8. "et. —* 3. ©. 539), Koch (Kecht 
b.  Sarber n. 8. 154. Bd. 2. ©. 611, Komment. zu s 78. Tit. 16. 
&p. I . 2. R.) und Förfter Dreub. Privatrecht 8. 91. Bd. l. 
S. 552), bie jedoch nicht citirt find, aueführte: „Unter dem Ausdrud 
„geld gtende Papiere” in 8.28. Tit. 16. Th. 1. iſt nicht bad ſogenanne 
Dapierge p verſtehen, welches von der DBezeihnung „Geld? mit m 
apf wird, Sondern ed werden damit öffenitige, auf jeden In: 
aber lautenbe Papiere bezeidmet. Danach Stellen Ten Saflnge in 
andbriefen eigentliche Zahlungen im Sinne des $. 344. a. a. O 
Die Thatjache, daß der Kourd ber Pfanbbriefe einem Wechſel unter: 
liegt, Bi ter fein entſcheidendes Gewicht." 
Da beide Interpretationen, weil kontradiktoriſch —— 
ai t mit einander vereinbar find, fo tft anzunehmen, daß das 
unal mit Adoptirung ber ſpateren die ere Eh: egeben hat. Die 
fer jpäteren, nımmehr vom hödhjften Gericht den bedeutenbften 
eubifd hen Rechtslehrern gewählten Auslegung 3 ie auch unbedenfiid 
an bei up ichten hin unter den ‚gelbe eichen Papieren‘ in 
8. 28. Tit. die fogenannten Inhaber-Papiere“ zu 
verftehen * Sbeh bie —* vom Obertribunal hieraus hergelei⸗ 
teten Folgerungen: 


1) Pi die Tilgung einer Geldſchuld durch Hingabe von Iuhaker- 
Popieren eine Zahlung (im Gegenſatze zur datio in solutum) 


2) dab mit einer auf Leiſtung von Inhaberpapieren gerichteten sr 
derung gegen eine Geldforderung fompenti trt werben koͤnne, 


find unjere® Erachtens nicht gerechtfertigt. Koch (R. d. Ford. 8. 14. 
Bd. 2. ©. 612) und Förſter —S 91. Bd. 1. ©. 55%) 
haraterifizen bie Tilgung einer Geldſchuld durch Hingabe von Juhaber 
Papieren ald Annahme an Zahlungäftatt, und die emtgegengeingte 
Anfiht des Dbertribunald fcheint weſentlich durch äußere Gründe, 
nämlich durch das praftifche Bebürfniß, die den Verkehr befchränfenden 


Oh L. R. Th. J. Tit. 16. $. 343.: ‚Nıtr äNige und gleiharti e Dar 
bindfichkeiten fönnen gegen einander aufgehoben wer wijchen 


9. 344.: 
der lihen Zahlungen und mberen Lelftungen findet alfo feine Gonipenfatin 
a 


2) A. L. R. 21 . Tit. 11. 8. 653.: „Das eigentliche Darlehn ift ein Be 
trag, vermöge defſen Jemand gangbares auögemüngtes Gel, ober eldwerthe, an 
jeden Inhaber zahlbare nftromente unter bedun ex Biebererftotteng iR 
gleicher Qualität und Snanittät einem Underen zum brand übergiekt.” — 
8. 793.: „Iſt die Valuta eines Darichnd in Aktien, Pfandbriefen oder anderen an 
jeden Inhaber zahlbaren Dapieren gegeben worden, fo muß die Rüdzahlug 
in Papieren von eben ber Art erfolgen.“ 
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landrechtlichen Yorfchriften übes Die Form der datio in solutam ent 
ich zu machen, motiwirt zu fein. *) J 
ährend nämlich das Gemeine Recht >) zur Gültigkeit der Angabe 
an Zahlungsftatt eine ſtillſchweigende SBile nderflärnng und. Preid- 
beftimmung genügen läßt, joll nad den 88. 235 — 238. Zt. 16. Th. 
I. A. 2% R. die Mebergabe einer Sahe an Zahlungäftatt den Schuld: 
ner nur inſoweit befreien, ald der Gläubiger diefelbe ausdrüdlid 
in Zahlung angenommen und jih ausdrücklich über den Werth ber: 
jelben mit dem Schulbner vereinigt hat; fo dab alſo, beim Sehlen einer 
ſolchen ausdrüdlichen Webereinfunft, die Sache jederzeit zurückgegeben 
rejp. zurücdgefordert werden darf.) Die Anwendun diefer Kormvor- 
ſchrift auf den heutigen Verkehr mit Gelbpapieren würde nun allerdings, 
wie das Obertribunal mit Recht annimmt, eine große Unficherheil des 
Verkehrs und mannigfache Uebelſtände zur Folge haben, da bernleichent 
Beige häfte in fehr vielen, wohl den meilten allen, durch ftillfchmei- 
gende Willenserklärungen, wenigitend des einen Kontrahenten, abgemacht, 
und von beiden Theilen ald abgemacht angejehen werden.‘ 

Indeß der vom Obertribunal zur Vermeidung diejer Uebelſtände 
eingef&lagene Weg erfcheint und nicht ald der richtige; denn er verfennt 
umjered Erachtens die vechtlihe Natur der Inhaber- Papiere überhaupt 
umd ihrer. einzelnen Arten und verlegt die Kardinal» Regel: „Alıud 
pro alio invito creditori solyi non potest.“ 

Bei Publikation des Landrechts im Jahre 1794 hat es Preußiſches 
Dapiergeld no gar nicht und Inhaber-Papiere nur in ſehr beſchränktem 
Umfangs gegeben. Dad Metallgeld war dad einzige Zahlmittel, welches 
neben Wechſeln und Anweijungen damals get nagletehung ber Geld» 

eichäfte vorhanden war und much hinreichte. Jede Baarzahlung in 

eiallgeld erfordert aber einen Aufwand an Zeit und Mühe, an Be: 
fahr und Koften des Zählene, Aufbewahrens, Verpadend, Transports 
und der Affeluranz; was Alles bei der enormen Steigerung des mo- 
dernen Verkehrs diefen ftriften Erfüllung» Modud der Geldichuld zu 
einem höchſt unpraftifhen und läftigen machen mußte. Da nun aud 
Die Verwendung des Wechſels und der Anweifung zur Abmahung von 
Geldgefchäften ihrer Natur nach auf ein gewilfes Gebiet beſchränkt blei- 


5) Zn den Gründen des Urtbeild vom 10. Ditober 1861, heißt ed: „Die Vor⸗ 
fchriften der 98. 235 ff. Tit. 16. Th. T.,-wenn fie auf Papiergeld ober Gelbpapiere 
angemwenbet werden, müßten allen ae mit dieſen wichtigen Ausglei— 

ungemitteln bi8 zur Unerträglichkeit unſicher machen und gefährden, 

te Konfequenz in ihrer derartigen Anwendung würde zu bem Ütefultnte Führe daß 
feit Sahıye ten alle, felbft durch Hingabe und Annahme preußiſcher Kaffen- Anmei- 
fungen abgemadhten Gejchäfte dem Widerruf des befriebigten Gläubigers unterlie- 
gen würden, wenn der gewefene Schuldner nicht nachweifen könnte, daß der Gläubi—⸗ 
ger fie ausdrückl ich zu einem beftimmten Preife angenommen babe. 

) Endemann, Handelsrecht $. 124. S. 611. 618. — Windſcheid, Pan- 
dekten 8. 342 Rote 9. 

s) Das noch weiter gehende Erforderniß der fchriftlichen Form Hat da 
Dbertribunal im Erkenntnifſe vom 2. März 1 (Striethorjt, Archiv 3b. 36. 
©. 302. bee Bd. 48. ©. 158) durch den Hinweis auf 8. 184. Tit. 5. Th. J. 
A. L. R. abgelehnt. * 


448 Voigtel: bad Geld und bie Gelbpaplere 


ben muß up, |0 o entftand dad Bedürfniß nad anderen Surrogaten ber 
baaren etallaehlung, welche dann auch in den mannigfachften 
Arten und Formen, jelt 0 ne jede eibülfe der Gefebgebung, entftanben 
und weile ren —ã — 8 
aaren Metallgeldes aus i 8 ſolche g apierg 
Fer theild die Vermittel ung Dritter zur —ã der 
a fte herbeigen ogen (Girobank, Cinkafftrunge- Mandat zc.), * 
e urſp pri zu anderen Zwecken geichaffenen Inha er⸗ 
Papiere (Altien, St 
Schulden verwendet. 7) 
Wenn fi ſonach jet das Verhältniß beinahe umgekehrt hat un, 
—5 bei Handels⸗Zahlungen, das Sarrogat nunmehr faft ald die 
bie baare —S and nur noch ald die bei 3a —* des Ar⸗ 
lohns und im Verkehr zwiſchen Detailliſten und Konſumenten ans 
—— Ausnahme er eiat °): fo bat doch die Gefehge PR mit * 
* Wandelungen und Neubildungen des Verkehrs yet gleichen 
gehalten. Aus Gründen bes öf entlinen He echte —F die 


rung des en ber Banknoten, ber Altien —— x. 
in jedem einzelnen Falle durch einen eo * eberiſchen Alt er⸗ 
folgt. Die privatrechtliche Natur jener G urr ge iſt aber 


umeiſt noch die ausſchließliche Domaine der Wi * 
ber Ze tiberfreitenben Meinungen no —— eden bin aan 


Sr Oefterr N Preußen und ben anderen Ländern mit en ger 
üheren Berti ei in en kodificirten Gejep ebun 
Ie bejonbene chwi inzu, daß jene neuen Gebilde nicht, he in im 
gemeinen Net, in —* ickelung und Fortbildung des römifen 
und deutſchen Rechts, fondern aus ben in ben alten Geſe eded = Parc * 
phen aufgeſtellten, den Richter bindenden Begriffs⸗Definitionen 
ſtruiren Eine Schwierigkeit, welche auch durch die zu An em 
wähnte Differenz in ben En deibungen unferes hoͤchften —— ft 
wahrheit wird, und eben deöhalb eine eingehende Betrachtung ber 


ber rechtlichen Natur der Tilgung einer Geldſchuld durch Papier- 
oder Inhaber-Papiere 
re —F en dürfte. Denn nicht blos bie Anwendung ber partifulären 
Iandrechtlichen Vorſchriften über bie ſtrenge Form ber datio in solu- 
tum, fondern zahlreiche andere Komjequenzen werben durch die Beant⸗ 
wortung jener Stage bedingt. Wir wollen hier nur folgende uns in 
ber Praxis entgegengetretene Beiſpiele anführen: 

1) Iſt die Hingabe folder Geld-Surrogate zur Tilgung einer Geld⸗ 
huld ald Zahlung, d. h. ald Erfüllung, anzulehen, fo darf fie 
er Gläubiger nic zurüchwei en, wibdrigenfalld er in moram ac- 

ceipiendi kommt und den Schuldner berechtigt, durch Depoſition 


') THÖl, —— 4. Aufl. 8. 112. ©. 591. — er: Grundlagen 
der Rationalölonomie 8. 123. — Endemann, Ganbelbredit $ 8. 124. 128. 
°) Endemann, Handelsrecht $. 125 Note 5 


aatöpapiere, Briefmarken) zur Tilgung von Ge: 
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derfelben fi) von der Geldſchuld zu liberiren. Iſt ſolche Schuld- 
abtragımg dagegen ald eine von der Einwilligung bes 95 ers 
abhängige datio in solutum aufzufaſſen, ſo würde deren zurück⸗ 
—*5 — Offerte den Gläubiger nicht in Verzug ſetzen, und deren 
epoſition die Liberation des Schuldners einflußlos fein. 9) 
2) Angenommen ferner, ber Gläubiger hat bie Geld⸗Surrogate als 
Zahlung angenommen, jo fragt ed ſich weiter, ob das gemügt, 
oder ob zur Liberation noch eine befondere Abrede über den An» 
nahmepreis erforderlich ift. Und wenn dieſe Abrede nicht er- 
forderlih ift, ob ſolche Seld- Surrogate nad ihrem Nominal⸗ 
wer) oder Kours werth auf die Schuld zu verrechnen Find. 
3) Sind die binge ebenen Geld-Surrogate geeignete Mittel zur Er⸗ 
einer sObligatton, fo find fie dem Gelde gleichartig, 
und eine auf Zahlung von Geld gerichtete Obligation wird 
einer auf Vebergabe foldher Papiere gerichteten Obligation Toms 
penjabel fein. Wo nicht, nicht. 
Die Erörterung unjered Themas zerfällt von jelbft in zwei Abthei⸗ 
lungen. Es ift zuwörderft die rechtliche Natur der Zahlung, dann bie 
der einzelnen ablmittel zu unterfudhen und möglichft feitzuftellen. 


Zahlung, solutio. 


Wenn wir alle möglichen Formen, in denen eine‘ Schulbverbind- 
lichkeit aufgehoben werden kann (quibus modis tollitur obligatio), ſy⸗ 
ematifch zu ordnen fuchen, fo düfte 116 im allgemeinen Umriß etwa 
olgende Ueberficht darbieten. io) Die Iiberatio de3 Schuldners erfolgt 


L Defriebigung (satisfactio), wenn dem Intereſſe des Glau⸗ 
bigers an der Erfüllung Genüge geſchieht, mag er num ein angemeſſe⸗ 
ned Aequivalent erhalten oder nicht. Die Befriedigung tritt ein ent- 
weder: 


1) ex lege, ohne, ja felbft wider ben ansgefprotjenen Willen dest 
in — d.h Leiftung bes gefchulbeten Objekts, ob 
a. rfüllung, d. h. Lei es ge en Objekts, oder 
deſſen Werthes —— wenn der eigentliche Gegenftand 
pe Forderung nicht bergeftellt oder nicht erzwungen werden. - 

ann 1 


3 
b. durch Depoſition, 
c. durch compensatio necessaria, . 
d. = Konfufton ıc., 
oder | 
2) ex contractu in Folge einer zwifchen den Parteien getroffenen 
ondern Abrede, und zivar: 


2) Endemann, —— t ©. 479 611. 
) Die Syftem firum ben einzelnen Redtelchren tft verſchieden. Bat. 
er 8, Civilrecht. 2. Aufl. 8. 103. Bd. 2. 5, .— Bindfcheid, Pandelten 


1) Yucta, Pandekten 98. 38. 40. — Sintenis Üiviteet 1. 86. 90. 
een eis | 
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II. Obne efriedigung bed Gläubigerb: 
1) dur Anfehtung der Obligation ald von Anfang an michtig 
te moüuig (Zwang, Irrthum, Betrug, verbotene Redhtöge 
äfte ꝛc.); 
: 2) Durch Bieberaufpebung der von Anfang an gültigen Obl- 
ation (actio red 
e . %.). 
In diefem Schema haben wir, ımter Aufftellung möglichft abftrakter 
aliat vermieben und wol: 


wicht interejjirt, immer nur innerhalb bed Begriffes ber Erfüllung, 
wenngleich in verſchiedenem Umfange, auf. 

1) Im allerweiteiten Sinne wird „Zahlung“ als gleichbebeutend 
mit „Erfüllung“ gebraucht und tft alfo ganz allgemein Leiſtung befie, 
was geſchuldet wird, mag dies eine Summe Geldes, eine generiſche oder 
\he e Sache oder eine Handlun je. In diefem Umfange wird be 

egriff gefabt von Puchta (Pandekten und Borlefungen $$. 239. 287), 
Sintenis (Civilrecht $. 103. ©. 394) und tm Defterreichifchen Gele: 
buche (8. 1412). Auch die deutfhen Rechts-Sprüchwoͤrter: 

„Zahlen macht Frieder 

„Zahlen macht ledig.“ 

„Wer gelobt, muß zahlen.” | 

er huldig ift, muß bezahlen.* 
„Ale 


lich konkrelen Ausbrudsweife ber deutfchen Rechtöfprache immerhin zwei: 
— Erfüllung einer 


heut zu Tage auch in der Volks- und Rechtöfprade: „er hat ſeine dah⸗ 
lungen eingeiteit ($. 113. Preuß. Konk. Ordn. vom 8. 1859, 
Art. 34.9.D. 5 


se . N JA y af und Dietherr deutiche Rechtd-Sprüchwörter. 1863. (Rr. 89, Sg, 
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2) Bon Anderen wird daher ber Begriff „Zahlung“ auf bie Er- 
füllung ſolcher Obligationen befchrän!t, die (ei es urfprunglich oder im 
wet der Liquidation bes Dutereiie) auf Uebergabe von Geld oder 
Geldpapieren gerichtet find und in Wirklichkett durch Webergabe von 
Geld und Geldpapteren peilgt werden. Zahlung heißt alfo bier: Er- 
füllung eines Geldgeſchafts durch Die entiprechenden Tilgungsmittel, 
Uebertragung des @eldwerthed emer Seligation in der Ablicht ihrer 
Tilgung. "In dieſem Umfange findet 9 er Begriff bei Thoͤl (Ham 
delörecht 88. 112. 113. ©. 591 ff.), Windſcheid (Pandelten 8. 243) 
Särer (Privatrecht 8. 91), Endemann (Handelsrecht 88. 80. 124. 
125). 


) 
Auch das Deutſche Handels geſetzbuch dürfte hierher ˖zu rechnen 
jet, da es im vierten Buche zur Heberichrift für die Art. 324 ie 338. 
en Ausbrud: „Erfüllung Der Handelögejchäfte" gewählt bat und darin 
von —— als einer beſonderen Species der Erfüllung in 
ar ah be das Preußiſche Land biefe Auffaſ 
i auch das Preußiſche Landrecht dieſe Auffaſſun 
adoptirt. Der 16. Site des I. Theils trägt bie Nlerkör: ar den 
Arten, wie Rechte und Verbindlichkeiten aufhören“, und giebt tm ben 
88. 1—10. allgemeine Borfchriften flir omnem liberationem quoquo 
modo faotam. Im erften Abjchnitte diefed Titels wird dann unter Der 
Meberfchrift: „Bon der Erfüllung der —e— — überhaupt“ in 
&8. 11—27. diejenige Liberation, welche durch Lei ng des —— 
erfolgt, behandelt. Im zweiten lite mit ber Heberichrift: „Bon 
Der Aahlung- wird im den $$. 28 bis 212. unter weiterer Suborbdinas 
tion Die nung derjenigen Verbindlichkeiten geregelt, welche auf Gelb 
oder geldgletche Papiere gerichtet find und durch deren Leiſtung erfüllt 
werben. Im weiteren Konterte (88. 133. 189. 193) werden aber bie 
Auddrüde: „Zahlung, Duittung* auch für Leiftungen fungibler Sachen, 
ja felbft einer Species gebraudt. 

8) Endli hat man auch die Gelbpapiere noch von dem Begriffe: 
„Zahlung“ ausgeſchloſſen und ihm eine engite Sphäre dahin gen en, 
dab num die eigentliche Baarzahlung (per capsa), die Crfüllun 
einer Gelbobligatton dich Hingabe von Metaligelb oder Paptergelb m 
Zwangsloms als Zahlung angejehen wird.) Im diefer Bedeutun 
würde alfo die Zahlung etwa der roͤmiſchen numeratio entſprechen, m 
der fie auch eiymologiſch gleichen Urſprung bat. Beide find abgeleitet 
vom „Zählen (numerare)*, find alfo urſprünglich für die Erfüllung ge⸗ 
nerifcher Obligationen gebraucht, bet denen der Gegenftand, die nummi, 
dem Gläubiger vorgezäblt und aufgeaählt werden mußte, während je 
die Leiftungen einer geſchuldeten Species die Ausdrücke: „Webergabe, 
Nüdgabe, Tradition‘ angewendet werben. ’*) 

Hat ſonach die deuticdhe „Zahlung“, auögebend von der jpeziellen 
Erfüllung der Geldobligation, fich almalis zu dem generellen Begriffe 
„Erfüllung“ erweitert, fo bat bie römiſche „solutio“ den unge⸗ 


13) Enbemann, Handelöreht 98. 80. 14. ©. 393 ff. 609 ff. 
) Endemann, — t & 393. 404. 422. 609. 
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fehrten Weg gemacht. Auch bier ift zwar von einem Tonkreien Bilde, 
dem Löjen des zwifchen Gläubiger und Schuldner beftehenden Bande, 
audgegangen (Obligatio solvitur. Das Verbundenſein wird gelöfl). 
Aber diefe Handlung, dad solvere im Gegenfap zu dem oblipare, ſtellt, 
ſobald fie einmal metaphoriſch gebraucht wird, ſogleich den allerweiteſten 
Begriff dar, nämlich jedwede Aufhebung jedes Forderungsrechts, omnem 
liberationem, quoquo modo factam (L. 4. $. 7. D. XLII. 1.; 
L. 47. D. L. 16.; L. 54. D. XLVI. 3). Dann wird der Ausdrud 
„solutio“ in engerer Bebeutung ber satisfactio gleichgeftellt (L. 52. D. 
L 3.; L. 176. D. L. 60). Dann im nody engeren Sinne ber Er: 

füllung. Solvere eum dicimus qui facit, quod facere promisit In 
49. 107. D. XLVI. 3.; L. 176. D. L. 16). Endlich im engitn 
Sinne iſt e8 Erfüllung einer Gelhiäulb (numeratio), wo fe 
solvere pretium, pecuniam al3 gleichbedeutend mit numerare ir 
tium, pecuniam gehrauot wird und wo aljo das urfprünglicde Dil 
(die Köjung einer Verbindimg) ganz verloren geht (L. 15. 8. 7. D. 

LO. 1; L. 49. D. XLVIL 3); während wir die deutide „ 
—* er bei bem Aufzählen der nummi ihren Anfangsp 
nehmen fa 
Nach diefem Referate über die verihiebenen Definitionen und de 
griffe-Sphären der Zahlumg und solutio wollen wir num nicht em, 
wie der geneigte Leſer viele befürchten mag, unter Befämpfung ala 
jener Borgänger eine neue Definition als die allein richtige auf 
ftellen Juden, um dann auf ihrer Grundlage, ald bem allein fiheren 
Zundamente, das und vorliegende Retsverhältni zu fonftruiren. Im 
Widerjpruch gegen die heutzutage wohl zu weit gehende Definitionsiudt, 
aber im Einflange mit amung des Javolenus: Omnis definitio 
in jure eivili periculosa est; parum est enim, ut non subremi 
poss®=(L. 202. D. L. 17) find wir vielmehr der Anficht, 

daß ein® allgemeingültige efinition von „Zahlung, solutio“ über 

upt nicht gegeben werden Tann, daf vielmehr lediglich aus dem u 
alte jedes einzelnen Geſetzes oder Vertrages zu enticheiben ift, cb 


ort jene Auddrüde im engeren oder weiteren Sinne gebraudt find. 


Dergleihen Ausdrüde mit engeren und weiteren Begriffs⸗S fe 
ben in der — enſchaft und im Rechtsleben Ar et da. 
ie haben von je beſtanden und werden fortbeftehen, fo Inge die Sptache 
und ifenihaft nicht iu eht, fondern ſich in ftetiger Gutwidlung, un 
Veränderung befindet. ir erinnern nur an die Ausdrücke: Veräuße⸗ 
rung, Sache, pecunis, possessio civilis, naturalis u. f. w. 
Bei allen diefen Ausdrüden hat ſich die juriftiiche Theorie unſeres 
Erachtens darauf zu beſchränken, daß fie Tonftatirt, in welchen verſchie— 


di 
denen Bedeutungen ein foldhed Wort in ber Sprache der en Ä 


und zeiffen|haft und im Munde bes Volles gebraudt wird. 
Bedeutung dann in jedem einzelnen Gefehe ober Vertrage gemeint je, 
dad ift eine quaestio facti (in Dice Sinne), welche nic durch gram⸗ 
matiſche, ſondern durch logiſche Interpretation, nicht aus Wortdefmi⸗ 
tionen, ſondern aus Rechtsprincipien zu löſen iſt. 

So find wir z. B. mit dem Obertribunald - Erfenntniffe vom 
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23. September 1864 und dem Einſender deffelben (Bujch, Archiv fir 
Handelt. > 5. ©. 258 ff.) dahin einverftanden, daß tm Art 296. 
1. D. 9 © 3.1) der Ausdruck ‚Debug einerfeitd im weiteren 
Sinne dahin zu nehmen ift, daß auch derjenige, welcher eine Duittung 
über due Partie gelaufte Waaren "ber ringt, ald ermächtigt zu 
mp fanguahme anzuſehen ift; andererjeitd im engeren Sinne da⸗ 

in daß erjenige, welcher eine Ouittung über Bezahlung einer Geld 
mehnen über ringt, nicht ermächtigt ift, einen Wechſel in Zahlung an- 
töprincip — nach welchem unſere Frage (inwieweit die Til⸗ 
ung, eher 1 Ge uld durch Geld-Surrogate u 3 Fr anzuſehen ſei) 

den werden muß, ib t der Grundſatz: 
dr pro 5 invito creditorı solvi non —8 

Dieſe oberfte Grundregel folgt aus dem innerften Weſen * Vertrages, 
ber nur fo, wie er geſchloſſen, erfüllt werden darf, es müßten denn bie 
Kontrahenten über eine andere Aufhebung ee Su beſonders vers 
einigt haben. Diefe Regel ift in ben roͤmiſchen uellen wiederholt 


en m und erretannt ( .2.8. 1. D. XU 8.6 
' ra 2) —8* zwei Autnahnen find 
und befannt, "nmel jr durch bie Nov. 4. 120. und ben J. R. A. 


ai aus faktiſchen — nicht —— ke oder ee werden 


Iaber ed aud hier beißen muß: Exoeptio fi nt 
ter n mu ceptio firmat regulam. 
u, das Drei — t in a — in den 


Er ift: jo muß l 37 von der landrechtlichen Ei 
, melde | = 
nahe L als eine 








bad Hingegebene dem — der Obfigation 
eftimation entſpricht. Daß bie 
fo gemeint fei, ergiebt auch der folgende $. 29., ergeben enbli fen 


„.®) It 296.4. D. H. ©. B.: Der Weberbringer einer Duittung gilt für er- 

q Ka, die Zahlung zu * en, ſofern nicht die dem Zahlenden bekannten Um⸗ 
NE Annahme eine folchen Ermädtigung Re 

19) Puchta, Pandelten 88 Sintenis, Civilre 8 90. Bd. 

©. 148, — Gudemann, er. ©. 474. 615. — Oben ©. 
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88. 653. 793. Tit. 11. Th. I, wo Gel» unb Öelbpapiene war eben. 
falls koordinirt, wie im 8. 28., neben einander a find, wo aber 
deutlich auögefprochen wird, daß nicht das eine Erfüllungsmittel fait 
des anderen promiscue gefordert oder gegeben werden dürfe (S. ober 
©. 446. in der Anmerkung.) Died im 8. 28. nochmals zu wiederholen, 
war nach Wusfprechung des Princips im $. 11. Tit. 16. Th. I. mi 
mehr erforderlich. Die Annahme des Obertribimals, 
daß die Tilgung einer Geldſchuld durch Inhaber⸗Papiere eine Zahlımz 
und nicht eine Angabe an Zahlungsftatt jei, 
verlegt aljo den gedachten $. 11. und findet in dem citirten $. 28. Teine 
Unterfki 


ung. | 

Die Hingabe von Snhaber-Papteren iſt aljo fowohl nach Gemei- 
nem Rechte, ald nach dem Wortlante des mehrfach een 8. 28. zur 
dann als Zahlung anzufehen, wenn bie Obligatton auf Seiltung eben folder 
Snhaber-Papiere gerichtet war; die Hingabe von Geld nur dann, wenn die 
Obligation urfprünglich oder im Wege der Aeftimation auf eine Geldfumme 
lautete. Diefe Zahlumg hebt, wie jede Erfüllung, die Forderung ex lege ml 
ipso jure auf, gleichgliktig. ob ſich ber Gläubiger für befriedigt erklärt ode 
nicht. Sobald aber Suhaber- apiere ftatt Geld, oder andere Inhaber⸗ Ya 
ptere als die verfprochenen gegeben werden, jobald überhaupt etwas Anderes 
als das Verfprochene gegeben wird — dann liegt eine datio in solatum 
vor, deren Zuftandefommen und obligationdtilgende Wirfung daburd 
— iſt, daß zwiſchen den Kontrahenten eine fernere Abrede über die 


ezngeich alſo die den Verkehr ränkende Formvorſchrift der 


it. 16. Th. J. A. L. R. nicht au 
ieten ſich doch verſchiedene 
andere Wege, um jene läſtige Formvorſchrift wo nicht ganz zu be- 


1) Für dad große und weite Gebiet der Handelögefchäfte, 
erade da wo fie am laftigften find, muß fie zweifellos durch IK Ei 
rung des Handelögef I ttgt gelte. Wenn im 

Hande ech 


einigen. Poſitiv aufgeh 
daß bet Hanbeld a die Gältigfeit der Verträge, mithin auch ber 
Angabe an Zahlımasftatt, durch ſchriftliche Abfaffun 
Förmlichkeiten nicht bedingt iſt 6. 

2) Im hebrigen halt zwar Die Theorie umd Prartd bes Preuß. Rechts'n 
übereinftimmend daran 


feft, daß nach %. 235 |. a.a. D. die Anmahme : 


an Zahlungeftatt nur durch ausdrückliche, nicht auch durch ſtillfchweigende | 


18%) Vergl. dad Erf. d. „Bericht? zu Hamm in Diefer Ztſchr. Bd. I. S. 208, 
IT) Rubo in v. —S en ST fi ai Beemann, Sivif- 
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Willenserflärung zu Stande fommen könne. Indeß nach den Mitthei⸗ 
lungen, welche Bornemann a. a. D. über die Entfſtehungs⸗Geſchichte 
jener aragraphen macht, iſt e8 jehr wahrfcheintich, daß bie Redaktoren 
8 Landrechts durch das Wort „außdrüdlicy” nur dad gemeinrechtliche be- 
neficium dationis in solutum, welches damals in Preußen geltendes Recht 
war, haben aufheben wollen. Sie hätten aljo Damit nur die Eiuwilli⸗ 
gung bes Gläubigerd überhaupt, nicht Die auebrüdliäe Einwilli⸗ 
als Erforderniß der datio in solutum aufgeſtellt. Folgt man die⸗ 
—— —— die wir der Praxis hiermit zur Prü event. An⸗ 
wendun empfohlen haben wollen, jo ift man mit einem ge aber 
alle Schwi geiten und Unzuträglichleiten des Gefeped hinweg, Der 
Borwurf ded Tendenziöfen, den man etwa biergegen en Tönnte, 
würde die Interpretation des Obertribunals ebenfo gut treffen, wie die 
unfrige.e Beide wollen den Wortlaut des Gefeped mit den Intereſſen 
und prafttichen Bedürfniffen der Zeit, denen er wiberfpricht, in Einklang 
bringen. Das Obertribunal verlept aber dabei unfered Erachtens ein 
rincipium juris, während wir und ein wahrſcheinliches Motiv des Ge- 
—5 als gewiß fubintelligiren. 1%) | 
3) Wenn man aber m unjere Interpretation nicht adopfirt und 
bie ſtillſchweigende Willenserflärung im Givilrecht für die datio im so- 
lutum nicht als ausreichend erachtet: fo ift doch die ausdrüdliche Form 
nur für ſolche Fälle ala wefentlich zu erachten, in denen ftatt des ſchul⸗ 
igen Geldes wirklich etwas Anderes gegeben wird. Dieſes Anbderd- 
fein aber, der Unterſchied zwiichen dem Gelde als dem abitraften Jauſqh. 
und Zahlmittel ei haut und der Waare, Sade und Forde— 
rung anbererjeie ift heutzutage nicht mehr fo klar und einfach, wie bet 
der Redaktion des Landrechts oder gar zur Zeit der Roͤmiſchen Juriſten. 
Der Verkehr bat zwifchen jene beiden Ertreme, zwiſchen die Waare und 
ben Preis, zwifchen dad Werthobjelt und den Werthineljer, zwiſchen das Ge⸗ 
Ihäpte und das Schätzungsmittel zahlloje neue Gebilde geftellt, melde 
die anfcheinend unaudfüllbare Ku in allmäliger Steigung überbrüden. 
Auf der einen Seite hat das Metallgeld feine Eigenſchaft ald ein ganz 
eigengearteted, allein zur Funktion des Preiſes beſtimmtes Ding verlo- 
ren. Die Münze ift, wie jede andere Sache, Werth- und eo 
kungen ausgeſetzt. Auf der andern Seite find aus dem gewö 
Forderunggrecht durch erhöhte Uebertragbarkeit eine große Anzahl Werth 
entitanden, welche faktiich als Zahlmittel allgemein angewendet 
werben, und auf welche ſonach vermöge der Analogie die gejeplichen 
en fiber die Zahlımg ganz ober iheilweiſe anszudehnen wären !°*). 
biefe Geld-Surrogate wärben wir atlo noch näher einzugehen 
haben, ſowohl für da8 Geltungsgebtet des Lambrecht, wie bed Handels⸗ 
geſetzbuchs und bed Gemeinen Rechts. Bei jedem einzelnen Geld-Sur- 


recht 8. 268. Bd. 8. ©. 610. — Koch, R. d. Erd. en Bd. 2. ©. 680 ff. — 

Börfter, Privatreht $. 93. Bd. 1. ©. 563. — El. 

15. ärz 1853, 16. uni und 2 ni 1859 (Striethorft, Ar. Bb. 9. ©. 66. 
. . 41. ©. ) 


. “ ch. 
29), Ihering, Geift d. Roͤm. Rechts. 2. Aufl. 8. 44. Th. 2. ©. 489 ff. 
»0%) Sherinn a. —8 8. 3. Er ©. 33 Kot 6. = f 


nlichen 
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456 Boigtel: dad Geld und die Geldpaplere 


togate wäre zu unterfuchen, ob und inwieweit e8 dem Gelbe gleid: 
fteht und deshalb feine Hingabe zur Tilgung einer Geldſchuld nad 
den Grundfätzen von der „Erfüllung“ zu beurtheilen iſt; oder ob Fi 
wie e8 fi vom Gelde unterfcheidet, und wie bemnad feine 
nahme an Zahlungsftatt fi im Einzelnen geftaltet. 

Zur Beranfchaulihung möge die nachfolgende Weberficht diem, 
welche die einzelnen Gelbpapiere nach ihrer Sireulationsfähig 
fett in aufitetgender eihe barftellt. Die Hauptglieder find mit jr 
laufenden Nummern bezeichnet, die Zwiſchen⸗ und Webergangägliee 
ohne Nummern eingefchoben. 

1) Refta-Papiere, bloße Beweisurkunden über eine auf Nıma 
Iautende Forderung, lediglich durg Ceſſion übertragbar. 

Rekta⸗Papiere mit Son in blanco. 
Wechſel mit der Klaujel „nit an Ordre“ (Art. 9. W. O) 
Geſperrte Inhaber-Papiere. 

2) DOrdre-Papiere (Mechfel, Anweifungen 2c. Art. 301 9 
B.), übertragbar durch Sudoffament, meift ohne causa debenä, 
und mit Ausſchluß der Einreden ex persona indossantis. 

Drbrernapiere mit Giro in Blanko (Art. 12. W. O., Ad. 


9. ©. 2.) 
Aktien auf Namen (Art. 183. 223. 9. ©. 2.). 

3) Inhaber Papiere (Staatöpapiere, Aktien ꝛc.), übertaghe 

durch Tradition, Theilurtunden über eine Schuld, aber ud ir 
yerlihe Werthſachen. | 
— e Banknoten. 
Ausländiſches Staatd-Papiergeld. 
Inländiſche Privat⸗Banknoten. 
Preuß. Darlehnskaſſenſcheine. 
Noten der Preußiſchen Bank. 

4) Snländifches Papiergelb ohne Zwangskourt (Pre 
Kafjen-Anweifungen), die Kriterien der Beweisurkunde, der Dust. 
und des Geldes in fich vereinigend. 

Auslaͤndiſches Metallgeld. 

Inländiſche Goldmünzen. 

Inländiihe Scheidemüngzen. 

Inländiſches Papiergeld mit Zwangskours. 

5) Inländiſches Stlber-Kourant. 


Die Nr. 1. 2. fallen jedoch eigentlich nicht mehr in dab Gebu 
unferer Rechtöfrage, da bie Rekta⸗ und Orbre-Papiere je wefentlih vs 
bem Gelde unterſchieden find, daß fie ald Zahl mittel einer Gelbidmt 
nicht in Betracht kommen koͤnnen. Kein Gläubiger brau A 

ber Baarzahlung, eine foldye Anweijung auf einen anderen geh 
fie ja ber „ebermeifung eines Rekta⸗ oder Ordre⸗Papiers liegt, 9 . 
zu laſſen. 10). — 





sie 19) Thoͤl, Handelör. 8. 119. ©, 610. — Endemann, Handel. ©. ad 
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Die Zahlmittel. 


Die Obligation erf in ihrer Tonkreteften @eftalt, wenn fie, 
wie bie Obligation bei bes er ei. Depofitard ꝛc. auf Selftung ie 

Specied gerichtet iſt. Die Yoibualität und Törperliche Wenttii 

prochenen Sache tritt Bier ganz in den Vordergrund. Jede 

Beil und Willfür bes —— NY 1 dere teit, —* geſchuldete 

t ihm verſchloſſen. 

Wenn ein Genus, ——— pertaangi Waren oder In⸗ 

Gen m af zu leiften find, gewinnt die Berbind —* des Schuldners 

Idon eine ere Geſtalt. Er bat m. „tantun em in eodem ge- 


vidnen, aber ſtipuli 
Bei ber Seit] hu d x — auch ni Rirker de gene 
—* Fixirung de gi eichuldeten 


chen 
Rechunngsmünze Fee B. dem Pain 
* da, wo die nungsmünze in br Bar Bau) —— gs 
ten Geldftüden ulden ꝛc.) fir darftellt, ıft die Identität und 
Gatung —* —8* "völlig terelevant. Nicht dieſelbe Quantität an 
Münzen, fondern biejelbe Zu Duantität an Geldwerth befindet ſich im ob- 
igstione et solutione. Wer 75 „Sim ſchuldet, F nicht 75 Eintha⸗ 
Pre ——— nur den dieſer N entiprechenden Geldwerth, 
in w 
L De ner einer —— — — hat alſo bei deren Erfüllung 
ie Hand, nicht blos in der Kuna) der individuellen Geldftüde, fon: 
ern auch in ber ber Geldforten, in denen er Zahlung leiſten will. Nur 
arin ift er gebunden, daß er ohne Suftimmung bed Gläubigers feine 
— ald die in dem betreffenden Staate gangbare Landesmünze 
g verwenden darf. Nur diefe gi h im Zernag ewo 
5* —**— izſorten aber werden gemeinrechtlich angejehen: 1) 
iſchen SRüngen, 2) die durch Geſetz ober allgemeinen auch zu 
Gabi en Münzen erhobenen, 3) die —E en Münzen, welche 
ande Kours haben und als Geld allgemein benuchbar ind.21) 
Im Preußiſchen Recht entſcheidet lediglich dad Geſetz, nicht auch 
x allgemeine Gebrauch, über die Zuläſſigkeit der Münze als Zahlungs⸗ 
ütel. wir abjehen von den nicht hierher gehörigen Fällen, wo 


am 0 bi 
Münzen als Waare oder gar als Species ın o I gatione find, oder 


30, Diejenigen Obligationen, in denen bad Gelb nicht ald Zablmitiel, ſondern 
aare oder gar ald Species auftritt, find keine Gelbobligationen in dem bier 
Sinne (Endbemann — . 892. 398. 616. Ei — 127 H. R. 

—* — Windfcheid, — e ten — Note 3. — 8. 80 16. — 


6 ‚ Kommentar zu 373. ER) 
| 25 Sinteni⸗ — d. 2. * 59. — SindGeir, 8. 256. — 
ee at 8 ES pin BO. 
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wo die Obligation auf eine beftimmte in- ober ausländifde Münze 
lautet — fo find in Preußen als ngatoriice ‚ah lmittel für die ge 
wöhnliche Geldfchuld mur folgende Münzen anerlannt 
1) daS zur ohlmgögeit gangbare preußiſche Silberkourant; ‘m 
2) inländiihe Scheidemünze, imfofern bie ie leiftende Zablıy 
weniger ald die Kleinfte Sihermünge (Y Thle.) beträgt, —* x 
HN als. Y, Zhalerftäd zur Ausgleihung der Summe erfordeiid 
tit; 29) 
3) auswärtige Münzjorten, nur inſofern fie durch die danden 
geſetze Kours erhalten —* (5. 78. 79. Kit. 16. Th. LACH 
In dieſen Mimzen muB alſo in Preußen die Zahlung einer Beh: 
ſchuld vom Schuldner geleiftet und vom Gläubi ——— kind vn 
den. Keinem andern Metallgeld iſt die Ggenfheft eines obligatori: 
j de n Zahlmitteld beigelegt. Hierzu tft noch Folgendes tm Beim 
zu bemerfen‘: 


Zu 1. Durch die geieplice Brig: wird ber ae 


Kours der Goldmünzen ausgeſchloſſen. * Privatve 
mand zu deren Annahnıe verpfli tet. Preupi — ji m 
die Staatskaſſe zum felten e von Pig ne anzunehmen term 


den.2°) Den Goldfronen, welche durch den am 24. Janurn 1857 

ifchen Defterreich, Li tenftein unb ben Zollvereind- Staaten yaäk- 
— * Münzvertrag (Geſ.Samml. ©. 312) ald eine —— — 
&rleichterung bed gegen feitigen Verkehrs und zur Foͤrd de 
kehrs mit dem Auslande gefchaffen find, darf die Eigenſch * 
———— Silberwährnng vertretenden Zahlmittels nicht hend 
und zu ihrer Annahme in Dieter Eigenschaft Niemand ichtet wer 
den (Art. 18. des Müunzvpertrages). die preußifchen ö 
Kaffen können durch den Finanzminifter widerruflich zur me da 
Goldfronen zu einem zuffentourfe verpflichtet werden «($. 16. Re; 
geſfetz vom 4. Mat 1 

Zu 2. Die olbmäinge ftellt die Duantität edlen Metalld, die 

bezeichnet, immer noch dar, weshalb fie in den Staaten mit ö 
rung als obligatoriice® Zahlmittel anerkannt wird. Im ber Scheidt: 
münze bagegen, welche blos als Ausgleichungs-Zahlmittel bient, it Me 

etallwerth nur zum Theil reell gegen rhig. Schon wegen ber I 


22) Fit. 16. Th. J. A. L. R. 8. 76.:, Jede Zahlung muß, wenn nicht beiesier 
— oder Geſetze auf Gold oder "Sheideminge vorhanden find, in den 
Sahtumgägei garepaten Preußiſchen Silbercourant geleiſtet und 
men werden.“ — 8.78.: „Auswärtige arängjerien sei rt Fa: — 
in Zahlung anzunehmen 1 uldig, wenn fte ausdrücklich 
die Landeögefeße Kours erhalten haben.” — $. 79.: —* — n, 5 
—— u leiſten ſind, kann der Schuldner * — in igen_ Sumber 

Müngforten zu rn niemals 4 
—— . 56. 779. T 119,450. & —e—— & 
23) 8 ef; über das Münzweien vom 4. Mai 1857 (Gel. —* 


24) 8 re Tit. II. —8 K. O. v. 21. November 1831 (el. Er: 
©. 254). er lee 0, Septembe: 16 181 (®e, „Samml. S. 159). — 
ðeſeß wu Si 1857 Geſ. Samm 
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gengefoften muß ihr innerer Werth hinter dem äußeren zurückbleiben 25). 
8 ıft daher jowohl in Preußen ald in den übrigen Staaten bes 
beutjg-öfterre! tfchen Müngvertraged Niemand verpflichtet, eine Zahlung, 
die den Werth der Heinften groben Silbermünze (Y, Thaler, Y, öfters 
reichifcher Gulden, Y, ſüddeutſcher Gulden) erreicht, in Scheidemüngze 
anzunehmen. 20). 

Zu 3. Durch den deutjch-öfterreichifchen Münzvertrag haben die 
tontrahirenden Staaten unter fich die reine Silberwährung auf Grund⸗ 
lage des Zollpfunded feftgehalten, den verjchtedenen Landesmünzfuß in 
ein fefted Verhältniß gebracht (30 Thaler — 45 öfterreichifchen Gulden 
— 52%, ſüddeutſchen Gulden) und die einzelnen Ausmünzungen auf 
— Stücke beſchränkt, welche der dem vereinbarten Münzfuße ent- 
prechenden Rechnungsweiſe gemäß find (Art. 1. 2. 3: 5. des Miünz- 
vertraged). Dadurch find aber die nicht preußiſchen Thaler und 
Gulden noch nit im Sinne des $. 78. Tit. 16. Th. J. A. L. R. als 
ebligatorijches Zahlmittel anerkannt. Diefe Eigenſchaft tft im Art. 8. 
bed Dünzvertraged nur dem Ein-Bereind-Thalerftüd (— 1Y, öfter: 
reichifcher Gulden — 1%, füddeuticher Gulden) und dem Jwei-Ber- 
eins-Thalerſtück beigelegt. Außer diefen beiden Münzen giebt es 
(abgejehen natürlich von den Lofalverordnungen [ir gewiffe Grenz: 
diftrikte und von dem augenblidlien Nebergangäftadium in den 1866 
mtt der Monardhie verein ten Landestheilen) unſeres Wiſſens fein an- 
deres nicht preubfiched etallgeld, welched in Preußen der Gläubiger 
einer Geldſchuld ald Zahlung anzunehmen verpflichtet wäre. In den 
Gefegen ift zwar mehrfah ausdrücklich anerkannt, daß fremde Münzen 


andel und gemeinen Berfehr De Gen fein dürfen, aber ftets 


im 
dabei wiederholt, daß zu deren Annahme Niemand verbimden jet.2?). 
Die Tilgung einer Geldfchuld durch andere Münzen, ald preußiiches 
robe8 Silberfourant, Vereinsthaler oder Scheidemünze unter Y, Tha⸗ 
er, tft aljo in Preußen, da fie eine befondere Zuftimmung ded Gläu- 
biger3 vorausſetzt, Feine Erfüllung, mithin auch feine Zahlung im eigent- 
lichen Sinne des World. Wenn eine Geldſchuld unter Suftimmung 
der Parteien mit Friedrich&d’ord, oder Goldfronen, oder nichtpreußiichen 
Thalern, oder Gulden, oder Scheidemünge üper Y/, Thaler getilgt wird: 
jo wird nicht die im urſprünglichen Vertrage gewollte Münze, nicht das 
objectum obligationis, Sondern aliud pro alio geleitet. Eierand folgt, 
daß ſolches — unter den Begriff der Annahme „an Zahlungs⸗ 
ftatt“ fällt. 25) ' 
Demungeachtet möchten wir die Vorſchriften von der datio in so- 
lutum, insbelondere das Erforderniß der ausdrücklichen Cinigung über 


35) Sintenid, Cwilrecht 8. 85 Note 17. — Windſcheid 9. 256. Bd. 2. 
.L6©. 21. 35. — Endemann, 9. R. 9. 79. ©. 390. 
2°) At. 5. 14. d. Müngestroges. — 8.7. Gdep u. & Mai 1857. 
A. L. R. — 4 8 O. v. 25. November 1826 
(Gef,-Samml. 8 115. — 2.4.8.0.» 30, Semi 1829 (Gef.-Sammi. ©. 3). 


286) Endemann, HR. $. 135 Note 9. 


Abth 








460 Voigtel: das Geld und die @elbpaptere 


Annahme und Annahmepreis, auf derartige Rechtsgeſchäfte nicht une 
dingt für anwendbar erachten. _ Ä 
Ein Stück Tuch, ein Möblement, ein Mantel, ein Pferd ıc. find ab⸗ 

ſolut untaugliche Zahlmittel für eine Gelbfhuld. Sollen fie mit Ihe 

rirender Wirkung an Bablungeftakt gegeben werden, fo Tann dad mr 
vermittelft eines bejonderen Taufähn ihen Rechts geſchaͤfts geide 
pen Die dem Gelde ganz ungleichartige Sache muß erſt durch einen 
eſonderen Vertrag auf Geld (den Annahmepreis) reducirt werden?" 

Anders verhält ed ſich mit den Goldmünzen, dem fremden Mel: 

geld ꝛc. Sie find zwar fein obligatorifches Zahlmittel, aber fie fin 

doc immer nd ein Zablmittel überhaupt; denn der Staat, ba 
ie prägte und in Kourd jepte, hat fie dadurdy oder durch beſondere Be 
, ſetze zu Bahlmitteln beftimmt und darakterifirt, und bie preußiſchen Br 

ege haben, wie oben angegeben, ihre Zuläſſigkeit als Zahlmittel a 

cklich anerkannt. Wir möchten fie deöhalb, im Gegenſatz zu dem eb 

Ygatortihen, falultative Zahlmittel nennen. 

ſolche unterfcheiden fie fich aber bedeutend von den eigentii 

Sachen, die auf eine Geldſchuld in Zahlung gegeben werden. Sie 

ben einen beſtimmten Nennwerth, welder auf jeder Münze angege 

ben und durch den Ausſpruch der Staatögewalt, welche Die Müne ge 
ſchaffen bat, beitimmt iſt. Wenn aljo preußijhe Gold- und 
münzen oder die nach Inhalt des deutſch⸗oͤſterreichiſchen Müngverrud 
eprägten Silber» und Scheidemünzen vom Oläubiger, aud nur 

Kmeigenb, in Zahlung angenommen werben: fo bedarf es über 

feiner Abrede über ben durd die Aufichrift der Münze jelbit ges 

Annahmepreid.20) Das folgt für dad Preußifche Recht aus dem $. 9. 
Tit. 11. und 88. 82. 83. Tit. 16. Th. LA. L. R., wonach ſelbſt de 

Zahlung in ſchlechteren Münzforten den Schuldner Iiberirt, johab 

fie der Gläubiger nur angenommen und ohne Borbehalt über die Sau) 

quittirt hat. Dedgleichen gilt im Gemeinen Recht die Zahlung mi 

unädtem Geld (reproba pecunia) ald eine den Schuldner 

Zahlung, infofern nur der Gläubiger durch wiſſentliche Annahme ii 

nnädten Geldes auf Rüge der Unächtheit verzichtet hat. 37) 

‚ _Die anderen fremben (nicht beutjch-öfterreichifchen) Münzen wm 

die Golbfronen haben einen beftimmten Kourswerth, der zwar we 

felt, aber durch den Kourszettel des Zahlungdtages und — 328 — 


—— if FR Feet, ob Mangels einer ausbrüdlichen act 
u er 


e ngen 
mung bed Werths entf eidenb jet. Für erfteres haben ſich u. i. Sintenis, & 
R. $. 85 ejeler Bein. R. 1. Aug Bd. 2. 8. 122); für Ieptereß unt 
Andern v. Savign (Ob R. Bo. 2. ©. 478 479), Windfdeid (Rand. 9.5 
3f & . 8. ©. 38) audgefprochen. 

einem geregelten und normalen Gelbweien, wo der Ntenmmerih und Kr 
werth einander beden, feine graftifehe Bedeutung. 
8. Note 19), — v. Holzſchuher (Ah. u Ge 
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objektiv beſtimmbar iſt und als der legale Werth derartiger Münzen 
im $. 786 ff. Tit. 11.25. LM. ER. und der K. O. v. 4. Auguſt 
1832 Geſ.Samml. ©. 207) auddrüdlich anerfannt ift.22) Sn einer 
Belanntmahung vom 27. November 1821 (Gef.-Samml. ©. 190) ift 
jogar eine Bergleihungsd-Tabelle publicirt, in der die meilten eu— 
ropäiichen Gold» und Silbermünzen vfficiell auf preußiſches Geld redu- 
cirt find. Durch die Kabinetsordre vom 4. Auguſt 1832 ift zwar jener 
ein für allemal geſetzlich firirte Kours als aufgehoben und ber jebeö- 
malige Tageskours ald der maßgebende Werth foldyer fremden Münzen 
zu erachten. Die Zuläjfigkeit derjelben als fakultatives Zahlmittel ift 
aber dadurch nicht alterirt. 

D. Daß Papiergeld ift das _erfte und nächſte Surrogat des 
baaren Metallgelded. Während die Scheidemünge die Quantität edlen 
Metalled, weldye fie bezeichnet, immer noch annähernd enthält, hat der 
finnliche Körper des Papiergelded gar keinen reellen Werth. In dem 
Papiergeld ift der Werth nur, ald irgendwie vermöge des Kredits rea- 
iifiebar, enthalten. Es joll ein Surrogat für die finnlich reelle Ueber— 
tragung des Metallgeldes jein. Als ſolches kann ihm durch befondere 
gefenliche Borjchrift ein Zwangsfourd gegeben werden, d. h. es kann 
für ein dem Metallgelde gleichzuachtendes Zahlmittel erflärt werden, 
welches jeder Gläubiger anzunehmen verpflichtet if. In diefen Falle 
ift es obligatorifche® Zahlmittel, feine Hingabe Erfüllung und daher 
Zahlung im eigentlichen Sinne des Wortes. 39) 

Die rehtlihe Natur des preußifchen Staats-Papiergeldes 
ift Eontroverd, Die berrichende Meinung erachtet e8 im Privawerkehr 
nur für ein fafultatives Zahlmittel.3:) Andererſeits bat aber auch feine 
Auffaſſung als ein für den Privatverfehr an igateriiches Zahlmittel Ver⸗ 
treter gefunden. °3) Wir halten die herrſchende Meinung für die rich⸗ 
tige, und zwar aus folgenden Gründen: - 

Dem preußiichen Papiergelde, welches unter den Namen „Zrefors 
Scheine, Thalerfcheine, Kafjenanweifungen“ vom Staate audgegeben wor: 
den tft, wurde zwar bei feiner Kreirung durch die Berordn. v. 4. Februar 
1806 ein Zwangskours beigelegt. Diefer Zwangskours ift aber nad 
mehrfachem Wechſel der Gejepgebung durd) die Verordn. v. 5. Februar 
1813 (Geſ.Samml. ©. 23) wieder aufgehoben und feitdem nicht wie- 
der eingeführt. Die rechtliche Natur der jept cirfulirenden preußiſchen 


32) Binbiäci, Pand. 8. 256, . 
33) Thol, 9.8. 8 51. ©. 309. — Endemann, 9. R. 8. 79. ©. 390 ff. 
— Eintenis, Ein. R. 8. 85 Note 3 
34) Bornemann, Civ. R. Bd. 3. ©. 303. 546. 8. 232. 261. — Föriter 
Priv. R. 8. 91. Bd. 1. ©. 552. — Koch, R. d. Ford. Bd. 1. ©. 58. — Werne 
in der Pr. Anw.-3tg. 1866. S. 425. Hamburger Börjen-Halle vom 6. Zuni 
1866. — Pr. Anw.⸗Ztg. 1866. ©. 412. — Obertrib. in den Gründen des Erf. 
». 10. Oktober 1861 (Striethorft, Ach. Bd. 4 ©. 8 ff.). 
35) Appellationd-Gericht zu Bromberg (Anw.-Ztg. 1866. ©. 485). — 
Silfe in der Anw.-3tg. 1866. ©. 324. 485. — Das Stabtgericht in Berlin 
t fich verſchieden ausgeiprochen (Anw.⸗Ztg. 1866. ©. 413. 485, Goldſchmidt, 
eitihr- Bd. 1. ©. 592). 
Zeitfchr. f. Befebgebung u. Rechtepflege. I. 30 
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Kaffenanweifungen wird durd folgende gejegliche Vorſchriften gere 
gelt.?°) 

1) Sie werden Theilurfunden über eine unverzinsliche Schuld 
deö preußiſchen Staated genannt und als foldhe jeder Zeit bei dem Rea⸗ 
lifationd- Komtoir in Berlin gegen baared Geld zum vollen Nominal⸗ 
werth realifirt.3% Inſoweit haben fie alſo die Natur von Urkunden 
über ein Forderungsrecht. 

2) Außerdem werten fie aber in Nr. I. der Berordn. vom 21. De 
zember 1824 (Gel.- Camml. ©. 238) ald ‚ein zum öffentlichen 
Umlauf für den Umfang der ganzen Monardie beitimmted, gemünz- 
tes, dem baaren Metallgelde gleichzuachtendes Papier“ bei. 
nirt. Auch findet fich auf jeder Kaffenanweifung der Vermerk: „Bell 
gültig in allen Zahlungen“. 

3) Nah Nr. III. der Verordn. vom 21. Dezember 1824 werden 
die Kaffenanwetjungen bei allen Staatskaſſen ald baares Geld in 
Zahlung angenommen und gegeben. 

4) Nach dem Edift vom 7. September 1814 (Gef.-SammlL ©. 83) 
und der Verordn. v. 1. März 1815 (Sef.-Samml. ©. 17) fönnen fie 
im Brivatverfehr nur nad freier Nebereinfunft zwifchen Geber und 
Empfänger in Zahlung gereicht werden. 

Die Raffenanweifungen find alfo zum Theil dem Silberfourant 

anz gleichgeftellt, zum Theil nit. Im Gejchaftöverfehr mit dem preu- 
Bifcher Fiskus, bei Zahlungen der Etaatöfafje und an die Staatöfafie 
ind fie dad obligatoriiche Zahlmittel für alle Geldſchulden und Geld: 
derungen des Fiskus. Im Privatverfehr dagegen ftehen fie, ſoweit 
ie Pflicht des Gläubigerd I ihrer Annahme in Stage fommt, den 
Banknoten, Altien ꝛc. ganz gleih. Es ift Niemand verpflichtet, fie an⸗ 
zunehmen.“ Bei den Kredite des preußiſchen Staats, bet ihrer jeder: 
eitigen Einlösbarfeit und ſonſtigen Realifirbarkeit in Zahlımgen an den 
Tiafus einerjeit8, und andererfeitö bei den Erleichterungen und Bequem: 
liöteiten, welche ihre Aufbewahrung, Transpertirung und fonftige Cir- 
fulation gewährt — wird fretlid der Negel nad fein preußijcher Gläu- 
biger die Kaſſenanweiſungen zurächveifen, vielmehr gern zum Nominal⸗ 
werthe annehmen. 

Geſchieht Died aber, fo iſt das damit abgefchloffene Rechtsgeſchäft 
zwar ftreng genommen eine datio in solutum, die fidh jedoch ebenic 
wie die oben erwähnte Schuldentilgung mit Goldmünzen ꝛc. qualificht; 
denn die Kafjenanweilungen find gerealich für ein zum öffentlichen Um- 
laufe beftimmtes, gemünztes, dem baaren Metallgelde gleichzuadhtendes 
Papier erklärt, mithin fafultative Zahlungömittel in der von und ge 
wählten Bedeutung. Es genügt daher ihre einfache, auch nur ſtillſchwei— 


30) ande hpäteren Geſetze über Ausgabe neuer Kaffenanweifungen haben die fort 
dauernde Gültigkeit der früheren gejeßlichen Dejtimmungen ausdrücklich auägefprochen. 
Bergl. 8. D. v. 14. November 1835 (Sef.-Sammt. 1836. S. 169), Geſetz v. 19. Mai 
1851 (Geſ.Samml. ©. 335), Gefeß v. 7. Mai 1856 (Gef.Samml. S. 334). 

37) 8, 18. VBerordn. v. 17. Zanuar 1820 a ©. 15), 8. O. vom 
21. December 1824 (Gei.-Samml. S. 238), Geleß v. 7. Dan 1850 (Geſ.⸗Samml. 
©. 163). — Bergl. au Endemann, 9. R. ©. 399. 401. 681. 
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gende Armahme feitend des Gläubiger, um den Schuldner af Höhe 
des Nominalwerths der übergebenen Kaſſenanweiſungen zu liberiren. 
Wenn der Gläubiger fie gar nicht, oder nur zu einem niedrigeren Kourſe 
in Zahlung annehmen will, jo muß er Died bei der Webergabe inter 
praesentes jogleidy, bei der Meberfendung inter absentes ohne Berzu 
nad deren Empfang dem Schuldner fundthun. Sein Schweigen Kom 
in Derbindung mit der Annahme reſp. dem Behalten des Papierd als 
Einverftändnig mit dem Nominalwerth gelten. (Fine beſondere Abrede 
über den Annabmepreid ift nicht erforderlich, da die Kaffenanmeifungen 
ein gefeplich zuläffiged, über einen beftimmten Zheilbetrag der geichul= - 
beten Inlänbifchen Rechnungsmünze Iautended Zahlmittel bilden. Wenn 
der Gläubiger nicht proteftirt, fo gilt die Vermuthung, daß er ben in 
der Aufichrift des erhaltenen Paptergeldes angegebenen Betrag ald be- 
zahlt angenommen habe. Noch zweifellofer wird diefe Annahme, wenn 
der Gläubiger (was bei feinem längeren Schweigen in der Regel ein= 
treten wird) Die ihm zugefandten Kafjenanmweifungen durch Audgeben 
oder Bermifchen konſumirt und fi) appropriirt hat; wird doch Kogar 
in der Konfumtion von Waaren, die unbeftellt mit Faktura überjandt 
find, eine ftillfchweigende Acceptation der Dertaufe-Dfferte gefunden: 3*) 
IL Die Noten der Preußiſchen Bant fommen den. Kaffen- 
anweiſungen ſehr nahe. Nach den ihre Kreation und Emiſſion betref- 
fenden Geſetzen und Berordnungen 2%) ift zwar Niemand im Privat- 
verfeht zu ihrer Annahme gezwungen. Ihr Umlauf wird aber aus- 
drücklich geftatte. Sie werden ferner bei der Haupt-Banklaffe in Berlin 
jederzeit, bei den Provinztal-Banf-Komtotren, foweit e8 deren jebeöma- 
lige Baarbeftände und Geldbedürfe geftatten, gegen baares Geld einge— 
min und in allen Saflen der Banf und ded Staated (einſchließlich der 
gerichtlichen Depofitallaffen) zu ihrem Nennwerthe ftatt banren Geldes 
m Zahläng angenommen. Sie tragen ſämmtlich die Aufſchrift: „25 Iha- 
ler" (tefp. 10 Thaler) „zahlt die Hauptbanklaffe in Berlin ohne Legi- 
timationd-Prüfung dem inlieferer diefer Banknote, welche bei allen 
Staatskaſſen jtatt baaren Gelded und —— en in Zahlung 
angenommen wird.“ Ihre Cirkulations⸗Fähigkeit und Geldnatur variirt 
alſo nur darin von den aaa era daß die Banknoten von 
den Staatd- und Bankkaſſen ftatt baaren Geldes blo8 angenommen 
werden mülfen, wihend die Kaſſenanweiſungen auch von den Staats⸗ 
taffen dem Gläubigk gegeben werben bürfen. 
IV. Noch einen Schritt weiter vom Metallgelde entfernen ſich Die 
Darlehnskafſenſcheine, welde die 1866 ur Abhülfe des Kredites 
gegründeten, durch die Preußiſche Bank verwalteten Darlehnätalfen aus⸗ 
geben haben. Rückſichts ihrer heißt es in ben betreffenden legiölato- 
riichen Alten +9): „Sie vertreten in Zahlungen die Stelle ded baaren 


38) Buſch, Arg. f. H. R. Bb. 9. ©. 183. 360. Bd. 11. ©. 264. 

20) 8. 32. 33. Bant-Orbming vom 5. Dftober 1846 (Gef.-Sammi. ©. 435). 
— K. O. v. 9. Zuni 1847 (Gef.-Samml. S. 238). — Geſetz v. 7. Mai 1856 (Gef.- 
Samml. ©. a 

0) & 2. Berordn. v. 18. Mai 1866 (Gef.-Samml. ©. 227). — $. 3. Geſetz 
som 27. September 1866 (Geſ.Samml. ©. 584). 30# 
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Geldes. Cie werben bei allen öffentlihen Kaffen nad ihrem vollen 
Nennwerthe angenommen. Im Irivatverfehr tritt ein Zwang zu deren 
Annahme nit ein.“ Hier fällt alſo noch die jederzeitige Einlösbarlkeit 
egen baares Geld fort. Die Darlehnefafjenjcheine ſollen nur nad 

abgabe der auf die gewährten Darlehne eingehenden Stüdzahlungen 
almälig aus dem Umlauf zurücdgezugen werden. Im Uebrigen aber 
find fie ald Vertreter des Metallgeldes ebenſo legitimirt, wie die Kaffen- 
anweiſungen und die Staatd-Banfnoten. 

V. Sodann fommen wir zu dem außländiihen Staats- 
papiergelde, den Noten inlandifcher und ausländiſcher Pri- 
vatbanfen, Sreditanftalten, Gemeinden 2. Dieſe entfernen 
[id von den bisher genannten Geldfurrogaten darin, daß fie im Staate 

ed Zahlungsortes nicht durch einen direkten legiälatoriihen Akt als 
Gtellvertreter des baaren Geldes anerfannt find, und daß ihnen daher 
die erhöhte Realiſirbarkeit und Cirkulationöfähigfeit abgeht, welche Die 
Annahme und Realifution durch die inländiichen Staatskaſſen nothwen⸗ 
din mit fih führt. Cie find aber immer noch fakultative Zahlmittel, 
infofern fie ihrer wirthſchaftlichen Natur nad dazu beitimmt 
jind, die Stelle des baaren Geldes zu vertreten. Ob died der Fall, ift 
nach ben betreffenden Gejepen, Statuten, Banfverfaffungen ıc., nad) der 
Aufichrift der Noten, nad) ihrer Verwendung und Behandlung im Ber: 
kehr zu beurtheilen +v*). 


10°, In dem Statute der Danziger Privat-Attien-Bant (G. ©. 1857. 
©. 241 ff.) lauten die betreffenden Beitimmungen folgendermaßen: _ 

. 1. Die Bank bat den Zwed, Handel und Gewerbe zu unterjtügen, zu be 
a? zu befeben, den Geldumlauf zu vermitteln und Kapitalien nupbar 
zu machen. 

$. 13. Die Bank ift zur Erreichung der $. 1. angegebenen Zwecke befugt: 

5) Roten nad) näberer Vorſchrift der 98. 51. bie 18, auszugeben und ein 
zuziehen. 

8. 15. Die Bunt bat das Recht, underzinsbare, auf jeden Inhaber lautende 
Noten bie zum Betrage von 1 Million Thaler auszugeben und in Umlauf zu 
en Die Form der Noten unterliegt der Genehmigung, beziehungewelfe der Beauf- 
ichtigung der Regierung. 

8. 16. Die Noten dürfen nur auf Beträge von 10, 20, 50, 100, 200 Thalern 
Preuß. Sourant ausgegeben werden. 

8. 17. Die Bank tft verpflichteh, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Präfentation fofort in Danzig gegen klingendes Preuß. Courant einzulö- 
Ken Anzeigen eines durch Diebftahl oder irgend ein anderes Sreigni entftandenen 

erluftes der audgegebenen Noten Fönnen die Zahlung an den Borzeiger nie« 
mald aufhalten und find für Die Bank unverbindlich. Der Inhalt dieſes 8. ift 
auf jeder Note deutlich abzudruden. 
85 18. Die Direktion und der VBerwaltungdrath find dafür verantwortlich, daß 
jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Beftand an Dedungs- 
mitteln von mindeftend 4 in baarem Gelde, mindeftens } in bisfontirten Wechſeln 
und dem #eite in, Effekten, welche Eigentbum der Gefellichaft fein müfen, in einer 
— für die ſonſtigen Bedürfniſſe der Bank nicht zu verwendenden Noten⸗ 
kaſſe aufbewahrt werben. Außerdem dienen alle Darlehnsforderungen der Bank ge 
gen Unterpfand und ihre übrigen fämmtlichen Aftiva zur Dedung der Noten. — 

Faſt wörtli gleicplansenb ind die Statuten der Städtiſchen Bank zu 
Breslau (Ö. ©. 1848. ©. 145 ff), der Kölnifhen Privatbanf (6. ©. 185. 
©. 720 ff.), ber Magbeburger Privatbank (©. ©. 1856. ©. 637), der Kö⸗ 
nigöberger Privatbank (©. ©. 1856. ©. 881 ff.), ber Dortmunder Privat 
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Da dad Recht, Noten auszugeben, von der Stantdgenehmigung ab- 
hängig ift*), jo werden fie von dem diefe Genehmigung ertheilenden 
Staate damit wenigftend ındireft als ein die Etelle des baaren Gel- 
des vertretendes Umlaufömittel anerfannt. Und diefe bei Emiffion 
begründete Natur koͤnnen fie dadurch nicht wieder einbüßen, daß fie 
über die Grenze des Staates ind Ausland wandern und dort als Zahl: 
mittel kourſiren. Cie Stehen aljv dem inländischen Papiergeld und ben 
Staatöbanfnoten weſentlich gleich. +?) Ihre Annahme ift zwar von der ' 
Zuftimmung des Gläubigers abhängig. Werden fie aber ohne Sroteft 
angenommen refp. behalten, fo it der Schuldner wie durch eine Metall: 
zahlung liberirt. Aber zu weldhem Betrage? Auf Höhe ded Nenn: 
werth3 oder ded Kourswerths der übergebenen Banknoten ? 

Hier liest, —7— Erachtens das punctum differentiae zwiſchen 
ihnen und den vorhergedachten Geldſurrogaten. Die preußiſchen Kalen- 
anweilungen, Banknoten und Darlehnskaſſenſcheine, welche jede inlän- 
diſche öffentliche Kaffe für vol annimmt, kourſiren der Megel nach zu 
ihrem Ntennwerthe. Bon den Privat-Banfnoten ıc. läßt ſich Dies micht 
behaupten. Sie fourjiren zwar auch zum Nominalwerthe, befonders 
wenn der Ausgeber kreditwürdig tft, feine Noten jedem Einlieferer baar 
einlöft und dem Zahlungsorte nahe tft, oder d0d eine Auamechjehun; 
kaſſe am Zahlungsorte oder in der Nähe beftellt hat. Der Regel na 
werden fie aber nur zu einem ihrem Nennwerthe nicht gleichfonmenden 
Kourswerthe gegeben und genommen. So finden fih 3. B. au 
dem Berliner Kourszettel vom 11. Sunt 1867: 

K. Sächſ. Ralfenanweifungen mit 995%, 
Fremde Noten mit 99%, 

Defterreichiiche Banknoten mit 81% 
notirt. Dies darf bei ihrer rechtlichen Beurtheilung ald Zahlmittel nicht 
unberüdfichtigt bleiben. Nehmen wir folgende8 Beijpiel. Nach dem 
Münzvertrage von 1857 (im 2 Thaler gleich 3 öfterreihiichen Silber- 
gulden. Wenn alfo ein Gläubiger, der in Preußen 80 Thaler zu for= 
dern bat, vom Schuldner 120 Sitberaulden zugejandt erhält und fie 
—— behält oder gar konſumirt, muß der Schuldner (nach un⸗ 
eren Ausführungen unter I.) als liberirt gelten. Wenn dagegen ber 
Schuldner 120 Guldennoten der oͤſterreichiſchen Nationalbank ſendet, a 
wird aus deren nn und Konfumtiren zwar das Einverftändniß 
mit dem gewählten Zahlmittel, nicht aber mit deſſen Verrechnung zum - 
Nennwerthe zu folgern fein. Vielmehr ift hier, wie in allen Fällen 
eined vom Nennwerthe bedeutend abweichenden Kourswerths, unbedenk⸗ 


Attien-Bant (©. ©. 1857. ©. 193 ff.) und der Hagener Privat: Altien- 
Bant (G. ©. 1857. ©. 705 ff.). 
+1) Endemann, 9. R. 8. 141 Note 6. — Gefeß vom 17. Zuni 1833 (GM. 


Samml. ©. 75). 

+2) Koch, Komment. ® 8. 13. Tit. 2, Th. LA. L. R. — Auch dad Ober- 
tribunal bat dies in dem Eingangs diefer Abhandlung gebe ten Erf. v. 10. Okto⸗ 
ber 1861 gan richtig herausgefühlt. Nur irrt es unferes Erachtens darin, daß es bie 
anslänbifchen Ban noten den Aftien und ſonſtigen eigentlichen Inhaber» Papieren als 


Zahlmittel gleichjtellt. Siehe unten unter V 
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Ih anzunehmen, daß Parteien die Noten nur zum Kourswerth haben 
geben und annehmen wollen. 

Bei geringer Differenz zwijdhen dem Renn- und Kourswerthe kann 
under Hinzutritt anderer faftiihen Umſtände, auch der erftere als ge 
wollt interpretirt werden. Ald Regel dürfte aber feitzubalten fein, daß 
in Crmangelung von Umftänden, die eine entgegengeſetzte Annahme be 
gründen, Die Noten diejer Gattung bei Zahlumgen tet? nad ihrem 
Kourgperthe zu berüdihtigen find. 9) 

Für Preußen haben die Gelege vom 14. Mat 1855 (Geiet- 
Samml. S. 307) und 25. Mat 1857 (Gei.- Samml. S. 440) nech 
eine befondere Specialität eingeführt. Ausländiſche Privat = Bant: 
noten und jonitige —— Schuldverſchreibungen duͤrfen danach 
gar nicht zu Zahlungen gebraucht werden. Papiergeld und unverzins 


träge im 14-Thalerfuße lauten, dürfen nur dann zu Zahlungen gebrauht | 


iche im 14.Shaerfhe eined fremden Etaated, welde. auf Be - 
ie einzelnen Etüde auf 10 Thaler oder mehr lauten. 


verden, wenn 
Die Uebertretum * Verbots iſt mit Geldbuße bis zu 50 Thalern 
bedroht. Die Wortfaſſung des Verbotes ſelbſt: „fie dürfen nicht zu 
Zahlungen gebraucht werden”, enthält aber auch hier ein geſegzliched An- 
erfenntniß der wiethihafttihen Thatſache, daß ſolche Barfftoten bie 
Stelle wirflider Zahlmittel vertreten. - 
VL Die Snhaber-Papiere im weiteren Sinne umfaffen au 


die Banfnoten und das Papiergeld ohne Zwangskours. Hier ommie 


und aber nicht auf die allgemeine Konftrultion folder Papiere mit 


unbeitimmten Gläubigern,**) jondern auf den Unterſchied zwiſchen den - 


unter V. behandelten Papieren und den übrigen lettres au porteur an. 
Gerber (Deutiches Privat-Necht 8. 160.) findet ihn darin, daß 5— 
ae in specie der Ausdrud eines -beftimmten Rechisgeſ 







eien, was das Papiergeld nicht fei. Treitfchfe (in Richters Ja 
büchern 1834. ©. 708.) darin, daß fie nicht fofort vom Schuldner ei 
gelöft werben, oder eingelöft werden müſſen. Thöl (9. R. 8. 5l. 
Note 5., $. 54b. Note 1.) polemifirt gegen beide, indem er nur dem 
Papiergeld mit Zwangsfourd den Namen des Geldes beilegt, alles üb 
Papiergeld, Banknoten ıc. den jonftigen Inhaber: Papieren ganz 8 
behandeli. Dagegen ift im Allgemeinen nichts u ſagen. Die Banl- 
noten ıc. find Tein.wirflihes Geld, weil fie der 

. regal hat, den Gelde nicht ausdrüdlich gleichgeftellt hat. Auch Sürften 
bie von Gerber und Treitſchke aufgeitellten Unterſcheidungsmerkmale 
wenngleich fie jehr häufig ım fonfreten Zalle genügen werben, ni 
burchweg und überall ausreichen, wie die von Thöl a. a. D. gedachten 
Beiſpiele darthun. Trogzdem darf man, unjered Erachtens, nicht, wie 
Thöl, alle Inhaber-Papiere im weitelten Sinne des Worts, dem Gelde 
gegenüber gm gleihebehandeln; denn das von Thöl aufgeftellte Kri⸗ 
erium bed Geldes (der Zwangskours) tft ebenſowenig ein ausreichendes und 


13) Windfcheid, Pand. 8. 256 Note %. oo. 
.) Man vergleiche darüber die fehr reichhaltige und Tontroverfe Literatur in 
TH5l’8H.R. 8. 5da, ©. 316. 317 und in Förfter’s drin. R. 8.64. Bd. 1.6. 33 fl 


. 
” 
s 
" 
‘ 


taat, ber das Münze 


® 
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durchgreifendes. Die Goldmünzen, die Scheidemüngen über Y, Thaler, 
die fremden Münzjorten haben ja aud) feinen Zwangsfourd, die Scheide- 
münze nicht einmal den Metallwerth, den fie in der Aufichrift trägt; 
und doc, dürfte ihnen Niemand, auch Thoͤl nicht, die Eigenſchaft bed 
Geldes abiprechen Tönnen. 

Der Begriff des Geldes, injofern ed als Zahlmittel für Geldſchulden 
dient, muß alfo, unjered Erachtens, auf die von und fogenannten fakul⸗ 
tativen Zahlmittel (unter I.—V.) auögedehnt werden, d. h. auf alle 
Metallmünzen und Geld-Papiere, 

welche ihrer wirtbinaftlihen Natur nah dazu beftimmt 
find, als Geldzeihen zu dienen, die Stelle ded baaren 
Geldes zu vertreten. 
Mögen aljo die Banknoten und das Papiergeld immerhin Theilurkunden 
über ein Forderungsrecht mit unbeitimmtem Gläubiger jet mögen fie 
den Grundfägen unterliegen, welche über Eigenthum, Vindifation, Amor- 
-tifation 2c. der ISnhaber-Papiere gelten — der Umftand, daß fie gleich- 
eitig zu ÖStellvertretern des Geldes beitimmt find, nöthigt uns, 
fe ppre den übrigen Inhaber-Papieren zu unterfcheiden, wenigftens in 
| afehung ihrer Dualififation als Zahlmtttel. 

Dagkhen find die Eifenbahn- und Induftrie-Aftien, die Rentenbriefe, 
Dfandbriefe und Stauteldutbioeine lediglich dazu freirt und emittirt, 
um dem Auögeber eine bedeutende Geldjumme auf Krebit d verschaffen 
und dem Nehmer zur zindbaren Unterbringung. jener Kapitalien zu 
dienen. Die Briefnmarfen find lediglich dazu eingeführt, um ber 
Poſtbehoͤrde Und dem Yublifum die Zahlung, Vereinnahmung und Be- 
rechnung zu erleichtern. Freilich werden die Aktien, Staatsſchuldſcheine 
und "Briefmurfen aud zur Zilgung von Geldſchulden verwendet +5). 
Shre uriprimgliche umd regelmäßige Beitimmung geht aber nicht dahin, 
Zahlmittel zu fein, und der Verkehr hat fie wohl zu Waaren und zu 
förperlichen Sachen, aber noch nicht zu einem Geldzeihen gemacht. Ste 
find Gelbpapieze, aber fein Papiergeld. 

Wenn aljo ein Schuldner ftatt des baaren Geldes feinem Gläubiger 
he Altie jiberjendet, ımd der lebtere fie ſchweigend behält, fo ift daraus, 
Mangels anderer konkludenter Umftande, noch nicht die Xiberation des 
Schuldners auf Höhe des Kourswerths der Aktie zu folgen. Denn bier 
tft etwas vom Gelbe generiſd Vedenee ein Objekt gegeben, weldyeß an 
1 nicht zur Tilgung von Geldſchulden beftimmt ift. Die Hingabe eines 
olchen aliud kann nur vermöge einer bejonderen kaufähnlichen Abrebe 
ie Liberation des Schuldners herbeiführen. Und diefe Abrede müßte 
nach $. 235. fi, Zit. 16. Th. 1. A. 2.0. eine ausdrückliche ſein, wenn 
man”nicht unfere (aus ber gegen das beneffkium dationis in solutum 
gerichteten Tendenz hergeleitete) Interpretation jener Paragraphen adoptirt. 
(Oben ©. 455.) . 

- Der $. 28: Tit. 16. TEL A. L.-R. führt die Inhaber» Papiere 


5) Die-Briefmarken werden insbefondere zur Ueberfendung von Beträgen unter 
1 Ahaler durch die Poſt verwendet, da ed hierüber im Zollverein feine Banknoten oder 
Dapiergeld giebt. 
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zwar ald Zahlmittel auf, aber (wie oben ausgeführt) nur für den Wall, 
wenn Inhaber⸗Papiere in obligatione find, mag es fid num um Nüd- 
ahlung der geliehenen Inhaber-Papiere in quali et quanto, um Yie- 
* verkaufter Inhaber⸗Papiere, oder was ſonſt für ein Rechtsgeſchäft 
andeln. 

Auch für die Kompenſabilität iſt die Ungleichartigkeit des Gel⸗ 
des und der Inhaber-Papiere erheblich. Da der Schuldner einer Geld⸗ 
forderung nicht mit lettres au porteur zahlen kann, jo fan er auch 
nicht mit einer auf eieleeun von Inhabers Papieren gnerichteten Forde⸗ 
rung kompenſiren. Das Öingangs erwähnte Ober-Tribunald-Erfennt- 
niß vom 1. Mai 1866 hält dies, unfered Erachtens, mit Unrecht für 
zuläffig. Wer Preußifche Staatsanleihe zu liefern bat, kann nicht da= 
gegen mit einer auf ns Italieniſcher Nente oder Defterreidyifcher 

etallique3 gerichteten Korderung kompenfiren, da das aliud pro alıo 
belim hieße. Ale diefe Papiere haben zwar in der Hegel einen objektiv⸗ 
beitimmbaren Werth (den Kourswerth), welcher dad Papier gewiljer- 
maßen repräfentirt, welcher feine aestimatıo, fein verum pretium bildet'®). 
Aber der Gläubiger hat principaliter einen Anfprudy auf Erfüllung 
db. h. auf Lieferung der Papiere in natura. Die aestimatio rei darf 
ihm überall nicht, und alfo auch nicht compensando, wider feinen Willen 
aufgedrungen werden. (Oben ©. 449. 453.) 

Andrerjeitd begründet jener objektive Kourswerth der Inhaber-Pa- 
piere doch einen Unterfchieb derjelben von den Rekta- und Drdre-Papie- 
ren und den fpeziellen Sachen. Wenn der Gläubiger fich einmal bereit 
erflärt hat, eine Aftie in Zahlung anzunehmen, fo bedarf es, ſelbſt nadı 
Preußiſchem Recht (vergl. $. 12. Seh vom 4. Suli 1822) feiner wei- 
teren Abrede über den Annahmepreis. Der Börfen- oder Marktpreis 

tt, wie bei allen Kaufgefchäften über marftgängige Waaren, ohne 
efondere Abrede ald der vom Geber geforderte, vom Empfänger bemil- 
ligte Preis, um den fich die Geldjchuld vermindert +?). 

VI. Inden Ordre-Papieren tritt Der Begriff des nomen immer 
mehr in den Bordergrund. Der Gläubiger nimmt den Wechjel in Zahlung, 
nicht fowohl um ihn dur Giro zu verwerthen, ald um die Wechſel⸗ 
jumme bon bem Schuldner einzuziehen, und fi) damit zu befriedigen. 
Doch ift der Wechſel immer noch ein negoctabled, leicht verfäufliches 
Papier, welches dem Begriffe des finnlid reellen Zahlungsmitteld noch 
nicht ganz infongruent tft. Sn dem Rekta-Papier dagegen haben 
wir die reine Beweid-Urfunde über ein perſönliches Forderungsrecht. 
Der Gläubiger, dem ein ſolches zu feiner Befriedigung überwiejen wird, 


6) 8. 82. Tit. 16. Th. I. 8. 794. 79. Tit. 1. Th. J. A. L. R. Art. 357. 
Abf. 3. Art. 376. Abf. 2. A. ©. 9. ©. B. — Nach 8. 12. Geſetz vom 4. Zuli 
1822 (Geſ.Samml. &. 178.) kann der Exekutionsſucher Schuldpapiere des Exequenden, 
welche mit Beichlag belegt find, zu dem Börfenfourfe, zu dem fie verfäuflid 
find, in Zahlung annehmen. 

7) Sintenid, Eiv.-R. 8. 116. Note 40. — Thöl, 9 R. 8. 64. ©. 408. 
— Endemann. 9 NR. ©. 505. 517. — Bud, Ard. f. 9 R. Bd. 4. ©. 170. 
Bd. 6. ©. 58., Bd. 7. ©. 47, Bd. 8. ©. 65. — Förſter, Priv. R. 8. 124. Bd. 2. 
©. 59. — Grudot, Beiträge Bd. 9. S. 107. 296. 
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erhält nur ftatt ſeines alten Schuldnerd (novatio, cessio, delegatio), 
oder neben —A — (assignatio) einen neuen Schuldner, von dem er 
fich feiner Zeit jelbft die Zahlung einzuziehen gedentt. Er kann freilich, 
wie er den Wechſel girirt, auch das Nefta- Papier weiter cediren, und 
fih dadurdy reelle Befriedigung verichaffen. Aber diefe Mebertragbarkeit 
des nomen ift fein en Charakterzug deſſelben. Während 
da8 leicht bewegliche Drdre-Papier gerade in feiner abftraften causa, 
dem Ausjchluß der exceptiones ex persona indossantis, dem lakoniſch⸗ 
furzen Indofjament die Grundzüge jeined Weſens abjpiegelt — wird 
die ſchwerfällige Natur ded Reklapapiers durch die indiwiduelle causa, 
bie exceptiones ex persona cedentis, den umſtändlichen Geffions-Aft 
gefennzeihnet. Das einfache nomen ift dazu beftimmt, ausgeübt, nicht 
überttagen zu werden. Es bildet in feinem ephemeren individuellen 
Dafein den äußerſten Gegenja zum Gelde, der Sache in ihrer äußer⸗ 
ften Abſtraktion. 

Zwilchen beiden fanden wir die mannigfachen Zwifchenglieder, bie 
wir in diefer Abhandlung zu gruppiren ımd (wenigftend nad einer 
Richtung hin) zu haratterifiren verfucht haben. Sedermann Tennt fie 
als selbitftändige, eigengeartete, au den heterogenen Elementen „Geld, 
Waare, nomen* in vielfadher Kombination zuſammengeſetzte Verkehrs⸗ 
weſen. Die juriltifche Analytik ift aber noch nicht zu einen: endgültigen 
Abſchluß über ihre rechtliche Natur gelangt. Sie gehören vorausfichtlic) 
noch für lange Zeit zu den cruces der Doktrin; ift man doch noch nicht 
einmal für den Wechſel, dad hauptfächlichfte nun Kr Sabrhumberte 
alte Drdre-Papier, zu einer übereinftimmenden Konftruftion gelangt. 

Eben deshalb aber dürfte es ſich rechtfertigen, wenn wir bier von 
dem, ſei es auch einfeitigen, Geſichtspunkte des praftifchen Richters 
einige Data zur Lehre dieſer modernen Verkehrs⸗Objekte zu liefern ge= 
Inc haben. Ihre Würdigung und Verwerthung in univerjaler Spe— 
ulation jtellen wir den Theoretifern von Fach anheim. 
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XX. 


neber das Klagrecht des Schiffsmauns gegen den Schiffer. 
Vom Herrn Appellations⸗Gerichtsrath Dr. Ende zu Greifswald. 


Es iſt allgemein üblich, daß der Schiffsmann ſeine Forderungen aus 
dem Heuervertrag gegen den Schiffer einklagt, indem er ſeinen Antrag 
dahin richtet, den Schiffer zur Zahlung der beanſpruchten Summe j 
verurtheilen. Namentlidy bei Klagen, welche der Schiffsmann felbit ab- 
gerapt oder zu Protofoll gegeben hat, wird man jelten eine andere Aus- 

rucksweiſe Anden. Den Anfchauungen der Cdhiffsmannfchaft entipricht 

es, den Schiffer, wie ald ihren Dienftherrn, fo ald ihren Kontrahenten 
zu betrachten. Dem Richter fünnen aber füglich Bedenken entftehen, ob 
auf Grund eine Heuervertrags ein Urtheil, daß der Schiffer N. ſchuldig 
bei Vermeidung der Erefution zu zahlen, in allen Fällen gerechtfertigt 
jet kann, da and einer foldyen Faſſung des Urtheild folgen würde, daß 
er Schiffer. auch, nachdem er von feiner Stelle entlaffen, nachdem das 
Schiff verloren gegangen, nachdem der Rheder zahlungsunfähig geworden 
tft, durdy Erefution in fein Vermögen und gegen jeine Perjon zur Be 
friedigung des Schiffsmanns anzuhalten wäre. 

Unzweifelhaft bejteht eine derartige perfönliche Verpflichtung bei 
Schiffers, wenn der Anfpruch des Schiffemanns ſich darauf gründet, daß 
der Schiffer durch ein vertretbared Verſehen bei Erfüllung des Heuer⸗ 
vertrag 3. B. bei der Belöftigung, oder durch jchuldbare Verlegung 
jeiner gejeglichen Pflichten, } B. Ueberladung ded Schiffs, dem Schiffs⸗ 
mann Schaden zugefügt habe Art. 478. 479. D. H. ©. B.). Wem 
ed ig aber um Erfüllung des Heuervertrags durch Zahlung von Heuer, 
Reiſekoſten, Kurkoſten handelt, ſo hängt die Beantwortung der —— 
nach der peejönlihen Berpflichtung des Schifferd davon ab, ob derſel 
bet Abſchluß des Heuervertrags als Etellvertreter des Rheders, oder ald 
ſelbſtſtändiger Kontrahent, wenn auch im Intereſſe des Rheders handelnd, 
aufzufaſſen iſt. 

n den Quellen des Römiſchen Rechts wird ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen, daß der Schiffer aus den Verträgen, welche er als ſolcher 
lie t, neben dem Rheder perfönlic in Anfpruch genommen werden 
anıt. - 

L. 1. 8. 17. D. de exerc. act. XIV. 1.: 

„Ist autem nobis electio, utrum exercitorem an magistrum con- . 
venire velimus.“ 
Nach Römischen Grundfägen war bie Stellvertretung bei Verträgen ber 
Regel nach amguläjlig Der Bertrag erzeugte nur für die Perjonen, 
welche Eontrahirten, echte und Pflichten. Deshalb war nach dem ältern 
Sivilreht nur der Schiffer aus den Verträgen, welche er ſchloß, ver: 
pflichtet. Das prätorifche Edikt führte, um den Bedürfniffen des Ver⸗ 
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kehrs entgegen zu kommen, die actio exercitoria ein. Der Schiffer 
bleibt aus jeinen Verträgen verpflichtet, aber zugleich haftet aus Diejen 
Verträgen der Rheder für den ganzen Umfang der Verpflichtungen (in 
solidum 8. 5. J. quod cum eo. IV. 7.). Der Gläubiger bat nun 
zwei Iolibariiche Schuldner; non transfertur actio sed adicitur 
L. 5. 8 1. D. de exerc. act. XIV. 1... Wird entweder gegen den 
Rheder oder gegen den Schiffer geklagt, fo ijt Die Klage gegen den An- 
bern von beiden fonjumirt (L. 1. $. 24. D. h. t.). 

Auch den neueren Seerechten ift die Anſchauung, dab der Echiffer 
durch die in dieſer Eigenſchaft von ihm gefchlofjenen Verträge jene 
Perjon und fein Vermögen verbindet, nicht fremd. Poͤhls Gandels⸗ 
recht Bd. 3. Th. 1. ©. 193. 292.) theilt mit, daß nad) Den Orde- 
nanzas de Bilbao von 1737 der Schiffer durch Kontrakte feine Perjon, 
jein Schiff und die Fracht verpflichtet, daß er Die Heuer des Se 
volts nach. Beendigung der Reife und Entloͤſchung der Ladung zu zahlen 
verbunden ift, felbit wenn er feine Kracht gemacht, und daß weiter das 
Schiffsvolk bei micht zureihendem Werth des Schiffs einen perfönlichen 
Anfpruc nicht an den Rheder, jondern nur an den Schiffer hat. Nach 
engliſchem Recht verpflichtet der Schiffer durch jeden ee en Ver⸗ 
trag, wie die gewöhnliche Benutzung ded Schiffs ihn mit #: bringt, 
14 fich ſelbſt ald feine Aheder (Pöhls a. a. D. ©. 207.). Den- 

elben Orunbiah ftellt das Schwedische Seerecht, von 1667, ſowie gleidh- 
lautend das bis zur Einführung ded A. D. H. ©. B. in Neuvorpoms 
mern in Geltung gewejene Schwediſch⸗Pommerſche Seerecht von 1805 auf. 

Vergl. Abth. II. Kap. 16.: 

‚Alles was der Schiffer abichließt, thut ‚oder verhandelt in Dingen, 

die ihm nad) feinem Amt anvertraut find, oder fein müſſen, dadurch 
he er nicht allein fich, Sondern auch jeine Rheder und feine wie 
re Erben.“ 

Die Heuer fol 1 Abth. J. Kap. 24. derjelben Rechte der Schiffer 
nad) Beendigung der Reife, an und Abtafelung des Schiffd den 
Leuten der Abrede gemäß bezahlen; er wird für die Unterlaffung der 
Zahlung, und felbft für den erzug mit Strafe bedroht. Auch nach dem 
Preußiſchen Seerecht von 1727 Kap. IV. Art. 20. foll der Schiffer, 
wenn er nicht nach beendigter Loͤſchung die rüdjtändige Heuer binnen 
2. Tagen zahlt, Strafe, Koft: und Wartegeld entrichten. Die BVer- 
pflichtimg des Nheberd aus den Kontraften ded Schifferd wird ald eine 
a ber erpflichtung des letzteren hinzutretende aufgefaßt (Kap. II. 
Art. 26.). 


Bei den Berathungen der Hamburger Konferenz für das Allgem. 
Deutſche een ward von Einer Seite der Schiffer als ſich 
durg eine Kontrakte perſoönlich verpflichtend hingeſtellt. 

8 ward von Einem Abgeordneten im Protokoll vom 19. Mat 1858 
(S. 1575.) bemerkt, daß es zweifelhaft jei, ob der © HR als Bevoll- 
mächtigter des Rheders in deffen Namen Kontrakte ſchließe, was häufig 
angenommen werde, und woraus ei daß er perjönlid,, abgeleden von 
Bollmachtsüberjchreitungen, nicht hafte. Die Sache ar folgende andere 
Auffaffung zu. Der Schiffer handele ohne Zweifel für Rechnung des 


x 
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Rheders, aus diefem innern Verhältniß folge jedoch nicht, daß ihm das 
Recht eingeräumt jei als Mandatar des Rheders in jenem Namen zu 
fontrahiren. Er kontrahire nad) der Intention der Betheiligten ferbt 
ftändig in eigenem Namen, jedody ımter Benupung eined Realkredits, 
der fich in dem feiner Leitung anvertrauten Schiffe darbiete. Demye- 
mäß ftellten fi) die Kontrakte des Schifferd formell als defjen eigene 
Rechtsgeſchäfte dar, aus denen zunächft er jet berechtigt und verpflichtet 
werde, und für deren Erfüllung der Rheder mit dem Sciffövermögen 
(Schiff und Fracht) etwa in der Weife hafte, wie Jemand, der für die 
Verbindlichkeit eined Andern beftimmte Theile feined Vermögens ver- 
pfändet oder darin fonjentirt habe, daß der Kontrahent auf diefelben als 
Pfand- und Exekutionsobjekte vermeife. 

Ueber die Heuerverträge ward demnächſt bemerkt, nad) ſeerechtlicher 
Anſchauung ftelle fich nicht der Rheder, fondern der Schiffer ald Dienft- 
ber —* Schiffsvolks dar, der Schiffer ſei Kontrahent, Miether der 

ienſte. 

Zweck dieſer Ausführungen war: für den Grundſatz, daß der Rheder 
aus den Handlungen des Schiffers in Schiffsangelegenheiten — abge- 
fehen von bejonderen Ausnahmefällen — nur mit der fortune de mer 
hafte, eine Grundlage zu gewinnen. Aber diefe Grundlage warb bei. 
den weiteren Berathungen über jenen Grundfat und die Grenzen feiner 
Anwendbarkeit nicht acceptirt. Die Konferenz ds vielmehr bet der 
nun folgenden Diskuffion darüber, ob aus den Geſchäften des Schiffer8 
der Rheder perfönlich mit feinem geſammten Bermögen, oder nur mit 
feinem der See anvertrauten Vermögen haften — überwiegend von 
der Anſchauung aus, daß der Schiffer eine gejebliche Vollmacht von 
©eiten der Rheder habe (Brot. ©. 1582. 1595.). 

Die vorerwähnte Anficht vom Schiffer ald jelbftftändigen Kontra⸗ 
henten erfcheint nody einmal in dem Protofoll vom 4. Dftober 1858 
(S. 1929. 


). 

Der Preußiſche Entwurf hatte im Art. 433. (jept 478. 479.) den 
Satz aufgeftellt, daß der Schiffer nicht nur dem Rheder, ſondern auch 
dem Ablader und Ladungsempfänger für jeden durch ſein Verſchulden 
beim Einladen, bei der Führung des Schiffs und beim Löſchen entitan- 
denen Schaden haft An Stelle diefer Aufzählung einzelner Handlum- 
gen ward der allgemeine Ausdruck: 

„bei allen Dienitverrichtungen“ 
gewählt, und bei der zweiten Lejung famen die Worte: 
„bei Erfüllung der von ihm auszuführenden Verträge“ 
hinzu. Es fam in Frage, ob nicht unter den Perfonen, welchen der 
Seifer zu haften habe, die Schiffsmannſchaft und bie Salicaiere zu 
nennen feien, und ed ward angeführt, diefelben würden fonft Tein Mittel 
paben, ſich wegen des durd Schuld des Schifferd entitandenen Schadens 
fat zu verfchaffen, wenn eine Klage gegen den Rheder, weldher nur 
euch ber ne de mer hafte, wegen des linterganged der legteren 
8 jet. 
Hierbei ward gegen die Erwähnung der Schiffömannfchaft bemerkt: 
Die Shiffömannicaft werde vom Schiffer angenommen, ftehe alfo 


* 
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erade mit ihm und Niemand fonft in einem direften Vertragsver⸗ 
bil, und habe jchon deshalb ein direftes Klagrecht gegen den 

Schiffer, jo daß es der nochmaligen Einräumung eined ſolchen gar 

nicht bedürfe, wenn ed fih um Erfah des Echadens aus einer Ber- 

tragöverlegung, oder Verſchuldung des Schiffers handele. 

Man erwiederte, die Verweiſung auf das Kontraktsverhältniß zwiſchen 
dem Schiffer und der Mannſchaft genüge nicht; es handele I hier 
nicht allein um die mit dem erwähnten Stontraftäverhältnik im Zuſam⸗ 
menhang jtehende culpa des Schiffers, fondern um ein Berfchulden deö- 
jelben wegen feiner jonftigen geſetzlichen Obliegenheiten. Würde bie 
Schiffsmannſchaft hier nicht erwähnt, fo ſei zu beforgen, daß man dies 
jo audlege, als folle diefelbe aus der Vernachläſſigung von dergleichen 
Obliegenhetten feine direkte Klage gegen den Schiffer haben. 

Sodann ift die Erwähnung der Schiffsmannſchaft bejchloffen worden. 

Detrachtet man die obenerwähnte Bemerkung und Gegenbemerkung, 
fo gewinnt e8 den Anſchein, als hätte die Stonferenz negen die Anficht, 
daß zwiſchen Schiffer und Schiffsvolk ein direftes Vertragsverhältniß 
beftehe, nicht erinnert, fie vielmehr ftillfchweigend gebilligt. 

Diejer Anſchein verſchwindet jedoch bei näheren Eingehen auf amder- 
weite Verhandlungen der Konferenz. 

Zunächſt findet ſich in derjelben Sitzung vom 4. Oftober 1858 bei 
Berathung des Art. 435. ded Preußischen Entwurfs (jebt 515.), betreffend 
die Entlafjung des Schifferd dur den Rheder, die Bemerkung, das 
Entlafjungörecht jei mit Rüdficht darauf, daß der Schiffer dem Weſen 
einer rechtlichen Stellung nad) Mandatar bed Rheders fei, nicht bean⸗ 
tandet worden (Prot. ©. 1930.). 

Iſt der Schiffer Mandatar des Nheberd und jchließt er demnach 
auch den Henervertrag ald Mandatar ab, fo ift angunebnen, daß er 
nicht zu deſſen Erfüllung aus feinen perfünliden Mitteln verpflichtet 
jein ſoll. Denn nad der Entwidelung, welchen der Begriff des Stell- 
vertreterd, inöbefondere ded Mandatars in der Doktrin ded neueren ge 
meinen Rechts genommen bat, find die Nechtölehrer und Gerichte, mit 
ganz vereinzelten Ausnahmen, darüber einig, daß von dem Mandatar, 
— abgefehen von dem Fall einer jpeziellen Gemäbrleiftung, — Erfüllung 
der Verträge, welche er in diejer Eigenichaft und unter Kenntlihmahung 
derjelben geſchloſſen hat, aus feinem Vermoͤgen nicht geforbert werben 
fann. Die neueren in Deutichland geltenden Kodififationen ftehen auf 
demfelben Standpunft ). 

- Bon entjcheidender Bedeutung für die vorliegende Trage tft Art. 502. 
be D. H. ©. B. und der Snhalt der auf ihn bezüglichen Berhand- 
ungen. 

Der Preußifche Entwurf legte dem Schiffer (Art. 428.) die Be 
fugnifje eines Faktors der Nhederei bei, umd ſetzte dementſprechend feſt 
(Art. 444.), der Schiffer fünne von der Schiffsmannſchaft wegen ihrer 


') 8, 153. Tit. 13. Th. J.; 8. 541. ff. Tit. 8. Th. II. A. L.⸗R.; Deiterreich. 
bürgerl. Geſetzbuch $. 1017. Code civil Art. 1997. 1998.; Zachariä, franzöfifches 
Givilteht Bd. 2. 9. 415. 
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Sorderungen aus dem Heuervertrage unmittelbar in Anſpruch genommen 
werden, injomeit er Vermögen des Rheders in Händen habe. Indeß 
waren die Borfchläge des Preußiſchen Entwurfs, betreffend den Handels⸗ 
faftor, bei dem erften Buch des Geſetzbuchs gefallen. Deshalb ward zur 
Grundlage für die Berathung an Stelle der Art. 428. ff. in den Sitzun⸗ 
gen vom 26. bis 31. Juli 1858 eine neue aus 9 Paragraphen beftehende 
Porlage genommen (Brot. ©. 1893.). Sn diefer lautete der 8. 5., der _ 
Satz, weldyer jebt in etwas geänderter Wortfaſſung den Abjah 2. des 
Art. 502. bildet: 
„der reale welcher in feiner Eigenſchaft ald Führer ded Schiffs 
fontrahirt hat, haftet dem Dritten nicht perjönltch, es fei denn, daß 
— ſich für ſeine Perſon verpflichtet oder ſeine Befugniſſe überſchritten 
ätte.“ 


Hierzu ward bemerkt, dieſe Beſtimmung koͤnne man füglich als jetzt 
geltendes gemeines Seerecht bezeichnen, namentlich ſeien auch alle bedeu- 
tenden Seerechtslehrer mit —*8* einverſtanden und von den neueren 
Geſetzgebungen enthalte nur das engliſche Recht abweichende Beſtim⸗ 
mungen. 

Die Annahme des Saßes fand keinen Widerſpruch. Es ward eben⸗ 
falls ohne Widerſpruch bemerkt, in früheren Zeiten habe man den Schiffer 
als Herrn des Schiffes angeſehen und angenommen, daß er durch die 
Ausübung der Schiffahrt nicht blos das Shi und da8 von dem Rheder 
anvertraute Gut, jundern auch fein eigenes Vermögen verpflidhte. Seit 
jenen Zeiten ei ed noch Fr a ublich, dag der Schiffer in Konvffe- 
menten und dergl. nicht blos fein (d. h. das ihm zur Yeitung anver- 
traute) Schiff, fondern aud fein eigenee Bermögen für die richtige Er- 
fülung des Vertrages einfete. Es fei aber allbefannt, daß diefe 
Einſetzung des Vermögens des Schiffer8 nicht ernftlich gemeint ſei, jon- 
dern nur eine aus den alten Formularen herfommende Redensart bilde, 
aus welcher niemand, der mit den Gebräuchen ded Seehandels vertraut 
jet, einen Anſpruch herleiten würde (Prot. ©. 1902.). 

Um jeden Schein, ald jolle den Erklärungen diefer Art eine Be- 
deutung beigelegt werden, zu vermeiden, fegte man ftntt der Worte: 

dab er ſich für feine Perfon verpflichtet 
die Faſſung: 

dab er außerdem die Vertragserfüllung bejonderd gemährleiftet, 
welche bei der Schlußredaftion noch eine lies Aenderung erfubr. 

Bei ber zmeiten Leſung ward am Schluß die Verweifung auf die 
von der außerkontraftlihen Haftung des Schiffer handelnden Art. 478., 
479. hinzugefügt (Prot. ©. 3782.). 

Bon den übrigen Paragraphen der obenerwähnten Vorlage find 
u erwähnen. $. 1., welcher die Befugniß des Schiffer, auch im Heimaths- 
Bafen Schiffsmannſchaft anzunehmen, feitjest, und 8. 2., welcher, dem 
jebigen Irt. 496. forrefpondirend, lautet: 

„Während der Reife ift der Schiffer Fraft feiner Anftellung ermächtigt, 
alle Gefchäfte und Nechtshbandlungen vorzunehmen, welche die Auß- 
rüftung, Bemannung, Erhaltung und Befrachtung des Schiffs gewoͤhn⸗ 
lich mit fich bringen.“ 
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Bei der Berathung des $. 1. wird die Annahme des Schiffsvolks 
feitend des Schiffers ald eine Handlung bezeichnet, durch welche er feine 
Rheder verpflichtet (Brot. ©. 1882.). Bei der zweiten Lefung des 8. 2. 
ward der Heuervertrag unter den Geichäften genannt, zu deren rl: 
der Schiffer berechtigt fein müle (©. 3767.). Hieraud ergiebt fidh, da 
der 8. 5., jebt Artikel 502. Abfab 2., auch auf den Heuervertrag und 
die Annahme der Mannſchaft fich beziehen ſollte. Man kann nicht 
daraus, daß im Abfab 1. des Art. 502. von foldyen Geſchäften bie Rede 
ift, für deren Grfüllung ber Rheder mit Schiff und Fracht haftet, 
ſchließen, der Artikel jolle fi) auf Verträge, welche den Rheder perjön- 
lich verpflichten, alfo namentlid auf den SHeuervertrag nicht beziehen. 
Denn der Abſatz 1. ift erft bei der zweiten Leſung dem Abjab 2. vors 
gefeßt worden (Prot. S. 3778.) und zwar nicht, um Geſchäfte, aus denen 
der Rheder perjönlich haftet, auszuſchließen, ſondern um im Allgemeinen 
eine auedrüdliche Beftimmung dahin zu treffen, daß ein Rechtsgeſchäft, 
welches der Edjiffer ald Führer des Schiffe abgefchloffen hat, als für 
Rechnung des Rheders gejchloffen angefehen und lebterer daraus direkt 
berechtigt und verpflichtet werde. 

Muß hiernad) ald unzweifelhafte Abficht der Redaktoren angenom- 
men werden, dab der Abſatz 2. des Art. 502., welcher lautet: 

ee jelbft wird dem Dritten durd dad Rechtsgeſchäft nicht 
verpflichtet; “ 
fi) auch auf den Heuervertrag zwifchen Schiffer und ra N ' 
beziehen foll, jo wird man zu der Auffafjung genöthigt, dab auf das 
oben erwähnte Protokoll vom 4. Oftober 1858, in welchem die Anficht 
die Schiffsmannſchaft ftehe mit dem Schiffer und niemand fonft in 
einem direften Vertragsverhältniß 
feinen Widerſpruch fand, entjcheidended Gewicht nicht zu legen tft. Für 
Die Frage, welche dort berathen wurde, reichte ed aud, wenn audgeführt 
wurde, die Berweifung auf das Kontraktsverhältniß genüge nicht, weil 
das Schiffsvolk gegen nlanigun durch Verlegung der getehlichen 
Pflichten des Schiffers zu hüten fe. Man wird nicht bereditigt ſein, 
aus diefer Faffung der Entgegnung den Schluß zu ziehen, die Konferen 
habe im Widerfpruch mit dem einige Monate früher gefaften Berhlun 
ie Eriftenz einer direften Vertragsverpflichtung auf Seiten des Schiffers 
anerfannt; um ſo weniger ald jener Beichluß dem entiprady, was die 
Konferenz ald Satz des gemeinen Seerechts anjab, und was jowohl im 
Allg. Landrecht beftimmt ald auch) von vielen Schriftitellern als der Praris 
des gemeinen Rechts entiprechend aufgeftellt wird,2) eine Abänderung 


2) Nach 8. 1525. Tit. 8. Th. II. A, ER. ift der Schiffer ald Faktor des Rhe⸗ 
ders anzujehen, haftet alfo nicht mit feinem Vermögen. Pöhls, Handelereht Bd. 3. 
Th. 1. ©. 161.5 v. Kaltenborn, Seerecht 88. 60. 74.; Glück, Pandelten Bd. 14. 
©. 196.; Thibaut, Pandekten Bd. 2. 8. 873. (7. A.) ftellen, Tegterer unter Berufung 
auf die älteren Praktiker, als ungweifelhaften Satz des gemeinen Rechts bin, daB der 
Schiffer aus feinen Verträgen mit feinem eigenen Vermögen nicht haftet, wenn er ſich 
nicht befonders verpflichtet, feine Vollmacht überfchritten, eine unerlaubte Handlung 
begangen bat. Weitere Citate bei Holzſchuher, Theorie und Kafuiftit Ausg. 3. Bd. 3. 
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bed geltenden Rechts aber ficher nicht ftillichweigend und beiläufig, ſon⸗ 
dern nur ausdrüdlich feitgefegt worden wäre. 

Es Tommt hinzu, daß bei der zweiten Lefung im Protofoll vom 
24. Mai 1860 ausdrüdlich gefayt wird (©. 4155.) 

die Auffaffung, ald fei der Schiffer der eigentlihe Kontrahent und 

der een nur ber Bürge defjelben mit Schiff und Fracht, ftehe in 

Widerſpruch mit den von der Konferenz bisher befolgten Grundſfätzen. 

Ferner dienen zur PBeftätigung dafür, dab der Schiffer durch den 
Heuervertrag nicht fich, fondern den Nheder zur Erfüllung verpflichtet, 
die Art. 548. und 551. ded D. H. ©. B., in denen der Rheder aus⸗ 
drücklich als derjenige nenannt wird, weldyer die Koften der Berpflegung 
und Heilung des Schiffsmanns zu tragen, die bis zu feinem Tode ver- 
diente Heuer, fowie die Belohnung für den bei VBertheidigung des Schiffs 
gebliebenen Schiffsmann zu zahlen hat. Bei der Berathung des Art. 
548. (Prot. ©. 2010.) wird der Rheder ala Dienftherr des Schiffsvolks 
bezeichnet und damit der ‘oben erwähnten Anficht, als fei der Schiffer 
Miether der Dienfte, entgegen getreten. 

Endlih ift die Annahme einer. fontraftlichen Verpflichtung des 
Shifferd aus dem Heuervertrag nichk’in Einklang zu bringen mit dem 
Art. 453. D. H. ©. B. Diefer fept feft, daß die perjünliche Ders 
pflichtung des Nheders für Forderungen aus dem Heuervertrag bei kaſu⸗ 
ellem Berluft ded Schiffs in Betreff der Forderungen der Shifsmann- 
Schaft aus der nicht vollendeten Meije, beziehungäweife aus dem legten 
Reiſeabſchnitt nicht ftattfindet. ine Beſtimmung ded Inhalte, daß in 
diefem Fall die perfönliche Verpflichtung des Schiffers aus dem Heuer⸗ 
vertrag hinſichtlich der nicht vollendeten Reife beziehungöweife des legten 
Reiſeabſchnitts hinmwegfallen fol, exiftirt nicht. Mollte man annehmen, 
der Schiffer hafte für die Erfüllung des Heuervertragd mit feinem Ver⸗ 
mögen, weil er SKontrahent fet, jo wäre man — wegen Mangeld einer 
Ausnahmebeſtimmung — genöthigt, dieſe Verpflichtung auch bei Fajuellem 
Verluſt' des Schiffs feftzuhalten; man müßte den Schiffer für verbunden 
anjehen, der Schiffsmannſchaft, wenn dad Schiff verloren gegangen, Die 
Heuer 83 rata itineris bis zum Zeitpunkte des Unterganges oder ſon⸗ 
ſtigen Verluſtes aus ſeinen Mitteln zu zahlen. Da es aber der Natur 
der Verhältniſſe widerſprechend fein würde, den Schiffer in dieſer De- 
ziehung härter ald den Rheder zu behandeln, und von dem befannten 
Grundſatz faft aller älteren Seerechte,) daß dad Schiffsvolk bei Unter- 
gang bed Schiffs feinen Anfpruch auf Lohn einbüßt, zum Nachtheil des 
Schiffer abzumweichen, jo ift der Schluß gerechtfertigt, dab der Mangel 
einer dem Art. 453. entiprechenden Ausnahmebeftimmung bezüglid) des 
Schiffers zu der Annahme führt, es jet bei Berathung des Artifeld an bie 
Möglichkert, den Schiffer ald aus dem Heuervertrag perjönlich verpflichtet 
zu betrachten, überhaupt nicht gedacht worden. 

Wir gelangen alſo zu dem Nefultat, daß die Anficht, welche die 


2) 8. 1576. Tit. 8. Th. II. A. L.⸗R.; Preuß. Seerecht von 1727. IV. Art. 10. 11.; 
Schwed. und Schwed.-Pommerifch. Seerecht V. 2.; Hanfeat. Seereht 1591 Art. 45. 
1614 IV. 29.; üb. Recht VI. 3. Art. 3. und 7. Hamb. Statut I. 17. 1. " 
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Kontralte des Schi formell als feine eigenen, demgemaͤß ihn als 
zur Erfüllung des Heuervertrags perfoͤnlich verpflichtet betrachtet wiſſen 
wollte, bei den Berathungen des D. H. G. B. zwar vereinzelt aufge⸗ 
treten iſt, aber keinen —* gefunden hat, daß vielmehr die entgegen⸗ 
geſetzte Auſicht, daß der Schiffer die innerhalb ſeiner geſetzlichen * 
niſſe liegenden Verträge, insbeſondere den Heuervertrag als Stellvertreter 
des a ers ſchließt und Erfüllung defielben aus feinem Vermögen nicht 
u leilten hat, von der Majorität der Konferenz gebilligt und im Abſatz 
. ded Art. 502. zum gefeplichen Auddrud ebradt worden ift. 

Für die Praris ift hieraus abzuleiten, daß bei Anftellung wie bei 
Prüfung der Klagen bed Fr gegen den Schiffer eine — — 
Sonderung ber Rechtsverhaltniſſe eintreten muß, als gewoͤhnlich geſchieht. 

Vorweg iſt zu bemerken, daß wenn der ——* auf Grund 
beö Heuervertrags ben Rheder als perſoͤnlich verpflichtet in Anſpruch 
nehmen will, er die Klage nur gegen ihn, nicht gegen ben Schiffer, 
"rihten muß. Der Schiffer ift ger etung des Rheders in dieſem 
Fall nicht legitimirt (Art. 764. D. H. ©. B. Prot. ©. 2928. 4173.). 
Dafjelbe gilt in den Fällen, in melden ber Rheder, weil er das Schiff 
wieder bat in See gehen laſſen, “ober weil er die Fracht eingezogen hat, 
perjönlid haftet (Art. 774. 777.). 

Wird die Klage auf Erfüllung des Heuervertrags, alſo namentlich 
er Zahlung der ae In en Leiltungen an Heuer, Kurkoften, Reife 
folten u. dgl. geriäpet jo atet hierfür der Schiffer nicht mit feinem 
—— Der Schiffsmann Tann ihn jedoch, ſo lange er dad Schiff‘ 
führt, ehufs Geltendmadhung feines Pfandredts an Schiff und Fracht 
belangen. Der Schiffer tft zur Uebernahme des Prozeſſes felbit im 
Heimathhafen legitimirt. “Das gegen ie ergangene Erkenntniß ift in 
Anfehung des — 5 — gegen den Rheder —*2— (Art. 764.). Um 
dem Grundſatz, dab der Schiffer nicht perſoͤnlich und nicht mit feinem 
Bermögen haftet, Rechnung zu fragen, wird zu beachten fein, daB ſowohl 
in der Klage als in dem den Schiffer verurtheilenden Erkenntniß Tennt- 
lich gemadt werde: . 

8) dab der Schiffer im dieſer Eigenſchaft ald Führer des Schiffs bes 
langt reſp. verurtheilt wird, 
b) daß die ion nicht in fein Vermögen refp. gegen feine Perfon, 
ſondern in Schiff und Fracht verlangt refp. angedroht wird. 
Gründet fich die Klage dagegen auf eine Verſchuldung des Schiffers, 
mag fie bei Ausführung dee Beltimmungen ded Heuervertragd, ſoweit 
folde ihm nach feiner Stellung obliegt, eingetreten jet oder mag fie 
wegen Berlegung feiner ihm als Schiffer geſetzlich obliegenden Pflichten 
erhoben werden, fo ift ber Schiffer perfönlich verpflichtet. Er ift mithin 
in der Art zu verflagen und zu verurtheilen, daß er bei Vermeidung 
der Erefution in fein Vermögen und gegen feine Perfon, und unabhän- 
ig davon, ob er Führer des betreffenden Schiffs tft und bleibt, zu zah- 
en bat (Art. 478. 479. D. 9. ©. By. 

Wegen diejer Anſprüche ftehen dem Schiffsmann neben bem per= 
fönlichen Recht gegen den Schiffer auch die Regie eines Schiffsgläubigers 
am Schiff und Fracht zu (Art. 452. D. H. ©. B.). Daher läßt ſich, 

Beitichr. f. @efepgebung u, Rechtopflege. L 31 
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o lange der Schiffer das betreffende he führt, eine Kumulation der Klage 
—— Schiffer, als den perfönli ——— und gegen ihn als 
ertreter des dem Pfandrecht unterliegenden Schiffs denken. Die Frage 
nach der Zuläſſigkeit ſolcher Kumulation dürfte zu bejahen ſein. Denn 
die Thatſachen, auf welche ſich die nach beiden Richtungen zu verfolgen⸗ 
den An e gründen, ſind dieſelben; nur die —* Folgerungen, 
welche aus den Thatſachen abgeleitet werden, gehen auseinander. Zu 
einer Beſorgniß vor Verwirrung im Prozeßgang tft feine Beranlaffung. 
Um die Berjchiedenheit der beiden fumulirten Anſprüche Har zu machen, 
muß fowohl in der Klage ald in dem den Schiffer verurtheilenden Er- 
kenntniß ausgedrückt werben.: 
a) daß der Schiffer ſowohl für feine Perſon als in. der Eigenſchaft 
ald Führer des Schiffs belmgt refp. verurtheilt wird, 
b) daß die Erefution fowohl in Schiff und Fracht, ald gegen Ber- 
mögen und Perfon des Scifferd verlangt refp. angedroht wird. 
Ebenſo zuläffig ald die ebenerwähnte Kumulation ift diejenige, welche 
entfteht, indem der Schiffsmann in Einer Klage zwei Forderungen ver- 
folgt, von denen nur Eine der Art ift, daß der Schiffer für diefelbe 
erlönlich haftet, während in Betreff Beider verjelbe als Vertreter des 
ed dem Pfandrecht unterliegenden Schiffs belangt werden Tann. Bei- 
fpielöweife ift an ben oft vorfommenden Fall zu erinnern, daß in Einer 
Klage rüditändige Heuer (einfahe Erfüllung de8 Vertrags) und Ent- 
ſchädigung für vom Schiffer unrechtmäßig bewirkte Entlaffung (Anſpruch 
aus Verſchuldung ded Schiffer) verlangt wird. In ſolchem Fall find 
die einzelnen Anſprüche nad, ihren Fundamenten zu fondern und jeder 
einzeln den vorftehend entwidelten Grundſätzen gemäß zu behandeln. 
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XXI. 


Ueber das Erlöfchen der Vollſtreckbarleit der auf eine Leiſtung 
gerichteten Urtheile und deſſen, was ihnen gleich ſteht, durch Zeit⸗ 
ablauf, nach den Vorſchriften der A. ©. O. Th. I. Tit 24. 
88. 3, 4 u. Anh. 8. 148, 


Vom Herm Kreiögesichtödireltor a. D. Dr. &. F. Koch zu Neiſſe. 


Die eingigart en Snrförifien, welche über den in der Ueberſchrift 
bezeichneten Segenftand bei der Abfaffung der erften allgemeinen Pro⸗ 
grebnung für „Königreih und Staaten” ') der damaligen preußifchen 
onarchie, eingeführt durch dad Publifations- Patent vom 26. April 
17812), „ald ein allgemeines für jederman verbindliches Geſetz — tn 
unſern Töniglidhen u. Ohur- auch ſämmtlichen übrigen unter unferer 
Hoheit und Oberbotmäßigleit ftehenden Landen, Provinzen und Diftrikten”, 
unter Aufhebung „aller ımd jeder älterer Gefege, Verordnungen, Defla- 
rationen und Reſcripte, oder wie fie fonft Namen haben, welche über 
die in diefem Erften Buche unjered Corporis juris Fridericiani vor- 
kommenden Gegenftände biäber ergangen find“, und mit dem auödrüd- 
lichen Verbot, „dab Tein Kollegium, Gericht oder Juftizbedienter ſich 
unterfangen folle, dieſes neue Öefep nach jenen älteren bierburd auf⸗ 
ehobenen Verordnungen zu erklären oder auszulegen“, — beliebt wor⸗ 
en find, haben fein Vorbild, beruhen auch nicht et einem Prinzip 
oder auf Erfahrung, fondern haben zur Grundlage blohe geiepgeberiice 
Willkür und bezweden, dad bis dahin durch Tahrhunderte beitandene 
und fortgebildete Recht zu verbeffern. Der Zweck ift nicht erreicht, bie 
ausgeſonnenen Vorſchriften haben fi nicht bewährt. Zwar war man 
nad) 12 Jahren, bei der Veranſtaltung „einer revidtrten Ausgabe, diejer 
unferer Gerichts⸗ und Prozeßordnung (der heutigen Allgemeinen Gerichts» 
ordnung), e befriedigt von dem Erfolge, Daß man in dem Einführungs⸗ 
t derjelben erflärte: „daß die Regeln und Grundfähe, worauf die in um» 

eren Staaten eingeführte en Prozeßordnung beruhet, durch eine 
vieljährige Erfahrung bergeftalt bewährt erfunden worden, daß nad) 
jelbiger der Zwed einer gründlichen und prompten Juftizpflege vollſtändig 
erreiht werden Tann” 9). Indeß baben jene wejentlich unverändert ber- 
übergenommenen Borjchriften, welche nun drei Viertel eined Jahrhun⸗ 
derts in Geltang ftehen, ungeachtet oder vielleicht noch mehr wegen 


1) K. D. vom 14. April 1780 im Eingange, abgebrudt vor dem I. Buche des 
Corpus juris Fridericianum, 

—X am Ende bes IV. Buches des Corp. jur. Frid. ©. 172 ff. 

* ikationspatent vom 6. Juli 1798, vorgedruckt dem Erſten Theil ber 
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einiger nebenfächlicher Nachhülfen, nur Unzuträglichleiten zur Folge ge 
habt; fie verurfadhen * erzögerungen im Exekutions⸗Verfahren, viele 
ganz unnöthige Prozeffe und haben Kontroverjen und damit Rechtes 
umficherbeit bervorgebradyt. Dieſes nachzuweiſen, die Urfachen davon zu 
ergründen und dadurch eine zweclentſprechende Veränderung auch im bie 
jem Theile des preußiſchen Denzeffes vorbereiten zu helfen, ift die Auf- 
gabe diefed Auffaped. Wer die Loͤſung einer folden Aufgabe verfuchen 
will, muß nothwendig jenes DBerbot *) übergehen, was ja um fo weni⸗ 
er bedenklich ift, daſſelbe nur an die „Kollegien, Gerichte und 
—— gerichtet it und ja von einer Rechtöwiffenichaft, von 

ehtölehrern und Rechtögelehrten nichts weiß, dieſe aljo davon nicht 
berührt werden. Dedhalb ift es wohl geftattet, den abgejchnittenen Fa⸗ 
ben wieder aufzunehmen und Die Verbindung der pur Jurispru⸗ 
benz mit ber deutſchen Rechtswiſſenſchaft wieder anzuknüpfen, um das 
Streben nad) Wiederherftellung der durch jene Iſolirung der neuen 
N tagcienge ung abhanden gelommenen Wiffenfhaft in dem preubiichen 
Recytöle har zu maden. Bon der biernach einzumehmenden 
Stellung aud muß daher zur Löſung unferer Aufgabe von dem Rechts⸗ 
ftande, welcher Fi die neue Öeiepgebung verdrängt wurde, ausgegan⸗ 
en, dad neugefchaffene Recht muß Damit verglichen, die aus dem neuen 
— ** — berborgegan enen apraflifcen Unzufräglichfeiten müſſen blos⸗ 
gelegt und bie Mittel zur Abhülfe müſſen nachgewieſen werden. Hier— 
nach fällt die Darſtellung in drei Abſchnitte. 


J. Gemeines Recht. 


Nach dem klaſſiſchen Rechte unterlag ein obligatoriſches Rechtsver⸗ 
d miß— welches durch Klagbarmachung verwirklicht werden ſollte, in Folge 
en, was man in judicium deduciren nannte, und ber heutigen Klage⸗ 
anbringung bei dem puftänbigen Gerichte entipridht, einer zweimaligen 
nothwendigen Umwandlung im Yalle der ve ftändigen Duscführung 
Indiziums. Die urfprüngliche oder Prinzipal- Obligation wurde durch 
bie Öitidco nteftation getilgt und an beren Stelle trat die obligatio litis 
oontestatae; dieſe wurde demnächlt durd dad Judikat aufgehoben und 
durch die abjolut jelbftftändige und von ben vorhergegangenen Obliga- 
tionen ganz unabhängige judicati obligatio erjegt; jede m drei Ob» 
ligationen hatte ihren eigenthümlichen Inhalt). In der Juſtinianiſchen 


*) Daffelbe findet fh in bem Patente wegen Publikation des Allgemeinen Land» 
eh vom Februar 1794, am Ende ausführlicher wiederholt und ift dort noch ver- 
ſchaͤrft durch Androhung „Unferer höchften Ungnade und fchwerer Ahndung”. 

s) Diefen giebt Gajus in folgender Stelle an: „Tollitur adhuc obligatio litis 
contestatione, si modo legitimo judicio fuerit sctum; nam tunc obligatio quidem 
principalis dissolvitur, incipit autem teneri reus litis contestatione: sed si condemna- 
tus sit, sublats litis contestatione, incipit ex causa judicati teneri, et hoc (est), quod 
apud veteres scriptum est: ante litem contestatam dare debitorem opor- 
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Ige der Beränberun &erichtänerfaflung 
er ee Deo hs —* ittelglied, ini fee obligatio litis con- 
testatae, vers wunben und bie —— obligatio tritt mit der alten 
Wirkung und dem früheren Iuhalte ımmittelbar an die Stelle der kon⸗ 
fumicten obligatio is: ed muß die au g lautende 
judicati — u in erfüllt werden, © ndet eine nöthwendige 
Umwandiun —* und eine von dem Schuldner angebotene 
und vom © kubig er —— Si Gerttellumg entzieht dem Urtheile 
nicht die erefutoriiche Kraft). e ac e Rovation des Obli⸗ 
ationdverhältniffes burd durch den * —F — en ‚ei hing eng zu⸗ 
Fammen mit dem Fo Mr ù ” Oranium 9 rmularum, quae con- 
demnationem habent, ad pecuniariam sestimationem condemnatio 
eoncepta est, itaque etsi corpus aliquod petatur, — judex non 
ipeam rem condemnat eum, cum quo actum est, sicut olim fieri 
' solebat, sed aestimata re pecuniam eum condemnat‘ y. Dieſe Ber- 
uripei un ründete die auf, „judicatum facere oportere“ e 
eue Obligation, welche noch Itinianſche echte in 
*— %). Zur Berfolgung derſelben bedurfte ed einer neuen Kla Be wei 
der —— mit Fällimg bed ed Mribeils ſein —2 *— 
t kein Imp atte, hierin zer Fee 
tebärs Im. Der Herb äger mußte fi 
Bolfftredung des ke an bie = O —* weiße" den Rich⸗ 
ter beftelk —* wenden‘), und wenn der V ilte darauf neue 
Schwierigkeiten machte, jo gab ber Magiftrat dem Sieger eine bejon- 
bere Klage, die judicati actio oder rei judicatae actio, und ordnete 
ein neues Judizium an. Das zu feiner Zeit aus der Gerichtöverfaffung 
prungene Bebürfniß diejer Klage war, zu Juſtinians Zeiten wicht 
mehr vorhanden, Juſtinian änderte jedoch in dem Verfahren: nichtd, er- 
fannte vielmehr die Wirkſamkeit Diet ed Rechtsmittels ausdrücklich am '0), 
und F en materielle Vorausſetungen, bie ums bier nicht muß, befe 
deſſen Wirkungen, von welchen hier geſprochen werben muB, 
= noch im heutigen en Rechte, nur daß batfelbe ſchon im Juftintanif 
te rein rei oriſch tft, d. h. micht mehr, wie es nad) älterem 
te der Fall war, Ya ad Doppelte geht 1). Diefe Wirkungen, for 
—* deductas“ entkraͤftet (8. 181 1. c.), was uns bier weiter n It intereffirt. 


Was legitima —7 anb was imperio continenti judicia waren, erflärt Gajus im 
IV. Bude 88. 1 

*)L 48. Ir De de re judicata (XLII. 1): „Ait Praetor: condemnatus 
ut pecuniam solvat: (a judicato ergo hoc exigitur, ut pecuniam solvat.) Quid 
ergo, si solvere quidem paratus non sit, satisfacere autem paratus sit, quid dicemus? — 
Bed ratio pecuniae exigendae haes fait, quod noluerit Praetor obligationes ex obliga- 
tionibus feri: ideirco ait, ut pecunia solvatur. — 8.4. — Sed et si pignora accopia 
. sint vel fidejussores in rem judicatam: conseguens erit dicere, non cesaare executionem, 
quippe cum accesserit a rei judicatse, non sit a re judicata recessum.* 

) Gajus 1. e. IV. 8. 40 

) L. 4. 8. 3. D. L e.; L..-87. 9.6. D. de operis liber. (XXXVIIL 1). Bgl. 
L. 35. D. de noxal. action. (IX. 4). 

»)L. 15. pr, D. de ro julicata (XLIL H. 
6. pr. C. de usuris rei judicatse (VIEL 5 
11) L. 6. 8. 3. D. de re judicata (ZLII, 2 ver mit Gajus 1. e, IV. 8. o. 
und Pauli Sent. rec. I. 19. 8. 1. und V. 6. 8.7 
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F fie für die vornegende Aufgabe in Betracht kommen, äußern ſich 

wei Stüden Wegfalle der etwanigen Beſchränkun en der 
—— —* 3 ih ihrer Dauer, und in dem Einflufle 
der netten Obligation auf die urfprüngliche in Betreff bes Sort etc 
bens der Lebteren. Im beiden Beziehungen ift man nicht einerlei M 


um 
2 Was den 1 erften Punkt betrifft, jo iſt es unbeitritten, daß der 
Lauf der Verjährung der aus ber urjprüngliden Obligation entjprin- 
enden Klage e loß unterbrochen wird, —* auch, daß die kurze 
Berjährumg, welcher die Obligation etwa unterlag, ganz wegfällt und 
die neme Klage nur der en Verjährung unterliegt, auch vererblid) 
Hi wenngleidy die urfprängli e Obligation auf Die Rebenäzeit bed Gläu- 
bigerd beſchränkt war. „Judicati actio perpetua est, et reiper- 
secutionem continet 12). Item heredi et ın heredem com 
tie“ 93), Ueber die Dauer der Verj erläbrumgs iſt bei Meinun 8- 
verſchiedenheit; nad) ber — — einung ſoll dieſe Klage 30 Jahre 
dauern !%). Nach einer andern Meinung jollen dieſelben Grundjäge 
eintreten h hr bei einem liegengebliebenen Rechtöftreite anzumenden 
de ge atie neue Verjährung, welche von dem Zeitpunkte, wo die 
ie Sad | in dem Pro sel je ftattgefunden hat, begiunt, 
* tgjährige fein 19). al einungöverfchiede fann für 
en bier vorliegenden Zweck auf a beruhen, denn das Landrecht ie 
um dies gleich bier a der auuien Meinung maeialolien 
und beftimmt: „Auch wenn ihm (dem Kläger) das eingeflagte R 
durch e —23 — Urtel wirklich zuerkannt worden, kann —* 
eine neue Verjährung durch Nichtgebrauch wider ihn anfangen. — Die 
einmal angefangene Berjährun ch Figtebraus wird, wenn die Ge⸗ 
ſetze nicht ausdrücklich eine andere Friſt beftimmen, in einem Zeitraume 
von dreißig Jahren pollenbete 2) Daß der Zwiſchenſatz: „wenn bie 
Geſetze nicht ausdrücklich eine andere Friſt beftimmen“, nicht auf bie 
eren Berjährungen, welchen die Prinzipalobligation etwa unterwer- 
[en tft, fondern re eine längere Berjährumgsfriit zu beziehen jet, tft 
urch da8 dem 8. 546. bei gefügte Allegat „($. 629 sqq.)" angedeutet, 
wo von ben Arten der ingenöhnlige erjährung durch Ri tyebraud 
und Beſitz (die Erfigung [Ufu pin], und Klage jährung [Präffription] 
[ind ier zufammen eo en) von 44 Sahr en gegen ben Fiskus, 
irhen und ſolche Sorporationen, ide durch —* Privilegien 


3) Das bei nur, nicht mehr wie er „rei et poonae rsöcutio- 
nem“, 3 hrißt: Ba — Die i pi der Zuftine aniſchen Sammlung 


el 
ET 6. $. 3. D. de re judicata (XLII. 1). Vergl. L. 29.1. f. D..de norat. 
( 

19) Hagemann, praftifche Grörterungen DB. 7. Nr. 116. S. 350 ff. — 
——— no, für z sioil. Praris Bd. 6. Nr. 17. ©, 3714 ff. — v. Sa⸗ 
v ny em 

8 ——— Berjahrungelebt I. S. 44. Nr. II. 
de —— XXX vel XL annorum (Vo. 9): L.1.8.1.C. 
de aa —— 
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iche Rechte beigelegt find, die Rede iſt. Diejen Privilegirten gegen- 
ra it alſo die Berührung der Judikatsklage — fürzeren Brit ala 
die Prinzipalobligation, unterworfen, aber aud) feiner längeren. Darin 
iſt die preubilche Gefepgebung mit den gemeinrechtlichen Rechtögelehr- 
ten!) im Einklange. Was jedoch diejenigen Oblignfionen deren Klag- 
barkeit durch befondere fürzere Verjährungsfriſten Een it betrifft 
jo Fehlt der zutreffende Ausdrud für den allerdings ſchon in dem Land- 
rechte begründeten allgemeinen ia in jenen Beitimmungen (1), 
und es ih deöhalb auch derielbe vom Parteiltandpunfte aus beftritten 
worden 10). Diefe Ungenauigfeit im Ausdruck ift jedoch in dem fpäteren 
Geſetze wegen Einführung kürzerer ee dur die aus⸗ 
drückliche Beſtimmung bejeitigt worden, daß in dem %alle, wenn wegen 
bed einer fürzeren Verjährung unterworfenen Anſpruches eine vechtäfräf- 
tige DVerurtheilung erfolgt it, anſtatt der urfprünglichen kürzeren Die 
ordentlihe Verjährungsfriſt eintritt2%); und die Prarid hat feitgeftellt, 
daß „die ordentliche Berjährungäfrift” eben die im $. 546. d. T. 
(Text zu Note 17) ald Regel aufgeitellte dreißigjährige Zeit iſt?)y. Nun 
ift biergegen zwar geltend gemacht worden, van der 8. 10. des gedach⸗ 
ten Sa (Rote 20) ald eine Vorſchrift für die von dieſem Geſetze 
eingeführte Türzere Abus egeben fei. Allein die Gerichte haben 
gleihlautend erkannt, daß der Darin enthaltene Grundfag ein allge- 
meiner und ſchon in dem Allgemeinen Zandrecht begründet jet, der in. 
dem angeführten $. 10. nur eine ausdrüdliche Anerkennung gefunden habe 
und daher auch auf die ſchon im Landrechte verordneten kürzeren Verjäb- 
rungöfriften Anwendung finde (19). Dem ift beizutreten. 

. 2) Das Berhältm der neuen Obligation zur urjprünglichen ift 
gleichfalls nicht unbeftritten, und dodh muß man ja darüber klar wer- 
den, um auf die Frage: ob die urtprüngliche Klage von Neuem ge: 
braucht werden könne, eine entjchiedene Antwort au geben, eine Stage, 
weldye, wie im zweiten Abfchnitte vorfommen wird, in der preußiſchen 
Prarid widerſprechende Entſcheidungen erfahren bat, nad den Grund: 
äpen des Gemeinen Rechts jedody nicht befonderd hewortritt. Wegen - 
angeld des praftiichen Intereſſes wird das Verhältniß in der römifhen 
Rechtsſammlung auch nicht näher erörtert, nur Juftinian je t gelegent- 
id geradezu, das rechtöfräftige Urtheil novire die urjprüng ide erbind- 
lidyfeit. „Si enim novatur Judicati actione prior contraetug, necesse 


U 7 


18) Unterholzner a. a. D. ©. 46. — v. Savigny, Sy Bd. 5.. 


glum, welches den bezei ieſen gegenüber 


Dauert 


20) Gef. vom 31. März 1838. 8. 10. (Se Sammt. ©. 249). 
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est“ etc.22) Haupfiſaͤchlich Wr Grund diefes „nertenntwiffes nehmen bie 
angefehenften Suriten an, daß das rechtöfräftige Urtheil der Sache nad) 
eine wahre Novation enthalte, den urjprünglichen Anfpruch ganz um— 
bilden Tönne, ſogar an Stelle eined ganz unbegründeten ninfpruche eine 
ſtegtuiqh völlig gültige Verbindlichkeit ſetze, daher denn auch die ur- 
ſprüngliche Klage, von deren modificirter Verjährung und fonftigen Eigen- 
haften etwa die Rede fein fönnte, gar. nicht mehr vorhanden ſei; es 
ei eine neue Klage aus dem Urtheil jelbft entftanden, nur dab die Ac- 
cefforien der alten Obligation, di B. Privilegien, die Kompetenzwohl- 
that 2c., noch fernerhin in den Wirkungen des Judikats erkennbar blie- 
ben 22). Andere erllären die aus der Verurtheilung entjpringende ju- 
dicati obligatio für nichts anderes ald bie mobifeirte urſprüngliche 
Obligation, nämlich für eine obligatio adjectitiae qualitatis?*). Die- 
ſer Meinung iſt zuletzt auch v. Savi ny beigetreten, indem er im 
folgenben ande jene Lehre von der Novation und Kingekonfuntion, 
‚ welche er ganz entichieben zu der feinigen gemacht hatte Mote 23), auf- 

gegeben und, als im Zuftinianifhen Rechte nicht mehr begründet, be- 

ampft bat. Nachdem er diefe Lehre nad Gajus b peoien, fährt er 
fort: „Ueber die ſpäteren Schickſale der Konfumtion überhaupt und der 
amit verbundenen Novation indbefondere fönnen wir nicht im Zweifel 
jein. Sie find völlig untergegangen, ohne irgend einen Ueberreſt, in⸗ 
em bie praftifchen Koi en, für weldye fie eingeführt waren, jent auf 
anderen und ſichereren Wegen herbeigeführt werden. Ganz zuf in at 
ich Die wörtlihe Erwähnung der Novatton, ohne irgend eine praftifche 

ebeutung, in zwei Stellen des Juſtinianiſchen Rechts erhalten (j. oben 
Note 22). Es iſt daher durchaus nicht zu rechtfertigen, wenn manche 
Schriftfteller unferer Zeit von der aus ber eitisfontefiatton ent[pringen- 
den Novation ald von einem noch fortdauernden Inſtitut bed Suftinia- 
nifchen und felbft des heutigen Rechts ragen Dazu notirt er in 
der Anm. f.: „So Glück Bd. 6. ©. 205 und mehrere Andere. 
Vergl. dagegen Wächter H. 3. S. 38 flg.“, und In dann fort: 
„Snöbejondere muß ich auch jest die neue Novation aufgeben, bie id) 
feier als im Urtheil Tiegend angenommen habe (Bd. 5. ©. 325), 
verleitet durch die Faſſung des alten Rechtsſprüchworts bet Gajus IH. 
$. 18023) und ber in der Note c. angeführten Aeuferung von Juſti⸗ 
nian?6). Es ift für eine Rovation im roͤmiſchen Sinne weder ein 
praktiſches Bedürfniß, noch irgend ein ficheres Zeugniß vorhanden. Vergl. 


L. 41. $. 2. D. de re judicata (XLII. 1); L. 11. D. ad SC. Macedon. (XIV. 6). 
— Keller, Litiöfonteftation und Urtheil 89. 24-81; v. Saniguy, Gpitem Bd. 6. 
. Ro 


20) M. |. oben den Tert zu Note 22. 
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ierüber Wächter, 5.3. ©. 47.4827). Die neuen Recdhtöverhältniffe, 
e allerdings jedes verptäfräftige Urtheil erzeugt, follen damit nicht 
Zweifel gezogen werden. — Der praftiiche Erfolg ift bier auch gewiß 
derjelbe, wie bei einer wirklichen Novation, indem der Kläger nicht 
mebr fein frühere Recht neben dem Urtheil und wider daffelbe geltend 
maden Tann. Nur bezweifele ich, daß jemals ein alter Surtit den 
Ausdruck novatio von dem Ser gebraucht haben möchte; die Tilgung 
ipeo gene: bie ber eigentliche Charakter der Novation ift, war ja mit ber 
itiskonteſtation ſchon vollendet, und für eine neue Novation war fein 
Raum vorhanden“ 28). Und in Betreff der von Anderen behaupteten 
Novation durch das vechtafrä ige Urtheil jagt er, gegen feine frühere 
Meinung (22): „Ganz daffelbe 20) muß ich von der Behauptung an- 
derer Schriftfteler fagen, daß die Novation ded altrömiichen Prozeffed 
noch jept fortdauere. Das vechtöträftige Urtheil nämlich agt man) 
zerftöre bie frühere Klage gänz ie) dur Novation und I te nene 
judicati actio an bie Stelle. ad man damit praftiich ausrichten 
will, tft wahr, aber die Derleitung und Bezeihnung tft nicht wahr. 
Die Novation im Prozeß, die felbft in den neu entdedten Schriften 
der alten Zuriften fo fchr wenig erwähnt wird, war ohne Zweifel auf 
diejenigen Fälle beſchränkt, worin die Klagefunfumtion iso jure ein- 
trat; Fälle, die ſchon Sahrhunderte vor Suftinian völlig unmöglich 
geworden waren und zu feiner Zeit pofitiv ausgedehnt worden find 20). 
Na diefer Meinung ift denn die urfprüngtige Klage durch den 
Prozeß und dad rechtöfräftige Urtbeil nicht ipso jure konſumirt; viel- 
mehr beftehen die ae Klage und die neue judicati actio Tonkurrirend 
neben einander, allein die Frühere Klage. wird in joweit, als deren Ges 
genftand bereit8 Fagbar gemacht (in judicium deductum) und durch 
8 töfräftige Nrtheil für immer. Teltgelteit ift, ope exceptionis 
durch die Einrede der Rechtäfraft aubgeſch nl Daher Tann die ur- 
Keen liche Klage mur noch in Anfehung deſſen, was von ihrem ganzen 
nbalte nicht Gegenftand des durch dad rechtöfräftige Urtheil entſchie⸗ 
denen Rechtöftreitö geworden war und deshalb auch nicht zuerfannt oder 
— en werden konnte, praktiſchen Erfolg haben; fie tft nur infos 
weit wirkſam, als ihr ganzer Inhalt durdy den beendeten Rechtsftreit 
noch nicht erfchöpft wurde. Auf diefem Wege wird praftiich ganz, daB 
Gleiche erreicht, wa8 die Römer mit den bei ihrem Sormularprozeffe 
eingeführten Rechtsinſtituten ber Slagefonfumtion und der durch den 
Prozeß bewirkten novatio necessaria der urfprünglichen Obligation be- 
en, nämlih daß ein Aufbruch nicht öfter ald einmal zur rechts⸗ 
gen Entj elbımg ebracht werden könne. Denn unbeftritten Tann 
Thon nah Juſtinian (dem echte auch bie unterliegende und verur- 


a — — 


27) Damit find Wächterd Eroͤrtern aus dem Römi D d 
teen r —— 2. a a en un 


ve 
chwunden feten. 
307. 
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Dee Partei, welche zum zweiten Male mit der vedhtäfcäftig abgeur- 
ap 


theilten Klage angegriffen wird, ſich unter der Vorausſetzung, eren 
Bone Inhalt der Gegenſtand des Rechtsſtreites war, mit jener Cinrede 
üben. 


Die Wirkung eined verurtheilenden Erkenntniſſes ift Die Crefution, 
infofern Par ae nicht freiwillig Genüge geleiftet wird und das Er- 
kenntniß vollitredbar ift. Die Bedingungen der Vollſtreckung find in 
ber Regel die der Nechtöfraft, doch machen hiervon alle die Fälle eine 
Audnahme, wo das eich eine proviforifche Vollſtreckbarkeit geitattet. 
Um die Erefution ind Werk zu fepen, muß die Exekutivgewalt des 
Staats in Thätigfeit gejegt werden. Died gejhieht durch eine bejen- 
dere Berordnling bes Richter. Um diejelbe audzuwirfen, hat der Er⸗ 
efutionäfucher die Thätigkeit des Nichterd anzurufen. Dieje beiteht 
darin, da der Richter prüft: ob die Bedingungen der Bollitredbarkeit 
bes Urtheild in dem vorliegenden Falle vorhanden; und inſoweit er ſol⸗ 
ches, mit oder ohne nochmalige Anhörung der Parteien, befindet, erläßt 
er da8 Dekret an die Erefutivgewalt und die Parteien auf Bollitredung, 
nah Maßgabe der ihm durch die Erefutiondordnung gegebenen Bor: 
—5 — Das ordentliche Rechtsmittel, welches dieſe neue Reihe von 

rozeßhandlungen gur Solge hat, tft eben die judicati actio; Diejelbe 
tft nicht8 weiter ald der Name und bie Form bed Exekutionsgeſuchs 
und daher wefentlich prozefjualifcher Natur. Sie wird nah) heutigem 
Neöte bei demfelben Richter, welcher dad Urtheil gefällt hat, angebracht, 
weil nach der deutſchen Gerichtöverfafjung die Kompetenz zum NRedht- 
Ipreen und zum Vollziehen der Urtheile in einer, Perfon vereinigt tft. 

aber wird ud die 17 actio judicati fein neues judicium anhän- 
gig gemacht, vielmehr ift nunmehr das Exekutionsverfahren wejentlid 
der Schlußakt des alten Prozefjed, wenn auch Fahre zwifchen dem Ur- 
theile und der Exekution liegen; denn Diefe kann zu allen Zeiten nach— 
gejucht werben, fo lange die obligatio judicati nicht verjährt it; man 
nennt auch das Crefutionöverfahren nicht unrichtig eine Inftanz, Die 
Erefutiond- Snftanz 31). 

‚ , Bei den neueren gemeinrechtlichen Schriftitellern wird von einem 
einfachen Exekutionsgeſuche, einer bejonderen imploratio officii judicis 
neben der actio judicatı, oder auch von einem einfachen Exekutions⸗ 
gelude, welches an die Stelle der actio judicati getreten ſei, geiprochen. 
ine materielle Berfchiedenheit zwifchen dieſen beiden Nechtämitteln iſt 
nicht vorhanden, denn unter beiden DBenennungen ift immer nur die 
actio Judicati, d. h. die Bitte des Siegers an den Michter: das Ur⸗ 
theil zu vollitreden 
ftand al8 die Erefution, die progefiualifche Form und Behandlung it 
eben nur Formſache, und wenngleich) Ar Einwendungen ded Erequen- 
den kontradiktoriſche Verhandlungen ftattfinden, fo kann der darauf fol- 
gende richterliche Ausſpruch, mag er die Form eines bloßen Dekrets oder 


31) Darüber ausführliher: Mittermaier, der gemeine beutiche bürgerli 
Prozeß, UI, Beitr., ©. 119 ff., befonderd ©. 122. — Nettelbladt (f. Note 35) 88. 277. 


veritanden; dad Anfuchen hat feinen anderen Gegen . 


‘ 
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die eines Wrtheild annehmen, nad logischer Konfequenz auf nichts alte 
bered als auf Vollftredung des Urtbeifg oder auf Zurückweiſung des 
Geſuchs, beziehungsweife auf gänzliche Aufhebung der Crefution lau⸗ 
ten22). Der roͤmiſche Gang ded Gyetutionäverfahrend iſt dunkel; im 
deutſchen Prozeſſe * ſich das Verfahren durch die Praxis ausgebildet, 
welche ſich an die Prarid der geiſtlichen Gerichte?) anlehnte. Um die 
Mitte ded vorigen Sahrhundertd, alfo um bie Zeit des Entſtehens des 
Corpus juris Fridericianum von 1781 (erfter Entwurf von Carmer 
vom Jahre 1775), galt als leitender Grundſatz, dab der Sieger wegen 
jedes Erefutiondantrages DH Dad Gericht, weldyed das Urtheil gefällt 
hatte, wenden und einen Exekutionsbefehl an den Schuldner erwirfen 
mußte, über deffen Sutäi feit verhandelt und erfannt wurde?!) Der 
angefehenfte BProzeffualift jener Zeit, Daniel Nettelbladt?), lehrt 
‚von der Nachſuchung um die Hülfsvollſtreckung“: „8. 551. Die Nad- 
ſuhung m die Hülfsvollitredung tft eigentlich zweifach, indem fie ent- 
eber bloß darauf gehet, daß der Richter eine Hülfdauflage (monitio- 
nem ad parendum) erlaffe, oder fhon darauf, dab die wirkliche Er- 
efution geihehe. 8. 552. Geſchieht nun I. die Nachſuchung um bie 
Hülfsvollſtreckung bloß darım, damit der Richter eine Hülfsauflage er- 
Inffe, fo wird 1) daß rechtöfräftige ?°) Erkenntniß angeführet; 2) daß; 
noch feine Erfüllung deffelben erfulget, angegeben; 3) um eine Hülfe- 
auflage gebeten. $. 553. Kommt es * D. zur Nachſuchung um 
die wirkliche Erefution, fo 1) beziehet man fi au dasjenige, was bis⸗ 
her wegen der Nachſuchung um die Hülfsvollſtreckung ſchon ergangen; 
2) klaget des Gegentheils Ungehorſam an; 3) bittet um die wirkliche 
Anfegung eines Crefutionstermind, wobei denn ſowohl dad Mittel, wo- 
durch die ——— zu verrichten, als auch, falls fich ſolches 
nicht von jelbft verftehet, der Gegenftand ber Erefution benannt wird. 
Hiermit wird nun fortgefahren, bis Die wirfliche Exekution erfolget, und 
wenn ber Richter darinnen faumfelig ift, darüber bei dem Oberrichter 
Beſchwerde geführet.” Werden vor oder in dem Crefutiondtermine 
Einwendungen, welche noch in der Erefutiond-Inftanz zuläffig find, an- 
gepecht ſo wird darüber verhandelt und erkannt. Unter den für zu= 
affig erklärten Ausflüchten befinden fich auch diejenigen, welche „auf 
die bereits gefchehene Erlöfchung der Berbindlichfeit gehen“ 37), wozu 
denn von Anderen ?°) Die „exceptio praescriptionis“ gezählt wird. 
Aber von einem befonderen Erlöfhen der Vollſtreckbarkeit eines Urtheils 
vor dem Ablaufe der Verjährung der dadurch begründeten Berbind- 


32), Vergl. Buchka, Einfluß des Prozefles auf das materielle Rechtsverhältniß 
Bd. 2. & 218: v. ——8 yſtem 8 6. 8. 295 Note e (©. 411). 
33) Rob. Maranta de ordine judicior. pag. 665.; Ferrariis, Praxis auren, 


34) Mittermater a. a. O. ©. 122. 
35) Anleitung zu der ganzen praftifchen Rechtögelahrtpeit (erfte Ausg. Halle 


1767, neue Aufl, ebd. 1775, zuleßt ebd. 1734), 88. 551—553 (2. Aufl. ©. 239). 
36) Sollte beiben: daß vollitredbare. Daß das Erkenntniß rechtskräftig 
ſei, ift nicht in allen Fällen nöthig. 
1,5, 231. 9. 534. Nr. 3. lit. c. 


3°) 3. B. Berlich. Concl. 84. nr. 14. und die von ihm Genannten. 
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lich keit tft niemals und nirgend die Rede, wenn man von der ganz 
vereinzelten Borfchrift des franzöfiichen Prozeßrechts, dab Kontuma- 
ztalurtheile, weldye nicht im Sehe onaten von dem Tage, da fie aus⸗ 
nt wurden, vollftredit werden, als nicht erlaffen anzuſehen find 29), 
abfieht. 


II. Preußiſches Recht. 


Die Allgemeine preußiſche Prozeßordnung (das Corpus juris Fri- 
dericianum) von 1781 jchließt fi, wie eine Vergleichung derſelben 
mit den damaligen Lehrbüchern, namentlid mit dem Nettelbladtichen 
Merle (25) ergiebt, im Weſentlichen dem Gemeinen Rechte an, doch 
mit einer ganz neuen Crfindung, nämlich mit Ginführung von drei 
verjchiedenen kufen in der Erefutionöverfolgung. Das Recht ded Sie— 
gers, fofortige Vollſtreckung des Urtheild zu verlangen, fol nur ein Jahr, 
vom Tage ber Wollftredbarkeit deſſelben an gerechnet, dauern. Nach 
Ablauf diefer Friſt muß er auf dad Neue Kemlid Hagen und einen 
neuen Prozeß durchmachen, und zwar innerhalb der nächſten fünf Jahre 
erefutiviich, eine Prozeßart, weldhe durch Einführung des neueren Man- 
Datöprozelfe8 verdrängt worden ift*%), und nad Ablauf dieſer fünf 
Jahre im gewöhnlichen oder ordentlichen Deogefie. Die Motive dieſer 
Neuerung, inöbejondere die der Beſchränkung der Vollſtreckbarkeit der 
Urtheile auf eine Fahreöfrift, find nicht befannt. In neuerer Zeit ift 
zur Rehtferi, ung berjelben geltend gemacht, daß der Sieger ſonſt leicht 

i8 zu dem Momente die Exekution aufichteben würde, in welchem für 
den Schuldner die Vollziehung des Urtheild gerade am ungünftigften 
- wäretı). ine folde Beforgnih Itegt wohl überhaupt ſehr fern und ift 
auch an ſich wenig geeignet, eine derartige Rechtsbeſchränkung des Sie— 
gerd zu rechtfertigen. Der Verurtheilte braucht es ja gar nicht zur Er⸗ 
efution kommen zu laffen, er kann dem Urtheile freiwillig Gemuge lei- 
ften; werm er aber ſich nad langer Zeit des Wartens ei Dazu 
wingen läßt und ihm der Erefutor gerade zur ungelegenen Zeit kommt, 
f, kann dafür der Sieger nicht verantwortlich gemacht werden. Dages 
gen ift mit Recht als entfcheidende Rückſicht geltend gemacht, daß dem 

ieger, welcher I das Recht auf Crefution jo mühfam erworben bat, 
dieje Befugniß nicht verfümmert werden dürfe, und daß im der Regel 
ber Schuldner nur gewinne, wenn die Vollſtreckung des Urtheild auf- 
ejhoben werde; dab daher dem Sieger ohne Grund die Laft neuer 
Deogehführungen aufgebürdet werde, wenn er nicht zu jeder Zeit Ere 
efutton nachſuchen dürfe!2). Man fann hinzufügen, dab die neue An- 
ordnung die Lage des —— ſelbſt, der dadurch doch begünſtigt 
werden ſoll, durch die nutzloſe Häufung der Prozeßloſten verſchlimmert 


20) Code de procedure Art. 156. a. E. 
9 Samen, a 1. a —— ne art mie ber 
um» Dad, volftändige Gegeneina ung der omente 
preuß. u. fag bürgerl. Prozeßordnung Ragdeburg 1822, ©. 810. 
12) 9. Keibnig, Verſuch über das Ideal einer Gerichtäorbuung (Berlin 1815), 
I. Theil, ©. 315. — Mittermaier a. a. D©. ©. 158. 
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und mit dem @eifte ber Drogeberbnumg durch unnötbige Vewielfalti⸗ 
gung der Prozeſſe in Widerſpruch tritt 
Wir kommen zu den Ei elnheiten der neuen Anordnung, durch 
—* a a in der Erefutionsinftang jeine Eigen⸗ 
mlichfeit er 
ze erite Verordnung lautet: 
Denn Jemand ein ganzes Jahr, vom “B e der —2— 
nen 5 nahen an gerechnet, verftreichen läbt, oh ohne die Vollſtreckung 
des Urtels nachzu uhen: jo kann foldye +) hiernächſt nicht weiter ver⸗ 
fügt, jondern es muß ex judicato *°) von Neuem geklagt werben. 
(Hier ift in der revidirten Ausgabe folgender Paſſus eingefchaltet:) 
Fit in dem Urtel ein gewiffer Termin, innerhalb deſſen etwas gezahlt, 
ober geleiftet werden A eftimmt; fo wird das Jahr von dem 
laufe dieſes Termins an gerechnet. Mun heißt ed in beiden Aus- 
gie weiter:) ren ung 1%) and den Alten, ober wird von en 


ge auf eine gewiffe —* Zeit, zur Beh fang g bed 


ieſe ae zu — 


bez volle Wirkung; und der obfiegende hei fa 
m net, F und zum —* noch 3: a se wenn von Fall. 


he t werben. anches Urtheil lautet aber auf —5 — oder Leiſtung 
imerhalb eines gewiſſen Zeitraums, welcher länger als ein Jahr iſt. 
In einem ſolchen Falle würde der Erefutiondantrag zurück⸗ und ber 
Gläubiger zu em neuen Prozeſſe verwiejen, wenn u Verlauf des 
dem Schuldner eingeräumten Zeitraums Exekution nachgeſucht, alddann . 
aber ſchon ein Jahr nach Eintritt der Rechtskraft des Urtheild verſtrichen 


43) Ift ein Druckfehler, in der revidirten —— heißt es ‚beſchrittenen?. 
2 In der revidirten Aubgabe heißt e&: „Diefel 
—* Statt „ex judicato* hat die revibirte —8 aus dem rechtskräfti— 
en 
8 3 Su „jedoch” fehlt in der rg Ausgabe. 
In der revibirten Ausgabe fte rien“ ftatt Judicati. 
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war. Diefe Widerſinnigkeit ift durch dem Paſſus, weldhen man bei der 
revidirten Ausgabe dem $. 3. einge a bat, befeitigt worben. 

2) An Stelle derjelben fand fi aber bald eine andere ein. Die 
Beftimmung ſetzt wörtlih den Fall voraus, wenn. ‚in dem Urtel ein 
gewiffer Termin, innerhalb deffen etwas gezahlt, oder geleiftet wer- 
. den joll, beftimmt ift.* Nun machte aber der Fall, wenn der Schuld⸗ 
ner verurtheilt ift, zu einem beftimmten Termine etwas zu leiften, ein 
neue8 hinvdernded Bedenken. Jemand war verurtheilt worden, zu einem 
beftimmten Termine gewiffe rüdjtändige Leiftungen abzutragen, und bei 
Eintritt diefed Teermind war dad Urtel über ein Jahr alt. Augen 
|Heinlid ilt diefer Kal von dem vorigen (Nr. 1) im Prinzip (Eintritt 

ed vertagten Zwangsrechts) gar nicht verfchieden. Das Gericht wies 
jebody den bald nad) der Fälligkeit ber Zeiftung eingebrachten Exekutions⸗ 
antrag zurüd und verlangte, daß der Gläubiger von Neuem lagen folle, 
weil das Judikat, welches der Antragfteller zur Erefution bringen laffen 
wolle, über ein Jahr alt fei. Auch dad Appellationdgericht war dieſer 
Meinung. auf die hierüber bei dem Juftizminifter geführte Befchwerde 
befchted diejer dad Obergericht: „Nach der deutlichen Vorſchrift der A. 
G. O. J. 24. 8.3. fommt ed bei Berechnung des Sahres, innerhalb wel- 

em eine Partei zum Crefutiond- Antrag aus einem Urtel berechtigt 
ift, nicht allein auf den Tag der befchrittenen Rechtskraft, jondern aud) 
auf den Termin der eingetretenen Verbindlichkeit zur Leiftung von Sei- 
ten ded Schuldners an. Wenn alſo die Angabe des Supplifanten 
darin richtig tft, daß von dem Termin, zu melden er erſt von jeinem 
Schuldner die rüditändigen Leiſtungen fordern Tonnte, noch fein Sahr 
abgelaufen war, ald er den Antrag auf Erefution machte, fo ift auch 
jeine Beichwerde für richtig anzunehmen.“ >?) 

3) Beitimmt das Urtheil feine Leiftungsfrift (tempus judicati), 
jo beginnt das Jahr ber Vollſtreckbarkeit, na der Vorſchrift des 8. 3. 
im &ingange, von dem Tage, an welchem dad Urtheil rechtskräftig 

eworden. Weber Hiejen Tag findet fich wieder Meinungsverfchiedenbeit. 

ad vormalige Dberlandeögericht zu Poſen pet den Örundfa ausge⸗ 
ſprochen, daß die Sahredfrit von dem Tage beginne, an weldem dad 
Erkenntniß den Parteien zugeftellt worden it. Der Suftizminifter 
bat dagegen audgeführt: die Nechtöfraft eined Erkenntniſſes trete ein, 
went gegen ein in erſter oder zweiter Inftanz ergangenes Erkenntniß 
die aufäffigen Rechtsmittel innerhalb der vorgeichriebenen Friften nicht 
eingewenbet find, oder auch, wenn in der Nenilkond = Snftang geſprochen 
„tt. Set daher von einem Erfenntnife die Mede, gegen weldes ein 
ordentliches Rechtsmittel ftattfinde, welches alfo nur erft nad Ablauf 
der zur Oinlegung beffelben nachgelafjenen Friſt rechtskräftig werde, fo 
beginne aud) das Gretutiongjaht erſt nach Ablauf dieſer Friſt; die Frift 
du Einlegung des Rechtsmittels nehme aber ſchon mit dem Tage ihren 
nfang, an welchem dad lirtheil dem Sachwalter der Partei bebänbig 
worden 5°), und der Umjtand, dat die Partei daffelbe exit fpäter erhal- 

82) Reſtr. vom 15. Februar 1812 (v. Kamp, Iabrb. Bd. 1. ©. 33 


) 
ss, Wenn nämlich die Vollmacht des Sachwalterd den ausbrüdfichen Auftra 
zur Empfangnahme des Urthetls enthält. s ch 8 


® 
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ten, jet dabei ohne allen Einfluß. Wenn dagegen ein Revifionäurtheil 
ober ein Erkenntniß in einer Bagatellſache vorliege, alddann trete bie 
Rechtskraft gleich mit der Publikation defjelben ein und da8 Erefutions- 
jahr nehme von diefem Zeitpuntte ab feinen Anfang >). 

4) Die Beitimmung (8. 3) im Cingange giebt der Jahresfriſt zur 
Anbringimg des Exekutionsgeſuchs feinen Namen; e8 heißt bloß: „wenn 
Femand ein ganzed Jahr — — verftreichen läßt, ohne die Vollftredung 
des Urteld nachzuſuchen; ſo Tann 5— hiernächſt nicht weiter verfügt, 
ſondern es mis — von Neuem geklagt werden.” Damit kann eine 
Verjährung oder aud eine Nothfrijt gemeint jein. Darüber beitehen 
denn auch Zweifel. Denn die weitere Vorjchrift ded 8. 3.: „Erhellet 
—, daß er (der Ertrahent) dem Schuldner auf fein Verlangen — — 
Nachſicht veritattet habe; fo wird die Berjährungsfrift erft von dem 
Tage, wo dieſe Nachſicht zu Ende gelaufen ift, an gerechnet“, ift auf 
die ordentliche dreißigjährige Verjährung durch Nichtgebraudy bezogen 
worden, und man hat, unter Berufung auf Die Analogie ded 8. 908. 
Tit. 8. Ih. II. A. L. R. 26), daraus geſtzen daß, wenn der Gläu⸗ 
biger dem verurtheilten Schuldner auf deſſen Verlangen eine beſtimmte 
Set gebe, nım die Erefution noch innerhalb ber 30jährigen Friſt nad) 
Ablauf der Stundung nachgefucht werden könne. Zur Unterftükung 
biefer Meinung hat man fidy aud auf die 98. 554. 555. Tit. 9. Th. 1. 
A. L. R. berufen, wonach, wenn die Verjährung durch Klage unterbrodyen 
ift und der Kläger den Prozeß nicht verfolgt, — von dem Tage, da er 
die Sache hätte [ertieben fönnen, eine neue (30jährige) Verjährung an⸗ 
fange (weil ſich ie) BVorfchriften überhaupt auf die 30jährige Verjäh- 
rung durch Nichtgebraudh beziehen). Der Juſtizminiſter, welchem dieſe 
von anderer Geite beftrittene Meinung zur Enticheibung des Streits 
vorgetragen wurde, hat fich gegen dieſelbe erklärt. Die Bezugnahme 
auf 8.908. Tit.8. Th. IL. fet unpaſſend, weil dieſe Beftimmung ded Wechſel⸗ 
rechts nicht auf die für die Crefution ber Judikate vorgeſchriebene Ver⸗ 
jährung (er hält alfo jene einjährige Frift als jetbitverftänn lich für 
eine Berzährung) anwendbar fei. Auf die 88. 554. 556. Zit. 9. könne 
ihon deshalb nicht refurrirt werben, weil fie von der Unterbredhung 
durch eine Klage handeln, und immer dem daraus entnommenen Bes 
denken entgegenftehe, daß fie allgemeine Beitimmungen über die Ver: 
jährung enthielten, welche deshalb nicht Platz griffen, weil ber $. 3. 
Tit. 24. der Prozefordnung für den vorliegenden Fall eine ſpezielle, 
jeden Zweifel vide aut[hiehende Vorſchrift ertheiles%). Hieraus ers 
el daß der Zuftizminiiter die Sahresfrift für eine wahre Verjährung . 
ält, daß ihm aber dabei doch Zweifel, ohne zu fagen worüber, übrig 


54) R, vom 10. September 1836 (Manntopff, A. ©. DO. Bd. 2. ©. 70). 

85) „Durch gerichtlich angeftellte Klage wirb die Wechfelfraft gegen ben beflag- 
ten Schuldner fo lange erhalten, bis das Inftrument auch ald Schuldichein verjährt ie 

6) R. vom 17. — 1832 (v. Rampb Sahrbüher Bd. 40. ©. 168). 
Das „nicht“ ift bei der Sicherheit über den als jel feverftändlich boraußgefehten recht» 
lichen Charakter der einjäbrigen Frift wohl nit an feinem Ort, fonft hätte wohl der 
Da LA ber Zweifel bezeichnet und die Nichtberechtigung derjelben nachgewiejen 
werden jollen. 
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bleiben und daß jedenfalld Die auß der Beftimmung ded $. 3. entiprin- 
genden Zweifel, mögen fie berechtigt oder unberechtigt fein, das Ereku⸗ 
ttonsverfahren hemmen, indem ohne fie in derjelben Zeit, welche auf 
die Erledigung der Befchwerden wegen Verweigerung oder Bewilligung 
der Erefution verloren ging, auch die neue Klage, welde erit jetzt an⸗ 

‚pehradt werden muß, um dad rechtöfräftig feititehende Recht des Gläu- 
iger8 endlich zu verwirklichen, hätte durchgeführt werden können. 

5) Iſt die einjährige Friſt zur Erwirkung der Erefution eine Ber- 
jährung, ſo muß deren Lauf und Vollendung aud unterbrochen, bezies 
—** e verhindert werden, wie dies nach allgemeinen Grundſätzen 
von der Verjährung überhaupt der Fall ift. Hierbei tritt jedoch wieder 
Snoitterbaftigfeit dieſes Inftituts hervor. 

A. Was die Unterbrechung betrifft, jo findet ſich ein Prinzip nicht 
feitgeftellt, aber folgende einzelne Fälle, welche unter dem Prinzip der 
Unterbrechung einer Verjährung ftehen, werden erwähnt. 

a. Der 8. 3. felbft beftimmt: „Erhellet jedody aus den Alten ober 
wird von dem Ertrahenten bei Anbringung bes Erefutionögefudj be 
(Beinigt, baß er. dem Schuldner auf fein Berlangen, e& 9 gericht⸗ 
ich oder außergerichtlich, auf eine oe beitimmte Beit zur Befolgun 
des Urtheild Nachficht verftattet habe; jo wird die Berjährungöfrift erft 
von dem Tage, wo diefe He icht zu Ende gelaufen ift, an gerechnet.“ 
Died ift ein neued Rechtsgeſchäft über die obligatio judicatı, nämlich 
ein Stundungdvertrag (pactum de non petendo temporale), aus 
welchem eine bejondere Obligation entipringt, die ihrer eigenen Ders 
jährung unterliegt, wozu denn auch ber beziehungsloje Ausdrud paßt, 

aß bie Berjährungsfritt (nicht etwa die neue Verjährung nad) Unter- 
brechung der bereitd laufenden alten Verjährung) erft von dem Tage, wo 
bie Verbindlichkeit daraus fällig wird, an gerechnet wird. In diefem Paktum 
Itegt jedoch auch ein Unterbrechungdfall der laufenden Verjährung, näm⸗ 
lich das Anerfenntniß Seitens des Schuldner, denn „durch gegenjeitigeß 
Anerkenntniß des Rechts wird die Verjährung immer unterbrochen‘ 87). 

b. Die Praris bat in diefer Beitimmung (a) anfangs nicht eine 
Ewenbung des Prinzips, daß dem Gläubiger für feine an ji voll- 
fommene Klage nicht ein Außered Hinderniß (impedimentum prae- 
- scriptionis) in ber ee im Wege ftehe5s), erfannt. Ein 

Gläubiger hatte gegen den ihm verurtheilten Schuldner rechtzeitig Er⸗ 
ekution ausgebracht, diefe war jedod wegen Mangels eines Objekts 
fruchtlod geblieben. Nach Verlauf ded Ere Hiond- Jahres fand fi ein 
objectum executionis und der Gläubiger, oder vielmehr fein Rechts⸗ 
freund, brachte eine neue Klage ex judicato an. Das Gericht eriter 
Inſtanz (Stadtgeriht Berlin) sh in ber Friſtbeſtimmung des $. 3. 
eine Präkluſivfriſt und leitete deshalb den fürmlidhen Pro 5 ein. Ge⸗ 
en das darauf geiprohene Urtheil wurde appellit, vermuthlich von bem 
eflagten. Dad Kammergericht tadelte bei Zufendung bed abgefaßten 


62) A. L. R. J. 9. 8 562. — Vergl. L. 7. 8. 5.: „Sed et si quis etc.“ O. 
de praescriptione XXX etc, (VII. 39). 

se) A. L. R. J. 9. 8.516.: „Auch gegen den, weicher fein Recht zu gebrauchen 
ober zu verfolgen gehindert wird, kann Feine Verjährung anfangen.“ 
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Appellationderfenntniffes das Stadtgericht, daB daffelbe „wider Die Bor» 
ichrift der Geſetzen dieſe neue Klage ex judicato zugelaffen und nicht 
jofort Erelution angeordnet habe, mit der erfügung: alle Koſten nieder⸗ 
uſchlagen, auch dem Juſtiz⸗Kommiſſar keine Gebühren zu bewilligen. 
Das Stabdtgericht vertheidigte feine Meinung und fragte bei dem Zuftige 
minifter an: ob die in dem Geſetze vom Tage der Rechtskraft des Er⸗ 
kenntniſſes beſtimmte einjährige Arift aud auf den Fall anzumenden, - 
wenn nad der letzteren erefutiviichen Vafugun mehr denn ein Jahr 
verfloſſen, oder ob die einmal verhängte Exekution dieſe geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften unanwendbar mache und alsdann dreißig Jahre hindurch, ohne 
neue Klage, Exekution ex judicato vollſtreckt werden könne. Darauf 
reſtribirte der Juſtizminiſter: „Die Vorſchrift, daß nach Ablauf eines 
Jahres aufs neue ex judicato geklagt werden mälle, fept immer zum 
Boraud, daß der Gläubiger die Exekution cum effectu bat nadjuchen 
fönnen, und Spricht es von felbft, dab in dem Yal, wenn bie bereits 
tempeftive nachgefuchte Erefution wegen Mangel eined objecti execu- 
tionis, oder weil der Debitor latitirt, vergeblich geweien, ed dem Gläu⸗ 
biger zu jeder Zeit, ohne an die Frift eined Jahres oder fonjtige Ver 
jährungafeift gebunden zu fein, freiftehen muß, fobald ein objectum 
executionis fich ergiebt oder der Debitor wieder zum Vorſchein gekom⸗ 
men, bie Erefution nachzuſuchen, ohne daß ihm angemuthet werben Tann, 
erft ex judicato zu Flagen, gumal ihm bei der unterlafjenen Milheren 
Nachſuchung der Exekution feine Nachläſſigkeit auf irgend eine Weiſe 
ur Laſt fällt“ 5%), Hieraus ift der $. 148. des 1815 publizierten Ans 
hanges zur A. G. O. neichöpft, welcher lautet: „ft die zeitig nachge⸗ 
ſuchte Erefution wegen Mangeld eined Objekts, oder weil der Schuldner. 
latitirt, vergeblich geweſen; oder kann der Gläubiger nachweiſen, daß, 
wenn auch die Erekution nachgeſucht oder verfügt worden wäre, ſolche 
dennoch ohne Erfolg gewejen fein würde: fo fteht demfelben nach ge⸗ 
hobenem Hinderniffe frei, die Exekution nachzuſuchen, wenn auch 
ein Jahr nach befchrittener Rechtskraft des Urtels "on abgelaufen fein 
jollte. In eimem folden Falle fängt daher die einjährige Kuift, binnen 
welcher noch Erefution nachgeſucht werden Tann, erit von der Zeit zu 
laufen an, zu der das Hinderniß, weldhed der Erefution ent» 
gegen geftanden hat, wieder gehoben worden iſt.“ Damit ift das 
im $. 3. übergangene Prinzip nachträglih zum Ausbrud gekommen. 
Bon demjelben wird denn auch allerdingd der dem fruchtloſen Ausfalle 
der verjuchten Exekution (welcher Verſuch zugleih in der Anbrin- 
gung des Antrages einen gewöhnlichen Unferbreihungs all enthält) und 
dem Berbergen des Schuldnerd (ein eigentliche impedimentum prae-. 
ecriptionis) neu zur Seite geftellte dritte Fall, dat die Erefution er: 
folglos gewejen jein würde, wenn fie auch ausgebracht worden wäre, 


39, Meftr. vom 1. Mat 1805 (Mathis, Juriſtiſche Monatsſchr. Bd. 1. ©. 328., 
wo das Reife. vom 18. Mat batirt iſt. Das richtige Datum ift jedoch der 1. Mai. 
M. f. De authentifche Edikten-Saummlung Bd. 11. S. 2937., Nr. 29. von 1805, und 
N. Arch. Bd. 4 ©. 57. 58., wo aud die Anfrage angedrudt ift, welche in den 
anderen Sammlungen, namentlich auch bei Rabe, Bd. 8. ©. 285., tweggelaffen tft). 


Zeitſchr. f. Vefepgebung u. Rechtepflege. I. 
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beherrſcht. Allein damit ift dem Gläubiger nicht geholfen, ihm wirb 
fein vechtöfräftig erftrittened Recht in diefer ganzen Vorſrit dadurch 
verkümmert, ba ihm gegen alle Grundjäge über die Bewelslaft und 
egen alle Prozeßregeln eine Beweisführung zur Begründung ſeines 
Gefuce aufgebürbet wird, und zwar nicht im einem geordneten Berfah- 
ren, in welchem er es mit feinem Schuldner zu thun hätte, fondern 
etnem folchen, in welchem der Richter ex officio als Gegner auftelit 
und die Parteirolle für den Schuldner übernimmt, jo daß in dem ſich 
hieraus entwidelnden Streit zwiſchen dem Extrahenten und dem ihm 
dpponirenden Richter (die legitimirte wahre Partei, der Eihuldner, hätte 
ptelleicht fein Wort gegen das Begehren des Gläubigerd zu fagen ge 
habt) der unvarteitiche Nichter fehlt. Läßt ſich der den Schuldner ver- 
fretende Richter nicht bedeuten, jo muß nun der Crefuttondfucher den 
befannten Weg der Beſchwerde betreten, of welchem in allen Inſtanzen 


ch 

klagt fich, daß ihm ohne alle Oppofition von feiner Seite die ſchweren 
Roten eined neuen, ganz unmötht en Prozeſſes aufgewälzt werden. So 
bringt es —* die viel eigen 
t rich. 

c) Suigenbe Unterbrechungsfälle find zur Sprache gelommen: 

aa) Wenn der Gläubiger innerhalb Jahresfriſt Erefntion nach⸗ 
fucht, aber die darauf erlafjenen, dem Antrage entfprechenden Verfü: 
gungen des Richters vor dem Abgange wieder rückgängig macht, d. h. 
den Antrag zurückzieht. Gefragt iſt bier: ob dennoch der Lauf der ein- 
jährigen Verjährung bergeitalt unterbrochen jet, daß vom Tage der Ein- 
bringung des Exrekntionsgeſuchs eine neue einjährige Verjährung beginne, 
obgleich der Schuldner von dem Antrage feine Kenntmiß erhalten bat. 
Merkel co) bejaht. „Schon dad Nachſuchen der Exekution bewirkt 
Died, wie 8. 3. Tit. 24. und ber $. 148. ded Anhanged zur A. ©. ©. 
feſtſetzt. Dieje beiden, oben wörtlich mitgetheilten Stellen enthalten 
darüber gar nichtd; denn die Worte: Wenn Jemand ein ganzes Sahr 
— verftreichen läßt, ohne die Vollſtreckung des Urtels nachzuſuchen; 
fo ꝛc.“, berühren die vorliegende Frage nicht, weil fih an die Nach⸗ 
ſuchung verichiebene Eventualitäten knüpfen, welchen nicht „gleiche Fol- 
en und Pirtungen beigelegt worden ſind. Der Sitz der Materie ſind 
ie 88. 551 ff. Tit. 9. Th. I. des A. L. R. Der 8. 551. beſtimmt: 
„Mit dem Augenblicke, da Jemand feine Klage bei dem gehörigen Rich— 
ter anmeldet, wird die Verjährung duch Nichtgebrauch unterbrochen.“ 


0) Kommentar zur A. ©. D. Th. I. Tit. 24. 8. 8, 


- 
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Das Erefutiondgejuch tft materiell die actio judicati. An dieſes Prin⸗ 
zipium des $. 551. reihen fich Beftimmungen über die Folgen bed wei» 
teren Verhaltens des Ertrahenten nad) der Anbringung der Klage oder 
des Geſuchs für drei Fälle: Anbringung bei einem ungehörigen Michter 
und Zurüdweifung von diefem; Nichtverfolgung nad) gehörtger Anmel- 
dung; Abmeifung der nehörtg angebrachten Klage per decretum und 
Nichtgebrauch eined Mechtümitteld dagegen. Meber den Fall, wo ber 
Kläger die En angemeldete Klage vor Erlaß einer richterlichen Ber- 
fügung darauf ausdrüdlich wieder zurüdnimmt, ift Stillſchweigen; diefer 
Fall iſt jedody von jenem zweiten, wo „die gehörig angemeldete Klage 
nicht nach Vorſchrift verfolgt wird’, gan verlieben; dort foll eine 
neue Verjährung gegen den Stläger von dem Tage, wo er die Sache 
hätte fortfegen fünnen und jollen, anfangen N, „weil er ex post wieber 
angefangen hat, negligens zu jein‘. Einige Monenten wollten, ba 
in dieſem Falle die nierbredjung wegfallen folle, Suarez erflärte fi 
jedod dagegen und fagte: „Einige können den Grund nicht finden, 
warum bier bie bloße Anmeldımg der Klage die Verjährung umterbreche 
und bei ber praescriptio acquisitiva insinuatio citationis erforbert 
werde. — Man muß ſich immer erinnem, daß poena negligentiae 
das eigentlihe Yundament der praeseriptio extinctiva if. Sobald 
alfo der Berechtigte aufhört, negligens zu je, jobald muß der Lauf 
der Verjährung aufhören. Died gefchieht aber, wenn er fein Recht ges 
richtlich anmeldet und den Richter implorirt, ihm Dazu zu ver- 
bei [e n. Ob diefe Anmeldung bem Berpflichteten befannt gemacht 
worden oder nicht, darauf kommt e8 gar nicht an, well beifen bona 
fides vel mala fides bei der praescriptio extinctiva nicht3 audmacht, fon- 
bern alle8 von dem bewieſenen Fleiße oder Unfleiße ded Berechtigten 
abhängt. Hat diefer einmal durch Anmeldung der Klage feine dıli- 
gentiam erwiejen, jo ift nicht abzujehen, warum ſolches ohne alle Wir- 
fung fein folle, weil er ex post wieder angefangen hat, negligens 

fein. Genug, wenn er für diefe neue Negligen dadurch beſtraft wird, 
daß eine neue Verjährung wider ihn zu an anfäng 02), Der 
8. 551. ändert fomit das damald gültige Recht ab. Denn bie erfte 
Ausgabe der Allgemeinen Prozehordnuung von 1781 beftimmte: „Sn 
Anfehun der on des Vorgeladenen bat die infinuirte Gitatton 
eine — *2*— Wirkung: — 2. wird der Lauf der Verjährung unter- 
brochen“ 6%). Diefer Grundſatz galt auch in ber gewpeinre chiligen Praxis 
und iſt im Juftinianiſchen Rechte klar ausgeſprochen °). a jedoch 
nach dem heutigen Verfahren der Kläger die Handlung der Citation 
nicht in ſeiner Gewalt hat und auch nicht berechnen kann, wieviel Zeit 


2) Simon und y Strampff, Zetfärift für wiſenſchaftüche Beardeit 
mon und v. Strampff, Ze wiſſenſchaftliche Bearbeitun 
deö preußlichen Hechted Bd. 3. S. 527 ff. 8 
3) Corp. jur. Frid. Th. IV. Zit. 4. von Vorladungen $. 16. 


64) Vol die Aufammenfteihung bei v. Savigny, Syftem Bd. 5. $. 242. 
©. 816 ff. Saft wörtlid aufgenommen iſt die dorkige Darftellung von eimbed 
sen, in feinem 12, ©, 


rtikel Verjährung, im Weiskeſchen R tafertlon B 
522 ff. — S. auch Rave, de praescriptione $. XXXIIT. lit, b. F 
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nach Anftellung feiner Klage nody verlaufen wird, ehe es zur Borladung 
fommt; fo wollen einige Schriftiteller jener Zeit %5) die ‘ nftellung det 
Klage zur Unterbrechung der Verjährung durch Nichtgebraudy hinreichend 
fein Inffen. Diefen hatte ſich audy die ehemalige preußifche Geſetzkom⸗ 
mijfion durch den Ausſpruch angejchloffen, dab einer majorenn gewor- 

“ denen Perjon, welche fih vor Ablauf ded Quadriennii zur Rejtitutien 
gemeldet, obgleich ſolches jo Ipdt geſchehen, dab die Inſinuation der Gi- 
tation vor Ablauf des Quadriennis nicht gejchehen fünnen, exceptio 
praescriptionis nicht obitire 66). Allen dat die Anſtellung der Klage 
an und & ſich zur Unterbrehung hinreichend fei, wird aud von dieſer 
Seite beitritten °?), vielmehr wird immer davon ausgegangen, daß Die 
Vorladung ded Beklagten und die Mittheilung des Libells an ihn auf 
die Klage erfolgt oder doch durch Schuld des Richters unterblieben 
I 68). Diefe Lehre ift e8, weldhe der oben angeführte $. 551. des A. 
. R. zu der feinigen macht. Des Falles, wo ber Kläger feing ange— 

ftellte Stlage fogleih ausdrüdlid wieder zurüdzieht und dadurd) “den 
Fipie hindert, der Klaye Solge zu geben, wird nirgend gedacht, diefer 
Fall iſt daher nirgend beurtheilt oder entichieden, auch dad Landrecht 
lat ihn unberührt. Die oben mitgetheilte Rechtfertigung des 8. 551. 
von Suarez (9?) trifft, abgejehen ven dem Irrthum, „daß poena ne- 
ligentiae das eigentliche Fundament der praescr. extinct. iſt“, gleichfalle 

enjeben nicht, denn er verlangt ja von dem Kläger nicht lediglich An⸗ 

meldung feined Rechts, ſondern audy Imploration des Nichters, ihm 
bazu zu verhelfen. Wer bei der gerichtlichen Anmeldung feines 
Rechts zugleich erklärt — wie ed vorgefommen ift —, daß er nicht kla⸗ 
en wolle und die Sache auf fich beruhen jolle, oder bald — ſeine 

loration, noch vor Erlaß einer richterlichen Verfügung darauf, wies 

der zurüdnimmt, bon dem läßt ſich nicht jagen, daß er richterliche Hülfe 
anrufe 60). Ein joldyer Fall ift nirgend vorgeſehen, deffen Entſcheidung 
muß daher aus dent Grunde und Zwede des Inſtituts der Klagverjähs 
rung entnommen werden. „Der allgemeinfte und entſcheidendſte Grund 
(der Einführung der Klagverjährung) liegt in dem Bedürfniß, die an 
19 ungewifjen, des Streites und Zweifels empfängiichen Verhältniſſe 
es Rechts und des Vermögens dadurch feſtzuſtellen, dab die Ungewiß⸗ 
beit in beſtimmte Zeitgrenzen eingeſchloſſen wird. — „Diefed iſt der 
wahre Zweck der — Klagverjährung. — Zu dieſem Beweggrunde — 
tritt noch ein negativer hinzu, der gewöhnlich als Strafe der Nachläjfig- 

rg 





66) 3, B. Struv, Syntagma jur. civil. XLIII. 28.: „Praescriptiones line 
temporales sola libelli porrectione interrumpantur. — Glüuück, Kommentar Bd. 3. 
8. 236* (1. Aug. ©. 344); a Wernher, Sel. obs. for. Tom. II. Part. IX. obs, 

1 


66) Konflufum vom 19. Februar 1788 (Klein, Annal. Bd. 2. ©. 262 ff.). 

7) Unterholzuer, Berjährungslehre 8. 124. Bd. 1. ©. 441. 
A uf Kori, Theorie der Verjährung 8. 154. Vergl. das vorhin angeführte 

onklufum. 

ev) Das Obertribunal drüdt in einem Erf. vom 28. Januar 1857 denjelben 
Gedanken fo aus: „Won dem, der eine Klage anmeldet, aber auodrücklich erflärt, er 
wolle nie Hagen, wird alebinge one gefagt werden fünnen, er melde eine Klage 
gar nicht an." (Entſch. Bd. 35. ©. 31.) 
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feit ausgedrüdt wird. Durch diefen Ausdrud fünıte man verleitet wer- 
den, die bier eintretende Unthätigkeit ald an fich widerrechtlich umd ftraf- 
bar oder wenigftend als ſchädlich zu betrachten, weshalb jie durch fünft- 
liche Mittel verhütet werden müſſe. So ift es nicht, vielmehr liegt in 
dem fü bezeichneten negativen Bewergrunde blos eine Nedhtfertigum 
jolcher Betimmun en gegen den Borwurf, daß ein nüplicher —* 
durch die willkürliche Beeinträchtigung Derjenigen, die hier Etwas ohne 
ihren Willen verlieren, erreicht werde.” Und an dem zweiten Orte (10): 
‚Drittend wird Die en der Nachläſſigkeit ald Grund der Klagver- 
jährung angegeben —. Dennoch darf Dieter Auddrud nicht in dem ge- 
wöhnlichen Sinne einer Strafe verftanden werben, da die Nadläffigkeit, 
welche nicht. anderen Perſonen fchadet, überhaupt nicht ftrafbar it, und 
da bejonderd die Klage oft aus ſchonender Nachſicht gegen den Schuld- 
ner verjchoben wird, worin doch gruib Niemand eine Verlegung deſſel⸗ 
ben finden kann. Sener Ausdru ift aber überhaupt nicht ala pofitiver 
Grund ber Klagverjährung anzujehen, fondern ald Rechtfertigung der- 
felben gegen den Vorwurf dee Härte und Ungeredhtigleit‘ wo). Alſo: 
die Gründe, zu welchen noch die Wahrſcheinlichkeit der Tilgung des erft 
nach fo langer Zeit, wenn er urfprünglidy begründet geweſen Fin follte, 
verfolgten Anſpruchs und weiter auch der Umitand, dab die Anftellung 
der Klage in der Willfür des Klägers liegt, daß er es alfo in feiner 
Macht hat, durch lange Verzögerung derfelben die Dertbeibt ung des 
Beklagten zu erſchweren, indem die Beweismittel ohne des agten 
Schuld untergehen koönnen, z. B. durch den Tod ber Zeugen, Verluft 
oder Unfindbarkeit der Quittungen und Abrechnungen, und daß er dieſe 
einſeitige Macht, eine ihm günftige Gelegenheit ablauernd, argliftiger 
Weiſe mißbrauchen kann ''), als wichtige ebene treten, — Diefe 
Beweggründe erflären und rechtfertigen nur die Einführung des widti- 
gen und wohlthätigen Nechtöinftituts der Klagverjährung, deſſen Zwed 
der ift, die ehemalige ewige Dauer der Klagerechte abzufchaffen und Die 
Anfechtbarteit een Nechtöverhälmniffe und damit deren Ungewiß- 
heit in beftinnmte Zeitatenzen einzuſchließen. Wollte man mın die dem 
preußiſchen Prozeſſe eigenthümliche Klageanmeldung an und für ſich al- 
kein, ohne dab die richterliche Thätigfert in Anfprucdh genommen würde, 
oder zwar in Anfpruch genommen, aber bevor fie fih äußern könnte 
wieder hintangehalten werden könnte, als ein abſolutes Unterbrechungs⸗ 
mittel gelten Inifen, 8 würde man ja dieſe bloße Anmeldung, mit Ver⸗ 
bittung richterlicher Verfügung darauf, zu einem poſitiven und zwar 
unfittlichen Suftitut machen, vermittelft deffen ein argliftiger Menjch die 
Duner ‚eine ungegründeten oder zu rechter Zeit leicht widerlegbaren 
Anſpruchs willfür id und ohne Willen des Bedrohten vereiwigen Tönnte, 
um zu einer ihm pafjenden Zeit über ihn oder feine unwiſſenden ober 
unmündigen Erben herzufallen, indem er ja nur immer am Tage vor 
Ablauf der Verjährungsfriſt feine Anmeldung wiederholen dürfte Ein 
ſolches unfittliches Inſtitut kann ohne ausdrückliche pofitive Einführung 


20v. Sasiann, Srftem Bd. 4. ©. 305 ff. u. Br. 5. ©. 267. 269. 
1) Ebenda Bd. 5. 2. 268. 271. 
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durch Geſetz nimmer Anerkennung finden; es \widerfpricht dem Zwecke 
der Klagverjährung, der logiſchen Konſequenz und dem Sittengeſetz, da⸗ 
her muß eine derartige Anmeldung wirkungslos ſein und auch bleiben, 
wenn das Stillſchweigen nicht dem Sege gegenüber unterbrochen wird, 
damit biefer in die Lage komme, ben Drohenden nd agendum zu pro⸗ 
voziren. ⸗ 

. bb) Ein Prozeß iſt durch Vergleich beendet und darin feſtgeſetzt, 
daß der Beklagte die gegen ihn eingeflagte Geldſchuld in Raten, man 
nehme an in zehn aleichen Theilen, in vierteljährlichen Terminen, jedes- 
mal am 1. jedeö folgenden Quartals, dad erfte Mal am 1. des nächſten 
Monats (Juli), zu zahlen habe, und daB der Gläubiger befugt fein 
folle, die Exekution auf das Dange oder die noch rückſtändige Summe 
vollſtrecken zu iaflen, wenn der Schuldner einen vun diefen Terminen 
nicht einhalten follte. Der Schuldner zahlt den eriten Termin (1. Juli 
1865) prompt, aber den zweiten Termin (1. Oktober) bleibt die Zab- 
lung aus. Nun Tonnte er die ganze noch rüditändige Summe der 
übrigen ſechs Termine fordern. Aber mit weldyem Rechtsmittel? Cr 
bradyte den 29. September 1866 dad Erefutionggefud an und es ent- 
ftand Die Frage: ob die Erefution nach der Vorjchrift des 8. 3. zuläſſig 
jei. Darüber war man einverftanden, daß, wenn ber zweite Terwin 
(1. Oltober) wirklich nicht gezahlt worden ſei, der ganze Nüditand in 
ungetheilteer Summe gefordert werden Tönne; aber die Statthaftigfeit 
des Erekutionsgeſuchs wurde beftritten, weil ein erefutorijcher Titel nicht 
vorhanden fei. Die Entſcheidung diefer Frage ilt von einer Seite ?2) 
davon abhängig gemacht worden: von welchem Zeitpunfte ab man das 
Jahr, binnen welchem aus einem Vergleiche geradezu Exekution nachge⸗ 
ſucht werden Tann, zu rechnen anfange: ob von dem Dato ded Ver—⸗ 
greice, oder von ber legten wirklich geleifteten Partialgablung, oder von 

m Tage, wo laut Vergleich die lebte Zahlung hätte erfolgen jollen, 
wenn ber Vergleich gehalten worden wäre. Aber die getroffene Ent—⸗ 
ſcheidung entipricht nicht diefen Fragen und ift überhaupt in der Aus— 
führung verwirrt. „Das. eritere (Datum des Vergleichs) kann man fo 
wenig annehmen, ald .man bei einem Urtel den Tag der Publikation 
oder auch der Nechtöfraft dafür annehmen darf, wenn in demfelben 
no eine_bejondere Friſt — nachgelaſſen wurden. Der Gläubiger bat 
ja dem Schuldner auf fein Verlangen (in dem Verg eich eine gewiſſe 
und beſtimmte Friſt — vergoͤnnt, alſo ſcheint auch die Verjährung ſei—⸗ 
nes Rechts, ſchlechthin auf Exekution antragen zu koͤnnen, ſo wenig von 
dem Dato des Vergleichs, als von der Zahlung des Schuldners mehr 
abhängig zu ſein. Aber — dieſe Nachſicht auf ſo lange war eigentlich 
nicht gewiß beſtimmt, ſondern nur bedingt, wenn der Schuldner 
mit den verſprochenen Abſchlagszahlungen richtig einhalten würde, im 
entgegen eienien Galle reſervirte fi ja der Gläubiger fein Exekutions⸗ 
recht, d eine der Stückzahlungen nicht erfolgen ſollte. Nun ſollte 
man denken, der Deducent müßte zu dem logiſchen Schluß kommen, 
„der Tag des Vergleichs oder die Zahlung des Schuldners“ (ob die 


12) Siewert, Materialien Heft 2. ©. 173 ff. 
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verſprochene oder die geleiſtete? iſt ungewiß) müßte duch ber Anfangs⸗ 
Fe der Derjäh ein So ift icht * 


mithin kounnte die Vollſtreckbarkeit des Vergleichs erſt von Eintritt des 
erſten Termins und gewiß wegen bed erften Termins beginnen ; u 
der äbrigen Zermine bleibt die exekutoriſche Kraft des Vergleichs bier 
noch vorläufig dahingeſtellt. Diefe jedoch einftweilen vorauögejept imd 
folglich jene Konkluſion für Iogifch richtig angenommen, ift wieder bie 
davon gemachte Anwendung unrichtig, denn ed wird daraus Kar ext: 
„Die Berjährungäfrift dürfte alfo non dem Tage, wo die lepte 5 
zahlung wirklich geleiſtet wurde — zu rechnen und für abgelaufen zu 
erachten ſein.“ Das iſt irrig. Durch die u; geleitete Terminal 
—3 — wird ja der Ver leid, mi t gebro ondern erfüllt, ed muß 

bin der nächftfolgende Termin abgewartet werden, und exit wer um 
die fällig gewordene Stüdzahlung audbleibt, ift der Vergleich genmden 
und der Tag bed Anfangs der Verjährung eingetreten. Die Vollitred- 
. barkeit war alfo bei Einbringung des Erefutiondgefudhd am 29. Sep⸗ 

tember 1866 noch nicht verjährt, wenn und injofern der Vergleich 
ein erefutoriicher Titel war. — Allen dem ve fehlt in Anſehung 
des ganzen Rückſtandes, mit Ausnahme des erften Zermind, der alle 
dings eine gewiſſe und beſtimmte Zeit ift, die Eigenfchaft der Vollſtrock⸗ 
barfeit überhaupt; ber Beklagte hat fi) zur Bezahlıma der ganzen umge 
theilten Summe nur unter einer Bedingung verpflichtet; wird biefe er- 
füllt, fo braudt er wur in ben langgeftredten Terminen zu —5*— 
Ein folder Vergleich hat keine andere Kraft, als ein bupotbeti ches 
Urtheil, welches den Beklagten unter einer Bedingung oder Auflage vers 
urtheilt: dieſes muß noch.purtfizirt werben, bevor es vollftredlbar wird 75). 
Ber einem hypothetiſchen Vergleiche kann dad Gleiche nur durch eine 
neue Klage erreicht werden. Dieſe Klage auf dad Ganze kann die Klage 
aus dem Vergleiche auf Erfüllung fein, e8 kann aber auch Die alte 
Klage wieder gebraudyt werden, da der Beklagte derjelben die exceptio 
doli aus dem von ihm felbjt gebrochenen Vergleiche nicht entgegenjepen 
ann, einer Ginrebe bed gefchloffenen Vergleich vielmehr die replica 
doli entgegenftehen würde. — Etwas andered ift ed, wenn ber Gläm 
biger 1 arauf befchränft, den jedesmal fällig gewordenen und unbe- 
zahlt gebliebenen Termin beitreiben zu lafjen; einem foldhen Exekutions⸗ 


12) A. G. O. Th. J. Tit. 13. 8. 39. und Tit. 15. 9. 25. 
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gefuhe muß innerhalb eines Jahres jeit der Fälligkeit Folge gegeben 
werden. Denn bie. an allge Klanjel giebt nur dem Gläu- 
biger das Recht, von dem Bergleidhe und der Bewilligung der Theil⸗ 
zahfımgen abzugeben und dad Ganze mit einer neuen Klage zu for- 
vern; dem Schuldner aber fteht nit zu, von dem Gläubiger zu vers 
langen, daß er foldyes thue; er kann nicht fordern, daß der Gläubiger 
fein Recht ans der fommisforifchen Klanfel geltend mache. 

cc) Wenn Jemand binmen Sahresfrift nach Eintritt der Rechte: 
fraft des Urtheild die Erekution nachſucht und darauf mit feinem An- 
trage zurüdgewiefen wird, fo ift Die Verjährung unbeftritten unterbrochen. 
Ueber den Tag ded Anfangs der neuen erjäbrung ind aber zwei ver- 
fchiedene Meinungen geltend gemadyt worden. Dad Gericht, vermuthlich 
ein Oberlandesgericht (denn der Crequendus war ein adliger Gutebe- 
fiper und damald beftand der erimirte Gerichtöftand noch), behauptete, 
tefelbe laufe von dem Tage des Einganges des Exekutionsgeſuchs. Der 
Suftizminifter erachtete die hiergegen nefäbrte Beihiwerde für begründet 
und beſchied, ſolche auf von dem Sage der en der Darauf ers 
lafjenen abſchläglichen Verfügung?Yy. Gründe finden ſich Feine angege⸗ 
ben. Eine bejondere Beftimmung über diefen Fall ıft nicht geueben, 
man muß daher wieder auf die allgemeinen ae über die Unter: 
bredung der Klagverjährung zurüdgehen. Dort iſt verordnet: „Wird 
der Kläger durch ein Dekret abgewiefen, und macht er von den dagegen 
zuläjfigen Nechtömitteln binnen Dreißig Tagen feinen Gebraud, fo 
nimmt mit Dem Ablaufe diejer Friſt die neue Verjährung wider 
ihn den Anfang“ 5). 

ad) Wenn ber Sieger nur einen Theil feiner erftrittenen Forde⸗ 
rung zur Exekution bringt. Die Frage tft: ob dadurch die Verjährung 
der Vollſtreckbarkeit auch wegen des übrigen Theild unterbrochen ſei. 
3. 3. der Kläger, welcher gegen den Beklagten eine Forderung von 
100 Thlr. erftritten hat, madt den Antrag! dad Erkenntniß auf den 
Betrag von 50 Thlen. zu vollitreden. er übrigen 50 Thlr. ges 
—* t gar keine Erwähnung. Die Exekution wird mit Erfolg voll⸗ 
treckt; der Ertrahent erhält durch den Exekutor die verlangten 50 Thlr. 
Nah Ablauf eines Jahres ſeit der Rechtskraft des Erkenntniſſes, aber 
noch vor Ablauf eines Jahres ſeit jenem Exekutionsgeſuche, trägt der⸗ 
jeibe ohne weitere Angaben über Stundung ꝛc. darauf an, aus dem Er⸗ 
enntniffe abermald die Erefution wegen 10 Thlr. zu vollftreden. Sit 
diefer Antrag nad) 8. 3. dief. Tit. der A. ©. O. zulälfig? Nein; we⸗ 
gen bed Reſtes ift dad Urtheil nicht mehr volljtredbar, wenn nicht eine 
der bezeichneten Urſachen, welche den Lauf der Berjährung während 
ihrer Dauer hemmen, behauptet und nachgewiefen wird. Gemeinrecht⸗ 


19) Reſtr. vom 14. Oktober 1836 (Ergänz. zur A. G. O., Rr. 5. zu 9.3. Tit. 


). 
12) A. L. R. J. 9. 8. 556. Dazu bemerkt Suarez in der rexisio monitorum: 
„— Geſchieht die Abweiſung blos per decreium. fo ſteht dem Kläger der Rekurs da⸗ 
gegen an die höhere Behörde offen. Vernäachläſſigt er dieſen, fo tft ex von neuem 
negligens. folglich kann auch die neue praescr. extinctiva wiber ihn anfangen.” (Si⸗ 
mon u. Strampf a. a. D. ©. 527. 628). 
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lich ift Darüber fo wenig Zweifel, daß dieſes Falles nicht einmal gebacht 
wird). Das A. ER. fagt zwar: „Wer einen Theil ſeines Rechts 
ausübt, der erhält dadurch das ganze Reh 1. Dieler Cap iſt aus 
bem Gemeinen Rechte aufgenommen, aber jeine Beziehung tft nicht 
präcifirt, wiewohl man fich derjelben bewußt war. Die gemeinte theil- 
weije Ausübung ſetzt voraus, daß fie eine ſolche fei, bei welcher oder 
mit weldyer das ganze Recht zur Anerkennung fommen muß, wie 3.8. 
die Eimfordberung oder Zahlung der ausbedungenen Zinfen eined Kapi⸗ 
tale, oder die Ausübung einer Prädial-Servitut. Daher fagt Suarez 
ganz richtig zur Berftändigung des Satzes: „Wer ein Kapital zu für 
dern hat, fonjervirt das Recht dazu, wenn er auch nur die Zinfen ein- 
fordert (einklagt, fonft würde ed bloße außergerichtlihe Mahnung ſein, 
welche nicht unterbricht). Wer die Sugdgerechtigfeit bat, konſervirt daß 
Recht, wenn er auch nur mit der Slinte ohne Hunde jagt u. j. w.“?*). 
Auf willfürliche quantitative Beſchränkung einer Forderung bei der Eis 
Magung bezieht ſich aljo der Rechtejap nicht. Damit ſtimmt auch Mer— 
kel überein, indem er fchreibt: „Wenn ich zwar Grefution wegen mei: 
ner ganzen Forderung zu rechter Zeit nachgejucht habe, jedoch bloß 
die Hälfte nachher wirtlic beigetrieben ift: jo tft anzunehmen, daß am 
mir feine Schuld liege, folglih mir Die ——— in Anſe⸗ 
bung der anderen Hälfte nicht obſtire“ 1v)y. Doch iſt mir vorgekommen, 
daß Wucherer, welche ihre einträglichen kleinen Wechſelgeſchäfte im der 
Klaffe der befitlofen Leute und Kleinen Handwerker maden, ihre jünds 

ften Forderungen nah und nah in aanz kleinen Portionen beizus 
ringen unternehmen, um des Erfolgs fidyer zu fein. Diefe Menichen 
beobachten folgendes Berfahren. Der Kläger, welder einen Wechſel 
über einige Thaler, worauf der Außfteller nur Groſchen erhalten hat, 
einziehen will, trägt darauf an: 15 Sgr. auf jeine Wechſelforderung 
von 3 Thlen. durch Wechjelerefution gegen die Perjon beizutreiben und 
fügt 1 Thlr. auf Alimente bei. Der arme Schuldner berechnet: wenn 
du auch nur einige Tage eingefperrt wirft, jo verlierft du drei oder vier 
Mal 15 Sgr. Lohn und deine Kamilie muB unterdefjen hungern. Er 
ſucht daher die verlangten 15 Sur. durch Zuſammenraffen der lebten 
Pfennige oder grofchenweife bei guten Menjchen aufzubringen und den 
Dränger zu beruhigen; dies würde ihm vielleicht nicht gelungerr fein, 


6) Unterholzner erwähnt deſſen gelegentlih a. a. O. Bd. 1. 8. 128. ©. 452. 
ald Beweis dafür, daß, wenn ein Recht als Einrede bios zum Zwecke der Ber 
theidigung gebraucht wird, dadurch die Verjährung deffelben nicht unterbrochen 
werde, indem er fagt: „Soll tiefes genügen, um ihm das Necht überhaupt zu retten? 
Gewiß ebenfomenig, ale benfenigen, der bios die Hälfte einer Schufdforderung ein« 
klagt, Bi anbere Säfte derjelben vor der Verjährung geſchützt wird.“ 
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e) Simon u. v. Strampf a a. O. ©. 532. Berl. L. 8. 8.4. C. de 
praeseript. XXX. ete. (VII. 391. Ebenſo fagt Heimbach sen tu ſeinem Art. „Der- 
——ãA in Weiskes Rechtolex. Bd. 12. ©. 652.: „Auch unterbricht ohne ⸗ 
fel die angeftellte Kinge auf einen einzelnen Zinspoften zugleich die Verjährung der 
Kapitallfage, da bei diefem befchränkten Nechtsitreite auch das Dafein der Sauptthuß 
zur Sprache kommt.“ Vergl aud) Rave, de praescript. 8. 106. 

e 19) Kommentar zur X. ©. DO. Tit. 24. 8. 3, In den Nachträgen Br. 1. 
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wenn jein Peintger das Ganze verlangt hätte. Der Kläger wartet nun 
Wochen und Monate und bringt dann von Neuem ein Exekutionsgeſuch 
um 10 oder 15 Sgr. an, auf den ſchon eimgezahlten, das erſte Mal 
nicht verbrauchten Alimenten⸗Vorſchuß verweiind. So febt er das 
Spiel Sahre lang fort, bis er ſchließlich den legten Heller feiner For⸗ 
derung herausgepreßt hat. Der Richter, welcher durch willfährige Ver: 
fügungen dad erfahen unterftüßt, iebt al vermeintlichen Grund an: 
er Kläger halte die Sache immer laufend und beöhalb jet die Voll- 
ſtreckbarkeit des Urteld nach Ablauf der Jahresfriſt noch nicht erlojchen. 
Dieje Prarid ift aber ganz ungerechtfertigt; fie verftößt fogar gegen den 
Wortlaut der Vorfehrift. Denn weder hat der Kläger hier wegen des 
nicht zur Erekution gebrachten Rückſtandes dem Schuldner auf fein Ver: 
langen: auf eine gewifje beſtimmte Zeit Rachſicht gegeben, noch iſt die 
geitg nachgefuchte Erefution vergeblich geweſen, od ift nachgewiefen, 
ab, wenn die Crefution rechtzeitig auf dad Ganze nachgeſucht oder 
verfügt worden wäre, ſolche ohne Erfolg geweſen fein würde. 

. Die Wirkungen der Unterbrechung und der Impedimenta prae- 
scriptionis werden nad) einer Meinung nur für einen Zeitraum von 
fünf Iahren anerfannt. Urſprünglich war, wie ausführlich vorgetragen 
worden tft, verordnet, ein Urtel folle nur ein Jahr lang nad). Beichrei- 
tung der Rechtskraft oder nad Eintritt der im Urtel zur Gemügeleiftung 
beftimmten Friſt, vellitvedbar fein. Dann wurde die Wirkung der Un—⸗ 
terbrechung oder des Eintritts eined Hinderniffes dahin anerkannt, daß 
nach der Unterbrechung, beziehungsweiſe Hebung des Hinderniffes eine 
neue einjährige Verjährung anenge Nah juriſtiſcher Konſequenz 
müßte nım, wenn die Jahresfriſt eine wahre Verjährung ſein jollte, 
wie nicht allein ausdrüdlicd angenommen worden, ſondern au 
Bulaffung der Unterbredung ıc. betätigt ift, die Vollſtreckbarkeit je 
Sur dauern, bis eimmal nad Anfang einer neuen Berjährung ein 
Jahr verlaufen, ohne dab das Exekutionsverfahren weiter betrieben wor⸗ 
den, und es müßte — auch innerhalb der nächſten fünf Jahre 
ber Erekutiv⸗ (jetzt Mandats-⸗) Prozeß ftattfinden, wegen des Zuſatzes, 
welchen der 8. 14. Tit. 28. der Prozeß⸗Ordnung in der revidirten Aus⸗ 
gabe erhalten bat: 

„it dad Judikatum ſchon vor länger als fünf Sahren ergangen, fo 
findet daraus nicht der erefutivifche (Mandats-), jondern nur der or: 
dinaire Prozeß Statt.“ 
Dieſen —2 richtigen Gedanken trug ein Juſtizkommiſſar, welcher 
nit einer unter den gedachten Vorausſetzungen angebrachten Exekutiv⸗ 
lage per decretum de worden war, in feiner Rekursſchrift 
vor. „Iſt die Erektion innerhalb Jahresfriſt — jagt er — nachge⸗ 
Inh worden, — fo wird jene Befugniß ferner auf ein Jahr erhalten. 
n num aber diejed Fahr — verftrichen ift, fo. muß alsdann ex Ju- 
dicato von neuem geklagt werden, und ed findet bis Ar einen Zeite 
raume von fünf Jahren der erefutivifche Prozeß, nach Ablauf der fünf 
Jahre aber nur ber gewöhnliche Proze Bett Aus der Analogte biefer 
bei Nachſuchung der Erefution zu beobachtenden Borjchriften ſcheint 
nun zwar ganz Far zu folgen, dab auch in dem Falle, wenn ber fünfe 
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jährige Zeitraum durch Exekutionsnachſuchung unterbrochen worden, bie 
Klage im Exekutionsprozeß immer noch ftattfinde, und daß der fünf 
jährige terminus praeclusivus aljo nicht einzig und allein vom Urtel, 
jondern auch von der innerhalb einem Jahre nachher auögebrachten Er. 
efution amdgebracht werden müſſe. Es find aber mandye Gerichtshöfe 
bierunter uneinig; — und da ich ſchon einigemal mit dergleichen ex 
Judicato angebraditen Klagen im Crekutivprozeh ab⸗ und zum gewöhn- 
lichen —8 angewieſen worden bin, weil ſeit der Rech etraft 
des Urtels fünf Jahre verlaufen, ungeachtet binnen dieſer Zeit 
viekfältig daraus Exekution nachgeſucht worden; fo ſehe mid 
genöthigt, dieſes — vorzutragen“ u. ſ. w. Damit kam er aber ſchlecht 
an. Der gelehrte Großkanzler v. Gold bek antwortete ihm protzig: 
‚Dem ꝛc. wird — zur Reſolution ertheilt, dab, da im 8. 14. Tit. 28. 
ber &. D. bei Beſtimmung der fünfjährigen Friſt nicht der Zufah, wie 
im $. 3. Tit. 24. bei der einjährigen Srift gemacht worden, Er br 
von felbit hätte befcheiden follen, daß es bei der fünfjährigen Ari 
nicht darauf ankommt: ob inzwifchen Exekution nachgeſucht worden, er 
mithin rechtlid ad processum ordinarium verwiefen worden“ *%). Hier⸗ 
aud iſt dann folgender Zuſatz zum 8. 14. Tit. 28. der revidirten Aus⸗ 
gabe, alfo ein Zuſatz zum Zufab, gejeplih eingeführt worden: „Die 
fünfjährige Frift läuft vom Tage des Judikats, wenn auch inzwiichen 
Exekution achgehudt worden it’ *). Died ift widerfinnig in zweiter 
Potenz. Der Tag des Indikats ift der Tag, wo dad Urtel geſprochen 
worden ift, ed Tonımt alſo auf den Tag der Rechtskraft und auf dem 
Tag, wo dem Urtel Genüge geleiltet werden fell, nidhtd an. Nach der 
buchitäblichen Auffafjung des Herrn v. Goldbet muß daher, wenn nach 
Sprechung des Urtels über Appellation, Reviſion, Zurückweiſung der 
Eade in eine Fahne Snftanz, Deklaration, Yurififation und: Ablauf 
der Leiſtungsfriſt fünf Sahre verftrichen find, was nicht fo felten ift, 
ftatt der endlichen Bellftredung jugleich erft wieder von Vorne im or 
dinairen Prozeſſe aeflant werden. Die Abjurbität fallt in die Augen; 
I ift auch durch die Verordnung ven 1. Juni 1833 $. 1. Nr. 3. be 
eitigt, indem dort die fünf Sahre feit der Nechtöfraft des Erkenntniſſes 
gerechnet werden. 

Mir fehren zurück zur Betrachtung des rechtlichen Charakters ber 
Grefutiongfrift. Sie gefagt, die Dauer der Vollſtreckbarkeit eined Ur⸗ 
tels müßte, wäre die $rift eine Verjährung, gleich der Klagbarfeit eines 
Anſpruchs, auf unbeitimmbare Zeit fortbeitehen, wenn immer von 
Neuem der vorher vergeblich gebliebene Verſuch der Vollſtreckung recht: 
zeitig gemacht würde; und ed würde die. höchlt fonderbare Erſcheinung 
eintreten, daß, wenn fünf Jahre hindurch das Exekutionsverfahren im⸗ 
mer laufend erhalten worden wäre, nach Ablauf des fünften vr 
zwar der &refutiv- (Mandatd-) Prozeß durch jene pofitive Vorſchrift 
ausgeſchloſſen und ftatt deſſen der ordinaire — einzuleiten ſein 


80) Meike. vom 18. Juni 1798 (Stengel, Bd. 11. S. 310 ff.; Rabe, Bd. 5. 
1) Anh. z. A. G. O. (I. 28. 8. 14) 3. 195. 
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würde; dagegen aber das immer im Laufe erhaltene Exekutions⸗-Ver—⸗ 

ten jeinen ungehemmten Fortgang behalten könnte; denn diefem Ver⸗ 
h ren iſt in der That pofitiv feine gefeßliche Schranke geſetzt, ſo lange 
ed nicht ein ganzes Jahr durch Nachläſſigkeit des Gläubigerd gernht 
bat, der 8. 195. des Anh. 3. 4. ©. O. fo wentg wie feine Duelle be- 
rührt oder entfcheidet die Stage: wie lange und unter welchen VBorau& 
jepungen die Erefution nachgeſucht oder fortgejept werden füune. Man 
lebt jedoch in dem Zeitalter der Interpretationen und fo hat denn die 
Interpretationdzeit auch biete bi8 dahin nicht vorhanden geweſene oder 
Doch nicht wahrgenommene Lücke ausgefüllt. Zuerjt hat ber Juftizrkint- 
fter Mühler vorgefchrieben: e8 dürfe in feinem Falle ein fünfjähriger 
Zeitraum jeit dem Tage des Judikats vergangen fein, ſonſt müſſe von 
Neuem geklagt werden. Von der Vorſchrift des eh $. 195. fönne 
der $. 148. des And. nicht getrennt werden, vielmehr Itänden beide Pa- 
ragrapheı im Zufammenhange?2). Denn wenn nad 8. 195. nur ine 
nerhalb fünf Jahren, feit dem Tage des Subifats, felbft wenn inzwifchen 
Exekution nachgeſucht worden, der Exekutivprozeß oder Statt deſſen nach 
8.1. Nr. 3. der Verordn. vom 1. Sunt 1833) der Mandatsprozeß aus dem 
Erkenntniſſe zuläſſig fei, nach Ablauf diefer fünf Jahre aber unter allen 
Umftänden im ordentlichen Prozeffe von Neuem geklagt werden müffe; 
le fönne noch weniger mit Umgehung jeder neuen Klage alsdann nod) 
te bloße Grekution nachgelaſſen werden*?). Die im $. 148. des Anh. 
vermißte Sriftbeitimmung, während welcher ein’ Erefutionsantrag über- 
aupt ftatthaft jet, ergänze fich daher von dien durch den $. 195. des 

angs). So ber Juftizminifter Mühler %). Dieſe Ergänzung 
fand nicht allgemeinen Beifall. Das Kammergericht namentlich meinte, 
daß der 8. 195. des Anhanges das kurrent gehaltene Grefutionsverfab- 
ren keineswegs in der Zeit und in den Vorausſetzungen beyrenze, viel- 
mehr in diefer Hinficht der $. 148. des ne maßgebend und hiernad 
die Grefution von dem Zeitpunfte ab, wo fie Fruchtios ausgefallen fet, 


2) Ein folcher tft nicht fichtbar. Jeder der beiden Paragraphen bat es mit 
einer anderen Frage zu thun und gehört einer anderen Zeit an, 8* die willfürliche 
—— derſelben erzeugt ein juriſtiſches Unding, welches den Herren Juterpreten 
nicht beigefallen iſt. 

2) Dafür iſt ein logiſch zwingender Grund nicht findbar. Der — 195. ſagt 
nur: die fünfjährige Frift ih für Die Exekutiv⸗(Mandats⸗) Klage eine fatale, eime 
Dräkfufivfrift. Für die Ausbringung der Exekution ift eine einjährige Frift beſtimmt, 
und wenn dieje Durch Anträge unterbrochen wird oder ein Verjährungshinderniß ein- 
tritt, fo — ſagt der Anh. 8. 148. — wird der Lauf der Friſt unterbrochen und es 
fingt eine neue Zahresfrift zu laufen an. Dauert die Sortfegung bes Exekutionsver⸗ 

hrens in folcher Weite tiber 5 Jahre, jo braucht der Gläubiger feine neue Klage; 
ätte er aber das Verfahren ein Jahr lang liegen laffen, fo würde er von Nenem 
lagen, und zwar fönnte er vor Ablauf der fünfjährigen Yrift im Mandatsprozeffe, 
\ ter aber nur im erdinairen Prozeſſe Hagen. Dieſes Alles ann neben einander 
en Eins fteht dem Andern nicht im Wege, wenn auch im ganzen Syſtem ju⸗ 
rifttiche Logik zu vermiſſen ift. 

84) Dies ijt eben eine unbewiejene und unbeweisbare Behauptung. Die Frift- 
beitimmung bebarf einer ſolchen willfürfichen Ergapzung nicht, ſie iſt ſchon in der 
Verjäͤhrungsfrift des 8. 3. und der Vorſchrift, daß nach deren Unterbrechung eine 
neue anfange, enthalten. 

es) Meike. vom 4. November 1840 (3. M. Bl. ©. 368). 


% 
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jedenfalls noc binnen 30 Jahren für zuläffig. erachtet werden müſſe. 
Hiergegen trat nun aud dad Obertribunal für jene pofitive Ergänzung 
der vermeintlich fehlenden Friftbeftimmung durch Interpretation ein und 
agte: „Der vorftehenden Anficht kann nıcht beigetreten werden. Denn 
ie würde in weiterer Konfequenz dabin führen, daß bei wiederholt ver 
eblich vollſtreckter Erefution oder bei gejchehenem Nachweije, daß Dies 
elbe früher keinen Erfolg gehabt hätte, nach gehobenem Hinderniſſe 
immer eine neue dreißigjährige Friſt, binnen welcher fie auch nachge- 
ſucht werden Tönnte, beyinnen müßte, und ed wäre hiermit offenbar (2) 
der in der Natur der Sache beyründeten Abjicht des Geſetzgebers zu⸗ 
wider einem Exekutions-Verfahren, deffen Ende ſich gar nicht abfehen 
ließe, Raum gegeben.” Soweit ijt die Beweidführung das eigene Pro—⸗ 
buft des rechtsgelehrten Obertribunals. Was nun noch folgt, ift Ans 
eignung der Mühlerjchen Theorie. „Auch — heißt eö weiter — laj- 
ſen fich die Beitimmungen, wonad) ex judicato nur binnen fünf Jah⸗ 
ren im Mandats⸗Prozeſſe, fpäterhin aber bloß im gewöhnlichen Prozeſſe 
geklagt werden fann, und wonach jene Friſt, wenn auch inzwifchen Ers 


efution nachgeſucht werden jollte, mit dem Tage bed ergangenen Judikats 


beginnt, nicht von einander trennen, und es folgt hieraus mit Nuthe 


. 


_wendigfeit, Daß nach Ablauf des Da m von dem erwähnten Termine _ 


an zu rechnenden Zeitraumd überhaupt nur noch die im gewöhnlichen 
Prozeſſe anzuftelende Judikatsklage mit Ausſchließung der Exekution 
aus dem von dem Gläubiger erſtrittenen Judikate el ift“ so), — 
Die Behauptungen des 3. M. Mühler (der übrigens geſchwankt hat 5”) 
jind ſchon gewürdigt (Note 82. 83. 84), es bleibt nur noch der dem 
DObertribunal eigenthümliche Grund zu beurtheilen. Er hat nicht die 
Dualififation eines juriftiichen rundes, er verneint die juriftiihe Ei— 
genſchaft und Wirkung der Interruption, denn mit anderen Worten aus⸗ 
gedrüdt heißt der Grund: „Die Intereuption zerftört die laufende Ver— 
jährung und macht, daß eine angefangen werden muß, die auch wieder 
unterbrochen werden fünnte; Died darf nicht wieder vorfommen, fonft 
würde die Verjährung ja nicht beendigt werden können.“ Diefe Unge: 
reimtheit ift noch nicht du geweſen; das Produft derfelben tft ein jurt- 
jtifches Unding, die Erlöſchung der Vollſtreckbarkeit eines Urtels durch 
Zeitablauf würde danach eine Berjährung und aud feine Verjährung 
fein, fie würde eine Präkluſivfriſt und auch feine Präflufivfrift, aljo ein 
undefinirbares Drittes fein, weldyed von jeden diejer beiden Snititute 
Etwas an ji hat. Cine folhe zufällige Erfindung bat in der Rechts— 
wiſſenſchaft feinen Boden. Hiermit gelangen wir zu bem ae 
daß, weil die. in Nede ftehende Erlöjchung wirklich eine wahre Berjäh- 
sung ift und Daher auch den Wirfungen der Interruptien anerfannter- 
maßen unterliegt, die „weitere Konjequenz, daß nach der Unterbrechung 
eder nad) gepnbenem Hinderniß immer eine neue — Frift beginnen 
müßte“, aller 

Wahrheit ift, und daher die Vollftreclbarfeit dauert, jo lange die ein= 


86) Beſcheid vom 1. Februar 1859 (Entſch. Bd. 41. ©. 441). 
41) M. ſ. m. Anm. 10. zu 8. 148. des Anh. zur A. G. O. 


ings eine logiſche Nothwendigkeit, folglich eine juriftiſche 
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jährige Verjährung wegen wiederholter Unterbrechung oder Fortdauer 
eines. Hinderntfjes nicht hat ablaufen können. Dieſes erhält noch eine 
ausdrüdliche Beftätigung durch die unter Nr. II. betrachtete zweite Stelle. 
Die Behauptung des Dbertribunals, daß „ed hiermit offenbar (!) ber 
in der Natur der Sache (?) begründeten Abficht des Geſetzgebers zu- 
wider wäre, einem Exekutionsverfahren, deſſen Ende fih gar nicht ab» 
eben ließe, Raum zu geben’, — diefe Behauptung tft eine rein fub- 
jektive Anficht, und als objektiv unbeweisbar, den beftehenben Fegt 
grunbfäpen widerfprechend, zu beftreiten. Die Abficht des Gefebgebers 
ann feine widerjinnige fen. Welches von beiden Verfahren widerſin⸗ 
nig und in feinem Ende unabjehbarer fei: ob das: ein laufendes Ex⸗ 
etutiondverfahren bis zur Erſchoͤpfung aller Mittel durchführen, oder 
das: daffelbe mit dem Ablaufe von 5 Jahren, vom Tage des richter: 
lichen Ausſpruchs an gerechnet, plöglid abzubrechen und den Gläubiger 
u nöthigen, num wieder und abermald wieder im Wege des ordentlichen 
Drogeffei von Neuem zu Magen? beantwortet fich felbit. Die von dem 
Dbertribunal befämpfte Meinung des Kammergerichts ift mithin im 
Weſentlichen juriftifch begründet und durch gar nichts widerlegt. Nur 
in der 30jährigen Frift der neuen Berjährung hat fidh das Rammer- 
gericht vergriffen; denn die neue Verjährung der Vollſtreckbarkeit ift im⸗ 
mer wieder nur eine einjährige #®). 


Dies tft der Rechtszuſtand, wie er ſich in Folge der erften Verord⸗ 
nung nad und nad) geftaltet hat; das Bild ift nicht erfreulich und die 
Praris nicht erfprießlih. Wir ftehen vor der zweiten Verordnung, wo- 
durdy eine weitere Stufe der Exekution eingeführt ift, wenn die erfte 
Stufe nicht mehr betreten werben darf. 

H. Dieſe Vorſchrift Tautet: 

„Wenn Jemand aus dem Judikato, woraus er wegen abgelau- 
fener Zrift, der Vorſchrift Tit. 24. 8. 3. zufolge, nicht mehr Erefu- 
tion fuchen fann, von Neuem klagen muß; fo ſoll auf Diele Klage das 
im Vorſtehenden befchriebene exekutiviſche erfa ren burchgehends 
Statt finden; doch muß in ſolchem Falle, wenn bejonderd dad Judi⸗ 
fatum ſchon aus älteren Zeiten berrührt, der Deputirte bei Aufneb- 
mung der Klage fein Augenmerk befonder8 dahin richten, genau zu 
erforhihen und audeinander zu feben: ob auch das Judikatum wirflich 
unter eben den Parteien, oder joldhen, die im gefehlichen Berftande 
für einerlet Perfonen mit ihnen zu halten find, und uber eben die 
Sache, welche die gegenwärtige neue Klage betrifft, ergangen ſei“ °%). 

Hieran Tnüpft ſich in der revidirten Ausgabe der vorhin wortlih mit 
etheilte Zuſatz, wonady der exekntiviſche Prozeß nur innerhalb der er- 
fen fünf Jahre nad jenem Urtel ftattfinden fol. Der Zuſatz berührt 
die Frage: wie lange and einem Urtel Exekution nachgefucht werden 


#6) 8. 148. des Anh. zur 4. G. O. I 24. 8.3. 
Mer 8%) Corpus jur. Frider. Th. I. Tit, 28. 8.14, A. G. O. Th. I. Tit. 28, 


— — — 


wenn das Datum be Urtels, fage das Datum, fünf Jahre alt 
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koͤnne, gar nicht, er ändert an bem $. 14. felbft über nichts, fon= 
dern ſchränkt nur den Gebraud des exekutiviſchen Prozeſſes für bie 
neue Klage ein; er hätte die Anwendung dieſer Prozeßart auch ganz 
audfchließen können, immer bliebe die Frage umverändert diefelbe, näms- 
Ikh die: wann muß die neue Klage zur Hand genommen werden? . Der 
&. 14. fagt darauf beftimmt und deutlich: wenn aus dem Judi— 
fate wegen abgelaufener Friſt, zufolge des $. 3. Tit. 24., 
niht mehr Erefution geſucht werden fann. Alfo: fo lange 
Die Friſt noch nicht abgelaufen ift umd beshaib noch Exekution verlangt 
werben kann, braucht nicht von Neuem geklagt zu werden. Nun enl⸗ 
hält aber, wie vorhin dargelegt worden tft, der $. 3. in Verbindun 
mit dem dazu gehörigen Anh. $. 148. die Beftimmung, dab die St 
erſt nad) Hebung ded der Crefution enigegengeftandenen Hindernifſes 
zu laufen anfängt. Hiernach ift die vorhin befümpfte Behauptung: 
dab fchlechterdingd von Neuem ex judicato geflagt werben mie 
t, 
rundlos, jener Zufag zum $. 14. wegen ber fünfjährigen Srift betrifft 
ediglich die Art ded Prozeſſes für die neue Klage, wenn eine ſolche 
nothwendig ift; fie ift aber erft dann nothwendig, „wenn Jemand aus 
dem Judikate nad) 8. 3. Tit. 24. nicht mehr Erelution nachſuchen kann“. 
Dort ift Feine abfolute Friſt vorgefchrieben, fondern ed fommt auf den 
Ablauf der einjährigen Verjährung an. Das Ergelniß der biöherigen 
Betrachtung tft folgendeß: 
Durch ein einfahes Exekutionsgeſuch kann die Voll: 
tredung des vorhandenen erelutorifhen Titels in An- 
trag gebradt werden, fo lange von dem Tage an ge: 
rtehnet, an weldem nah dem rechtskräftigen Urtelıc. 
bie Leiſtung gefordert werden fonnte, oder an weldhem 
dad der Bollfirefung entgegenftehbende Hinderniß ge- 
hoben worden war, oder von dem Tage, wo baß in 
Stillftand gelommene Verfahren von dem Ertrabenten 
wieder hätte aufgenommen und betrieben werben fön- 
nen, duch Nachläſſigkeit des Ertrabenten nod fein 
Fahr verlaufen if. Nah Ablauf des Jahres kann die 
Srefution nur durch eine neue Klage auf Grund des 
rehtöfräftigen Urtels ausgewirkt werden, und die Art 
bes Prozeßverfahrens für diefe neue Klage hängt von 
dem Alter der Rechtskraft des Urteld x, um veilen 
Bollftredung es ftb handelt, ab. Iſt dad Datum der 
—A noch nicht 5 Jahre alt, jo findet der Man— 
Datsproge Statt; find bereitd 5 Jahre verlaufen, fo 
muß im ordinairen Prozeſſe verfahren werden. 

Die neue Klage wird ausdrücklich als Klage „ex judicato“, „auß 
dem rechtskräftigen Urtel“, in den gejeplichen Anordnungen bezeichnet, 
und die materiellen Grforderniffe diefer Klage find in dem vorftehenden 
$. 14. auch richtig präziſirt. Im der Praxis ift ed jedod) nicht immer 
far, ob lediglich diefe Klage gebraucht. und abgeurtheilt wird, oder ob 
man zugleich auch auf das urjprüngliche, durch das vorliegende rechtd- 
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kräftige Erkenniniß endgültig abgeurtheilte Nechtsverhältniß und die 
daraus entſprungenen Einreden zurückgreift, indem der Libell und das 
darauf ergehende Urtheil bisweilen aus Elementen zuſammengeſetzt iſt, 
welche theils aus dem alten Rechtsverhältniſſe hergenommen ſind, theils 
der Judikatsobligation gugehören, auch iſt man darüber verſchiedener 
Meinung: ob und inwiefern die alte Klage -aud dem bereits früher im 
judicium deducirten urfprünglichen Rehtöverhältnille wiederholt gebraucht 
werden fönne, nachdem die erite Stufe des Crelutiondverfahrend ver⸗ 
ſäumt worden, d. h. wie man ed gewöhnlich, aber inforreft auszudrücken 
pflegt, nachdem die Vollſtreckbarkeit des Urtels durch el der für das 
einfache Erefutiondgejudy beſtimmten einjährigen Friſt erloſchen; unri 
tig iſt es, weil die Vollſtreckbarkeit des Urtels erſt mit der Verjä 
rung der Verbindlichkeit ex judicato erliſcht. Die Unſicherheit und 
Verwirrung iſt aus der Vermengung verſchiedenartiger Dinge, aus der 
unrichtigen Ausdrucksweiſe und aus unzutreffenden Frageſtellungen 9") 
entſtanden und wird dadurch erhalten. Deshalb bedarf es der Klar⸗ 
ſtellung der rechtlichen Natur, des Zweckes und des Gegenſtandes der 
actio judicati. 

1) Die Judikatsklage iſt eine andere Form des Exelkutionsgeſuchs 
und wie dieſes —— prozeſſualiſcher Natur. Sie muß, um es zu 
vermeiden, den alten, bereits ausgetragenen Streit wieder vor Gericht 
zu ziehen und dadurch die Sache zu verwickeln und unklar zu machen, 
ausdrücklich nur aus dem Urtheil begründet werden, ohne ſich uf das 
urfprüngliche Rechtöverhältni zu ftügen, und nur erwähnen: ob der 
Gegner ſchon etwas gethan oder unterlajjen hat, um dem Urtheile Ge- 
nüge zu leiften, und was hierzu noch zu thun übrig ift. Daß ber Le⸗ 

ittmationspunft berüdfichtigt werden muß, wenn in den Perfonen der 
Parteien eine Veränderung eingetreten ift, verfteht ſich von felbft. 

2) Diefe andere Form bed Exekutionsgeſuchs und dad dafür vor- 

pejöriebene geregelte Prndebnerfaheen at den Zwed, dem Verurtheilten 
einem fon aus älteren Zeiten herrührenden Urtheile binlängliche 

Zeit und paſſende Gelegenheit zu geben, nachzuweilen, daß die ehemals 
reehtöfräftig feitgeftellte Verbindlichkeit in der Zwifchenzeit ſchon auf Die 
eine oder andere Art gehoben worden fei. Das Mittel entjpricht nicht 
dem Zwede; die Parteien werden genöthigt, zu ihrem eigenen en 
durch Geld» und Zeitverluft zu dem Mittel zu greifen, wenn audy ber 
Zwed ganz fehlt; ed würde genügen, dab der Erequende in dem Halle, 
daß er bergleihen Nachweis zu führen hätte, gegen die Erxekutionsver- 
fügung Widerſpruch erheben Tünnte. Außerdent ift die abjolute Anord- 
nung einer neuen formellen lage und eines neuen ordinatren Prozeffes 
für dad Rechtsbewußtſein und die Rechtsentwidelung geradezu ſchädlich 
geworden, indem fie veranlaft hat zu vergefjen, daß diefe neue Klage 

vo, Man bat 3. B. gefragt und erörtert: ob das Recht des Wechielllänerd aus 
einem nicht mehr vollitredbaren Wechſelerkenntniſſe als ein wechfelmäßiger Auſpruch 
oder nur als ein choilrechtlicher ex juricato geltend gemacht werden könne Sieben- 
haar, Archiv Bd. 14. ©. 34. Cs Handelt fich nicht mehr um den wechfelrechte 
lichen Anfpruch, diefer iſt fchon abgeurtheilt; fondern um Bollftredung bes Wedhfel« 
erfenntnifies, welche Durch das geeignete Mittel ausgewirkt werden muß. 
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im Grunde nicht3 weiter als die imploratio officii judicis um Vollſtreckun 
des Urtheild, nur in anderer Form, tft, und indem fie den Glauben erwe 
bat, daß mit der neuen Klage ein materiell neues Aingereit eltend 
emacht werde, bei deffen Verhandlung alle aus dem alten Rechtsver⸗ 
—* entſprungenen oder in dem erſten Pechtghandel zuläſſig gewe— 
enen, aber verſäumten Einwendungen nachträglich geltend gemacht wer⸗ 
den könnten, während doch immer nur das mämlüche, nod nicht zum 
Abſchluſſe gebrachte Crefutionsverfahren fortgefeht wird. Dies ıft von 
dem Obertribunal verfannt, und es gehört hierher, deſſen Vernünfteln 
in einem foldhen Falle zu beleuchten. Sch werde den Tihatbeftand des 
Falles und die Ausführung des Obertribimald wörtlich vortragen und 
der beſſern Weberficht wegen in der Leptern meine ®egenbemerkfungen 
Satz ge hp in Parenthefe einſchalten d). „Der Kläger hatte gegen 
den Verllagten, den Indoſſanten eines Wechſels, ein Wechfelurtheil er- 
ftritten. Aus diefem ftellte er die Judikatsklage an. Gegen fie erhob 
der Berklagte den früher niht geltend gemadten Einwand: er 
ſei zu dem Giro von dem Kläger argliftiger Weiſe verleitet worden. 
Der zweite Richter eradhtete diefen Einwand für zuläſſig.“ Das Ober 
tribunal verwarf die hiergegen eingelente Stichtigfeitäbeiuiwerbe auß fol- 
genden Gründen: „Der Kläger het feine Klage ledigli ri das im 
orprozeß ergangene, die Erefution nicht mehr zulafjende Wechſelerkennt⸗ 
niß gegründet, zu ihrer Fundamentirung Nichtd weiter, ald jenes Judi⸗ 
fat beigebracht, auch ausdrücklich gelagt, er beunttage die Verurtheilun 
des Berlingten, indem er aud dem Wechſelerkenntniß Page, und es iſt 
daber richtig —, daß er lediglich die Judikatsklage ange- 
ftellt bat. Die Form diefer Judikatsklage und ber rogeffunlifchen 
Verhandlung derfelben ift im 8. 14. Tit. 28. Th. J. A. G. O. und 8. 1. 
Nr. 3. der B. vom 1. Juni 1833 für alle Sudifatsflagen vorgefchrie- 
ben, es ift fein Unterlhieb gemacht oder nur angedeutet, ob dad zum 
Grunde Itegende Zudifat ein Wechſelerkenntniß fet oder nicht, und es 
müffen daher gegen die Judikatsklage aus einem Wechſelerkenntniß alle 
Einwendungen zuiffig fein, welche gegen jede andere Judikatsklage er- 
hoben werden koͤnnen.“ (Soweit Tann der Syllogigmus ler denn 
die im Oberſatze vorgetragene thatſächliche Unrichtigfett, daB in dem 
8. 14. ımd im 8. 1. Dr 3. die Form der Judikatsklage vorgejchrieben 
jet, bat auf die Konflufion feinen Einfluß; nur von den matertellen 
&rforderniffen ift im 8. 14. die Rede, von ber Form der Klage, 
d. h. des Libells, kommt in beiden Stellen fein Wort vor. Nach die⸗ 
fer Gleichſtellung aller Judikatsklagen ohne Unterſchied der Art des Pro- 
zeſſes, in welchem das Zudifat erwirft worden, follte man erwarten, es 
werbe eine Einrede vorgeführt werden, welche gegen gebe Indikatsklage 
und „Daher auch gegen die Judikatsklage aus einem Wechſelerkenntniß 
erhoben werden könne. Darin würde man fich jedoch täufchen, die Ge⸗ 
Dankenfolge in der genommenen Richtung ift ohne Abjchluß und ohne 
Debergang abgeriffen und ed wird, wie Tofgt fortgefahren:) „im Ge⸗ 


) Der Rechtöfall u. das Erf. des Obertr. vom 18. Dezember 1860 ift mit 
getheilt Im Archiv für Rechtöfälie Bd. 39. ©. 290 ff. 
Zeitſchr. f. Geſezgebung u. Rechtepflege. I. 33 
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entbeil (follte wohl beißen: noch mehr, menigftens ift Died der 

Sinn des Gedanfens), es tritt zu Gunften des Verklagten in Beziehung 

auf ee ine 2 je und rechtöfräftig geivordene Mandate des Man— 

Datöprozeffed eine Befugniß hinfichte der im urfprünglichen Prozeſſe 

nicht erhobenen oder doch nicht erwiejenen Cinwendungen ein, welche 

berjelbe genen andere Zudifate nicht hat, er darf fie nad) den 88. 29. 

52 f. 2.27. Th. J. A. G. O. und $.3. Alin. 5. der V. vom 1. Sunt 

1833 in separato geltend machen, er darf fie folglich (2) auch vor- 

bringen, wenn die Sudifatöflage gegen ihn angeftellt wird.” Dies iſt 

die Beweiäführung. Damit führt Es zunächſt einen Schlag gegen ſich 
jelbft uud feine eigene Autorität, indem ed in einem zwei Tahre älteren 

Urtheil wörtlid ausführt: „Die Feſtſetzungen des —** ſind für 

beide Theile von bindender Kraft, und wirken für den Kläger ein neues 

Klagerecht, für den Verklagten den Verluſt ſeiner Einwendungen gegen 

den urſprünglichen Anſpruch“2). Sodann iſt gegen feine neue Aue- 

führung zweierlei zu ſagen. Erſtens, daß von den in einem Prozeſſe 

nicht erhobenen Einwendungen nicht das Gleiche gilt, wie von illi⸗ 

quiden oder in einem Exekutiv⸗ (Mandats-) Prozefje nicht zuläfligen 

Ginwendungen; zweitens, daß die Judilatöflage etwas anderes ift, als 

der Separat-Prozeß für illiquide und an fi im Erefutiv- (Mandats-) 

Prozeſſe unzuläffige materielle Rechtdeinwendungen. Beides ſoll hier 

nachgemwiejen werden. 

a. Die in einem Prozefle in den vorgefchriebenen Friſten nicht 
erhobenen Einwendungen find mit der rechtäfräftigen Entſcheidung 
des Prozeſſes erloſchen; denn jo jagt dad Gefep: 

‚Wer in einem Prozeffe von feinen Einwendungen gegen eine 
wider ihn ausgeflagte Forderung innerhalb der durd die Geſetze be: 
ftimmten $riften feinen Gebrauch macht, wird derfelben auch ohne 
weitere Entſagung verluftig.“ 

„Welche Arten der Einwendungen aud) nadı erfolgter rechtskräf⸗ 
tiger Entſcheidung noch gebraucht werden fünnen, beitimmt die Pro- 
sehorbnung- vs), 

Die Prozehordnung Tennt an Arten von Einwendungen, weldye 
auch nad) erfolgter rechtöfräftiger Enjcheidung noch gebraucht werden 
fönnen, nur die |. $: privilegirten, noch in der Crefution aulälligen 

Einwendungen’). Außerdem finden ſich im Titel über den alten 

ſelprozeß und über den ehemaligen erefutiviichen Prozeß Borfchriften 

über die Behandlung der vorgebradyten Einwendungen, welche in Diefem 

Berfahren entweder nicht uläftig find, oder, wenn zuläſſig, nicht liquide 
gemacht werden können. Im Titel vom Wechſelprozeß heit e8: 

| 8. 29. „Sept der Wechielbeflagte Einwendungen entgegen, die 

nicht ſofort liquid gu machen find, fondern einer näheren Erörterung 

bedürfen; jo muß der inftruirende Depulirte diejelben zwar ganz kurz 

im Protofolle bemerfen, keineswegs aber bei deren näherer Erörterung, 


2 
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v2), Erf. vom 28. Januar 1858 (Arch. f. Rechtsf. Bd. 32. ©. 178). 
ALM. I. 16. 88. 388 und 384. 
»+) Ebd. I. 24. 88. 35 ff. und B. vom 4. März 1834. $. 6. 


der auf eine Reiftung gerichteten Urtheife durch Zeitablauf ıc. 511. 


viel weniger bei Aufnehmung der darüber efwa angegebenen Beweis⸗ 
mittel, ſich aufhalten.“ 

$. 52. „‚Wenn nun der Richter auf dies Protokoll das wechſel⸗ 
mäßige Erkenntniß abfaßt, jo muß er zugleich in einer befonberen 
Reſolution basjenige verfügen, was erforderlich ift, um die Sache zur 
weiteren rechtlichen Verhandlung in derjenigen Art des *— 
wozu ſich ſelbige nach der Natur und Beſchaffenheit der angebrachten 
Einwendungen oder Gegenforderungen quilificirt, gehörig einzuleiten. 
Mit diefer Inſtruktion muß alsdann jofort, en während ber Ap- 
pellation oder Erefution, ununterbrochen verfahren werden.“ 

$. 53. „Die Separatinitruftion gehoͤrt in der Regel allemal für 
denjenigen Richter, welcher in der Behfelfuce erfannt bat, wenn auch 
der vorige Wechfelfläger und jegige Beklagte einen anderen ordent⸗ 
lichen &erichtäftand hatte —*. 

$. 54. „Bei diefer Separatinftruftion Tann ber vormalige Be 
jelbeflagte alle feine Einwendungen gegen die Forderungen des Wech⸗ 
jelfläger8 ausführen, wenn er auch derjelben in dem Wechjelverfahren 
nicht gerät ätte, oder fie in dem elprozeſſe, aus Mangel 
am Beweije, ausdrücklich verworfen worden wären.‘ 

Diefe Borfchriften fanden auch im erekutivifchen Prozeffe Anwen: 
dung >), fie waren überhaupt aus dem ſächſiſchen Exekutivprozeſſe ent- 
nommen ’c). Für den Mandatöprozeb ift in ähnlicher ee vorge⸗ 
—— „Wird der Einwand unerheblich oder unerwiejen befunden, 
o wird auf Bollitredung des Mandate erkannt, und die Appellation 
gegen ein ſolches Urtheil kann die Exekution nicht Sr m In bei» 
den Fallen bleibt dem unterliegenden Theile die Verfolgung feiner An- 
ſprüche im befenderen Prozeffe vorbehalten“ 9). Won nicht erhobe- 
nen Einwendungen iſt nicht mehr die Rede, worauf jedoch hier fein 
beſonderes Gewicht gelegt werden fol; biefe können Leicnuch geltend 
gemacht werden, wenn die Zeit zur Anbringung einer Wiederflage wahr: 
genommen wird, wie e8 ja die Vorſchtiften der Progeborbmung norand- 
jepen. Denn das darin angeordnete Separatum ift eben ber befondere 
Prozeß für die in dem Berfahren über die Vorklage angemeldete Re- 
fonvention; der Vorkläger ift in dem Separatum der Beklagte ımd ber 
Vorbeflagte ift jept der Kläger?%). Wer von biefer Wiederklage nicht 
Gebrauch macht, der verfäumt die „durd die Gefepe beitimmten Fri⸗ 
ſten“, innerhalb der er feine Einwendungen gegen eine wider ihn aus—⸗ 
eflagte Forderung geltend machen Tann, und er wird derſelben verlu- 
ig (9). Mit diefem Rechtögrundfage ift der Ausſpruch des Obertribu- 





05) A. G. O. 1. 28, 88. 4. 13. 

v6, M. ſ. unter Anderen: Danz, jummarifche Progeffe 8.29. u. Rote c dazu, 
8. 36. u. Note e dazu. 

07,3, vom 1. Juni 1833. 8. 3. Alin. 4 u. 5. . 

ve, G. O. 1. 27. 8. 53. — Wernher, Obserrat, P. IV. obs, 1. nr. 109: 
-- „si is, qui chirographum dedit, adversario haud praeveniat (mit der Klage auf 
Annullirung des Snitruments), sed tamdiu expectet, donec cuntra ippum executive 
ab altero agatur, nulla, quae in altiori indagine consistit, exceptio admitti, sed in 
reconventionem rejici solet.“ zz⸗ 
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nals unvereinbar. Die Wechfelerfenntniffe und rechtöfräftig gewordenen 
Mandate machen biervon feine Ausnahme, die deöfallfige Behauptung 
des Tribunald hat keinen Nechtöboden, ſie ift unbeweisbar. Kein ein- 
mal rechtäfräftig gewordenes MWechjelerfenntnig kann durdy Einwendun- 
gen, welche weder in dem MWechjelverfahren gebraucht, nody in dem vor⸗ 

ejchriebenen Separatverfahren durch Wiederklage geltend gemacht wor- 

en find, weiter angefochten werden; es muß auf Verlangen ded Siegers 
jchlechthin vollftredt werden, falls ihm nicht eine f. g. privilegirte Ein- 
rede noch entgegengejeßt werden kann. Jene Zeitwerfäumung hindert 
freilich nicht, ein echt, welches felbftitändig eine Klage zu begründen 
geeignet ift und auch als Einwand gegen die ner Rede gebraucht 
werden können, fpäter, nach völliger Grlebigung der Wechielfache, noch 
Hagend zur Geltung zu bringen. Allein diefer neue Prozeß iſt Fein 
Separatum im Sinne jener Prozeßvorſchriften und ganz ungeeignet, die 
Rechtskraft des Wechſelerkenntniſſes aufzuheben oder defen Bollitredung 
aufgubalten, ed fet denn aus Gründen, welche die Forderung auf Sicher: 
ftellung, beziehungsweiſe Depofition rechtfertigen. 

b. Die Judikatsklage des hentigen Gemeinen wie ded Preußiichen 
Rechts iſt Fein materielles Nechtsintitut, es tft fein ‚„jus, quod sibi 
debeatur, judicio persequendi“ "®); dieſes jus ift (den ausgeübt wor⸗ 
den, das judicium hat ſchon ſtattgefunden, das quod sibi debeatur iſt 
in dieſem Judizium bereits abgeurtheilt und es handelt ſich nunmehr 
nur noch um die füllung des vorliegenden rechtskräftigen Urtheils, 
um die Exekution, welche an dem gänzlichen Abſchlufſſe des Judiziums 
noch fehlt. Die Judikatsklage iſt daher nichts anderes, als eine andere 
Form des ſimpeln Exekutionsgeſuchs, alſo ein Prozeßakt in einem noch 
kurrenten, nur eine Zeitlang liegen gebliebenen Prozeſſe und bezwedt, 
dieſen nun vollends zum Abfchluffe zu bringen. Juriſtiſch undenkbar 
ift ed, biergegen ſolche Einwendungen, welche aus dem zur Klage 
gebraten (in judicium bdeducirten) und rechtäfräftig abgeurtheilten 
Sach⸗ und Rechtsverhaältniſſe entipringen oder damit zufammenhängen, 
nachträglich vorbringen zu bärfen und dadurd das bereitd außer Streit 
geſetzte Recht in Diefem jelbigen Verfahren von vorne ftreitig zu 
machen 100), Das würde nur dann rechtlich möglich fein, went der 
Kläger, welcher aus der erwirkten rechtöfräftigen Berurthetlung des Be- 
klagten noch nicht befriedigt worden, anftatt die Grefution zu betreiben, 
von Neuem mit der urfprünglichen, bereits abgeurtheilten Klage Tlagte. 
Ift er jo unvorſichtig, das urfprüngliche Sach- und Rechtsverhältniß 
zur Begründung ſeiner neuen, wenn auch „Judikatsklage“ betitelten 


»e) L. 51. D. de obligat. et act. (XLIV. 7); Pr. Inst. de act. (IV. 6). 

100) Zu biefem Ergebniß gelangt auch der Appellationegerichtärath Joho w zu 
Poſen in feinem uffaße. Die Wechſel⸗Judikats⸗Klaͤge auf ber Srunbiog des preu⸗ 
hiſchen Prozeßrechtes beleuchtet, in Siebenhaar, Archiv Bd. 14. S. 35.; und 
das Obertr. ſelbſt führt in einem Erk. v. 24. Februar 1857 GBorchaärdt, Wechſel⸗ 
Ordnung Zuſ. 870. der 2. Aufl. u. Anm. 409. ©. 328. der 3. Aufl.) aus, Pat gegen 
bie Wechfel⸗Judikatsklage nicht alle Einreden geltend gemacht werben fünnten, fendern 
in separato zu verfolgen ſeien. In dem fpäteren Ext. v. 13. Dezember 1860 wider« 
Ipricht und widerlegt Es ſich zwar wieder, dieſes Erf. ift jedoch fchen vorhin (Tert 
zur Note 91) gewürdigt worden. 
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Klage herbeizuziehen, jo muß er fich alle, a früher verfäumten 
Einwendungen gefallen lafien; er verleugnet ja jelbit die Res judicata, 
kann ſich aljo darauf auch gegen die Einwendungen nicht berufen. Ob 
er dies koͤnne: dieſe Frage wird duch das biöher über die Judikatsklage 
Gejagte nicht berührt, ſie hängt auch mit der Vollſtreckung des verur- 
theilenden vechtöfräftigen Urtheild und mit den Mängeln des Erefutions- 
erfahrend nicht zufammen, fol aber bei diefer Gelegenheit am Schluffe 
dieſes Abſchnitts mit erwogen werden. | 
3) Der Gegenftand ni wie jo eben genügend dargelegt worden, 
lediglich die Erelution des vorliegenden rechtskrä Kgen Urtheils, weswe⸗ 
gen ah ſ. 4 Klage gar nicht in das materielle Recht gehört und von 
eigentlichen Rechtseinwendungen aus dem abgeurtheilten Rechtsverhält⸗ 
niſſe gar nicht ergriffen und entfräftet werben kann. Welcher Art bie 
Einwendungen, außer den f. g. privilegirten, noch in der Exekution zu- 
läffigen, find, habe I ihon an einem anderen Orte ausführlich vor- 
getragen 10. Hinſichtlich des Antraged (Petitumd) im Libelle ift zu 
emerfen, daß, wenn das Urtheil au eine Leiſtung oder Zahlung in be⸗ 
nannten Zahlen lautet und feine Liquidation mehr erforderlih, auch 
feine Abjchlagäleiftung geſchehen ift, nicht etwa auf eine nocdhmalige 
Verurtheilung, deren es ja nidyt mehr bedarf, fondern einfach darauf 
anzutragen tft: zu erkennen, daß das Urtheil zu vollitreden. Wäre 
eine bichlägliche Leiſtung erfolgt, welcher in dem Slagevortrage gehö- 
rige Rechnung getragen werben müßte, jo würde der Antrag lauten: zu 
ennen, daß dad Urtel auf den Betrag von jo und fo viel, nebit Zin- 
fen von dem und dem Tage, zu vollitreden. 


si 


Hieran ſchließt ſich die kurze Betrachtung der Frage: ob die alte 
abgeurtbeilte Klage wieder gebraucht werden fünne, wenn Der Sieger 
feine Befriedigung auf das erwirkte Urtheil erhalten hat. Vom praf- 
tiihen Standpunlte aus erjcheint diefe Frage als eine müſſige Schul- 
frage, denn ein praftifcher Vortheil des Klägerd ift bei dem aber- 
maligen Gebrauche derjelben nicht erſichtlich. Man bat die Frage 
meiftend auch nur an Enticheidungen gefnüpft, welde in befonderen 
Prozeßarten, namentlich in fchleunigen oder abgefürzten Prozeſſen, 3.8. 
in Poſſeſſorien⸗ und Wechjelprozefjen ergangen waren und eine ander- 
weite erihöpfende Crörterung und Ent Seibung des ganzen fireitigen, 
aber in diefer Ausdehnung nicht in judicium deducirten Rechtsverhält⸗ 
niſſes nicht ausfchließen. Für vielen Reſt des Rechtsverhältniſſes ent- 
jcheidet der Rechtögrundfag: was durch das ergangene Erkenntniß gar 
nicht oder nicht en gültig abgeurtheilt ift, dad Tann eben noch klagbar 
emacht (in judicium bdeducirt) werden. Diefer Umſtand aber kann Die 

olfftredung des erwirkten Urtheild ebenjowenig hindern, ald die pro⸗ 
vilorijce Bolitredbarfeit eines Urtels durch die dagegen eingelegte Ap- 
8 atton aufgehalten wird: Exekntion und neues (oder Appellations⸗) 
erfahren laufen getrennt neben einander. Alſo: die Vollitredung bes 


101) Anleitung zur preußifchen Prozeß⸗Praxis, TH. 1. 8.110. Nr. EV. ©. 460 ff. 
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Mechielerfenntniffes muß ihren DBerlauf nehmen, mag ber Wechfel- 
—X wegen des Geſchäfts noch a lee Ynfpr e haben, wie 
immer. Diefe findet denn auch in der Theorie feinen erheblichen Wi- 
derfpruch, wohl aber tft man ſchwankend und ungewiß darin: wie man 
die Sache anzufaffer habe, um fte praftifch durchzuführen. Juen (100) 
äußert Jich darüber fo: „Wird nun aus einem nicht mehr vollitredbaren 
Judikate, dad im Wechfelprozefje ergangen, geflagt, fo fragt es ſich zu- 
nächſt, ob das Recht des Klägers als ein wechjemäht er Anſpruch oder 
nur al8 ein civiltechtlicher ex judicato gelten gemacht werden kann.“ 
Wie die Frage zu verftehen fei, wird dur bie Bezugnahme auf ein 
Urtheil des Karmergerichts vom 7. März 1857 deutlicher, worin gejagt 
fein el daB aus einem Wechſeljudikate auf Zahlung der Forderung 
nur bei Vermeidung der gewöhnlichen Erefution, nicht aber bei 
Bermeidung der Wechfel- Erefution geflagt werden fünne. Damit foll, 
wenn ich ed recht verjtehe, die Zuläfftgfeit der perfönlichen Wechſelhaft 
abgeiprochen werden. Um wieder zum MWechjelarreft zu gelangen, fell 
von Neuem mit der alten Mechjelflage geklagt werden. „Das Judikat 
jetbft — meint dad Obertribunal — bat, wenn die Friſt, innerhalb 
weldyer die Erefution daraus nachgefucht werden muß, verftrichen ift, 
die Kraft eines vollftredbaren Erkenntniſſes verloren, und es bedarf da- 
ber in einem ſolchen Falle einer nochmaligen Berurtbeilung ded Schuld- 
nerd, wenn dem Gläubiger zu feiner Befriediqung verholfen werden 
ol. — Die dem Gläubiger Beigelegte Befugniß, lediglih aus dem Ju⸗ 
ifate zu Tlagen, hindert ihn nicht, bei der neuen Klage auf dad Ge⸗ 
ſchäft jelbit, worauf feine erfte Klage beruhbte, wieder zurückzugehen, und 
ed muB died fogar, wenn ed fih um einen Wechſelprozeß 
FEN geſchehen, weil fonft eine anderweite wecdjelmä- 
ige Berurtheilung des Wehfelfhuldnerd nicht erfolgen 
fann 02), Und in einem von Johow !v%) angeführten nicht abge- 
druckten Crlenntniffe des Obertribunald vom 21. Mai 1864 foll gefagt 
ſein, daß, da der Kläger feinen jept geltend gemachten wechſelmähigen 
Anſpruch auf den nit verjährten Wechſel und dad rechtskräf— 
tige Erkenntniß des Vorprozeffes gegründet habe, die Zuläfftgfeit 
und Begründetheit diefer von Neuem erhobenen Wechielllage feinem 
Bedenken unterworfen jei. — Diefe ganze Auffaffung und Vorftellung 
iſt unklar und konfus, ohne juriftifhen Boden, beherricht von dem fal- 
chen Begriffe der Judikatsklage. ie Stage: ob das Recht des Klä⸗ 
gers aus dem Wechſeljudikate ein wechfelmäßjiger Aniprud oder nur ein 
eivilrechtlicher fer, hat feinen realen Inhalt; ein praktiſches Bedürfniß 
zu einer nochmaligen Verurtheilung des ——— —— behufs An⸗ 
wendung der perſoönlichen Haft als Exekutionsmittels iſt Einbildung, die 
m erurtheilung Steht Schon rechtäfräftig feft und braucht nicht wiederholt zu 
werden, auf Daß in der Form eined Klagelibelld angebrachte Erefutions- 
geſuch braudyt nur erfannt zu werden, dab das rechtöfräftige Urtheil zu 
vollitreden. Damit verfteht fid) die Mechjel-Erefution von felbft. Man 


02) Erf. vom 25. April 1857 (Arch. f. Rechtsfälle Bd. 24. ©. 210). 
103) Siebenhaar, Archiv f. deutſches Wechſelrecht Bd. 14. S. 34. 
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ſchafft In hd nicht vorhandene Schwidrigkeiten, um zur Beſiegung der⸗ 
jelben ein Rechtsinſtitut zu erfinden, welches ein P fertig * denn 
ein Klagerecht (actio), welches aus der Judikatsklage und dem alten 
rechtskräftig abgeurtheilten Wechſelrechtsverhältniſſe zuſammengeflickt wäre, 
iſt in der Wirklichkeit nicht vorhanden, dieſes geiſtreich zuſammengeſetzte 
Unding iſt eine Seeſchlange. Bei dieſer Dichtung iſt denn ——— 
gend auch vorausgeſetzt, daß die alte abgeurtheilte Klage nicht konſumirt 
oder, wie es ſonſt ausgedrückt zu werden pflegt, daß die urfprüngliche 
Obligation durch die res judicata nicht novirt ſei. Nach einem 
Necht ift man hierüber, wie im Abjchnitte I. nachgewieſen, nicht ein⸗ 
verftanden und das A. 2. R. entſcheidet die Frage nicht ausdrücklich. 
Die Unterftellung des Oberiribunald tft jedoch nad den Grundſätzen bed 
preußiſchen Rechts richtig 4, Allen das Obertribunal iſt fih auch 
un wieder nicht konſequent geblieben, indem Es in dem fdyon vore 
in angeführten Erf. vom 28. Januar 1858 ausführt: „Bei einer Un-⸗ 
terbrehung durch Anftellung der Klage läßt Pr. Nr. 2579. für bie 
neue et eine ber urjpränglichen gleiche Friſt gelten. Andere 
verhält es fich, wenn ein rechtöfräfttges Urtheil ergangen it. Für das 
Gemeine Recht ſtellt Savigny, ftem Bd. 5: ©. 325. die Regel 
auf, daß alsdann die 30jährige Klage» Verjährung zur Anwendung 
fomme, weil das rechtsfräftige Urtheil der Sache nad eine 
wahre Novation enthalte, aus demjelben ein neues Klage- 
recht entitanden, und dieſes der gewöhnlichen Verjährung unterwor- 
fen jet. Daſſelbe Rejultat ergiebt [9 — nad dem gemeinen Land: 
rechte. Die Feſtſetzungen des Judikats find für beide heile von bin- 
dender Kraft und wirken für den Kläger ein neues Klagerecht, für den 
Berllagten den Verluſt feiner Einwendungen gegen den nripränglichen 
Anfpruch* 105). Hier macht alfo das Obertribunal die Theorie von ber 
Nopation des alten singerechte Sbligetion) durch die res judicata 
auf ber Unterlage des Allgemeinen Landrechts zu der einigen, während . 
dafielbe vorher in dem Erf. vom 25. April 1857 (102) und auch wie 
der nachher in dem Erf. vom 21. Mat 1864 ('9%) fin die fortdauernbe 
Kraft und Anwendbarkeit des urfpränglichen Klagerechts plaidirt Bat. 
Es ift fomit ungewib: ob das Obertribunal eine eigene Meinımg habe 
und welhe Meinung feine wahre ke; aber es muß fonftatirt werden, 
dad; demfelben bei der Aneigmung der v. Savignyfchen Meinung ein 
Verſehen begegnet ift, denn v. Savigny hat bad, was er Bd. 5. 
©. 325. von der Novation gejagt hat, in dem folgenden Bande 6. 
©. 26. und 307 ff. widerrufen und tft ſchließlich für die Fortdauer 
des alten Klagerechtd eingetreten. Cr fagt hier am Schlufje feiner 
Ausführung: „Faſſen wir Die oben erörterte Streitfenge (von der Kla- 
gentonfumtion, der damit verbundenen negativen Funktion der Einrede 
der Rechtöfraft und von der Zerjtörung der früheren Klage durch No« 
vation mittelſt des rechtöfräftigen Urtheils) kurz zufammen.. Die R- 
mer hatten in ihrem Prozeß einige alte Rechtsinftitute, die zu Juſti⸗ 


100) M. Lehre von dem Netergange er Forderungsrechte 8. 51. ©. 298 ff. 
‚0, Archiv fie Rechtsfälle Bd. 32. ©. 177. 


zis C. 8. Roc: Ueber das Erloͤſchen der Vollftredbarkeit 


niand Zeit längft berkömunden waren, uns aber in ber neueften Zeit 
befannt geworden find. In diefen Inftituten war Vieles ganz formell 
und biftorifch, Anderes beruhte auf einem allgemeinen und bleibenden 
praftiichen Bedürfniffe, da8 eben durch jene geichichtlichen Formen da⸗ 
mals feine Befriedigung erhalten follte. In den anderthalb tanfend 
Jahren, I weldhen jene Formen aa bat das praktiſche Be⸗ 
dürfniß ſtets fortgedauert, und man hat ſich auf andere Weiſe zu helfen 
geſucht, beſſer oder ſchlechter mit mehr oder weniger deutlichen e= 
wußtjein. — Jetzt werden jene alten Formen entdedt und wir finden, 
dab die Römer folche gebraucht haben, um praftifche Bedürfniffe zu be= 
friedigen, die auch wir biöher anerkannt haben. — Die neue Entdedung 
eigt und alfo, daß wir uns das bleibende Weſen jener alten Rechts— 
inftitute unter anderen Formen und Namen wirklid angeeignet haben, 
und diefe Beftätigung der Nichtigkeit unfered Verfahrens ni ſehr an⸗ 
iehend und belehrend. Sollen wir aber deshalb die alten Namen und 
—* hervorſuchen und in dem en Prozeß von Klagefonfum- 
tion, negativer Funktion, Novation Iprehen? Sch muß ein foldes 
Berfahren durhaus für eine falſche, verwirrende Gelehr— 
famteit erklären, für einen Weg, der von der Wahrheit ab- 
zuführen geeignet ift*. Somit wird der Sap feſtzuhalten jein, 
daß nad preußiſchem Rechte die rechtskräftige Entſcheidung feine nene 
Obligation an die Stelle der urfprünglichen fept, d. h. nicht novirt, 
fondern die alte Obligation, injoweit fie ftreitig geworden und klagbar 
gemacht (in judicium deducirt) worden war, für immer außer" Streit 
gelest wird. Daraus folgt aber keineswegs, wie Dad Obertribunal ohne 

egründung in den oben angeführten beiden Erfenntnifjen vom 25. April 
1857 und vom 21. Mat 1864 ald eine ſich von felbft verftehende 
Sache len bat, dab der Kläger ganz nad Gefallen und Will- 
für mit der früheren, bereits abgeurtheilten Klage von Neuem Klagen 
fünne. Dieſes kann der Beflagte mit der Einrede der Rechtskraft 
(ezceptio rei judicatae) vereiteln, may er freigefprochen oder verur- 
theilt worden fein infoweit nämlich der urſprüngliche Anſpruch durch 
die Klagbarmadhung in judicium deducirt und der Aburtheilung des 
Richters unterbreitet worden war; der Kläger fann nur die vorhandene 
rechtöfräftige Verurtheilung vollgiehen Injjen. Das durdy die biöherige 
Crörterung gewonnene Grgebnih ift, dab der Wechjellläger durch den 
Einwand der rechtöfräftigen Entſcheidung verhindert werden kann, die 
alte abgeurtheilte Wechſelkiage von Neuem zu gebrauchen, mag er a 
im ordinairen, oder im Wechjel:, oder im Mandatd-Prozefje verfuchen. 


II. 


Der nun dargeftelltd Abſchnitt des preußiſchen —— von der 
Erekution zeigt wohl Fein erfreuliches Bild. Die vielfachen Unzuträg⸗ 
a hanı bie Nöthigung zu unnöthigen Foftipieligen Prozeſſen mit ben 
f daran hängenden Kontroverfen, die durch umberechtigte Ausflüchte 
er Schuldner, wog die A Ara Vorſchriften Vorſchub leiften, 
verurſachten Verſchleppungen u. |. w. drücken das rechtsbedürftige Publi⸗ 
fum, welches Abhülfe und Rechtsſchutz ſtatt des Herumzerrens durch alle 
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möglichen Inſtanzen noch im Grefutiondverfahren fordert. Wie Dieje 
Abhülfe zu gewähren, ift bald gejagt und bei gutem Willen leicht ge- 
than. Dazu ift erforderlih: 1) das eigenthüm ae erfahren mit ſei⸗ 
nen Abftufungen und verfchiedenen, zu Rechtsirrthümern Anlaß geben- 
den Formen und verfchollenen alten Namen nad den Vorſchriften ber 
Allgemeinen Gerichtöordnung muß aufgegeben werden. 2) Die Mobi- 
liar: und S®erjonal- Erelution ift in die Hände aba gehdrig 
qualifizirter Gerichtöbenniten zu legen. 3) Die Vollitredbarfeit des er- 
efutorifchen Titels muß mit der Verjährung des Rechts' jelbft von glei⸗ 
her Dauer fein, ohne dab es einer Erireuerung des Titels Biber 4) 
Dem Schuldner muß die Möglichkeit gefichert werden, durch Widerjprud) 
bei dem Richter gegen unbegründetes Einfchreiten des Gerichtövollgieherd 
Schutz A fuchen, zugleich muß aber auch der Gläubiger in der endlichen 
Verwirklichung feines erfämpften Nechtd gegen ungeredjtfertigte Auß- 
flüchte oder Ränke des Schuldners gefichert werden. 5) Der Wider: 
* darf nicht auf Einreden geprünbet werden, welche in ihrer Ent- 
ehung älter — als das zu vollſtreckende Urtheil. 

Eine nach dieſen Grundzügen durch zweckentſprechende Vorſchriften 
ausgeführte Exekutions-Ordnung würde den jetzt beltebenden Beichiwerden 
genügend abhelfen. Die Einzelnheiten würden hier zu weit führen und 
müffen deshalb einem befonderen Nufjape vorbehalten bleiben. 
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Ueber das Recht des Teſtaments-Exekutors auf den Beſitz der 
Nachlaßmaſſe nnd die juriſtiſche Qualifikation feined Befites. 


Bom Profefjor Dr. Paul Hinſchius zu Berlin. 


Die Lehre von den Teftamente-Erefutoren ift in der Doftrin noch 
nicht zu einem feften Abſchluß gelommen, und die Uneinigfeit über das 
bem Injtitute zu Grunde liegende Prinzip hat felbftverftändlich eine Un- 
icherheit der Behandlung der einzelnen einſchlägigen Detailfragen zur 
Solge. In Anschluß an eine frühere Erörterung (über die rechtliche 
Stellung der Teſtaments-Exekutoren, insbeſondere ihre Aftiv- und Paſſiv— 
legitimation in den die Erbſchaft betreffenden Prozefjen in der preu— 
Bien Anmaltözeitung von 1866. ©. 753 ff. 771 ff. 784 ff.) will ich 
ie in der Ueberfchrift näher bezeichneten Punkte hier einer genaneren 
Befprehung nad gemeinem und preußiſchem Recht unterziehen. 

An dem gedachten Ort ©. 764 ff. habe ich ah gefucht, 
daß die Heranziehung des Mandats für die juriftifche Konftruftion des 
Inſtituts ſowohl nach gemeinem, wie nach preußiſchem Recht zu ver- 
werfen ift, und die Definition defjelben dahin fornulirt, daß die Teſta— 
ment3-Grefutorie ift 

die vom Zeftator auf den Todesfall an eine oder mehrere Perjonen 
ertheilte Befugniß, Diejenigen Handlungen und Rechtsgeſchäfte, welche 
zur Konftituirung, Verwaltung und Vertheilung ded Nachlaſſes nö- 
thig find, mit direft für die Erben wirfender Kraft vorzunehmen N). 


1) Zur ‚ermeibung von DR överftänbniflen — man könnte in der gedachten De⸗ 
finition möglicherweife doch wieder einen Anklang an die verworfene Theorie des 

andated finden — bemerfe ich zunächſt, daß ich ebenſo wie Laband („die Stell- 
vertretung bei dem Abſchluß von Nechtögeichäften nach dem allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuch“‘“ in Goldſchmidts und feiner Bitirift für dad gefammte Han- 
delsrecht. Bd. 10. S. 185 ff.) auch für das heutige Hecht Mandat in dent rein rö- 
miſchen Begriff und Bevollmächtigung d. h. Be prib, für einen Dritten Rechte⸗ 
ad mit diefen Direft und allein bindenden Wirkungen einzugeben, unterfcheide. 

ieſe letztere Befugniß, welche dur) Vertrag und von Todeswegen gegeben wer« 
den Tann, ift auch möglih ohne Mandat, jo hat fie der Profurift, wenngleich er 
ben ihm ertheilten Vorſchriften des Prinzipals zuwiderhandelt. Freilich liegt bei un« 
jerer modernen uftalung er Stellvertretung die Sadye fo, daß da, wo ein Mandat 
auf Eingehung von Nechtszeichäften gebt, im Zweifel auch die Konkurrenz eined Be- 
vollmächtigungsvertrages mit dem Mandat angunchmen ift, weil beibe Kontrahenten 
in der Regel davon ausgehen werden, daß die Wirkungen des abgejchlofienen Gefchäftes 
fi direft auf ben dominus negotii und nur auf diefen. eritreden follen. Des Wei⸗ 
teren nad es geftattet fein, hier die nuchftehenden Bemerkungen meines früheren Auf⸗ 
ſatzes S. 765. Folgen zu laflen: „Dean möchte vielleicht fagen, daß der Teftator infofern 
inmer ein Mandat ertheilt, als er ja ftets will, daß der Feftamentserekutor die noͤ⸗ 
thigen Schritte zur Ausmittelung und Bertbeilung des Nachlafjes unternimmt, d. h. 
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In der gedachten Definition ift der Umfang der Befugniffe ded 
Teſtaments⸗Exekutors angegeben, und ich halte den Teſtaments⸗Exekutor 
gu allen in die gedachte Kategorie gehörigen andlungen ſelbſt dann 
erechtigt, wenn der Zeftator feine Stellung nicht näher bezeichnet, ſon⸗ 
dern auch nur die fürzefte Korm der Ernennung (wie 3.2. „zum Boll. 
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einwenden, daß mit der Vollmacht zugleich wenigſtens ein Mandat konkurrirt, und 
darauf hinweiſen, daß derjenige, welcher Jemandem Vollmacht giebt, in der Auktion 
für eine Sache einen gewiſſen Preis zu bieten, ſtillſchweigend damit den Auftrag er⸗ 
theilt, Die Sache innerhalb des geſetzten Limitum zu erſtehen. Trotzdem, daß eine 
ſach Entgegnung auf den erſten Blick ſehr viel für ſich zu gaben ſcheint, halte ich 

e doch für unberechtigt. Für ein folches etwa neben der Stellvertretungsbefugniß 
berlaufended Mandat würde doch der Widerruf der Erben nie befeitigt fein, und der 
Umftand, daß der Teftamentserehutor troß des Widerrufs des Erben von der ihm ein- 
feitig durch den Teftator gegebenen Befugniß Gebrauch machen darf, ohne dem Erben 
verantwortlich zu werden, zeigt ſchon die Haltlofigkeit jener Annahme. Berner wider- 
fpricht auch die Verbindung von Bevollmächtigung und Mandat dein Weſen des In⸗ 

itnted. Wenn der Erblaſſer Teftainentserelutoren ernannt bat, jo hut er die Kon 


—5 und die Verteilung des Nachlaſſes gerade jeder Einwirkung der Erben 


entziehen wollen, er bat damit die hierzu nöthigen Geſchäfte ihrer Willensiphäre ent- 
hoben, und man kann demnach die Erben in diejer Hinſicht gar nicht als domini ne- 
gotii betrachten. Das Refultat ift day Ihrige, nicht aber die Mittel und Wege, daf- 
felbe herbeizuführen. Ebenſowenig läßt der Erblaſſer durch den Teftamentserefutor 
ein ihm eigened Geichäft vornehmen; mit dem Tode fült die Bedeutung der Perfön- 
lichkeit für das Gebiet des Vermögensrechts zufammen, die Vertheilung des Nachlaſſes 
einer Perfon, welche erſt nah dem Kortfall derfelben denkbar ift, kann alfo nicht ale 
Geſchäft Diele nicht eriftirenden Rechtafubjeltece angeleben werden. Das ethiſche In⸗ 
terefie des Teftatore, welches das mederne Anftitut fchüßt, fällt nicht unter den Be⸗ 
griff eines Durch Mandat zu zenlilivenben Seichäftes deſſelben, weil es eben nur darin 
beftebt, daß feine Anweifungen über die Dertbeitung feines Nachlaſſes gehalten wer⸗ 
den. Wenn er den Teſtamentserekutor ernennt und ihm feine näheren Befugniſſe vor- 
fchreibt, richtet er damit freilich an jenen auch die Aufforderung, nach Maßgabe der 
teßtwilligen Berfügung zu handeln, aber bieje äußere einzige Achnlichkeit mit dem 
Mandate macht diefe Verfügung noch nicht zu einen folhen. Die Auferlegung eines 
Modus an den Erben oder Legatar, zu Gunjten eines Dritten, enthäft — auch 
die Anweiſung und Aufforderung bed Teftators, die betreffende Handlung vorzunehmen, 
ift aber noch von Niemandem unter den Begriff des Mandates gebracht worden, 

Die letztwillig ertheilte Deiugniß an bie Teftanientserefutoren ijt Demnach eine 
einfeitige, feßtwillige mit bindender Kraft wirkende Aufforderung, fich der ar 
regulirung zu unterziehen, ihre bindende Wirkung bat fie in der erweiterten Auffaſ⸗ 
fung ber —— ie ſteht außerhalb des Gebietes der Dispoſitionen inter vi- 
vos, auf weichem das Mandat allein feine Etelle hat. Zur Erklärung der direkten 
©Stellvertretung der Erben durch den Teftamsentserefutor bedarf man des Begriffes des 
Mandates ebenfalls nicht, und fo lafſe man ihn ganz fallen, ftatt in die Nothivendig- 
feit verjegt zu fein, das Verhältniß als einjeitin vom Teſtator ertbeilte und nach fei- 
nem Tode vom Exekutor acceptirte Mandatsofferte aufzufaffen. Wer die Mandats- 
theorie feithalten will, muß ch dieſe letztere Konitruftion gefallen laffen. Ja, er 
wird auch gegen folgende Auffaffung der Berufung des Erben nichts einwenden kön⸗ 
nen. Dat der Teſtator einen Erben ernannt, jo bat er offenbar auch ein Dutereffe, 
baß diefer die Erbichaft annimmt; in der Erbesernennung liegt ao unzweifelhaft eine 
ftilljchweigende Aufforderung des Teſtators an ben Erben, die Erbichaft anzutreten, 
und mit derjelben weiter nach dem Inhalt des Teſtaments zu verfahren. Auch bier 
fommen gewiffe Aufforberungen und Anweilungen des Zeftatord an den Erben vor; 
wendet man die Mandatötheorie auf die Ernennung ber Tejtaments- Crefutoren an, 
dann muß man ebenfalls Die Heranziehung dieled Begriffes für das Verhältniß des 
Erben zum Erblaſſer geftatten, denn beide Fälle unter) eiden fi) uur dadurdh, daß 
Der vohan der fehiwillig von Teſtator audgchenden Aufforderungen ein verfchiedener 
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ftreder meines legten Willens ernenne ich den %.*) gewählt hat. Für 
das preußifche Recht bedarf das Feiner weiteren Ausführung, da die ge- 
dachten Befugniffe nach dem Anh. 8. 157. zu $. 421. Zit. 18. Th. UI. 
A. 2. R.2) jedem Zeitamentd - Erefutor ohne Unterſchied zugewielen 
werden. Für dad gemeine Recht dagegen ift dieſe Frage beitrittem. 
Die gemeinrechtlichen Schriftfteller bemerfen mehrfach, dab der ohne nä- 

te Angabe jeiner Funktionen ernannte Teſtaments-Exekutor für die 
—S und Verwirklichung des letzten Willens im Sinne des 
Teſtators Sorge zu tragen eat jo 3. B. Mübhlenbrud, Crläuterung 
der Pandelten. Bd. 43. ©. 417.; Befeler, deutſches Privatrecht. 
2. Aufl. ©. 682.9), indeffen ftellt diefe Formulirung das Verhältniß 
des Teſtaments⸗Exekutors nicht genügend klar. „Sorge tragen“ iſt fein 
beftimmter juriftifcher Begriff, vielmehr ein zweidentiger Auödrud. Der- 
jelbe läßt es unflar, ob damit ein felbitftändiges und rechtlich vom Wil⸗ 
‚ len der Erben unabhängiges Handeln und Eingreifen des Teſtaments— 
Exekutors gemeint fein, oder ob der Erbe in eriter Linie bei allen 
den Raclah betreffenden anne ald das Subjeft der rechtlichen 
Erklärungen auftritt und dem Teſtaments-Exrekutor nur eine Einwirkung 
auf den Willen des Erben durch Ertheilung von Rathſchlägen, Anwei- 
en u. dergl. m. geftattet fein foll. Bei einer Beichränfung deö Te— 
tamentd- Erefutord in der lepteren Weiſe wird a Ernennung und 
Wirkſamkeit jedenfalls in vielen Fällen illuſoriſch ſein. Was ſoll ge 
Schehen, wenn die Erben ſich feinen Anordnungen und Anweiſungen 
widerſetzen? Soll er bier erit gegen diejelben Arreftvorichläge ausbrin- 
en, um die intendirten, teftamentswidrigen Verfügungen zu inhibiren ? 

a8 würde nur nüben, wenn der Erbe die betreffend. Handlung nod 
nicht vorgenommen hat. Denn wer bem Teftaments-Crefutor nur das 
Oorgetragen für die Ausführung ded Teſtamentes oder die Neberwachung 


2) „Hut der Erblaffer in Erbfchaftsfällen, wo Pflegebefohlene mit andern Mit- 
erben Tonkurriren, Zeitamentderetutoren ernannt und war er den pflegebefohlenen Mit⸗ 
erben entweder Teinen Puegen ſchnldig, oder hinterläßt er. ihnen mehr als denſel⸗ 
ben, fo wird die Mitwirkung des vormundſchaftlichen Gerichts bei Sicherftellung des 
Nachlaffes und bei defien Verwaltung nach dem Inhalt der Dispofition, wodurch ber 
Srefutor beftellt wird, beftimmt. Enthält diefe Dispofition keine in ben Geſetzen 


erlaubte Ausdehnung oder Einſchränkung der Gewalt bes Teftamente- .. 


Erekutors, fo bedarf es feiner gerichtlichen Inventur und die Ausmittelung, 
Konftituirung und Verwaltung ded Nachlaffes gehört zu dem Amte und 
"Der Kompetenz ded Erelutord Das vormundfchaftliche Gericht Tonkurrirt bei 
Berlaflenichaften diefer Art nicht unmittelbar, fondern nur durch den von ihm zu di⸗ 
rigirenden Bormund.“ 

2) So auf die Prarid, |. Seuffert, Arhiv Bd. 3. Nr. 73. (O. A. G. 
Dredden), ferner das fächf. Gefetzvuch 8. 2237.: „Der Vollzieher hat für die Auf⸗ 
rechterhaltung und Ausführung des festen Willens, fir Anfertigun eines Rachlaß- 
verzeichniffes und Sicherung der Erbſchaft zu Verden; der En des großherzogl. 
ſiſchen Civilgeſetzbuches Art. 210.: „Der Vollzieher, über deſſen Rechte und Ver⸗ 

gtungen von dem Erblaſſer keine beſondere Beſtimmung getroffen worden tft, bat 
rüber zu wachen, daß ber legte Mille aufrecht erhalten und alle Beftimmungen 
defielben zur Ausführen gebracht werben.” Uebrigens zeigt ſich die Tendenz, bie 
Rechte des Teſtaments⸗Exekutors fo viel wie möglich einzuſchränken, auch in der han⸗ 
noverfchen und braunſchweigſchen Gerichtsprarie. Vgl Seuffert a. a. O. Bd. 15. 
Nr. 34, Bd. X. Nr. 50. 


' 
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des Erben beilegt, kann die Ungültigfeit der ohne Vorwiſſen und Kon- 
end bed Bollftrederd vorgenommenen Handlungen des Erben nicht bes 
aupten. Die Beihränfung der Befugnifje ded Teſtaments⸗-Exekutors 
auf den unbeftinimten Begriff des Sorgetragend und Ueberwachens ver: 
hindert nad dem eben Dargelegten das Reſultat, welches jeder Teftator 
mit der Ernennung eined Exekutors beabfichtigt, nämlich das, die Aus⸗ 
führumg deö legten Willend unabhängig vom Belieben der Erben her 
beizuführen. Wenn überhaupt die Ernennung von Teſtaments⸗ Exeku⸗ 
toren dem Zeftator jene Sicherheit gewähren fell, fo kann ben Erben 
ein felbftftändiges Eingreifen in die Nadlaß- Angelegenheiten nicht ges 
ftattet werden. Das heißt alfo: nur der Teftaments⸗Exekutor {ft das 
berechtigte Organ, welches Die nöthigen Dispofitionen bi8 zur Verthei⸗ 
lung der Maſſe mit dem Nachlaß vorzunehmen und die zur Erreichung 
dieſes Reſultats erforderlichen Geſchäfte einzugehen bat. Alle Handlun⸗ 
gen, weldye zu dem ölonomifchen Zwed vorgenommen werden müſſen, 
die Anordnungen des Teftatord etguführen, alfo die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen in Betreff ber Ausmittelung, Konftitutrung, interimiftifchen 
Berwaltung und Vertheilung des Nachlaſſes gehören zu ber Kompetenz 
jeded Teſtaments⸗Exekulors, wenn feine Befugniffe aud nicht näher 
durch den Zeftator beftimmt find %). 

Mit Rüdficht hierauf Tann ich aud den für dad gemeine Recht 
bervorgehobenen Grundſatz nicht billigen, daß im Zweifelöfalle die bem 
&rben durch die Beftellung des Zeitamentd - Crekutord ale ne Be⸗ 
ſchränkung moͤglichſt ſtrikt a interpretiren ſeis). Das paßt hier bed» 
halb nicht, weil jede gefunde Interpretation zunächſt davon ausgehen 
muß, zu ermitteln, was der Erklärende gewollt habe. Hat der Teltator 
die Ausführung feines lepten Willend den Erben entziehen und ihn vor 
beliebigen Abänderımgen berfelben jchügen wollen, fo ift auch anzunehs 
men, daß er die Mittel, welche die rechtlich allein herbeiführen Tonnen, 
gewollt hat. Der Sprachgebraud; beftätigt dieſe Anficht ebenfalls auf 
das Unzweifelhaftefte.e Mir fprechen von Teſtaments⸗-Exekutoren, Teſta⸗ 
mentövollftredern, Zeftamentövollziehern, bezeichnen alfo die bier in 
Frage fommenden Perjonen gerade mit Auddrüden, welche ein ſelbſt⸗ 
ftändiges Handeln diefer Berjonen in ihrem Berhältni zum Erben ber: 
vorheben. Wem bdiefe Kompetenz der Teſtaments-Exekutoren mit dem 
ae der Univerfal- Succejfion des Erben troß allen vorftehenden 
Ausführungen nicht vereinbar erjcheint, der möge bedenfen, dab Die Ro⸗ 
mer den Siduziar » Erben, welcher die ganze Erbſchaft in Folge eines 
Univerſal-Fideikommiſſes reftituiren muß, der aljo viel erheblicher be— 


) Im Wefentlichen ftimmen biermit überein Heimbach, Artikel: „Teftament“ 
in Weiskes Rechtslexikon Bd. 10, S. 1039 ff.; Mittermaier, deutfches Privat- 
recht 8. 464. (7. Aufl. Bd. 2. ©. 611 ff.); Bluntſchli, deutfches Privatrecht 
8. 201; v. Gerber, deutſches Privatrecht 8. 269. . 

5) En Sintenis, praftifches emeines Sivifrecht. 2. Aufl. Bd. 2. ©. 48], 
welcher aber ©. 482. ebento wie Heimbach den Umfang der Befugnifie des Teſta⸗ 
mente-Crefutors nach Analogie des General-Mandats beurtheift willen will; für das 
preußifche Recht Gzudot preuß. Erbrecht in Gloffen zum allgem. Landrecht. Ber-/ 
iin 1866. Bd. 2. ©. 221. 
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ſchränkt ift, al8 der bloße Erbe neben dem Zeitamentd-Erefutor, immer 
ald Erben und fogar im Gegenjat zu dem Fideikommiſſar als einzigen 
wahren Erben angefehen haben. 

Neuerdings hat zwar Voigtel (in der Abhandlung: „Aus dem 
faufmännifchen Erbrecht 20.” in Buſch, Archiv für das deutſche Han- 
delöreht Bd. 10. ©. 84) gegen meine Konitrultion bemerkt, dab der 
legte Wille, welcher vollzogen werden fol, jo zahlloſe und gerade eni- 
egenge este Möglichkeiten feines enden und aud) huriftifchen In⸗ 
be t8 finde, daß eine abftrafte juriftiiche Formulirung der dem Teſta⸗ 
mentd-Erefutor zuftehenden Befugniffe unmöglich. werde. Wie der Um- 
fang der Handlungs-Bollmadt (Art. 47. des A. D. H. G 3.) fid erſt 
im einzelnen Falle nady der Natur des aufgetragenen Handelsgewerbes 
oder Geſchäftes beftimme, fo ſei aud die Vollmacht des Teſtaments⸗ 
Grefutord an fi eine leere Hülfe, welde nur in jedem rer 
Kalle durch das ſpeziell vom Teſtator gewollte Ereigniß oder Hecht 
gefchäft Inhalt und Gharafter gewinnen koͤnne. Wäre das richtig, fo 
müßte man — was aber Boigtel felbft nit einmal thut (ſ. a. a. O. 
S. 85) — eine leptwillige Beltimmung der Art: „Ich ernenne 
den X. zum Exekutor meines vorftehenden legten Willens“ einfach für 
ungültig erflären, denn in einem folhen Fall hätte ja der Erblaſſer die 
j. g..leere Hülfe mit feinem SA erfüllt. In der That liegt aber 
die Sache fo, daß die Befugniffe, weldhe ja Voigtel aud nad dem 
Weſen des ihm aufgetragenen Geſchäftes — allerdings je t ex: „dei [pe 
zielen — beitimmt  wiffen will, ſchon aus der b oben ——— 
als Teſtaments⸗-Exekutor entnommen werden koͤnnen, alſo daraus, bu 
bie betreffende Perſon eben bie Ausführung eines beſtimmten le ten 
Willens übernehmen fol. Gerade daraus habe ich die näheren Befug⸗ 
niſſe des Teſtaments⸗Exekutors zu beftimmen verfucht, und auf einen 
ſolchen Verſuch wird man für das gemeine Recht, welches, abweichen) 
vom allgemeinen Landrecht, feinen näheren Anhaltöpunft gewährt, nicht 
verzichten können, fo lange man eben eine derartige Beftimmung nicht 
im direften Widerfpruch mit allen Interpretationsregeln und ohne jeden 
aiingenben Grund ald zu allgemein für nichtig und wirkungslos erfla 
ren will. 

Von dem vorhin dargelegten .oberften Princip aus wird fe | 
bie erfte Frage, ob ber Teftamentd- Grefutor befugt if, | 
den Gewahrjam) der den Nachlaß Fonftituirenden Stüde 
zu verlangen, ‘ | 

leicht enfcheiden laſſen. Bejaht wird die Frage von Heimbad a. a. 9. 
©. 1040., Befeler in der Zeitfchrift für deutfches Recht Bd. 9. © 
211 fj., Mittermaier a. a. ©. ©. 612, während Mühlenbruß 
a. a. D. ©. 417. 418. ihm das Recht auf Detention im Interefle ber 
vorläufigen Sicherung des Nachlaſſes und bis zur erfolgten Erbſchafts⸗ 


rechtliche Qualifikation der faktiichen Herrſchaft des Vollſtreckers über bie einzelnen 


°) Ich bediene mich vorläufig abfichtlich dieſes Ausdrudes, weil bie nähert 
Nachlaßgegenftände erft unten erörtert werden ſoll. 


Ben 
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antretung zujchreibt, ihn u berfelben aber für verpflichtet hält, die 
Erben in den Beſitz bed Nachlaſſes einzuweiſen )). 
Bei der Eroͤrterung des in Rede ſtehenden Punktes muß, wie 
Kon Bejeler (Zeitfhrift S. 211) und Heimbad ©. 1040. richtig 
roorheben, jede Heranziehung des älteren deutſchen Nechtd zur Herlei- 
tung ber Befugniß des Teſtaments-Exekutors, die Gewahrfam zu ver 


- langen, von der Hand gewieſen werben. Im älterer Zeit, ald man noch 


eine Auflafjung an den Teſtaments-Exekutor vornahm, erhielt derfelbe 
dadurch Die Gewere, bei den heut geltenden veränderten jachenrechtlichen 
und erbrechtlichen a: fınn aber davon nicht mehr die Rede 
fein. Ebenjowenig läßt ſich heute aus der Vogtei oder VBormundichaft, 
woran bie frühere Entwidelung des Inftituts ebenfalls mitunter ange» 
nerke hat, etwas für das heutige Recht herleiten. Denn diefer Zufam- 
menhang ift gleichfalls jetzt längft zerriifen ®). 

Man wird vielmehr davon ausgehen müſſen, daß ber Teſtaments⸗ 
Exrekutor — wenn er ohne nähere Beſtimmung feiner Funktionen er⸗ 
nannt worden — wie vorhin chen bemerft, berechtigt ift, das Reſultat 
herbeizuführen, welches der Zeitator gewollt hat, d. h. die Vertheilung 
des Nachlaſſes nah Maßgabe der Beitimmungen ded Teſtaments zu be» 
wirfen. (8 fragt ſich daher, ob er zu diefem Behufe die Gewahrfam 
der einzelnen Nachlaßſtücke nothwendiger Weife bedarf oder wenigſtens 
in ber Tage fein muß, fie jeder Zeit erforberlihen Falls zu erlangen. 

Ich glaube, diefe Stage bejahen zu fönnen. Blos aus der ihm 
allgemein auferlegten Verpflichtung, das Nachlaß⸗Inventar aufzumachen?), 
kann freilich diefe N inr nicht hergeleitet werden, denn ein folches 
läbt jih auch ohne Gewahrfam der betreffenden Gegenftände errichten. 
Es genügt dafür Schon, daß dem Teſtaments-Exekutor freier Zutritt zu 
der Sterbewohnung oder dem’ fonftigen Aufbewahrungdort der Sahen - 
ewährt und ihm dieſe vorgewiejen werden. Auf die betreffende Pflicht 
äßt ſich alſo nur als nothwendiger Weiſe ihr Torrefpondirende Befug- 
niß ein Recht des Crekutord auf ein exhibere feitend der Erben gegen 
diejelben gründen. 

Der Teſtaments-Exekutor joll aber überhaupt einfeitige Dispofitig- 
nen der Erben über den Nachlaß verhindern, er hat ferner Die einzelnen 
Stücke an die betreffenden damit honorirten Erben und Vermächtniß⸗ 
nehmer zu überliefern, jowie die Geldlegate auszuzahlen und die Nach- 


1) Das fachfifche bürgerliche Gefeßbuch fpricht indirekt dem Teftaments-Srefu- 
tor dad Recht ab. at 8. 2238.: „Zur Serwalhm der Erbichaft ift der Vollzieher 
nur berechtigt, wenn ihm diefelbe aufgetragen worden tft.” 8. 2243.: „Die Erben können, 
falle des Vollzieher mit der Verwaltung beauftragt ie die Ausantwortung der Erb» 
haft verlangen, wenn pie demjelben die zur Ausführung bes letzten Willens im 
Vebrigen erierbertichen ittel zur Verfügung ftellen, oder wenn fie nachmeifen, daß 
der letzte Mille bereitd audgeführt worden iſt.“ Cbenfowenig giebt ihm das fran- 

öſiſche Necht ohne Weiteres eine folche Befugniß. Vgl. Code civil, art. 1026. 
abariü-Anihüß, franzöfifches Civilrecht Bd. 4. ©. 365. 

a) Vol. hierzu noch Pauli, Abhandlungen aus dem Lübifchen Recht Bd. 3. 
©. 309 fi. 316 ff. 330 ff. 

) Bgl. Beieler a. a. O. ©. 213.; Heimbadh ©. 1042., Mittermaier 
8. 464.; Bluntſchli 8. 201.; v. Gerber 8. 265.5; Sintenid ©. 484 Note 5. 
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laßſchulden zu berichtigen. Eine geordnete Erlediguma diefer Gefchafte 
ift, felbft wenn dem Teſtaments-Exekutor die Befugniß zur Bornahme 
der dur Inventar-Errihtung nöthigen Schritte eine mt wird, ohne 
die Möglichkeit der [ettifen Berfügung über die Erbſchaftsſachen miht 
thunlich 1%), Praktiſche Bedeutung hat freilich die Frage nur da, wo 
zwifchen dem Teſtaments⸗Exekutor und den Erben Differenzen entft 
und die lehteren fid) den Anordnungen bed Erblafferd und des Teſta⸗ 
ments⸗Exekutors nicht fügen wollen. Hier die Erben eh in die fabltiſche 
Lage zu feben, Verfügungen wider den Willen des Teftatord zu treffen 
und den ZTeftamentövollitreder in die ——— zu bringen, jene 
Dispofitionen erſt auf prozeſſualiſchem e rückgängig zu made, 
würde doch ein Refultat fein, welches ficherlich dem Willen des Erb⸗ 
laſſers widerfpräche. 
. Für dad gemeine Nedht kann die Anficht, zu welcher ich von mei⸗ 
ner Auffafiung bes Juſtituts aus gelangt bin, ald die communis opi- 
nio bezeichnet werden '). Der Widerſpruch Einzelner, wie z.B. Müb- 
lenbruchs, und die entgegengefepten Beſtimmungen neuerer Partikn- 
largejeßgebungen, wie des fachltschen Geſetzbuches, Änden ihre Erklärung 
in der von der Hand gewiefenen Anſchauung, dab der Teftamentd- Er 
efutor nur die Sorge und Ueberwachung binfichtlih der Ausführung 
bed Teſtaments habe, und offenbar liegt ihnen die weitere Tendenz zu 
Grunde, den Begriff der Univerfal-Succeffion oder Univerſal⸗Repräſen⸗ 
tatton des Erblaſſers durdy den Erben möglichft, und zwar zu Ungunften 
des Teſtaments⸗Exekutors, zu überfpannen. " 
Für dad Preußiſche Recht, welches feine befonderen Vorſchriften 
über den in Rede ebenen Punkt bat, muß aus inneren Gründen dal 
felbe gelten, eine Anficht, welche Koch (preußifched Erbrecht. Berlin 
1866. ©. 359) ebenfalls theilt. 
Zu beachten ift aber weiter, daß ber Teftamente-Grefutor felbftver- 

ftändlid, dieſes Recht nicht ftets auszuüben braucht. Zur Crfüllung 
feiner Sunftionen muß ihm baffelbe nen 1 werden, aber da et 
immer daß Iurſ der Erben wahrzunehmen hat, ſo kann er unter 
Umſtänden, ohne ſich verantwortlich zu machen, den nmtden Erben 
oder auch einem derſelben die Nachlaßgegenſtände belaſſen, dann nam: 
fih, wenn er unter ‚vernünftiger Erwägung der obwaltenden Verhält⸗ 
niſſe und Berüdfichtigung der in Frage kommenden Perfonen anzune 

men befugt ift, daß feine einfeitigen Diöpofitionen ſeitens ber Erben 
etruffen werden, daß vielmehr der Bad in ihren Händen gut und 
icher aufgehoben if. Zwingen werden ihn die Erben aber, weil es 
ich bier blos um eine fakultative Befugniß handelt, dazu nicht fünmel, 
hre Rechte reductren ſich in diefer Beziehung nur darauf, von dem 
Teſtaments-Exekutor bei ber ſchließlichen Abwidelung der Nachlaßſache 
die Tagung der etwa entitandenen höheren Verwahrungskoſten det 


10) Wie fol 3. B. der Erefutor die Legate an die Vermächtnißnehmer entrich 
ten, wegen welcher er und dem er allein m. E. von Ießteren belangt werben fant 
(vgl. Anwaltäzeitung a. a. O. ©. 798. 799), wenn er nicht die betreffenden Bermd 
genoſtücke und Gelder in Händen hat? 

. 19) Bol die Anführungen oben S. 522, 
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Nachlaßmaſſe zu fordern, wenn der Teftamentd- @rekutor lediglich aus 
ungerechtfertigtem Mißtrauen befondere Anordnungen in der gedachten 
Hinficht getroffen hat. 

Wo die Gewahrfam der Nachlaßſachen zur Wahrımg der Rechte 
des Teſtaments⸗Exekutors nicht ausreicht, wird man denfelben auch zu 
andern Sicherungsmaßregeln für berechtigt erachten müffen. in folder 
Fall tritt namentlich dann ein, wenn Immobilien zum Nachlaß gehören 
und nach der Hypothekenbuch-Verfaſſung ded betreffenden Landes ber 
Grundſatz gilt, dab der im Hypothekenbuch eingetragene Befiper oder 
derjenige, welcher fein Recht von diefem berleitet, zu erfsgumgen über 
dad Grundftüd berechtigt if. Wenn die Erben bier dad Nachlaß⸗Im⸗ 
mobile vor getheilter Erbſchaft verkaufen wollen, jo wird freilich dem ' 
betreffenden Dritten die Exiſtenz des Zeitamentd-Crefutors in der Regel 
durch dad die Erben nleichfall® legitimirende Teſtament bekannt werden. 
Indeſſen find aud Falle denfbar, wo dies nicht ohne Weitered der Fall 
ft. Man nehme an, dat der Teitament3-Erekitor in einem blos diefen 
Punkt berührenden Kodizill 12) eingejept ift. Hier können die Erben 
jehr wohl, namentlich bet Grundftüden, welche in fremben Gerichtäbes 
girfen Itegen, unter Heberreichung einer Zeftamentdaudfertigung hinter 
em Rüden des Teſtaments-Exekutors die Umfchreibung auf den Nas 
men des neuen Erwerber ermöglihen. Nach preußifchem Recht, in 
welchem die Deftituttion des Teſtamentes das DBeftehen ber enftigen 
Verfügungen defjelben nicht beeinträchtigt !°), alfo auch Die Teftaments- 
Erefutorie nicht ohne Weiteres hinfällig wird, wäre ein ſolches Refultat 
auch feitend der Inteſtaterben, welche ihre Lenitimationd= Attefte über- 
reichen, ganz aut denfhar. In ſolchen Fällen ſchützt mithin der bloße Bes 
fiß oder die Gewahrjam den Teftamentdö-Erefutor nicht, und ed wird 
ihm alfo hier weiter das Necht gewährt werden müffen, einen befon- 
deren Vermerk eintragen zu 98 welcher fein Recht, mit bei Veräu⸗ 
Berungen zu Tonkurriren, kenntlich macht !*). 


12) Die Zuläffigkeit der Ernennung in einer folcyen letztwilligen Verfügung 
fann wohl nach gemeinem Hecht nicht zweifelhaft fein. Val. auch Bereler a. a. O. 
©. 180.; Sintenis a a. O. ©. 478.; Bluntſchli, deutſches Privatrecht $. 201. 

13) A. L. R. en I. Tit. 12. 8. 277.: „ft nur Ein Erbe ernannt worden, 
und Tann oder will derjelbe nicht Erbe fein, fo fällt in Grmangelun eines Subfti- 
tuten der ganze Ntachla an die Snteftaterben.” — 8. 278.: „Sin Gleiches geichieht, 
wenn zwar mehrere Erben eingefept find, dieſe aber insgefammt die Erbichaft nicht 
annehmen können oder wollen, und fein auf diefen Fall ernannter Subftitut vorban- 
den ift.” — 8. 279.: „Rn beiden Zällen treten die Snteftaterben nur an die Stelle 
ber eingefegten Erben, unb müffen gleich diefen den Verordnungen des Erblafſers in 
Anfehung der Vermächtniffe oder fonft Genüge leiften.” Diefe Paragraphen befttm- 
men alſo — Suarez (Schlußvorträge bei der Reviſion des Landrechts in Kamptzs 
Jahrbüchern Bd. 41. S. 80) fagt von ihnen: „Neues wird dadurch in effectu eigent« 
lich nicht feitgefeßt, weil die Clausula codicillaris ſchon jeßt eben die Wirkung hat, 
und wenn diejelbe in irgend einem Teftament wegbleibt, folches lediglich der Unwiſ⸗ 
jenheit oder Sorglofigfeit des Konzipienten zugufchreiben ift" —, daß die clausula co- 
dicillaris ftillfchweigend in — eftament enthalten ift. 

14) An welcher Stelle dieſer Vermerk einzutragen ift, wird ſich nach den Be⸗ 
ftimmungen ber einzelnen Hypothekenordnungen richten. Nach der preußziſchen 
pothefen-Drdnung vom 20. Dezember 1783 würde ein folcher Vermerk in Rubr. II 
gehören. Bol. $. 80. Tit. 2.: „Infofern dergleichen Neben» Berträge ober" (letztwil⸗ 
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Darf nach vorftehenden Audführungen m. E. der Teftaments-Er- 
efutor ſich auch wider Willen der Erben in ein ſolches Verhältniß zu 
den die Nachlaßmaſſe bildenden Gegenftänden fegen, daß er über die: 
jelben Tai biöponiren kann, fo fragt es ſich weiter, 

wie iſt dieſes Verhältniß näher zu charakterifiren, mit a. W. 

get der Teſtaments-Exekutor an den einzelnen Sachen blos 

FT a oder Bejig und eventuell welder Art ift Diefer 

eſitz 

Vorweg mas bemerkt werden, daß für. die folgende Unterfuchung es als 
gleihgultig betrachtet werden muß, ob der Teſtator lediglich, wie bei ber 
vorangehenden Grörterung vorausgeſetzt worden ift, den Erefutor ohne jede 
nähere Angabe jener Befugnifje ernannt, oder ob er etwa ausdrücklich 
in feiner leßtwilligen Verordnung erklärt hat, der Teftamentövollitreder 
ſolle Bert jein, 14 in den Ben der Nachlaßmaſſe zu jeßen und ben 
jelben bis zur Theilung zu behalten. Die letztere Befugniß ift nad 
meinen obigen Ausführungen dem Zeftamentövollzieher durch feine bloße 
Ernennung gegeben und die etwa vom Grblaffer gebrauchte Bezeid- 
nung: „Beſiß“ würde, wenn dem Erefutor ein jelcher nach allgemeinen 
Nechtögrundfäpen überhaupt nicht eingeräumt werden dürfte, ihm den⸗ 
jelben ebenjowenin geben, wie 3. B. durch Vereinbarung zwijchen dem 
Bermiether und Miether der letztere im Gebiete des gemeinen Rechts 
aus der Stellung eines bloßen Detentord herausgehoben und zum Be 
figer gemacht werden könnte. 

Dafür, daß dem Teſtaments⸗Exekutor nur Detention der Nachlaß⸗ 
maffe zufommt, haben jich in neuerer Zeit nur Ich? vereinzelte Stim⸗ 
men erhoben (ſo Mühblenbrud in Glücks Pandelten ©. 418. 443). 
Diefe Anficht hängt vffenbar mit der Theorie zufammen, daß der Te 
ftaments= Grefutor die Stellung eined Mandatard des Erblaſſers ober 
des Erben einnehme, und verliert mit der zweifellos berechtigten Verwer⸗ 
fimg diefer Anficht ihren inneren Halt '5). Abgeſehen davon widerſpricht 
ed auch volllommen dem Weſen des Initituts, den Teſtaments-Exekutot 


lige) „Verordnungen bad Eigenthum bed Beſitzers und beflen Befugniß, mit dem Gute 
zu disponiren, einfchränfen, und alfo nach Beftimmung Tit. 1. 8. 50. zur Eintragung 
unter die zweite Haupt-Rubrif des Oypothefen-Buchs qualificirt find, wohin z. E. die 
oben erwähnten pacta retrovenditionis, protimiseos, addietionis in diem, Jegis com- 
missoriae, die Subjtitutionen, und auf das Gut felbit gelegte Fideikommiſſariſche 
Qualität zu rechnen; müſſen ſolche von dem Gericht, unter eigener Verantwortung, 
bei Dericht guna bes Tituli possessionis don Amtswegen eingetragen werden.” Bol. 
ferner 8. 23. des Gefehes vom 24. Mai 1823, betreffend einige Abänderungen der 
Hppothefen-Drbnung (Geſ.⸗Samml. ©. 521): „Nebenbeitimmungen in Verträgen oder 
legtwilligen Verordnungen, weldye das Eigenthum des Beſitzers und deſſen Befugniß 
über dad Grundftüd zu verfügen, einfchränfen, und demnach zur Eintragung in ber 
zweiten Hauptrubrif des Hypothekenbuchs geeignet find (8. 80. Tit. 2. der Hyp Ordn 
werden nur dann von Amtswegen eingetragen, wenn fie die befondere rechtliche De 
Ichaffenpeit des Bejtpverhättniflen, namentlich Die Fideikommißeigenſchaft des Ormd- 
ſtücks oder eine auf der in Rede ftehenden Erwerbung des Beſitzrechts ſelbft berubendt 
Einſchränkung defielben, namentlich die Beichränfung durch Reſolution, Bedingung 
oder Subftitutionen betreffen. Die Eintragung aller fonftigen aus echten dritter 
Perfonen entipringenden Beſchränkungen . . . . erfolgt blos auf Antrag.” 

5) S. oben ©. 518, 
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lediglih ald Detentor zu betrachten. Die Detention wird gewöhnlich 
definirt ald das rein phyſiſche, Förperliche, von allem Willen abftrahirte 
Gewaltverhältniß der Perſon über eine Sache. Mag man nım au 
jelbit den gegen dieſe Begrifföbeftimmung erhobenen Widerſpruch (1. 
namentlih Bruns, das Recht bed Beſitzes ©. 465 ff.) für ımbegrün- 
det halten und die in Folge deffen allein auf die Art und Befchaffenbeit 
der Willensrichtung gegründete Unterfcheidung verwerfen '%), fo liegt doch 
bei der Innehabung von Sachen durch den Teſtaments⸗Exekutor immer 
ein Fall vor, in welchem das Nechtöfubjeft eine beftimmte Willensrich- 
tung bat und haben muß, von einem Nichhwiffen um die Sachen, 
welche ber lolire des Rechtsſubjekts zugänglich find, kann bier 
Kate feine Rede jein. Wo aber bei der Detention ein beftimmtes 

ewußtjein über dad Verhältniß des Subjelted zur Sache obwaltet, da 
fann der Wille dejjelben immer nur dahin gehen, die Sache für einen 
Andern und nicht für fich, alfo nicht zu eigenen Zweden zu haben. 
Der Detenter muß die von ihm über die Sache x iſch geübte Gewalt 
immer dem Willen eines Andern zur Verfügung ftellen ). Sowie er 
biefe Richtung »feines Willens ändert, die Sache für ſich felbft haben 
will, ift er nicht mehr Detentor, fondern, fofern nicht das pofitive Recht 
Dielen feinen Willen für rechtlich) unwirkſam erklärt, Beſitzer '°). Sicher⸗ 
lich bat aber der Zeitamentsvollitreder, in deſſen Gewahrfam ſich die 
a befindet, nicht den Willen, mit den einzelnen Saden le⸗ 
düglich nach der Anweiſung der Erben zu verfahren und ſein Gewalt- 
verhälmiß ihrem Willen unterzuordnen, ja er darf diefen Willen, Iofern 
die Erben. etwas dem Inhalt ded Teſtamentes Widerjprechended ver 
en, nic einmal haben. Schon diefer Umftand allem muß die erheb- 
ichtten Bedenken gegen Die Annahme einer Detention des Zeftamentö- 
Grefutord rege machen, und man kann dieſe nicht damit befeitigen, daß 
man die Erben ganz aud dem Spiele laßt und ftatt ihrer auf den Erb- 
Iafjer verweift, denn die Annahme des animus possidendi des lepteren 
ald Komplement zu der vom eo lie er geübten Gewahrfam 
wäre nd der handgreiflichite Unfinn !9). 

Auch wird man zur Unterftügung der Anficht, welche dem Tefta- 

mentövollzieher nur Detention beigelegt wiffen will, nilht darauf hin⸗ 
weiſen dürfen, dat ja unter Umſtänden ebenfall8 der Detentor die Sache 


10) Rudorff in v. Savignys Belig. 7. Aufl. Wien 1865.) ©. 563.; 
anfcheinend auch Randa, der Beſitz nach öfterreichifchem Recht. ©. 5 Note 11. 

1?) Bel. L. 18. pr. D. de acquir. v. om. poss. XLI. 2.: ... „Nec idem est 
possidere et alieno nomine possidere; nam is possidet, cuius nomine possidetur; pro- 
curator alienac possessionis praestat ministerium.“ L. 25. 8. 1. D. eod.: „Et per 
enlonos et inquilinos aut servos nostros possidemus. Sed et si moriantur aut furere 
incipiant aut alfi locent, intelligimur nos retinere possessionem, nec inter colonum 
ct servuın nostrum, per quem possessionem retinemus, quicquam interest.“ Bgl. 
auch Windſcheid, Panbelten 8. 149 Note 1. 

ı8) L. 47. D. : „Si rem mobilem apud te dcpositam aut commodatam 
tbi possidere neque reddero constitucris, confestim amisisse me possessionem vel 
ignorantem responsum est.“ 

19) Die eben gemachten Einwürfe zeigen m. E. ebenfalld die Haltlofigkeit ber 
oben (S. 518) befämpften Theorie, welche die Grundfähe des Mandate auf den Te⸗ 
ftaments· Exekutor anwenden will. 948 
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wider Willen desjenigen, in defjen Namen er fie inne hat, für eigene 
beftimmte Zwecke zurüdzuhalten befugt ift, ehne daß dad Recht ihm 
beöhalb Beſizt beilegt. enn der Mandatar die in Folge des Man- 
dates in feinen Händen befindlichen Sachen, der Pächter oder Miether 
die gepachtete oder gemiethete Sache wegen ihrer Gegenforderungen x. 
retiniren, fo gelten tie befanntlich nach gemeinem Recht trogdem immer 
nur ald Detentoren, fie werden nicht ald Befiger betrachtet. Mit Rück⸗ 
ht hierauf möchte man vielleicht jagen, daß ed mit der etwa dem Te- 
tamentö = Crefutor beizulegenden Detention nicht in Widerſpruch ftehe, 
wenn er die ſich aus Feiner Stellung ergebenden Zwecke auch wider ben 
Willen der Erben verfolge. 

Indeſſen ift diefer Argumentation gegenüber hervorzuheben, daß bie 
vorhin genannten Perſonen nur die Cache in einer einzelnen Beziehmg 
für fih haben wollen, und daß ed dem juriftiichen Befiker feinen Ein 
trag thut, wenn ihm felbit der Wille, fein Gewaltverhälmiß in der 
einen oder andern Richtung geltend zu machen, jehtt wol. Wind- 
1] eben Pandelten 8. 149. Bd. 1. ©. 371), dab aber andererfeitö, ab- 
gejeben von dem Zwede, zu welchem das Netentiondrecht Yeltend gemacht 
wird, der Detentor immer feinen Willen demjenigen, in deifen Namen 
er beſitzt, zur Verfügung hält ober halten muß. Die Befugniffe nes 
Zeitamentd-Erefutord find indeſſen der Art, daß er diefelben gar nicht 
pfüihtgemib ausüben Tann, wenn er fi ben beliebigen Anmweifungen 

er Erben fügt der Teſtator will eben dieſe nicht berückſichtigt wiſſen, 
folglich kann der Teſtaments-Exekutor auch nie dem Erben, wie das fir 
ben Begriff der Detention nöthig ift, jein bloßes „ministerium prae- 
stare“. Man ift auch nicht einmal berechtigt, zu fagen, daß minde- 
ftend, foweit der Teftator feine Beftimmung über die einzelnen Nach: 
laßgegenſtände getroffen habe, ber Teſtaments-Exekutor die Nachlaßge— 
enitände zur Dispofition des Erben halten müſſe. Bielmehr liegt die 
ache fo, dat der Teftamentö-Bollftreder Tediglich nad) dem Inhalt des 
Teftaments dad vom Teſtator gemollte Nefultat der getroffenen Anorb- 
nungen berbeiführen fol, daß er für die Erreichung beffelben da, we 
ihm beftimmte, Inftruftionen f Ien, fein IE Ermeſſen ent: 
icheiden zu laſſen bat. Er fol alfo gewifſermaßen in die ©eele des 
Erblaſſers hinein über die Nachlafgegenftände verfügen, er übt daber 
ftatt des Crblafferd den animus domini, d. h. die Abficht, die Sache 
für ſich zu haben, und bethätigt diefe Abficht in gewiſſer Richtung für 
den Crblaffer durch Sumeifung der einzelnen Saden an bie einzelnen 
Erben, egnlarien u. |. w., weil jener ſelbſt eine derartige Verfügung 
über jein Vermögen nad) feinem Tode der Natur der Sache nad) nicht 
mehr ausüben kaͤnn. Demgemäß bleibt neben dem Willen des Erb- 
lafferd und dem durch denſelben beherrichten Willen des Teftaments- 
Exekutors auch gar fein Naum für einen anımus domini der Erben. 

Erfennt man das eben Bemerfte als richtig an, fo ift die Auffaj- 
fung, weldje den Teſtaments-Exekutor in die Stellung des Detentors 
berabdrüden will, gerade das geeignetfte Mittel, die Selbititändigfeit 
des Bollgieherd dem Erben gegenüber zu vernichten. Die Stage, ob der 
legtere pofjefjorijch zu ſchützen ift, wird Dritten gegenüber injofern von 
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geringerem praftifchen Intereffe je, als in denjenigen Fällen, wo es ſich 
um Miedererlangung einer in den Händen eined Dritten hal en 
Cache handelt, ein Zufammenwirfen der Erben und des Teſtaments— 
Exekutors in der Regel zu erzielen: ift, weil die Erben die Sache lie- 
ber in den Händen bed Vollziehers ald eines beliebigen Dritten ſehen 
werden. Ihre wichtigite Bedeutung hat aber die Frage gerade dem 
Erben gegenüber. Iſt der Teſtaments-Exekutor nur Detentor, fo muß 
er jih dem Willen des Erben gegenüber fügen. Der Erbe kann ihm 
jeden Augenblid die Sache abverlangen. Dagegen darf auch nicht ein- 
gewendet werden, daß der Erbe dazu zwar als Bejiter befugt fei, 
daß er aber in feiner Stellung ald Erbe andererfeitd die dem Voll- 
ſtrecker durch das Teſtament gegebenen Rechte anzuerfennen und ihn . 
deöwegen nicht dem Teſtament zuwider des Befited entjegen könne. 
Man bringt damit offenbar einen gewiſſen Widerſpruch in dad Ver⸗ 
hältnip, welcher Schon durch den Begriff der Detention jelbft bedingt ift. 
Wenn die Römer die Detention durch eine freie Perjon mit dem Inne⸗ 
haben durch den Sklaven im Verhältniß zu ſeinem Herrn vergleichen 
. L. 25. $. 1. D. de acqu. poss. XL]. 2), „jo liegt darin”, wie 
Degentolb (kitiihe Vierteljahrsſchrift für Geſetzgebung und Rechts⸗ 
willenichaft. Bd. 9. ©. 227) vollflommen richtig bemerkt, „mehr als 
eine treffende Vergleichung, es bezeichnet die Sache felbit; die Detention 
in rüdjichtölofer Schärfe afgeat tft partielle Sklaverei. In ihr un- 
termin dad Subjekt jeinen Willen fchlechterdingd Dienend einem frem⸗ 
den Willen; der Wille des Detentord fommt dem des posseesor gegen- 
über nicht in Betracht, fobald er einen eigenen Willen Hat, hört er auf 
Detentor zu fein; er verwandelt fi in den Befiper‘. Im Beligpro- 
zeb des Erben gegen den Teſtaments-Exekutor, welcher ion an ber Weg⸗ 
nahme der in des lepteren Gewahrſam befindlichen fin hindert, 
müßte man alfo fonfequenter Weiſe den Erben obfiegen laſſen, ähnlich 
wie dad Roͤmiſche Recht ja auch dem DVermiether gegen den Miether, 
ber die vor der Kontraftözeit verlangte Räumung verweigert, das inter- 
dictum uti possidetis und das interdietum unde vi giebt?°). Aller 
dings macht die citirte L. 12. eine Ausnahme für den Miether, wenn 
eine iusta et rationabilis causa non reddendi vorliegt. Aber da ein 
joldher anzuerlennender Grund nach der richtigen Auffalfung der gedach⸗ 
ten Stellen nicht in dem Umftande allein ehunben werden Tann, daß 
bie Mieths- oder Pachtzeit noch nicht abgelaufen ift, vielmehr nur in 
bejonderen obwaltenden faktiſchen Verhältniſſen (4. B. Austreibung wäh: 


26) Bol. L. I2. de viXLIII.6.: „Colonus eum cui locator fundum vendiderat, quum 
is in possessionem missus esset, non admisit, deinde colonus vi ab alio deiectus est. 
Quaerebatur: qnis haberet interdietum unde vi? Dixi: nihil interesse, colonus do- 
minum ingredi volentem prohibuisset an emtorem cui jussisset dominus tradi 
sionem, non admisisset; igitur interdietum unde vi colono competiturum, ipsumque 
simili interdicto locatori obstrictum fore quem deiecisse tunc videretur quum emtori 
possessionem non tradidisset, nisi forte propter iustum et probabilem causam id fe- 
cisset.“ erner 18. pr. D. eod. tit.; L. 20. D. de acqu. poss. XLI. 2. ©. hierzu 
Ziebartb, die Nealerefution und die Obligation mit belonberer Rückſicht auf die 
Miethe. ©. 126 ff. Degenfolb a. a. O. ©. 225. 
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rend einer Krankheit ohne jede Frift)2'), jo kann dieſes ausnahmsweife 
im römischen Recht gegebene Schutzmittel offenbar nicht analog auf den 
Teftaments-Erefutor angewendet werden. Wer aber, mie Gingelne thun 
(3. B. Mühlenbruch, Geffion $. 25), das Beftehen ded Kontraftes 
und die daraus hervorgehenden Einreden als iusta und rationabilis 
causa gelten läßt und deöhalb den Teftamente-Erefutor lediglich der ihm 
durch das Teftament gegebenen Stellung wegen dem Erben gegeniiber 
geſchützt wiſſen will, der ‚giebt eine der weſentlichſten aus der Detention 
des Teſtamentsvollſtreckers zu ziehenden Folgerungen auf. Cr ſucht 
auf eine in ihrer Haltbarkeit jebr guaitehafte Art und Weiſe einen 
Konflikt zwifchen den Regeln ded Beſitzes und des Erbrechtes auszu⸗ 
gleichen, indem er dabei die Konjequenzen des Begriffes des erfteren 
verläugnen und zu dem wunderlichen Refultat fommen muß, daß der 
Teftamentd-Crefutor ſich zwar dem Erben gegenüber unter Umftänden 
tm Befig erhalten, daß er aber ihn nie won einem Dritten mit den 
poſſeſſoriſchen Rechtsmitteln wieder erlangen Tann. 

Eine jo widerſpruchsvolle Konftruftion muß, wie jeder zugeben 
wird, bei einem gerade für die juriftiiche Behandlung auf dem Boden 
bed gemeinen Rechts freie Hand gewährenden Snititut vermieden wer⸗ 
den, ſofern eine andere auf einheitliher Grundlage ruhende gefunden 
werden fan. Außerdem trägt fte aber auch dem oben nachgewieſenen 
und mehrfach betonten Recht des Teftamentövollzieherd, unabhangig vom 
Erben die Gewahrfam der Nachlaßſachen zu erlangen und ſich diefelbe 
zu bewahren, nicht genügend Rechnung. 

Wie ich ſonach für dad gemeine Recht die Anficdht von der Stel- 
lung des Tejtamentd - Erefutord als eines bloßen Detentord verwerfen 
mup, ebenfo wenig kann ich diefe Meinung für dad Gebtet des preu⸗ 
hßiſchen Rechtes ald begründet anerkennen. 

Es kommen bier diejelben prinzipiellen Gründe in Betracht, welche 
vorhin geltend gemadh. Definirt uh DE A. L. R. Th. L 8.7. - 
8. 1. die Detention dahin: 

„er dad phyſiſche Vermögen hat, über eine Sache mit Ausſchlie⸗ 
Bung Anderer zu verfügen, der hat fie in feiner Gewahrfam und 
wird Inhaber derfelben genannt“ ; 
und läßt e8 auch damit das Willendmoment ganz außer Betracht, jo 
fommt doc für das vorliegende Verhälmiß mr $. 2. aa. O. ım 
Sea, welcher lautet: 
„Auch der ift ein bloßer Inhaber, der eine Sache nur in der Abſicht, 
Darüber für einen Andern oder in deſſen Namen zu verfügen, in fei- 
‚ner Gewahrfam hat.“ 
Dagegen bieten einzelne Vorfchriften des Preußifchen Rechts eigenthüm- 
liche Qweifelögründe. Zunähft nämlich beitimmen 88. 144. 145. 
a. a. O.: 
„Den bloßen Inhaber kann der, in deſſen Namen derſelbe be— 
ſitzt, der Gewahrſam aus eigener Macht zu allen Zeiten entſetzen.“ 
„Doch darf auch ein Folder Beftger einer unerlaubten Privats 


21) Ziebarth, Degenkolb a. a. O. 
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gewalt, wodurch bie öffentliche Ruhe und Sicherheit geftört oder ber 
Snhaber in jeinen anderweitigen Gerechtſamen beeinträdy- 
tigt wird, IK nicht bedienen.“ 

Berückſichtigt man weiter, daß das Landrecht den Interdiktenſchutz 
nicht nur dem Beſitzer, fondern aud dem Inhaber gewährt (vgl. 88. 141. 
146—150. 137. a. a. D.)2?), jo Tünnte man verhucht fein, durch Diefe 
Vorſchriften den Teſtaments-Exekutor in jeinen Rechten für genügend 
geſchützt zu erklären. | | 

Abgefehen aber davon, daB man bei biefer Annahme dem Zefta- 
mentß=Crefutor unter feinen Umftänden dad dem römijchen Recht (L. 
ult. C. de ed. d. Hadr. toll. VI. 33) nachgebildete interdietum 
adipiscendae possessionis der 88. 244. 245. Sit 12. Th. 1.9. 2. 
R. 23) gewähren fönnte, diefed vielmehr nur der Erbe unter Ausschluß 
verlangen und durch den fo erlangten Befig möglichermweife die Anorb- 
nungen des Teſtators umgphen fönnte, widerlegen ſich auch dieſe Ein- 
wendungen dadurch, daß dad Preußiſche Recht dem Detentor lebiglic 
den Interdiftenichup im Intereffe ded Beſitzers einräumt?*), daß alſo 
bei Entfegung des Teftamentö-Lrefutord aus ber diefem beigelegten De⸗ 
tention durch dritte Zerionen der Erbe ſich ſelbſt in feinem Beſitz ge⸗ 
ftört und aus demfelben dejicirt betrachten und nun ſelbſt das Dollel: 
jortum auf Reftitution zu feinen Händen gegen den Dejicienten .anftellen 
dürfte. Soweit mir befannt, ift die Möglichleit der durch die Gewäh— 
rung der Snterdifte für den Detentor und den Beſitzer bedingten Kon- 
furrenz der pofjefjoritchen Nechtömittsl in unferer Literatur od nirgends 
hervorgehoben, daß aber der Beſitzer in dieſer Beziehung dem Inhaber 


Fa muß, folgt aus der Stellung ded Lebteren ald Vertreter des 
eft 


berä und namentlich aus den angeführten 88. 137. 148. Tit. 7. 
Th. J. A. L. R. Einen genügenden Schu gewähren aljo die en 
ten eigenthünnlichen Borichriften des Preuhtihen Rechtes dem Teſta⸗ 
ments⸗Exekutor, wenn man ihm die Stellung eines bloßen Detentors 
anweiſen wollte, ebenfalld nicht. 

Der widhtigfte Grund gegen die Annahme einer Detention bleibt 
aber auch, wie ſchon angedeutet worden tft, auf dem Gebiete des Preu: 
Bifchen Rechts der prinzipielle, welcher ebenfalld für das gemeine Recht 
durchichlägt, nämlich der, daß auch nad Preußiſchem Recht der bloße 
Detentor dem Befiger einzig und allein fein ministerium zu präftiren 
bat, davon aber beim Teſtaments-Exekutor nicht die Rede fein, und daß 

r 


’ "Ole Heydemann, Einleitung in das Syftem bed gaf- Civilrechts. 
Bde 1. ©. 370.; Baron, Abhandlungen aus dem Preuß. Recht ©. 18 ff. 

23), „Fit noch Niemand im Belige der Erbichaft, jo muß ber Richter denjelben 
dem in einem förmlich gerichtlichen Teſtamente eingelepten Erben, wenn auch fein 
Erbrecht noch beitritten wird, bid zum Austrage ded Streitd einräumen.” 

‚Kommen mehrere dergleichen Teftamente zum Vorſchein, jo kann der in dem 
ſpäteren eingefeßte Erbe den B iß der Erbſchaft ee fordern.” 

24) 8. 137. Tit. 7. Th. J. A. L. R.: „Der biche nbaber bat diejenigen Rechte, 
welche aus der Pflicht folgen, Die Sache oder das Recht zum Beften defien, welchem 
der Befiß gebührt, zu erhalten.” Bol. Degenkolb, Art.: „Das allgemeine Preu- 
Bifche Kandrecht* unter Nr. V. in Rotteck und Welder, Staatelerifon. 3. Aufl. 
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ebenjowenig beim Erben der anımus domini als vorhanden angenom⸗ 
men werden fann. (Vgl. oben ©. 527. 528.) 

Entfpricht es nach den obigen Anführungen dem Weſen ded Infti- 
tute8 nicht, wenn man dem Teltaments- Srelutor blos Detention beilegt, 
erfcheint es vielmehr erforderlich, ihm eine bevorzugtere Stellung zu ge 
ben, jo bleiben dody immer noch zwei verjchiedene Annahmen möglich. 
Man könnte nämlid den römijchen f. g. abgeleiteten Beſitz heran- 
iehen und die allerdings beftrittene Zahl der Fülle durch deu des Te— 
aments-Grefutors vermehren — oder dem lebteren gar Beſitz im eigent- 
lihen Sinne zuicreiben. 

Das erjtere thut offenbar Heimbadh a. a. D. ©. 1041., indem 
er ben Zejtamentö-Grefutor analog wie den Sauftpfandgläubiger behan- 
delt wifjen will, und es kann wohl auch Bejeler (Zeitichrift Bd. 9. 
©. 211. 212) zu den Bertretern diefer Anficht gerechnet werden, der 
freilich ohne Hereitiziehung des Fauftpfandgläubigers jagt: „Von welder 
Veſchaffenheit aber ift der vom Exekutor begriffene Beſitz? Ohne Frage 
der }. g. juriftiiche mit der Wirkung der Interdikte; darüber kann wohl 
faum ein Suveifel beſtehen. Zwar fehlt ihm die auf das Eigenthum 
erichtete „Willensbeftimmung“ (diefe muß alſo demnach wohl den Erben 
Is zugefchrieben werden), „und als Profurator im eigentlihen Zune 
efigt er auch nicht, fondern eben in feiner eigenthümlidhen Stellung 
ald Repräfentant des Erblaſſers, deſſen Rechte er vertritt“. 

Schon Koch GPreußiſches Erbrecht ©. 360) bat gegen diefe Theo— 
rie Widerfpruch erhoben, und wenn auch feine Gründe nicht ganz zu⸗ 
treffend find, muß ich mich ihm doch in der Sache jelbit anſchließen. 

Dad Prinzip der Annahme eined Beliged in demjenigen Fällen, in 
weldyen die gemeinrechtliche Dofktrin von dem j. g. abgeleiteten Beſitz 
fpricht, iſt befanntlih noch nicht feftgeitellt (vgl. Bruns, das Recht 
des Beſitzes im Mittelalter und in der Gegenwart. ©. 12). Sp lange 
das aber nicht — iſt, muß ſchon an und für ſich eine analoge 
Anwendung der hierher gehörigen römijchen Grundjüge Außerit bedenf- 
lich ericheinen. Ic, ſtimme meinerjeits mit Nanda (a. a. O. ©. 13 
Note 24) Windſcheid, Pandeften 8. 149 Note 8 darin bei, daß bei 
den betreffenden Berhältniffen kraft pofitiver Rechtäbeftimmung ein Be— 
Nigvortbeil gewährt wird, ohne dab ein der Regel nad) dapı nothwen⸗ 
diges Erforderniß vorhanden iſt. Giebt man das zu, jo koͤnnte man, 
da ed für den Teſtaments-Exekutor felbitverftändlich an einer pofitiven 
Vorſchrift fehlt, ihm nur unter der VBorausfegung den }. 5 abgeleiteten 
Beſitz beilegen, daß jede amdere innerlich durch ſich jelbft begründete 
Löſung der hier in Rede ftehenden Frage unmöglich wäre, und das ift, 
wie ich weiter unten zu zeigen hoffe, nicht der Fall. 

Ferner erfennt bei dem von Heimbach analogiſ —— 
Fall des abgeleiteten Beſitzes, nämlich dem des Fauſtpfandgläubigers, 
der letztere doch den Eigenthümer immer noch neben ſich als verfü- 
gung? erechtigt an (vgl. Sintenid, gemeined Givilredht. 2. Aufl. 

d. 1. ©. 441., ©. 448 Note 4., ©. 622), nad dem Obigen kann 
aber davon beim Teſtaments-Exekutor, welcher für die Dauer feiner 
Sunftivnen etwaigen Aeußerungen eined bei den Erben fich geltend 
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machenden animus domini keine Folge zu leiften hat," nicht die Rede 


jein. Ä 
Abgejehen von dem Fall des Pfandgläubigerd würde für die hier 
in Rede Hebende Trage höchſtens noch amalogiich der abgeleitete Beſitz 
des Sequelterd in Betradht kommen können, da ja nicht mur eine ein- 
zelne Sache, ſondern auch ein ganzer Vermögenskompler ſequeſtrirt 
werden kann, und dann zugleich eine Verwaltung belle en bedingt ift. 
Ein foldyes Verhältniß erwähnt 3. B. L. 22. $. 8. D. solut. matrim. 
XXIV. 3.25) Wenn der Mann die dos feiner geiſteskrank geworde⸗ 
nen Frau verfchleudert und A nicht den nöthigen Unterhalt gewährt, 
jo fol ihr dieſer durch Sequeitration der dos fichergeftellt werden. Der 

ator, weldyer die dos verwaltet, nimmt dann gewifjermaßen eine 
ähnliche Stellung wie der Teitamentd-Erefutor ein, denn er fchließt den 

ann, den eigentlich verfügungöberechtigten Cigenthümer, aus. Wie 
I inbeffen die Römer das Verhältniß eined jolchen zu den jeque- 
trirten Sachen gedacht, ob fie demjelben bloße Detention oder Beſitz 
— beides ift & bei der Sequeftration möglich (vgl. v. Savigny, Be 
fi a. a. 2. ©. 301.; Windfcheid, Pandelten 8. 154) — zugejchrie- 
ben haben, darüber ergiebt ſich nichts aus den Dnellen. & müßte 
alfo hier auch wieder aus den in Frage kommenden oberen Nedhtögrund- 
ſätzen deducirt und dad Refultat für das bier in Rede ftehende Verhält⸗ 
niß auch erft unter Heranziehung von Analogien gefunden werben. Au: 
Berdem aber ift das Verhältniß des Sequeſters in dem Falle der 
citirten L. 22. D. immer noch von dein bed Teſtaments-Exekutors fo 
wejentlich verfchieden, daß ſich von demfelben nicht auf das leßtere An- 
wendungen machen laffen. Der Sequefter der dos hat nur, ſoweit 
ber Zwed jeiner Verwaltung, die Sicherung des Unterhaltes der Frau, 
reicht, freie Hand; in allen übrigen Beziehungen, d. h. foweit dieſes 
Intereſſe nicht gefährdet wird, wird er dagegen dem Willen des immer 


Eigenthümer der dos bleibenden Manned Solge zu leiften haben. Dem 


Mann kann hier die entfcheidende Stimme nicht genommen werden, 
während eine folhe dem Erben dem Teſtaments-Exekutor gegenüber 
überhaupt gar nicht zukommt. 

Ehe ich nach der Zurüdweijung der eben beſprochenen Theorie des 
abgeleiteten Bejiged auf dad Preußiſche Recht eingebe, muß ich bier 
noch ber eigenthümlichen, gewiljermahen zmwijchen dieſer Anſicht und ber 
Detentiond» Theorie vermittelnden Meinung von Sintentd (a. a. O. 
Bd. 3. ©. 484) gedenken. Cr fchreibt dem Teftamentd-Vollftreder ju⸗ 


riftifchen Befib, aber in fremdem Intereffe zu, giebt ihm ferner die In- 


25) „Sin autem in saevissimo furore muliere constituta maritus dirimere quidem 
matrimonium calliditate non vult, spernit autem infelicitatem uxoris et non ad cam 
flectitur nullamque ei competentem curam inferre manifeatissimum est, se abutitur 
dote, tunc licentiam habent vel cnrator furiosae vel cognati, adire iudicem compe- 
tentem, quatenus necessitas imponatur marito, omnem talem mulieri sustentationem 
sufferre et alimenta praestare et medicina ei succurrere et nihil praetermittere quae 
maritum uxori afferre decet, secundum dotis quantitatem. Sin vero dotem ita eum 
dissipare smanifestum est, ut non hominem frugi. oportcet tunc dotem sequestrari, 
gaatenus ex ca mulier competens habeat solatium una cum sua familia.“ 
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terdikte unter Offenhaltung eines acceſſoriſchen Interventionsrechtes für 
den Erben, will aber letzterem gegenüber den Teſtaments⸗-Exekutor nicht 
re wiffen und ihm nicht dad Necht gewähren, den Befig der Nach— 
[a ſachen dem Erben abzufordern. Ih muß geftehen, daß mir Dieje 
Konfteuftion voll von Anomalien zu jein fcheint. Giebt man dem Te- 
ftamentd = Erefutor Befit und folgeweife auch die Interdikte, jo kann 
man fie ihm dem Erben gegenüber nicht abſprechen, da fein Verhältniß 
Doch nicht das eines vitiöfen zu einem andern nicht vitiöſen Befiger ift; 
— ımd umgefehrt wenn man dem Teitamentd: Erefutor die Interdikte 
dem Erben gegenüber unter allen Umftänden abjpredhen will, dann Darf 
man ihn Dritten gegenüber nur ald Vertreter des Erben poſſeſſoriſch 
Hagen laffen, muß ihm alſo konſequenter Weiſe nur die Detention bei- 
legen. — 

Das preußziſche Recht kennt neben dem Beſiz im eigentlichen Sinne, 
dem ſ. g. vollftändigen Beſitz nad) der Terminologie des Landrechtg, 
noch den f. g. „unvollftändigen Beſitz“. $. 6. Tit. 7. Th. J. de 
finirt denjelben folgendermaßen: 

„Wer eine Sache oder ein Recht zwar ald fremdes Eigenthum, aber 

doch in der Abficht, darüber für ſich felbit zu verfügen, in feine Ge- 

wahrfam übernommen hat, der heißt ein unvollftändiger Befiber.“ 
Das Landrecht giebt damit nur eine im gemeinen Recht feiner Zeit ſich 
vorfindende Theorie wieder, welche unter den römijchen Ausdrüden pos- 
sessio civilis und naturalis daffelbe wie unfer Landrecht unter voll- 
ſtandigem und unvollſtändigem Beſitz verftand2°). Der unvollſtändige 

tüß umfaßt nach der gedachten Definition die Fälle des roͤmiſchen a 
geleiteten Beſitzes, welchem eben das Landrecht ein beſtimmtes von ihm 
erweitertes Prinzip unterzulegen verſucht, dieſe Ka mit Ausnahme 
des Sequefterd und Prekariften, ferner aber die Innehabung der Sache 
duch den zu einer perjönlichen Servitut und zu gewiſſen Rechten ger: 
manifchen Urfprungd (Lehn, Kolonat 20.) Berechtigten, endlich die Ge- 
wahrſam der Fe auf Grund einer Obligation zur Ausübung des 
obligatorischen Rechtes (der Miethe, Pacht und des Kommodats), Ber- 
hältnifje, in welchen dad Roͤmiſche Recht nur eine Detention deö Be— 
verptigten annimmt. . 

ied vorausgeſchickt, fragt es fih: Kann man den Xeltaments- 
Erekutor ald unvollftändigen Beſitzer in dem ebengedadhten Sinne des 
Landrechts anjehen? Ich glaube died nach dem Vorgange von Koch, 
deſſen Gründen ich aber freilich ebenfowenig für dad preußiſche Necht 
beitreten fann, verneinen zu müſſen. 

Der Zejtamentd-Erefutor hat allerdings nicht den Willen, über die 
Nachlaßgegenſtände ald fein Eigenthum zu verfügen. Das zweite Re— 
quifit des unvollftändigen Beſitzes fehlt ihm aber, den er will offenbar 
ebenjowenig in irgend einer bejchränkten Beziehung für fich felbit über 


26) Val. Berger, oeconomia iuris ad usum hodiernum. Lib. IT. tit. VT. nr. 
I. $. 2.: „Divisio possessionis striete talis ... . . 4. a forma i. e. intentione pdssi- 
‚dendi: in civilem qua quis rem intentione sive aflectione dominii; et naturalem 
qua quis rem sine affectione dominii, sed cum intentione habendi sibi aliud ins in 
re, ut servitutem, pignus possidet.‘ 
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Die gebadhten Gegenftände disponiren. Irgend ein eigenes Intereſſe ver- 
olgt er bei feinen Dispoſitionen nicht, fondern er führt nur den Willen 
ed Verftorbenen aus, ımd zwar indem er nad) Maßgabe befjelben das 


.Sntereffe der nach dem Zeftament berechtigten Perfonen wahrnimmt. 


Endlich fommt aber weiter nody die Beitimmung des $. 134. a. 


a. D.: 
‚Durch Einräumung de unvollitändigen Sl an einen Andern 
wird der vollftändige Beſitz des biöhertgen Beſißzers fortgefept;* 
in Betracht. Hieraus ergiebt fi, daß in allen denjentgen Beziehungen, 
in denen der unvollftändige Befiß den animus domini nicht befchränft, 
der unvellftändige Beliker für den Eigenthümer der Sache detinirt und 
dem Befigwillen defjelben unterworfen bleibt. Davon ift aber, wie 
ichon oben mehrfad, bemerkt, beim Teſtaments-Exekutor ebenfowenig die 
Mede, denn I tejer nad) den Anweiſungen des Teſtators oder, wo der- 
gleichen im Zeftament fehlen, frei nach pflichtmäßigem Ermeſſen über 
den Nachlaß verfügen, ſo kann ſich daneben irgend welcher Befigwille 
bes Erben nicht beihätigen. Naturgemäß ift Diefer durd das Vorhan- 
denjein des Teitatord anageichlofjen, und eö bleibt bier, um mid) dieſes 
Ausdrudd zu bedienen, fein Vakuum übrig, welches der Erbe mit jei- 
nem Willen zu erfüllen vermödhte. 

Nach den vorftehenden Ausführungen kann man alſo dem Tefta- 
ments-Exekutor weder Detention noch abgeleiteten Beſitz zufchreiben. 
Demnach ift nur die weitere Annahme möglih, daß er Bei ig im 
eigentlihen Sinne oder nach der Terminologie des preußiſchen 
Rechts vollftändigen Befig hat. Koch, wie bon oben ermähnt, 
ieht diefen Schluß ebenfalls, inden er fagt: „Der Teſtaments-Exekutor 
bat feinen unmittelbaren Vorgänger (Auftor) im Beſitz, der Befig des 
Erblaſſers war erlofchen, der Erbe * keinen Beſitz erworben, konnte 
einen ſolchen auch an Niemand auflaſſen, und der Teſtaments-Exekutor 
hatte von dem Erben nicht Auftrag, für ihn und in feinem, des Exben, 

amen den Beſizz zu ergreifen, aljo bejist er auch nicht für ihn; er 
bat vielmehr den durd den Tod des Erblaſſers erledigten Befig aus 
eigenem Rechte, kraft dieſes erbrechtlichen Titels, freilich mit dem 
Onus der weiteren Webertragung, für ſich ergriffen, er ift wirflicher Be- 
iber im eigenen Namen und aus eigenem Rechte. Diejed eigene Necht 
iſt das vom Erblaffer ererbte Amt des Teſtaments-Exekutoriums mit 
den damit verbundenen Vortheilen umd Sebährni en, und der Zwed 
dieſes Amtes und die dadurch vorgejchriebene Beftimmung und Berwen- 
dung der in Beſitz genommenen Gegenftände ift ein Onus dieſes Amts⸗ 
vermädhtniffes.* 

Eine nähere Begründung für die aufgeftellte Anſicht enthält die 
Stelle nit. Sie geht allerdings von dem an ſich richtigen Sape aus, 
dab der Teftamentd-Erekutor vom Erben unabhängig und nur a bängig 
vom Willen des Teftators if. Aber zwifchen dieſem Sage und ber 
Behauptung, daß der Teſtamentsvollzieher wirklichen Beſitz hat, fehlt 
der Io ine Zujammenhang. Ganz ab eiehen davon ferner, daß bie 
Möglich eit einer Bejigerwerbung ded Nachlafjed durch den Erben vor 
der Beligergreifung durch den Teſtaments-Exekutor ganz außer Acht ges 





586 Dr. 9. Hinſchius: Weber dad Recht des Teftaments-Erekutors 
lafjen ift, überfieht Koch ferner, dab die Annahme eine animus do- 


mini durch dad dem Teſtaments-Exekutor richtig auferlegte „Onus ber 
weiteren Uebertragung“ in Frage geftellt wird. Bejettigt auch eine 
ſolche Auflage nicht han DS und unter allen Umftänden den ani- 
mus dominı (unzweifelhaft bat ihn 3. B. der fpäter obligatoriih zur 
Reftitution einer Sache verpflichtete Eigenthümer, ebenſo derjenige, wel- 
er letzteres unter einer ze oki being ift), fo duldet doch die ganze 

tellung des Zeftaments- Erefutord bei ihm gar nidht einen Willen, 
Beh Sade in der Gejammtheit ihrer Beziehungen für ſich ˖ſelbſt zu 
aben. 

Die Ausführung von Bd laßt hiernach ebenfalld unbefriedigt, 
und da fomit auf den erften Blid alle Möglichkeiten erjchöpft find, 
—5 feine befriedigende Loͤſung gefunden werden zu können. In der 

at fcheint ed aber nur. Ich finde fie wenigftens in folgendem Sap: 


Der Teftaments-Erekutor hat den Beſitz, aber in Der 
Art, daß er nicht nur in Bezug auf Daß corpus, [ondern 
auch in Bezug auf den anımus, den Erben vertritt, ohne 
an befjen Anweiſungen gebunden zu fein. Weil er den 
Erben animo et corpore repräfentirt, müſſen die Rechtswirkungen 
des Befiged dem lebteren angerechnet, auf thn eritredit werben. 


Zur Begründung diefed vielleicht auffallend ſcheinenden Satzes diene das 
Nachftehenbe: 

Die Annahme einer Vertretung nicht nur im corpus, fondern aud) 
im animus palte ich nach gemeinem Recht für unzweifelhaft ftatthaft. 
Bet bein Pekuliarerwerb des Sflaven oder des Hauskindes tin väter: 
licher Gewalt, des Vertreters einer jurtftiihen Perfon, des Berormun- 
deten durch den Bormund wird der Beſitz ſchon nach römiſchem Recht 
ohne allen eigenen Willen des DVertretenen erworben ??). Dafielbe ilt 
in dem Falle, wo ein General-Mandatar aus Veranlaſſung der ihm 
aufgetragenen VBermögendverwaltung Sachen in feine Hände befommt?®). 


7) L.1.8.5. D. de adqu. poss. XLI. 2.: „Item acquirimus possessionem 
por servum aut fillum qui in potestate est et quidem earum rerum quas peculiariter 
tenent, etiam ignorantes, sicut Sabino et Cassio et Iuliano placuit quia nostra vo- 
luntate intelliguntur possidere quia eis peculium habere permiserimus. Igitur ex 
causa peculiari et infans et furiosus acquirunt possessionem et usucapiunt et heres, 
si hereditarius servus vendat.“ Bgl. ferner L, 3. 9. 12.; L. 24. 44.8.1. D. eod.; L. 
31.8.3. D. de usurp. XLL 3. — L. 2. D. de adqu. poss.: „Sed hoc iure utimur, utet 
possider® et usucapere municipes possint, idque eis et per servum et per liberam per- 
sonam acquiritur.“ — L. 1. 8. 20. D. eod.: „Per procuratorem, tutorem, curatoremre 
possessio nobis acquiritur, Cum autem suo nomine nacti fuerint possessiohem, non 
cum ea mente, ut operam duntaxat suam accommodarent nobis non possunt acqui- 
rore. Alioguin si dicamus per eos non acguiri nobis possessionem, qui nostro no- 
mine accipiunt, futurum ut neque is possideat cui res tradita sit, quia non habeat 
animum possidendi, neque is qui tradiderit, quoniam cesserit possessionem.“ L. 13. 
S. 1. D. de acqu. rer. dom. XLI. 1.; L. 11. 8. 6. D. de pign. act. XII. 7. — 
a Savigny, Bei. 7. Aufl. ©. 310 fi; 317 ff.; Windigeib aa O. 

28) 8. 5. J. per quas pers. II, 9.: „. .. excepto eo quod per liberam per- 
sonam veluti per procuratorem placet non solum scientibus, sed etiam ignoranti- 
bus vobis acquiri possessionem secundum divi Severi constitutionem .. .“, f 
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Da nun von einem animus domini des Vertreter in allen diejen Ver⸗ 
hältniffen feine Rede fein kann, denn er will ja nicht für fich felbft 
erwerben, fo liegt hier, wenngleich das in den Quellen allerdings nicht 
fo formnlirt wird, eine Repräfentation auch im animus domini durd 
eine andere Derfen vor. So bemerft denn auch Kuntze, die Obliga- 
tion und die ingularfuccejfion des römischen und heutigen Rechts, 
S. 271.: „Nur in wentgen Fällen machte ſich Schon den Römern das 
Bedürfniß geltend, auch in Betreff des geiftigen Momentes eine unmit- 
telbare Stellvertretung anzuerkennen. Cine Yolche Bermittelung Tonnte 
civiliftifch nicht anderd ald auf dem Wege der Fiktion hergeftellt werben: 
ed ward beftimmt, dab der Entſchluß (animus) eined Vormundes, ſo⸗ 
wie des Organs einer unförperlichen (juriftifchen) en ten ald der Wille 
der wilendunfähigen Perſon ſelbſt gelten und wirken tolle. Wozu man 
Pa durch unbedingted Verfehröbedürfni gedrängt ward, dafjelbe ge⸗ 
tand man für den Fall eine Pekuliums rüdfichtlid der Vertretung des 
Baterd durdy den Sohn zur Erleichterung des Verkehrs zu.“ 

Darf alſo unbedenklich eine derartige Vertretung im animus do- 
mini für dad Gebiet des gemeinen Rechts als zuläffig angenommen 
werden, fo fommt ed nur noch darauf an, die analonijche Anwendung 
dieſes Grundſatzes auf ben Bier in Rede ftehenden Tall des Teftaments- 
Erefutord zu rechtfertigen. 

Anzufmüpfen ift m. ©. Dabei an das erwähnte Berhältniß bes 
Bormundes zum Mündel. Beim Kinde im eigentlichen Sinne ift die 
Repräfentation im animus domini durd den Vormund ebenfo durch 
die Nothwendigfeit geboten, wie bet der willensunfähigen jurtftifchen 
Derfon durch deren Vertreter. Aber auch bei dem nicht mehr willend- 
unfähigen Pupilen gilt ſchon im römiſchen Rechte pafjerbe 29), weil 
man dieſem ebenfall3 noch nicht die volle Sandlungsfähigfeit und damit 
die Befugniß, frei über fein Vermögen zu ſchalten und walten, zuge- 
ftehen kann. Für das heutige gemeine Recht muß daffelbe auch für bie 
Minderjährigen angenommen werden, da nad) ber richtigen, allerdings 
nicht unbeftrittenen Anficht der Unterfchted zwifchen der tutela mino- 
rum und cura impuberum nicht mehr befteht und die Verwaltungs⸗ 
befugnifje ded Vormundes eines Minderjährigen brefelben find wie 
beim Pupillen. (GVBgl. Puchta, Bandelten 8. 334.; Arndts, Pandeften 


L. 49. 8. 2. D. de acan. poss. XLI. 2.; L. 47. D. de usurp. XLI. 3.; L. I. C. de 
acqu. poss. VII. 32. Unbeftritten ift das freilich nicht (vgl. namentlich v. Sauiany 
a. a. O. ©. 316); ich trage indeſſen fein Bedenken, mi mit Rudorff in der 7. 
Ausgabe von v. Savignye Beſitz ©. 669. und Wind heiß 8. 155 Note 9. den 
Ausführungen Bremers in Linde, Zeitjchrift fir Civilrecht und Prozetßz. N. 8. 
Bd. 11. ©, 216.; Bd. 17. ©. 215., anzufchließen. Daß das praktiiche Bebürfnig 
dazu drängt, kann Feine Frage fein. Bol. aud) die Entjcheidungen der Dber-Appella- 
fionagerichte von Selle, Oldenburg und Darmftadt bei Seuftert, Arhiv Bd. 2. 
Nr. 135. Bd. 5. Nr. 106., Bd. 10. Nr. 134. Mill man diefe Anficht felbft nicht 
Peer laffen, fo find dody — was mir bier genügt — die früheren Fälle unzwei- 
elhaft. 
?v) L. 13. 8. 1. D. de acqu. rer. dom. XLI. 1.: „Et tutor pupilli pppillaeve 
similiter ut procurator, rem emendo nomine pupilli pupillaeve proprietatem illis 
acquirit etiam ignorantibus,“ 
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8. 440.; Sintenis, gemeines Givilrecht. Bd. 3. ©. 177 ff., nament- 
lich Anm. 1). Mag man aber über den legten Punkt denken wie 
man will, jo wird dody Jeder zugeben müſſen, daß ber Pupill und ber 
Minderjährige, obwohl er Eigenthümer der der vormundſchaftlichen Ver⸗ 
waltung unterjtehenden Sachen tft, nicht dad Recht bat, von dem Vor⸗ 
munde die Cinräumung des Beſitzes von ſolchen Gegenjtänden zu ver- 
langen, welde der Vormund ihm nicht in die Hände geben will30). 
Bon einer DBefipflage des Mündels gegen den die Herausgabe einer 
Sache verweigernden Bormund, darauf geftübt, daß der Vormund mur 
der Detentor jei, kann demnach -gar feine Rede fein. 

Aehnlich wie in dem eben beiprochenen Falle fteht ed aber mit dem 
Berhältnig des Erben und des Teftamentd-Erefutord. Der Erbe ift 
ga nicht in feiner Handlungsfähigkeit befchränft, aber wenn ihm ein 

eſtaments⸗Exekutor an die Seite gejeßt worden, jo hat ihm der Te⸗ 
ftator dadurch mindeftend für eine —— Zeit die Dispoſitionsbe⸗ 
ein über die Nachlaßgegenftände genemmen. Das, was hier ald Die 
elbitftändige nächlte Folge der Anordnung des Erblaſſers erjcheint, ift 
freilich beim Mündel nur Folge feiner beichräntten Handlungsfähigfeit. 
Darum aber, weil von den Römern wegen der mangelnden Handlungs- 
fähigfeit des Kuranden die Nepräfentation auch im Befigwillen ange: 
nommen worden ift, während der Erbe immer handlungefähig bleibt, 
eine Gleichſtellung der beiden Verhältnifje und die analogijche Anwen- 
dung der Grundſätze des einen auf das andere zu verwerten, balte ich 
für nicht gerechtfertigt. Schon die Römer haben eine ſolche Vertretum 
nicht nur bei dem abſolut willensunfähigen infans, jondern dem do 
immerhin willenefähigen und nicht ganz handlun aunfänigen Pupillen 
angenommen. Bei dem Generalmandat, wo der ridytigen Meinung nad), 
wie oben bemerkt ift, ebenfalls ein ſolches Vertretungsverhältniß obwal⸗ 
tet und eine an ſich handlungäfähtge Fade im Gegenſatz zu dem Fall 
bed Kuranden repräfentirt wird, muß baffelbe dagegen auf den Willen 
‚bed Mandanten zurücdgeführt werben. Davon ift bei dem Teſtaments— 
Erefutor nicht die Rede, vielmehr liegt Dielen Fall in der Mitte zwiſchen 
ben beiden eben bejprochenen. Nicht ber Wille des Erben ift der Grund 
der Nepräfentation, wohl aber der Wille des Teſtators, welcher die Zu⸗ 
wenbungen an den von ihm inftituirten Erben für die Regel beliebt 
befchränten und damit dem Erben die aus feiner Handlungsfähigfeit 
an und [ir fich berfließende Dispofttionsbefugniß entziehen fann. Wie 
dadurch der Erbe in Bezug auf die Erbſchaft gewilfermaßen handlungs⸗ 
unfähig wird, fo geht umgekehrt aus der allgemeinen Samdlungsunfä- 
igfeit, bezie enttich aus der geminderten KHandlungsfähigfeit auch ein 

angel der Dispofitionäbefugnif ald nothwendige Konſequenz hervor. 
Gerade darum halte ich eine analogifhe Anmendung bed Werbä tniſſes 
des Vormundes und des Kuranden auf den hier in Rede ſtehenden 
Punkt für gerechtfertigt. Beide Fälle ſtehen ſich darin gleich, daß ein 


30) L. 27. D. de administ. et peric, tut. XXVI. 7.: „Tutor qui tutelam ge- 
rit, quantum ad providentiam pupillarem, domini loco haberi debet‘; ſ. aud) L. 157. 
pr. de R. J. L. 17. 
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Eigenthümrr vorhanden ift, welcher fein Hecht hat, über feine Sachen 
allein und felbitftändig zu verfügen, und deſſen Befugnifje in dieſer Be- 
en eine andere, von jenem Willen unabhängige Perjon über- 
tagen find. 

Eine andere paffende Analogie dürfte ſich übrigens auch nicht fins 
den lafjen. Dem römijhen Sflaven und dem Stellvertreter einer ju⸗ 
riſtiſchen Perjon kann der Teſtaments-Exekutor offenbar nicht gleichge: 
ftellt werden. Allerdings giebt es auch Fälle, wo für dad Vermögen . 
einer willend- und hanbungöfähigen Perſon Kuratoren vorfommen. 
Bei der cura absentis hören aber die Befugniffe des Kuratord auf, 
wenn der abwejende Eigenthümer zurüdfommt, von einer vom Willen 
des legteren unabhängigen Stellung ift alfo bier feine Nede. In dem 
gweiten in Srage fommenden Zall der cura des Güterpflegerd im Kon- 
urfe behält ber Kridar zwar ebenfalld das Eigenthum feiner Bermö- 
gensſtücke und e& wird ıhm ferner die Dis ofttionsbefugniß darüber 
entzogen ?'), indeffen werden die weiteren Verfügungen nicht im In⸗ 
terefje ded Kridard ſeitens des Güterpflegerd vorgenommen, fondern im 
Intereſſe der Gläubigerfchaft, welche aus dem Srlöle der Maſſe befrie- 
digt werden jol. Dad Rejultat der hier nothwendig werdenden Ber- 
waltung iſt alfo die Entziehung des Vermögend des Eigenthümers, 
während die Verwaltung des Teſtaments-Exekutors gerade den umge— 
fehrten Zweck verfolgt und die Nachlaßgegenftände den Cigenthümern, 
welchen der Teſtator die einzelnen Sachen in feinem Teſtament direkt 
oder indireft beftimmt bat, erhalten werden jolen. ‚Bon einer Reyrä- 
fentation im animus domini des Kridard kann demnach hier ebenjo- 
wenig die Rede jein, wie bei dem dad Pfandobjeft veräußernden Gläu⸗ 

iger. 

g In dem früheren Aufſatz (Anwaltszeitung von 1866. S. 761) 
habe ich darauf aufmerkſam gemacht, daß man in ſpäterer römiſch⸗grie⸗ 
chiſcher Zeit für die Teſtaments-Exekutorie gerade die Tutel und nicht 
dad Mandat als Analogon herangezogen hat?2), und will man nicht 
annehmen, daß ſich hierin noch der alte fichere juriftifche Takt bewahrt, 
fo kann ich mid, füglid) wenigftend darauf noch zur Unterftügung mei- 
ner hier vertheidigten Anficht berufen. 


21) Bol. v. Bayer, Theorie des Konkursprozefſes. 4. Aufl. ©. 66. Heff- 


- ter, Syftem des römifchen und deutfchen Givilpropehrechtes 88. 538. 540. — Selbft- 


verftändfich Tann beim Standpunkt derjenigen, welhe noch mit Günther, Konkurs 

der Gläubiger. 2. Aufl. ©. 37 ff. die Öläubigerichaft in das Eigenthum ded Kri- 

band Ku ten laffen, von einer analogifchen Heranziehung dieſes Zalles gar feine 
ede jein. 

32) Nov. Leon. 68.: . .. 'AM. dxel role neraysveoripois odx Ernphlm pövos 
dp’ Ts Eyevaro dmoraelag ı “Mor, Telwaav 6l xaxelvous dnırpönnug xadeiv, Tous 
öanız ol rAr Bioy anolıumdvortes yprarais nepl adıwv broAfbeav Ent TOUTo MpnTpe- 
rievn Sarigeıs al repl Tv Lrövrs Tpesay Tpaypatwv, Eyyzıploucı wal Tüv nerd 
nv Exrdrulav mioredougı 17V Stnlarsıw, dnei 0dv Xal Todrwv Enirpönwv 6vopazopevmv‘ 
«. tr. A. (Verum quoniam posteriores non illis duntaxat, qui tutelam administrarent, 
tutorum appellationem servarınt, sed hos otiam quibus tostatores, bona 
illorum existimatione moti, testamentarias de rebus suis praescriptiones com- 
mittunt, ac. pust mortem earum exccutionem concredunt, tutores vo- 
care coeperunt, quoniam igitur his quoque tutoribus appellatis etc.). 
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Eelbftverftändlid, ift weiter, dab, wie der Vormund, weil er eben 
den Mündel animo et corpore repelentirt, auch für diefen die Befik- 
interdifte anitellen Tann ?3), diefelbe Befugniß dem Teftaments-Erekutor 
zufonımt, derjelbe aljo fowohl die remedia retinendae wie recuperandae 
possessionis geltend zu machen befugt ift. 


Müſſen ferner die aus dem Beſitz hervorgehenden rechtlichen Fol- 
en auf den Mündel bezogen werden, erwirbt aljo 3. B. der letztere 
urh Tradition an den Bormund Cigenthum?*), ujufapirt er durdy 
den Wormund dad Eigenthum einer Sache? 5), fo gilt das Gleiche hin— 
fihtlich des Erben, wenn der Teſtaments-Exekutor eine Sache in feine 
Gewalt befommen hat. Mas indbefondere den Erwerb durch Ufufapion 
betrifft, fo ift durch die angenommene Analogie mit dem Tutor ſchon 
die Frage entjchteden, ob nicht wenigſtens für diefe eine Kenntniß bes 
Erben von dem jeitend des Zeftamente-Erefutord erworbenen Belig für 
erforderlich erachtet werden muß. 


L. 1. C. de adqu. poss. VII. 32. (Impp. Sever. et Anton.) 
verordnet zwar: 


„Per liberam personam ignoranti quoque acquiri possessionem 
et postquam scientia intervenerit, usucapionis conditio- 
nem inchoari posse, tam ratione utilitatis quam iuris pridem 
reeeptum est,‘“ 


indefjen bezieht fich diefe Stelle nur auf den Profurator, welder alfo 
durchaus vom Eigenthümer abhängig ift, nicht auf den Bormund, und 
nur mit letzterem, nicht mit dem freien Stellvertreter, ift der vom Er- 
ben unabhängige Teſtaments-Exekutor in eine Linie zu ftellen. 


Nach denjelben Grundſätzen wird endlich die Frage en wer: 
den müfjen, auf weffen redlihen Glauben es für die Uſukapion an- 
fommt. Wenn für den Anfang der letzteren die Wiffenjchaft des Erben 
nicht nöthig tft, fo muß, ebenfo wie bei den im al Recht 
hierher gehörigen Fällen des Pekuliar- oder bormund [a ihen Er: 
werb3 36), jedenfalld die bona fides des Teſtaments-Exekutors erfordert 
werden. Denn repräfentirt derjelbe den Erben Beuricttic des Willend- 
momented, jo find auch nothwendigerweife die fein Bewußtſein affizi- 
renden Vorgänge mit zu berüdjichtigen. Die mala fides des Xeita- 
mentö-Erefutord wird alfo trug eines etwaigen redlichen Glaubens des 
Erben die Erfigung ausſchließen. Wie fteht e8 aber im umgefehrten 
Zall, d. h. wenn der Teſtaments-Vollzieher ın bona fide, der Erbe ın 
mala fide fich befindet ? 


- Für den Pekuliarerwerb entfcheiden die Römer die Frage dahin: 


33) Bol. auch Sinteni⸗ a. a. O. ©. 227 


34) L. 13. 8 D. de adqn. rer. dom. XLI. 1.; L. 1. 8. 20. D. de adqu. 
poss. XLI. 2. 

35) v. Savigny, Befiß, angeführte Ausgabe. S. 307. 

30) Wal. L. 8 pr., L. 31.8. 2.; L. 43. 8. 1.; L. 47. D. de usurp. XLI. 3.; 


L. 2. 88. 10—14.: L. 7. 8. 8. D. pro emt. XLI. 4.; v. Bangerow, Pandekten 
8. 321. Anm. 2.; Windfcheid a. a. O. 8. 177, 


— vr — — — — — wu — 
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L. 43. 8. 1. D. de usurpat. XLI. 3.: 

„Patrem usu non capturum quod filius emit, propter suam vel 

filii scientiam, certum est;‘‘3?) 
und ich ftehe nicht an, dieſe Beitimmung auch hier analog anzınvenden, 
alſo die Erfigung durdy den Zeitaments-Crefutor bei vorhandener mala 
fides ded Erben für unmöglich zu erklären. Man kann bei allen die- 
en Fällen nicht davon ausgehen, dab, weil hier der Vertreter auch die 

epräjentation im animus domini hat, ed lediglich auf deifen Bewußt⸗ 
ein ankommt. Hat der Vertretene jelbft zu irgend einer Zeit der Er⸗ 
isungöfrift von dem Ujufapiondbelig feined Nepräjentanten Kunde, jo 
iſt es unmöglich, fein eigenes Bewußtjein volllommen zu ignoriren, um 
dadurd einem Andern zu fchaden. Im Interefje des Verkehrs wird 
jein Bewußtſein zwar nicht erfordert, aber wo es einmal vorhanden it, 
muß ed auch berüdjichtigt werden. Er kann nicht beffer geftellt wer: 
den, als wenn er felbit den Beſitz gehabt hätte, deſſen Rechtswirkungen 
Ibm nur bei den hier in Rede jtehenden Verhältniſſen zugejchrie 
werden. 

Sn dem Borftehenden babe ich meine Theorie über den Dei des 
Zeitamentö-Crelutord für dad gemeine Red ausführlich entwidelt. Es 
mag geitattet jet nur einen Punkt noch beſonders hervorzuheben. Sch 

abe oben (vgl. ©. 524) auszuführen 1" gelucht, dat der Teſtaments⸗Exe⸗ 
tor befugt ift, die Sachlahgegenftä e jämmtlihen oder auch nur. 
einem der mehreren Erben zur Aufbewahrung zu überlaffen. Wie fteht 
ed in diefem Fall mit dem Beſitz des Xeitamente - Crefuturd? Ich 
glaube, daß hier durch die bloße Aushändigung der Sache der Erbe, 
trogdem daß er Eigenthümer oder Miteigenthümer derjelben tft, nicht 
ben Beſitz erwirbt und alſo der Beſitz bed Teſtaments-Exekutors fort- 
dauert. Der leptere entäußert fich bei der Mebergabe der Saäche noch 
nicht ohne Weitered des Willens, nad) Maßgabe des Teſtaments über 
die einzelne Nachlaßmaſſe zu fchalten und walten; umd wenn der Erbe 
dem Teftamentd- Erefutor gegenüber die Aufbewahrung übernimmt, fo 
ftellt er ihm ja damit nur fein corpus zur Verfügung und bethätigt 
durch die Dnnabme der Depofitiond-Offerte ded Teſtaments⸗-Vollziehers 
feinen Willen, lediglich der Anweiſung defielben gemäß mit der Sache 
zu verfahren. Dab die Nechtöwirfungen des Beſitzes auf ihn bezogen 
werden, er alfo 3. B. uſukapirt, fann hierin nichtd ändern, wenn man 
berüdjichtigt, daß, wie ich oben nachgewiefen zu haben glaube, durch 
die Emennung des Teſtaments-Exekutors auch diefem allein die Reprä— 
jentation des Erben hinfichtli de animus domini beigelegt ijt?®). 


37) Bol. auch L. 2. 8. 13. D. de usurp. XLI. 3.: „Si servus bona fide eme- 
rit peculiari nomine, ego, ubi primum cognovi, sciam alienam, processuram: usuca- 
pionem Celsus ait; initium enim possessionis sine vitio fuisse; scd si eo ipso tem- 
pore quo emit, quamquam id bona fide faciat, ego alienam rem esse sciam, usu me 
non capturum.“ Daß nach dem durch das kanoniſche Recht eingeführten Prinzip der 
fortdauernden bona fides es nicht mehr blos uf den Zeitpunkt der erfotgten eſitz⸗ 
ergreifung ankommen Tann, ift unzweifelhaft. Vgl. y. Bangerow und Windſcheid 
a, 


a. O. 
38) Daß der Eigenthümer die Detention feiner Sache haben und er dadurch doch nur 
Zeitſchr. f. Geſetzgebung u. Rechtspflege. L 35 
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. Für das ie Air he Recht muß für die vorſtehend erörterten 
Punkte bafelbe wie für dad gemeine Recht gelten. Das Landrecht ent- 
alt über den Beſitz durch Repräfentanten nur die allgemeine Vorſchrift 
e8 8. 45. Tit. 7. Th. L: 

‚Nur infofern Rechte eh Verträge eined Andern erlangt werden 

fönnen, kann aud der Beiig durch die Handlung eines Andern er: 

worben werden.” - 

Damit ift indeſſen anerkannt, daß auch hinfichtlich des animus domini 
eine Nepräfentation ftattfinden fanı?9%). Mie die juriftifche Perſon 
durch ihre Organe Rechte erwirbt, erwirbt fie alfo audy den Befig, oder 
richtiger ausgedrückt, es werden ihr die Folgen des Beſitzes ihrer Bor- 
fteher angerechnet *°) Daſſelbe muß binfichtlic des Mündels gelten, 
da der Vormund der für diefen zum Nechtderwerb legitimirte Bertreter 
ift*'). Demnad läßt ſich aus den gleichen Gründen, wie für bad F 
meine Recht, auch die Repräſentation im animus domini für den Ze 
ftaments-Crefutor annehmen, und man wirb daher gene nicht anftehen 
dürfen, ihm die Befiginterdifte des preußifchen Rechtes zuzuſprechen. 
Deber den Erwerb durch Uſukapion und namentlid in Betreff der 
bona fides bei derjelben wird ebenfall8 dafielbe, wie für das gemeine 
Recht gelten müſſen, nur ift für den letztern Punkt eine Reſtriktion 
des gemeinen Rechts zu machen. Die hier einfchlägigen 98. 21 bie 23. 
Lit. 7. Th. J. A. L. NR. beitimmen nämlid: 

8. 21. „Die Redlichkeit des Dritten, durch welchen Semand 
einen Beſitz für fich erwirbt, kommt dem unredlichen Erwerber nidt 
zu Statten ;* 

8. 22.: „Dagegen ſchadet aber auch die Unredlichkeit eines Ir 
jolihen Dritten bemjenigen nicht, für welchen der Beſitz erwor 
worden.” 

8. 28.: „Bon der Wiffenfchaft desjenigen, welcher bei der Sache 
mitzuwirken Tein Recht hat, hängt die Nedlichkeit oder Unredlichkeit 
des Beſitzers niemals ab.“ 

. Die preußifch rechtliche Doktrin (vgl. Thöne a. a. O. ©. 2%.: 
Koh, Kommentar zu $. 22. a. a. O.; Heydemann, Einleitung in 
dad Syitem des Preuß. Civilrechts. Bd. 1. ©. 840. 341) nimmt al, 
daß biefe Beſtimmungen auf die Fälle, in denen eine Repräſentation 
im animus possidendi vorliegt, feine Anwendung finden, und das mi 
Recht, weil die 88. 21. 22. offenbar voraudfegen, dat der Repräfentant 
mir für ben Andern die Detention, diefer leßtere dagegen felbit den 
animus possidendi hat. Giebt man dies zu, fo ftehen bie 88. 21. 22. 


ben Beſitz eines Andern, deilen Folgen (mie die Uſukapion) ihm freifich wieder ange 
rechnet werden, ausüben a erfennt auch an L. 37. D. ie pigner. ur zul .. 
„Si pignus mihi traditum locassem domino, per locationem retineo possessionel; 
quis antequam conduceret debitor, non fuerit eius possessio, cum et animüs mihi 
rotinendi sit et conducenti non sit animus possessionem apiscendi.“ 
39) Koh, Preuß. Privatrecht 8. 177. 

3 Bergl. auch Bornemann, preuß Civilrecht. 2. —— 1. ©. 2. 
& 308 —8 auch Thöne, Fundamentallehren des Preußiſchen Hrivatrechts. DD * 


mu mE wi - vr wi — (|| — — 
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der für dad gemeine Recht oben aufgeftellten Anficht, dab in erfter Li⸗ 
nie die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Teſtaments-Exekutors für Die 
Erfigung in Frage kommt, nicht entgegen. Ich babe aber auszuführen 
efucht, daß nad) gemeinem Recht eine mala fides bed Erben troß vor 
andener Redlichkeit des Teſtamentsvollſtreckers die Uſukapion ausfchlie> 
en muß. Gegen die Mebertragung dieſes Caped auf da8 Gebiet des 
preubilhen Rechtes fpricht inbelfen Der angeführte $. 23. Denn wenn 
er Zeftamentd-Erekutor befugt tft, als Repräjentant der Erben hinficht- 
lich des anımus und des corpus Belik für den Erben zu erwerben 
und nur die Folgen des Beſitzes dem lepteren angerechnet werden, fo 
hat der Erbe offenbar fein Recht „zur Mitwirkung bei der Sache“, und 
es muß alfo feine Redlichkeit oder Unredlichfeit völlig gleihginig ſein. 
Die Nichtigkeit dieſer jedenfalls mit dem Wortlaut des $. 23. in Ueber⸗ 
einftimmung ftehenden Anſicht wird aber noch zweifellofer, wenn man 
fih die Bedeutung des 8. 23. klar zu machen ſucht. Der gedachte Pa⸗ 
ragraph ift in der preußifch rechtlichen Literatur immer nur einer ehr 
oberflädlihen Betrachtung unterzogen worden. Thöne a. a. O. nennt 
ald Beifpiel, worauf er fi beziehen Fönne, die Unterhändler, Hey de— 
mann a. a. D. ©. 340 Note 636 ein Gemeinbemitglied in bem Fall, 
wo die Nepräfentanten den Beſitz für die Gemeinde erwerben. Allein 
dann würde der gebadıe Paragraph doch nur etwas ganz Eelbitver- 
ftändliche und Ueberflüſſiges anordnen, und wenngleich auch ſolche Vor 
Ichriften unferm Landrecht nicht fremd find, fo wird eine derartige An⸗ 
nahme doch nur im Nothfall als Auskunftsmittel zu ergreifen fein. 
Dem $. 23. kann aber eine paffende Zebentung zugefchrieben werden. 
Hält man daran feft, daß die 88. 21. 22. nur die Fälle im Auge has 
ben, in welchen der Beſitz corpore durch den Repräfentanten, aniınd 
aber durch den Vertretenen erworben wird, fo fehlt eine Beftimmung 
[ir den Fall, in welchem auch eine Nepräfentation im animus ftattfin- 
et, und viele giebt der $. 23. Da weiter das Landrecht (88. 26 ff. 
Tit 7. Th. 1.) ausführlich davon handelt, wann der Beſitz einer Kor- 
oration oder Gemeinde für redli oder unredlich zu erachten ift, fo 
ki der 8. 23. offenbar den Beftperwerb durch den Bormund als Haupts 
all im Auge gehabt. Denn wenn der Bormund für den Mündel ad» 
miniftrirt und aus Anlaß feiner Verwaltung auch Beftperwerbimgen 
macht, jo it der Mündel recht eigentlich nach der Auffafjung feiner 
Stellung im Landrecht 2) eine Derton, welche bei der Sache mitzumir- 
fen fein Recht hat. 


42) Xp. II, Tit. 18. 98. 240 ff. 
(Schluß folgt.) 
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XXIII. 


Ueber den Geiſt der engliſchen Advokatur und die Mittel zu 
deſſen Erhaltung. 


Dom Herrn Stadtgerichts-Rath R. Koch zu Berlin. 


Der öffentliche Geift eined Landes überhaupt zwar tft ed, wel: 
cher vorzugäweife den der Advofatur bejtimmt, wie die Geftalt die 
fer Einrichtung überall von dem Grundzuge der öffentlichen Cinrid- 
tungen beftimmt und behereicht wird. Daher lat fich ftreng genom- 
men eine Betrachtung über den Geift der Advofatur nur auf der Grund⸗ 
lage einer allgemeinen foctalspolitifchen Erörterung anftellen. Indeſſen 
bietet immerhin die Beſchäftigung des Advokatenſtandes nad ihrer 
technischen und fittlichen Seite Spezififches genug, um einen bejfon: 
deren Gehalt zu entwideln, welcher den Kollegen anderer Länder auf 
ohne jene allgemeineren Vorausſetzungen verftändlih und ſogar zu um 
mittelbarer Anwendung nugbar zu werden vermag. So iſt jeit gerau— 
mer Zeit bei und auf die ehrenvolle Haltung ber englifchen und 
franzöft ] hen Advokatur, wie auf einen Spiegel, hingewieſen werben, 
und ficherlich nicht ohne Vortheil. Je mehr fidy der deutfche und preis 

iſche Anwaltsſtand aus tiefer Entwürdigung zu erheben beginnt, deſto 
eier und hoftungevoller darf er auf England blicken, wo feine Beruf 
genoffen ald Bewahrer des öffentlichen Nechtsbemußtfeins, als juriftiihe 

erather bei allen wichtigen Gefchäften des Lebens, als Pflanzfchule der 
hoͤchſten Chrenftellen des Landes eine geficherte und bedeutende Stellung 
einnehmen. Mit Vorliebe werden die englifchen ———— 
bei uns ſtudirt, und es iſt nicht zu viel geſagt, wenn den deutſchen 
gebitbeten Ständen heutzutage eine genauere Kenntniß der Or a 
er englifchen Advofatur zugefchrieben wird, als felbft denen Eng ande. 
Darım wollen wir und bier nicht über diefe Organtfation weitläw 
g verbreiten, fondern die, deren Gedächtniß in diefer Beziehung det 

achhülfe bedarf, auf die Darftellung von P. Hin jhins, welche alle 
weſentlichen Seiten hervorhebt!), ſowie auf ben lebendigen und Haren 
Reifeberiht Hopfs2) verweifen. Unfer Zweck ift es vielmehr, auf 
einige Züge der in England über die Pflichten des Anwalisſtan— 
des — 2 Auffaffung und was dort zu deren Bewahrung 9° 
fchieht und für erforderlich gehalten wird, mit kurzen Worten hinzu⸗ 
meifen, wobei fi) denn die Nuͤtzanwendung auf nee Verhältniſe 
meiſt von ſelbſt ergeben mag. Ein friſches und farbenreiches Bild fir 

) un; „ide de Om Zahrg. 1862. ©. 25 ff. 33 ff. 

2) Hopf: 


„Meber Die Oensfenfhaften ber Anwälte in England.“ Gerichtöfesl 
Zabrg. 15. (1863). ©. 30 ff. 137 Fi. 


— 
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det fi) in einem intereffanten Auffab von reformatortfcher Tendenz mit 
der Auffchrift „The English Bar“, welcher in neuefter Zeit in dem 
verbreitetften Drgan des englifchen Iuriftenftanded veröffentlicht worden 
ift?). Veranlaßt durd einzelne flandalöfe Vorkommniſſe aus neueſter 
Zeit, welche das altbegründete Anjehn der englischen Advofatur zu ſchmä⸗ 
lern drohen, fucht der anonyme Verfaſſer dad außerhalb derfelben fte- 
hende Publikum über die Verfafjung und den Geiſt des Advokatenftan⸗ 
des —A Mit lebhaftem Gefühl für die Würde eines Standes, 
der nach den Worten des Lord Chief Juſtice Erle mit Intereffen, 
Privilegien und Gewalten von faſt unbegrenztem Grade betraut ift, 
wird auf größere Strenge und vor Allem auf Erweiterung der 
gefetzlichen Zwangs- und Strafmittel bei Aufrechterhaltung der 
Disziplin der Advokaten gedrungen. Bemerkenswerth ift dad Ge 
ftändnig am Schluffe, daß die englifche Advofatur in den letzten Jahren 
mehr an Zahl, ald an innerer Tüchtigfeit zugenommen habe. Mit tie 
fem Bedauern wird dad Sinken guter Sitte wahrgenommen und eine 
Ermahnung an alle Mitglieder des Juriſtenſtandes zu gemeinfamer An⸗ 
ftrengung gerichtet, um den Advokatenſtand vor weiterem Berfall zu 
bewahren und ihn zum MWiedergewinn der ihm gebührenden Stufe in 
der öffentlichen Meinung zu verhelfen *). 

Mer follte fich nicht Angefichts diefer Mittheilungen zu vergleis 
Gender Betrachtung angeregt fühlen! Dort, im Lande der ftolzeiten 
dvokatur der Erde, iedergann während bei uns alle Zeichen a 
mibligen Sufgang wein. Allein erheben wir und nicht zu früh! 
Die Symptome bed Berfalld in England find biöher nur vereinzelt 
und hängen mehr oder weniger mit beflagendwerthen Kultur » Erfchet- 
nungen von allgemeiner Auddehnung ‚ufamimen. Eine geringe Ver⸗ 
änderung der Gefepgebung im Sinne jenes FR englifchen 
Kollegen vermag dort vielleicht zu helfen. Noch immer ift zwiſchen 
dem englifchen Advofaten, den der peers⸗gleiche Richter ald Bruder be⸗ 
grüßt und vielleicht binnen Kurzem neben 16 auf dem NRichterfeffel 
erblidt°), und dem preußifchen Rechtsanwalt faft eine ebenfo große 
Kluft, ald zwijchen jenem großen Herrn, als den man in England ben 
Nichter zu jehen gewohnt tft, und dem preußijchen Richter (feine Ine 
jtanz auögenommen). Die englifhe Advokatur befigt zwei Nebel, bie 
uns fehlen — freie Konkurrenz und feſte Organifation. Dieſe Hebel 
find es, welche auf der Grundlage des echt männlichen englifchen Volks⸗ 
naturells jenen charakteriftiichen Geilt entwidelt haben, um den -wir 
noch lange die englifchen Kollegen nicht zu beneiden, aber hochzuachten 
Urſache —* werden. Die Geſammtheit der Berufsgenoſſen erzieht 


2) The Law Magazine and Law Review or Quarterly Journal of Jurispru- 
dence. For May 1367._p. 126 ff. 

) bedenkliche Seiten des von Anderen lebhaft gerühmten Zuſtandes der 
engliſchen Advokatur weiſt auch bie auf Autopfie beruhende, oben allegirte Abhand- 
—F von P. Hinſchius Hin, deſſen Beobachtungen jetzt eine ſchlagende Beſtätigung 

e 


n. 
M\ Ueber dies Verhältnis der Richter zu den Advokaten vgl. D. Hinſchius 
a. a. O. ©. 30 ff. 0 
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und bildet dort den Lernenden; fie entfcheidet über die Zulafjumg zur 

Prarid und übt die Disziplin‘). Sn jedem Stadium ded Berufs- 

lebend fühlt is der Advokat ald Glied einer een Brüderfchaft, 

beren Intereſſen die feinen find. Died hebt und hält ihn auf feiner 

Laufbahn. Sein Auftreten ıft dag des mächtigen Standes, dem er an= 
ehört; fein Mund iſt der der Genofienthaft, nicht die verhallende 
timme ded Einzelnen. | 

Auf der andern Seite aber hat Niemand mehr ald er Veranlaf- 
jun8r feine ganze Kraft einzuſetzen. Es fehlt an allen fünftlihen Mit- 
ein, die bei und auch den Echwädling über dem Waffer halten. Der 
zur Barre JZugelaſſene hat eine ungeheure Konkurrenz mit zahlreichen 
geübten Mitgliedern jeined Standes zu beſtehen?). Die Beihränfung 
auf beitimmte Gerichtöbezirfe fehlt ganz. Statt ihrer giebt ed nur 
eine ber eigenthümlichen Verfaſſung der Gerichte entiprechende Beſchrän⸗ 
fung auf gene Arten von ©erichtöhöfen — eine Arbeitätheilung 

dem Rechtsſtoff, melde der Gründlichfeit der Ausbildung för— 
berlich fein kann, aber auch andererfeit8 auf der mangelhaften juriftifchen 
Vorbildung beruht ®). 

Bei diefer Lage der Dinge Tann ed nicht fehlen, daß mandhe 
ſchwächere Kraft in dem Strudel zu Grunde geht. in buntes Ge 
dränge aus allen Ständen erfüllt in England die Vorhalle zur Barre. 
Neben dem jüngern Sohn des Adels, der in der Advokatur nur eine 
Etaffel zu höheren Ehren ſucht, fommt der ältere Sohn des country- 
gentleman, um 1 durch juriſtiſche Praxis zu feinen jpäteren Pflich- 
ten als Geſetzgeber und obrigfeitlihe Perfon geeignet zu machen. 
Manche gelangen im mittleren Lebensalter aud den niederen Klafjen 
des Berufs 9%) zur Barre und gewinnen häufig mit ihrer erweiterten 
Lebenderfahrung und Gewandtheit nennenöwerthe Erfolge. Andere ver- 
tauſchen die militairifche oder Marine - Uniform mit der ded Gefehed 
oder avanciren von ber bejcheidenen Stellung als reporters der Preſſe 


6) Die Univerfitäten Oxford, Cambridge und Durbam fammt ben in neuerer 
get in London errichteten akademiſchen Anftalten können nur den Titel eined bache- 
or und doctor of civil laws verleihen, welcher letztere Bedingung der Anftellung bei 
den bijchöflichen, militatrlichen und Admiralitäts⸗Gerichten fft. Zu den Weſtminſter⸗ 
böfen,. in denen common law geübt wird, führt nur der Weg durch die inns of court, 
unabhängige Aurijten-Genofienichaften, deren Vorſteher (die beuchers) über die Auf- 
nahme ald Etudent und die Beförderung um Advokaten (barrister-at-law) enticheiden. 
Attorneys und solicitors find nicht aufnahmefähig. Bei den Inns befteht zwar feit 
1852 ein Unterrichtsioften mit VBorlefungen, die Hauptſache aber iſt die praktiſche 
Ausbiſdung unter Zeitung eines jelbftitändigen Advolaten als private tutor. 

1 Bal. darübor ?; Hinſchius ©. 84. 
8) Val. 3 Hinſchius S. 29. 35. Man ſcheidet zwei Hauptzweige: die 
nity- und die Common-Law- (hier Gegenſatz zu Equity) -Bar. Die erſtere iſt 
be hränft auf die Praxis bei den Chancery-Courts, und da damit fein Bereifen der 
cireuits verbunden ift (alfo feine Kriminal-Prarie), jo genießt Diefer Zweig geringere 
Pppularität und geringeres Anfebn. 
9 gierzu_nehören aud die Partei » Vertreter (nttorneys, solicitors, proctors), 
welche nach funfjähriger Lehrzeit und beftandener Prüfung von den Richtern aufge» 
nommen werden. In ihren Händen befinden na meift Die neben den inns of court 
se 5 Eu of chancery, Das Nähere über dieſe Beruföllafie |. bei Hin⸗ 
u8 S. . 
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gm den höheren Ehren der Barre. "Viele von dieſen jpäten Belennern 
er Themis fehen zu fpät, daß fie den Anftrengungen des neuen Bor 
ruf nicht gewachſen, daß fie zu anhaltender geiltiger Arbeit überhaupt 
nicht oder nicht mehr fähig find, oder nod) Fänfiger, daß fie die fort⸗ 
dauernde aufreibende Anſpannung der Verſtandeskräfte und der jurifti- 
ſchen Bhantafie (wenn diefer Ausdrud erlaubt ift), welche der Advoka⸗ 
tenberuf erfordert, nicht ertragen können. Gier und da erblidt ver 
engliſche Berichterftatter, dem wir bei diefer Schilderung hauptjächlich 
[oigen, auch dad forgenvolle Antlip des Autodidakten, ded Mannes ans 
en niederen Ständen von geringer Erziehung, deffen Ehrgeiz feine 
Kraft überichäpt hat. Nirgends mehr ald in England befteht ja eine 
tbatjächliche Schranfe der Stände, weldhe nur mit Aufwand be» 
dbeutender Kraft und Ausdauer zu übecipringen tft !0%). Da ift es 
denn eine häufige Erjcheinung, daß bittere Enttäufchung, ein gebroche⸗ 
ned Herz den Abichluß einer mit glänzenden Hoffnungen begonnenen 
Laufbahn bezeichnen. Sa erjcheint bier und da als Gegenbild jenes 
durch‘ den Streit der Kräfte hervorgerufenen, durch die Drganijation 
des Standes genährten Geilted von Selbitftändigfett und Würde ein 
haftiged Streben, den Mißerfolg ded Berufs durch unerlaubte, nicht 
gerade gefepwidrige, aber doc der Standeöfitte widerjprechende Mittel 
auszugleihen. Aber Pe ift es auch gerade der Gebrauch folder 
Mittel, welchem begünftigte Berufögenoffen ihre Erfolge zum Theil ver 
danken. Die Beifpiele unwürdiger Subjefte aus neueſter Zeit rühren 
gerade aus diefen Reihen ber. 

Gefehlt wird nun hauptjächlich gegen drei Grundgefehe der engli⸗ 
ſchen Advokatur. Es iſt zunächſt hergebracht, dab der Advokat (mit 
einer Ausnahme) !!) weder Auftrag, noch Honorar anders als durch 
Vermittelung eines Anwalts (attorney) empfangen darf!2). 
Der Advokat hängt alſo, wenigſtens im Beginn ſeiner Berufsthätigkeit 
in gewiſſem Grade ab'von der Gunſt des Attorney: Standes 2). 
Hier liegt nun die Verſuchung nahe — und es erliegen ihr Manche —, 
dieſe Gunſt durch Mittel zu gewinnen, welche vor der ——— Mei⸗ 
nung, inſonderheit der der Standesgenoſſen, nicht beſtehen können. 
Nur zu ſehr kommen viele Glieder des untergeordneteren Anwaltsftan⸗ 
des dieſen Beſtrebungen entgegen. 

Eine andere Regel iſt, daß der Advokat nicht jeinen Munich 
nah Beihäftigung anfündigen oder in irgend einer Weiſe zeis 
gen darf. In zumwartender, würdevoller Haltung joll er dem hülfeju- 
chenden Publifum a jein; aber er foll feine Dienfte nicht an» 


‚bieten oder gar aufdrängen. Der neuernannte Barrister nimmt einige 


Zimmer in einer der inns of court und ſetzt dort einen clerk ein, 


10) Die Abneigung der höberen Stände, einen folchen Webertritt aus tieferen 
Regionen zuzulaffen, zeigt ſich auch ſehr deutlich in dem Auffaße von Hopf ©. 18 

11) Der Unterfuchungs » Gefangene kann ‚perfönlich feinen Vertheibiger wählen 
und injtruiren, ibm auch das (geringite zuläflige) Honorar felbit behändigen, und es 
ift eine Pflicht des Advolaten, eine folche Vertheidigung zu übernehmen. 

12), LP. pinihins ©. 0. 

13) Daf, ©. 34. 


= 
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welcher feinen Prinzipal vertritt, während diefer vor den Gerichtähöfen 
plaidirt. Manche gewinnen dann leicht Eivil-Prarid, welche immer vor: 
gezogen wird. Andere ſchlagen ben mühjameren Weg durch die cir- 
cuits ein, um befannt zu werden. In diefen Anfängen des Berufl- 
lebens entitehen wohl Paufen, welche nicht immer durch literarifche Be 
Shäftigung oder fonft angemefjen ausgefüllt werden. Es entiteht 
Langeweile; Sorge, Neid und andere finftere Mächte gewinnen Herr 
för über daB Herz des Unbefchäftigten, und die Standesregel wird 
übertreten. Der Verkehr des Advofaten und feiner Klienten geftaltet 
fih dann zumetlen fo, daß der Beſchäftigungsbedürftige wie ein Diener 
ericheint, anftatt ald überlegener juriftiiher Nathgeber eine würdevolle 
Stellung zu behmupten, und es leidet die Unabhängigkeit und Selbſt⸗ 


achtung. 

Es iſt endlich ſogar eine Recht sregel, daß dem Advokaten eine 
Klage auf Vergütung feiner Dienſte nicht zufommt 11). Died be 
nugen nun mandıe Anwälte, indem fie den Advofaten vermögen, nur 
unter der Bedingung günftigen Erfolges feiner Dienfte ein Honorar 
zu beanfprucdhen. Dad Palmarium fritt an die Stelle des Honorark. 
So ßahieht ed zum Nachtheil des Standesgeiſtes, daß der Advokat fr 
nanziell beim Ausgang ded Rechtsſtreits intereffirt wird, während dub 
reinere Berufsintereſſe in den Hintergrund tritt. 

Es giebt Advokaten, welche gewohnheitsmäßig gegen alle drei tra⸗ 
ditionellen Hauptregeln des Standes. gefehlt haben und duch zu den 
höchſten heiltiicen und polittichen Ehren emporgeftiegen find, wen 
gleich in der Pegel die erfolgreiche ulbahr folder anrüchigen Mitglie 
der der Advofatur nur furz geblieben il. Der Hauptgrund jener Er- 
fheinung liegt nach der in England verbreiteten Meinung im der Un⸗ 
gulänglig eit der gejeblihen Gegenmittel. Die Mitglieder 
er inne ftehen allerdings unter der gejeglichen Aufficht der durch Coop 
tatton ſich aus den würdigften Mitgliedern des Standes !5) ergänzenden 
Borfteher (benchers), weldye auf Disziplinarftrafen bis zur Ausftohung 
aus dem Stande (disbarring) erkennen dürfen und gegen deren Ent 
[deibung nur noch die Berufung an die (15) Reichsͤrichter ſtattfin⸗ 

et!°). Aber diefer Gewalt über die Mitglieder des Standes ent 


14) „A counsel can maintain no action for his fees, which are given, not 88 
locatio vel conductio but as quiddam honorarium — not as a salary or hire, bat 
a8 a mere gratuity‘ (Stephen’s ed. of Blackstone), Es ift alfo nicht bies „Ehren 
züdficht" (P. Hinſchius S. 30), wenn der Advokat niemals ein Honorar einklagt”)- 

*) Diefer Bemerkung des geſchätien Herrn Mitarbeiters gegenüber erlaube ich mir auf ein 
Sam. Rarren, Blackstone's commentaries abridged. Sec. edit. London 1856. S. 31. t 
theiltes @rfenntniß ber Queen's Bench Binzuwelfen, wo es beißt: „They too, however, may mal: 
taln actions to recover compensation for their services provided they deem it consisten! W 
their position to make before-hand an express agreement for such compensution.” inter ale 
Umftänben tft alfo die Klage nicht ausgeichlofien. | , P. Sinſdius. fl 

15) Das Patent eines ‚ingligen Raths“, welches in neuerer Zeit mehr 
die Würde eined Sergeant-at-law uät wird, giebt Anſpruch auf die Wahl zum 
Bencher. Das Haupt der Körperfchaft er Queen’s counsels iſt der Attorney Ben. 
rel, ‘Die Richter werben gewohnheitämäßig unter die Sergeants-at-lew Auf 
nommen. 

16) 9, Hinſchius ©. 29. 30. bezeugt, daß der „Rekurd“ fetten von Er 
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fpricht nicht eine gleiche über die pro eſſualiſchen Mittel. Die 
Befugniffe der Dieziplinarbehörbe hinfichtlidh der Beweiserhebung find 


äußerſt beſchränkt, mehrere der Hauptvorrechte der Gerichtshöfe find ihr 


entzogen. Ste Tönnen nidht das Erſcheinen eined einzigen 
Zeugen, nicht die Vorlegung einer Urkunde erzwingen. Es fehlt an 
allen feften Formen, jelbit an genauen Beitimmungen über die Zufam- 
menſetzung des Gerichtshofs. Im einem fehr befannt gewordenen alle 
bat ſich die Ohnmacht der Behörde aufs Cflatantefte gezeigt. Nach 
einem äußerft langiwierigen umd umftändlichen Berfahren gelang es 
nicht, dad anrüchig gewordene Mitglied aus dem Stande zu entfernen. 
Und dody ift ſeitdem nicht ber geringfte Schritt aus dem Stande felbft 
hervor zur Anbahnung einer gefeglihen Reform gethan worben, wies 
wohl die Tr a hervorragende Parlaments-Mitglieder außer den 
Kron⸗Juriſten in ſich vereinigt, alfo alle Mittel zur Initiative beſitzt. 
Wollte fi die Regierung der Sache annehmen, fo würde die korpora⸗ 
tive Steifheit der Engländer darin ficherlich einen Angriff auf die Prie 
vilegien der Genoſſenſchaft erbliden. Selbſt die Aktion eined einzelnen 
Parlaments-Mitglieded in der e Aelenemn Richtung hat man nicht ohne 
Mibtrauen aufgenommen. Der Geſetzesvorſchlag Sir George Bow— 
yer3 dahin: die Benchers der Inns of Court zu ermächtigen, rich 
terlihe Gommitteed mit den erforderlichen Gewalten in geritten Fällen 
zu ernennen, hat in der legten Sefjion dringendeten Aufgaben wei 
hen müffen. Aber einmal angeregt, wird dieſe Angelegenheit nach Er⸗ 
ledigung der großen Berfaffungöfrage der Gegenwart Fchertke bald wies 
der vor dem Forum der englischen Volksvertretung erſcheinen. — | 
Merfen wir einen vergleichenden Blid auf diefjeitige Verhält— | 

niffe, fo zeigt fich, daß unfere gefeglichen Einrichtungen hinfichtlich 
der Berufd-Disziplin allerdingd den Vorzug vor denen Englands 
verdienen. Die Verordnung vom 30. April 1847 (Geſetz⸗ Sammlung 
©. 196) über die Bildung eined Ehrenraths unter den Juſtizkom⸗ 
miffarten, Advokaten und Notarien, ergänzt durch die 88. 66 ff. des 
Disziplinar-Gefeped vom 21. Juli 1852 (Gef.-Samml. ©. 465), ent» 
hält vollftändige Grundzüge einer Dieziplinar-Gerichtd-Berfaffung und 
eined Diöpiplinar- Verfahrens für die Advofatur !?), Dem Chrenrat 
ift ausdrüdlih da8 Recht beigelegt, Zeugen zu laden und eidli 
au vernehmen, und zu diefem Behufe gegen diejelben durch Vermitte— 
ung des perfönlichen Nichter8 Zwang zu üben. Die Beweistheorie ift 
aufgehoben. Es entfcheidet die freie Meberzeugung. Der Straflatalog 
reicht von der Ermahnung bis zur Dienftentlaffung. Allein wir glau⸗ 
ben nicht zu irren, wenn wir die Prarid der Ehrenräthe im Allgemei= 
nen ald eine überaud milde bezeichnen. Allerdingd bat ſich mit der 
Einführung des öffentlih-mündlichen Verfahrens der Geiſt der Anwalt 
ichaft bei und wejentlih gehoben. Ein Mißtrauen gegen diefen- 








17) Die Disziplin ruht demnach theild in Händen gewählter Notabeln des 
Standes, theild in denen ber Gerichte. Die Grenzen dieſer beiten _Gerichtebarkeiten 
Ind freilich oft dunkel, wie 2 neuerdings ein in Bd. 56. der Enticheldungen bes 

bertribunals veröffentlichter Fall zeigt. 
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Stand, wie ed noch die große Gejeh-Neform am Schluß des vorigen 
Jahrhunderts in der fchneidendften Weiſe ausprägt, würde heutzutage 
vollflommen unberedhtigt fein. Dennoch fehlt ed auch bei und nicht am 
‚rawdigen Schafen”. Erſcheinungen, wie fie in England beflagt wer- 
den — ein gieriged Drängen nad) Bejchäftigung, geringe Sfrupulofität 
bei Annahme „Ihlechter Mandate, ein intimes, oft bedenkliches Ber- 
hältniß von Anwälten zu allerhand Zutreibern von oft jehr unzweis 
deutigem Rufe, undelikate Behandlung der Geldfragen, Annahme von 
Palmarien und Antheilen am Gewinn 1%) —, alle dies ift auch in 
Preußen nichte Neues, leider nichts allzu Celtened. Dem gegenüber 
üt die öffentliche Meinung der ehrenhaften Majorität der Berufögenof- 
jen beinahe machtlos. Cine nota censoria, wie fie in England durch 
ie auf Beihluß der Circuits-Genoſſenſchaft beruhende Ausjchliegun 
vom Advokaten-Tiſche des Bezirks 10), eine rein ſoziale Maßregel, 
mit nicht geringem Erfolg ertheilt: wird, ift bei der ſchwachen, des for= 
porativen Geifted entbehrenden Organiſation unſerer Advofatur nicht 
möglih. Zwar entgehen unwürdige Machinationen, fobald fie befannt 
werben, nicht leicht allgemeiner Mihbilligung. Che ed aber zu einer 
fih auch äußerlich mantfeftirenden Abneigung der Standesgenoffen ge⸗ 
er den allzu induſtriöſen Kollegen kommt, hat ed gute Wege. 
eklagenswerihe Mißverhälmiß, welches ſich fortgefe t in der Rekruti⸗ 
rung der Advokatur aus finanziell geführdeten Richtern äußert, kann 
nicht ohne nachtheilige Folgen für den Standeögeift bleiben. Die aufs 
gegebenen Ausfichten auf weitered Emporkommen im NRichterberufe 
wollen wenigſtens finanziell vergütet jein20). Das offen zu Tage lie 
gende, oft mit dürren Worten ausgeſprochene Motiv des fpäten Weber: 
gangs zur Advofatur fucht nad entiprechender Verwirklichung. 
diefem Streben wird bie feine Grenze ſtreng ehrenhaften, die Standes⸗ 
fitte wahrenden Gebahrens leicht überſchritten. Statt der wenigen 
roßen Sünder in England haben wir viele kleine. Die Ehrenräthe 
ind häufig zu nachgiebig gegen Erjcheinungen, welche bi beinahe bes 
reitö als ſchlechte Praxis zahlreicher Kollegen charakterijiren. Wir fe 
ben auch in größerer Strenge der Diöziplinar = Behörde fein durch⸗ 
reifendesd Mittel. Allerdings paßt bei uns nicht minder die Auf- 
Forderung des mehrfad) erwähnten engliihen Kollegen, unwürdige 
Subjekte nicht zu dulden, ſich nicht durch unzeitige Rückſicht auf indi⸗ 
piduelle Noth und Schwäche, durch zu weit getriebene Milde und Nach⸗ 
ſicht zur Schonung von Berufsgenoſſen bewegen zu laſſen, deren Mit- 
gliedſchaft den Stand befleckt und in ber öffentlichen Meinung herab⸗ 


18) Die Geſetzgebung ift in dieſer Beziehung nachlichtiger geworden (vgl. $. 9. 
des Gefeßes vom 12. Mai 1851 — Geſ.Samml. ©. 656. — und Koch, Civil⸗ 
prozeß. 2. Ausg. ©. 233). 

' 19) Diefe Vereinigungen, welche unäft ein gemeinfameö Speiſen bezweden, 
aber bei dem Forporativen Trieb der Engländer zu einem feiten Organismus mit 
Beamten und Steuer-Imlagen für Berufezwede geführt haben, hängen mit dem Be— 
xeifen der Gerichtsbezirke zuſammen, find aljo der Kquity-Bar fremd. Für die Ge- 
Ihäfte bilden fie einen „Court“. und zu jenen gehört eben bie Siegiplin. 

20) Es ift hier diejelbe Erjcheinung, die % Hinſchius ©. 34. hinſichtlich ded 
„under-work“ des attorney beflagt. . 
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würdigt. Dad einzige Mittel aber, welches den Geiſt des Standes 
dauernd heben und erhalten Tann, iſt eine Negeneration der Advokatur 
von Innen heraus, und diefe Tann lediglich von einer Aenderung der ' 
Gerihtö-Berfaffung unter Freigebung bed Berufs für alle geſetzlich be⸗ 
fähigten Perjonen erwartet werden. Die nie Advofatur ald dag 
erite, aber auch für 1:6 allein würdige Ziel eined Zuriften - Xeben®, 
ald die Pflanzichule der Gerichtöhöfe und der Volksvertretung, tft bie 
rechte Atmofpare einer gediegenen Rechtspflege. Hiermit find wir in 
dad Fahrwaſſer einer alten, auch in diefen Blättern hinlänglich bes 
fprochenen Kontroverje eingelenft, und brechen deöhalb ab. Wenn nidht 
alle Zeichen trügen, tft die glüdliche Loͤſung nicht mehr allzufern. 


Erft nad) Beendigung vorftehenden Aufjabes Tommt uns ber Be⸗ 
riht über den am 7. Juni d. J. in Kaffel abgehaltenen genbiigen 
Anwalt3-Zag?2!) zu Geſicht, welcher in der engften Verbindung 
mit dem Gegenitande unſerer Grörterung fteht. Auch dort ift ja die 
Hebung des Advofatenftandes und des in ihm lebenden Geifted das 

ar vorgeftedte Ziel gewejen, welches in einer ganzen Reihe von DBe- 
ſchlüſſen, als Grundzugen einer neuen Anwalts-Ordnung, Ausdruck ge- 
Iunben at. Bei der Frage nad) Trennung der Advofatur von ber 
nwaltichaft — für welche Einrichtung nicht einer der Berfammelten 
aufgetreten ift — aut Profeſſor Dr. —* ch ius ausdrücklich auf Die 
Uebelſtände der in England beſtehenden Scheidung von Barristers und 
Attorneys (reſp. Solicitors) hingewiefen. Nur als eine SKonfequenz 
ded von dem Vereine angenvmmenen Prinzips der Advofatur= 
freiheit ift die Berwerfung des numerus clausus und des Zwangs⸗ 
omizils beichloffen. Denn alljeitig empfand man lebhaft die Nachtheile _ 
einer Ausbeutung ded Berufs durh unmwürdige Mitglieder, und von 
mandyer Ceite wurde, um diejen Nuchtheilen entgegenzutreten, ſogar 
ein Bruch in jened Prinzip nicht gefcheut 22). Die Bejchlüffe, betref- 
fend die „Disziplin der Anwälte“, legen Zeugniß ab, daß ber - 
Verein mit der Freiheit nicht die Zuchtlofigfeit der Advokatur in fein 
Programm aufzunehmen gemeint hat. Cinftimmig ift die Nothwendig⸗ 
feit einer Dißziplinarbehörbe bejaht, welche Strafen im reicherer. 
Etufenleiter ald tn England 23) verhängen darf. Man mag in Betreff 
der Organifation diefer Behörde ven den Anfichten des Vereins ab- 
weichen; die Beſchlüſſe des Vereins aber werden Ausſicht he Erfolg 
paben, wenn der darın ausgeprägte Geiſt fich weiter und tiefer über 
en preußifchen und beutichen Advokatenſtand verbreitet. | 

21) Val. diefe Zeitfchrift S. 421 ff. 

22) Sp bat man bei der Frage, ob die Zufaffung zur Praris von einer Geueh⸗ 
migung der Anwaltsfammer abhängig zu machen — welche ſchließlich mit leichter 
Modifikation bejaht ift —, den Gelichtepunft, den Stand vor unreinen titgliebern 
zu bewahren, mit Erfolg geltend gemacht. Unſeres Erachtens hat eine folche Geneh⸗ 
migung ihre gg en Bedenken. Wird ed an Vorwürfen zunftmäßiger Ausichliegung 
unbequemer Sonfurrenten fehlen? 

23) Dort nur Suepenfion auf 2 Fahre (screening) und gänzfiche Entfernung 
— Der Anwalts-Verein läßt noch vorangehen Ermahnun Verweis und 

eldbuße, und wir halten auch mit der Majorität gerade die Geldbuße für ein wirk⸗ 
fames, von der Öffentlichen Meinung getragenes Strafmittel. 
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XXIV. 


Bon den Eiureden in der Erekutiondinftanz, mit befonderer Berüd: 
fichtigung ded 8. 101. der Verordnung vom 24. Juni 1867. 


Vom Herrn Stabtgerichte-Rath Keybner zu Berlin. 


- Die Borläufer des $. 101. der Verordnung vom 24. Tuni 1867, 
über das Verfahren in Givilpro ejfen II die durch das Gefeh vom 
20. September 1866 und die beiden Gefege am 24. Dezember 1866 
der Preußischen Monarchie einverleibten Landestheile, mit Ausnahme des 
Gebietes des vormaligen Königreichd Hannover, fowie der wormaligen 
freien Stadt Frankfurt, des vormaligen Dberamtöbezirtd Meifenheim und 

er Enklave Kaulsdorf, (Gef. Samml. ©. 885), find folgende: 

Zuerft kommt in Betradht die Vorfchrift des corpus juris friden- 
cianum vom 26. April 1781, Thl. IV. Tit. 5. $. 22: 

„Nach bereits erfolgtem rechtöfräftigen Urtel, fan dem Berklagten 
nur wegen folher peremtorifchen Einwendungen Gehör verftattet werden, 
wodurd behauptet wird, daß den in judicato beruhenden Verbindlich— 
feiten bereit3 völlig oder zum Theil ein Genüge gefchehen fei. Hier 
aus ergiebt ſich, daß nur auf den Einwand der Zahlung, Kompenſation 
oder Remiſſion, wie nicht minder auf den Einwand eines Vergleiches 
infoweit zu achten, ald dadurch die Schuld verringert oder eine jpatert 
Zahlungszeit bewilligt werden. Auch diefe Einwendungen find nur al& 
dann zulajfta, wenn ſolche oe 

1. nad) Anleitung des $. 23 ($. 19) liquide find und 

2. die Fakta ſich allererft nad gefchloffener Inſtruktion 
der Sache ereignet haben, oder die Partei erft nad dieſem 
Zeitpunkt davon Wiſſenſchaft erlangt hat.“ 

Im 8.19. a. a. O. beißt es: 

‚Wenn eine Ereeption liquide gehalten werben fol, muß entwebe 

1. das Eingeftändniß des Gegners erfolgen, oder 

2. die Richtigkeit der Behauptung durch ein gerichtliches Atteft nad 
gewiejen werden; under ed muß 

. der Grund derfelben durch ſolche untadelhafte Dofumente tr 
weislich gemacht werden, welche entweder einer Rekognition fe 
dürfen, oder vom Gegner nicht diffitirt werden können. Jedoch mi 
jederzeit au8 den beigelegten Documenten erhellen, daß foldye den jeßt 
ſtreitigen Gegenſtand betreffen. 

erner kann ein Einwand 

4. durch Eidesdelation liquid gemacht werden; wobei ſodann, wern 
derjenige, weichem der Eid de⸗ oder referirt wird, nicht in Perſon Bee 
ER: fein follte, die Vorſchriften Part. II. Tit. 3. 8. 18. zu beoba ten 
ind.!) 


1) Es betrifft Died die ſchleunige Erledigung der Eidehzufcpiebung und DAB 
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Dabingegen find Einwendungen, weshalb auf Zeugenabhörung oder 
Ohularupehim provocirt werden muß, je que zu. a —* 

Sodann die Allgemeine Gerichts-Ordnung in Th. I. Tit. 24. „von 
der Bollitredung der vechtätehftigen Urtel.“ 

8.35: „Außer ber Befolg 3 
beijelben ur feine Einwendungen, aud nicht durch Vorſchützung einer 
bet dem Urte 


nnen. 
8.36; „Es finden aljo gegen die VBollftredung eines rechtöfräftigen 
n 


5 
haben glaubt, 1° muß er demjelben dem Gerichte, von welchem Die 
net ift, fofort anzeigen, und zugleid bejcheinigen.* 
| en bdiejer Art muß das 


8. 40: ‚Befindet der Richter, dab der Einwand gegrümbet und 
refution er» 

fannt werden; und wenn dagegen appellirt wird, jo muß es bis Em 
ion 


f 
gang umbegriinbei und unerheblich befunden, fo muß auf Fortfegung der 
te 


fann die 


polig ins Licht geſetzt werden können, jondern ift zur Ausmittelung 


dieſe Re eine bloße Refolution unterfagen, zug 
diejer Nefolution die Fortjegung der Srekution verordnen.” ...... 
8. 42: 


eit genug gehabt, dergleichen Geſuch nad) Maßgabe 
—* tion vorzunehmenden Ver⸗ 


es dort am —— „Iſt hingegen der Verklagte, welchem ein ſolcher Eid de⸗ oder referirt 
wird, nicht in Perſon zugegen, jo muß er ich innerhalb vierunbgwangig Stunden, 
gur Ableiftung des Eides ' tiren; oder der Bevollmädhrigte mul, wenn der Termin 
azu weiter hinaudgeicht werden | Bert die ftreitige Valuta in 
das Depofitum einzahlen. Geſchieht weder eined noch das andere, fo ift der Beklagte 
dafür, daB er.den Eid nicht ſchwören könne oder wolle, zu achten, und nad Maßgabe 
beiien das Erkenntniß abzufaffen. 


oll, binnen eben dieſer 
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verabfäumt, oder da8 Geſuch in dem ergangenen Urtel ungulätig be⸗ 
funden wird, ihm darauf, in ber Erefution ſich anderweit zu berufen, 
nicht geftattet werden Tann.“ 

Der Anhang zur Allgemeinen Gerichts-Ordnung vom 4. Februar 
1815 giebt zu dem oben mitgetheilten $. 36 den 

Anhang, 8. 152: „E83 macht hierbei feinen Unterfchied, ob der Grund 
ricler Einnendungen vor oder nach der Rechtskraft des zu vollftredlenden 
Uebels eingetreten ift.“ 

Die Verordnung vom 4. März 1834 (Nr. 1511.) über die Grefution 
in Civilfachen (GGeſ.Samml. ©. 31.) beftimmt zu den 88. 34. Tit. 24. 
Thl. I. A. G.O. und $. 152 des Anhangs im 8. 6: 

„Die Einwendungen?) der Zahlung, der Kompenfation, des Er⸗ 
laſſes ımd des PVergleiched hemmen die Erefution nur alsdann, wenn 
te liquid find ($. 3 der Berordnung vom 1. Sunt 1833) und die That- 
achen, auf welche fie gegründet werden, fich erft nach gefchloffener In⸗ 
truftion der Sache ereignet haben, oder erjt nach diefem Zeitpunkt zur 
Kenntniß des Schuldnerd gelangt find.“ 2) 

Die in Bezug genommene Etelle ded 8.3. der Verordnung über 
den fummartfchen und den Bagatell-Prozeß vom 1. Sunt 1833 (Gej.: 
Sanıml. 1833. ©. 37.), weldye von der Zuläffigfeit der Einwendungen in 
Manbalöpeozelien handelt, lautet: Ä | 

„Gegen diefen Dee find nur foldde Einwendungen zuläfftg, welche 
fofort durdy Urkunden, Eidedzufchiebung, oder —*— Zeugen, deren un⸗ 
vergüiglicher Abherung fein Hinderniß entgegenftebt, liquid gemacht werben 
önnen.“ 

Die Verordnung vom 21. Juli 1849 (Nr. 3153.) über dad Ber: 
fahren in Civilprozeſſen in den Bezirken des Appellationsgerichtes zu 
Greifswald und des Zuftiz- Senats j Ehrenbreitenftein, (Get. 
Samml. ©. 307.*) enthält in 8. 85. folgende Beftimmung: 

„In der Erefutiond - Snftanz koͤnnen nur die Einreden der Zab- 
Iung, der Kompenſation, des Erlaſſes und des Vergleiches geltend ges 
macht werden. Diefelben hemmen aber nur dann die Crefution, wenn 
die ken auf welche ſie gegründet werden, fich erft zu einer Zeit 
ereignet haben, in welchet diefel en in dem, ber Exekution vorherge⸗ 


2) Die folgenden Geſetze fagen für „Einwendungen? — „Einreben,“ jedoch 
ohne irgend eine Aenberung in der Bedeutung. Vgl. Renaud, Lehrb. bes Gem. 
deutſchen Civil⸗Prozeſſes 5. 91. - 

3) Nah v. Roͤnnes Orgängungen der Dre . Nechtsbücher, zu diefem $. bat 
das Plenum des Kivil»- Senats des Kammer - Gerihts in Berlin vom 17. April 1850 
angenommen, daß der 9.6 der B. v. 4. März 1834 auf die Einteden im MWechiel- 
Drogen feine Anwendung finde: Allg. Gerichts- Ordnung, Th. J. Tit. 27. 8. 51.; Er⸗ 
enntniß des Ober⸗Tribunals v. 19. Diat 1859 (Strietborft, Archiv Bd. 33. ©. 232.) 
— Der Plenar» Beichluß ded Ober⸗Tribunals v. 19. Oktober 1840 bezeichnet den 8. 6. 
als eine Prozeßvorſchrift. 

4) Diefe Verordnung wurde unter dem Minifterium Dranbenburg Mantenffel auf 
Grund des Art. 105 der Berfafjungsurfunde von 5. Dezember 1843, (vgl. 
der Berfaffungd-Urkunde v. 31. Sanuar 1850) erlaffen; die nachträgliche von den Kam. 
mem ertpeifte 2) ehmigung tft unterm 28. Bebruar 1850 befannt gemacht. (Gef. 

amml. ©. 67. 


Keyßner: Bon den Einreden in der Exekutlondinſtanz ıc 855 


gegangenem Prozebverfahren) nicht mehr vorgebradht werden konnten und 
wenn diejelben ort liquide gemacht werden fünnen. ($. 2.)* 

Dieſer in Bezug genommene $. 2. entipricht dem oben mitgetheilten 
8.3. der Berordnung vom 1. Juni 1833. Der $. 101. der Verord⸗ 
nung vom 24. Juni 1867 endlidy lautet: 

„In der Erekutiond » Inftanz find nur ſolche Kinreden zuläjlig, 
welde in Thatſachen fich gründen, die fo fpät fi zugetragen haben, 
da fie in dem der Grefution vorausgegangenem Prozeßverfahren nicht 
mehr vorgebradht werden Tonnten. Es gilt died auch von den Einreden 
der Zahlung, der Kompenfation, des Erlaſſes und des Vergleiche.“ 


Die verjhiedenen Arten der Einreden. 


Diefe ſämmilichen Gejebeöftellen handeln von den Einreden in ber 
Erefutions-Inftanz und wenn man biefelben lediglich nach ihrem Wort⸗ 
Laut in Betracht zieht, fo muß, je mehr die Geſetze ſich der Sebtzeit 
nähern, ſich die Anficht fteigern, als feien durch Die mitgetheilten Gejehe 
Beltimmungen über ſämmtliche in der Erefutiond - Snftang vorkom⸗ 
menden Einreden getroffen. 

Einrede, im Sinne des heutigen Prozeßrechtes, iſt eine neue, ſelbſt— 
ſtändige Behauptung air oder auf Thatjachen zurüczuführender 
Art, weldye geeignet ijt, die Klagebitte zurüdzumetfen, mag jene das 
Recht, aus welchem geklagt wird, ald ein unwirkſames, oder als ein 
Sr aufgehobened, oder in feiner Entſtehung verhinderted dars 
tellen.°) 

Hiernach mögen für die Erefutiondinftanz folgende Einreden her⸗ 
vorgehoben werden: 

1. Einteden, welde aus dem Inhalte des zu vollftredenden Cr» 
fenntnifjes jelbit entfpringen und Die umrichtige Dolaiehung deſſelben 
betreffen, namentlich in dem Falle, wo das Urtheil auch dem Sieger eine 
Verbindlichkeit als Bedingung der Urtheilsvollſtreckung auferlegt”); oder 
wo von dem Berflagten eine Handlung zu leiften ift.*) 

2. Einrede ded mangelnden Erefutionätiteld.®) 

3. Einrede des Ablaufes der durch das Geſetz beftimmten Frift 
für die Vollſtreckung ded Erkenntniſſes.0) 

4. Einrede, dab gegen dad in Bollitredung begriffene Erfenntniß 
(Bagatellmandat) Reititution, gewährt fei.!') 


s) Heffter, Eivil-Progeß oder das gerichtliche Verfahren bet bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten, Borwort ©. 5. | nm. 1. Sagt: '& ht man endlich auch das Zwillings⸗ 
wort: Prngebnerfabren aufgeben.“ 

) Renaud, Lehrbuch ded gemeinen deutichen Civilprozeßrechts. S. 212. 
.„ Rod, der Preußtiche Civilprozeß. 9. 322.; Seuffert und Glüd, Blätter 
für Rechte » Anwendung, Sahrg. 1837. ©. 173 ff.; Reftript ded Preupiichen Zuftiz 
Auniftertumd vom 26. Auguft 1836, Ergänzungen zur Allgemeinen Gerichte-Orduung. 
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5. Einrede der Benefizialerbenqualität.! 2) . 

6. Einrede, daß durch die vorläufige Vollftredung des Erkennt⸗ 
nifjed ein unerfeglicher Schade entitehe.!°) 

7. Intervention eined Dritten.!*) 

8. Einrede der gerichtlichen Zahlungsftundung.! 5) 

9. Einrede der Rechtswohlthat des Kumpetenz.'!°) 

10. Sogenannte privilegirte Einreden, namentlid der Zahlung, Der 
Kompenjation ded Erlaſſes und des Dergleiches. 

11. Einrede der mangelnden Aktivlegitimation des Crelutiond- 
ucherö.!?) 
hei Im Allgemeinen lafjen fich diefe Einreden in eine ber folgenden 
Abtheilungen unterbringen: !'®) 

I. inreben, welche ſich vn die Art der Crelutiondvollitredung 
beziehen, und welche erft durdy dieje hervorgerufen werden; contra mo- 
dum et ordinem executionis.!°) 

II. Einreden, welche gegen den Beſtand und die Beichaffenheit des 
ftreitig gewejenen Rechts gerichtet find, wohin namentlich die privile- 
girten Cinreden gehören. 

DI. Einreden, weldye in Frage ftellen, ob da8 Recht ded Inhalts 
bed Erfenntnifjed Berechtigten durch neuere Ereignifje auf einen Anderen 
übergegangen ki; exceptio de non jure agentie. 

Blidt man auf die Reihe der aufgezählten Einreden, deren noch 
einzelne jetenee hinzugefügt werden könnten, zurüd, erwägt man ba- 
‚zu, daß die Allgemeine Gerichts-Ordnung vom 6. Juli 1793 bei Weitem 
mehr den Schuldner berüdjichtigt ald den Gläubiger, wad in dem An- 
ang 8. 152. zu 8. 36. Xit. 24. Th. L A. G.⸗O., noch beion- 

eren Ausbrud fand20); jo wird man zugeben, daß die Allgemeine 
Geriht3- Ordnung die Einreden der Exekutions⸗-Inſtanz weder in ihrer 
Allgemeinheit erkannte noch erörterte. Der praktiſche Geſichtspunkt, daß 
„Die von dem Richter, nach gejemäßiger Unterfuchung anerkannten 
und feitgejepten Rechte der Parteien unter irgend einem Borwande nicht 


Verordnung vom 21. Juni 1849. 9. 70. Abj. 1.; Verordnung vom 24. Juni 1867. 
3: 42. alublap, „erorbnung v. 21. Juli 1846, 88. 28. 31.; Verordnung vom 
1. Zuli 1846, 88. 67. 30., Verordnung vom M. Zuni 1867, 38.4. 74. 76. 77. 97. 
2) Bol. Erkenntniß des Ober - Tribunale vom 25. September 1854. Striet- 
horft, Ardiv. Bd. 13. ©. 371. 

13) A. G.O. Thl. J. Tit. 14. 8.8.5 Verordnung vom 21. Zuli 1349, 8. 61.; Ber 
ordnung vom 24. Juni 1867, $. 64. " 

5 Nenaud, a. a. D. 8. 220. I. Nr.3. Koch, a. a. D. 8. 322. Nr. 3. 

13) Preußiſche Konkurd-Ordnung vom 8. Mat 1855. 95 421. ff. Renaud, a. 
a. D. 8. 221. II. Nr. 4.: Strey, die Exekutions⸗Ordnung. ©. 55. 

10), Preußiſche Konkurs. D nung vom 8. Mat 1855. 88. 434. ff; Renaud, a 
a. O. 8. 221. IIL: Strey, a. a. D. ©. 55. 

17) Erkenntnih des Obertribunale vom 17. März 1848, Rechtsfälle aus der Prarts 
des Obertribunale (Berlin 1848) Bd. 4. ©. 17.; Erfenntni des Ober-Tribunald vom 
6. Itovember 1863. Striethorft, Ardiv. Bd. 51. ©.197. 

12 Sal. eine ungedrudte Enticheidung des Dber-Tribunals, Friede wider Haak 
vom 14. März 1867. (Nr. 3256. 66. — 696. IL) 

19) Renaud, a. a. D. g. 221. IE 2 
20) Strey, a. a. O. ©. 48. ff. 
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Tit. 24. Ih. I. entitehen, der mit fürforglicher Aengſtlichkeit dem obſie⸗ 
genden Kläger jein erftrittened Recht gewährleiften will, verführte aber 
im $. 36. Dazu nad) Vorgang des $. 22. it. 5. Thl. IV. des corpus 


weiter ochten werben jotten, 21) lie den oben Hit vom 8. 42. 


juris Fridericianum als Ginreden lediglich die privilegirten Einreden 


in ihrer Zuläffigfeit gejeglich zu ordnen. 

Heffter * n ſeinem Civil-Prozeß bei bürgerlichen | 
ftreitigleiten in Gebiete des Allgenieinen Land⸗Rechts für die Preußiſchen 
Staaten 8. 279.: „Daß anßer den genannten Einreden, welde bie 
Leiftungöverbindlichfeit an fich betreffen, auch noch andere, theils gleich⸗ 
artige — wie bie Einrede der Crlöfhung (U L. R. Th. J. Tit. 16. 
8. 497.22) — theil® foldye, wodurch die Sulätfigteit ber Vollftredlung unter 
den obwaltenden Umftänden aus Rechtsgründen angefochten wird, mit 
Erfolg angebracht werden können, unterliegt weder wifjenfchaftlich noch 
—* einem Zweifel.“29) 

Dieſer von Heffter richtig gefennzeichneten Sachlage wird von 
feiner Seite entgegengeireten werden koͤnnen. 

Der 8. 85. der Verordnung vom 21. Zult 1849 beginnt zwar nıit 
den Worten: 

‚Sn der Exekntions⸗Inftanz können nur ‚die Einreden der Zah⸗ 

lung, der Ko fation und des Bergleiches geltend gemacht werben, * 

und follte man hier annehmen, es habe in der Abficht gelegen, alle 
weiteren Einreden auszuschließen. 

Erwägt man aber, daß die Verordnung vom 21. Suli 1849 gänz» 
lich dem Boden der Allgemeinen Gerichtd - Drbnung und den Dazu er 
gangenen Prozeßgeſetzen entiproffen ift, daß die Worte des corpus juris 

rıderıcıanum: 
„Hieraus ergiebt fi, dab nur auf den Einwand der Zahlımg, 
Kompenfation oder Remiſfion, wie nicht minder auf den Einwand 
eined Vergleiche... . * 


2,94. O. Einleitung. $. 65. Thl. J. Tit. 16. 8.1. 

22) Angabe an Zahlungsftatt, Konfufion, Novation, Untergang ber fchulbigen 
Sache, Unmöglichkeit der Erfüllung. Strey, a. a. D. ©. 47. . 

" Bol. Anmerkung 7—18 und die Gründe des Plenar-Beichlufles (Präjudiz 917) 
vom 19. Oktober 1840. Entiepeibungen, Bd. 5. ©. 316. Das Ober-Tribunal entwidelt 
in dem Erkenntniß vom 17. Oltober 1861 (Striethorft, Archiv. Bb. 42. ©. 356.) 
betreffend die Einrede des Akkordes in der Erekutiond-Inftanz feitens bed früheren Ge⸗ 
meinſchuld ners folgenden Grundfag: „Wird ein — weil Verklagter in Konkurs 
gerathen, fiftirt, jo kann der zum Akkord verſtattete Verklagte, wenn er auch den Ein⸗ 
wand des Akkordes bei Kortjeßung des Prozeſſes [nach Aufhebung des Sonturfee] nicht 
ausdrücklich geltend gemacht und demnächft zur Zahlung der vollen eingeflagten Summe 
verurtheilt if noch in der Erefuttonsinitang die Einrede des Afkordes mit Erfolg vor- 
hügen. In dem Erfenntniß vom 18. Dezember 1862 (Striethorft, Ardiv. Bd. 46. 

58.) ift ferner folgende Anficht ausgeiprochen: „Der für entichuldbar erffärte 
Kridar tft wegen der zur Zeit der Konfurderäffnung vorhandenen Forderungen von 
jeder Perfonaleretution, auch der aus Wechfelforderungen, befreit. Cr geht feines 
Drivilegiums dadurch nicht verluftig, daß er ea nicht ſchon Auechietprogeh felbft 
eltend gemacht Dan noch aud hängt bie Wirkjamfeit deflelben davon ab, daß in dem 
—— ein desfallſiger Ausſpruch erfolgt. — ferner as Erfenntniß vom 18. Fe⸗ 
bruar 1864. Striethorft, Archiv. Bd. 53. ©. 148, und Anmerkung 53. 

Zeitjchr. f. Gefehgebung u. Rechtspflege. I. 36 
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in 9.36. Tit. 24. Th. J. A. ©. O., ſchon folgende Faſſung erhalten 


ein: 

„Es finden alſo gegen die Vollſtreckung eines rechtöfräftigen Urtels 
nur die Einwendungen der Kompenfation, des Erlaſſes, wie nicht 
minder des Vergleiche infoweit ftatt ..... . a 

wobei dad Wörtchen „nur“ eine viel bedeutungsvollere Stellung er: 
halten hat, ohne dab eine Einſchränkung der Einreden in.der Abficht 
‚lag oder liegen konnte, jo wird man ed der in mannigfadher Be 
siehung nicht glüclichen gejeßgeberifchen Thätigfeit des Jahres 1849 jept 
nach zwanzig Jahren nachſehen müſſen, wern man fidh. verleiten ließ 
ben $. 85., wie gejchehen, zu fafjen. 

Es hätte heißen len 

‚Sn der Srefutiond-Inftanz können die Einteden der Zahlung, der 
Kompenjation, ded Erlaſſes und des Vergleiches, fowie überhaupt Die 
Einreden, welche gegen die Eriftenz des ſtreitig geweſenen Nechtes ge 
‚richtet find,2*) nur geltend gemacht werben, wenn die Xhatfachen ıc.* 

Der 8.85. a. a. D. befaßt fi mithin lediglich mit dem oben 
‚unter II. eführten, fogenannten privilegirten Cinreden.25) 

Bei Fe tellung des $. 101. der Verordnung vom 24. Juni 1867 
ſcheint Die ungeeignete Faſſung des $. 85. der Verordnung vom 21. Zuli 
1849 nicht unbeachtet geblieben zu fein, denn man gab dem erften Sage 
folgende Faſſung: 

„In der Crefutiond- Inftanz find nur folde Einreden zuläjfig, 
weldhe in Thatjachen fich gründen, die fo ſpät fich zunetragen haben, 
daß fe in dem, der Erefution vorausgegangenen Verfahren nicht mehr 
angebracht werden Tonnten.“ 

ag man num auch ben gelengeberiichen Vorgängen, wie jie (Ein- 
‚gang mitgetheilt find, die weitefte Bedeutung bei Auslegung des S. 101. 
eimefjen, fo iſt ed meined Erachtens dody unmöglih, bei der Be 
[fimmien Faſſung des Gejeped auch hier annehmen zu wollen, daß nur 
ie ſogenannten privilegirten Einreden hätten betroffen werden jollen, 
obwohl allerdings der Verklagte beim Hervorbringen der Thatfache, auf 
welche er eine dieſer Einreden gründen will, fidh in der Lage befindet, 
wie der letzte Satz des $. 101. verlangt, ſich den urkundlidien Beweis 
zu fichern,2°) was bei vielen der fonftigen Binreden nicht der Fall iſt. 


24) Bol Anm, 22. — Man Fönnte dem $. 85. allenfalls auch die Auslegung 
eben wollen, daß die bejagten Einreden allerdings in der Erekutioneinftanz allgemein 
fat aft feien und zwar, wie dies Anhang $. 152. zu 8. 36. Tit. 24. l I. 
. D. bejagte; Da diefe Einreden jedoch nur unter den beftimmten Belchrän- 
ungen die Exekution hemmen follten. Es ift dieſe Auslegung aber dadurch aus 
geichlofien, daß die Verordnung vom 21. Juli 1549 auch den 8. 6. der Verordnung 
vom 4. März 1834 in fich verarbeiten wollte, und daß bie Einrede, nur dann als 
eine ber Exekutionsinſtanz anerfanııt werden kann, wenn fie nicht nur neben der Ereckn⸗ 
tion herläuft und der daraus entjpringende Droge ein gleichzeitiger ift, fondern wenn 
die Einrede einen beftimmten Cinfin auf die Erefutiondinftang bat. DBgl. Sommer 
in Ulrich3 neuem Archiv für preußiſches Recht und Verfahren, ſowie für deutfches 
Privatredit (Arnsberg 1834.) Bd. 1. ©, 445. 
} Died ift denn auch vom Dber-Tribunal in dem in der Anm 18. angeführten 
Erkenniniß vom 14. März; 1867 ausdrücklich anerkannt. 


- — m 3 ww. 


—⸗ 
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Erſtreckt fi) aber der $. 101. auf ſämmtliche Einreden der Crekutiond- 
le jo kann ich nicht verhehlen, daß er mir nicht unbedenklich er- 
eint; ' 

Man nehme folgenden Kal an: 

Der Verklagte wird aus einem Darlehn in Anipeug genommen; 
bevor der Schluptermin ftattgefunden hat und dad Erkenntniß publi 
irt ift, cedirt der Kläger einem Dritten die Forderung.) Gedent und 
Seifionar Ihe ben Berklagten nad dem Schlußtermin von der geſche⸗ 
Denen Ceſſion in Kenntniß, nichtsdeſtoweniger fucht aber der urjprüng- 
iche Kläger, weldyer etwa, weil ihm fein Ceſſionar die bedungene Baluta 
nicht gezahlt hat, noch der Sorderungs eretigte zu jein ver- 
meint, die Crefution nad). Oder, wenn man lieber will, e8 mag aud) 
die Ceſſion felbft erſt nad dem Schlußtermin ftattgefunden haben; — 
muß man aud ald die Thatfache, in welche I der Einwand de non 
jure agentis gründet, nicht die Ceſſion felbit, fondern die Kenntniß⸗ 
abe von berjelben an den Schuldner annehmen, fo bleibt doch Letzterer 
in der üblen Lage, daß er femen Einwand durch eine Urkunde liquide 
u machen außer Stande tft, denn dieſe Urkunde befindet fich in Händen 
ed Ceſſionars. Ebenſo dürfte es fich geftalten, wenn Kläger mit Rüd- 
ber auf den Beſitz eined beftimmten Grundftüdes ein Hecht erftritten 
at, im Laufe des Prozeffed das Grundftüd von ihm verkauft tft, er 
aber trogdem im Wege der Crefution nody das Recht in Ausführung 
bringen wollte.2®) 

Sch fire, dat in derartigen Fällen die Gerichtshöfe ficdh gezwungen. 
jeden werden, den ftrengen Wortlaut ded $. 101. zu durchbrechen, wie 
ied gegen $. 85. der Verordnung vom 21. Juli 1849 geſchehen ift. 

enn ich trotzdem aus dem zwingenden Wortlaut annehmen mußte, 
daß der 8.101. a. a. O. mt Arten der Einreden umfaſſen follte, 
fo glaube ich die Bedeutung dieſer Gejepeöftellen dahin angeben zu 
müſſen: | 


a. Einreden, welche ſich in Thatfachen gründen, bie ſich zu einer 
Zeit zugetragen haben, daB ſie in bem der Erefution voraudgegangenen 
Progehverfahren vorgebracht werden Tonnten, find in der Exekutionsinſtanz 
unbedingt auageiloffen. 

b. Einreden, melde fih in Thatfachen gründen, die fo fpät ſich 
getragen haben, dab fie in dem der Exelution vorausgegangenen 
—* eßverfahren nicht mehr vorgebracht werden konnten, dürfen in der 
Exekutiondinſtanz geltend * werden; dieſe Einreden zerfallen: 

a. in ſolche, welche die Exekution hemmen, falls die Einrede durch 
Urkunden liquide gemacht ift; 


. 


26) Allgemeines Land Recht. Th. I. Tit. 16. 9. 86; Erkenntniß des Ober-Tribn- 
nals vom 23. Mai 1855. Striethorft, Arhiv. Bb. 17. ©. 228. | 
27) Das Ober-Tribunal fagt in feinem Erkenntniß vom 25. Februar 1864 (Striet- 
gest Archiv. Bd. 58. ©. 159): „Dadurch allein, daß ber Kläger eine eingeklagte 
orderung während des Laufes des Prozeſſes cebirt, verliert derjelbe noch nicht Das 


Recht, den angefangenen — fortzuführen.“ 
28) & — es 


s iſt Dies der Fall, welcher dem Ober⸗Tribunal am 14. März 1867 zur 
Entſcheidung vorlag. Siehe Anm. 18. 
36* 
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B. in folche, welche die Erefution nicht hemmen, fofern der Beweis 
nicht, wie vorgedacht, liquide iſt.29) 

Die Worte: E ilt died auch von den Einreden der Zahlun 
der Kompenſation, des Erlaſſes und des Vergleiches.“ wären doch nicht 
unbedingt nöthig geweſen, enthielten vielmehr nur eine Befeitigung Der 
Anficht derjenigen gemeinrechtlichen Brozeffualiften, weldye die privile- 
girten Einreden ohne Beſchränkung zulaffen wollen.so) Daß fih „Sie“ 
im Schlußſatz des $. 101. („Sie Demmen die Erefufien nur dann, wenn 
fie durdy Urkunden liquid gemacht find”) nur auf die privtlegirten Ein- 
seben ded zweiten Satzes bezöge, möchte nicht angenommen werben 
Önnen. 

Zeit der Entjtehung derjenigen Thatfache, welche zur 

&inrede Grund giebt. 

Die Eingangd mitgetheilten Gefepeäftellen weifen nad), wie die 
Gefepgebung in der Beurtbeilung der Zuläffigfeit der privilegirten Ein- 
reden nad) der Zeit des Creignend der Grund gebenden Thatfache, 

eichwankt bat, bis der Anhangs-8. 152. zu $. 36. Tit. 24. Th. 1 
hr G. D.°1) duch $. 6. der Berordnung vom 4. Mär; 1834 
wieder , aufgehoben und die Beltimmung des corpus juris Fride- 
rieienum falt wörtlih, dem Sinne nad aber völlig wiederhergeitellt 
wurde. Ä 

Die Verordnung vom 4. März 1834 erfordert, betreffend die Zu- 
Taffigtei der Einreden: | 

‚dab die Thatfachen, auf welche fie gegründet worden, ſich erft nach 
gefchloffener Inftruftion der Sache ereignet haben.“ 32) 

Da zur Zeit des Erlaſſes jener Verordnung noch vielfahe Pro- 
effe nach der Gericht3-Ordnnung initruirt werden mußten und dad neue 

erfahren der Verordnung vom 1. Juni 1833 nody nicht eine Verallge- 
meinerung erfahren hatte, jo übertrug man die „Worte nadı gefchloffener 
Initruftion® aus dem corpus juris Fridericianum, indem man nicht 
aweifelte, dadurch ud für dad neue Verfahren einen beftimmten Zeit- 
punkt bezeichnet gu haben. Wenn nun $. 8. der Einleitung zur Allge 
meinen Gerichtöordnung fagt: 

„Die Aufnehmung und Unterfudung der in einem Prozeſſe vor- 
fommenden und zu deffen Entſcheidung gehörigen Thatfachen, wird die 

Snftenttion?3) des Prozeſſes genannt;* 


29) Die Fafſung des $. 101. würde alfo in Abweichung von dem im Allgemeinen 
Geſagten dazu nöthigen, auch den Prozeß, welcher nur gleichzeitig neben ber Exeku⸗ 
tion verhandelt wird und in feiner Enticheidung erft auf den Sanı derfelben Einfluß 
auszuüben berufen ift, ald ein Verfahren in der Crefutions-Snftanz zu bezeichnen. 

Ba {. Renaud, a. a. O. ©. 217. Anm. 5.; Anhang, 9. 152. zu 8. 36. Tit. 24. 


3.) Wegen beffen Entftehung vgl. Dr. Löwenberg, Beiträge zur Kenntniß ber 
Motive der — * iſchen —— Bd. 2. S. 335. 

22) „oder erſt nach dieſem Zeitpunkt zur Kenntniß des Schuldners gelangt ſind.“ 
Die Feftftellung dieſes Zeitpunftes bfeibt bier außer Erörterung; vgl. Sommer, 
a. a. O. ©.445.; Präjudiz des Ober-Tribunald. Nr. 754. vom 18. November 1839. 

35), Megen ber Herftammung des Wortes vgl. v. Daniels, Handbuch der Preu- 
Bifchen Givilrechtöpflege. ©. 414. 
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jo folgt aus $.1. 84.10; 8. 1. Tit. 12. Th. J. A. G. O. 8.18. 
20. 24. 34. 53. der Verordnung vom 1. Juni 1833., 88. 4. 11. 
20. der Verordnung vom 21. Juli 1846, daß diefer Zeitpunkt dann 
eingetreten ift, wenn, ohne ne Beweisaufnahme, ober nad 
Beendigung deö_ erforderlich geweſenen ee erfahrend, die Sache 
jpruchreif iſt. Da ein Verzicht auf die mündlihe Verhandlung, wie 
in 8. 20. der Verordnung vom 1. Juni 1833 fannte, nad $. 11. der 

erordnung vom 21. Juli 1846 nicht mehr ftatthaft ift, fo ift der Schluß- 
termin ber zeitliche Wendepunkt, nad) welchem die Zuläffigfeit der Ein- 
wendungen zu prüfen tft. 

Bericht man, daß nad) $. 35. der Verordnung vom 1. Juni 
1833 die Cideözufchtebung auch bis zur Abfafjung des Ortenntniffes 
ftatthaft iſt, und — ein weiterer Termin zur Erklärung über den 
Eid, und eü ur Ableiſtung deſſelben nothwendig werden kann, ſo 
lebt damit die —* wieder auf; ein zweiter Schlußtermin wird 
erforderlich, und erſt dieſer wird für die zeitliche Prüfung der Einwen⸗ 
dungen maßgebend. 

Wird in einem ſolchen Schlußtermin der Einwand vorgebracht, ſo 
kann, namentlich wenn der Vertreter des Klägers bezüglich deſſelben mit 
Information nicht verſehen iſt, ein anderweitiger Termin nothwendig 
werden, der äußerlich für die Hauptſache wieder als Schlußtermin er⸗ 
ſcheint. Es erhebt ſich die Brage, ob Einwendungen ftatthaft find, welche 
ſich auf Thatjachen gründen, die in der Zwiſchenzeit vorgefallen find? 
Dieje Frage ift zu verneinen, denn es läge jonft in. der Hand bes 
Berklagten, die Einwendungen zu einer Schraube ohne Ende zu machen; 


er hätte nur den Einwand zu erheben, dab er nunmehr in der Zwiſchen⸗ 


zeit gezahlt habe, und die Entſcheidung der Hauptſache wäre wiederum 


vertagt. 
| Der Schlußtermin für die Hauptſache ift derjenige, in welchem die 
jelbe in ſich abgefchlojfen, fpruchreif war; die jpäteren, mit Rüdficht auf 
die Einwendungen anberaumten Termine find für die Hauptjadhe nur 
Termine zur Publifation des Erkenntniſſes. Ä 

Es ergiebt ſich hiermit zugleich, wie ein nach $. 29. der Verordnung 
vom 1. Suni 1833 ($. 12. der Verordnung vom 21. Juli 1846) anbe- 
raumter befonderer Termin zur Publifation des Erkenntniſſes nicht mehr 
gur Anbringung von Einwendungen geeignet iſt. Bei gehöriger Zeitung 
er Sache wird Died jen dadurch unmöglid, daß in emem ſolchen 
Zermin die Parteien überhaupt nicht mehr zum Worte veritattet werden. 

Wenn nachſtehend eine Meberficht zu geben verſucht fft,?*) wie fich 
der zeitlihe Wendepunft für die 3 — der Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
reden geſtaltet, ſo iſt vorweg hervorzuheben, daß es in der Eventual⸗ 
marime liegt, daß Dagegen Öinreben, welche ihre thatfächliche Begrün⸗ 
dung in einem Ereigniß fuchen, weldyes fid) vor dem Kla eeinleitunge- 
termin zugetragen bat, weder im Laufe der Inftanz, noch in der Erelu- 
tiondinftanz angebracht werden können. 


3%) Bon Grelingerd Darftellung ber Derorbmung vom 4. März 1834, war 
ich bei der mannichfach veränderten Gelepgebung abzuweichen genöthigt. 
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Dies gilt für den Bereich der Allgemeinen Gericht-Drdnung und 
der Verordnung vom 21. Zuli 1849 und 24. Juni 1867.33) Hat ber 
Verklagte eine ſolche Einrede anzubringen verfäumt, fo bleibt ihm mr 
übrig dad Rechtsmittel der Appellation zu ergreifen, fofern e8 dem Gegen- 
ftande nad) ftatthaft und ur Anbringimg neuer Thatſachen geeignet ift.?*) 
Der zeitliche Wendep für die Anbringung der Einreden tft nım 


dahin anzugeben: 
A. Ordentlidter Projeß. 

1. Die Erekution wird auf Grund eines rechtskräftigen Erkennt⸗ 
niffes erfter Inftanz nachgeſucht. 

F Ha bie Einreden aud der Zeit nah dem Schluftermin find 
tatthaft. 

2. Der Berflagte in erfter Inſtanz verurtheilt, hei appellirt und 
erfolgt die Exekutionsvollſtreckung auf Grund des rechtskräftigen Erfemt- 
niſſes zweiter Inſtanz. Der Berflagte hatte dad Recht in der Appela- 
tionärehtfertigungsfchrift und in einem Nachtrage zu bderfelben, bis zum 
ge der Rechtfertigungäfrift bagegen Thatfahen anzuführen, welde 
ur Al es Klageantrages dienlich fein koͤnnten; mit Ablaf 

er Friſt tritt Die Ausſchließung ein. Einreden, weldye ſich auf That 

jaden gründen, die Al bis Ablauf der Frift ereignet haben, gehören 
Eh in die Rechtfertigungsſchrift, —— einen Nachtrag zu 
derjelben. Die Einreden der Zwijchenzeit bi8 zum Schlußtermin, may 
eine Beweisaufnahme ftattgefunden haben ober nicht, find im biejem 
Termin anzubringen; die Einreden aus fpäterer Zeit find noch in de 
Exekutionsinſtanz berechttat. 

3. Die — er Wendepunkte in dem Falle, wo ber Kläge 
appellirt und der Verklagte die Appellation als beneficium commaune 
in Anfpruch zu nehmen befugt ift, oder der Appellation abhärirt??), mag 
der Praxis überlafjen bleiben. 

4. Legt der in zweiter Inftanz verurtheilte Verklagte die Richtiz 
feitäbelüwerbe ein, jo find © —5 und Audienztermin zur Anbrin⸗ 
gung der Einrede nicht geeignet, und zwar weil dieſem Ri g. außer: 
ordentlichen?) Nechtömittel neue Anführungen und eine Juftrultion 
überhaupt fremd find;39) es bleibt mithin für die Zuläffigkeit der Eiw 
reden bei dem —— der zweiten Inſtanz. 

Wird die Nichtigkeitsbeſchwerde gegründet gefunden, das an A tene 
Erkenntniß vernichtet und die Sade zur anderweitigen Cu dung 
in die frühere Inftanz zurüdgeiwiefen,*0) fo kommt es im dieſer zum 


38) Verordn. v. 1. Sunt 1883. 9. 14.; Verordn. v. 21. Juli 1849. 88.13 ff 
Berordn. v. 4. Juni 1867. €. 12. 
2.) Berordn. v. 21. Suli 1849. 9.47. Abf. 2.; Verordn. v. 4. Juni 1867. 9.9. 


40) Berorbe. dv. 14. Dezember 1833, 8. 17.: Berorbn. v. 21. Juli 1849. $ 6%; 
Berordn. v. M. Iuni 1867. 8.66. sm; Su 


-— „m. _. za um me vn vo 
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anderweiten Cchlußtermin, welder wiederum Raum giebt, die in- 
zwifchen a begründet habenden Cinreden anzubringen. 

d. Wird vom Verklagten ald Rechtsmittel die Reviſion eingelegt, 
k ift nach dem Berfahren im Bereich der Allgemeinen Gerichts-Orbnung 

te Anbringung neuer Thaſagen nicht unbedingt ausgeſchloſſen.“!) Wegen 
der Einreden, welche nach Vorſchrift des Tit. 24. 8. 36. a. a. D. noch 
bei der Erekution angebracht werden können, beftimmt 8.18. tt. 15. 
a. a. D.: 

‚Alddann ift in der Hauptſache zu erfennen und nur ber privile⸗ 
girte Einwand zur Verhandlung in erfter Inftanz zurückzuweiſen.“ 

Ein Zall aus der Prarid ift mir nicht befannt geworden; wenn 
aber auch ausdrücklich nur von den privilegirten Einreden gehandel iſt, 
ſo möchten doch auch die ſonſtigen Einreden einem gleichen Verfahren 
unterliegen. 

Die Verordnung vom 21. Juli 1849 jagt im 8. 57.: 

„Einreden, welche noch in der Erefutiond-Inftanz angebracht werben 
koͤnnen ($. 85.), find vom Nevifionsrichter zur eriten Inſtanz zurüdzu- 
weiſen, und es ki unter deren Vorbehalt nad) Lage der Akten zu erkennen.“ 
dehi Die Verordnung vom 24. Juni 1867 8. 60. lautet übereinſtimmend 

abin: 

Werden Ginreden vorgebracht, die noch in der !Erekutiond-Inftanz 
uläfftg find, fo wird von dem Revifionsrichter unter Vorbehalt der» 
elben in der Art erkannt, dab er die Verhandlung und Entjcheidung 
über dieſe Einreden in die erſte Inſtanz verweilt.” 

Die Einreden find aljo ohne B *— auf beſtimmte Arten 
zuzulaſſen, und da die Geſetze eine Liquideſtellung durch ſchleunige Be⸗ 
weismittel nicht zu Bedingung machen, ſo wird eine weitere Beweisauf⸗ 
nahme auch nicht abgelehnt werden können.2) 

Wenn fih auf Grund folder Einreden . ein neued Berfahren ent 
widelt, fo find weitere Einreden in demjelben nur mit den für Die &res 
futiondinftang gegebenen Beſchränkungen ftatthaft. Gleich wie bei ber 
Nichtigkeitsbeſchwerde, Kınn unter Aufhebung des Erkenntniſſes zweiter 
Suftanz, die Sache zur Beweißaufnahme und anderweiten Entſcheidung 
in bie betreffendet?) Inftanz zurückgewieſen werden;““) ed greift in 
nt nal dasjenige Plab, was oben bei ber Nichtigfeitöbejchwerbe 

efagt ift. 
i "aa ber Zeitpunkt, in welchem in ber Revifiondinftanz die Ein⸗ 
reden anzubringen find, dürfte ber Reviſionsbericht zu bezeichnen jein.*°) 


41) Bol. dagegen bie Berorbn. vom 21. Juli 1849. 8.57. Abf. 1.; Verordn. vom 
24. Juni 1867. 8. 60. Erfter Sr 

#2) Striethorft, . Bd.51. ©. 201. 

43) Bezüglich der Nichtigkeitsbefchwerde fagt bie Verorbn. vom 14. Dezember 
1883. 8.17., dab die Sache im diejenige Inſtanz zurückzuweiſen fei, in welcher bie 
noch zu ermittelnden Umftände Auer vorgebracht find. _ 

*) Geſetz, betreffend einige Abänderungen der Vorfchriften über dad CD 
verfahren und die Exekution in Eivil-Sachen, vom 20. Mär; 1854. $. 3. (el 
Sammi. S. 116.) Verordn. vom 21. Zuli 1849. 8. 68.5 Berorbn. vom 24. Juni 1867. 


45) Grelinger, a. a. O. Heft 1. ©. 20. 
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B. Mandats-Proseb. 


Sämmtliche Einreden aud der Zeit bi zum Ablauf der Manbats= 

tft find in der Einſpruchsſchrift oder in einem Nachtrage dazu anzu⸗ 

‚ bringen; die jpäteren Einreden fallen der Exekutionsinſtanz anheim. 

Serbft wenn der Verflagte nach Zurückweiſung feines Einſpruches durch 

Erkenntniß erfter Inftanz appellirt, Tönnen neue Einreden nicht angebracht 

werden,+°) nur bie Unterftübung der bereit3 angebradhten Einreden durch 
neue Thatfachen und Beweismittel iſt zuläffig.*") 


C, Sagatel-Projeh. 


Wird die Exekution aud einem Mandat nachgeſucht, welches die 
Kraft eines Kontumazialbeicheided erlangt Bat, fo gehören nur die Ein- 
reden aus ber Zeit nad) Ablauf der —— in die Exekutions⸗ 
Inſtanz; iſt auf erhobenen Einſpru in der ae erfannt, fo find in 
der ren ta nur die Einreden aus der Zeit N em Schluß⸗ 
termin ſtatthaft. Wird der Rekurs eingelegt, jo findet das oben zu 4 
Geſagte analoge Anwendungs: wobet jedoch zu bemerken, daß nicht die 
Vernichtung des Erkenntniſſes bei Anwendung der Beweißaufnahme 
ausgeiprochen und die Surüchweifung der Sadye in die erfte Inſtanz 
angeordnet werben darf,*°) fondern daß die Beweidaufnahme vor dem 
—— ftattfindet.*°) Es tritt hierbei noch deutlicher, wie bei 
ber Nichtigfeitöbefchwerde hervor, daß ein ſolches weitered Verfahren nur 
eine Fortfepung des früheren Verfahrens tft und mit diefem ein Ganzes 

ildet. 


D. dorlãuſige voltreckung eines Erkenutuifes. 


Wird ein Erkenntniß, bei welchem das eingelegte Rechtsmittel nur 
Devolutiveffelt bat, in Vollſtreckung gebracht, jo hat der Verklagte Ge- 
legenheit, feine Einreden gleichzeitig in der höheren Inſtanz und in ber 
Exekutionsinſtanz anzubringen. Die bier möglichen Kollifionen und die 
Grörterung der —* in wiefern der Einwand der Litispendenz erhoben 
und auf ein in der nei kan ergan enes Erkenntniß die exceptio 
rei judidatae geſtützt werden kann, bleiben einer anderweitigen Be- 
fpredyung vorbehalten. s 0) Ä 

Wenn tn der biöherigen Seftitellung des Wendepunktes für die 


60) Erkenntniß des Ober - Tribunald vom 12. Dezember 1859. Striethorft, 
* Archiv. Bd. 86. ©. 84. 
‚ +1) Grlenntniß des Ober + Tribunal vom 10. Sannar 1862. Striethorft, 
Archiv. Bd. 45. ©. 22. 
48), Diefe unrichtige Prarid beobachtete mindeftens früher das Appellationd-Gericht 
zu Marienwerbder. 
49) Oele vom 20. März 1854. 8.9. (Geſ.Samml. ©. 117.); DVerordn. vom 
24. Juni 1867. $. 70. 
so Man vgl. h B. A. G. O. Th. J. SM. 9.40. Abi. 3; Tit. 28. 
8.18. Tit. 27. 88. 52 $; Berordn, vom 1. Juni 1833. 9.8. Abſ. 5.; Verordn. 
vom 21. Zul 1849. 9.2. Ab. 5.; Verorbn. v. M. Juni 1867. 8.2. Abf. 8.; Er 
Tenntniß des Döer-Lribunals vom 7. November 1860. Striethorft, Archiv. Bb. 39. 


— — — — — 


konſtruirt. 
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Zuläſſigkeit der Einreden auch die Verordnungen vom 21. Juli 1846 und 
24. Juni 1867 mit in Betracht gezogen End, jo ift doch nicht außer 
Ne a taflen ‚ dab die Verordnung vom 21. Juli 1849 den Zeitpunkt 
ahin ſixirt: 

„Wenn die Thatſachen, auf weide jie gegründet werden, fich erft 
zu einer Zeit ereignet haben, in welder diejelben in dem, der Exeku⸗ 
don norbergegangenen Prozeßverfahren nicht mehr vorgebracht werden 
onnten.“ 
und die Verordnung vom 24. Juni 1867 dahin: 

„welche in —— ſich gründen, die ſo ſpät 10 ugetragen 
haben, daß fie in dem, der Exekution vorausgegangenen ohren nicht 
mehr vorgebracht werden konnten.“ 

Weshalb man den Wortlaut des $. 6. der Verordnung vom 4. März 
1834 nicht übertragen konnte, iſt an ſich klar; es fragt ſich aber, welcher 
Zeitpunkt für die Progehgefege von 1849 und 1867 entfcheidend ift. 

Das Mi Re a He la —E lichen 
tung gebraucht, nämlich der thatfächlichen Möglichkeit und der geſetzlichen 
Befugniß, ded Dürfend. Es erhebt ſich deshalb die. Stage, * e 
dieſer Bedeutung dem Worte „konnten“ in den ſoeben erwähnten Ge⸗ 
ſetzesſtellen beiwohnen ſoll. 

Wollte man die Bedeutung der thatſächlichen Moͤglichkeit gelten 
laffen, jo müßten die Einwendungen wohl gar noch in dem Termin zur 
Ableiftung eines rechtöfräftig auferlegten nothwendigen Eides ugelaften 
werden, und ed wäre die oben gekennzeichnete Schraube ohne Ende 


Unter Können ift unbebenflic) Dürfen zu verjtehen. Möglid wäre 
ed nun, daß es in der Abficht gelegen hätte, für die erfte Inftanz ben 
Klagebeantwortungdtermin als Grenze hinzuftellen, woraus ſich für Die 
oben aufgeführten Fälle die Zeitpunfte dann verjchiedenartig gejtalten 
würden. Erwägt man jedoch, daß dadurch eine Abweichung vom Ges 
meinen Prozeß?!) und dann der Gerichts-Ordnung und —* Nach⸗ 
tragsgeſeße geſchaffen wäre” wogegen aus den Prozeßgeſetzen von 
1849 und 1867 das unverlennbare Beftreben durchglänzt, dad Ver⸗ 
en möglichjt gleichartig mit dem in den altländiſchen Provinzen zu 
eſtalten, wird man den oben gekennzeichneten Schlußtermin auch 
Fir die beiden neuern Prozeßgeſetze als maßgebend anerkennen. Iſt dem 
aber ſo, ſo gelten die im Einzelnen angegebenen Wendepunkte auch für 
die Verordnungen vom 21. Juli 1846 und 24. Juni 1867 und wäre 
damit gerechtfertigt, daß ſie oben ſofort mit in Betracht gezogen ſind. 
Schließlich mag hier der einſchlägige 8. 1029. des — ** einkr 
Prozeb-Ordnung in bürgerlichen Nechiäftreitigfeiten für den Preußijchen 

Staat angefügt werden: , 
„Der Widerfprud des Schuldners kann nicht auf Einreden geſtützt 
werben, die vor derjenigen mündlichen Verhandlung entitanden find, 
auf welche das zu vollftredende Urtheil ergangen iff.52) Es gilt dies 


51) Renaud, a. a. DO. S. 217 und Anmerkung 4. dafelbit. 
33) Die Motive ergeben, dah der Entwurf fie bezüglich des zeitlichen Bender 
punftedö mit der Verordn. vom 4. März 1834 in Einklang fühlt. 
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imöbejondere auch von dem Einwand der aahlumg, der Kompenfatioır, 
des Erlaſſes und bed Vergleihed. Der Schuldner hat alle Gründe zur 
Rechtfertigung des Wideripruches in demfelben Verfahren geltend zu 
maden. Iſt der Widerfpruch des Schuldnerd für unbegründet erklärt, 
jo Tann er einen neuen Widerfpruch auf ſolche Grümde nicht ftüben, 
welche er in dem früheren Verfahren geltend zu machen im Stande war.‘ 

Eine Beiprehung der gegen diefe Faffung zu erhebenden Bedenken 
würde zu weit abführen; ie ift meines Erachtens die Beſte, melde 
biaher in den Geſetzen verſucht ift, umd fchneidet namentlich dem böß- 
willigen Schuldner die Möglichkeit ab, verfchtevene Einreden aus der— 
jelben Entſtehungszeit nad) einander zur Verfchleppung der Sache zur 
Entſcheidung zu bringen, wohin bereit? das Wort „fofort“ im 8. 37. 
Tit. 24. Th. IJ. A. ©. D. deutet. 

Die Verordnung vom 21. Suli 1849 fpricht von dem der Erefution 

„vorbergegangenen Prozeßverfahren,“ 
bie Verordnung vom 24. Juni 1867 ganz gleichbedeutend vom „vor= 
ausgegangenen Prozekverfahren.” 
ierunter ift daſsjenige Verfahren zu veritehen, welches der Exekution 

unmittelbar zu Grunde iezt iſt die exekutoriſche Kraft des Erfennt- 
niſſes erloſchen und wird behufs zu erneuender Vollftredung die Judi⸗ 
—5 angeſtrengt, fo iſt dieſer Prozeß das voraudgegangene Ver—⸗ 
ahren.2) 

Betreffend 

Die Liquidität 
der Einreden, ſtellten die Verordnungen vom 4. —— und 21. Juli 
1849 den Mandatsprozeß den Einreden in der Exekutionsinſtanz gleich; 
die Verordnung vom 24. Juni 1867 läßt jedoch als erefutionshemmend 
de Einreden nur dann zu, 
„wenn fie dur Urkunden Tiquide gemacht find.” St) 
Bereits oben tft das Bedenken angeregt, ob es Enmttihe wear 


und durdführbar bleiben wird, diefe Beſchränkung für ſämmtliche Em- 
teben feitzubalten; was die privilegirten Einreden, und umter biejen 
namentlih Die häufigften des Vergleiches und der Zahlung anbelangt, 


1 ſcheint mir bier die Beſchränkung eine jehr wohlthätige Mu jein. Der 
oͤgwillige Schuldner fteht nicht an, den Einwand ber Zahlung auß ber 
Luft zu greifen und dem Kläger in ber Exekutionsinſtanz zur Begrün⸗ 
bung beffem den Eid zuzufchteben; mag nun der Kläger den Eid an⸗ 
nehmen und ableiften, oder ſich guch getrauen den Eid zurückzuſchieben 
in der Hoffnung, daß der Verklagte den Eid nicht letften wird, je 


53) Wenn dad Ober-Tribunal nad der Zaffung bei —— Archiv. Bd. 20. 

©. 272. (Erkenntniß vom 13. März 1856) ſich dahin ausgeſprochen hat: „Die Kompen⸗ 

attond « Einrede ift gegen die Jüudikatsklage auch rüdtichtlich der fchon zur Zeit der 

teilung ber Klage tm Vorprozefſe erlaffenen, aber in demfelben nicht geltend ge 
machten Gegenforderungen zuläffig,” fo eint dies doch bedenklich. 

54) Bol. Gottschalk, discept. for. (ed. 2.) tom. I. c.38. — Mevins, dec. 

& u. de 319.; p. VI. dec. 234. p. VID. dec. 315.; Rod, a. a. DO. $. 197. 
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erlangt dieſer immer die allein bezweckte Frif. Da nun der Ver⸗ 
klagte den Kläger nur hinhalten, keineswegs aber dur eng eines 
Meineided jich zum Verbrecher machen will, jo iſt ihm durch Befeiti- 
ung einer frivolen Eideszuſchiebung und weil er ſich zu einer Urkunden» _ 
lfehum nit hergeben Tann, durch die Verordnung vom 24. Juni 1867 
zwedmäßig die weitere Ausflucht vertreten. 

Hervorzuheben tft noch die verjchtedene Faſſung 

„liquid gemacht werden Tönnen,’ 
in den Verordnungen vom 1. Sumi 1833 ımd 21. Juli 1849 und 
„liquid gemacht jind“ 

in der Verordnung vom 24. Juni 1867.55) Der Berllagte hat mit 
der Einrede die in Bezug genommene Urkunde fofort im Original bei» 
zulegen, denn nur durch dieſelbe, nicht etwa durch eine 2) rift, br 
die vielleicht ein Original nicht eriftirt, tft die Einrebe liquid gemacht. 
Weiter fei nody bemerkt, dab der Berflagte den Einwand der 
nicht etwa auf einen Poftichein gründen kann, Inhalts defjen er dem 
Kläger eine Geldfumme zugefhidt habe, denn ed wäre die nur ein 
Beweismittel für eine etwaige Geldjendung, nicht aber für eine Zahlımg, 
d. h. die Tilgung der zur Erelution ftehenden beftimmten Forderung; 
die Liquidität erfordert alfo, daß die Urkunde fo angethan fein muß, 
dab durch fie die Einrede vollftändig erwieſen wird. 


25) Bol Renand, a. a. O. ©. 618. 
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XXV. 


Ueber die Einrichtung des ſchriftlichen Vorverfahrens und des 
Berfünmnißverfahrens im Prozeſſe, ſowie über die Einführung 
des Anwaltdzwanges, | 


Vom Herrn AppellationsgerichtsRath von Kräwel zu Ranmburg. 


. Mittermeier beginnt einen im Jahrgang 1864. Bd. 47. ©. 50. ff. 
— archiv für die ciniliftifche Praxis abgedrudten Auffag mit bem 
en: | Ä 
„Se trauriger ſich die politifchen Zuftände des Deutſchen Vater⸗ 
landes geftalten, je mehr die Hoffnungen auf die Verwirklichung emer 
ae Einheit tn wette Ferne gerüdt ſcheinen, deſto mehr brän 
ich jedem Freunde des Vaterlandes die Frage auf, ob nicht bie grobe 
Idee, eine Einheit der —E 


it Deutjchland jr schaffen, 
wenigitend eine allgemeine Deutſche Civilprogeßorbnung herbeizuführen, 

verwirflicht werden kann.“ . 

Nun iſt und aber, Allen Freilich unerwartet, die politijche Einigung 
weit näher gerückt, ald das Zultandefommen einer allgemeinen Deutſchen 
bürgerlichen Prozeßordnung. Indeß ift doch zu derfelben eine fehr be 
achtenswerthe Vorarbeit vorhanden, nämlich der von der Kommilfion zu 
Hannover ausgearbeitete Entwurf zweiter Lefung einer allgemeinen Civil⸗ 
prozeßordnung für die Deutichen Bundesftaaten vom Sabre 1866. 

Zwar it im Sahre 1864 auch der Entwurf einer Prozeßordnung 
in bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten 4 den Preußiſchen Staat veröffent- 
licht worden, welder deshalb noch beſonders ind Auge zu fallen ill, 
weil Preußen bei Abfaffung des Hannoverſchen Entwurfes nicht mil 
vertreten war. Indeß iſt kaum anzunehmen, daß dieſer Entwurf bei 
der Berathung einer allgemeinen Deutſchen Civilprozeßordnung ale 
Grundlage bienen wird, weil er ſich allzuſehr von dem in Deutſchland 
üblichen Verfahren entfernt, und fich dem $ranzöftichen Prozeſſe zu⸗ 
wendet. Dagegen iſt der Entwurf der Kommiſſion in Hannover, wie 
die Protokolle erſehen laſſen, das Ergebniß einer vieljeitigen und gränd- 
lichen Erwägung, bei welcher man auch auf unſer heimiſches Verfahren 
überall Rückficht genommen hat. 

. In meinem im Jahre 1865 erfchienenen Schriftchen: „Bedenken 
über das Kranzöfifche Weſen der Kr Preußen, Baiern und von der 
Kommiffton in Hannover ausgearbeiteten Entwürfe einer bürgerlichen 
Prozeßordnung,“ habe ich mich bemüht, die Vorzüge des gemeinen 
FAR „un des Preußischen Prozefjed dieſen Entwürfen gegenüber 
ervorzuheben. 

Cini e diefer Bedenken können aber dem Hannoverſchen Entourfe 
zweiter Zefung gegenüber nicht mehr geltend gemacht werden, weil et ſich in 
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wefentlihen Punkten den Grimdfähen des Deutfchen und Preußtichen 
Prozeffed genähert hat. Es ift nicht anzunehmen, dab man von den 
Grundlagen, auf denen diejer Entwurf zweiter Leſung beruht, im Wefent- 
lichen abgehn wird Aber auch unter dieſer Vorausſetzung laſſen ſich 
nod) monde Bedenken gegen die Vorſchriften ded Entwurfs erheben, 
und Vorfchläge zu defjen Verbeſſerung maden. 

Mad indbejondere dad ihriftlice Daruerfahren angeht, jo hat 
im gewöhnlichen Prozefje, aljo mit Ausſchluß der Bagatellfachen und 
des — vor den handeogerigien nach dem Code de procédure 
der Richter ſich früher in keiner Weiſe mit dem Prozeſſe zu befaſſen, 
als bis die Anwalte vor ihm in der Audienz erſcheinen. nd ſchrift⸗ 
liche Vorverfahren iſt vom Code in der Weiſe ge elt, daß der Anwalt 
bes Klägers durch den Gerjchtövollzieher dem agten die Klage zu: 
ftellen Iabt. Innerhalb vierzehn wagen fol der Anwalt des Derfingien 
dem Anwalt des Klägerd die Slagebeantwortung nad dem Art. 77 zu= 
ftellen laffen, worauf diefer binnen acht Tagen mit der Replif antworten 
joll. Demnächſt fteht es jedem Anwalt frei, mittelft Anzeige an ben 
mal des Gegnerd auf Verhandlung der Sache bei bericht anzu⸗ 
ragen. 

Daflee Berfahren fchreiben 8. 295 bis 304. des Preußiſchen Ent 
wurfes vor. 

Nach 8.184. der Dannonerigen Kar muß der Klage⸗ 
Antrag die Aufforderimg des Berflagten enthalten, an dem vom Bor: 
ſitzenden des Gerichts — 58*— Gerichtstage vor dem Prozeßgerichte 
u erſcheinen. Mindeſtens eine Woche vor dem gejenten Gert e 
Fat nad) S. 191. der Anwalt des PVerflagten dem Tlägerifchen Anmalte 
Abjchrift feiner Öegenanträge behändigen laſſen. Die auf der Gerichts: 
Ichreiberei niedergelegten Abfchriften der gegenleitigen Abjchriften find 
nach 8. 192. vom Gerichtöfchreiber dem 
Aberreichen. 

Der Entwurf zweiter Lefung der Kommiffion zu Hannover fchliekt 
fih diefem Verfahren an. Nach 8. 231. Abi. 2. muß die Klage bie 
an den Berflagten geriöhtete Aufforderung enthalten, daß er einen bei 
dem Prozeßgerichte zuge affenen Anwalt ungefäumt beftelle, und durch 
denfelben in der anberaumten Tagfahrt (eine Rechte wahrnehmen laſſe. 
In der zur Verhandlung anberaumten Zagfahrt Tann dad Gericht in 
Gemäßheit des 3. 239., nad Erledigung der etwa vorgefchüßten proze- 
bindernden Einreden auf Antrag ein weiteres fehriftliched Vorverfahren, 
nötbigenfalte bis zur Duplif, anordnen, wenn Died nach Beichaffenheit 
F S he zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung nothwendig 
erſcheint. 

Es hat in ſolchen Fällen die Friſten, binnen welchen die weiteren 
Schriftſätze zu wechſeln find, feſtzuſetzen und eine neue Tagfahrt zur 
Verhandlung der Sache anzuberaumen. 

Hiernach fell Ab der Richter nicht, wie im Franzöſiſchen Prozeſſe 
und nad) dem Preußiſchen Entwurfe ge he erit nach völlig beendigtem 
Schriftwechſel zwifchen den Anwalten, jondern, wie dies im Deuttchen 
und Preußiſchen Prozeffe der Fall ift, gleich bei Beantwortung der 


orſitzenden des Gerichts zu 
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Klage mit dem Prozefje befaßt werden, und die etwa nöthige Fortfepung 
des Schriftwechſels anordnen. 

Man rühmt!) ald einen befonderen Vorzug ded Franzöfiichen Ver⸗ 
ahrens, dab daſſelbe dem Richteramte Geſchäfte abnimmt, welche ſich 
ür bafjelbe wenig pafjen. So wünſchenswerth nun audy eine Berminde 
rung der dem Richteramt obliegenden Arbeitölaft ift, jo kann man in 
biefer Verminderung doch nur dann eine Verbeſſerung finden, wenn die 
rer nicht durch diefe Verminderung der richterlichen Gejchäfte 
benachtheiligt werden. 

Jan folgt aber gerade daraus, dab man dem Gerichte bie Ber- 
mittelung des Schriftwechjeld nehmen will, die Nothwendigfeit, die Par- 
teien felbit von ber ehr age, auszuſchließen, und fie zu zwingen, 
daß fie ſich im Prozeſſe durch einen Nechtöverftändigen, einen Anwalt, 
vertreten laſſen müſſen. 

Endemann, welcher in ſeiner Beurthei des Preußiſchen Ent- 
wurfes den Beſtimmungen degewen in vieler egiehung Beifall zollt, 

ebt?) als einen befonderen Vorzug diefed unmittelbaren Verkehrs der 
nwalte hervor, daß dadurch da8 aufhöre, was man im gemeinen Pre 
zeſſe die materielle Progekleitung nennt, d. b. die perpetuirliche Kogni- 
tion des Gerichts über die äußere und innere Legalität oder Relevanz 
der einzelnen Handlungen, der Klage, der Cinvebebanblung, der Beweis 
antretung u. |. w. Das Gericht habe nur noch jene Prozefleitung, welde 
darin beiteht daß es durch Anjegung der Termine den Parteien für 
ihre gerichtliche Aktion Raum und Zeit gebe. 

Died den Parteien finnlich wahrnehmbar zu machen, das jet bie 
Hau Ha und fünnte man ohne Schaden auch anftatt der Gerihtk 
vollzieher die Zuftellungen durch die Gerichte oder deren An hängſel 
beforgen lafjen, wenn nur jened 5 — des Gerichts in die Sell 
tung des Prozeſſes, die materielle Prozeßleitung vermieden werde. 

Später?) erkennt Endemann gleihfalld an: daß mit bielem 
Progepbetriebe außerhalb der mündlichen Verhandlung, wenn aljo bie 
Parleien felbft die Zuftelung der Schriftſtücke beforgen und die jeder 
malige Anberaumung der Termine beantragen follen, damit faum andere 
als NRechtöverftändige fertig werden Tönnen. | 
| „Mlein iſt ed denn,” fo fagt Endemann, „nit am Ende et 

petitio principii, daf der Prozefbetrieb gerade fo von Statten 97 

muß? Man ſtelle den Parteien die Möglichkeit zur Verfügung, die Miu 
theilungen durch dad Gericht machen zu laffen — ohne daß dad Gen 
vor der mündlichen Verhandlung auf die Prüfumg der einzelnen Hat) 
Iungen eingeht, denn dad ift das Einzige dem Princip der Münblichtei 
MWideriprechende, — und die Deihiife des Rechtsanwalts wird durch die 
Beihü des Gerichts ficher wenigitens zum Theil unerheblih." 
‚Wenn man den Anmwaltözwang, und gar fo, dag nicht einmal 
die rechtöfundigen Parteien eximirt fein follen, ſanktionirt, und bad 
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für Die große Mehrzahl von Prozeſſen die Rechtsanwälte zu den abſolut 
monopolifirten Progepführern macht, fo läßt fih das in der That wieder 
nur aus dem großen Entwidelungsgang veritehen. Nach dem feit- 
berigen ae ed Prozelfed waren trog der Verhandlungsmarime 
te Streittheile durch formale Regeln und richterliche Ueberwachung fo 
unfret, wie nur möglih. Wir haben gejehen, daß die Reform darauf 
aus fein muß und mit richtigem Gefühl darauf aus ift, vor Allem den 
Parteien ächte Selbbſtſtändigkeit und Selbitthätigfeit zurüdzugeben. Kann 
man fich aber wundern, wenn man nad der überlieferten Anſchauungs⸗ 
weife eine gewiffe Scheu fieht, den Parteien unmittelbar und unge 
fchmälert zu überantworten, was jie haben follten? Das Nebermaak 
tichterlicher Kontrole (gef man bien; aber zunächſt doch vorfichtiger- 
maben nur fo, dab die Garantie der Rechtsanwalte bleibt. Man ver- 
legt den Schwerpunkt der Prozeßgeitaltung aus der richterlichen Leitung 
nicht in die Leitung der Parteien felbit, jondern in die advofatorijche 
Leitimg ..... Der Anwaltögwang iſt wenn auch nach dem Verlauf 
der Entwickelung als zur Zeit beliebte Maaßregel überaus begreiflich, 
doch eben ſo gewiß beitimmt, den Hebergang zu der freieren Anordnung 
© bilden, welche ed, wie im NRömifchen Prozeß, dem eigenen Intereſſe 
er Parteien überläßt, für Rechtsbeiſtand zu forgen.* 

Die Motive zum Preubiigen Entwurf geſtehen es ©. 28. unum- 
wunden zu, dab chne Anwaltszwang dad vom Entwurf aufgeftelite 
Benjerhen von den ordentlichen Gullegialgerichten nicht durch⸗ 

rbar fei. 

Wir glauben aber, dab ein Progefverfahren nicht zu empfehlen ift, 
welches den Parteien ſolchen Zwang anthun muß. Das Prozehverfahren 
muß vielmehr die Freiheit der Parteien möglichit wahren. 

Es ift in hohem Grade auffallend, daß man im Strafprozelie be 
ftrebt ift, den Laien als Geſchworenen bei Verhängung gerade der 
Ichwerften Strafen die Theilnahme am en jelbit zu übertragen, _ 
wogegen man ihnen im bürgerlidyen mel ogar die Befugniß nehmen 
will, unmittelbar vor dem Richter und jelbititändig ihre Sachen zu 


ten. 
Mit vollem Recht fagen die Motive zum Sächſiſchen Entwurf einer 
bürgerlichen Prozebordnung ©. 271.: 

„Seine Hanptfächlichte Bedentung hat die Mündlichkeit des Ver⸗ 
fahrens durch die Möglichkeit des unmittelbaren Verkehrs der Par- 
teten fowohl untereinander, ald mit dem Gerichte. Volle Unmittel- 
barfeit findet nur ftatt, wenn die Parteien perjönlich, nicht dagegen, 
wenn fie durch Bertreter handeln. - Eine Progebordnung, weldye nad) 
materieller Wahrheit ftrebt, darf daher nicht Anordnungen treffen, 
welche die Parteien mehr oder weniger veranlafjen fönnen, ſich von 
der perjönlichen Betreibung 2. Rechtshandels zurückzuziehen.“ 

ir hoffen darzuthun, daß es dem Weſen des Prozeßverfahrens, 

Sannoverichen Entwurf zweiter un geordnet ift, 
nicht widerspricht, wenn man den Parteien, wie died bisher in Deutjch- 
Iand gejchieht, die eigene Prozeßführung überläßt. | 

8 bat jogar den Anſchein, ald wenn der Hannoverſche Entwurf 


wie ed durch den 
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autet: | 
„Bor Kollegialgerichten müffen ſich die Parteten, fofern nit 
dieſes Gejeb oder die Landedgefege eine Ausnahme geftatten, 
durch einen bei dem Prozeßgerichte zugelaffenen Anwalt ald Prozeß— 
Bevollmächtigten vertreten vr 

Wollte jedoch dem entjprechend ein Landesgefetz beitimmen: 

‚Die Parteien Tönnen ud vor Kollegtalgerichten allemal ihre 
Rechte felbft wahrnehmen, und brauchen ſich nicht durch einen Anwalt 
als Prozeßbevollmachtigten vertreten zu laſſen,“ 
ſo würde dies den Parteien nicht viel helfen, weil manche, wenn auch 
nur nebenfächliche Beſtimmungen den Parteien die eigene Prozeßführung 
unnüß erichiveren. 

Mebrigend geht auch die Hannoverfche Prozeßorbnung, welche dem 
von der Kommiſſion in Hannover ausgearbeiteten Entwurfe jo vielfach 
als Vorbild gedient hat, nicht ſo weit, die Parteien ganz von der eigenen 
Führung der Prozeſſe auszuſchließen. 

Die Hannoverſche Prozeßordnung unterſcheidet vielmehr zwiſchen dem 
Verfahren vor den Amtsgerichten, 8. 375 ff., und dem Verfahren vor bei 
Obergerichten, 8. 184 ff. Nur bei den Obergerichten müfjen die Parteien 
nach $. 67. fich durch einen bei dem betreffenden Obergericht angeftellten 
Anwalt vertreten Iaflen. 
‚ Nun’ gehören aber in Hammover vor die Amtsgerichte für bie erfle 
Snftanz alle Deogeffe zum Werthe bis 150 Thaler einfchließlich, ferner 
ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegenitanded, bie eh 
feiten über We eereott feiten, Grenzberichfigungen, Snjurien, Anſprüche 
aus einem unehe ichen Beifchlaf, Streitigfeiten zwiſchen Dienftboten mi 
dem Dienftherrn, die aus dem Dienftoerhälttifte entfpringen, Streitig⸗ 
keiten über Einräumung und Verlaſſung einer Wohnung zwiſchen et 
und BVermiether, die Erfenming von Arreften und einftweiligen Verl 
gungen, ſowie die Leitung der Konkurfe, mit Einſchluß des Erftiglei®- 
erfenntniffes. 

Man fieht, wie verhältnigmäßig gering auch in Hannover bie Zahl 
derjenigen Prozeſſe tft, in welchen den Parteien die Befugniß genommen 
ift, ihre Nechte jelbft vor Gericht wahrzunehmeir. 

In den Motiven zum Preußiſchen Entwurf ift S. 28. bemerkt: Di 
Erfahrung babe gelehrt, daß die Parteien ſchon jet fich faft in allen 
erheblichen Sachen durch Anmalte vertreten Iaffen. Der Anwaltszwanz 
‚werde daber jelbft für die nicht zum Bezirfe des Rheiniſchen Appellation 

erichtähufes gehörenden Landeötheile Feine erhebliche Neuerung, fein. 
ndeh lehrt Die Erfahrung doch, daß die Parteien bei und ziemlich © 
ihre Progeffe in erfter Inſtanz ſeibſt führen. So find z. B. beim Krei® 
geriöt zu Naumburg 572 Prozeſſe im Jahre 1866 anhängtg geworden. 
Davon find 175 durch Kontumacialbefcheid beendigt. Sn den wa 
397 Prozeſſen haben von 794 Parteien 410 ihren Prozeß felbit gef rt, 
und nur 384 ſich durch Rechtsanwalte vertreten laffen. 

Indeß folgt aus dem Jugeftändniffe, dal; Die Parteien ſchon je 
ſich faft in allen erheblichen Sachen dur Anwalte vertreten laſſen, 
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—— die Weberjiäffigteit des Zwanged. Gerade bei ben uner⸗ 
heblihen Sachen, zu deren Führung Teine befonberen Rechtöfenntniffe 
—2 — er gang ‚ ſich durch einen Anwalt vertreten laſſen zu 
müflen, fo 
Es fra Bi in nun welche Aenderungen des Hannoverſchen Ent⸗ 
wurfes wünſchenswerth ſind, um den Parteien die eigene Proz führung 
geftatten. Die b enden Paragraphen des Entwurfes zweiter Le⸗ 
uns lauten: 
8. 231: „Die Klage wird durch Behändigung eines dieſelbe ent⸗ 
haltenden Schriftfahes erhoben, für, welchen bie allgemeinen Beftim- 
mungen aber vor chende Säritfäp ähe maßgebend —* 

Derfelbe muß die an d 7 gtent) gerichtete Aufforderun 
enthalten daß er einen bei dem — — zugelaſſenen Anwalt 
ungefäumt beitelle, und durch denfelben in der anberaumten Tagfahrt 
feine R te wa nehmen laſſe.“ 

Shriftiüpe enthalten: 
1. Die B —* der Parteten . . 
—* welche die Parteien in ber Tagfahrt zu ſtellen beab- 
ichtigen, mit einer kurz ragefahten aber vollftändigen und beftimmten 
abe ber biejelben begründenden Ibatjäc ihen Berhältniffe, 
— * mit Andeutung der maßgebenden rechtlichen Geſichts⸗ 


3. — dollftaͤndi e und beſtimmte Erklärung über die thatſächlichen 
Behauptungen des Gegners . 

4. Die Angabe ber einzelnen Beweismittel . jowie die Erklärung 
über Die von der Gegenpartei bezeichneten Beweismittel. 

5. Die Unterſchrift der Anwälte und, wenn Vertretung durch 
Anwälte niht geboten tft, die Unterfchrift der Parteien oder 
ihrer Bevollm Hafen. ' 

8. 233: „Die —A— der eſaht Kr Verhandlung erfolgt 
“auf der er Rogelarit nad Borfchrift des 

ill eine Partei die —S einer Tagfahrt er⸗ 
werten io ‚dat lie den Shriftiep, auf welchem die Anberaumung bes 

merft werden fol, nebft der für bad Gericht beftimmten —* — 
deſſelben u Ib Gerichtsfchrei erei des Droge eßgerichts nieber aeg. 
Die Anberaumung ber Ta apfahrt ift auf Dem Schriftſatze % zeitig 
zu vermerfen, daß berjelbe 24 Stunden nad) der Nieberlegung ab- 

geholt werben kann. 

Die richterliche Verfügu auf die dem Gegner mitzutheilende 

Te aut Schriftſatzes ab öjöch lich zu übertragen.“ 

„Die Klagefchrift ift, wenn bie Klage gegen mehrere Be- 
tiagie gerichtef wird, einem ieden berfelben und, wenn ein Dritter 
zum Rechtsſtreit beigelaben werben oll, auch diefem zu bebändigen.“ 

8. 238: „Mindeftens eine Woche vor der anberaumten Tagfahrt 


9) Es fteht im Entwurf überall „Bellagter" ftatt „Verfiagter und bad, iſt 
‚beHlogen® Ars „Bellagter" en etwas —— „verklagen“ u nn aagin 


Beitiehr. f. Geſeygebung u. Reikpfiege I. 
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at der Beflagte die Vernehmlaffung®) dem Kläger behändigen zu 
affen, und auf der Gerichtöfchreiberet nicbergulegen. 

8. 239: „In der zur Berhandlung anberaumten Tagfahrt Tann 
das Gericht, nach Erledigung der etwa vorgefhüpten prozeßhindernden 
Einreden, auf Antrag ein meitered fchriftliches Borverfahren, nötbigen- 

" falle bis zur Duplik anordnen, wenn Died nad Beſchaffenheit der 
Sache zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung nothmwendig ers 
eint 


Es hat in foldhen Fällen die Friften, binnen weldyen die weiteren 
Shhriftjähe zu wechſeln find, feftzufehen und eine neme Tagfahrt zur 
Berhandlung der Hauptjache zu bejtimmen. | 

Gegen die richterliche Verfüaung, welche dem Antrage auf Aus 
dehmung bed fchriftlichen Vorverfahrens Folge giebt oder demjelben 
verwirft, ift ein Nechtämittel nicht zuläffig. 

Ohne Rüdfiht auf die anberaumte Zaafahrt kann jede Partei 
die Gegenpartet zur Verhandlung vorladen laſſen, wenn entweder die 
leßtere die Behän igung des von ehr mitzutheilenden Schriftfahes inner: 

alb der dafür beftimmten Frift unterlaffen bat, oder die vorladende 
artei auf die Mittheilung eined weiteren Schriftjahes verzichtet.‘ 


Was zunächſt 

Die Form der Klage 
angeht, ſo iſt je nah $. 231. ſtets ſdrifuin u überreichen, nad) $. 9. 
und 120. muß fie außerdem mit der Unterterift des Anwaltes ver 
ehen ſein. 

Sl man nun im Sannoverfhen Entwurf die 88. 92. und 8. 
ftreichen, und den Parteien damit auch im gewöhnlichen Prozeß die 
eigene Prozeßführung geftatten, jo würde es nd doch noch fragen, . ob 
mm fo weit geben will, dab auch die Klage, die Klagebeantwortung, 
bie Replik und bie Duplif im gewöhnlichen Prozeß der Mitunterzeichnung 
eines Rechtsanwalts nicht „bedürfen foll. 

Wir halten jedoch diefe Mitunterzeihnung für nothwendig, und 
würden es bei der Vorſchrift des 8. 120. Nr. 5. belaffen. Wollte man 
auch in den gewöhnlichen Prozeffen, zu denen die Bagatell- und Handel 
jaden nicht gehören, den Parteien * auch wenn ſie nicht zu den 

echtsverſtändigen gehören, die Anfertigung der Schriftſätze überlaſſen, 
Ir würden diefe Schriftfäge in vielen Fällen ihren Zwed nicht erfüllen 
eöhalb beftimmte much die Verordnung vom 21. Juli 1846, welde den 
Schriftwechſel in den Preußiſchen Drogeh einführte, in Beziehung auf die 
Klagebeantwortung: ' 
„Dieſelbe muß von einem Juſtiz⸗Kommiſſar (Amwalt) unterzeichnet 
fein, widrigenfalls fie für nicht angebracht erachtet und fofort zurüd- 
gegeben wird. Nur den öffentlichen Behörden und ſolchen Prival- 
perjonen, welche zum Nichteramte befähigt find, ift die Einreichung 
einer ſchriftlichen Klagebeantwortung ohne Zuziehung eines Zuftiz 

. Kommi —7— geſtattet.“ 
In ähnlicher Weiſe dürfte 8. 120. Nr. 5. des Hannoverſchen Ent 


8) Der Ausdrud „Klagebeantwortung" bezeichnet dieſe Vernehmlafſung beſtimmter. 
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wurfd zu faffen fen. Zwar erklärte) Waldeck diefe Preußiſche Vor⸗ 
ſchrift & eine ae . Zraue nämlich der Gejeßgeber a Partei 
nicht zu, daß hr fi —*. oder durch einen Nictrehtäverftänbigen in 
Schriften vernehmen lafjen kann, jo koͤnne er ihr noch meit weniger zu⸗ 
trauen, daß fie, vollends richterlicher Nachhülfe entbehrend, mündlich dazu 
im Stande jein werde. 

Hierauf iſt zu erwiedern: Zunächſt fehlt ed an jedem Grunde, 
welcher es rechtfertiate, den rechts verſtän digen Parteien die eigene 
Anfertigung ihrer Schriftſätze zu verbieten. Deshalb rechtfertigt ſich 
jedenfalld die Ausnahme der Nechtöverftändigen von dieſer Verpflichtung. 
Warum fol ein Anwalt feine Schriftfäge von einem anderen Anwalt 
fertigen laſſen? 

Ferner iſt ed feine Infonfequenz, wenn man die Partei ſelbſt ohne 
Beiltand eines Anwalts zum Richter ſprechen läßt, fie aber nöthigt, F 
bei der Anfertigung ihrer Suiftſähe der Hülfe eines Anwalts zu be- 
dienen. In beiden Fällen greift vielmehr die Erwägung Platz, dab der 
Laie bei feinen Auslaffungen in den wichtigeren Örozeffen der Hülfe 
eined Nechtöverftändigen nicht ganz entbehren kann. 

Steht nämlich der Late vor feinem Nichter, fo kann und muß 
diefer Durch geeignete Fragen etwaigen Mängeln ded mündlichen Vor— 
trags abhelfen, wie dies täglich bei ung geißieht, Die $. 137. und 138. 
des Hannoverſchen Entwurfd enthalten jehr geeignete Beitimmungen über 
biefe Befragung der Parteien durch den DBorfigenden. Sie teditfertigen 
bamit zugleich die Zulafjung der Parteien zur eigenen Progekführung. 

Doch würden wir der Beitimmung des $. 136: 

Wenn einer Partei, ihrem Prozekbevollmächtigten oder Beiftande 

bie Fähigkeit zum geeigneten Vortrage mangelt, jo kann dad Gericht 
ben elben ben Bortrag unterfagen,. 
in Uebereinitimmung mit dem Sächſiſchen Entwurf hinzufügen: 
„oder die Tagfahrt auf Koften der unfähigen Partei unter der Auf- 
jorberung verlegen, in der neuen Tagfahrt dur einen Anwalt zu 
verhandeln, widrigenfall8 auf Verſäumung erkannt würbe.* 

In meiner vierzigjährigen Erfahrung iſt es mir freilich noch nicht 
porgelommen, daß eine Partei, welche bet Berftande und im Gebrauch 
ihrer Sinne ift, nicht auf geeignete Fragen des Kichters die noͤthige 
Antwort gegeben hätte. Verweigert eine Partei freilih die Antwort, 
fo bat jie —* die daraus entftehenben Nachtheile jelbft zuzufchreiben. 


Die Mittheilung der Klage an den Verklagten 


erfolgt nach 8. 233., 175. und 176. des Hannoverſchen Entwurfes in 
der Beile, daß die Klage auf ber Gerichtöjchreiberei des Prozeßgerichts 
niedergelegt wird. Der Vorſitzende des Gerichtd beftimmt den Zag der 
Verhandlung, und fol diefer Tag auf den Schriftſatz jo zeitig bemerkt 
werden, wi berfelbe 24 Stunden nad ber Niederlegung abgeholt 
werden kann. 

Man fragt doch nun wohl mit Recht, wad durch die Neuerung 


6) Verbandlungen des erften Deutjchen Juriftentaged. ©. 25. 
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ewonnen wird, daß Aal Abſchrift mit dem vermerkten Termin fo Tange 
iegen bleiben joll, bi8 fie vom Kläger abgeholt wird, damit diefer fie 
nun wieder zum ee chtäunigieher frage, und bei diefem den Antrag 
ftelle, dab er die Abfchrift dem Verklagten zuftelle. 

Warum in aller Welt kann nicht der Gerichtsſchreiber unmittelbar, 
nachdem der Termin vermerkt worden, die Klage dem Gerichtsvollzieher 
übergeben, damit viefer gie dem Verklagten zuftelle.e Man Tann doch 
nicht daran zweifeln, daß diefe Zuftelung in der Abficht des Klägers 
liegt. Gleichzeitig kann der Gerichtöfchreiber dem Kläger von dem an 
a Termin durch ein zu dieſem Zweck auögefülltes Formular Rad 
richt geben. 

Man wird nicht behaupten Tönnen, daß eine foldhe Anordnung dem 
Weſen ded vom Hannoverfchen Entwurf vorgefchriebenen Verfahrens zu 
widerlaufe. Es beſtimmt jogar $. 155. des Entwurf im britten Abfap: 

„Sn Rechtöftreitigfeiten, Kir weldye Vertretung durch Anwälte Hi 
geboten ift, und beim jchriftlichen Verfahren mit mündlicher Schl 
verhandlung, hat ber Gerichtsſchreiber des Prozeßgerichts den zuftän. 
digen Gerihtövollgieher mit Vornahme der erforderlichen Behaͤndi⸗ 
gungen von Amtöwegen zu beauftragen, wenn nicht die Partei erflärl, 

doernſelben jelbft beauftragen zu wollen.“ 

Sonach ift dieſes Hin- und Hertragen der Schriftftüde vom Ge 
richtöfchreiber um Gerichtsvollzieher und von diefem zum Gerichtöfchreiber, 
wodurch dad Verfahren fo fhwerfällig wird, anfcheinend nur eine Dee 

bed Anwaltszwanges. Läßt man dielen fallen, ſo tritt von felbit a 
Regel das im Ab. 3. des 8. 155. angeordnete Verfahren ein. Der 
nefhäftliche Verkehr zwifchen dem Gerichtsfchreiber und Gerichtsvollzieher 
it ein ımmittelbarer. Alles geht glatt und raſch ab. Die Parteien 
werben zur DBermittelung dieſes Verkehrs nicht unnüg beläftigt. 

Bergleiht man übrigens dies ee Vorverfahren, wie ed fi 
nad dem Hannoverſchen Entwurf zweiter Leſung geftaltet, mit dem 


Hannoverfhen Entwurfe erfter Lefung, 


jo findet man eine große Verbefferung. 
Pad 88. 231. und 236. ded Entwurfs erfter Lefung follte nämlihh 
anz nad) der Weiſe ded Code de procedure und des Preußiſchen 
ntwurfes zwiſchen ben Anwälten ein Schriftwechjel ftattfinden und 
diejen blieb ed überlaffen, nad) Beendigung des Schritt weite Antrage 
auf Anberaummg eined Termins beim Gerichte zu ftellen. 
Mit t Sagt aber Geib in feinem 1848 erfchtenenen Bere: 
Die Reform bed Deutjchen Rechtslebens ©. 71.: 
„Mag immerhin das Gefep beftimmte Seilten feftfepen, inner 
alb welder die einzelnen prozeffualifchen Handlungen vorzune men 
ind, mag es I r fehr darauf dringen, daß nad Ablauf biejet 
rift Die Sache fofort zur endlichen Entſcheidung oder zur Grlaffung 
eined Kontumacialurtheile gebracht werde, jo lange bie Einhaltung 
dieſer Vorſchriften dem gegenfeitigen Ermeffen der Abvofaten über: 
laſſen bleibt, werben die ſchon unter ihnen beftehenden und aus anderen. 
Rückſichten zu begünftigenden Eollegialifchen Verhältniffe die Wirkung 
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haben, daß nur in den allerſeltenſten Fällen etwas geſchieht, worüber 
man fich nicht durch freundſchaftliche Vernehmung mit feinem Amts— 
bruder im Voraus verjtändigt bat. Daß aber auf diefe Weije, durch 
—* ſtillſchweigendes Schonen und Nachſehen die geſetzlichen Tage 
ich zu eben ſo viel Wochen und Monaten verlängern äffen ja, dab 
mitunter einzelne Prozeſſe ſogar Jahre lang im Bureau der Advofaten 
begraben bleiben, ohne aud nur einen Schritt weiter gefördert zu 
werden, liegt jo fehr in der Natur der Sache, daß wir die desfall- 
figen Zeugniffe der Prarid, die fo übereinftimmenden Klagen ber 
Ohhriftiteller nicht ald einen Beweis gegen die Franzoͤſiſche Aduofatur 
überhaupt, ſondern nur ald eine Erfcheinung —* müſſen, die 
“ immer und überall, fogar bet dem beften Geiſte berfelben wieber- 
olen wird.“ 

Es ift ſonach eine ſehr willfommene Verbefjerung des Hannoverſchen 
Entwurfes zweiter Leſung, daß er dies Vorſpiel eines Schriftwechſels 
unter den Anwalten ganz fallen läßt und im Anſchluß an 8. 184. der 
Hannoverſchen Prezeßordnung beſtimmt, es ſolle gleich beim Eingang 
der Klage der Termin zur erpanblung angefeht, und damit der Fort— 
gang des Prozefjed in die Hand des Kichterd gelegt werden. 

Nur in der Faſſung des Abf. 2. im $. 231. würden wir dem Ent- 
our erfter Lefung vor dem Entwurf zweiter Lefung den Vorzug 
geben. 

Nah dem Entwurf erfter Leſung fol die Klage die an den Ber- 
Hagten gerichtete Aufforderung enthalten, daß er, fofern erden Klage: 
an! ud gn beftreiten gedente, einen bei dem Prozeigerichte zu= 
elatfenen Anwalt ungeſäumt beftelle und auch benfelben die Vernehm- 
ajfung auf die Klage binnen der geleplig oder richterlich beſtimmten 
Friſt dem fägeri\chen Anwalt behändigen laffe. Im Cntwurfe zweiter 
Leſung find die Worte: 

ofern er den Klageanjprud zu beftreiten gedenke, 
aus dem 8. 231. fortgelaffen. 

Dies dürfte jedoch feine Verbeſſerung fein. 

Der Hannoverfhe Entwurf Tennt nämlich fo wenig wie Die Hanno- 
verjche Prozeß⸗Ordnung und der Preußiſche Entwurf die dem Deutſchen 
und Preußiſchen Prozeß eigenthümlihe Androhung derjenigen Rechts— 
nachtheile, welche als die Folge der Kontumaz für den Säumigen ein- 
treten würden. Nur in dem vorliegenden Falle, wenn aljo die erſte 
Aufforderung an den Berflagten ergeht, ſich auf den Prozeß eingulaffen, 
jo die Klage dem Berklagten un eich den Weg andeuten, welden er 
nunmehr ju betreten hat. Deshn b fol die Klage den Verklagten alle- 
mal auffordern, daß er 

1. einen bet dem Prozekgerichte zugelaffenen Anwalt bee und 

2. hr. ae in der anberaumten Tagfahrt feine Rechte wahr- 

nehmen laſſe. 

Indeß ift dad Erſcheinen des Verflagten im Termin Doch nur 
nöthig, wenn er den Anſpruch beftreiten will. Deshalb rechtfertigt 
fih der Zufah im Entwurf erjter elung. 

Nach alle dem würden wir den Abſatz des 8. 231. dahin falfen: 





573 von Kräwel: Ueber die Einrichtung des fchriftlichen Borverfahrend 


„Die Klage muß die an den BVerflagten gerichtete Aufforderung 
enthalten, bat er, fofern er den Klageanfpruch zu beitreiten gedenft, 
im Zermin zu erfcheinen, und die von einem Anwalt unterzeichnete 
Klagebeantwortung acht Tage vor dem angejepten Termin in zwei 
(Sremplaren auf Der Oerichtäichreiberei niederzulegen habe.“ 

Bet der großen praftifchen Bedeutung, welche die —— der 
Parteien von der Vertretung ihrer Sachen vor dem Richter haben würde, 
und bei dem Werthe, der im Allgemeinen auf-die Beſchlüſſe des 
Deutſchen Juriſtentages zu legen iſt, koͤnnen wir nicht unerwähnt laſſen, 
daß auf dem erſten und zweiten Juriſtentage die Frage: 

ob die Vertretung durch einen Anwalt obligatoriſch 

zu machen, 

erörtert, und daß dieſe Stage damals verneint iſt. 

Indeß kommt es bei der Beantwortung gerade dieſer Frage ſehr 
auf den beſonderen Standpunkt an, welchen der Befragte einnimmt. Es 
liegt auf der Hand, daß der Laie, li Entſchließung im feiner 
eigenften Angelegenheit bejchränft werden joll, h ganz anderd aus— 
[pen wird, als der Anwalt, welder in beiter Äbſicht dieſe Be— 
chränkung befürworten kann, weil er die Sache feined Clienten befter 
zu führe denft, als dieſer jelbft. 

er Richter bat aber zumeiſt da8 formelle Ideal bed Prozeſſes 

im Sinn, welches durch die Prozefordnung ind Leben gerufen werden 

fol. Er zieht deshalb den Haren Vortrag des Anwalts der oft mangel: 

haften Auslaffung der Partei vor, und legt nicht das gehörige Gewicht 
auf die Möglichkeit, die ihm durch den unmittelbaren Verkehr mit den 

Parteien gegeben wird, die wahre Sadlage auf dem kürzeften Wege 

feftzuftellen, und die Parteien gütlich zu einigen. 

Die Partei felbit kann nur münchen. daß man fie nicht unnäg 
bevormunde, fondern daß man ed ihrer eigenen Entſchließung uberlafjen 
möge, ob fie ihre Vertretung bei der Verhandlung vor Gericht einem 
Anmalt übertragen, oder ihre Sache vor Gericht ſelbſt führen wolle. 
Dies hat auch auf dem Juriftentage der Advofat Jud eich aus Dresden 
geltend gemadht.?) | 

Prüfen wir nun die Gründe, welche für diefe Bevormundung der 
Parteien angeführt find, fo fagte auf dem zweiten Zuriftentag 

. Dr. Andre: 


„Nachdem wir und für das mündliche Derfahren erflärt haben, 
wie es nach der Hannoverſchen Prozeßordnung beſteht, bin ich der 
Meinung, daß eigentlich diefe Frage nicht mehr geftellt werden fann, 
denn jelbft ein befähigter Juriſt, der nicht eine gewifle Routine im 
Auftreten vor wi hat, wird Sich fcheuen,*) in der mündlichen 
Berhandlung nad) ſolchem Verfahren eine Sache vor Gericht zu 
vertreten. Es iſt daß gerade feine große Kunft, aber es fordert Nebung, 
Routine neben der Rechtskenntniß; das Auftreten der Partei in Perſon 
wird Daher nicht möglich fein, e8 würde Died zu einem Scheinver⸗ 


?) Verhandlungen des zweiten Juriſtentages. Bd. 2. ©. 549. 
8) Wenn er ſich aber nun doch nicht fcheut? 
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ri und dahin führen, daß die Parteien, bie felbft auftreten, weſent⸗ 
id in ihrem Rechte benachtheiligt würden. in foldhes Verfahren 
barf die Geſetzgebung nicht geftatten. Ich halte daher die Frage fir 
weifellos, und glaube, dab Keiner aus Hannover da fein wird, der 
über dieje Frage zweifelhaft wäre, und ebenfo wird es unter ben 

Rheiniſchen Juriſten der Fall fein.“ 

Indeß widerſprach doch der Advofat Schönjeifen aus Gladbach 
ber Behauptung Andrés, dat die obligatorijche Vertretung durch einen 
Anwalt wegen des Princips der reinen Mündlichkeit nöthig fei. Died 
jet ein abfoluter Irrthum.?) 

‚Wir haben,” jagte Schönjetfen, „das Princip der reinen 
Mündlichkeit audgebildet, aber wir haben zwei Snititute, die Tolles 
ialiſch beſetzt find, das Handelägericht, wo drei Richter, und das 

begericht, wo mehr als fieben fiben und wo doch fein Zwang 
ftahtfindet, und vor denen nad) meiner Meberzeugung auch niemals 

Advokatenzwang ftattfinden kann und darf, Daß es bet bem Handeld- 

gericht möglich ift, mit Progeffen über hei bedeutende Beträge aud) 

im Princip des rein münblichen Verfahrens dennoch ohne alle 

Schwierigkeit fertig zu werden, das haben die Herren eltern und 

heute nicht in Abrede geftellt. Das näher auszuführen ift nicht nöthtg.” 

ve bemerkte der Dbertribunaldrath von Sternenfeld:!0) 
„DaB im Handelsſachen fein Anwalt nöthig ift, folgt daraus, 
daß nicht Nechtöverftändige, jondern Kaufleute die Maforität der 
Handelsgerichte bilden und Kaufleute vor ihnen ftreiten werden. Diefe 
- "haben aber: genügende Kenntniß von ihrem echte.’ 

- Wer fidh indeß eingehend mit unjerem Handelsrechte beichäftigt, wer 
die fchmell angewechjene Literatur zu unjerem Danbelögelepbt geſehen 

at, kennt auch die vielen zweifelhaften Rechtsfragen, welche ſich bereits 

ei der Anwendung unſeres Handelsgeſetzbuchs herausgeftellt haben. Er 
weiß auch, dab bei ber lückenhaften Bej lern der Säbe be Handels⸗ 
gefegbn 8 eine richtige Auffafjung der Vorſchriften defjelben ohne gehörige 

enutniß des allgemein geltenden Rechts nicht möglidh tft. Sonach iſt 
die Behauptung, dab bie Kauflente genügende Kenntniffe von i 
Rechte haben, unrichtig. 

ESo wenig die Geſchworenen Dad Strafgeiepbug fennen, während 
fie doch die ihnen wegen Anwendung deifelben geftellten Tragen beant- 
worten müffen, fo wenig fennen bie Kaufleute, melde Mitglieder des 
a chts find, die bei der Abfafjung bed Urtheils —— 

ehe. | 


. Henn man. deb. ungeachtet Kaufleute auf bie Richterbant si | 
e g⸗ 


gelhieht dies nicht alletn um bdeöhalb, weil man ihnen bi 


zutraut, das ihnen vorgetragene Sachverhältniß und . die Ge⸗ 


fetze, auf. welche fie vom -zechtögelehrten Vorfipenden hingewieſen find, 


aufsufaflen, ſondern, und dies ift die Hauptjache, weil man jet 
—— Auffaſſung der Rechtsverhältniſſe für eim berechtigte. ler 





„Ma O. ©. 550. 
9:08. S. 555. 
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ment hält, welchem bie Mitwirkung bei der richterlichen Entſcheidung 

efichert werden foll, damit summum jus nidit summa injuris werde. 

te rechtögelehrte Auffaffınıg bedarf nicht felten eined Iatenhaften Correl⸗ 
tivs. r einfache geſunde Menſchenverſtand bat oft mehr Werth, ald 
große Gelehrſamkeit. 

Menn daher ein Laie glaubt, dab er im Stande tft, feine Sade 
felbft vor Gericht zu führen, und wenn er dad Zutrauen zu feinem 
Richter hat, dieſer werde ihm fein Recht auch ohne Hülfe eines An- 
walts geben, fo darf man ihm einen folden nicht aufdringen. 

von Sternenfels jet ferner: 

‚Das Handelsgeſetzbuch ift ohne Handelsgerichtsbarkeit nicht aus⸗ 
führbar,- und dieſe Hanbelögerichtöbarfeit ift in allen Länvern in An- 

Bi Sn Tedcch in wenigen Deutfchen Ländern Handelsgericht 

i8 jest find jedoch nur in wenigen Deutſchen ern e 
berg, Aud in Preußen find ie noch t eingerichtet, und nad dem 

reußiſchen Entwurf follen fie nur in ſehr beichränfter Weiſe ind Leben 
treten, denn 8. 899. lautet: 

‚Für diejenigen Dei, in welden ein bedeutender Han 
beiß- oder Schiffahrtövertehr befteht, jollen Handelögerichte errichtet 
werden.” 

Daraus würde folgen, daß in allen denjenigen Prozeſſen, welche in 
Bezirken anhängig werden, in denen fein bedeutender —8* oder 
— beſteht, auch wenn dieſe Prozeſſe eigentlich zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Handelsgerichte gehören, das gewoͤhnliche Verfahren mit 
dem Anwaltszwang eintritt. Da ſich aber die Zuſtändigkeit dei 
Gerichts nach dem Wohnort des Verklagten richtet, jo würden aud bie 
Kaufleute, welche im Bezirke eines Handelsgerichts wohnen, ihren Prob 
nicht jeit führen dürfen, wenn der Verklagte jein Domizil in einem 
Bezirke bat, in welchem fein beveutender Handeld- nder Schiffahrtsver⸗ 
kehr befteht. Sie würden in diefem Falle nicht einmal die Klage dur 
einen Anwalt ihres Orts anfertigen laſſen Tönnen, denn nad $. 295. 
des Preußifchen Entwurfs muß die Klage von einem bei dem Prozeß⸗ 
geri ER e angeitellten Anwalt angefertigt werben. 

ad) 8. 919. bes Preußiſchen Entwurfs ift aber das Handelsgerith 

auch nicht Das zuftändige Prozeßgericht für Diejenigen Klagen, we 
ein Kaufmann gegen feine Kunden anftellt, welche nicht Kaufleute find. 
Gerade ſolche a werben jest aber ſehr oft nach Formularen von 
den Kaufleuten angeltellt. Ste endigen in ber Regel durch Contum⸗ 
cialbeſcheid, Anerkenntniß der Schuld oder Vergleich, jo dab es gerade 
hei biefen Sachen am allerwenigften der Zuziehung eines Anwalt 
edarf. 

„. Man fieht, wie auch der Kaufmannftand, bem ſcheinbar die eigen‘ 
Führung feiner Prozeſſe überlaffen werden foll, dennod; mit einen große! 
Mehraufwande belaftet werden würde, wenn im Allgemeinen ber An⸗ 
waltszwang eingeführt werden follte. 

n ber That liegt auch Fein Grund dazu vor, das Recht:; jene 

Prozeß ſelbſt zu führen, einem einzigen Stande, als ein bejonbered 
Vorrecht zuzugeftehen, ſondern es ift dieß ein gemeinfames Recht Ale 


— — u v1 ER ei Wr Er CE Ui TE Te 
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Ferner behauptete! 1) Dr. Straß auf dem Juriftentage: daß die 
wichtigften Prozeſſe lediglich durch Die Unbeholfenheit der einen Partei 
gegenuber der Erfahrung des Anwalts der anderen Partei verloren ge- 
angen ſeien. Es jcheine * deshalb im wahren Iutereffe des Publi⸗ 
—* dieſen Zwang F prechen. 

Dieſe Dehaupkung önnte doch aber nur dahin führen, die Par- 
teien in dem Halle zur Annahme eined Anwalts Ki wine, wenn 
ihnen nicht der Gegner jelbit, fondern ein von demfelben bevollmächtigter 
Anwalt gegenüber fteht. 

& ift es immer fehr bedenflih, einer Partei nur in ihrem 
eigenen Sntereffe einen Anwalt aufzudringen. Beneficia non obtru- 
duntur. Auch fragt es fich jehr, ob die Aufdringung eines Anwalts 
immer ein beneficium ift. Oft wird fi dann, namentlich bei Heinen 
Kollegien, die Partei einem wenig Befähigten anvertrauen müfjen. Nun 
wird aber der Prozeß durdy Zuziehung des Anwalts erheblich vertheuert. 
Nach der Preußiichen Gebührentaxe erhält der Anwalt bei einem Pro- 
zeffe zum Werth von 100 Thaler mit Beweisaufnahme 6% Thaler, 
aljo über 6%. Kann man num wirflih annehmen, dab die Partei 
immer um 6%, mehr Sicherheit hat, den Prozeß zu gewinnen, wenn 
fie einen Anwalt annimmt? Deshalb möge man ed der eigenen Erwä- 
gung der Partei überlaffen, ob fie auch noch diejen Euſag wagen will. 

Es iſt aber auch nicht richtig, daß der Laie vor Gericht einem 
Rechtsverſtändigen gegenüber % Sehr im Nachtheil ift. 

Wäre dies gegrünbet, jo bliebe es unerflärlich, dab man im Straf- 
peogeile bie Angeklagten in den allermeilten Fällen dem rechtskundigen 
Staatsanwalt gegenüber ohne Anwalt läßt. Im Strafprozeffe, wo es 
I ba bloß um Dein und Dein, fondern um die Ehre und die Frei- 

eit handelt. 

Mit Recht nimmt man an, dab der Richter bei der Emt|heibung 
der Sache nicht jo abhängig tft von der Gejchidlichfeit der Anwälte. 
Der Richter weiß auch aus einer fchmudlofen Auslaffung des Laien dad 
fir die Enticheidung Erhebliche zu entnehmen. Dft macht, wie die täg- 
iche Erfahrung lehrt, der einfache, von dem lebhaften Gefühl bes eigenen 
Rechts erwärmte Bortrag mehr Eindrud, ald die Rede des Anwalts. 
Der Richter kann au durch DBefragen der Partei zweifelhafte That- 
jnden ohne Weiteres ind Licht ſetzen. Sind die Parteien aber durch 

nwalte vertreten, fo führen ſolche Sragen in ber Regel a nichts, weil 
die Anmwalte die Sachlage nicht aus eigener Miffenfchaft 

Endlich fagte noh Plant!2): 

‚Bil man keinen Anwaltszwang, fo tft es nicht anders möglich, 
als daß dad Gericht die Sache aus den Parteien herausfragt, und 
ed entiteht, mag das Geſetz es verbieten oder nicht, mit Nothwendig- 
feit ein Verfahren zu Protokoll. Wir haben diefe Erfahrung bei den 
Amtögerichten gemadt. Hier findet fein Zwang ſtatt; nach der bürger- 
lichen Prozeßordnung foll bier ein rein mündliche Verfahren ftatt- 


11) A. a. O. ©. 553. 
22) S. 556. a. a. O. 


ennen. 
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finden; aber praktiſch bat fich in ber bei Weitem größeren Anzahl 
der Fälle herauögeftellt, dab in ber That, mie nad der alten Pros 
Ordnung von 1827, ein Berfahren zu Protokoll ftattfindet.* 

So —* die Sache allerdings, wenn man nur die Wahl hätte 
zwiſchen dem DBerfahren, welches nach der Hannoverſchen Prozeberönumg 
vor den Obergerichten und vor den Amtögerichten Statt bat. Da vor den 
leterei fein Schriftwechjel eintritt, fo muß diefer allerdings durch die 
Protokolle erjegt werden. Nun läßt ja aber der Hannoverſche Entwet 
diefen Schriftwechjel zu. Bet einem jeden beichränften ſich aber, wit 
die tägliche Erfahrung bei uns lehrt, die Bemerkungen zu. Protokoll auf 
ch eniges. Deshalb trifft Plants Einwurf nicht Das Prozeſper⸗ 
a sen ' Pr dur den Hannoverfhen Entwurf ind Leben gerufen 
werden joll. 

Wir knüpfen hieran noch eine rein praftiiche Bemerkung: 

Die meiſten Prozeſſe bieten, befonders in erfter Inftanz, gar weg 
Stoff zu großen juriſtiſchen Ausfü rungen. Es genügt in der Rey 
wem nur der Richter mit der wahren Sachlage bekannt gemacht wird, 
wozu die Parteien am Beſten geeignet find. 

Ganz äberftäfie ift aber die Vertretung durch Anwälte, wenn de 
Verklagte 9 auf den Prozeß gar nicht einläßt, alſo ohne Weiteres w- 
urtheilt wird, oder wenn er feine erpflichtung unbedingt anerkemt, 
oder wenn ber Prozeß durch Entjagung ober Vergleich a 
Nun lehrt aber die Erfahrung, dab die große Mehrzahl der ‘ 
tn ſolcher Weiſe beendigt wird. 


Sp find 3.3. beim Kreiögericht zu Halle im Jahre 1866 
1404 \rogef e zum Werthe von 50 Thaler und mehr anhängig ge 
weien. Davon find beendigt 
775 dur Kontumacial- und Agnitionsbeſcheid, 
187° = Cntjagung und 
46 = DBergleich, alſo zufammen 
1008, jo daß nur | 
396 zur Entiheidung durch Erkenntniß gelangt find. 
Beim Kreidgericht zu Erfurt waren im Sabre 1866 überbaup 
604 Progeffe zum Werthe von 50 Thaler und mehr anhängtg. Di 
von find beendigt: 
346 durch Kontumaciale und Agnitionsbeſcheid, 
115 = Cntjagung unb 
15 = Bergleich, alfo zufammen. 


176, Io daß nur 
128 zur Entjheidung durch Erkenntniß gelangt find. 

Diefe Zahlen beweiſen, daß die meiften Prozeſſe zu Ende kommen 
ohne Daß auch nur eine oratorifche Leiftung von Shen —** — one 
wird, daß alfo diejenigen weit über das Ziel hinaus ſchießen, "ice 
um Zwed einer foldhen die Parteien dazu zwingen wollen, DaB PT 
fie -in allen Prozeffen vor Kollegialgerichten durch einen An 
treten laffen. 


— — — — — 


vorgebrachten Thatſachen, ſoweit fi 


und bed Verſaumnißverfahrens im Prozeſſe ıc. 5883 


Mit vollem Rechte jagt auch Heffter, Syften des Römiſchen 
und Deutihen Civilprozeſſes. $. 168: 

„Aus dem Principe der ftnatöbürgerlichen Sreibeit, welche den 
Grundcharakter ded bürgerlichen Verfahrens bilden muß, fließt. 
von felbft die Berechtigung der Parteien, ihre Angelegenheiten vor 
Gericht perjönlich vorzutragen und wahrzunehmen.‘ 

Mir en mit einer Beurtheilung einiger Beftimmungen des 
Hannoverſchen Entwurfs, welche 


Das Berjäumnißverfahren 


betreffen. Es lauten $. 274: „Erjcheint der Kläger in der zur mündlichen 
Verhandlung beftimmten Zagfahrt nicht, fo Bat dad Gericht auf An⸗ 
trag des Kläger die Klage zurückzuweiſen. 

Der Beklagte tft in diefem alle berechtigt, die Verhandlung 
über eine wegen bdefjelben Gegenitanded erhobene neue Klage fo lange 
abzulehnen, bis ihm die verurſachten Koſten erftattet find.” 

8.275: „Erſcheint der Beklagte in der zur mündlichen Verhand- 
ung bejtimmten Zagfahrt nicht, fo hat das Gericht auf Antrag des 
Klägers die zur Begründung der Klage vorgebenchten Thatjachen, ſo 
weit fie mit den Inhalte der S‘hriftfäbe übereimjtimmen, als zuge- 
ftanden anzunehmen. 

Iſt das ſchriftlich mitgetheilte Geſuch durch dieſe Thatfachen 
rechtlich begründet, jo iſt in Gemäßheit deſſelben zu erkennen. Inſo⸗ 
weit dies nicht der Fall iſt, wird die Klage durch Endurtheil abge— 


wieſen.“ 
— dürfte es ſich nicht rechtfertigen, wenn im Abſatz 2. des 


8. 274. dem Verklagten das Recht ertheilt wird, die Verhandlung einer 


wegen deſſelben Gegenſtandes erhobenen neuen Klage ſo lange abzulehnen, 
bis ihm die verurſachten Koſten erſtattet ſind. 

Dadurch würde der Arme gehindert die Klage wieder anzuſtellen, 
wenn ihm bie Mittel nicht zu Gebote ftehen, um dem Verklagten die 


» ihm verurjachten Koften zu eritatten. Von der Verpflichtung zur Koften- 


erftattung an den Gegner wird der Kläger nad) 8. 84. des Entwurfs 
auch nicht durch die Berftattung zum Armenrecht befreit. Man wird 
deshalb dem $. 274. zum Schluß noch die Worte hinzufügen müſſen: 
„infofern der Kläger nicht gum Armenrechte verftattet tft." 

Der 8. 275. betrifft den Fall, daß nicht der Verklagte, wohl aber 
ber Kläger zur mündlichen Verhandlung erfchienen if. Dann ſoll das 
Bericht auf Antrag des Klägerd die zur Begründung ber Klage 

fe mitt dem Inhalte der Schrift: 
ftüde abereinftimmen, als augeftanden annehmen. 

Da fragt es fich indeß, ob das Gefep hier nur die Schriftſtücke 
des‘ Klägers im Auge hat, und ob alfo dad Gericht nır prüfen foll, ob 
die bei der mündlichen Verhandlung vorgetragenen Behauptungen bes 
Klägers mit feinen in der Klage aufgeftellten Behauptungen überein- 
flimmen. &8 Tann aber doch ber nicht erichtenene Verklagte, der Auf- 
forderung des Klägerd genügend, die Klagebeantwortung dem Kläger zu- 
geftellt und fie at der Gerichtsſchreiberei niedergelegt haben. Hat num 


584 von Kräwel: Ueber die Einrichtung bes fchriftlichen Vorverfahrens 


der Verklagte in der Klagebeantwortung die Unwahrheit der in Der 
Klage engen Thatfacen behauptet, jo ftimmt das jedenfalls nicht 
mit dem Inhalte der Klage. Nun verordnet aber $. 275.: daß Das 
Geriht den Inhalt „der Schriftſätze,“ aljo aller vorhandenen, 
mögen fie vom Kläger oder vom Berflagten berrühren, berüdjichtigen 
joD. an müßte ſonach eigentlich der Faſſung nad annehmen, Daß 
ad Gericht nur diejenigen Thatſachen als zugeſtanden anjehen kann, 
—* pr vom ausgebliebenen Verklagten noch nicht ſchriftlich be⸗ 
ſtritten find. 

Daraus würde folgen, daß für das Gericht nicht bloß die beiden 
im Abſ. 2. des 8. 275. gegebenen —— vorhanden ſind, daß es 
den Kläger abweiſt, oder daß es den Verklagten verurtheilt, ſondern es 
koͤnnte auch nöthig fein, dab erſt noch Beweis über die beſtrittenen 
Behauptungen ded Klägerd aufgenommen werben müßte. 

Indeß ift die Einreihung der ſchriftlichen Klagebeantwortung doch 
nur als eine Worbereitung zur Einlaſſung auf die Klage angufepen. 
Die eigentliche Cinlaffung erfolgt erſt durch das Erſcheinen bes ⸗ 
klagten zur mündlichen Verhandlung Bleibt er and, jo kann man 

lauben, daß er ſich doch noch eines Anderen bejonnen bat, und es auf 
en Prozeß Fieber nicht ankommen laſſen, aljo die Behauptungen des 
Klägerd nicht beftreiten will. 

Man mub annehmen, dat die Kommiffion in Hannover auch von 
diefer Anficht auögegangen ift, weil im 8. 275. Abj. 2. des Falls der 
Aufnahme einer Bemweisaufnahme nicht gedacht iſt. Um jedod den aus 
der lee des 1. Abf. im $. 275. entitehenden Zweifel zu befeitigen 
empfiehlt es fich, dieſen Abfah dahin zu „[allen: 

„Ericheint der Verflagte zur mündlihen Verhandlung nicht, fo 
bat das Gericht auf Antrag des Klägerd die zur Begründung ber 
Klage mündlich vorgebrachten TIhatfachen, ſoweit fie mit dem Inhalt 
der Klage übereinftimmen, als zugeftanden — 

Dagegen beſtimmt freilich 8. 4. Abſ. 2. der Preußiſchen Verordnung 
vom 21. Juli 1846: 

„Erſcheint der Verklagte im Termine zur Klagebeantwortung nicht, 
und iſt auch von ihm eime den Borjchriften des $. 3. entiprechende 
jpriftice Klagebeantwortung nicht eingereicht worden, fo tritt, ohne 

ntrag des Klägers und ſelbſt alddann, wenn berjelbe im Termine 

nicht erjchienen ift, dad Kontumazialverfahren gegen den Verklagten ein.” 

Danach hat aljo das Gericht audy beim Ausbleiben des Verklagten 
auf den Inhalt der fchriftlich eingereichten Klagebeantwortung Rückſicht 
zu nehmen. Died erklärt ſich jedoch daraus, dab eben der Termin mur 
ur Klagebeantwortung, nicht aber ‚zur mündlichen Derhanblung ange⸗ 
* und der Kläger deshalb zur Verhandlung nicht vorgeladen iſt. 

Dieſer 8. 4. regt aber ein anderes Bedenken gegen die Faſſung 
ber 88. 274. und 275. des Hannoverfchen Entwurfs an. 

Der $. 274. fupponirt bad Erſcheinen des Verklagten beim Aus⸗ 
bleiben des SKlägerd, denn dad Gericht foll nur auf Antrag bes aljo 
anweſenden Berflagten die Klage zurückweiſen. 

er $. 275. jept dagegen beim Ausbleiben des Verflagten dag Er⸗ 
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en bes Klägerd zur mündlichen Verhandlung voraus, denn auch 
nr oll das Geriht nur auf Antrag des alſo anwefenden Klägers 
verfahren. 

Wie wird ed nun zu halten fein, wenn der Kläger und ber Ver⸗ 
Magte ausbleiben? Für diefen Fall hat fich die Beftimmung des 8. 4. 
der Verordnung vom 21. Juli 1846 als fehr praftifch bewährt. Doch 
muß man unterjheiden: 

Hat nämlich der Verflagte die Klage bereitö wenigftene, dem $. 238. 
des Hannoverſchen Entwurfd ee Kr beantwortet, jo ftehen 
fi) beide Parteien in ber Verſäumniß glei. Es würde ſich aljo in 
diefem Falle ein Sn ante Kaaı zu Gunften einer der Parteien 
nicht rechtfertigen. Man könnte höchſtens annehmen, daß ber Kläger 
—F Pa ber Klagebeantwortung nicht gejonnen ift, den Prozef 
ortzuſetzen. 

Hat dagegen ber Verklagte, dem 8. 238. des Hannoverſchen Ent 
wurfd entgegen, auch nicht einmal fich fchriftlih auf die Klage erklärt, 
fo darf der Kläger wohl annehmen, daß der Verflagte die Klage nicht 
beftreiten will. Es ift deöhalb auch ganz überflüfftg, wenn man ihn 
in diefem Falle zwingen wollte, dennod zur münd icen Verhandlung 
zu erfcheinen, um dem Gerichte mündlich zu wiederholen, was bereits 
in jeiner Klage vorgetragen iſt. 

Kreilich koͤnnte man biergegen anführen: e8 würde gegen das Princiy 
ber reinen Mündlichfeit verftoßen, wenn das Gericht den Verflagten 
ohne mündliche Verhandlung auf Grund des ſchriftlichen Inhalts 
ber Klage verurtheilen wollte. 

Indeß ift ja doch nicht der Prozeß der mündlichen Verhandlung 
wegen da, nicht diefe iſt ber Zweck des Prozeſſes, ſondern die mündliche 
Verhandlung tft nur eines derjenigen Mittel, weldye dazu dienen follen, 
um den Ridyter mit der Sachlage befannt zu machen. 

Wohl befchränfen der Code de procedure und ber Preußiſche 
Entwurf das Wiffen des Richterd auf das, was ihm in der mündlichen 
Verhandlung zu Ohren koͤmmt. Nah dem Hannoverjhen Entwurf 
muß aber der Richter auch auf den Inhalt der Prozebjchriften Rüdficht 
nehmen. Wejentliche Abweichungen des mündlichen Vortrags von dem 
Inhalte der eh en find deshalb nach 8. 130. des Hannoverſchen 
Entwurfö, fowert fie nicht rechtliche Ausführungen betreffen, durdy fofort . 
u übergebende jchriftliche Bemerkungen oder durch das Sitzungsprotokoll 
Feftzuftellen und vorzulefen. Wie weit der Hannoverfche Entwurf davon 
entfernt ift, dem Code de procedure und dem Preußiſchen Entwurfe 
folgend, dem fogenannten Princip der reinen Mündlichkeit alle praf- 
tiſchen Rückſichten umd dad Interefje der Parteien zu opfern, das er 
giebt ſich auch aus einer Vergleihung der das Verſäumnißverfahren be= 
treffenden Vorschriften. 

Es lautet nämlich 8. 367. des Preubifhen Entwurfs: 

„Wird 33 den Beklagten wegen Verſäumung der Anwaltsbe⸗ 
ſtellung das Verſäumnißurtheil blantragt ſo hat das Gericht das in 
der Klage behufs Begründung des aſeuch angeführte Sachver- 
hältniß, ingleichen die von dem Anwalte ded Klägers in der Sitzung 
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zur Grläuterung und Ergänzung des thatſächlichen Inhalts der Klage 
vorgetragenen Thatſachen für richtig anzunehmen, und hiernach über 
den Anfpruch des Kläger zu erfennen. Wenn jedoch die Richtigkeit 
der in der Klage oder in der Sitzung vorgetragenen Thatſachen dem 
Gerichte sang oder zum Theil bedenklich erjcheint, fo ift dajjelbe be 
fugt, den Kläger zur Beweisantretung aufzufordern, und durch ein 
Beweisurtheil die Erhebung des Beweiſes anzuordnen.“ 

Hier ift alfo nad) der Weife des Code de procedure, auf tm 
fi) die Motive beziehen, alles Gewicht auf den mündlichen Vortrag ge 
legt. Das Gericht nimmt auf den Inhalt der fchriftlichen Klage, den 
der Berflagte doch nur .fennt, feine weitere Rückſicht. Der Anwalt 
des gene fann mündlich die Klage erläutern und ergänzen, alſo gam 
neue Zhatiachen anführen, von denen der BVerflagte noch gar nichn 
weiß. Das Gericht ſoll dennoch dieſe neuen Anführungen für richtig 
alten. Doc kann dad Gericht auch wieder von Amtömegen an der 
Richtigkeit aller vom Kläger behaupteten Thatfachen zweifeln, und vor 
Amtöwegen Beweisaufnahme beſchließen. 

Der Hannoverſche Entwurf hält dagegen an den Grundſätzen be 
gemeinen Deutihen und Preufitihen Prozeſſes feſt. Er geftattet weder 
joldye amtliche Zweifel des Richters, die indeh, wie die- Motive zum 
Preußiſchen Entwurf bemerken, aud in der Praris in ben feltenften 
Fällen eintreten, noch läßt der Hannoverfche Entwurf zu, Daß der Kläge 
mini) andere, als die bereitö in der Klage aufgeftellten Behauptungen 
vorbringt. „ 

Daraus folgt, daß das Gericht bei Erlaß eines Verſäumnißurlheil— 
jedesmal prüfen muß, ob der mündliche Vortrag etwas anderes ent 
hätt als die Klage. Diefe allein tft maßgebend. Sonach ſpart mal 
dem Gericht Zeit und Mühe und dem Kläger Zeit oder Koften, jenad 
dem er felbft oder durch einen Vertreter erkheinen müßte, wenn mal 
ihm die mündliche Wiederholung des Inhalts der Klage in dem vor— 
ausgeſetzten Kalle erläßt. 

Deshalb dürfte in dem Hannoverfchen Entwurf noch ein Pat 
graph des Inhalts aufzunehmen fein: , 

„Erjcheinen zur mündlichen Verhandlung weder ber Kläger nd 
der Verklagte, hat aber der Verflagte dem $. 238. entſprechend de 
Klagebeantwortung auf der Gerichtsichreiberei niedergelegt, fo U 
Prozeß beendigt. Deſſen Koften fallen dem Kläger zur Laft. 

Hat dagegen der Berflagte die Klagebeanfwortung nit den 
8. 238. entſprechend auf der Gerichtsſchreiberei niedergelegt, je iſt and 
ohne Antrag des Klägers nad) Borfchrift des 8.275. Ab. 2. zu erkennen 

Endlich ſcheint es nach dem 8. 196. des Hannoverjchen Entwur 
welcher lautet: . ke 

„Verfäumungsverfügungen, welde gegen eine in ber a h 
raumten Tagfahrt nicht erfchienene Partet erlatfen find und bie Ken 4 
ſache oder einen einzelnen Streitpunft enticheiden, können, jofern 
Geſetz nicht etwas Anderes beftimmt, von der fäumigen Partei M fi 
Einſpruchs bei "demjenigen Gerichte, welches die Verſaͤumungsver 
gung erlaffen hat, angefochten ‚werden, * 
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ald wenn der Einfprud nur gegen Verfaumungdverfügungen und 
nicht auch gegen Verſäumungs erkenntniſſe zuläflig fein follte. Das 
Gegentheil ergiebt ſich aber aus 8. 582., welcher lautet: 

„Sit gegen ein Verfäumungdurtheil von der einen Partei ber 
Einſpruch, von der anderen Partei die Berufung erhoben, fo wird 
die Verhandlung und Entſcheidung über die Berufung bis zur Crledi- 
gung des Einfpruchs audgejeht.” - 

Somit würde der $. 196. mit den Worten beginnen müfjen: 
Berfäumungsurtbeile, ſowie Verſäumungsverfügungen, welde u. ſ. w. 
Aud den voritehenden Betrachtungen dürfte fi ergeben, dab die be 
Iprodenen Beitimmungen des Hannoverſchen Entwurfs zweiter eelung, 
mit Ausnahme der Einführung des Anwaltdzwanged im Wejentlichen 
an den Grundfäpen bed Deutichen Prozeffed —5**— ten. 

Andere Beſtimmungen dieſes Entwurfs entfernen ſich mehr von 
unſerem hieſgisch Verfahren, und werden wir ſpäter Gelegenheit haben, 
unſere Wünſche in dieſer Beziehung vorzutragen. 
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10. 
Haftpflicht der Frachtführer und namentlich der Eifenbahnverwel 
tungen Hinfichtlich der Ablieferung von Frachtgut, welches von 
anderen Frachtführern, beziehentlich Eifenbahnverwaltungen mit 
einem durch deren Leute untergefchobenen Frachtbriefe zum 
| Trandport übergeben worden. 


Allgem. Deutfches Handelsgeſetzbuch Art. 400. 401. 423. Vgl. A. L. R. 
’ SL I. it. 5. 8. 1. — Rit. 6. 88. 18. 20. 34 


Mitgetheilt vom Juſtizrathe Dr. Franz Hinfchius zu Berlin. 


Die Handlung F. A. Bormann zu Goldberg gab am 21. al 
1865 bei der Güter-Erpedition der K. Niederſchleſiſch-Märkiſchen 
Eifenbahn zu Hain au mittelft Frachtbriefed drei Ballen Tuche im de 
wichte von 10 Etr. 85 Pfd. und im deflarirten Werth von 3000 Thlm 
zur Beförderung an Louis Gerftner in Braunfhweig auf. Di 
Gut wurde no an bemfelben Tage unter Pofition 1. der jogenannte 
Potsdamer beit Nr. 7. zunächſt nah Berlin erpedirt, wo dar 
jelbe nebft Frachtbrief bei der Eingangs-Güter-Erpebition ber gedachten 
Eiſenbahn am nächſten Tage eintraf. Hier ward durch Perfonen, welkt 
im Dienfte biefer Eiſenbahn ftanden, der Frachtbrief unterſchlagen und 
an deſſen Stelle ein anderer, äußerlich unverdächtiger und ordnungk 
mäbiger Sractbrief fälfchlich angefertigt, in welchem bei fonft gleidem 
Inhalte ald Adreffat zwar ebenfalld Louis Gerftner, jedoch als De 
ſtimmungsort nit Braunfchweig, fondern Brandenburg a. d. $ ‚re 
ftant* angegeben war. Diejer Stachtbrief enthielt zugleich den ermert: 
‚nur gegen Frachtbriefs-Abſchnitt auszuhändigen“ 


„gegen Frachtbriefs-Abjchnitt auszuhändigen“, 
und es war ein Mbjchnitt von ihm entnommen. Das Gut traf m 
25. Zuli 1865 in Brandenburg ein. Am folgenden Tage mel 

19 dort ein Mann, und zwar zunächſt bei dem gerade auf dem Guter— 
oden anwefenden Spediteur B., welcher ein Rollfuhrwerf ‚betreibt, ven 
einer großen Anzahl von Brandenburger Einwohnern Spezialvollmadt 
zur — me der für fie auf der Bahn eitgehenben Güter befik 


oder 


und deöhalb faft tänlich auf dem Bahnhofe zu finden ift, fagte ihm 
daß er Louis Gerſtner heiße, da ha Zuchballen am A: Mreſe 
„Bahnhof reftant“ in Brandenburg angekommen fein müßten, h 
aber wünfche, fie fchleunigft, womöglich mit dem nächften Zuge, al 
Eilgut nad) Berlin transportiren zu laffen, fegte Hinzu, daß er eine 
Srachtbrief = Abjchnitt Behufs Empfangnahme des 8 erhalten hi 
übergab diefen dem ıc. B. und nahm deſſen Vermittelung Behufd 4 
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widehmg des ganzen Geſchäfts in Anſpruch. DB. fagte ſolche zu und 
ließ fie eintreten. Demnächſt wurde dad Gut gegen Rückgabe des 
Frachtbrief⸗Abſchnittes, welcher genau zum Frachtbriefe paßte, gegen 
Zah un der Fracht und gegen die von jenem Manne unter der Unter- 
fchrift KLouis Gerſtner ausgeftellte Quittung ausgeliefert, fogleih von 
B. zur Eilgut-Erpedition gefchafft und dort auf Grund eined von B. 
unterfchriebenen, nad) den Angaben jened mitanwefenden Mannes aus- 
geftellten Frachtbriefes zum Transport nah Berlin aufgegeben. 

. Hier traf die Waare auch wieder ein und foll fofort an verſchie⸗ 
dene Perſonen verkauft fein; am den im urjprün hen Frachtbriefe an- 
gegebenen Ompfänger tft dieſelbe weder Bi —* theilweiſe gelangt. 

Die Handlung F. A. Bormann klagte den ihr durch den Verluſt 
des Gutes erwachſenen Schaden in Höhe von 2409 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf. 
nebft Zinfen ge en die 8. Direktion der Niederſchleſiſch-Mär— 
kiſchen Eifen abn ein und erftritt duch Urtel bes ieiigen Stadtgerichts 
en IH. vom 6. Februar 1866 ein obfiegliche® Erfenntniß. 

um &rjape der an Bormann gegabiten Entihädigung und der 
Progehloften im Gefammtbetrage von 2513 Thlen. 17 Sgr. 5 Pf. hält 
die K. Direktion der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Gifenbahn das 
Direktorium der Berlin-Potsdam-Magdeburger Cijenbahn- 
gefellichaft für verbunden und wurde bei der zum Schiedögericht beftellten 
Direktion der Berlin- Hamburger Eiſenbahn-Geſellſchaft klagbar. 
"Die Klägerin ift der Anficht, daß, wenn aud) bie daſhung des 
Frachtbriefes und die Dirigirung des Gutes nach Brandenburg durch 
ihre Leute erfolgt fet und ſie für dieſe haften müſſe, doch der Schade 
ierdurch keineswegs veranlaft worden ; . biefe Handlungen ihrer 
ute ſei vielmehr ftatt des urfprünglichen ragtbriete zunaͤchſt nur 
ein anderer Frachtbrief ſubſtituirt, während das Gut ſelbſt in dem Ge⸗ 
wahrſam der Eiſenbahn verblieben. Den Inhalt des gefälſchten Fracht⸗ 
briefes müſſe ſie daher allerdings vertreten, dagegen ſei dieſer gefälſchte 
Frachtbrief von der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn 
ſeinem ganzen Inhalte nach zu reſpektiren geweſen. Das verklagte Di⸗ 
rektorium hafte mithin für die geſetzliche und reglementsmäßige Erledi⸗ 
ung ee gefälfchten Frachtbriefed und müſſe einen durch fehler: 
fte Erledigung des lebteren entftandenen Schaden vertreten. Cine 
ehlerhafte Erledigung des fubftitwirten Frachtbriefes habe aber in Bran⸗ 
enburg injofern ftaftgefumden, als das Gut nicht an die im Fradıt- 
briefe angegebene Adreffe „Louis Gerftner in Brandenburg“, 
fondern an einen Unbefannten ausgehändigt worden fei. 

Das verklagte Direktorium widerfprad dem Stlage - Antrage und 
verlangte die Abweifung ber Klägerin, indem es ausführte: 

„Der urfprüängliche Frachtbrief, der niemald im jeine Hände ge- 
langt und auf Grund deſſen ihm das Gut nicht angeführt worden, fei 
für das verflagte Direktorium ohne Intereſſe und dafjelbe habe feiner- 
let Berpflihtungen aus diefem Frachtbriefe (vgl. Art. 401. des Handeld- 
geſetzbuchs); es habe alfo auch nicht dafür zu haften, dab das Gut 
nicht an den Adrefjaten des urfprünglichen Frachtbriefs, Louis Gerft- 
ner in Braunfchweig, gelangt, beziehentlid der Frachtwertrag zwiſchen 
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bem Abjender und der Flägerifchen Direktion nicht erfüllt ſei, ja es habe 
wifchen dem Direktorium en) dem Abjender igt ein kontraltliches Ver⸗ 
in Betreff des Gutes beſtanden. Das Direktorium habe. den 
transport des Gutd lediglich nad den Beftimmmmgen des zweiten 
Frachtbriefs auszuführen gehabt; fei dies gejchehen, jo ſeien alle ihm 
obliegenden Berbindlichkeiten erfüllt. 

Für eine etwaige Nichterfüllung diejer Verbindlichkeiten würde dad 
Direktorium nur dem wirklichen Ausſteller und dem wirklichen Adrefia- 
ten bes zweiten Zrachtbriefd, beziehentlich denen, die in ihre Rede ge 
treten, verantwortlich fen. Da nun Die ——— aͤr⸗ 
kiſche Dahn ihrerfeitd nicht aus der Nichterfüllung des d zwei⸗ 
ten Frachtbrief zu Stande gekommenen vermeinllichen Frachtgeſchäfts, 
ſondern aus der Nichterfüllung bed urſprünglichen Frachtvertrages in 
Anſpruch genommen worden, jo kömne fie ſich aus dem gegenwätiig 
geltend gemachten Fundamente, dem vermeintlichen Frachtvertrage, 
nicht an das verflagte Direktorium regreffiren. Ueberdies feier Seiten? 
einer Beamten alle Verbindlichleiten aus dem zweiten Frachtbriefe den 

eſtimmungen deſſelben gemäß vollſtändig erfüllt. Der Frachtbrief fe 
an Louis Gerſtner in Brandenburg adreffirt geweſen. Die 
Worte „in er bezeichneten bekanntlich und nad den ak 
drüdlichen Vorſchriften des Gejehes und des Reglements (Ganbeitgeier 
buy Art. 392. Nr. 4. 5., Deutfches Bereind- Reglement $. 5. Kr. 2 
A. 1. Schlußjag) nicht dad Domizil des Adreffaten, jondern lediglich 
den Beftimmungsort ded Gut. Das Gut fei alfo nicht etwa an ben 
‚in Brandenburg wohnhaften“ 

Louis Gerftner, fondern e8 fei in Brandenbing an Lonis Gerfiner, der 
fen Wohnort völlig gleichgültig gewefen, auszuhändigen. Bis zum Er 
weile des —** 8, welcher der Klägerin obliege, müſſe b 
werden, daß dies gefchehen jei. Es möge fein, daß das Gut nicht m 
ben Adreffaten ded ur prünglihen Frachtbriefes, nämlich denjenigen 
Louis Gerſtner, welcher zu Braunſchwei wohnen jolle, ausge 
liefert worden, darauf komme aber Nichts an; dad Gut fer an emm 
Mann amögehänbigt, der fi Louis Gerftner genannt und fi übe 
dies durch Den Brahptbriefabjchnitt legittmirt babe, den er nur vom Ab 
fender erhalten haben Töne. Cinen Betrug oder eine Fälfcung 
vermuthen, habe nicht der geringfte Grund vorgelegen. 

Mole man aber auch annehmen, daß bad Gut wirklich nicht m 
einen Louis Gerftner, fondern am eine Perfon anderen Namen 
audgehändigt fei, fo werde daraus doch für die Erpedition in Bran— 
dbenburg nicht der Vorwurf eined vertretbaren Verfehens Fi eleitet 
werden konnen. Unbeſtritten babe der Empfänger, der fi Lonis 
Gerftner genannt, einen Frachthriefs⸗-Abſchnitt im Händen gehalt 
diefen Tönne er, wenn man nicht eine außer aller Vermuthung legen‘ 
Betrügerei oder fonftige Pflihtwidrigkeit der Beamten der Nieder 
fhlefiih-Märfifden Bahn habe vorandfehen wollen, nur durch 
den Abſender, beziehentlich den Ausſteller des Frachtbriefs und zu Te 
nem anderen Zwecke, als dem ſeiner Legitimation erhalten haben. Di 
genannte Erpebition babe alfo, felbft abgefehen von der im bem Fracht⸗ 
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briefe enthaltenen ausdrücklichen Vorſchrift, kein Verſehen begangen, 
wenn ſie den Inhaber des Abſchnitts als Lounis Gerſtner und er 
den richtigen en anſah und annahm. Habe die Erpedition' in 
Brandenburg biermad überhaupt dad Gut fo, wie nejchehen, aus⸗ 
liefern Tönnen: fo Jabe fie dies noch viel mehr mit vollem Rechte bei 
bem ſpeziellen Inhalte des Srachtbriefd und defjen Vermerk: 


der „gegen Frachtbriefs⸗-Abſchnitt auszuhändigen“ 
0 


‚mir gegen Frachtbriefs-Abſchnitt auszuhändigen“ 
thun dürfen. 

Das ee Bereind- Reglement fchweige zwar über Frachtbriefs⸗ 
Abichnitte vollitändig, verbiete fie aber auch nicht. Daraus folge, daß 
fie im Bereinäverfehr wentgftend nicht unzuläffig ſeien. Sei von der 
Abfende-Station einmal die Ertheilung eines Abſchnitts und der desfall⸗ 
fige Vermerk im Frachtbriefe zugelaffen, jo habe die Empfangd-Erpedi- 
tion die Verpflichtung, dieje Kachtbriefmäbt e Beitimmung zu beachten 
und bei Aushändigung des Gutes in Ausführung zu bringen; jedenfalls 
fet fie mindeitend im Recht, wenn fie es thue. 

Abgeſehen von allem diefen feien endlich die erjten und eigentlich) 
alleinigen Urſachen des Schadens jelbft die Fälſchung, beziehentlidh Die 
Unter! tet des gefälichten Frachtbriefes und die Criheilung des 
Frachtbrief⸗Abſchnitts, welche 15 den Schaden erft ermöglicht baben; 
denn wären fie nicht erfolgt, jo hätte da8 Gut gar nicht nad Bran- 
benb urg gelangen, alſo der in Rede ftehende Schade nicht entitehen 
fönmen; dad demnächſtige Verfahren der Expedition Brandenburg 
— jedenfalls den Schaden nicht zugefügt, —* hoͤchſtens die Ur⸗ 
ache des Schadens, die Bald, nicht unſchädlich gemacht, aljo den 
Schaden nicht abgemwendet. olle man von einem Verjehen der Bran- 
beuburger Crpebitton ſprechen und annehmen, bay ſe den Schaden mit 
verſchuldet habe, ſo ſei doch das außer Zweifel, daß die Leute der kla⸗ 
genden Direktion, welche durch die Fälſ ung den Schaden zuerſt ver 
urfacht und allein ermöglicht hätten, nicht blos ein Verſehen, \ondern 
einen dolus begangen, die Hägerifhe Direktion aljo einen dolus zu 
vertreten habe, und daß wenigitend beide Umftände, diefer dolus und 
bad angebliche Verſehen der Erpedition Sranbenburg, haben zufammen- 
wirken müffen, um den Schaden herbeizuführen. Nehme man nım an, 
daß der Schade, deſſen Erſatz Klägerin fordere, ieh die Mitwirkung 
ihrer Leute und der Brandenburger Expedition, beziehentlich durch bie 
gejammentrefienben amblungen Beider ngefügt jet, jo greife 8. 34. 

it. 6. Th. I. des Allgemeinen Landrechts Platz. Danach könne ein 
Theilnehmer an einer Shadenszufügung fi) an die anderen Theilneh⸗ 
mer felbft dann nicht vegreffiren, wenn der Schade von Allen vor» 
ſätz lich veranlaßt worben; tm vorliegenden Falle ſei aber me auf 
Seiten der Klägerin, welche die Handlungen ihrer Leute gegen ſich gel- 
ten laffen mrüfle, ein dolus, auf Seiten des verflagten Direftoriumd 
dagegen höchftend ein Verfehen vorhanden. Nach $. 20. a. a. D. mache 
[don dad eigene grobe Verſehen des Beſchädigten denſelben aller Schad⸗ 
8haltung verluftig, wenn der Schade nur aus einem mäßigen oder 
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geringen Verſehen des Beihädigten entitanden fei. Die Handlungen 
der Brandenburger Erpedition, durch welche Klägerin befchädigt zu ſein 
behaupte, jchlöffen, wenn überhaupt ein Verſehen, jo doch mr ein ge 
ringes, böchftend ein mäßiges, ein, Klägerin dagegen habe nicht blos 
ein grobed Verſehen, ſondern ſogar einen dolus zu vertreten.“ 

In der Replik beftritt die Flagende Direktion zunddhft, dab das 
Gut an Louis Gerftner außgehändigt ſei und hab dte Unterjchrift 
der der Brandenburger Crpedition an Quittung von demjelben 
berrühre. Sie führt fodann aud, dab ein Frachtbrief- Abjchnitt Tein 
Papier au porteur fei, deſſen Beſitz alfo nicht zur Empfangnahme des 
Gutes und des Frachtbriefes Tegitimire, und dab mithin die Leute bes 
verflagten Direftoriums, indem fie da8 Gut an den Inhaber des Ab⸗ 
ſchnitts aushändigten, ohne daß dieſer ſich zugleich als Louis Gerft- 
ner oder als deſſen Rechtsnachfolger legitimirt hatte, ein grobes Ver⸗ 
ſehen begangen haben, das von dem verflagten Direktorium zu vertreten 
jet. Daß den Leuten der Klägerin eine von ihr zu vertretende bösliche 
Handlungsweife ‘zur Laft falle, jet richtig; die daraus entipringende 
Vertretungsverbindlichkeit könne indeß nur joweit gehen, ald der dolus 
ihrer Leute einen Schaden zur Folge gehabt. Dieſer dolus ftehe inbeh 
mit der Erledigung bed gefälichten Frachtbriefes in gar feinem Zufam- 
menhange. Allerdings fer ın Folge bejjelben dad Gut nad) Branden- 
burg gefommen; aber es ſei dorthin gelangt, wie alle übrigen ordnungs⸗ 
mäßig nad Brandenburg dirigirten Güter, und Klägerin jet von dem 
verklagten Direktorium zu fordern berechtigt, dab das Gut gleich allen 
anderen ordnungsmäßig dem Fradhtbrief-Empfänger ausgehändigt werde. 
Der Schade fet daher durch die Dirigirung ded Guted nad Branden- 
burg nicht veranlaßt. 

Die von. dem verklagten Direktorium angezogenen Deiepeditellen 
ans Tit. 6. Th. I. des A. 2. R. fänden auf den vorliegenden Kal 
feine Anwendung, da diejelben ſich nur auf nußerfontrafttiche Schäden 
beziehen. Jeder Kontrahent habe vielmehr dem Anderen für feine Ver: 
sehen zu haften; daß aber der Klägerin dem verflagten Direftos 
rium gegenüber ein Verſehen zur Laft falle, werde beftritten. 

Das Schiedögericht erfannte durch Urtel vom 21. Februar 1867 
auf Abweijung ber Klägerin. 


ründe: 
Die Klägerin und dad verflagte Direktorium ftehen — wie dat 
Lebtere ganz richtig behauptet — in gar feinem Vertragäverbältniß; ja 
ed ift im vorliegenden Falle überhbanpt ein Bertrag nicht zu 
Stande gefommen. 

Die erfte Bedingung eines jeden Vertrages Fü der überein ftim- 
mende Wille beider Kontrahenten ($. 1. Tit. 5. Th. I. des 9. 
L. R.), und diefer ift im vorliegenden Falle entichieden nicht vorhanden 
gewejen. Es ergtebt fid aus dem unftreitigen Sachverhältniß, daß die 
Klägerin nicht die Abficht gehabt haben kann, mit der verflagten 
Geſeliſchaft dahin zu Tontrahtren, daß die brei Ballen nad) Branden- 
burg ge ührt würden. Klägerin fagt felbft, daß einige ihrer Leute 
ben falſchen Frachtbrief ausgeftellt haben und daß biete alverfarten 
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nicht die Abficht hatten, bie Gejchäfte ber Klägerin zu geriren, ift 
außer allem Zweifel. Andererſeits ift evident, dab das verklagte Di- 
rektorium, bezüglich deſſen Beamte, mit den Falfarien, die fie nicht ein- 
mal Tannten, nicht haben fontrahiren wollen; fie glaubten, mit der Nie- 
der] ei bet Oiienbabn einen Frachwertrag einzugehen, irrten 
jedody hierin, weil bei le ahn und deren Bertretern gar nicht die 
Abſicht und der Wille vorhanden war, begichenilich gar nicht vorhanden 
jein Tonnte, der Berlin Potsdam- Magdeburger Bahn die drei Ballen 
jur Beförderung nad) Brandenburg auf Grund eines falſchen Fracht⸗ 
riefe8 zu übergeben. 

Liegt aber überhaupt ein Vertrag und inäbejondere ein DVertrags- 
verhältniß zwifchen beiden ftreitenden Parteien nicht vor, fo läßt n 
rechtlich die Sache nur fo anjehen, daß die verflagte Geſellſchaft dur 
Umjtände, welche für fie als zufällige zu betrachten find, die Gewahr- 
jem der drei Ballen erlangt bat Die verflagte Geſellſchaft hatte bei 

iejee Sachlage unzweifelhaft die Verpflichtung, die drei Ballen, fo 
lange Ay Me bejaß, dem Eigenthümer derfelben herauszugeben; 
AL NR Th. J. Tit. 15. 8. 1. Dieſe Verpflichtung hörte indeß mit 
dem Augenblid auf, wo die verflagte Gejelllchaft die Gewahrjam des 
Guts wieder verlor, und ed kann von einer Erſatzpflicht derfelben nicht 
bie Rebe fein, da fie die Gewahrfam der drei Ballen unzweifelhaft auf 
redliche Weiſe erlangt und bei Wiederauſgabe derſelben keinen Vor⸗ 
Be gezogen bat; a. a. D. $. 28.; vergl. ebend. 8.15. Das verflagte _ 
Direftorium würde nur mit einer Vindifationdklage auf Herausgabe 
der Ballen zu belangen fein und die Bedingungen einer ſolchen Klage 
liegen unzweifelhaft nicht vor; es iſt daher au eine Erörterung dar⸗ 
über, ob bet der Aushändigung der Ballen ein Verſehen begangen 
worden, für die Entſcheidung der Sache ohne Einflup. 

Es kann nun zwar noch die Frage aufgeworfen werden, ob ber 
verklagten Gejellihaft nicht eine ‚jole andlung oder Unterlafjung zur 
Laft Pal welche fie zum Schadenerſatz an die Klägerin verpflichtet; 
aber auch diefe Frage muß verneint werden. Die Klägerin will ihrer⸗ 
jeitö freilich die Vorfchriften des Tit. 6. Th. I. des A. & R. von der 
Beurtheilumg des vorliegenden Falles ausgeſchloſſen willen, weil fie an- 
nimmt, daß diefe gefeplichen Beſtimmungen ſich nur auf außerkontraft- 
liche Schäden beziehen und hier ein Vertragsverhältniß vorliege. Allein 
daß fie in legterer Beziehung tert, ift ſchon oben ausgeführt; ed wird 
mithin allerdings darauf ankommen, zu unterfuchen, ob ihr von der 
verflagten Gefellichaft durd Handlungen oder Unterlajfungen ein ver- 
tretbarer Schabe zugefügt worden. Faßt ‚man von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus das Sachverhaͤltniß ind Auge, fo ergiebt jich, dab der Schade, 
welcher der Klägerin erwachſen fft, in dem Moment entitanden war, 
wo ed ben Saltarien elang, die drei Ballen mit dem gefäljchten 
Frachtbriefe ber Gerwahrrum ber Klägerin zu entziehen und der verflag- 
ten Geſellſchaft zur Beförderung und Aushändigung an bie fingirte 
Adrefje zu übergeben. Denn von diefem Moment ab hing eö ledigli 
von zufälligen Umftänden ab, ob die gejchehene Veruntreuung no 
würde vereitelt und ihre Folgen noch würden ungeſchehen gemacht were 
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den oder nicht. Die verklagte Gejellichaft, der es felbftredend unbefannt 
war, daß es fich im vorliegenden Falle um die Beförderumg veruntren- 
ten Gutes handelte, hatte nicht die mindefte Veranlaffung, auf daffelbe 
eine beſonders erhöhte, außergewöhnliche Sorgfalt zu verwen⸗ 
den, und wenn unter foldhen Umftänden die Falſarien ihren Zweck er⸗ 
reichten und in ben Beſitz des Gutes gelangten, jo läßt fi, wie Das 
verflagte Direktorium mit Recht behauptet, nur fagen, dab baffelbe, 
wozu ihm freilich auch Teine Pflicht oblag, die Folgen der gegen die 
Klägerin intendirten Schadenzufügung nicht vereitelt habe, feines 
wegs aber, daß die verflagte Befellfeaft, beziehentlich deren Beamten, 
an der Schadenzufügung in irgend einer Weiſe fonkurrirt haben. Die 
leteren vermochten, da je von der Anfertigung eines falfchen Fracht 
briefed8 und von der dolofen Sendung des Gute nad) Brandenburg 
feine Wiſſenſchaft hatten, unmöglich norandgufehen, daß aus ihren Pand- 
lungen oder Unterlaffungen bei Auslieferung der Ballen der K üge- 
rin ein Schade entftehen könne; der Schade ift daher, ihnen gegenüber, 
im re quichen Sinne als zufällig zu erachten (8. 4. Tit. 6. ig: J. 
a. a. O.) und deshalb nicht zu vertreten ($. 16. ebendafelbit). Hier: 
egen kann auch nicht eingemenbet werden, dab die Beamten des ver- 
flagten Direftortums bei Auslieferung der Ballen eine größere Aufmerk⸗ 
famfeit beobachten, namentlich die Identität der als Adreffaten 
meldenden Perjon genauer feftitellen mußten. Denn durd ein Verſehen 
hierbei konnten fie, wenn es wirflih vorfam, nur ihre Geſellſchaft be 
Hr — möglicherweife alfo auch nur einen, dieſer lesteren 
bevorftehenden Schaden voraußjehen. Darauf kommt es aber Bier 
nicht an, ſondern lediglih darauf, ob ein der Klägerin drohender 
Schade boraußgujehen gewejen ift, und dies läßt fi keineswegs bes 
aupten. Eventuell und wenn man annehmen Tönnte, daß ber ver: 
lagten Gefellfchaft wirklich ein fie zum Schadenerſatz verpflichtendes 
Verſehen zur Laſt falle, würde man berfelben darin beitreten müffen, 
daß um deöwillen — weil die Klägerin ein doloſes Verfahren ihrer 
Beamten zu vertreten hat — die Berbindlichfeit der verflagten Ge— 
ſellſchaft zum Schabenerfag nach den 88. 18., 20. ınd 34. a. a. O. 
ausgeſchloſſen fein würde. v . 

Wil man endlih auch von allem biöher Angeführten abjeben und 
annehmen, daß bie verflagte Geſellſchaft, wie die Klägerin behauptet, 
die prompte Erfüllung bed falſchen Frachtbriefes vertreten muͤſſe, fo 
wird man nicht arg fönnen, dem verflagten Direktorium darin bei⸗ 
uftimmen, daß ſelbſt diefer ne genügt worden fei. Da ber 
ige Srachtbrief, wie Klägerin zugelteht, den Vermerk enthält, da 
ad Gut gegen den rad riets-Abfchnitt war jet, fo 
muß man dem verflagten Direktorium beipflichten, daß ihre Beamten 
die Ballen demjenigen ne hatten, welcher den Koupon bed 
Frachtbriefes produzirte, und daß ihnen weder dad Recht zuftand, noch 
die Verbindlichkeit oblag, näher zu prüfen, ob ber Inhaber bes Kon- 
pond wirklich der Aorellet Louis Gerftner oder deffen Beauftragter fei. 
Denn der Frachtbrief⸗Abſchnitt fol gerade eine weitere, unter Umftän- 
ben oft fchwierige, ja unmögliche Legitimation erfepen. 
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11. 
Handeldrechtliche Fragen, von der Praxis beantwortet.') 
Mittheilung des Herrn Rechtsanwalts Mellien zu Spremberg. 
I. 

Wer iſt Kaufmann? Die Beantwortung diefer Frage bereitet 
der Prarid nicht weniger Schwierigkeiten, ald die prozeſſualiſchen Dun- 
felheiten der Konkurs⸗Ordnung. 

Der Art. 4. ded Allg. Deutfchen Handelsgeſetzbuches in feiner un⸗ 
beftimmten Faſſung: 

‚Als Kaufmann im Sinne diefed Geſetzbuchs ift anzufehen, wer ge- 
werbemäßig Handelsgeſchäfte betreibt; 
Ine eine Segalbefinitton des Begriffs Handelsgeſchäfte“ ift dem Richter 
ſehr unficherer Leitfaden und die Beantwortung jener Frage ift daher, 
wie die Entidyeidungen des Obertribunald vom 23. Februar 1864 und 
20. Jamar 1865 ( —A Archiv Bd. 52. S. 265. und Bd. 56. 
S. 315) mit Recht ausführen, keineswegs allein auf einer rechtlichen 
Beurtheilung beruhend, ſondern vorwiegend von den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden des individuellen Falles abhängig. 

Im Allgemeinen machen wir die Erfahrung, daß der Kreis der 
„Kaufleute“ in den Anſchauungen bed Forums in allmälig erweitert 
und mancher Gewerbetreibende der kaufmänniſchen Cigenthämlichtetten, 
die nicht immer Rechte find, genußbar gemacht wird, den der gewöhn- 
liche brachen fo wenig als fein eigened Bewußtjein zu Den 
‚Kaufleuten zahlt. 

Ueber die Klaſſe der Pferdehändler, auch wenn dad Gewerbe von 
Landleuten nur nebenher betrieben wird, bat die Prarid wiederholt be- 
jabend entfchieden. Auch dad Obertribunal tft in einer neuerdings er- 
gangenen Entſcheidung vom 17. Januar 1867, auf die wir ſpäter noch 
zurückzukommen gedenten, den beiden Vorderrichtern darin beigetreten, 
daß ein Schanfwirth bäuerlichen Standed für einen Kaufmann zu er- 
achten fei, weil er habe „zugeben müfjen, daß er einen Gemwerbejchein 
ald Handelsmann befige, auch mit dem Hauptichulöner 2. mehrfach Ge- 
häfte im Pferdehandel gemacht habe“; danach könne ed nicht bedenklich 

ein, die im Art. 4. des 9. D. H. ©. B. enthaltene Definition des 
egriffd „Kaufmann“ auf ihn anzuwenden. | 

einer gegen einen Bauern B. verhandelten Prozeß ae deren 
Klage auf Erfüllung eines nur mündlich errichteten, durch Uebergabe 
nicht vollgogenen Kaufvertrages mit einem: Objekt von mehr als 50 Thlen. 
erichtet war, erachtete das Kreisgericht bierjelbft ſogar die bloße That⸗ 
Face zur Charakteriftit des Ve agten als Handeldmann für ausrei⸗ 
hend, dat er „noch im Sabre 1865 wiederholt Vieh zum DVerfauf an- 
gekauft und baffelbe nachher verfauft* habe, nachdem vorher durch Aus⸗ 


1) Bel. ©. 330 ff. diefed Jahrgangs. 
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funft der betreffenden Behörde feitgeftellt war, daß der Berflagte im 
Sabre 1865 den Betrieb eined Gewerbes nicht angemeldet hatte. 

Ebenſo ausdehnend hat da8 Kreiögeriht den Art. 4. interprefirt 
in Beziehung auf einen Ziegeleibeſitzer Gegen Malower, Anm. 2. 6. 
u Art. 271.9. D. H. ©. B.), einen Konditor, Apotheler und andere 
Derfonen, während ed in einem ältern Falle in dem Betriebe einer 
Gaftwirthichaft, zu deren Debit gekaufte Waaren benugt wurden, noch 
nicht die Kennzeichen eined Handeldgewerbed gefunden hatte 
WVon bejonderer praktiſcher Wichtigkeit tft die Sage, welde Fa— 
brifanten (die Wort im weitern Sinn genommen) Kir Kaufleute zu 
erachten find, eine Frage, die von den —— Kreisgerichten un⸗ 
ſeres namentlich mit zahlreichen Tuchwebereien ausgeſtatteten Landes⸗ 
theils Eauſitz) verſchieden beantwortet wird. 

Schon in einer bisher nicht abgedruckten Entſcheidung des Ober- 
tribunald vom 8. Oktober 1861 (alfo vor Geltung des A. D. H. ©. 
B.) ift unter Verwerfung der Nichtigfeitöbefchwerde, welche auf ben 
Vorwurf techtögrumdfäglicher Verlegung des $. 113. der Konk.⸗Ordu. 
gegründet mar, auögeführt, daß, wenn der Tuchmachermeiſter D. fich 
nicht darauf bejchränft habe, die Zube auf Beitellung zu weben, fon- 
dern die Wolle angefauft habe, um daraus theils durch eigene Arbeit, 
theild durch die Thätigfeit Anderer Tuche berzuftellen, und zwar zu dem 
‚ Zwede, um dieſe zu verfaufen, und um died durchzuführen, die Meſſen zu 

beziehen, alſo dort die fabrizirte Waare Affentiih feil zu bieten, jo fünne 
er keineswegs ald Iolder angejehen werden, der nur dad Handwerk 
. eined Webers betrieben habe. 

Die Prarid des biefigen Gerichtd hat bei Anwendung der handels⸗ 
rechtlihen Beftimmungen auf die Klaffe der Tuchmadhermeifter oder 
Zuchfabrifanten in den Begriff des Faufmännifchen Gewerbebetriebes 
noch dad Moment eined den handwerfömäßigen Betrieb, „deſſen Grenze 
nad) den Umftänden jedes einzelnen Falles zu finden“, überſchreitenden 
Umfange des Gejchäftsbetriebed einfügen zu müſſen geglaubt. 

Ausführlich begründet ift dieſe Yufaffung namentlih in einem 
Erfenntniffe vom 13. März 1865, welches auch die Billigung des 
Konig Aprpenatienegicht zu Frankfurt a. O. erlangt hat. 

avon audgehend, daß für den erften Blick fchon der gewerbömä- 
Bige Anfauf von Wolle, um fie ald Tuch verarbeitet zu veräußern, nach 
den Art. 4. und 271. Nr. 1. A. D. 9. ©. 3. zur Begründung der 
faufmännijchen Qualität zu genügen jcheine, erwägt dad Gericht ſodann, 
daß nach diefer in der Theorie nicht ohne Vertheidiger gebliebenen 
ftrengern Auffaffung MMakower, Kommentar. 2. Aufl. Anm. 46) 
ber größte Theil aller Handwerker (Bäder, Schneider, Schuhmacher u. |. w.) 
in die Kategorie der Kaufleute fallen würde, ihr Geſchäftsverkehr aber 
unmöglich nach den in dem Großhandel und für denſelben ausgebilde⸗ 
ten und zunächft berechneten Rechtsnormen beurtheilt werden Tönne. 

‚Die Motive zu dem dem Handelögefehbud zum Grunde liegen 
den Preußischen Entwurf“, heißt es weiter, „und Die Sipumgs - Proto- 
folle ergeben denn auch, daß eine joldye Ausdehnung des Begriffs „Kauf- 
mann“ nicht beabjichtigt worden, und daß man ie bed Unterſchiedes 
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wohl bewußt gewefen geilen demjenigen, ber bei der Bearbeitung be⸗ 
wegliher Sachen im Wefentlihen nur Die eigene Arbeitöfraft verwen⸗ 
bet und bei dem Berfauf des jo gewonnenen Produft8 ohne Spefu= 
lation auf die wechſelnden Preije des Rohmateriald nur 
die aufgewendete Arbeit bezahlt zu erhalten tracdtet, — 
und demjenigen, ber über die Grenzen des handwerksmäßigen Betriebes 
inaus fein Fabrikat als „Waare“ mit kaufmänniſcher Spekulation in 
ertrieb feßt und damit ein Vermittler zwiſchen Produzenten und Kon- 
umenten wird, worin dad eigentliche, charakteriftiiche Merkmal des Han- 
8 liezt Aus dieſem Unterſchiede iſt die Beſtimmung im Art. 273. 
Al. 3. des A. D. H. G. B. hervorgegangen, nach welchem die Weiter⸗ 
veräußerungen von Handwerkern, —— ſie nur in Ausübung ihres 
Handwerksbetriebes gelhenen, als Handelsgeſchäfte nicht betrachtet wer- 
den follen. — Wo die Grenze bed handwerfömäßigen Betriebed anzu⸗ 
nehmen, Tann der Natur der Sache nad nicht im Allgemeinen, fondern 
nur nad den Umſtänden bed einzelnen Falles unter Berückſichtigung der 
harakteriftiichen Merkmale des Handels beftimmt werden, und ed ift 
beöhalb wohl von Erheblichfeit, den Umfang und die ganze Art und 
Weiſe des Gefchäftäbetriebed in jedem einzelnen Falle zu prüfen.“ 

Nach diefer Theorie, die wir für jept nicht näher diöfutiren wollen, 
jondert das SKreiögericht die Tuchmachermeiſter, Die, beiläufig - bemerft, 
was die Formen ihrer — führung Geſuch der Meſſen, Wechſel— 
Safe u. f. w.) anbetrifft, fih nicht unterfcheiden, in zwei Kuallen: 
Kaufleute und foldhe, die ed nicht find, — regelt danach dad Konkurs⸗ 
Berfahren uud fchreitet beziehlidy audy wegen unterlaffener Führung von 
Handelsbüchern aus 8. 261. ded Str. Se. B. ftrafrechtlich ein. 

Ein Uebelftand, den namentlich das auswärtige Publikum ſchwer 
empfindet, ift aber ohne jeden Zweifel der, daß die Merkmale des Um- 
fanges durchaus arbiträr und fingulär find (in Spremberg gilt ſchon 
ein QTuchmacher, der auf 3 Stühlen arbeitet, für einen Kaufmann, in 
Gottbus ift dieſer noch Handwerker), und daß man bdiefe Klaffe von 
Kaufleuten nicht von Amtswegen dazu anhält, ihre Firma in dad Han- 
belöregifter einzutragen. 


III. 


Die in dem Obertribunaläurtel vom 10. März 1864 (Striet- 
horft, Archiv Bd. 54. ©. 33) erörterte Frage, ob eine Bürgfchaft, 
die ſich auf ein Handelsgeſchäft bezieht, zu ihrer Gültigfeit der jehrift- 
fichen Abfaſſung bebürfe, it neuerdings in einem von hier aus durch 
alle Inſtanzen geführten Prozeſſe, defjen lebte Entſcheidung ald eine be 
merkenswerthe —— und Grgangun des erwähnten Urtels be= 
zeichnet werden kann, wieder eingehend diöfutirt worden. — 

Dei Gelegenheit eines iin einem Pferdehandler und einem 
Landmanne verhandelten Taufdı- ia Kaufvertrages hatte ein anwe⸗ 
fender zweiter Pferdehändler münbdlidy erklärt, daß er für den Erfteren 
als Käufer gutſage, und in Folge deffen wurde er von dem Verkäufer 
direlt auf Zahlung des vereinbarten Kaufpreiſes von 70 Thlen. belangt 

Dad Gericht erfter Inſtanz erfannte auf Abweiſung der Klage’ 

! 
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weil die nur mündlich erfolgte Bürgfchaftserflärung nach befamnten land⸗ 
rechtlichen Beitimmungen mich rechtöverbindlih und ein Handelögeichäft 
darin nicht zu finden fet, obſchon die Hauptichuld als ein Handeldges 
Km und der Verklagte ſelbſt ald ein Kaufmann angejehen werden 
müſſe. 
Nach Art. 274. des A. D. H. G. B. ſollten zwar im Zweifel 
alle einzelnen Geſchäfte eines Kaufmanns als zum Betriebe ſeines Han⸗ 
delsgewerbes gehörig gelten; allein hier liege ein die Anwendung dieſer 
Vermuthung zulafjender Zweifel nicht vor, weil die Bürgjchaftderflärung 
ald die Uebernahme einer fremden Schuld nad ihrem Weſen ohne 
bejondere binzutretende Umſtände zu dem Hanbelögewerbe des Bürgen 
in feiner Beziehung ſtehe. 

Das —8 ationsgericht zu Frankfurt beftäge auf die Appellation 
des Klägers died Erkenntniß, indem ed bejonderd betonte, dab, um eine 
Bürgschaft als ein Handelsgeſchäft darzuftellen, dazu gehöre, dab fie auf 
Seiten des Bürgen ein Handelögejchaft tm Sinne der 88. 271. 272. oder 
273. A. D. 9 © B. fei, 3 B. die Webernahme einer Berfi g 

egen Prämie ($. 271. Nr. 3) oder die Vermittelung von Han e⸗ 
Khäften für andere Perfonen unter den am Scluffe des $. 272. ew 
wähnten Borausfegungen, oder der Umftand, daß die Hebernahme der 
Bürgihaft zum Betriebe des Handelögewerbed des Bürgen gehöre. 

agegen hat dad Obertribunal in dem jehr ausführlidy motivirten 
Ürtel vom 17. Sanuar 1867 unter Vernichtung des zweiten Erkennt⸗ 
nifje8 den Verflagten nad) dem Klageantrage verurtheilt. 

Mir beſchränken und darauf, aus den Gründen nur die wichtigſten 
Stellen mitzutheilen. Es wird bemerft: 

Wenn der un ter, wie gejchehen, anerlenne, daß der 
Berflagte ein Kaufmann jet, jo hätte er wegen der durch Art. 274. 
aufgeftellten Bermuthung, daß Verträge eined Kaufmannd ein Ausfluß 
Kr Gewerbebetriebes jeten, bis zur Führung des dem Verklagten Be 

ufs Widerlegung jener Präſumtion obliegenden Gegenbeweiſes ben 
zwiichen ihm und dem Kläger geictollenen ar heftänertrog ala ein 
Handelsgeſchäft gelten lafjen und auf Grund des Art. 307. die münd- 
liche Form für genügend erachten müſſen. 

Dem eriten Richter fei darin nicht beizutreten, da die Anwendung 
ded Art. 274. die Zweifelhaftigkeit des zur Beurtheilung vorliegenden 
Falles vorausſetze. Die Worte „gelte im Zweifel” bezwedten nur, dem⸗ 
jenigen Kontrahenten, welcher gegen die gejehliche Vermuthung —3 
tet, daß der von dem Kaufmann geſchloſſene Vertrag nicht zum Betri 
ni Handelögewerbed gehöre, der Gegenbeweis ofen zu lafien. Die 

8 die Geſchichte der Entſtehung ded Art. 274. 
zur Seite; denn im Ginfange mit den Motiven ded Preußiſchen Ent- 
wurfs beftätigten die Verhandlungen der Nürnberger Konferenzen über- 

all die Annahme, daß ein von einem Kaufmann geſchloſſener Vertrag 
jo lange als zum Betriebe feines Handelögewerbed gehörig betrachtet 
werden mie ald nicht der dad Gegentheil Behauptende durch die bei 
bem jpeziellen Falle vorwaltenden Umftände oder in anderer Weile nad 
weile, daß der Vertrag zu dem Handelsgewerbe bed Kaufmanns in kei⸗ 


er Auslegung ftehe au 


— — — — — — — — 





— — — — — — — — — — 


beiden Sie suf Bürgichaften für al 
egögen 
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ner Beziehung geftanden habe. Endlich werde der Art. 274. in diefem 
Sinne auch von der Doktrin (Goldfhmtdt, Handbuch des Handels⸗ 
rechts Bd. 1. ©. 503.; Endemann, Handelsrecht ©. 24 Note 36.; 
Makower, Kommentar. 2. Aufl. ©. 166 Note 19) interprefirt. 
Wenn Implorat, heißt ed ın den Motiven ber Enticheidung wei- 
ter, zur Widerlegung der Nichtigkeitsbeſchwerde auf dad ©. 33. Bd. 54. 
bed Striethorftfhen Archivs abgedrudte Obertribunalsurtel vom 
10. März 1864 Bezug nähme, I werde von ihm überjehen, daß in 
jenem alle nicht nur ber Appellationdrichter ſich dahin ausgefprochen 
hatte, daß der dort verflagte Bürge fein Kaufmann ſei, fondern auch, 
daß in dem Obertribunals-Urtel ausdrücklich hervorgehoben tft, daß ber 
Implorant in feiner Nichtigkeitsbeſchwerde von der umrichtigen Voraus⸗ 
ſetzung a eat dab ber verflagte Bürge Kaufmann ſei. Bei biejem 


vorliegenden Zalle Platz greife, ausſcheiden müſſen. 
hm des Be Adam Urtels anägelpe en 
a ih das Obertribuna indung 


otofolle gefolgert hatte, daß dad Handelsgeſetzbuch ing 
Ichaften nur ausnahmsweiſe als Handelögejchäfte betrachtet wiffen wolle. 
Diefe Annahme finde weder in jenen Protolollen, noch in ben 


iu Kae gilt von dem Bürgen für eine Verpflihtung aus Han- 
geſchäften. 
„Der Bürge kann nur verlangen, dab der Gläubiger die Auffor- 
derung bed Hauptſchuldners ji rfüllung nadweilt, und ed wird. 
hierzu in den Motiven bemerft (S. 107 a. a. O.): da8 Intereffe Des 
Handelsverkehrs erforbere es, baf ber Gläubiger, welder ſeinerſeits eben⸗ 
falls wieder Handelöverbinblichfeiten zu erfüllen babe, jo jchleunig ala 
möglich und ohne unnütze Weiterungen befriedigt werde. “Died würde 
nicht Der Fall fein, wenn er zuvor den Saupffchulbner audzuflagen ver- 
flichtet wäre, ehe er fi} an den Bürgen halten fönne, oder wenn er 
fs gefallen Iaffen müßte, daß der in Anfprud genommene Bürge ihn 
ege der Einrede zunächft an den Hauptſchuldner verweiſe. — 
„In den Nürnberger Konferenzen wurde in ber Sitzung bom 
80. April 1857 (Prot. Bd. 2. S. 499) nur bemerft, daß die Faſſung 
des zweiten Abſatzes es zweifelhaft lafie ob ſich die darin enthaltenen 
e Berbindlichleiten aus Handels⸗ 
‚ wa8 an emeifen fein würbe. De wurde vom 
a 


eſchäften 
erdings in der Abſicht des Entwurfs 


erenten erwidert: daß dies 
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liege. Nachdem der Art. 215. des preuß. Entwurf in Folge der erften 
Leſung ald Art. 239. die Faſſung erhalten hatte (Beilage Band zu 
Luz, Prot. ©. 185): „Einem Solidarfchuldner fteht die Einrede der 
Theilung oder ber Vorausklage nicht zu. 
ſch in lebe gilt vom Bürgen für eine Verpflichtung aus Handels- 
geſchäften.“ 
„wurde bei der zweiten Leſung in der Sitzung vom 27. Januar 1858 
(Prot. ©. 308) zu dem zweiten Abſatze dieſes Artikels bemerkt: deſſen 
jesige Saffung treffe die eigentlich Faufmännifchen Kormen der Bürgs 
1a ald das del credere ftehen und das Kreditmandat nit und 
müßte doch wohl ohne Zweifel auch auf biele Anwendung finden. Es 
wurde deöhalb — jo heißt ed wörtlih — beantragt, eine Faſſung zu 
wählen, welche auch diefe Art von Geſchäften umfajjen würde. Diejer 
Antrag wurde zum Befchluß erhoben. 
„Demzufolge erhielt der Artikel in dem auf Grund der „weiten 
Lefung ausgearbeiteten Entwurfe unter der Nr. 264. (Luz, Beilage: 
Band ©. 254) die — — 

„Bei Handelsgeſchäften ſteht einem Solidarſchuldner die Einrede 
der Theilung oder Vorausklage nicht zu. Daſſelbe gilt von dem Bür- 
gen, wenn die Schuld aus einem Handelsgeſchäft auf Seiten des 
—A— hervorgeht, oder wenn die Bürgſchaft ſelbſt ein Hau⸗ 

elsgeſchäft iſt. | 

In allen Fällen, in welchen in diefem Geſetzbuch eine folidarifche 
Verpflichtung auferlegt wird, fteht dem Solibandulbner bie Einrede 
ber Xheilung oder ber Vorausklage nicht zu.“ 

‚Diefe von der Redaktions⸗ Kommiftion ausgegangene Faſſung 
wurde in der Sitzung vom 20. Februar 1858 (Prot. ©. 1419) mit 
dem Bemerfen genehmigt, dab aus dem erften Abſatze in Verbindung 
mit dem legten hervortrete, daß die fragliche Beſtimmung von allen 
—ãe— — gelte, indem mit dem letzten Alinea die nicht zu den 
Handelsgeſchäften zu rechnenden, im Geſetzbuche geregelten Verhaͤltniſſe 
getroffen würden. Endlich wurde in der Sitzung vom 3. Dezember 
1860 noch bemerkt (Prot. ©. 4560): 

daß es nicht Sache des Gläubigers ſei, welcher den Bürgen ohne 
Vorausklage des Hauptſchuldners wegen feiner ganzen Forderung in 
Anſpruch nehme, zu beweifen, daß die Forderung auf Seiten des 
Daupt| uldnerd aus einem Hg berrühre und dab Dies 
dem Bürgen bei Cingehung der Bürgichaft befannt gewejen jet, daß 
ed vielmehr Sache des Hauptſchuldners jei, dem Bürgen über bi 
Natur des — Auskunft zu geben. Wer eine Bürgſchaft über 
nehme, möge zujehen, für welche Art.von Forderungen er intercedire.“ 
„Darauf wurde, wie jchon in der Sipung vom 30. April 1857 
(Prot. ©. 500) geſchehen, wieder monirt, dab es anftatt des Singulars 
von dem Bürgen“ heißen müſſe „von Bürgen“. In Folge deſſen 
hat ber Gab die Faſſung erhalten, in welder er als Artifel 281. in 
dad Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch übergegangen tft, da in ber 
Kommiſſion des Abgevrbnetenhaufed die in den Artikeln 280. biö 299. 
enthaltenen Grundſätze ohne fpezielle Erwähnung des Artifeld 281. ger 
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billigt wurden (Verhandlungen über die Entwürfe ıc. Berlin 1861. 
©. 392), in dem Berichte der Kommiffion des Herrenhaufes (S. 505. 
ebend.) des Artifeld 281. ohne Monirnmg blos Erwähnung gefchah und 
berjelbe in den Verhandlungen beider Häufer über den aus ben Nürn⸗ 
berger Konferenzen bervorgegangenen Entwurf zum Allg. Deutjchen 
Handelsgeſetzbuch eine Orörterumg‘ nit erfuhr (S. 605. und 666. a. 
a. O.). Aus diefem Nachweiſe der Entftehung des Artikels 281. des 
A. D. H. ©. DB. ergiebt fi, dab fo wenig, wie aus beffen Worten 
darüber, in welchen Fällen eine Bürgſchaft für ein Handelsgeſchäft zu 
erachten jet und inwiefern fie der Schriftform bedürfe, etwas zu ent- 
nehmen tft, — dieje Fragen auch ſowohl bei der Mtotivirung der be- 
treffenden Vorſchrift im preußtfchen Entwurf, ald bei deffen Berathun 
in den veriipiebenen "Stadien gi zlich unberührt geblieben find, es fi 
vielmehr lediglich darum gehan elt bat, ob dem Drgen, gegenüber dem 
Gläubiger, der Einwand der Vorausklage und der Theilung zuftehe. 
„Sn den mitgetbeilten, der Abänderung der Faſſung des preußifchen 
Entwurfs zum Grunde liegenden Aeußerungen der Mitglieder der Nürn- 


berger Konferenz findet aber auch die erwähnte Annahme des erften 


Richters: 
„dab das Handelsgeſetzbuch die Burgchaften nur ausnahmsweiſe als 
Handelsgeſchäfte betrachtet wiſſen wolle und daß die Schlußworte des 
Artikels 281. die eigentlich kaufmänniſchen Formen der Bürgſchaft 
des del credere Steben ꝛc. zum Gegenſtande hätten;“ 
‚ihre Widerlegung, da die angeführte Stelle des Protokolls vom 30. April 
1857, indbefondere, die mit den Motiven des preufifchen Entwurfs 
im Cinflange ftehbende Erklärung des Referenten bie Abfigt den 
Gläubiger im geſammten Handelsverkehr gegen die erwähnten Einreden 
des Bürgen zu fchüben, unzweidentig zu erfennen ge und nad) Aus- 
weis des mitgetheilten Yarfus aus dem Protofole vom 27. Januar 
1858 nur die Beſorgniß entitanden war, ob die zur Berathung fte- 
hende Faſſung des Artifeld auch die Ipezifiic fanfmännifhen Formen 
der Bürgichaft mit umfafje, davon aber, dab die Beltimmung bed 
Artikels auf Diefe Spezied der Bürgfchaften zu bejchränfen oder auch 
nur vorzugsweiſe ji diefe zu beziehen fei, auch nicht andeutungsweiſe 
die Rede gewejen ilt, wie denn auch mit einer folchen ns des 
Artikels in den Konferenz⸗Sitzungen die angeführte, unwiderſprochen ge= 
bitebene allgemeine Bemerkung im Protokoll vom 3. Dezember 1860 
nicht zu vereinigen gewejen fein würde.“ 
a8 Obertribunal wendet fich endlich zu der Frage, ob zur Ver— 
bürgung für eine handelsrechtliche Verpflichtung auch in dem Falle die 
mündlihe Form genüge, wenn der Bürge fein Kaufmann jei; der Ge- 
richtshof läßt dieſe wichtigfte praktiſche Frage aber mit befannter Zurüd- 
haltung offen, erwägend, daß die vorliegende Enticheidung fehon mit 
Rückſicht auf die Eigenſchaft des Verklagten ald Kaufmann fich recht- 
fertige, und begnügt fi) damit, zu eonitatiren, dat in der Literatur 
und Judifatur die Frage noch kontrovers jet. 
Es wird hierüber am Schluß der Motive wörtlich Folgendes gelogt: 
„Diefe Frage ift von den Hanbelögerichten zu Hamburg und Köln, 
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ons —* ſtellt bei Bertheibigumg di et —— den Satz auf, d 
— welche der Kaufmann im Sanbeläge ewerbe I . Handels⸗ 
geräte jeten, ergebe ſich aus Art. 274 Al. 1. des Handelögef auched, 
und entpreenb * lt Goldſchmidt — Handbuch des 
"B. 492. — zu den Hanbelögejchäften: Bür haften, 
e ein Kaufmann im Handelögewerbe Ieifte gleichviel ob ehr Hans 
m chulden oder nicht. In gleicher naie ſpricht ſich v. Kräwel, All 
emeines Deutſches Handelsgeſetzbuch S. 341. dahin aus, daß Bürg- 
Hhaften Hanbelögejchäfte jeien, went fie unter Art. 273. oder 274. des 
Hanbelögejegbuchd fielen, aljo zum Betriebe des Handelsgewerbes zu 
rechnen Seien, Die vom erften Richter zur Unterftägung Icner er Ns 
ten Anſicht in Bezug genommene Bemerkung (Koch, m Öegen 
Handelsgeſetzbuch €. 995 Note 32) hat die den alleinigen egenftand 
ber vorjtehenden Audführung bildende Stage, ob die von einem Kauf- 
manne auagefteite 2.0.6.2. mit Ruͤcficht auf die Präſumtion des 
Artikels 274. und den Art. 317. a. a. O. der Schrift⸗ 
form ni g bebürte überhaupt nicht zum enftande, Die Worte 
Kochs: — den Schlußſatz * Art 281. ſollten die eigentlidy kauf⸗ 


mänmilchen Formen der Bürgſch „getroffen werden”, koͤnnen aber 
au bei Berüdfidhtigung Nah * —* ten —— be des 
Satzes nur «haben Iagen follen, die. Faffung im der 
Beltimmung des Arti 


[8 aud) af jene Spegied von Bür Keen —* 
wendung finden zu laffen, gewählt worden ſei.“ ß 
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12. 


Iſt Aueigunng von herrenlofen Sacen, zu deren Befitnahme 
Tenntliche Vorlehrungen ſeitens eined Andern getroffen find, 
Diebſtahl? 

Mitgetheilt vom Herrn Staatsanwalt D. 


Der Steuermann Sch. hatte bei Gelegenheit des Paffirend der 
Saale bei niedrigem Wafferftande längs einem früher mit Holz beftan- 
denen Grundftück entdect, dab dort auf dem Saalgrunde ein großer 
Baum liege. In Gemeinfchaft mit feinen Leuten machte er ſich daran, 
mitielft Scheerenzeuges dieſen Stamm zu heben, nad dem nen zu 
gieden und demnädhit mittelit der Winde auf die Buhne zu fchaffen, p 
aß zwar das Zopfende noch im Schlamme und Waſſer ſtecken blieb, 
jedoch das Stammende der zwei Fuß ſtarken und funfzig Fuß langen 
Eiche, die ſchon Jahrzehnte im Waſſer gelegen haben mochte, von ihm 
mittelſt dreier fingerſtarker Strählen eines Taues an einem auf dem 
feſten Lande befindlichen Weidenbuſch befeſtigt wurde und ſo die obere 
Fläche aus dem Waſſer hervorragte und mithin deutlich ſichtbar war. 

As er feinen Fund der Polizeibehörde mitgetheilt Hatte und in 
Bolge deren Erlaubniß den Eichſtamm am dritten Tage wegichaffen 
wollte, fand er, daß der Stamm fort war und daß, wie er fpäter tn 
Erfahrung brachte, der Schiffer X. mit feinen Leuten dieſen Stamm, 
nad Abbindung der Strählen vom Weidenbuſch, gehoben und zwiſchen 
wei Kähnen ſchwimmend we) der Saale fortgeführt, zerſchnitten und 
ad Holz für 18 Thaler verfauft hatte, trotzdem daß andere in ber 
Nähe befindliche Leute ihm vorher zugerufen hatten, dab Sch. fchon 
den Stamm aus dem Wafler —— habe. 

Gegen X. und ſeine Genoſſen wurde wegen der Fortnahme dieſes 
Eichſtammes be ec auf Grund des $. 215. ded Str. ©. B. Anklage 
wegen Diebitahld erhoben. 

Der erite Richter — das Kreiß-Gericht in Halle — ſprach jedoch 
bie Angellagten frei. Er ging dabei von der Annahme aus, dan der 
8. 215. dad Bewußtſein vorausfeße, daß die weggenommene Sache 
eine fremde, in der Gewahrſam eines Andern befindlich ſei, dieſe Vor⸗ 
ausjegung bier aber nicht zutreffe, weil der Eichſtamm unzweifelhaft 
ſchon jeit langen Jahren in der Saale gelegen, when durch die 
Gewalt des Waſſers von dem früher an jener Stelle befindlichen Bufche 
abgerifjen worden und daher herrenlofes Gut geweien fe. Der 
Umftand, dab Sch. denfelben an dem einen Ende mit drei Strählen 
angebunden habe, fönne noch nicht zu der Annahme führen, dab die 
Angeklagten hätten wiffen müffen, daß der Stamm ſich ſchon oder noch 
wirklich in der Gewahrſam des Sch. oder fonft Semandes befinde. Der 
oben "erwähnte — daß Sch. den Stamm aus dem Waſſer geholt 
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babe, fpreche nicht gegen, jondern für die Angellagten, indem diefer Ju- 
ruf die Deutung zulaffe, daß Sch. ſich vergeblih um den Stamm be 
müht und feine Arbeit wieder aufgegeben habe. 

Die gegen bicle Entſcheidung eingelegte Appellation führte amd, 
daß es für den vorliegenden Kriminalprozeß unerheblich fei, ob der frag: 
Ihe Etamm vor feiner Seiibergreifung durch Sch. herrenlos gewelen, 
oder ald Eigenthum des Eigenthümers des Flußbettes anzujehen. Bid: 
mehr komme ed lediglich darauf an, ob der Stamm ficdh bereits im der 
Gewahrfam eined Dritten, mag Ddiefer diefelbe für ſich oder für einen 
Andern audgeübt haben, befand, und ob Died den Angejchufldigten zur 
A der Fortnahme ded Stammes befannt geweſen reib. befannt fein 
mupte. 

Daß beides aber der Fall, müffe man insbefondere aus ber Her 
aushebung des Stammes aus dem Flußbette und Befeftigung ded Stamm: 
endes an den Weidenbuſch fchließen, denn dies feien nad) 88. 50. und 
51. Tit. 7. Th. J. A.L. R. Handlungen bez. Vorkehrungen, melde 
darauf hindeuteten, und aud denen jeder Dritte erfennen müſſe, daß 
Semand den Stamm in feinen Gewahrfam gebradht und das phufilde 
en erlangt habe, über den Etamm mit Ausſchließung Anderer 
zu verfügen. | 

&3 wurde ferner der Beweis darüber angetreten, daß nadı Wafler 
brauch daB Eigenthum an Bäumen, die man am Ufer Tiegen laſſe 
ſchon durch Einhauen, durch ein daraufgeftecktes Weidenbüſchel u. dal 
bezeichnet werde. Um fo mehr müſſe das Anbinden eines Stamme 
für da8 äußere Zeichen einer Beſitznahme erachtet werden. 

Die Angellagten wandten dagegen ein, daß ber Stamm herrenlos 
gewefen und nur fie allein auch wirklich denjelben in ihre Gewalt ge 
wacht hätten. $. 9. Tit. 9. Th. J. A. L. R. Das, was Sch. gethen, 
deute Bihften die Abjicht und dad Beftreben an, ſich diefen bern 
(ofen Stamm zuzueignen, fei aber nad) 8. 10. a.’a. O. zur Grwerbun 
des Eigenthums nicht ausreichend und Tonftatire auch keineswegs eine 
vollendete Beſitzergreifung. Denn der Stamm habe nach wie vor 
immer in einem Öfentligen Fluſſe und überhaupt an einem Orte ge 
legen, von deſſen Betreten Sch. Niemanden auszuſchließen ein Reit 
hatte. Sie erjt hätten durch ihre Arbeit den Zujtand der er 
in welchem ſich der fchmere Baum befand, überwunden und ba 
bad phyſiſche Vermögen gehabt, über ihn mit Ausſchluß Anderer ji 
verfügen, und fich alfo eine herrenlofe, feine fremde Sade und am 
allerwentgften rechtöwidrig angeeignet. Denn bad Anbinden bed Stau⸗ 
mes dofumentire allein noch nicht die Abſicht, denfelben für fi ode 
Andere in Befib zu nehmen, zumal Sch. mehrere Tage, ohne bie Ar 
beit zur Fortfchaffung des Stammes fortzufehen, habe vorübergehen al 
fen, umb bie aud; die Folgerumg zulaffe, daß Sch. ben Stamm al 
ein der Fortbewegung ſeines Schiffes entgegenftehendes Hinderniß mt 
beit Seite habe ſchaffen wollen. 

Der zweite Richter, das Appellationsgericht in Raumburg, hat IM 
doch die Angellagten des Diebitahle ſchuldig befunden. 

Es wurde angenommen, dab Sch. dur die vorgenommenen, oben 
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angegebenen Vorkehrungen das phyſiſche Vermoͤgen, über den Stamm 
—— Anderer zu verfügen, und alſo Gewahrſam an dem⸗ 
ſelben, erlangt habe. Darauf koͤnne es nicht ankommen, ob es für Sch. 
noch weiterer anftrengender Arbeit bedurfte, um den Stamm gegen un⸗ 
befugte Angriffe Dritter zu ſchützen und Ey Behufs —— in 
eine andere Lage zu bringen, weil der Begriff der Gewahrſam das 
Verhandenſen derartiger Bedingungen nirgends unterftelle, vielmehr 
nur dad Verhältniß einer Perfon zu einer Sache ausdrüde, vermöge 
beffen fih jene in der Lage befindet, nach ihrem ausfchliehlichen Willen 
mit berfelben zu verfahren, damit zu machen, was ihr beliebe. 

Die mit dem Baume getroffenen Beranftaltungen mußten auch Se- 
den, der diefelben wahrnahm, davon überzeugen, daß ein Dritter die 
Gewahrfam an demjelben nicht allein zu erlangen beftrebt geweſen 
wäre, fonbern auch wirklich erlangt hätte. Das deutlichſte in die Er⸗ 
[derung tretende Mittel hierfür fet die Befeftigung ded Baumes an 
en een gewejen. Denn nur menjölie Hänte fonnten dies 
ausgeführt haben und zu Teinem andern Zwede, als um die gewonnene 
ger aft über den Baum zu bewahren Das Mittel ſei ein dieſem 

e 5 entiprechende8 gewefen, daB es mur wieder durch menjchliche 


Hände hätte eiettigt werden können. Die Angeflagten mußten alfo 
in dem Anbinden ded Stammes an den Weidenbuſch die bereit3 er- 


folgte Apprehenfion des Baumes von Seiten eined “Dritten erfennen. 
Ha ie, wie gejhehen, den Baum nad. Löfung der ihn an bie 
Weide befeitigenden Strählen weggeſoaft und ihn demnächſt zu ihrem 
Gewinn et, jo ſei bie Wegnahme in rechtöwibriger Abficht, 
alfo die Begehung eined Diebitahld nad $. 215. ded Str. G. B. dar- 
gethan. 
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Das Verbrechen gegen das Vermögen vom Stantpunfte und nach ben 

Bedürfniſſen der gegenwärtigen deutſchen Strafgefeßgebung In zufammen- 

- hängenden Monographien dargeftellt von Dr. C. Luſeder, Privafdozenten 

an der Univerfität Leipzig. I. Die Vermögensbeſchädigung. Gr. Oktaw. 
SS. VIH. 200, Leipzig, Veit u. Co. 1867. 


Nach den ftatiftifchen Tabellen ift es unzweifelhaft, daß fich jeßt die Mehr⸗ 
zahl der Verbrechen gegen das Eigenthum richtet, Die Augdehnung inefer 
Verbrechen entipricht der Ausdehnung derimigen Lebenswerhälmmifie, gegen deren 
ruhigen Beſtand fih her. Eigenthumserletzer auflehnt, der Ansehnung ber 
wirtbihaftlichen Verhältniffe eines Volks. Denn wert als bie Kehrjeite der 
georbneten Entwicklung des Staats die Verbrechen gegen den Staat, als Die 
Kehrſeite der auf Heilung gerichteten Thätigkeit tie Verbrechen gegen die Tür- 
verliche Unverſehrtheit betrachtet werden, fo erſcheinen hie Verbrechen gegen das 
Eigenthum als die Kehrfeite der Volkewirthſchaft. Wis Diele in. unferen Tagen 
zu eimem immer reicheren, verwiefelteren und doch geregelten Inhalt aufwächft, 
ebenfo wächft auch die traurige Mannigfaltigkeit der Arten; auf welche ber 
menſchliche Geift büswillig die Erfolge der Wirtbichaft zu zerſtören und ihren 
regelmäßigen Gang zu hemmes ſucht. Diejes weite Feld, auf melden das 
Derbrehen feinen Kampf gegen das Eigenthum fchlägt, ift ein lohnender Ger 
genftand der wiſſenſchaftlichen Unterfuchung. Eine folde hat nit blos an ſich 
großen Werth, fie wird auch für die allgemeinen Lehren des Strafrechts frucht⸗ 
Dringend fein. Wichtiger freilih und von allgemeinerem Interefle jchien bisher 
ſtets dem Laien, aber auch den Bearbeitern des Strafrechts, die Unterfuchung 
über die Motive und den Thatbeftand jener weitere Kreife aufregenden Ber. 
brechen gegen die perjönliche Unverleßtheit und gegen das geficherte Beſtehen 
der menſchlichen Gemeinſchaften. Daß es ſich aber nicht weniger lohnen wirt, 
von einer eingehenden Darjtellung der Eigenthumsverbrechen aus die allgemei- 
nen Prinzipien des Strafrechtd zu beleuchten, daß gerade hier noch manche neue 
Geſichtspunkte auftauchen Tönnen, wird ſchon die Betrachtung des einfachiten 
diefer Verbrechen, der Vermoͤgensbeſchädigung, darthun. 

Das vorliegende Werk bietet den erſten Theil einer Unterſuchung über bas 
zuleßt gebachte Vergehen. Der Berfaffer jchreibt „für die Bebürfniffe der ge 
genwärtigen deutſchen Strafgefeßgebung‘. Daher die Geſchichte dieſes Ber 
brechend nur, fo weit fie zum Verſtändniß des jebigen Rechtzuftandes nöthig, 
behandelt wird. ine kurze Ueberficht über die Kalle, wo das römiſche Recht 
die Vermögensbeſchädigung kriminell beftrafte, eine Unterjuhung, in wie weit 
das deutjche Recht, insbejondere die Karolina und die fpätere gemeine Praris 
Öffentliche Strafe eintreten ließen, die Entwicklung des Verbrechens in ben ein 
zelnen beutjchen Partifulargefeßgebungen feit Ausgang des Mittelalter und im 
der ziemlich jungen Triminaliftifchen Literatur Deutjchlands bildet zu dieſem 
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Zweck bie angemeſſene Ginleitung Abweichend vor der gemöhnlichen Anficht, 
glaubt Lu eder, daß von den älteften Zeiten an das deutſche Recht die DVermö- 
gensbeſchäͤdigung für. kriminell ftrafbar gehalten habe, daß die Karolina mit 
dem Falle des Holzabhauens die Zahl der öffentlich ftrafbaren Fälle nicht ab» 
ſchließen wollte, daß auch die frühere Praris für öffentliche Beitrafung gewejen 
ſei. Freilich find zur Befeftigung diefer Anficht bie ſparſamen Duellenbelege 
nicht ſehr geeignet, überdies fehlt es auch an einer tieferen Begründung, warım 
das deutiche Recht vom jeher jene Tendenz gehabt haben foll, und weshalb pläß- 
lich feit dem Ausgang des Mittelalterd in den mobernen Staaten partikular⸗ 
geſetzlich jene vielfachen Strafbeftimmungen getroffen worden find. 


Die Vermögensbefhäbigung, um auf ben zweiten Theil des vorliegenden 
Buches, „das Delikt jelbit“, überzugehen, ift nach dem Berfaffer diejenige 
techtäwibrige Schädigung fremden Vermögens, welche nit unter ein anderes, 
bejonderd benanntes Delikt fallt”. Geeigneter wäre diefe Definition, wenn vor- 
ber die Behandlung aller übrigen Cigenthumsverbrechen vorbergegangen; denn 
diefem Begriff zufolge ift die Vermögensbefhädigung der Reſt, der nach Abzug 
der andern Mopififationen der Eigenthumsverlegung zurückbleibt und alfo nur 
durch die Betrachtung diefer gefunden werden kann. Die Definition hat alfo 
das Mangelhafte aller negativ abgränzenden Begriffsbeftimmungen. 

Die Unterfuhung über den Snhalt des Delikts beleuchtet dann be» 
jonders die Fragen über Rechtswidrigkeit der Schädigung, über das Objekt des 
Delifts, über die Befchaffenheit der fchädigenden Handlung, über Verſuch und 
Vollendung, über Dolus und Kulpa (88. 7—11). 


Die Schädigung von Vermögen ift ſelbſtverſtündlich bios dann redt3- 
wibrig, wenn fie fremdes Dermögen trifft und dabei nicht durch den Willen 
des Gigenthümers ober bes Staats erlaubt if. Wegen diefer Beichränkung 
auf: „fremde Sachen“, meint Lueder, fei nach unferer pofitiven Geſetzgebung 
ber Eigenthümer nicht zu trafen, wenn er die zum Nießbrauch gegebene Sache 
zerftöre oder die noch nicht percipirten Früchte derſelben vernichte; denn er ver- 
nichte bier blos die „eigene Sache. reilich erklärt er ſich de lege ferenda 
für bie Abänderung dieſes Rechts. ber and, wie die jeßige Geſetzgebung 
liegt, Tamm eine folche Auslegung zweifelhaft ericheinen. Wie, wenn der Eigen- 
thümer, der nicht felbft den Nießbrauch beftellte, den Uſufruktuar in feinem 
Recht beſchaͤdigt, wenn der Gutsherr dem Kolonen den Acker niederitampft; ſoll 
bier ber Derleber der „eignen Sache" ungeftraft bleiben? Man mug fich 
wehl hüten, civilvechtliche Begriffe ohne Kritil auf das Strafrecht zu übertra- 
gen; ed kann am mancher unbeweglichen Suche bes Civilrechts ein Diebitahl 
(ablatio rei mobilis) begangen werden, jo aud an .mander „eignen® Sache 
des Cwilrechts eine kriminell zu beſtrafende Schädigung fremden Eigenthums. 
Im Kriminalrecht kommt es anf den thatſächlichen, dem natürlichen Bewußtſein 
der handelnden Perſonen beiwohnenden Inhalt des Rechts: über die Sade an; 
wenn ein Anderer ein wirkſames, bireftes, aljo nicht durch ben Eigenthümer 
vermittektes Berfügungsreht über die Sache hat, . jo iſt dieſelbe inſ ofern dem 
Eigenthümer nach dem Sinn unſerer Kriminalgeſetze fremd, und eine abſicht⸗ 
liche Zerftärung derſelben zum Zwecke, dem Andern dieſes Recht zu entziehen, 
iſt nicht blos nach der natürlichen Rechtsanſchauung, ſondern auch nach dem 
Geiſt unſerer Geſetze ſtrafbar. Dies bezeugt auch die einmütbige öfterreichijche 
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Praris, in Anſchluß am eine Eutſcheidung des oberften Gerichtehofs (m a. D. 
©. 51). 


Fremde „Sachen“ find nach unferen Geſetzen Gegenſtand bes De- 
li fts; dadurch wird aber, wie der Verfaffer ausführt, die Bermögensbeidhäbi- 
gung nicht duf „Eörperlihe" Objekte beichränkt, fie kann ſich auch auf Gaſe x. 
erftreden; ferner auf Saden von bloßem Affektionsintereſſe; ja ſelbſt Ber- 
mögensrehte follten auf diefelbe Art gefchütt werden, denn aud) dieſe Tönen 
abfichtlich bejchädigt werben, — 3. B. durch Verbreitung ummwahrer Gerüchte, 
Mittheilung fremder Handels- und Gewerbsgeheimniffe, Abhalten Anderer vom 
Bieten bei Verfteigerungen ohne eigennützige Abfiht u. dal. (©. 55 ff. ©. 188) 
— ohne daß eine ſolche Beſchädigung einem andern Verbrechen zugetheilt wer- 
den koͤnnte. 

Aehnlich wie bier beim Objekte der Wirkungskreis der Schädigung ſich 
allmälig erweitert, fo auch bei der Art der ſchädigenden Handlung; in 
abgeftufter Entwiclung führt Lueder aus, in welcher Art die jchädigende Einwir- 
fung von der materielliten Verlegung, corpore corpori datum, bis zur Beein- 
trähtigung von Rechten durch ideelle Handlungen, vielleiht ohne Nachtheil an 
Geldeswerthem, fortichreitet; zugleich Ichnt fi naturgemäß daran eine ausführ- 
liche und feine Kritit über die verfchiedenen in Betreff der jchädigenden Hand» 
lung aufgeftellten Anfihten: die unmittelbare Törperlihe Vernichtung, die bloße 
Beſchädigung einer Sache, die äußerliche Entftellung derjelben ohne Subftang 
verluft, das bloße Entziehen für immer oder nur für einige Zeit, ja ohne Sub 
ftanzverluft und Entziehung, die blos äußerliche Verſchiebung der Beftandtheile 
der Sache, die Vermoͤgensbeſchädigung durch blos negatives Verhalten, ja ohne 
pekuniaͤren Nachtheil für den Verletzten (S. 64—86): fo verfeinern ſich vor 
unfern Augen die Arten der Schadenszufügungen zugleich mit der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Anficht über dieſelben. " 

Die Unterfuchung, inwieweit es bei der Bermögensbeichäbtgung einen Ber- 
{uch gebe, füllt eine Lücke in den bisherigen Behandlungen dieles Delikts aus. 
Befonders behandelt Leber dabei die Frage, ob die geſchehene Beſchädigung 
ala Verſuch der Vermögenszerftörung betrachtet werben Tönne. 

Bei der Behandlung des Dolus und der Kulpa in Bezug auf 
dieſes Delikt weiht der Berfaffer von den meliten Kriminaliften und 
büchern darin ab, daß er auch für fahrläffige Beſchädigung die Möglich 
feit der Beftrafung auf Antrag bes Verletzten fordert nach dem Vorgang ein- 
zelner Gefegbücher, beſonders des braunſchweigiſchen. Diefelbe fol eintreten bei 
fchwerer, an dolus eventualis grenzenber culpa, bei großem Werth oder befon- 
derer Öffentlicher Bedentung der fahrläffig werlegten Objekte; denn bier bedürfe 
das durch. die Rückſichtslofigkeit des Verletzers gefränkte oͤffentliche Rechteberunft- 
fein außer der Civilentſchaäͤdigung noch durch Strafe Genugthuung. Schon der 
Umſtand, daß fo wenige Gejeßbücher biefe Anficht vertveten, erweckt gegen bie 
felbe Mißtrauen. Die Krankung bes öffentlichen Rechtsbewußtfeins wird doch 
meift nur eintreten, wenn bie fahrläffige Vermögensbeichädigung ein gemein- 
gefährliches oder Religionsverbrechen barftellt oder die Verlegung einer beion- 
dern Beruföpflicht enthält. Dann tft fie aber feine Vermögeutbeichäbigung in 
dem bier relevanten Sinne. Sodann ift die herbeigezogene Analogie der Kör- 
perverlegung nicht fehr treffend; denn ganz abgejehen davon, daß die Nichtach- 
tung der menſchlichen Perfon das Rechtsbewußtſein viel mehr verletzt, fo ift auch 


— — — — — — -- 


— (GE CE VER“ SED VE WEN“ VE U dem NEE” VE“ dm © BEE 


— — — — — — — m Tu — — Er — (WE WE CE 
D 


Lileratw. 609 


bei dieſer ein wirklicher Erſatz viel weniger möglich, als bei der Vermögensbe 
Ihädigung. Endlich liegt auch in dem Erſatz des Schadens meilt ſchon hin- 
länglihe Strafe für den Eulyofen Verleger. Denn während der’ böswillig Bes 
jhädigende von der Beſchädigung einen Genug hat (Befriedigung feiner Rad 
gier, Schadenfreude u. dal) und mit dem bloßen Schabenserfag nur diefen 
Genuß bezahlen würde, ohne Strafe zu erleiden, jo liegt die Strafe bes fahr- 
läffigen Schädigers eben in dem Erſatz. 

Das dolos begangene Verbrechen wird in den einzelnen Gejebüchern 
verjchieben behandelt: oft genügt‘ die bloße Abfichtlichkeit zur Strafe, oft werben 
nur einzelne Modifikationen des Dolus: Rachſucht, Bosheit, Muthwillen u. dgl. 
als ftrafbar angeführt. Lueder erflärt ſich gegen Iehtere Behandlungsweiſe, 
weil dadurch viele Kontroverſen hervorgerufen und andere nicht minder ftrafbare 
Dolnsarten ausgefchloffen werden. Gewiß mit Recht; wohl aber Tann man 
Bedenken haben gegen die zur Begründung feiner Anficht beigezogene Behaup- 
tung, der Unterjchied von Bosheit und Muthwillen fei oft nur einer des Gra⸗ 
bes. Uns ſcheint vielmehr dem Gefeßgeber bei der Aufftellung jener drei Haupt 
modififationen des Dolus ein durchgreifender Unterſchied in den Triebfedern vor- 
geſchwebt zu haben: bei der Rachſucht ift das Andenken an die Vergangenheit, 
an das erlittene Mebel, bei dem Muthwillen die Freude fiber die Gegenwart, 
über den Schaden und befjen etwaigen Eindrud an fich, bei der Bosheit der 
Gedanke an ben zukünftigen Augenblid des Geärgertfeins die bei der That 
vorherrihente Stimmung. Aber auch fo würben die gleichen Gründe gegen 
eine derartige Beſchränkung der Abfichtlichkeit ſprechen. 

Am grellften tritt Die Verfchiebenheit der deutſchen Strafgefeßbücher in 
ben Beitimmungen über die Strafe hervor. Bald ift die Größe des Scha- 
dens, bald die Verſchiedenheit des Motive Strafabitufungsgrumb, bald wird von 
demfelben Geſetzbuch bei einigen Arten und Graden ded Verbrechens das Motiv 
als Strafabftufungs-, bei andern als Strafgumeffungsgrund benutzt. Einen 
unerquicklichen Eindruck macht ferner die Fülle abweichender Einzelbeftimmun⸗ 
gen über die Gegenftänbe, deren Beſchädigung eine qualifizirte fein fol. End⸗ 
lich hängt nach manchen Gefegen die Strafe ganz, nach andern zum Theil vom 
Antrag des Beichädigten ab, andere ftrafen ftets won Amtswegen. Sehr mit 
Necht findet Lueder in diefen Abweichungen große Hebelftämde und fein Wunſch 
nach einer. allgemeinen deutſchen Strafgefeßgebung ift begründet genug. 

Wir begnügen und mit vorftehenden Andeutungen, da unjer Zweck nicht 
der war, einen Auszug des borliegenden Werks zu geben, jondern zum Stu⸗ 
dium beffelben anzuregen. in ſolches verdient es, denn ber fließende Stil, die 
Mare, logiſch fortichreitende Entwicklung der Gedanken, treffende Beiſpiele, reich 
liches Verweiſen auf. Quellen ohne unndthigen Prunk fichern ihm den Beifall 
des Gelehrten und praktiſchen Zuriften und machen e8 für den Tünftigen Gefeh- 
geber zu einer brauchbaren Vorarbeit. 

Schenkel. 
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Erlänterungen zu dem Entwnrfe einer allgemeinen Civilprozeß Ord· 
nung für die deutſchen Bundesſtaaten x. Bon W. Winter, Regierungs 
Präfident a. D. Wiesbaden. C. MW. Kreideld Verlag. 1867. Gr. 
Oktav. SS. XVL 292. 


Seder, der fih für die allmähliche Affimilirung der Rechtsinftitutionen der 
neuen Provinzen mit denen der älteren interejjirt, wird gleich dem Referenten 
durch den Erlaß der Verordnung über das Verfahren in Civilprozeſſen vom 
24. Zuni 1867 (Geſ.Samml. ©. 885 ff.) überrajcht geweſen fein und ver 
geblich eine Antwort für die Trage geſucht haben, warum eine ſolche Eile fer 
tens des Juſtizminiſteriums für erforderlich gehalten worden iſt. Die neum 
Provinzen haben durch den gedachten gefegeberifchen Erlaß, mit Ausnahme 
Hannovers, der freien Stadt Frankfurt (und endlich, um vollitändig zu fein 
des vormaligen Ober-Amtöbezirtd Meifenheim und der Enklave Kaulsdorf) eine 
neue, dem altpreußifchen Verfahren vielfach ähnliche Civilprozeß⸗Ordnung erhüb 
ten. Da die Nothwendigkeit einer Reform bed altpreußiſchen Prozeſſes Tängit 
anerfannt worden ift und ſogar feit 1864 der beachtenswerthe Entwurf einer 
neuen Prozekorbnung vorliegt, jo jcheint ed faft, ald ob man damit die von 
und Altländern vielfach lebhaft gewünjchte Reform hätte vertagen wollen, und 
als ob ber ebengedachte Entwurf, nicht minder wie der von der Kommillion 
zu Hannover ausgearbeitete, als ſchätzbares Material für eine ferne Zeit be 
Seite gelegt fein ſollte. Mögen auch dies vwielleiht Erwägungen geweſen ſein, 
welche nebjt den ungünftigen Berichten der meilten Preußijchen Gerichte über 
ben Entwurf von 1864 die jüngft gethanenen Schritte mit hervorgerufen hr 
ben, jo glaubt doch Referent nicht, daß fi) eine Umgeftaltung unſeres altyrew 
ßiſchen Progeffes, welche dann nothwendig auch auf das Rheinland und Har 
nover mit berechnet werden muß, noch lange verfchteben läßt. Abgeſehen von 
allen anderen Gründen, wird dazu bie täglich bei den größeren Gerichten mehr 
und mehr wachſende Gefhäftälaft und die Unmöglichkeit, eine gemügende An 
zahl genügend beſoldeter Richter anzuftellen, drängen, 

Darum hat das vorliegende Werk trog ber neuen Maßnahmen unſeres 
Zuftigminifteriums auch für Preußen an Bedeutung nicht verloren. Daſſelbe 
giebt den Text des von ber in Hannover zufammengetretenen Kommiſſion mut 
gearbeiteten Entwurfs einer allgemeinen Civilprogeß- Orduung für bie beutihen 
Bundesſtaaten. Vorausgeſchickt ift zweckmäßiger Weiſe eine Ueberficht über du 
Zuftandefommen des Entwurfes. Dem Text deffelben find dagegen beigegeben 
Auszüge aus den Kommijfionsprotofollen, welche theild auf die Entſtehung 
theils auf die Bedeutung der einzelnen Paragraphen Licht werfen und das Ber 
ſtändniß berjelben erläutern foßen. Wenn man erwägt, daß die in 17 Hole 
bänden 6724 Seiten umfaffenden gedruckten Protokolle nicht Jedermann zit 
Hand fein können, und es ebenfowenig Jedermanns Sache ift, ſich durch die 
jelben ſelbſtſtändig durchzuarbeiten, jo verdient das Unternehmen des Berfaffer? 
gewiß den Dank aller Suriften, welche für die Reform bes Civilprozeſſes in 
Deutihland Intereſſe hegen. Nur eins hätte berfelbe nicht unterlaffen ſollen. 
Referent hat nirgends eine Verweifung auf die Band» und Seitenzahl der ge 
drucken Protokolle gefunden, fo daß aljo derjenige, welcher einzelne Punkte ge 
nauer vecherchiren will, ber Mühe des eigenen Suchens nicht überhoben iſt. 

Im Zuli 1867. P. Hinſchius. 
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ellung und Wahr ' e in den Prengifchen Schwnrgerichten ıc. 
—* nn für —— un fen 30 * Kr ch. 
er Wr SS. X, 302 


Die vorliegende Schrift behandelt nach einer überfichtlichen Darftellung des 
Hergangs in einer Schwurgerihtd-Verhandlung nad Preußiſchem Kriminal-Ber- 
fahren die Frageſtellung und die Wahrjprüche der Geſchwornen, deren rechtliche 
Natur nach der Praxis der Preußiſchen Gerichte und nach den Verordnungen 
vom 3. Jannar 1849 und vom:-3. Mai 1852 beſprochen wir. Es wird 
namentlih zur Erörterung gezogen, wann, bis wie lange und von went bie 
Hagen zu ftellen ſeien, was Gegenſtand der Fragen fein kann und muß, wie 
weit die Sndivibualifirung und Spezialiſirung in ber Frage gehen barf, ob die 
Horte des Geſetzes und ob Rechtsbegriffe in die Frage aufzunehmen jeien; es 
wird hiernächſt das Verfahren der Geſchwornen bei ihrer Berathung, die Ab- 
fafjung der Antworten und das MoniturBerfahren beſprochen. 

In einem Anhange, der von ©; 179-—297. gebt, werden zu den einzel. 
nen Paragraphen des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs Bemerkungen über die Frage⸗ 
ſtellung mitgeiheil und find hierbei überall die begüglichen Entſcheidungen des 
Dbertribimals, welche ‚die Anficht des hoͤchſten Gerichtähofs über die Form der 
ragen bei den einzelnen Verbrechen enthalten, angeführt und zum Theil kritiſch 
beſprechen. Die Einrichtung der Schrift iſt eine ſolche, daß fie ſich als ein 
äußerft bequemes? Handbuch zum Gebraude für Richter, Staatsanwälte und 
BVertheidiger, die beim Schwurgerichte zu fungiren haben, barbietet, indem fie 
namentlich eine leichte Lieberficht ‚über die Entſcheidungen des Obertribunals 
giebt uud dadurchh oft dazu dienen kann, Formfehler, welche bie Kaſſation des 
AUrthells nach ſich ziehen koͤnnten, zu vermeiden. 

Bon großem Jutereſſe ſind nun aber :audy die eigenen Ausführungen 
Bades Mir können hier ans dem mannichfaltigen Sehalt der Säit nur 
einige: Bunte hewarheben. 

Die · Sengeftellung. hängt unfkreitig hauptfächlich Davon ah, wie man es 
mit her Spaꝛaliſirung und der Aufnahme der Worte des Sejegen in die Frage 


Zad e sagt daraßer (©. 4O):. „Wir Ichen feinen andern Ausweg, als. bie 
ſtrikte Vorſchrift: genem mit Den Worten des Geſetzes ohne jeden Zufa zu 
fra Barum will man nicht Alles, was jebt Zuſatz fein muß, dem freien 
Berftänduig der Geſchwornen nach der Explikation des Prafidenten überlaſſen? 


Dieſem freien Verftändnifte fallen immer unter allen Umftänden, wie man 


auch durch Kragen und Worte eitengen mag, jo viele und fo wichtige Punkte 
anbeim, daß ed uns vorlommt wie ein Handeln mit einem DBerwalter, dem 
man Taufende überläßt, um Grofchen.* 

Ferner ſagt er .(5. 54): ‚Wir finden nach einer- fangen Praxis nicht das 
geringite Bedenken, die Spelalifirung durchaus zu verweifen. Ihr Zweck ift, 
wie wir oben zeigten, Belehrung der Gefchwornen. Das Tantı nur beftreiten, 
wer fie mit ber Individualiſirung durch Spezialia verwechſelt. Nun werden 
die Geſchwornen im Laufe des Prozefſes von allen Seiten ſo gründlich ange⸗ 
redet und belehrt, daß und dieſe letzte ſchriftliche Belehrung ſehr überflüffig er- 
ſcheint. ..... Dann ſteht entgegen, daß man darauf Bedacht zu nehmen 
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bat, die Fragen zu vereinfachen, denn je Tomplizirter und überlabener fie find, 
was durch die Spezialifirung leicht gefchieht, defto weniger find fie den Ge⸗ 
ſchwornen verftändlich,“ 

Die Zahl der zu ftellenden Kragen ſucht Zade, gewiß mit Recht, moͤg⸗ 
Tichft zu beichränfen. Er beruft ſich in diefer Beziehung auf die Autorität Des 
franzöfifchen Großrichters Dubdart, der in feinem Compte rendu über bie 
franzöfiiche Strafprozeß⸗Ordnung von 1810 fagt: 

„Par la rögle d’une question unique vous obtenez d’aprös les m&mes 
principes le mêôme r&sultat mais avec plus de pr&cision et sans er- 
reur — preferable & cet amas inutile et funeste de subtilit&s et de 
formes.* 
Man muß unferes Erachtens dem Verfaſſer unferer Schrift auch darin bei- 
ftimmen, daß er ausführt, es ſei wünſchenswerth, die Frage nach milberaben 
Umftänden ganz abzufchaffen, und es Iafie ſich dies fehr wohl tun, wenn mem 
nur zugleich nach dem Beifpiel des engliichen Rechts die Strafminima bei den 
meiſten Verbrechen bedeutend herabſetzen wollte. 

Dagegen Tönnen wir es nicht für richtig erachten, daß Bade ©. 117. es 
für zuläffig erklärt, dag die Geſchwornen ganze Altenftüde mit in ihr Ber 
thungszimmer nehmen, dem es wiberjpricht dem Begriffe bes mimblichen Ber- 
fahrens, daß die Geſchwornen ihre Webergeugung neben der münblichen Ver⸗ 
Handlung noch aus Aktenſtücken ſchöpfen ſollen. Zacke geht bier unferes Er⸗ 
achtens zu wett in ſeiner auch fonft hervortretenden Abneigung gegen ben For 
malismus, der ſich doch im Kriminal⸗Prozeſſe jo wenig als im Givil-Prozeffe 

ganz entbehren läßt. 
Seit Einführung der Schwurgerichte im Jahre 1849 bat Nichts fo vice 
Schwierigkeiten und Zweifel in dem Verfahren vor den Geſchwornen veranlaft, 
ala gerade die Frageftellung Die Borurtbeile, die noch jet bei praktiſchen 
Zuriften jo vielfach gegen bie Schwurgerichte herrſchen, find zum großen Theile 
zurüczuführen auf Webelftände, die durch mangelhafte — berbeigefühet 
find. Wie oft ift es nicht geſchehen, daß nach langer, grünblicher Vorunter⸗ 
juhung und tagelanger Verhandlung vor den Geſchwornen ein offenbar made» 
riell falſches Verdikt durch ungeſchickte Frageſtellung herbeigeführt wirb, ober 
daß ein materiell wohl begründeter Wahrſpruch wegen eines ſchlecht g 
Ausdrucks in der Frage vom Obertribunal vernichtet iſt! Doch ch —* 
jetzt die Praxis, geſtützt namentlich auf bie Eutſcheidungen bes Obertribunals 
und bie Schriften von Oppenheim, Goldtammer und Anderen, weit befſer 

mit der Frageitellung fertig zu werben, als dies früher der Fall war. 

Wir glauben, daß auch die Zadejche Schrift wohl geeignet ifl, zur 
Aufklärung der Praxis auf dieſem jo ſchwierigen und zugleich fo wichtigen Ge⸗ 
biete beizutragen. 

Sm Suli 1867. 

Stadt- und Kreisgerichtsrath Dr. jur. Silberſchlag 
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Freie Adsokatur. Die erfte Forderung aller Suftizreform in Preußen, von 
—— Gneiſt. Berlin. Verlag von Julius Springer. 1867. 
. 103. 


Sn einer Zeit, in welcher die Juſtizverfafſung und das Prozeßrecht ber 
neuen Provinzen durch eine Reihe unerwartet jchnell erlaffener Verordnungen 
bebufs Annäherung der Rechtszuſtände am die der alten Provinzen theild be 
feitigt, theils modificirt find, ohne daß am die der Reform bedürftige altlämdifche 
Gefeßgebung die beflernde Hand gelegt ift, kommt eine Schrift, wie die vor- 
liegende, des fowohl als Politiler wie auch als Suriften weit bekannten Ver⸗ 
faffers gerabe gelegen, denn fie deckt Ichonungslos die Gebrechen der Zuftände 
in unferen alten Provinzen auf und giebt das nächftliegende Mittel zur Hei- 
lung derſelben an. Wenngleich feinem nur mit geringer Einfidht begabten alt 
landiichen Suriften eine Reihe ber in der Brochüre erwähnten Schäden unjerer 
Juftiz verborgen geblieben find, und jo manches uns Altländern nicht gerade 
Grfreulidhe, aber hinreichend Bekannte erwähnt wird, jo hat die Beine Schrift 
bo) darum gerade eine hervorragende Bebeutung, weil fie die Frage nach ber 
Sreiheit der Advokatur im Zufammenhang mit der Reform der Rechtspflege, 
ferner aber auch im Zuſammenhang mit dem ganzen ftaatlichen und politiichen 
Leben überhaupt behandelt. . Kür bie neuen Propinzear hat fie ein weitered In⸗ 
texeffe infofern, als man dort ans ihr ein Mares und anſchauliches Bild über 
die Zuftände der alten Provinzen gewinnen kann; für eine von dem preußiſchen 
Anwaltsverein zunächſt für feine Mitglieder herausgegebene Zeitichrift, endlich 
verdient fie Beachtung, weil ber Berfaffer ebenfo wie der Verein die freie Advo⸗ 
katur verlangt und im Einzelnen eine Reihe von Forderungen aufftellt, welche 
mit den Beichlüffen des lebten Anwaltstages zu Kaſſel (vgl. ben laufenden 
Jahrgang dieſer Zeitſchrift ©. 421 ff.) im wefentlichen übereinftimmen, wie 
er denn auch ©. 25. ben Beftrebungen bes Dereind feine Anerkennung nicht 
verſagt Bat.') 

Alle diefe Umftände werden es rechtfertigen, wenn ich näher auf den In⸗ 
halt der Gneiftichen Brochüre eingebe. ch Hoffe, dadurch nicht ihre Leltüre 
überflüffig zu machen, fondern im Gegentheil zu derſelben anzureizen. Nach 
drei einleitenden Abfchnitten über die „Aififtenzräthe Friedrich des Großen," „die 
Juſtizkommiſſarien der Allgem. Ger. Ordn.,“ „die Rechtsanwälte nach der Juſtizre⸗ 
form von 1846 — 1849 folgt der beachtenswerthe vierte Abfchnitt: „Die innere Zer- 
rüftung der Perjonalverhältniffe der Zuftiz,” welcher Durch Die Worte eingeleitet 
wird: „Die umvorbergefehene Folge diefer Juſtizreform“ (des Jahres 1849) 
„war eine wollftändige Deplactrung bes Zuftizperfonals, durch welche das Ber 
haltniß der Gerichte zur Staatöverwaltung vollfommen umgewandelt, und bie 
Haupigarantieen der deutſchen Gerichtöverfaffung aufgehoben find.” Zur Gr 
härtung dafür wird mit Recht darauf bingewiefen, dag durch die Aufhebung 
ber Patrimonialgerichte und die Einführung der Staatganwaltſchaft die Zahl 


1) Es Heißt dort: Öfrenwertß tft die im Verlauf der Zeit immer Hihtbareren 
Abftreifung der nächften 8 erefſen, die entſchiedenere Wendung jur freien Advokatur, 
namentlich auch in neueften Verhandlungen vom 7. Zunt 1867. Unfere Üechtd- 
ut die ift aber noch nicht zahl. und einfinßreich genug. um einen wirkſamen Drud 
anf bie Gſehgebung auszuüben. 
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der vom Juſtizminiſter zu beſetzenden Stellen bedeutend gewachſen, und daß ka 
der Aufhebung des Grundſatzes der Beförderung nach dem Dienftalter dieidk 
lediglich in die Hände des Zuftigminifters gelegt je Der indirefte Einfluß 
deffelben wird dadurch vermehrt, daß die Verordnung vom 2. Sanur 1849 
zwar den Namen der Kollegialität weiter durchführt, der Sache nad) aber bai 
Weſen der deutſchen Juſtizkollegien aufhebt und nach franzöftfchem Muſter 
das Syſtem der Kommiſſionen an deren Stelle ſetzt. Das ſtändige Cinzer 
ri'hter - Amt bat ganz aufgehört und ift durch widerrufliche fliegende Kom 
miffarien erjeßt, was die Folge gehabt bat, daß man bie Stellen, wohin ällen, 
erfahrene und durch lange Thätigkeit mit ihrem Bezirke bekannte Richter hinge 
hören, durch die jüngften, am wenigften eingearbeiteten und bald wire 
wechjelnden Beamten zu bejeßen anfing. Bei den Kreiögerichten, ben Ayppells 
tiondgerichten und dem Ober-Tribunal ift die kollegialiſche Selbſtſtändigkeit eher 
falls nur Schein, denn alle dieſe Gerichte löſen fih in einzelne Abtheilunge 
auf, welche unter dem weſentlichſten Einfluß des Suftizminifters gebildet werde, 
und in welchen außerdem auf das Stimmverhältniß noch durch die Ginberufunz 
und Zutheilung von Hülfsarbeitern eingewirft werden Tarın. Wie dunch tiee 
Einrichtungen eine perjönliche Abhängigkeit des gefammten Nichterperfonals um 
der Staatsanwalte von dem Zuftigminifter herbeigeführt wird, fo Tiegt auch niht 
nur die Vergebung der 1350 Rechtsammaltsftellen ia der Hand beifelben, fer 
den es fteht dem Zuftizminifter auch ferner Die beliebige Vermehrung der 
Rechtsanwaltöftellen zu. Mit biefer Organtfation ift ber im konſtitutionela 
Staate dringend erforderlihe Schuß gegenüber etwaigen ungeſetzlichen und ver 
faffungswibrigen Maßnahmen der Verwaltung fo gut wie vollkommen befeitig. 
Die Gerihtshöfe koönnen felbft bei nicht vorhandener direfter Kompetenz übe 
ragen bed öffentlichen Rechts doch mittelbar burch ihre Ausfprüche :über Pre 
vergehen, Widerſtand gegen die Obrigkeit, Verleumbungen ıc. eine wichtige in 
direkte Schranke für die Verwaltung bilden. Hat aber ber ' 
einen ſolchen Einfluß auf die Kompofition ber einzelnen Gerichtsubtheilungen 
wie oben geſchildert, jo fällt diefe Garantie in fich zufammen, ba bei der Aut 
wahl der betreffenden Richter die Stellung berielben zu ten Maßnahmen be 
zeitigen Berwaltung immer entſcheidend fein wird. Ebenſo unwirkſam erweil 
fih unter den obwaltenden Umftänden weiter nad Gneift das zweite konſt⸗ 
tutionelle Schutzmittel, nämlich das, daß die Kammern mit ihren za 
rechtöverftändigen Mitgliedern das Recht der Rüge verfaffungswibriger 
nungen und der Beſchwerde, fogar grunbfäglich der Miniſteranklage haben, wel 
eben jene rechtöverftändigen Mitglieder in ihren perfönlichen Verhältniſſen voe 
der zeitigen Berwaltung abhängig find. 

Das ift die Zeichnung, welhe Gneift in bem gebachten Abſchaitt at 
wirft, und daß fie korrekt ift, wird Jeder, welcher mit unferen Eintichtunge 
und der Gefchichte der Verwaltung unferer Juſtiz feit 1849 vertraut iſt, zu 
geben müflen. u 

Als den „ardhimebifchen Punkt,“ von welchem ans biefe Verhältniffe in di 
rechten Bahnen zurüdzuleiten find, wird ©. 49. die richtige Geftaltung ir 
Advokatur bezeichnet. Diefe wird in den folgenden Ahfchnitten V—IX. erdriet: 
Hund in biefen zugleidh ein darauf bezüglicher Geſehesvorſchlag in feinen einzelne 
Artikeln motivir, Ich fielle ber Ueberſichtlichkeit wegen und behufs ber & 
leihterung einer Vergleihung ber Gneiftihen Vorſchläge mit ‚den Beh 
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des Kaffeler Anwaltstages die in der Schrift zerftreut fich findenden Artikel zu- 
fammen. Ste lauten demnach: 

Art. 1: Die Beitimmung dr A. G. O. Th. DIL Fit. 7. 8. 3., Anh. 
8. 462. unb alle auf bie Beamtenftellung der Rechtsanwalte und Notare ber 
züglichen Borfchriften der Geſetze, Verorbunngen und Regulative werden hier- 
durch aufgehoben. (S.S. 58. der Schrift.) 

Art. 2: Unter Abänderung des 8. 36. der Berorbn. vom 2. Sanuar 1849 
wird die Befugnig zur Ausübung bes Berufes als Rechtsanwalt und Notar 
vom 1. Jannar 186* ab micht mehr durch Ernennung, fondern durch ‚Eintra⸗ 
gung in das Verzeichniß der Rechtsanwalte des Appellationsgerichtes" begrüntet. 

Art. 3: Berechtigt zur Eintragung find: 

a) alle bei Publikation des Gefeges zur Praris als Rechtsanwalt oder Notar 
im Gebiete des Preußiſchen Staats (mit Ausſchluß x.) befugten Per- 
fonen, 

b) alle zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes noch nicht etatsmäßig an⸗ 
geitellten Gerichts - Affefforen, fowie alle künftig ernannten Gerichts- 

“ Affefforen nad) überftandener dritter Prüfung, 

c) alle etatsmäßig angeftellten Richter und Staatsanwalte mit Vorbehalt 
einer vorgängigen ſchriftlichen Anzeige an den Suftizminifter, in einer 
en Regulativ des Mintfters nicht über ſechs Monate feftzuftellenden 

ft, 

d) andere Perfonen in oder ander dem Amte, welche die britte jurtftifche 
Prüfung beitanden, nur mit Genehmigung des Suftizminifters, welcher 
bet der Genehmigung die Bedingung ftellen mag, die Anwaltspraris in 
einem beftimmten Gerichtsbezirke auf einen Zeitraum von höchftens. brei 
Jahren zu übernehmen. 

Art. 4: Die Eintragung in das Verzeichniß erfolgt auf fehriftlichen An- 
tag beim Appellationsgeriht, weldes das Vorhandenſein der gefeglihen Er- 
fordernifſe zu prüfen, und nich Anerkennung derjelben eine fchriftliche Legitima⸗ 
tion darüber nach dem beifolgenden Formular zn ertbeilen bat. 

Art. 5: Die vorftehend bezeichnete Legitimation berechtigt den Inhaber zur 
Praxis bei dem Appellationdgeriht und bei allen Bivil- und Strafgerichten des 
Appellationsgerichtsbezirkes, mit dem Borbehalt, daß durch ein vom Appellationd- 
gerichte beftätigtes Regulativ des Chrenraths die Ausübung der Praris auf ein 
Stadigericht oder Kreisgericht oder einen Kreis beſchränkt werden mag. 

Art. 6: Eine gleichzeitige Eintragung in das Verzeichnig mehrerer Appella- 
ttonsgerichte findet nicht Statt. Jeder Rechtsanwalt oder Notar kann aber 
durch fchriftliche Anzeige an das Appellationsgeriht und Zurüdreichung feiner 
Lepitimation, bie bisherige Stelle nieberiegen und die Cintragung bei einem 
anderen Appellationsgerichte beantragen. (©. 82. 85. ber Schrift.) 

Art. 7: Rechtsamwalte, welche aus einem etatsmäßigen Richteramte in bie 
Rechtsanwaltſchaft übergetreten find, follen berechtigt fein, die Wieberanftellung 
tn einem gleichen Richteramte nah Maßgabe ihres Dienftalter® zu beanspruchen, 
wobei die Zeit ihrer Rechtsanwaltſchaft bei Berechnung des Dienftalterd zur 

fte angerechnet wird. (Art. 7.) 

Diefer Gefeßetvorichlag ftellt fih, ebenfo wie ber in Thale am 13. Mat 
1864 abgehaltene Anwaltstag (vgl. Preußiſche Anwaltszeitung von 1864. 
S. 161 ff.) unter Berwerfung der Beamtenqualität der Rechtsanwälte, welche 
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legtere jchon der Berliner Anwaltsten vom 12. Suni 1862 (ng. Preußiſche 
Anwaltszeitung von 1862. S. 199) aufgehoben wiflen wolkte, auf ten Boden 
der freien Advokatur. Die Gneiftihe Begründung bier wiederzugeben, 
würde zu weit führen, ich will aber nicht unterlaffen, auf Me Bemerkungen 
©. 70 ff. hinzuweiſen, weldhe mit dem Satze eingeleitet werben: „Zu ben Be 
bürfnig des rechtfuchenden Publiftums tritt die für Me Zukunft ebenſo beden 
tungsvolle politische Rücficht, nach welcher die freie Advokatur nichts Geringeres 
bedeutet ald eine Vorbedingung für alle Selbftitändigfeit des Gemeindelebens, 
bes Selfgovernment, des Tonititutionellen Berfaffungslebend im größten Mai 
ftabe.” 

Au darin ftimmt Gneift weiter mit der Auffaffung des Anwaltspereins 
überein (ſ. diefen Jahrgang der Zeitihrif. ©. 423.), daß er als Garantie 
für die Ehreuhaftigkeit des in die Advokatur eintretenden Perjonals die Ablegung 
der höchiten juriftiihen Prüfung verlangt, und daß der juriſtiſch⸗techniſchen Bildung 
der Anwaltichaft die gleiche Fürſorge wie der des Richteramtes gewidmet werben 
fol. (©. 52. 53.) Gewiffe Differenzen beftehen dagegen zwilchen der Gneift- 
ſchen Auffaffung in den Art. 3. zu d., Art. 4. und 5. und den Beichlüffen 
des letzten Anwaltstages. Wozu Gneift im Gegenfat zu denfelben eine Geneh⸗ 
migung des Zuftigminifterd für die im Amte ftehenden nicht richterlichen Be 
amten, welche das letzte Examen beitanden haben, fordert, ijt nicht recht erficht- 
Ih, denn die juriftiihen Kenntniffe Tann der Juſtizminiſter tabei doch nicht 
prüfen und überdied wird beim Mangel derfelben von ſelbſt das Publikum fih 
bald von einem foldhen Anwalt abwenden. Die Prüfung der Erforberniffe durch 
das Appellationsgeriht wird die Regierung den Forderungen des Anwaltstages 
gegenüber, welcher dieſe in bie Hände ber Anwaltskammern gelegt wilfen will, 
ſchwerlich aufgeben, eine Konkurrenz der Anwaltskammer dürfte aber mindeſtens 
gerechtfertigt ſein, damit die Genoſſenſchaft Kunde von der Aufnahme neuer 
Mitglieder erhält und ſelbſt auch ihrerſeits dem neuen Genoſſen das Zeugniß 
ſeiner Qualifikation zu ertheilen, in der Lage iſt. Der Artikel 6 gewährt in 
Verbindung mit dem Artikel 5 der Anwaltſchaft die von dem letzten Anwalts 
tage geforderte Freizügigkeit. Cine Beichränktung, welche vou ber Praris beim 
höchſten Gerichtshof ausſchließt, wie fie ftillichmeigend in dem Gneiftichen 
Gefeßentwurf liegt, läßt jih m. &. nicht mit dem Yrincip der Freiheit ber 
Advolatur vereinigen. Ebenſowenig aber erachte ich den im Art. 5. ausge 
Iprochenen Vorbehalt für gerechtfertigt. Welche Vorausfeßungen das vom Ehren⸗ 
rath zu erlaſſende Regulativ für die Beichräntung der Praris auf ein Krei® 
oder Stabtgeriht auöfprechen fol, ft nicht gefagt und mögen diefe fein wie 
fie wollen, immer wird badurd eine Klaffe voll- und eine andere minder be 
rechtigter Advokaten geichaffen, was zweifellos im Intereſſe der ganzen Genoſſen⸗ 
[haft zu vermeiden tft, und ferner widerſpricht es dem Princip ber Freiheit 
der Advokatur, den einen Genoſſen mehr als den andern in der Ausübung 
ſeiner Befugniſſe einzuengen, denn die Berechtigung der Praxis für den ganzen 
Appellati onsgerichtsbezirk, welche freilich als Regel bingeftellt wird, wird dadurch 
thatfächlich wieder zu einer Sache der Konceſſion gemacht. 
| Auch in anderen Punkten, welche der Geegetborfälng nicht —— ie 

fih in der Gneiſtſchen Mebereinftimmung mit den Anfichten des 
verein; jo ſpricht fih Gneift (S. 91.) ebenfalls für bie Det be ber 
Trennung zwilchen Profuratur (Anwaltichaft) und Advokatur ans, und auch hinſichtlich 
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ber fnbfibikeen Bedentung der Taxordnung (S. 54. 55.) fteht er auf dem- 
felben Standpunkt, wie der Berein. Ebenſo will er die Dieciplin in die 


Hände der Genoffenfchaft gelegt wiſſen. Wenngleich er im Widerſpruch mit 


ven Beichläffen des Amvaltötages der Oberſtaatsanwaltſchaft konkurrirendes An- 
Nagerecht beilegt und ein jokhes als Präwentivmaßregel gegen eine etwaige 
Schlaffheit in der Selbſtdisciplin gerechtfertigt werben kann, fo erſcheint doch 
das Verlangen, daß die Disciplinargewalt nad Regulativen der Anwalt 
ſchaft gehandhabt werbe, welche vom Appellationsgericht beftätigt find, kaum 
praktiſch durchfuͤhrbar, weil ſich eben die Vergehen und Verſtöße gegen die Disci- 
pfin nicht alle in einem Reglement vorjeben laſſen 

Nachdem ich fo die Gneiſtſchen Vorſchlãge in Betreff der Neugeſtaltung 
unſerer Advokatur vorgeführt habe, bleibt mir noch übrig kurz derjenigen Aus 
führungen zu gedenken, welche fich mit dem Nachweiſe befchäftigen, daß die vorhin 
erwähnten Schäben unferer Zuftizetnrichtungen durch die Einführung der freien 
Advokatur zum Theil befeitigt werden. Sie finden fi im 10. Abſchnitt der 
Schrift (©. 95 ff), mit weldhem der achte S. 78 ff. zu verbinden ift. 

Die unhaltbare Stellung der &erichts-Affefjoren, denen man im Intereſſe bes 
Dienftes die Ausfikung ihrer erworbenen Kenntniffe zum eigenen Vortheil beim 
Beginn des blühenden, thatkräftigen Mannesalters unterjagt, hört jebenfalls mit 
Einführung der freien Advokatur auf. Dem Publikum wird eine ‚größere umb 
thätigere Anzahl von juriftiichen Kräften für folche Gebiete wie 3.3. in Kriminal- 
ſachen, Sachen des Sifentlichen, namentlich Verwaltungsrechtes zur Seite ftehen, 
wo die heutige Advokatur nicht ausreicht. Das wichtigfte aber ift, daß ſchon 
durch die Freiheit der Advokatur allein die Unabhängigkeit des Juriſtenſtandes 
in erheblichem Maaße gefichert wird. Nicht mer hört damit das bisher vom 
Zuftizminifter geübte Beſetzungsrecht der zahlreichen Rechtsanmwaltitellen auf, jon- 
dern die Möglichkeit des Rücktritts in die Advokatur giebt auch dem Richter 
und Staatsanwalt einen feften Halt, deſſen er heute entbehrt. Berner wirb 
damit gleichzeitig das Bebenkliche der Verleihung der Anwaltſchaft an ältere Richter 
als Berjorgung und Belohnung fortfallen. Eine nothwendige Verminderung der 
Richterämter mit auskömmlicheren Gehalten als beute ift bet Herftellung und 
ansgedehnterer Kompetenz des Cinzelrichteramtes und bei vermehrter Advokatur 
möglih und dann wird auch der normale fich in den meiſten andern Ländern 
vorfindende Zujtand bet und wieberkehren, daß die Advokatur die Vorſtufe für 
das Richter-Amt bildet. 

Auch darin endlich ftimme ih Gneiſt bei, daß die von ihm vorgeichlagene 
Umgeftaltung der NRechtsanwaltichaft jobald ale möglich ind Werk zu jehen ift. 
Gr jagt darüber ©. 95: „Es wäre ein beſchämender Rückblick für deutſche 
Kammern, fih einmal zu vergegenwärtigen, wie viele dringend nothwendigen, 
erreichbare Ziele durch dieſes Sagen nach allgemeinen Maafregein verfehlt und 
verfäumt find. Die politifche Freiheit befteht in einer ftetigen Thätigkeit zur 
Verbeſſerung des Staates durch eine flüfjfige Reihe von Geſetzesakten, nicht aber 
in Kodififationen und perfekten Berfaffungen, nach welden bann die Hände 
in den Schooß gelegt werben follen. Die Berweifung auf die „allgemeine* 
Reform tft nur der Borwand der Energielofigleit, oft die Handhabe des böjen 
Willens. Auch für eine Eodificirte Anwaltsordnung werden die eigentlichen 
Erfahrungen erft in der freien Advokatur gefammelt; erft die freie Advokatur 
wird durch ihr intelleftwelles und numeriſches Gewicht die Kraft befigen, nicht 
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blos BVorftellungen an den Chef ber Zuftiz zu beichliefen, ſondern ihre nel. 
wendige Torporative Ordnung durchzuſetzen.“ 

So viel zur Charaktertfirung ber Gneiftichen Schrift. Die Anhänge 
ber freien Advokatur werben durch diefelbe nur in ihrer Ueberzengung mehr be 
feftigt werden, und es fteht zu hoffen, daß auch bie Gegner, deren es ſowohl 
in den alten Provinzen, wie der Verein dur den Austritt einer Reihe von 
Mitgliedern nad) dem Beichluß über die freie Advokatur an fich ſelbſt erfahren 
bat, als auch in den neuen Provinzen eine ganze Anzahl giebt, zum Xhel 
in das andere Lager übergeführt werben. Sreilich wird gegen die letzte Gneiſtjche 
Forderung der Einwand erhoben werden, dag augenblicklich die Einführung de 
freien Advokatur kaum gehofft werben kann. -Mag das auch wirklich richtig 
fein, fo iſt e8 michtöbeftoweniger unpolitifch, die Hände ruhig im den Schoeh 
zu legen. Man bereite nah dem Vorbild der praktiſchen Engländer vunh 
wiederholted Beiprechen und wiederholtes Agitiren für die als nothwendig er 
fannte Reform den Boden vor; man wird dadurch nicht nur die Sicherheit a- 
langen, daß die Reform beim erften geeigneten Zeitpunkt ins Werk gejeßt wirt 
jondern auch diefen ſogar fchneller herbeiführen. Bor allen Dingen it aa 
dazu — was jeitens des Vereins oft genug ausgeſprochen ift — nötbig, dej 
fi) die preußifche Advokatur mehr als bisher rührt. Möge der neue Mahunf 
in der vorliegenden Schrift nicht wie mancher andere, fo gut wie ſpurlos m 
einem Theile unjerer Anwaltſchaft vorübergehen! 

Paul Hinſchius. 


ol 


— 





Verein und Angelegenheiten der Preußischen 
Rechtsanwälte, 





18. Mittheilung über den jiebenten Anwaltstag bes Anwalt3- 
Pereins für Bayern. 


Unter dem Vorſitze feines Obmanns Rechtsanwalts Kreitmair bat ber 
bairiſche Anmaltsverein am 2. Zunt d. % zu Bamberg feinen fiebenten An- 
waltötag, an dem fi 68 Mitglieder beteiligt, abgehalten. 

Nah ten in der Bereingzeitfchrift Nr. 12—14. bisher gegebenen Mit 
theilungen hielt Rechtsanwalt Dr. Henle aus Münden einen Bortrag über 
einige in der Juſtizgeſetzgebung und Praxis, namentlih im Vollſtreckungsver⸗ 
fahren fühlbare Mißſtände. In Anſchluß an dieſen Vortrag entichieb ſich die 
Majorität für „die Schaffung eines Kaffationshofes auch im Vollſtreckungsver⸗ 
fahren, die Schaffung bejonderer, in ihrem Wirkungskreis jelbftftändiger Exeku⸗ 
tionsorgane, Die Anweijung beftimmter Bezirke für diefelben, die Allgemeinheit 
des Vollſtreckungsverfahrens unter Aufhebung ber deffen Energie und Gleich» 
mäßigfeit beeinträchtigenden Beichränfungen, die Schaffung von Bewahrungs- 
erten für gepfändete Sachen, namentlich in größeren Städten, die Nichtfälligfeit 
ungefünbeter oder unkündbarer Hypothelen durch den Eintritt einer Partikular- 
Grefution, bie Wirkung der Sperre des Hypothefenfoliums nah 8. 73. bes 
Hypotheken⸗Geſetzes Tediglih gegen den Kridar, nicht gegen die Gläubiger, bie 
Beſchränkung der aus dem Hppothenobjekte vor den Hypotheken zur Befriedi- 
gung gelangenden bevorzugten Forderungen, die Ausdehnung des 8.73. der Prozeß 
novelle vom 17. November 1837 auf Privatgehalte” Weber die Frage nad 
Beibehaltung des Perjonal-Arreftes mußte die Diöfuffton und Berathung wegen 
dorgefchrittener Zeit vertagt werden. 

Bon weiterem allgemeinen Sntereffe war ferner der Vortrag ded Rechts 
amwalte® Dr. von Gutermann aus Augdburg und die, fih daran an 
[liegende Diskuffion. Der Vortrag betraf die bisherigen Mipftände in ber 
Advokatur, jowie die Mittel, denjelben im Intereſſe der Würde des Anwalts⸗ 
jtandes vorzubeugen. Näheres über den Inhalt des Vortrages ift in den bis— 
herigen Berichten nicht angegeben, aber der fpätere Abdruck deffelben verheißen 
und werden wir vielleicht jpäter Gelegenheit haben, dann noch einmal darauf zurüd- 
zufommen. An den Vortrag hatte der Anwaltsrath den Antrag gereiht, in 
einer Borftellung an beide Kammern des Landtages um Felthaltung an dem 
Beichluffe des Gefeßgebungsansfchuffes der Kammer der Abgeordneten über die 
gefegliche Erlaffung der Anwaltsordnung zu bitten, ferner in einer Denkſchrift 
an das Juſtizminiſterium dem neu ernannt werdenden Borftande dieſes Miniftertums 
die Beichwerden und Münfche des Anwaltsftandes im Sinne des Neferates und 
2er etwa dazu zu beichliefenden Modifikationen darzulegen und um Berückſichti⸗ 
gung bei Vorlage des Entwurfes einer Anwaltsordnung zu erfuchen. Diefer An- 
trag ift angenommen worden. Im Laufe der Diskuffion und aus Anlaß der- 
jelben wurde auch ein Ausſpruch des Anwaltsvereins über die Freigabe ber 
Advokatur beantragt, die Herbeiführung eines jolchen aber, als nicht zur Rage: 
ordnung gehörig, und zu ſpät angemeldet, auch ferner als nicht gemügend vor⸗ 
Bereitet von der Hand gewiefen. 


Miscellen. 


2. Meberficht über die Juſtizgeſetzgebung in den. neuen Provinzen. 
Bom Profeflor Dr. Paul Hinſchius. 


Die ber Krone Bis zum 1. Oktober d. 3. für die neuen Provinzen ein 
geraumte Berordnungdgewalt tft für das Gebiet des Juſtizminiſteriums in reihen 
Maaße ausgeübt worden. Wenn man die Reihe der bis jet erlaffenen Ver 
ordnungen überblicht, fo drängt fi fofort die Wahrnehmung auf, daß man ka 
Rechtszuſtand der neuen Provinzen denen des Altlandes zu affimifiren be 
ftrebt gewefen, aber leider dabei eine Reihe von unbefriedigenden altländiſchen 
Einrichtungen nicht nur nicht verbeffert, fondern auch auf die neuen Provinzen 
übertragen bat. 

Die Redaktion hat es fi) angelegen fein laſſen, Beſprechungen bes Ber 
hältniffes der wichtigften dieſer Verordnungen, weldhe in einzelnen Previnen, 
wie befannt, nicht freudig aufgenommen find, und ihres Verhältniffes zu bem 
bisher befeitigten Recht herbeizuführen und hofft bereits im nächſten Heft ter 
artige Mittheilungen bringen zu können. Schon in diefem Heft damit zu fe 
ginnen war unmöglich, da gerade die am meijten einfchneibenden Verordnungen, 
wie die über die Zujtiz - Organifation und das Givil- und Strafverfahren in 
ben neuen Provinzen erft vom Monat Juli ab publicirt worden find, u 
man kann wohl fagen, im Allgemeinen fowohl dort wie auch im Altlande über 
raſcht haben. 

Ich will mi) daher begnügen für diefes Heft eine Meberficht über die I 
diefem Zahre!) publicirten Verorbnungen zu geben, welche die Gerichtsorgamilahen 
das Strafrecht, den Strafprozeß, das Civilrecht, den Civilprozeß, ſowie Pr 
damit in engerer Verbindung ftehenden äffentlic) rechtlichen Berhältniffe betreffen 
und hr zu einzelnen einige fih von ſelbſt aufbrängende Tritifche Bemerkung 
zu machen. 

Unter den bie Gerichtdorganifation berührenden Verordnungen if 
vor Allem zu erwähnen die Verordnung betreffend die Errichtung eine! 
oberften Gerichtshofes für die durch das Geſetz vom 30. September 1866 
und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866 der Preußiſchen Monardit 
einverleibten Zandestheile mit Ausnahme des Gebietes ber freien Stadt Franb 
furt, des vormaligen Oberamtsbezirks Meifenheim und der Euflave Kault 
dorf?) vom 27. Suni 1867 (Geſ.Samml. ©. 1103). 


1) Die noch im vorigen Fahre enen find zuſanmengeftellt in dem Hu 
von R. Koch, Ser 3 der Zeitichrift von dieſem —A ©. 231. 232. Dort nd 
fchon der Verordn. vom 29. Sanuar 1867 (Gef.-Samml. ©. 139.) über die Publ Ne 
der Gefeße in ben durch das Gefek vom 24. Dezember 1866 einverleibten Ean 

elle ©. 5. Shtehnig Solten und ben van Baier pe ſowi⸗ —3— 

oßherzo eſſiſchen Gebietstheilen nebft ber en · Homb 

— Gebiete iſt das Ober⸗Tribunal —38 g Y Brantfurt A 
vergleichen bie Verorbnungen vom 12. Dezember 1866 (Geſ. Samml, 1560. ©. 
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M. & Ing eine zwingende Nothwendigkeit zur Errichtung des munm 
feit dem 1. Dezember d. 3. bier in Berlin in Funktion —* neuen Der 
Appellstionsgerihtes nicht vor. Der Vorſchrift bes Art. 92. der Verfaffungs- 
Urkunde, welche mit dem 1. Oftober d. 3. in ben neuen Sandestheilen in Kraft 
tritt, iſt jetzt ebenfowenig genügt, wie wenn man vorläufig noch die Ober- 
Appellatiousgerichte zu Selle, Kafjel, Wiesbaden und Kiel in ihren big 
berigen Funktionen haätte beitehen Iaffen, und daß die Einrichtung dieſes oberften 
Gerichtshofes die im $. 1. der Verordnung in Ausficht gejtellte Vereinigung 
mit dem. Ober - Zribunal erleichtert, möchte ebenfalls nicht behauptet werben 
Fönnen, ba die Abgabe der bei ben gedachten vier höchſten Gerichtshöfen ſchweben⸗ 
deu Sachen an das Ober⸗Tribunal einfacher gewejen wäre, als an ein erft neu zu 
grünbendes und bemnächft wieder zu beſeitigendes zweites Gericht dritter Suftanz. 
Hat man doch jenen Meg jelbit bereits in der Verorbnung (8. 2. Nr. 11.) 
Hinfichtlih der Staatsverbrechen eingefchlagen, für welche nicht das neue Ober 
Appellationsgeriht, jondern das Ober » Tribunal ſchon jeßt die höchſte Inſtanz 
jein fol. Was Aber das wichtigfte ift, der innere Rechtfertigungsgrund, welcher 
für die Ausdehnung der Kompetenz des Ober-Tribunald über das ganze nun 
mebrige Gebiet des Preußiſchen Stantes geſprochen Hätte, nämlich die Herbei- 
ührung der Rechtseinheit auf ben Gebieten bes Strafrechtes, des Handels- und 
echſelrechtes, eines Zieles, vor welchem ſich die Doch jet mehr ober minker 
berintnächtigten Sutereffen der neuen Provinzen hätten beugen müflen, kann für 
bie neue Maßnahme nicht geltend gemacht werben; ficherlich werben divergirende 
GEntſcheidungen der beihen hoͤchſten Gerichtshoͤfe nicht ausbleiben, und wir 
werden vielleicht das das Rechtsbewußtjein verwirrende Schaufpiel erleben, dag Hand⸗ 
lungen, welche der eine Gerichtöhof in einer Provinz für ftraflos erachtet, von 
dem andern in ber anderen für ftraffällig erklärt werben. Nicht einmal die 
Rechtfertigung hat die Errichtung des neuen Ober-Appellationdgerichtes für ſich, 
daß unter ihm die Länder bes gemeinen Rechts vereinigt find; der Bezirk bes 
Appellationsgerichtes Greifswald unb des Juſtizſenates Ehrenbreitftein 
tft dem Ober-Zribunal nicht nur verblieben, jondern man bat auch diefem noch 
Das neu erworbene Gebiet von Frankfurt a. M. zugemieien. 
Auch daran muß enblih erinnert werben, daß gewiffe Garantien, welche 
die aufgehobenen Gerichte für bie richterliche Unabhängigkeit darboten, nicht auf 
neuen Gerichtshof übertragen worben find, Es mag hier blos barauf auf 
merkſam gemacht werden, baß der $. 7. der Verordnung die vorübergehende 
Oinberufung von Hülfsrichtern zur Vertretung behinderter Mitglieder oder bei 
ungewöhnlicher Häufung der Gelhäfte durch den Suftizminifter zuläßt, während 
nach dem kurheſſiſchen Gefek vom 28. Oktober 1863. $. 22. eine Ergänzung 
des Dber-Appellationdgerichtes zu Kaſſel durch nicht förmlich ernannte Räthe 
für unzuläffig erflärt war (vgl. Endemann in diefem Sahrgang der Zeit- 
ſchrift. S. 40. 41.) und beim Ober-Appellationsgericht zu Celle bei augen. 
blicklicher Geſchaͤftshaͤufung eines Civilſenats ebenfalls Teine Hülfsrichter einbe- 
rufen, fondern einzelne Sachen ben anderen Senaten, als Givilbülfsfenaten, 
burh das Präſidium zugetheilt wurden. Berg. 3. M. BL von 1806 
S. 386.) 


med über Metjenheim und Kaufsdorf findet ſich im Berlauf der Neberficht das 
ge erkt. 
Zeitihr. f. Befepgebung m. Mechiöpflege. I sy 
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An Anſchluß an die eben beſprochene Verordnung iſt weiter zu erwähnen 
die Berordnung, betreffend die veränderte Organifatton bes Ober-Appel- 
Iattonsgerichtes zu Gelle vom 17. Auguft 1867 (Ge.-Samml. ©. 1358.), 
welches daburch zum Range eines Appellationsgerichtes herabgedrückt und defſen 
- Strafjenat aufgehoben ift, weil deſſen Funktionen, ebenſo wie bie bes früheren 
Kaffationsfenates nach 8. 2. Nr. I. 1. der erfterwähnten Verordnung auf das nen- 
errichtete Ober⸗Appellationsgericht übergegangen fine. 

Bon allgemeiner Bebentung find ferner bie beiden Verordnungen vom 
8. Februar 1867 und vom 23. Mat 1867 (Geſ.⸗Samml. S. 209. und 703.) 
betreffend die Anftellung der Juſtizbeamten (aus den alten Provinzen) 
in den neuerworbenen Xandestheilen?) ımd betreffend bie Einführung 
des Geſetzes vom 25. April 1853 in bie meuerworbenen Landestheile, d. 5 
die Konftituirung bes Kammergerihts als Staatsgerichtshofes 
auch Für die neuen Provinzen, während wohl jeber die Befeitigung diefer Ein- 
richtung für das Altland gewünſcht hätte, 

Die mit dem 1. September d. 3. in Kraft getretenen Verordnungen vom 
26. Suni 1867 (Geſ.Samml. S. 1073.) über die Trennung der Recht— 
pflege von der Berwaltung, bie Aufhebung bes erimirten Gerichts— 
ftande3,fowie über die Gerichtsverfaſſung in den Herzogthümern 
Schleswig und Holftein,*) von demſelben Tage (Geſ.Samml. S. 1085.) über 
die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Kurfürſtenthum Hefſen 
und den vormals Koniglich Bayeriſchen Gebietstheilens) mit Aus 
nahme der Enklave Kaulsborf,6) und von demfelben Lage (Gej.-Saminl. ©. 1094.) 
überdie Gerichtöverfaffunginbempormaligen Herzogthun Naffan 
und den vormals Großherzoglich Heffifhen Gebietstheilen?) mit Ane- 


Entwurf, betreffend die Anftellung der Juftizbeamten ber neuerworbenen 

in den alten Provinzen bat befunntlich nicht die Genehmigung bes Haufes ber 
ordneten erhalten. Die Gründe Berwerfung und bie weiteren Maßnahm 
Suftizminifterlumd brauchen bier nicht beiprochen zu werben. 

9) Hierzu ift noch zu erwähnen die Verordnung, betreffend die Suftizperwal«- 
tung innerhalb der ——— Holftein und —— vom 28. Se 1867 
Ge. ⸗Samml. ©. 140.), welche die Dberaufficht Über das Zuftizweien dem Suftig 
minffter überträgt. 

5) Die Erlaffe vom 22. Dezember 1866 (Gej.-Samml. 1867. ©. 6.), vom 6. Mui 
1867 (Geſ.Samml. ©. 699.) und 8. Juli 1867 (Geſ. Samml. ©. 1164.) n Be 
ftimmungen über die Zuweifung einzelner Drte an beftimmte damals noch be 
turbefflfche Dbergeriöhte und führen für einzelne Verhältnifſe das in ten Bez ber- 
jelben geltende Hecht ein. 

PN Diefe Enklave iſt burd) Berordnung vom 22. Mai 1867 (Geſ.Samml. S. 729) 
bem Departement bes Yppe ationsgerichtes zu —— in&befondere dem Be 


*) Ein von der Regierun dem Sa Anfangs dieſes Jahres vorgelegter * 
en 


zirke des Kreisgerichtes zu Erfurt einverleibt und ſind dieſelbe Verordnung dert 
alle Beſtimmungen, welche im Kreiſe Ziegenrück bes egierungebegirtca Erfurt 
Geſetzeskraft haben, eingeführt worden. Daraus erffärt auch, a Dber- Tri. 
Bunal, nicht das Ober-Appellattondgericht in höchſter Inftanz zuftänbig ift. 

2 Für diefe Gebietstheile Ift noch auf den Erlaß vom 5. November 1866, ie 
see Die Organifation der Juftizpflege in den von dem —— Don 

Hefien und het Rhein abgetretenen Theilen der Provinz —S —— 

1867. S. 490. und für Hefſen-⸗Homburg auf ben Erlaß vom 1. £ 1897 
Geſ.⸗Samml. S. 495.) hinzuwelfen. 


— — — — gpame — — — — — 


Miscellen. 623 


{lu .des Ober⸗Amisbezirkes Meijenheim) ſetzen im wejentlichen die Gerichts- 
einrichtungen ber betreffenden neuen Provinzen auf altpreußiihen Fuß, behalten 
aber, — womit man ſich einverſtanden erklären wird, — die Fisherigen jtändigen 
Eingelrichter als fogenannte Amtsrichter (und zwar mit Kompetenz bis 100 Thlr. 
und mit dem je an bie kollegialiſchen Gerichte erfter Inſtanz, bie Kreis 
gerichte) umter Berwerfung ber altländiichen Einrichtung der abdetachirten Kreis 
gerihts-Rommifjionen bei. Die Erhebung ber Gerichtskoſten und der Ge- 
bühren ber Notare und Rechtsanwälte in den gedachten Landestheilen 
‚ift durch drei Verordnungen vom 30. Auguft 1867 (Gej.-Summl. ©, 1369. 
©. 1385. ©. 1399.) geregelt. on 

Für das ehemalige Königrei) Hannover, deſſen Gerichtsorganiſation 
man nicht berührt hat, ift nur der Vollitändigkeit wegen ber Erlaß vom 
2, Sanur 1867, betreffend die Mebertragung der von dem damaligen Ober- 
Hofmarjhall-Amte zu Hannover bisher ausgeübten freiwilligen Ge- 
xihtöbarkeit auf die ordentlihen Gerichte (Gei.- Samml, ©. 31.), 
der Erlaß vom 8. April betreffend Veränderungen in den Bezirken einiger 
unteren DVerwaltungsbehörben und Amtsgerichte im Gebiete des vormaligen 
Königreihd Hannover (Gef.- Samml. ©. 730.) und die Verordnung betreffend 
die Ausbehnung der Zuftändigkeit der Obergerichte auf die Erledigung nicht 
‚progeffualijcher Rechtsangelegeuheiten vom 4. September 1867 (Gef. - Samml. 
©. 1444.) zu erwähnen, * Frankfurt a. M. dagegen hervorzuheben der 
Erlaß vom 4. Februar 1867 betreffend die Einrihtung und Zuſtändig— 
keit des Stadtamtes zu Frankfurt a. M.0) (Gej-Samml. ©. 516). 

Was das Strafrecht anlangt, jo iſt durch Verorbnung, betreffend das 
Strafredt. und das Strafverfahren in ben dund das Geſetz vom 20. Sep 
tember 1866 und die beiden Geſetze vom 24. Dezeniber 1866 mit der Mo- 
narchie vereinigten Yanbeötheilen, mit Ausnahme des vormaligen Oberamtsbezirks 
Meifenheim und. ber Enklave Kaulsborf, vom 25. Zuni 1867 (Geſ. Samml. 
©.. 921.) da8 Preußiſche Strafgejeß nah dem Text der in Gemäßheit 
„bes Erlafſes vom 14. Juni 1859 veranftalteten dritten amtlichen Ausgabe 
nebft einer Reihe, namentlich neuerer, neben bemfelben geltenden altländifchen 
Geſetze,o) mit Gefeßeskraft vom 1. September d. 3. ab, eingeführt, womit 

‚Raflau..die bereits aufgehobene Todesſtrafe wiedererhalten hat.!!) 





10) Weber die Beftrafung von Zolldefraubationen und dad Verfahren in folchen 

nungen vom 29. Juni 1867 (Gef. ⸗Samml. ©. 1265. 
1268. 1270.) in ver leichen. . 
_, IN Die dd I ber Derorbmung für Frankfurt a. M. allein ausgefpro ene 
— — des driften ils iſt erfolgt in Hinblick auf die Verordnung betreffend 
Die‘ nführung der beiden erſten Theile bes Strafgefeßbuched für Die Iren hen 
Staaten und des Geſetzes vom 25. April 1853 betreffend die Kompetenz des Kammer- 
—*8 zur Unterfuhun und Entſcheidung wegen der Staatöverbrechen und dad da⸗ 
S beobachtende Verfahren im Gebiet Der ehemaligen freien Stadt Frankfurt vom 
12. Dezember 1866. (Geſ.Samml. S.787) 


li 
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Diefelbe Verorbnung publtirt eine neue Strafprogeß-DOrbnung für 
die gedachten Landestheile, gleichfalls mit Geſetzeskraft vom 1. September d. J 
ab,12) welche auch im wefentlichen altprenfifches Recht wiebergiebt und leibe 
feine erheblichen Verbefferungen besjelben, mit Ausnahme der Ausdehnung bei 
in Hannover bewährten Suftitutes der Schöffen in Polizeiſachen aufzuweiſen 
bat. In Verbindung damit fteht die Verordnung betreffend den Anfag ber 
Serihtstoften und der Gebühren der Rechtsanwälte in Straf 
ſachen in demjenigen Landestheilen, für welche bie Strafprozeß⸗Ordnung vom 
25. Sum 1867 erlaffen fit, vom 30. Auguft 1867 (Geſ. Samml. ©. 1412.)'?) 

Der Civilprozeß ift ebenfalls dem altpreußiichen nach bene Mufter ber 
früher im Sabre 1849 für ben Greifswalder und Chrenbreitfteiner Bezirk 
erlaffenen Verordnungen angenäbert durch die Verovrdnung Aber das Ber 
fahren in Givilprozeffen für bie durch das Geleh vom 20. September 
1866 ımb bie beiben Gejeße vom 24. Dezember 1866 der Preußiſchen Re 
narchie einverleibten &mdestheile, mit Ausnahme des Gebietes des vormalige 
Königreich Hannover, fowie der vormaligen freien Stabt Frankfurt, bes vor 
maligen Oberamtöbezirts Meifenheim und der Enklave Kaulsborf, vom 24. Imi 
1867 (Geſ.Samml. ©. 885.). 

Eine gewiſſe Einheit ift freilich durch bie eben angeführten, zahlreichen 
Verordnungen für das jetzige ganze Gebiet ımferes Vaterlandes bergeftellt. Urcber 
die Gründe, weshalb man ſich jo beeilt Bat, eine ganze Reihe wirhtiger Ber 
hältniſſe noch vor dem 1. Oktober d. 3. auf dem Verordnungswege zu 
bier Vermuthungen anfzuftellen, tft nicht der Drt, denn jene Gründe feinen 
wefentlich rein politifcher Natur gewefen zu fein. Betrachtet man aber hie Sa 
jage rein vom fuftiz-politifchen Standpunki, dann fucht man vergebene mad 
einer Aufflärung dafür, warım man fo ſchnell bie früheren Rechtszuftände ie 
feitigt und eine Reihe von altlänbifchen Normen in den neuen Provinzen er 
geführt hat, welche jelbft und ſchon nicht erft jet kurzer Zeit von uns afflie 
biichen Suriften als micht mehr zweckeniſprechend anerkannt find, Die Being 
niß, daß dadurch wünfdenswerthe Reformen auch des altlänbifchen Rechtet i 
weite Ferne gefhoben find, tft allerdings werigftene für das Gebiet bee Ent 
prozeſſes durch die Nachricht, es folle, dem morbdeutichen Reichstage eine ir 
meine Civilptozeß⸗Ordnung vorgelegt werden, zum Theil, — nicht allo } 
für das wichtige Gebiet des Strafprozeſſes — befeitigt. Wenn man bie eraflt 
Abficht Hat, dergleichen Reformen euergiſch anzugreifen, dann tritt aber bie Gr 
hervor: warum muthet man ben neuen Provinzen zu, jet eine fo bebenlen⸗ 
Umwälzung ihres Rechtözuftandes durchzumachen, um bald wieder eine weil 
zu erleiden ? 

Auch das Civilrecht ber einzelnen nenen Provinzen iſt durch eine Ari 
von Verordnungen modifizirt worden. ver 

Zuerft ift bier aufzuführen die Verordnung über bie nertragsmäntge! 


12) Frankfurt a M. tft n erwähnen ‘die frühere Berordau Kr 
treffend — der Fr Pe 11. Dat 1867 (OS Ei 
12) Hierbei Tann weiter aufmerkſam gemacht werben anf den E vom * er 
1867, betreffen das Verſahren in den duch die Gefege vom 20. September n 
24. Dezember 1866 der Monarchie einverleibten Lanbeöthetfen bei —J — 
Eder Behörden auf Auslieferung verfolgter Perfonen (OA. 


> — — — 


Hanan bes: ehemaligen 


Zinfen in den neu erworbenen Lanbeötheilm som 18. Män 1867 (Gef. 
San. S. 387.), welche and fir biefe die Wuchergeſetze (Hypotheken⸗Dar⸗ 
lehen ausgenommen) bejeitigt, ferner bie Derorbmung betreffend das Müny 
weſen in den neu erworbenen Landestheilen vom 24. Angnft 1867 (Gef. 
Samml. ©. 1427.), bie infofern and von civilrechtlicher Bedeutung ift, als fie 
in den 88 4— 6. Beitimmungen über die Annahme von Zahlungen in den 
bisherigen Muͤnzſorten und dem frühern Papiergeld der neuen Lanbestheile trifft 
and bie für das Allland ergangenen Vorſchriften über die Kaſſenanweiſungen 
anf die nenen Provinzen ausdehnt. 

Zunft auf "Hannover und demnächſt auf Kurhefſen, Raifan, 
Frankfurt und bie durch Geſetz vom 24. Dezember 1866 einverleibten Lan⸗ 
destheile, mit Ausnahme von Kaulsdorf und Meifenheim, ift die Wirkſamkeit des 
Geſetzes über die privatrehtlihe Stellung der Erwerbs und Wirth— 
Tnafisgenoifeniäuften vom 27. März 1867 (Gef.-Samml. ©. 501.) durch 

die Verorbnungen vom 12. Juli 1867 (Gef.-Samml ©. 1189.) und vom 
12. Augft 1867 (Gef.-Samml S. 1449.) ausgedehnt. 

Berner ift bier aufzuführen die Derordnung, betreffend bie Außer und 
Bieberintonrsfegüäng, fowie Umſchreibung ber Papiere auf ben Inha- 
ber für die mit der Preußiſchen Monarchie veretirigten Landestheile, vom 16. Anguft 
1867 (Gel.-Sanml. ©. 1457.); der Erlaß vom 28. Auguſt 1867, betreffend Sie 
geihäftliche Behandlung der ans ben Gebieten des vormaligen Herzogthums 
Naſſau, der vormaligen freien Stadt Frankfurt a. M. und der vormals 
Großherzoglich heififchen Landestheile eingehenden Geſuche um Legitimation 
außerehelich erzeugter Kinder, fowie der aus bem Gebiete der freien Stabt 
Frankfurt a M. eingehenden Geſuche um Großjährigkeitserflärung md 


um Arrogationen. 


Für Hannover ift noch zu erwähnen die Bekanntmachung, betreffend 
Die Ausführung des Hannovrerſchen Geſetzes über das Pfandre t and die 


‚Befriedigung der Gläubiger im Konkurfe, vom 14. Dezember 1864 


Gannoverſche Geſ.Samml. ©. 556.), vom 29. März 1867 (Geſ.Samml. 


©. 400.) und die Verotduung, betreffend bie Aufhebung bes 8. 27. Ziffer 2. 


der Königl. Hannoverjchen Berordnung vom 9. Mat 1823 über bie bäner- 
lichen Berbäftniffe in ber nieberen Graffchaft Fingen, tom 1. Sum 1867 
(Gef. Samml. ©. 841.). 

Kurheſſen berühren die Verordnungen, betreffend bie Aufhebung ber bier 
beftehenden Beichräntungen des Handels mit Feldfrüchten vom 24. 


nsar 1867 (Geſ.Samml. S. 206.), betreffend die Abldfung der Serie 


Inten, die Theilung der Gemeinfhaften und bie Zufammenlegung 


der Grundfiüde vom 13. Mai 1867 Geſ. Samml. ©. 716.)'!%) und 


betreffent bie Aufhebung bes Güterſchluſſes in ten Provinzen Fulda und 

£} rfürftentkums Heffen und bie Kurheſſiſche Verord⸗ 
nung vom 4. Mai 1858 zur Verhütung gemeinfchäblicher Handelsſpekulationen 
mit Grundeigenthum vom 13. Mai 1867 (Geſ. Samml. ©. 727.) 


‚Die ee oe het diejer Deeorbuung find ausgede ne dur Ry: ‚Berorbnun am 
Samml. ) auf die Dur en 
ee * Erg einverl be &mdeötheil iA al ) zum, ——— afſel und * 
interlandkreiſe des Regierungsbezirks Wiesbaden gehören. 
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In Naſſau find die Sagbverhältniffe ‚neu geregelt durch die Ber 
betreffend bas Jagdrecht und die Sagbpolizei, vom 30. Mär; 1867 (Od, 
Samml. ©. 426.) Ä 

Auf Holftein und Schleswig beziehen fih der Erlaß vom 4 Mai 
1867, betreffend die Behandlung der aus den Herzogthümern Schleswig und 
Holitein eingehenden Gefuhe um Legitimation außerehelich erzeugter 
Kinder und um Adoption, fowie wegen Umlegung der Yurisdiftion 
(Geſ.Samml. ©. 632,), und der Erlaß vom 19. Juli 1867, betreffend die 
Abftandnahme von ber Beftätigung der in den Hergogthümern Schleswig 
und Holitein von dem früheren Landesherrn oder von den. Behörden im Auf 
trage des Landesherrn ohne Vorbehalt des Widerrufes ertheilten Pri- 
vilegien, bei eintretendem Wechſel in der Perjon bes Landesherrn (Geſ.Samml. 
©. 1262.) _ | | 

Das neue Preußiſche allgemeine Berggefeß vom 24. Zuni 1865 iſt 
ebenfall& beveitd in die neuen Provinzen eingeführt; in Naffau buch Ver⸗ 
ordnung vom 22. Februar 1867 (Gei.Samml. ©. 237), in bie ehemals 
Großberzoglih Heſſiſchen Gebietötheile nebſt ber Landgrafſchaft Helier 
Homburg und Meifenheim durch Verordnung von demjelben Tage (er 
Samml. ©. 242), in Hannover durch Verordnung vom 8. Mai 1867 
(Sei.-Samml, ©. 601), und in Kurheſſen, dem Gebiet von Frank 
furt a. M. uud bie. vormald Bayeriſchen Landestheile durch Verordnung 
vom 1. Suni 1867 (Geſ-Samml. ©. 770). In Berbindung damit ftehen 
die Verordnungen vom 6. Mär, 25. Mai und 24. Juni 1867, betreffend 
die Ausführung des $. 188. des gedadten Geſetzes (Gef. - Samml 
©. 351. 735. 884,), der Erlaß vom 24. Juni 1867 betreffend die Aufhe 
bung des Konjenfes der Bergbehörben zu den Heirathen de 
Berg», Poch⸗, Hütten- und Salinenarbeiter in den neu erworbenen Lanbek 
tbeilen (Gef,- Samml, ©. 1111.) und die Verordnung betreffend die Beftene 
rung der Bergwerfe im Gebiete des vormaligen Herzogthums Nafſau—, 
der vormals Großherzoglih Heſſiſchen Landestheile und der vormaligen La— 
grafihaft Heffen-Homburg, einſchließlich des Oberamtsbezirles Meijenheit 
vom 1. Suni 1867 (Geſ.Samml. ©. 802.), oo. 

‚ Das allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch it durch Beh 
nung vom 5. Juli 1867 (Gef. - Samml. ©. 1133.) ia bie Herzogthimet 
Holitein und Schleswig eingeführt, während für Hannover eim Reihe 
das Seerecht ergänzender, ſchon in den alten Provinzen geltender Bells 
mungen erlaſſen ſind in den Verordnungen beiveffend die Führung ber Preußiſchen 
Landesflagge von den Seeſchiffen des vormaligen Königreichs Haumobe 
die Eintragung dieſer Schiffe in das Shiffsregiſter nd die 
‚von ihnen zu führenden Regifter-Certifikate und betreffend die Ginführens 
verfhiedener jeerehtliher Beitimmungen bes Preußiſchen Reit! 
in das ehemaltge Königreich Hannover bez. vom 4. Januar und yom 14.3 
1867 (GGeſ.Samml. S. 77. uud ©. 1169.).'3) ' 


15) Für die vormald Großherzoglich Heffiichen Gebietstheile ift auf ben Grab 
vom 31. Yuguft 1867, —— er der — I ba Son 
dels⸗Regiſter (Geſ.Samml. S. 1456.) hinzumeifen. 
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Das Wechſelrecht berühren die Verordnungen vom 18. Mai 1867 
Geſ.Samml. ©. 669. und ©. 737.), betreffend die Einführung der Allgem. 
Deutſchen Wechſel⸗Ordnung in die Herzegfhümer Holftein und Schleswig 
md in Das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, wobei freili zu bemerken 
tft, daß materiell jewohl in Holftein wie auch in Kurheffen das Wechſelrecht 
fen früher wefentlich auf der Allgem. Deutfchen Wechſel⸗-Ordnung ruhte (bas 
Nähere darüber giebt kurz an Goldſchmidt, Handelöreht, Bd. 1. Abth. 1. 
&. 106. 107). Ferner gehört hierher die Verordnung, betreffend die Ein 
fahrung der in Preußen durch Geſetz vom 27. Mai 1863 eingeführten Er- 
gänzungen und Erläuterungen der Allgem. Deutſchen Wechſel-Ord⸗ 
nung it das vormalige Herzogthum Naffan, vom 5. Suli 1867 (Gef. 
Samml. ©. 1108.) 

Außerdem dürfte der Vollſtändigkeit wegen’ noch hinzuweiſen fein auf die 
hinfichtlich des Milttärs ergangenen Beſtimmungen, nämlih den Erlaß vom 
27. November 1866, betreffend die Regelung der Militär-Rechtöpflege x. 
in den neu erworbenen Landestheilen (Gef.-Samml. ©. 383.), ten Erlaß vom 
4. März 1867, betreffend die Webertragung ber von den vormals Han— 
noverjhen Militär-Gerihten audgeübten freiwilligen Geriht& 
barkeit auf bie ordentlichen Gerichte (Gej-Samml. ©. 384.) und den 
Erlaß vom 1. April 1867, betreffend die Einführung verſchiedener Bor 
ſchriften des Preußiſchen Rechts über die Rechtöverhältnifie ber 
Militär-Perfonen in die durch das Geſetz ꝛc. mit der Preußiſchen Monarchie 
vereinigten Landestheile (Geſ.Samml. S. 519.), ſowie auf folgende dem Ge, 
biete des öffentlihen Rechts angehörige, aber ebenfalls für den Zuriften wichtige- 
SBerordnungen, nämlid bie Verordnung, betreffend die rechtliche Natur, Ver⸗ 
Außerlichteit und Verwaltung der Domänen und Regalien in den neu er- 
worbenen Gebietötherlen, vom 5. Suli 1867 (Geſ.Samml. ©. 1182.) die 
Verordnung, betreffend die Ginführung des Gefeßes über die Eiſenbahn⸗Un⸗ 
ternehmungen vom 3. November 1888 in die neu erworbenen Landes 
theile, vom 24. Auguſt 1867 (Geſ. Samml. ©. 1426.), den Erlaß vom 
24, Juli 1867, betreffend die Stempel-Abgaben und gerichtlichen Taren 
in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormald Königlih Bayerifchen 
Vebietstheilen außer der Enklave Kaulsdorf (Gef.-Samml. ©. 1110.) die Ber- 
ordnung, betreffend die Verwaltung des Stempelwejens und bie Erhebung 
des N in dem vormaligen Königreih Hannover, dem vor. 
maligen Kurfürftentfum Heffen und Herzogtum Naſſau, jowie in den vor- 
mals Bayerischen Gebietötheilen, vom 19. Suni 1867 (Geſ.Samml. ©. 1191.), 
vie DVerorbnung, betreffend die Erhebung der Stempeljtener in den Herzog. 
Khümen Schleswig und Holftein, vom 7. Auguft 1867 Geſ.Samml. 
©. 1277.), den Erlaß vom 14. Auguft 1864, betreffend die anderweite Re⸗ 
gelung des Stempelweſens in den vormals Großherzoglih und Landgräflich 
Heſſiſchen Landestheilen (Geſ.Samml. ©. 1346.), die Berotdnung, betreffend 
die Verwaltung des Stempelwejens und die Urkundenftempel in der ehemals 
freien Stadt Frankfurt a. M, vom 16. Auguft 1867 (Gej.-Samml. 
©. 1346.), die Verordnung, betreffend die Erhebung der Wehjel-Stempel- 
ftener in den durch bie Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866 
mit der Monarchie vereinigten Lanbestheilen, vom 4. Zuli 1867 Geſ.⸗Samml. 


©. 1063.), die Verordnung, betreffend die Erhebung der Erbſchaftsabgabe 
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in ben, dunh bie Gelee vom 20. September unb 24. Dezemiber 1866 mit 
der Monarchie vereinigten Laudestheilen, vom 5. Suli 1867 (Gef.- Sammel. 
©. 1120.) die Verorbmung, betreffend die Penjionsanfprücde ber in dm 
neu erworbenen Landestheilen amgeltellten und ber mit dieſen Gebieten übe 
nommenen unmittelbaren Givil-Staatöbeamten, vom 6. Mai 1867 (Geſ⸗ 
Samml. ©. 713.), die Berorbnung, betreffend die Cinführung der Preußiſchen 
Gefeßgebung über die Ertheilung von Erfindungs- unb Ginführungb 
Datenten in die Hergogthümer Schleswig und Holftein, vom 24. Ium 
1867 (Gef.-Samml ©. 1113.) und: fchliehlich den Erlaß vom 12. Juli 1867, 
betreffend die Ertheilung der Genehmigung zu Namensänderungen (® 
gangen für den ganzen Umfang der Monardie (Gej.-Samml S. 1310.) 





Die mir während der Korreltur zugegangenen Stüde 92 bis 95 de 
Geſetzſammlung, von benen das letzte am 21. September 1867 angegeben 
it, enthalten noch folgende bemerkenswerthe Berordnungen : 

1. den Erlaß vom 24. Suni 1867 betreffend die Gleichftellung der in ba 
neuen Zandestheilen wohnenden Mennoniten in Bezug auf die Militair 
pflicht mit ihren in der Rheinprovinz, fowie in den Provinzen Brandenburg 
und Weſtphalen wohnenden Glaubensgenoffen (Gej-Samml. ©. 1509.); 

2, die Verordnung wegen anberweitiger Einrihtung des Amtölan 
tionenwefeng in den neu erworbenen Randestheilen vom 12. September 
1867 (Geſ. Samml. ©. 1513.), welche ebenfalls die altpreußiſchen Be 
ſtimmungen auf die neuen Provinzen ausdehnt; 

3. die tief in den Rechttzuftand einzelner Provinzen einfchneidende und m. & 
auch principiel nicht zu billigende Verorduung betreffend die Zuläffigkeit 
des Rechtsweges und die. Anwentung der Gefee vom 8. April 1847 
über das Berfabren bei Kompetenzkonflikten zwiſchen den Ge— 
richten und Berwaltungsbehörben und vom 13, Februar 1854 über bie Kor 
flifte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts und Dienſthandlungen 1 
ben durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866 ber Ro 
narchie einwerleibten Landestheilen vom 16. September 1867 Geſ.Samul 
©. 1615.); i 

4. bie Verordnung betreffend die Einführung des Geſetzes wegen Austellung 
von Papieren, welde eine Zahlungsverpflihtung an jede 
Inhäber enthalten, vom 17. Zuni 1833 in die neu einverleibten tar 
vestheile vom 17. September 1867 (Geſ. Samml. ©. 1518.); 

5. ben Grlaß vom 11. September 1867 betreffend die in dem vormaligen Ku 
fürftentfum Heffen unb ben früher koniglich bayeriſchen Landectheilen ml 
Ausschluß der Enflave Kaulsdorf bis zum 1. Sanuar k. J. noch abzuhaltende® 
Schwurgerichte (Gej.-Samml. ©, 1527.) 

Etwaige noch weiter zu publicirende Berorbnungen werde ih im naͤchſten Gef 
zur Vewollſtaͤndigung biefer Ueberfiht in einem Nachtrage zufammenftellen 


— — — — 
Verlag von J. Outtentag in Beriie 
(Auttentao uns Beklen). 


Blipeim Beonafe Bucharuckexti in Berlin. 


Abhandinngen. 


XXVI. 


Ueber die Vollziehung der Zuchthausſtrafe. 
Vom Herrn Regierungerath a. D. C v. Stemann zu Kiel 


Seitdem die Freiheitsſtrafen faſt alle anderen Strafarten abſorbirt 
haben, iſt die Ueberzeugung eine immer allgemeinere geworden, wie es 
nicht genüge, daß der Geſeßgeber eine Freiheitsſtrafe verordne, und der 
Richter darauf erkenne, ſondern daß es vor allen Dingen darauf an: 
fomme, in welcher Weije bie Strafe vollzogen wird. Die Lehre vom 
CStrafvollzuge ift dadurch zu einem fehr wichtigen Theil des Strafrechts 
geworden, und es find auf diefem Gebiete Probleme zu löfen, deren 


chwierigkeiten ein Jeder anerkennen muß, welcher über die jo winfchens- 


werthe Reform der EStrafanftalten näher nachgedacht hat. Daß diefel- 
ben ber Berbefjerung dringend bedürfen, laun demjenigen nicht entgehen, 
ber die traurigen Zuftände unjerer alten Zuchthäufer Tennt, wie fe hier 
überall beitinden und auch jet noch zum gröberen Theile in und außer⸗ 
halb Deutichlands_ beftehen. 

Die älteren Strafanftalten find meiftend nım darauf berechnet, den 
Eträfling aus dem Gefidhtäpunfte polizetlicher Sicherheit un hät zu 
machen, oder durch rohe Abſchreckungsmittel das Strafleiden deſſelben zu 
fteigern und aus ſtaatsoͤkonomiſchen Rückfichten feine Arbeitskräfte aus⸗ 
zubeuten. Im Intereſſe der Geſammtheit und des Einzelnen zugleich etwas 
Gutes zu wirken, liegt dieſen Anſtalten entweder überhaupt Ferne, oder fie 
verfehlen die angejtrebten Zwecke durch Anwendung falſcher Mittel, 
meiſtens begnügt man ſich damit, den Sträflingen während ber Haft: 
zeit die Gelegenheit zur Fortſetzung ihres geſetzwidrigen Zreibend bes 
nommen zu baben. In einem Zuchthaufe, wo Die Gefangenen in 
größeren und fleineren Abtheilungen beifammen fipen, fehlt ed für ben 
(Einzelnen an jeder Möglichkeit mit ſich felbit und mit umbefangenen, 
befferen atenjchen über die Vergangenheit und Zukunft zu Ratbe zu 
geben, Er befindet ſich in einer weit fchlimmeren Lage ald vor dem 

intritte in dad Zuchthaud. Stein befjeres Gefühl darf er ine die Ges 
fahr der hmähung laut werden laſſen, die Verderbteren finden ſtets 
Gelegenheit, in den weniger Berderbten dad Aufkommen edeler Vorſätze 
zu unterdrüden und durch Erwedung falicher Scham den Reft guter 
Gefinnung zu untergraben, jv daß nad) und nad in ſolchen Treibhäu⸗ 
fern der Unfittlichfeit jeder Sträfling moralifch verfommt, ohne daß die 
Beamten der Anftalt den Mebelftänden des Verkehrs der Gefangenen 
unter einander vorbeugen können. In den Arbeitöjälen können die Ber 
amten mit den Einzelnen ſich nur wenig beſchaftigen und laſſen fte ſich 
dort mit dieſem oder jenem etwas näher ein, ſo leiſten ſie dadurch nur 

Zeitiähr. f. Befehgebung u. Rechtspflege. J. 40 
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zu leicht ber Heuchelei Vorſchub, indem fie die Hoffnung erwecken, durd 
ein flug ent Benehmen Feine Bergünftigungen in der Beſchäfti— 
gung und Behandlung zu erlangen. Die den Beittlihen gegenüber an 
en Tag geleate tiefe — — wird oft genug, wenn jener fich ent: 
fernt, von dem anfcheinend reuigen Sünder ſelbſt verfpottet, um nur 
nicht von feinen Genofjen verhöhnt zu werden. Kommt von Zeit zu 
Zeit einmal die Reihe an Einzelne, in einen beſonderen Raume mit 
den Beamten oder Geiftlichen allein zu reden, jo genügt dies nicht, um 
einen bleibenden Eindruck zu machen. Die harte, einfürmige für Ale 
gleiche Arbeit lähmt die Kräfte des Körpers wie des Getfteß, zur Selbit: 
efhäftigung mit Lefung nützlicher Schriften fehlt es an der rechten 
Mube, da die in Gemeinfchaft zunebrachten Freiltunden recht eigentlich 
dazu dienen, den Wetteifer im Böfen herbeizuführen. Meiſtens gerät 
daher der Sträflin bet feinem Rücktritt in die bürgerliche Gefellichaft 
duich den moraliihen Schaden, den er inzwiſchen erlitten, und durh 
bad darauf in der Öffentlichen Meinung gegründete Urtheil in_eine Lage, 
weiche ihn I bald dem Zuchthauſe wieder zuführt. Celbft wenn er 
in der Strafanftalt der moraliſchen Anſteckung entgangen umd mit guten 
Vorſätzen in die Freiheit zurücigefehrt fein } olfte, wird ihm bie Aus 
führung dieſer Vorſätze durch feine alten Zuchthausbekannten unendlich 
erſchwert, welche ihn entweder zu neuen Verbrechen führen, oder ihn 
brandſchatzen, und wenn er nich mehr ihren Aniprüchen genügt, ihm 
verbächtigen werden. 
enn hiernach die Zuchthäuſer auf Niemand beffernd, auf Wenige 
abfchredend, auf D u anziehend und faft auf Alle entfittlichend ein: 
wirken, jo liegt die Urſache dieſer traurigen Gricheinung, wenn wir ven 
dem noc) nicht durchweg befeitigten verderblichen Beiwerk der Zuchtbauf 
fteafe abjehen, von ihrer Schärfung durch Törperliche Züchtigung und 
Hmgerfoft, von ungefunden erbärmlichen Räumtlichfeiten, von unzi 
reichender Nahrung, von mangelnder Neinlichkeit, Luft und Bewegung, 
von allzubarter geiſttödtender Arbeit, im Wefentlichen in der Gemein 
ft der Gefangenen. Die eriten Verſuche einer gründlichen Verbeſſe⸗ 
rung ber Strafanftalten, welche in Amerika gemacht wurden, bezwedten 
daher auch eine Aufhebung biefer Gemeinfchaft und führten zu zwe 
verfchiedenen Gefängnißſyſtemen, dem Penſylvaniſchen und Auburn 
(den Spftem. Beide Haftarten follten die ımverfennbaren Nachtheile 
eö Zuſammenlebens der Gefangenen befeitigen, erftere durch abſolute 
Iſolirung, letztere durch geiſtige Ifolirung bei räumlicher DVereintgum, 
indem dad Auburnfche Suftem neben einer Abfonderimg der Gefangene! 
zue Nachtzeit, ihnen für ihre Gemeinfchaft bei der Arbeit umd ihr fenft‘ 
es Zufammenfein bie Zmangspflicht einer Beobachtung abfoluten Stil⸗ 
* unter einander auferlegte Beide Syfteme Beabfichtigen einen 
ernden Einfluß auf die Gefangenen zu üben. Indem man aber 
Erg nur die negative Bedeutung der Frage, die Vorbeugung mon 
her Anſteckung und größerer Entfittlihung ind Auge faßte, überla‘ 
man, daß beide Syſteme von verberblidhen Folgen begleitet ware, je 
lange nicht durch gleichzeitige Anwendung poftttver Beffernmgsmittel 
geeigneter Weife auf eine Megeneration des Sträflings hingewirkt wurde. 
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Zur Benupung folder Mittel giebt aber die Auburnfche Haftweife wenig 
Gelegenheit, weil fie die für die Befferung fo nothwendige individnalt- 
firende Behandlung der Gefangenen faft unmöglih macht. Außerdem 
bat die Erfahrung die nanafübrharfeit des Sufiems überzeugend nach⸗ 
gewiefen. Abgejehen von der Dual, welche in der fteten Verfuchun 
zum Wechfelverfehr Tiegt, ift auch nah dem einftimmigen Uribei 
aller Sachkenner die ftrengfte Aufficht nicht im Stande, die Berftändt- 
gung der Eträflinge unter einander zu hindern, und die harten Diszt- 
plinarfträfen, mit welchen Webertretungen geahndet werden müffen, die 
doch nur die Befriedigung eined Naturbedürfniſſes enthalten, wirken ent- 
weder abftunpfend und herabwürdigend, oder treiben zur Erbitterung, 
Verſtocktheit und Rachſucht. 

Dagegen zeigt die Geſchichte des Penſylvaniſchen Syſtems in 
Amerika und ſeiner Verpflanzung nach Europa, wie man allmälig von 
der ſtrengeren Form beitelben abfam, und Milderungen eintreten wi 
durch welche die bei der früheren Durchführungsmeife entftandenen Na 
theile für die phyſiſche und geiftige Gejundheit der Gefangenen, wie * 
ihre koͤrperliche und ſittliche Befähigung ſich nad) nerbüihter Strafe ehr: 
lich zu ernähren, bejeitigt und alle Bedingungen für eine fittliche Um: 
wandelung ded Sträflings gewährt werden fullten. 

Durch Berichte aus Amerika wurde die Aufmerfjamleit in England 
auf die Einzelhaft gelenkt, und dur die Bemühungen Ruſſel's und 
Crowford's dad Muftergefängniß in Pentonville gegründet, tn 
weldhem die Gefangenen, jedoch nur 18 Monate lang ale Vorbereitun 
für die Transportation in Einzelhaft zubringen, in den Zellen zur Arbeit 
angehalten werden und Unterricht erbalten ſollten. In gleicher Weite 
ju vn In Regierung auch in den Grafichaftsgefängniffen die Einzelh 
einzuführen. 

In Frankreich widmete man ſich jeit 1830 mit Gifer bem 
Studium ded Pönitentiarfyftemd, die Einzelhaft gewann immer meh“ 
Anhänger, die medizinifche Akademie in Paris entſchied fich für diefelbe, 
deßgleichen die überwiegende Mehrzahl der Generalräthe der Departementd 
und der Direktoren der Strafanftalten. 1840 wurde ein Gejepentwurf, 
dem dad Syftem der Einzelhaft zum Grunde Igg, der Deputirtenfammer 
vorgelegt, und unter einzelnen Abänderungen im Jahre 1843 auf den 
Rath des Berichterftatterd Tocqueville angenommen. Inzwifchen 
war aud für jugendliche Verbrecher nad diefem Syftem eine Straf: 
anftalt in Partd gegründet worden. Weber den erwähnten Entwurf 
wurden auf Verlangen der Pairöfammer noch die Gutachten der höheren 
Gerichtshöfe und der Präfekten eingeholt, und die Mehrheit der Befragten 


ſprach N ‚ebenfalls für die Einzelhaft aus. 
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em af den Kongreften zu Frankfurt und Drüfjel, auf 
denen Gefängnißkundige aller Länder vertreten waren, die Cinzelhaft 
warme Fürfprache gefunden, legte die franzöfiiche Regierung einen ver- 
beiferten —— der Pairskammer vor. Der Serien von Be: 
renger erftattete —————— enthält einen Nachweis der Vor— 
gi e der Einzelhbaft und ihrer Durchführbarkeit mit der Rechtfertigung, 
aß fie auch auf polttifche Verbrecher, auf weibliche Sträflinge und auf 
40* 
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Gefängnißſyſtem, welches Einzelbaft und Gemeinſamkeit innerlidy mit- 
einander zu verfrrüpfen verfucht bat. 

Dad iriſche Syſtem beiteht aus 4 Strafitadien, welche der Ge 
fangene zu durchlaufen hat, um für den Rüdtritt in Die bürgerlicye 
Geſellſchaft vorbereitet zu werden. 

I. Stadium: 9 monatliche Einzelhaft, unterbruhen durch Gemein- 
Schaft in der Kirhe und Schule und bei Spaziergängen. Die eriten 
4 Monate find durch geringere Koft (fein Fleiſch) und Entziehung der 
Arbeit geſchärft, dabei erhält der Gefanaene Schulunterricht und Zellen: 
befudhe. Während der folgenden 5 Monate, welche bei gutem Betragen 
um einen Monat gefürzt werden Tünnen, werden fie auf Die allerem- 
foͤrmigſte Weiſe 

. Stadium: Gemeinſchaftshaft mit öffentlicher Zwangsarbeit unter 
Einthetlung der Gefangenen in 5 Klafjen, mit zunehmenden Bergüniti- 
ungen in Koſt und Arbeitöverdienft und mit Abkürzung der I jede 
faffe feitgefegten Zeitabichnitte bei gutem Betragen. Die Thätigkeit 
des Seifen und Lehrers treten hier in den- Hintergrund gegen bie 
förperliche Anftrengung des Gefangenen zur Arbeit. 

III. Stadium: Mebergangsanftalt, in weldyer die Gefangenen mande 
Erleichterungen genießen, aber auch größeren Verſuchungen auögejegt 
find, und in angemeljener Weiſe beſchäftigt und unterrichtet werden. 

IV. Stadium: bedingte Beurlaubung für den Sträfling, welder 
durch mindeftend mehrmonatliches gutes Verhalten in der Zwifchenanftalt 
ſich des DVertrauend würdig gezeigt hat. Während der Beurlaubung 
wird ber Sträfling zwar ftrenge, aber nicht in jeinem Fortkommen ſchäd⸗ 
licher Weiſe polizeilih überwacht, und bei ſchlechtem Betragen in die 
Strafanftalt zurückgebracht. | 

In Deutichland ift es namentlich v. Holtzendorff geweſen, welder 
für dieſes Syftem in die Schranfen getreten ift, die Vorzüge deffelben ein: 

hend zu entwideln, und deſſen gute Erfolge in Irland nachzuweiſen verſucht 
bt Nachdem in Holland aud Grevelinf und van der Bruggben 
ür die von Grofton befolgten, iriſchen Prinzipien ſich ausgeſprochen, 
tft in beiden Ländern ein Kampf entftanden zwiichen den Anhängern 
ber reinen Eingelhaft und den Vertretern des irijhen Syſtems, welder 
gegenwärtig noch fortdauert, und nicht ohne Leidenfchaftlichfeit geführt 
wird. Männer wie Suringar in Holland, Dücpetiaur in Belgien, 
Füeßlin, Diep und Röder in Deutichland haben fich zwar im ihrer 
Bevorzugung des richtig durchgeführten Einzelhaftſyſtems nicht irre machen 
laffen, allein da auch ihre Anfichten wohl in der Begründung, wie in 
einzelnen Konfequenzen manche Angriffspunfte darbieten, und viele Au⸗ 
dere Einzelned an den Jriſchen Gefängnißeinrichtungen rühmend hervor 
heben, jo wird man fid) eined näheren Eingehens auf die Licht: 
Schattenfeiten des Iriſchen Syſtems nicht enthalten dürfen, und die gegen’ 
wärtige Sachlage als eine foldye betrachten müffen, welche es nod um 
urlen geile, welches der beiden Syfteme auf die Dauer fih be 
aupten wird. 

Ein ſolches Bild der Unentjchtedenheit bot auch noch der lepte nad 
Bern berufene internationale Kongreß der Afjociation für Fortſchritt 
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der ſocialen Wiffenichaft dar, auf dem die Gefängnikfrage von Männern 
aus allen Ländern Europas. erörtert wurde. So reichhaltig auch bie 
durch diefe Verhandlungen gelieferten Materialien waren, fo bildete ſich 
doch für feine der Srundanti ten eine Majorttät, wenngleich behauptet 
werden darf, daß dort wie in der legten Verſammlung des Vereins 
deuticher Strafanftaltsbeamten zu * bie Praktiker ſich in über⸗ 
wiegender Zahl dem Syſtem der Einzelhaft zuneigten. 

Bei einer Vergleichung beider Syſteme wird man nur das Einzelhaft⸗ 
ſyſtem in feiner möglichft vollendeten Form ind Auge faſſen dürfen, und 
ſchon dadurch zahlreichen Einwürfen begegnen, weldye au Rechnung des 
Syſtems gejeßt zu werden pflegen, während fie in Wirklichkeit nur die 
mangelhafte Art und Weiſe berühren, wie dafjelbe durchgeführt wird. 
In Deutihland finden wir die folgerichtigfte Durchführung. in ber 
Brudfaler Strafanftalt. 

Deren Zujtände werden wir Daher unjerer ferneren Betrachtung zum 
Stunde legen, wozu wir um fo mehr Beranlaffung haben, als die 
Kenntnignahme derfelben aus eigener Anfchauung und im Berfehr mit 
den Beamten diefer Anftalt manche Bedenken befeitigt hat, welche uns 
früher entgegentraten. 

Wie früher das Auburnjche, fo verfolgt auch dad Iriſche Gefängnif- 
Tale mit dem der Einzelhaft den gleichen Zweck, einen beffernden Ein- 

uß auf die Da audzuüben und zwar in dem Sinne, daß unter 
Befjerung die fittliche Umgeftaltung verfianden wird. Die gangbare 
unter beibung gwilden fittlicher und bürgerlicher Befjerung tft verwerf- 
ih. Wenn Manche behaupten, dat dem Staate nur daran geisgen jet, 
daß der Sträfling in Zukunft die arafgeleße nicht wieder übertrete, 
gleichviel, ob er aus religiöfen und fittlihen Motiven oder melchen an- 
deren Gründen dem Geſetze gehorſam ſei, fo läugnen fie damit nicht 
nur, dab die Strafe auch um des Verbrechers willen da jet, jondern 
fie verfennen auch die zureichende Garantie, welche allein in der fittli- 
chen Beſſerung des Sträflingd dem Gemeinwefen gegen wiederholte Ver⸗ 
legungen des Strafgejeed gegeben wird. Zwar fall die Strafanftalt 
nicht ausſchließlich eine religiöfe umd fittlihe Erziehungsanftalt_fein, aber 
fie fann und darf'die religiöfe und Ka Forderung des eben 
enen nicht außer Acht laſſen. Die Strafe hat auch einen erziehenden 
Sharafter, wenngleich dadurch ihr Wejen nicht erthöpft wird. Die 
Berechtigung hierzu liegt in dem Mißbrauche der Freiheit, den der Ver⸗ 
brecher durch die ftrafbare Handlung bethätigt hat, und die Beſſerun 
durch die Strafe ſoll den Gefangenen wieder zum vernünftigen Gebrau 
jeiner Freiheit heranbilden. Died darf jedody nur innerhalb der dur 
te objektive Gerechtigkeit gezogenen Schranfen und unbe adet der recht⸗ 
lich nothwendigen Natur des Strafzwanges geſchehen. Dieſe Schranken 
werden nicht immer von den An ungern der Einzelhaft genügend be- 
achtet, und in diefer mangelhaften Beachtung liegen Ineiftent eild die 
mit Recht gerünten Einfeitigfeiten dieſes Syſtems, welche bisher jedoch 
mehr in der Theorie als in der Praxis hervorgetreten find. So vers 
langt Röder die Umgeftaltung der gefammten Strafgejebgebung nad 
den Prinzipien der Beſſerungstheorie. Zu melden Konſequenzen aber 
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würde ed führen, wenn man Grund und Zwed ber Strafe, Eirafarten 
und Strafmaaß hiernach außfchließlih beitimmen wollte. Eine ſolche 

orderung würde nicht bie Solge haben, daß man ihr entipräde, ſon⸗ 
dern dad Syſtem der Einzelhaft wieder aufgäbe, wenn es nur unter 
dieſen Vorzusſegin en von Erfolg fein köͤnnte. So würde es Doch im 
ber That einer ebung des Strafrechtd gleihlommen, wenn man das 
Maaß der Freiheitöftrafe im einzelnen Falle ausdehnen wollte, bis das 
Ziel der Beſſerung erreicht jei. Eine Abftufung der Strafe nach der 
Schwere der Verbrechen würde damit aufgegeben werden. Die Größe 
des Schadens wie der Umfang der Gefahr würde nicht mehr in Betracht 
fommen dürfen, fondern allein die Schlechtigkeit des Verbrechers. Ta 
aber auf Die Bildung des Strafgefeped noch fehr viele andere Elemente 
einwirken ald die Rückſicht auf die Beſſerung des Verbrechers, fo würde 
ein Strafenfyftem nad der Beflerungätherrie dem Rechtöbewußtjein des 
Volkes keineswegs entiprechen. 

Damit wollen wir die Wechfelwirfung der Strafbeftimmung auf 
den Strafvollzug und umgekehrt nicht läugnen, erfennen vielmehr am, 
dab auch ein Strafvollzug im Sinne der Befjerung einen heilfamen 
Einfluß auf einzelne ftrafrechtlihe Beltimmungen äußern fann, und daß 
olhe Mängel und Mipftände thunlichſt zu befeittgen find, mit Denen 
te Beſſerung unvereinbar ift. Wir verwahren und nur gegen die aue- 
ſchließliche Herrichaft des Beſſerungsprinzips. Cine Strafart, welche dem 
Rechtsbewußtſein des Volkes zur Zeit noch entipricht, bloß deshalb ab- 
uſchaffen, weil fte nicht auf Befferung berechnet iſt, halten wir für ebento 
—16 als die Fortdauer der Strafhaft bis Beſſerung eingetreten iſt. 
Wenn neuerdings in vielen Ländern die körperliche Züchtigung als Straf: 
—37 oder als eigene Strafe aufgehoben iſt, wenn ferner von Vielen 
auf affung der entehrenden Straffolgen gedrungen wird, fo ift es 
zwar richtig, daß dieſe Strafmittel der Beſſerung hinderlich ſind, es 
müſſen aber noch manche andere Faktoren zuſammenwirken, wenn ihre 
— den Anforderungen der Gerechtigkeit entſprechen fol. Selbſt 
die Zodesitrafe und lebendlängliche Zuchthausſtrafe ericheinen in ben 
meilten Ländern noch ald gerechte Strafen, wiewohl die Befjerungö- 
theorie fie verwirft. Leptere kennt ebenjowenig verjchiedene Arten der 
Freiheitsſtrafe, will vielmehr alle Sträflinge nur einer Strafgattung 
unterzogen willen. In dieſer Hinficht haben fich ſchon mehrfach die 
übertriebenen Anforderungen Derer geltend gemacht, welche die Strafe 
nur ald Befjerungsitrafe auffafjen, und aus dieſem Geſichtspunkte die 
Abänderung der Gefepeöbeltimmungen über die verfchtedenen Straf: 
attumgen verlangen. In Holland, wo 1859 diefe Frage zur Sprache 
am, bebielt man ſehr richtig mit Nüdficht auf die beitehende Volks— 
anficht verjchiedene Strafarten bei. Cine Abftufung der Freiheitsſtrafe 
nur nad) der Zeitdauer verfennt das Bedürfniß, den Strafzwang nad 
der Schwere der Gefepesübertretung zu bemeſſen, und verliert daher die 
rechtlich nothiwendige Natur ded Strafzwangd aus dem Auge Daß die 
Strafe einen Zwang enthalten, daß fte nad) allgemein mentchlicher Auf⸗ 
faſſung ein Uebel ſein ſoll, welches dem Verbrecher zur Sühne für das 
von ie begangene Uebel auferlegt wirb, läugnen die Anhänger einer 
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ftrengen Befjerungdtheorie. Wenn wir 7* Auffaſſung entgegentreten, 
o ſoll damit freilich keinesweges geſagt fein, daß eine grauſame Be— 
andlung der Gefangenen, eine zweckloſe Häufung ihrer Leiden, eine 
ernachläfſigung ihres förperlichen, geiſtigen und ſittlichen Wohls ni 
den Strafzwang geboten fet, es ift eben fo wenig erforderlich und au 
niemald zu erreichen, daß von Jedem die Strafe für die ganze Dauer 
als ein Uebel empfunden wird, fie kann felbft von dem Einzelnen als 
eine Wohlthat aufgefaßt werden, die Natur des Strafzwangs verlangt 
nur eine größere oder geringere Bejchränfung der yerjönlichen Freiheit 
durch Unterwerfung des Gefangenen unter eine ihm aufgezwungene 
Lebensordnung, deren Strenge nad) der Größe des Verbrechens fich richtet. 


Innerhalb dieſer beiden hier näher erörterten Schranken für den Straf- 


vollzug fell die Befjerung des Sträflings durch Abhaltung aller jchäb- 
hen äußeren Einflüffe und durch Anwendung moralifcher Mittel erftrebt 
werben. 
Drifen wir nun, wie dad Iriſche Syſtem diefen Anforderungen 
entipricht. 
Zunächſt findet daſſelbe nur Anwenbung auf ſchwerere und länger 
dauernde Strafen, was wir dem Dbigen zufolge nur billigen können. 
&8 beginnt mit der Iſolirung des Sträflingd, dehnt diefelbe jedoch 
nicht über 9 Monate aus. Diefem erften Strafftadium wird der Charafter 
der Abfchredtung beigelegt, der Sträfling fol durch Erfchütterung zur 
Selbſterkenntniß und Reue gebracht werben, daher wird fe in den eıften 
4 Monaten drüdender gemacht, durch Ipärliche abrung und arbeitälofe 
Einſamkeit, während der folgenden 5 Monate wird der monotone Cha- 
rafter der Cinzelhaft wenigftend durch die jeder Anregung entbehrende 
Beihäftigung erhalten. Diefe Durchführungsweiſe der Einzelhaft beruht 
aber auf einem Mangel pfychologiſcher Erfenntniß der menſchlichen Na- 
tur. Die erfte Zeit der Einzelhaft iſt dem geiftig-moralifchen Aufſchwung 
am wenigjten günftig, in ihr entwidelt fich am leichteſten eine getitige 
Depreſſion oder eine erbitterte Stimmung, daher in dieſer Zeit no 
mehr wie in der Folge Alles gefchehen muß, um erhebend und anregen 
auf den Gefangenen einzumirten. Die Zerftrenung, welche derfelbe in 
Kirche, Schule und in den Spa iechöfen durch Berührung mit feinen 
Mitgefangenen empfängt, hebt aber die Vorzüge der Iſolirung wieder 
auf, und fördert die moralifche Anſteckung, ftatt der Beſſerung zu dienen. 
Wollte man aber auch alle Mängel in der Durdführungsweife diefer 
Einzelhaft befeitigen, fo würde ihr doch immer dad Bedenken entgegen- 
treten, daß für die moralifche Befjerung die Dauer derfelben zu Turz 
ift. Der Gefangene tritt daher in das zweite Strafſtadium ohne ge⸗ 
nügende Garantie zu bieten, daß die Beſſerung in ihm auch nur ange- 
bahnt worden. Defungeachtet wird er jest wieder allen Öefabren der 
Gemeinfchaftshaft aus ur Das Iriſche Syſtem glaubt zwar diefelben 
durch progreffive Klaffi ikation der Gefangenen und dur die Ausficht 
ER —— der Haft bei gutem Verhalten neutraliſiren zu koͤnnen. 
eſe Mitte en jedod unzulänglih, um den mannigfaltigen Ber- 
ungen nachhaltig en gegengunirten. Die in der Zelle etwa gefahten 
guten Borfäße werden im Verkehr mit den Mitgefangenen nur zu leicht 
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ben Grundſätzen ächter Humanität unvereinbar fei. Auf dDiefem Wege 
elangen jie denn dahin die Strafe nur ald Gerehunge mittel nı- 
Iafen damit aber ihre wahre Natur und ihr Verhältnig zum = 
rechen zu_verfennen, und die Grundſätze ber Geredhtigfeit zu ver- 
läugnen. Die Strafe fol aber eine zugleich gerechte und humane fein, 
und e3 fonımt vor allen Dingen darauf an zu zeigen, daß die Anforbe- 
rungen der Gerechtigkeit und Humanität mit einander nit unver: 
einbar find. 

Letztere verlangt nun, daß alle mit der Strafe verbundene Webel, 
welche nup[od für den Sträfling nur auf Erregungen Törperlichen Un 
behagens berechnet find und nicht jelten die Gejundheit gefährden ‚ ale 
dem Stande unferer Bildung und Sitten unwürdig wegfallen, Damit 
fol die Strafe aber nicht aufhören, ein Strafübel nad, allgemein menſch⸗ 
licher Auffafiung zu fein. Wie wir fchon oben in Bezug auf die Frei- 
heitöftrafe dies Uebel im Allgemeinen dahin bezeichnet haben, daß es 
in der Unterwerfung des Gefangenen unter eine ihm aufgezwungene 
Lebensordnun ee, jo laſſen fi in diefem rechtlich nothwendigen 
Strafzwange drei Momente unterjcheiden, welche nur in ber Einzelbaft 
ihre volle Wirkfamfeit erhalten fönnen, und dadurch zugleich diefe Haft: 
art zu der intenfiv härteften Strafe machen. Diefe drei Momente, 
weldye niemals dad Maaß gerechter Strenge überfchreiten, find das Be- 
wußtſein phyfifcher Ginengung in einen feinen Raum, dad Gefühl 
ſocialer Einförmigfeit der Lage umd der Drud des Gewiſſens. 

Die Entziehung der Sreiheit tritt nur da Far vor die Seele, we 
der Gefangene ſich auch äußerlich beiheänft, und von den vier Wänden 
ganz nahe umſchloſſen fieht; nicht aber in großen Arbeitö-, Speife- und 
Schlafſälen, wo er in einem Kreiſe gleichgeftimmter Seelen, vielleicht 
an einem Drte fich befindet, den er, wenn er ed vermöchte, freiwillig 
aufjuchen würde, wo mit ihm die zahlreichen Genofjen mehr oder 

‚weniger auf Gelegenheit finnen, die Hausordnung zu umgehen, die Auf- 
jeher zu täuſchen und die Freiheitsbeſchränkung möglichſt zu mindern. 
Aber auch die Lingormigten eines Semeinfhaftegefängmifes iſt nicht 
entfernt mit der Monotonie der Zelle zu vergleihen. Der gefellige 
Verkehr ift dort nicht ausgeſchloſſen, und ſelbſt die Beſchränkungen 
deſſelben gewähren eine Abwechſelung, noch mehr die faft tä lichen 
Aenderungen in Ab- und Zugange ded Perſonalbeſtandes. Das berät 
der Bereinfamung fommt dort nicht auf. Noch weniger ift in fol 
Umgebung da8 Erwachen wahrer Reue und ernfter Befjerungsgedan 
möglich. — — welche mit der Empfindung des Strafübels nicht 
im Zufammenhangeftehen, wirken niitunter in der Gemeinſchaftshaft nieder⸗ 
brüdend auf das Gemüth des Gefangenen; das Strafübel felbft ru 
elten einen tiefen und nachhaltigen Eindrud hervor. Wie anderd wir 
” diefer Hinficht die Zelle, in welcher der Gefangene ſich felbft über: 
. laffen ift. 

Die räumliche Einengung, die ungeftörte Einſamkeit, die Unmög- 
lichfeit für Körner und Geift jih nach Luſt umd Neigung frei zu be 
wegen, ber vollftändige Bruch mit allen früheren Lebensverhältnifſen 

und Zebendgewohnheiten, die ihnen aufgedrungene Gewöhnung an Ord⸗ 
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nung, Reinlichkeit und Arbeitiamfeit, dad Alles ift bis zum Beginn 
eined befjeren Lebens ein jehr läftiger Zwang, um fo läftiger, als ſich 
Alled vereinigt, um ben Gefangenen in feinem Innerften zu ergreifen 
und zum klaren Bewußtfein ferner Schuld zu bringen. eiabtunge- 
mäßig find die Gemüthderfchütterungen in den erften Monaten der 
Einzelhaft am heftigften, und erfordern die jorgfamfte Behandlung, um 
jhädliche Folgen abzuwenden ımd die Einfehr in ſich jelbit fo zur leiten, 
daß fie dem Gefangenen zum Segen gereicht. Die in der Strafe wirk⸗ 
ſamen Momente werden allemal erft in Verbindung mit einer bildenden 
Einwirkung von außen her den Boden bereiten, auf dem die Saat 
eines beſſeren Lebend aufgehen farın. Mit dem. Beginn einer frei 
willigen . Sinnedänderung ändert ſich aber auch die Empfindung bed 
Etrafübeld und die fittlihe Bedeutung der Einzelhaft bewährt ſich redht 
eigentlich an der Erfcheinung, daß ihre Härte je nad) der größeren oder 
geringeren Verdorbenheit des Menſchen fich fteigert oder mindert. Je 
tiefer feine moralische Verfommenheit, je größer daher feine Furcht vor 
den Erinnerungen an feine That und vor Gewiſſensbiſſen ift, um fo 
mehr jcheut er We vor der Einjamteit. 

Die nit ſo tief Gefimfenen und für Befjerung leichter Empfäng- 
lichen gewöhnen fich leichter an das Zellenleben. Dies richtige Ver⸗ 
hältniß zu den geiftigen und moralischen Seelenzuftänden des Gefangenen 
macht die Einzelhaft zu der gerechteſten Strafart. 

Wird die Seele guten Eindrücken wieder zugänglidy, wird ber er- 
jtorbene beifere Geiſt wieder erwedt, und durch Belehrung und Unter- 
richt gefräftigt, fo reift zwar allmälig in dem Gefangenen die lleber- 
zeugung, daß die Einzelhaft für ihn eine Wohlthat fei, er lernt ſich 
dann heimiſch in ber Zelle fühlen und es entiteht eine relative Zufrieden- 
peit mit feiner Lage, aber wie dies nicht das Werk eines Augenblidd, jon- 

ern die Frucht langzeitiger Bemühungen und das Verdienft feiner eigeren 
‚Arbeit an der fittlichen Umgeftaltung feines Weſens ift, jo darf man 
ihm dieje Erleichterung in der Empfindung des Strafübeld nicht miß- 
genen. Sie entſpricht eben jo Sehr den Anforderungen der Geredhtig- 
eit als die andere Erjcheinung, daß auf den Ungebeiferten das Gefühl 
des en ‚in zunehmender Stärfe einwirkt. Aus der Erkenntniß 
des Strafübels, ald eines felbftverfchuldeten und wohlverdienten, folgt 
aber immer noch nicht, daß die in der Strafe liegenden Momente Dre 
Wirkſamkeit verlieren, die willige und ergebene Stimmung des Ge⸗ 
en wie fein guter Muth laſſen ihn nur die Leiden der Gefangen: 
haft leichter ertragen, wobei ihm die Freiheit noch immer im Verha min 
u ſeiner Lage als ein ſehr werthvolles Gut erſcheinen wird. Darauf 
ind auch diejenigen hinzuweiſen, die bei der Einzelhaft wie bei der 
Gemeinfhaftsbaft noch ſo häufig den Einwand erheben, daß Die Lage 
ber Gefangenen im Verhältnifje zu vielen braven, aber armen Mitbürgern 
noch viel zu gut jet Eine ſolche Vergleichung tft völlig unftatthaft, 
weil dabei die Entbehrung der Freiheit gar nicht in Anjchlag gebracht 
wird, und die Zufügung von Uebeln, welche nicht im Weſen der Frei⸗ 
heitsſtraſe begründet find, der Gerechtigkeit aummdber län Eine Ueber⸗ 
ſchreitung der Rechtsgrenze in dieſer Beziehung würde überdies zu Konſe⸗ 
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quenzen führen, weldye die Etrafanftalten bald zu Stätten des Clat 
und des Berderbend machen würden. | 
Der weſentlichſte Vorzug der Einzelbaft befteht endlich darin, daß 
fie allein eine Behandlung zuläßt, welche im genaueften Verhältniſſe 
ur Individualität des Gefangenen fteht, und durch dieſe individnali⸗ 
Sirende Behandlung erft die pefitiven Bedingungen für Die fittlihe Um- 
geftaltung bed Sträflings gewährt. Hier zeigt fi recht etgentlid ber 
umere Zufammenbang, in weldem der GStrafvellzug zu Dem voran 
egangenen Strafverfahren wie zum materiellen Strafredht fteht. Die: 
Feibe Reform, welche auf den beiden leptgenannten Gebieten ſchon vell 
zogen, bricht fich auch in der Lehre vom Sirafoellguge Bahn. Wie die 
— ber inneren Verſchuldung entſprechen ſoll, um eine gerecte 
Strafe zu fein, wie die ſubjektive Behandlung des im Strafprozefie 
vorliegenden Materiald der Grumdzug unfered heutigen Verfahrens ill, 
jo wird aud die nämliche Anforderung an den Strafvollzug geftellt 
Der Ermittelung der Individualität ded Straffalld dienen die grepen 
Principien der Deffentlihfeit und Mündlichkeit, der Löfung ber Schuld 
frage durch Geſchworene. Das Recht der Individualität macht ſich 
geltend in der Stellung des Angeflagten, audy des Verhafteten, welder 
nicht mehr wie früher ald blohes bjeft der Unterfuchung behandelt 
wird. Cbenfowenig darf der Strafgefangene ald eine Sache erjcheinen, 
über welche der Staat nad Belieben im Intereſſe der öffentlichen Sicher: 
heit verfügt. Ma in ihm iſt das Necht der freien Perſöoönlichkeit zu 
achten, und jeine Behandlung muß daher feiner Individualität entjprecen. 
Kein Sträfling darf wie der andere behandelt werden, weil feine menſch 
liche Natur mit der anderen vollkommen übereinftimmt. Wie der Richter 
den Straffall individualifirt bat, Ih muß auch der Strafhausbeamte 
Sträffing nad) feiner Eigenthümlichfeit aufzufaffen rang um ihn fo 
zu leiten, wie ed feinem Charakter und dem Grade feiner Bildung und 
Erziehung angemefjen erjcheint. oo. 
Vorzeichnen ale ſich nur die allgemeinen Gefichtöpunfte für eift 
ſolche Behandlung ie beſtehen in einer Tertwährenden anregenden körper: 
lichen und geiftigen Beihäftigung der Gefangenen und in einem häufigen 
Berfehr mit den Hausbeamten, Auffehern und Gefän nißfreunden. 
Seelforge und Religionsunterricht find weſentlich durch die Ridr 
tung des Hausgeiſtlichen bedingt, deren wichtigfte Aufgabe es ift, ſi 
erft als Menſch dad Vertrauen des Gefangenen zu erwerben, weil et 
nur alddann auf einen geeigneten Erfolg feines geiftlichen Zuſpruchs 
rechnen Tann. Auch wird er dadurch am beften aller Heuchelei entgegen⸗ 
arbeiten. 
Im Allgemeinen erzieht die Zellenhaft weniger Heuchler als die 
Gemeinihaftshaft, da e8 bei der individuellen Behandlung dem Sttäf 
ling weit ſchwerer fällt, längere Zeit ımentdedt eine feinem Innern 
nicht entfprechende Rolle zu fpielen. Auch fehlt e8 dazu in ber * 
ſonderung von den Genoſſen an einem äußeren Antriebe. Democh ha 
der Geiſtliche ſich davor zu hüten, daß er nicht an der Stelle der früheren 
Frivolität einen krankhaften Pietismus fich entwideln laſſe. de 
Der Schulunterricht kann nur für diejenigen beſtehen, welche 
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Ausbildung noch bedürftig find und ein gewiſſes Lebensalter, etwa das 
36fte, nicht überfchritten haben. Derſelbe barf ſich nicht auf die Elemen- 
targegenftände befchränfen, eine zwedmäßige Unterweifung in Realfennt- 
nifjen muß hinzutreten, ohne andererfeitd die Grenze zu überfchreiten, 
welche die höheren Bürgerjchulen innehalten. Ein folder Unterricht dient 
nicht nur zur ung ded Geifte, fondern auch zur Erhaltung der 
geiitigen Gejundheit, durch die beitändige Anregung, die er gewährt. 
Sn den Mufeftunden und den arbeitäfreien %eiertagen ſchützen Die 
aufgaben am beften vor dem Müßiggange; der Duelle ahfreicher 
Nebelftände in der Strafhaft. 

Die regelmäßige Arbeit der Sträflinge ift allerdings mit einem 
Arbeitszwange verbunden, d. N fie fönnen ſich derjelben nicht nad) Be- 
lieben entziehen, die Arbeit iſt aber jolchergeitalt einzurichten, daß fie 
zur förperlichen und geiftigen Kräftigung, joweit thunlich zur Erlernun 
eines Gewerbes für die Zeit der Entlaffung und zur Grwedung un 
Erhebung des Selbftgefühls dient. 

Gegen die Regelung der Arbeit in den gellengefängniffen wird 
häufig der Einwand erhoben, daß fie den Unterjchied beitehender Straf- 
arten aufbebe, und nur eine Art der Freiheitäftrafe zulafje. 

Wenn man, wie foldhed bei und in Preußen Sala das untere 
icheidende Merkmal zwifchen der Zuchthaus- und Gefängnißftrafe haupt 
ja darin ſetzt, dab bei lepterer die biöherigen feinen Bafiatekln 

erüdjichtigt werden, umd der Gefangene nur in einer feinen Fähigkeiten 

und Verhältniſſen entiprechenben Weiſe beichäftigt werden darf, wahrend 
des Züchtling8 körperliche Kräfte von der Zuchthausvermaltung nur tn 
threm Intereſſe verwerthet werden, und ber Sträfling alle und jede 
Arbeit, audy die härtefte und a verrichten muß, die in der 
Anftalt eingeführt ift, ſoweit er jie verrichten oder erlernen fann, fo 
laäͤßt fich allerdings diefer Unterfchied in dem richtig durchgeführten 
Suyftem der Einzelhaft nicht aufrecht erhalten, weil dabei der Indivi⸗ 
dualität ihr Recht nicht widerfahren Fann. 

Menn aber auch in der angeführten Beziehung nad) Einführung 
ber Einzelhaft der Unterſchied zwiſchen beiden Strafurten wegfällt, fo 
bleiben immer noch manche andere unterfcheidende Merfmale beftehen. 
So kann bei kurzer Gefängnißftrafe eine geregelte Beichäftigung überall 
faum eintreten, noch weniger ſchon aus Geſundheitsrückſichten bei der 
durch Hungerfoft geichärften, auch find mit der Gefängnißftrafe Die 
Ehrenftrafen entweder gar nicht oder in anderer Weiſe verbunden. Endlich 
bleibt dem Gefangenen die Dispofittionsbefugnig über fein Bermögen, 
weldhe er im Suchipaufe verliert. Diefe Momente verlangen aud heut: 
zutage ihre Berückſichtigung und amderweitige Unterfchiede laſſen in die 
Behandlung ſich einführen, denn man würde mit einer allgemein ver- 
breiteten Volksanſicht in MWiderftreit gerathen, wollte man den Unter: 
ſchied beider Strafarten vollftändig verwiſchen. Nur dad erfordert das 
Syſtem, daß die Arbeit in der Einzelhaft darauf berechnet jet, eine er- 
Toigreiche Einwirkung auf das koͤrperliche und geiſtige Wohl des Sträf⸗ 
ings zu üben. Vor allen Dingen muß die Arbeit nicht nur den 
Kräften, ſondern auch dem Berufe und der Neigung des Sträflings 
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möglichit entiprechen. Rein mechaniſche, fabrikmäßige und ſolche Arbeiten, 
welche den Berjtand nicht in Anſpruch nehmen, melde allzugrofe An- 
Itengungen erfordern, und welche ungejund find, dürfen nicht betrieben 
werden. 

Nicht Die größtmöglihe Ertragsfähigkeit der Arbeit darf bei der 
Auswahl derfelben leitend fein, fondern die a daß der 
GSträfling nad) der Önttaffung ih damit ernähren könne. Auch laßt 
ed ſich nicht empfehlen, die Arbeitöfräfte der Sträflinge an Arbeite- 
unternehmer zu vermiethen. In Bruchſal wenigſtens hat es ſich be- 
währt, die Gewerbe für Rechnung des Staated zu betreiben. Daß bei 
Regelung ber Arbeit nad) dieſen Gelihtöpunften große Schwierigkeiten 
zu überwinden find, liegt auf der Hand; ſowohl der Unterricht in den 
Sewerben, wie die Auswahl und Ausübung derjelben tft ſchwieriger wie 
in der Gemeinfchaftshaft, wie viel aber in diefer Hinficht geleiftet werden 
fann, ergeben die im der Bruchjaler Strafanftalt gefammelten In 
rungen. Es liegt in der Natur der Sache, daß landwirthſchaftli 
Arbeiten (Feld- und Gartenarbeit) nur in beſchränktem Umfange betrieben 
werden können, und daß im Weſentlichen nur der Geiwerbebetrieb in 
den Strafanftalten vertreten ift. Leute, die nach ihrer Entlafjung zur 
landwirthichaftlichen Arbeit zurückkehren, und deren Zahl wird allemal 
beträchtli je, wird man daher in einem verwandten Gewerbe unter: 
weiſen, we Yan fie in ihrem Fünftigen Erwerbözweige fördern Tann, 
3. B. in Anfertigung landwirthichaftlicher Geräthe. 

Mer biöher an jchwere Arbeit gewöhnt war, wird in einem Ge 
werbe zu verwenden jein, welded größere Fürperliche Anftrengung er- 
fordert, als der nur bisher mit Sitzarbeit bejchäftigt Gewefene. In 
diefer Hinficht gewähren die verjchiedenen Gewerbe cine mannigfaltige 
Abftufung, man nehme nur dad Schuſter- und Schneiderhandwerf, das 


. Küfer- und Söhtofjergewerbe. Bereit3 ausgebildete Gewerbsleute werden 


thunlichſt in dem bereit8 erlernten Gewerbe furtzuarbeiten haben. Manche 

ewerbe laſſen ſich freilich in der Einzelhaft nicht betreiben, wie 3. B. 
bie Seilerei, die Anzahl der für die Einzelhaft geeigneten ift aber immer: 
bin noch jehr groß. Dahin gehören das Weber-, Schneider-, Fi 
macher⸗ Sister, Drechsler⸗, Küfer⸗, Schlofjer-, Kurbmader-, Bud: 
bindergewerbe, weldye ſämmtlich in Bruchjal betrieben werden. Freilich 
wird nicht jeder in einem Gewerbe, dad er bisher nicht erlernt, zum 
Meifter oder auch nur zum Gefellen herangebildet werden fönnen, und 
die Dauer der Strafzeit kommt daher nicht weniger, wie die Beichaffen- 
heit der Arbeitskräfte in Betracht, wenn ed fih darum handelt, den 
Einzelnen einen Gewerbe zuzutheilen. 

Auch wird ed immer Einzelne geben, welche einem eigentlichen 
Gewerbe gar nicht zugetheilt und nur mit ganz leichter Arbeit beichäf- 
tigt werden fünnen, oder bei denen eine Verſetzung von einem Gewerbe 
um anderen aus Gejundheitörüdfichten erforderlich ift. Zu diefen Be 
Ihränfungen gejellt ſich die häufige Unterbrechung der Arbeitszeit durch 
andermeitige Verpflichtungen de3 Gefangenen. So arbeitet derjelbe in 
Bruchſal Morgens von 5 bis 6%, Uhr, frübftüdt und ruht von 6% 
bis 7 Uhr, arbeitet von 7 bis 8 Uhr, geht zur Kirche von 8 bis 9 Uhr, 
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fommt in die Zelle zuräd um 9%, und arbeitet bis 9%,, geht in den 
Sragierhef von 9%, bi8 10 Uhr, von da in den Echuhimterricht bie 
11 Uhr, arbeitet wieder bis 11%, Uhr und ruht dann bis 1 Uhr. 

Es würde hiernady em ımgerechtfertigted Verlangen fein, woHte 
man den Maaßſtab, welcher an die gewerbliche Ausbildung eines freien 
Arbeiterd und an deſſen Thätigfeit angelegt wird, auch zur Bemeffung 
der Berhältniffe einer Strafanftalt verwenden, oder auch nur von der 
Einzelhaft gleiche finanzielle NRefultate erwarten, wie von einem fabrif- 
mäßig eingerichteten Zucthaufe mit gemeinfamer Haft. Wenn aber 
des ungeachtet die Rentabilität des Gewerbeweſens in Bruchfal hinter 
feiner anderen 0ei6 Kir die urüdgeblieben tft, fo giebt das einen ein— 
leuchtenden Beweis für die Trefflichkeit ber dort Pcchgefüßrten Organti- 
fation der Arbeit und widerlegt die vielen Bedenfen, welde gegen die 
Möglichkeit einer zweckmäßigen Regelung der Arbeit in der Cinzefhaft 
erhoben werden. Ein Sträfling in Bruchſal foftet dem Stante jährlich 
etwa 120 Gulden. In die regelmäßigen %reiftunden, namen Hi an 
Feiertagen ift die Beihäftigung mit den Schulaufgaben zu verweifen, 
wie die Leftüre religiofer und ſonſt geeigneter Schriften, auch Die 
Korrefpondenz mit redlihen Berwandten und Freunden. 

Neben der anregenden Törperlichen und geiſtigen Befchäftigung be 
eichneten wir oben den häufigen Verkehr mit den Hausbeamten, Auf- 
— * und Gefängnißfreunden als den zweiten Hauptgeſichtspunkt für 
die Behandlung der Gefangenen. Ein ſolcher kann nur bei Abfonde- 
rung der Gefangenen von einander ein ungeſtörter und erfolgreicher 
fein, er tft aber auch in der Zellenhaft weit TE ag ala in der 
Gemeinſchaftshaft. Die Wirkſamkeit der Zellenbefuche pingt weniger 
von ihrer täglichen Anzahl ald von der Art und Weife ab, wie je ge⸗ 
macht werben, vor allen Dingen von der Sinnes- und Gemüthsart, 
der Xebenserfahrung und dem ibungögrabe der Anftaltöbeamten. Eine 
jeltener vorfommende, aber länger andauernde eingehende Unterrebun 
mit den Gefangenen, welche erheiternd auf ihr Gemüth und anregen 
auf ihren Geift einzumirfen fucht, wird diejelben zugänglid und mit- 
theilendb machen, und dem Beamten Gelegenheit gen, den Gharafter 
des Gefangenen kennen zu lernen, und feine Beſſerung zu fördern. 
Das bloße Hineinfehen in die Zelle, dad nur an die polizeiliche Beauf⸗ 
ichtigung erinnert, tft —2 für die niederen Beamten, die yufle er 

in und wigder erforderlich und aud für dieſe felten geboten, wetl die 
Ioße Befihtigung der Gefangenen ſchon von den Haudgängen aus be 
wirft werden fanı. Den Werkmeiſter werben ſchon längere Beſuche 
obliegen, um Unterricht und Fortbildung in den Gewerben zu fördern. 
Beſuche von Perſonen, die nicht bei der Anftalt angeftellt, noch 
fonft im öffentlichen Intereſſe zum Beſuche le ermächtigt find, 
muß der Sträfling ſich verbitten können. Beſuche von DBerwandten 
ie Freunden find nur im Sprechzimmer unter Auffiht zu ges 
tatten. 

Von zteher Wichtigkeit für die individualiſirende Behandlung der 
Defangenen it das Syftem der Belohnungen und Strafen für ihr 
Berhalten in der Anftalt. In einem Zellengefängnifje, in welchem die 

Zeitſchr. f. Geſetzgebung u. Rechtspflege. I. 4 
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Hausordnung weit leichter aufrecht zu erhalten ift, ald in eimer Straf: 
anftalt mit gemeinfchaftlicher Haft, find alle entehrenden, der Geſund⸗ 
heit ſchädliche Disciplinarftrafen zu vermeiden. Vor Allem ift die körper⸗ 
iche Züchtigung ald erfahrungsmäßig völlig entbehrlih umſemehr Ei 


| verwerfen, als jie das Chrgefühl abitumpft, Erbitterung erzeugt und 


den Anftaltsbeamten Rohheit und Amtsmipbraud) hervorruft. Für Ueber: 
tretungen der Hausordnung wird man mit Verweis, Entziehbung und 
Beſchränkung von Bergünjtigungen, Dunfelarreft und Hungerfoft regel- 
mäpig außfommen. Nur im äuberften Nothfall wird die Anlegung vom 
Ketten fich rechtfertigen laſſen. Kleine Vergünftigungen und Erleichte 
rungen in der Lage des Gefangenen, als Belohnung für jein MWohlver- 
halten, find für das en von großer Wichtigkeit. Man wird 
es dabei nicht Dem en dürfen, auch den niateriellen Vortheil des 
Sträflings ald wirffamen Hebel berangı iehen. 

Wie es ſich ſchon empfiehlt, einen kleinen Theil des täglichen Arbeits- 
verdienſtes, von jedem Tagewerke einige Pfennige zurückzulegen, um in 
dem Gefangenen das Bewußtſein rege zu erhalten, dat er jtetd auch 
für feine und feiner Angehörigen ünfti e Exiſtenz arbeite, ſo wird die 
über das einmal beſtimmte Tagewerk hinausgehende Arbeit ihrem Be⸗— 
trage nah ihm voll zu gute kommen müfjen, während anderweitige 
Gelbbelohnungen, welche etwa jährlich zu vwertheilen, nicht nach dem 
Maaße der Arbeit allein, fondern nur nach dem ganzen Betragen be 
mefjen werden dürfen. Der Ertrag dieſes Mehrverdienfted wird aus- 
ich Ka zum fünftigen Sortfommen nad der Entlafjung zu ver 
wenden jein. ⁊ 

Daneben laffen ſich noch manche andere Vergünſtigungen gewähren, 
die mit dem Grundſatze der Abſonderung vereinbar ſind, den Druck der 
—— aber mildern und den Sträfling dankbar ſtimmen; wie 
z. B. Erweiterung des Briefwechſels, der Beſuchſannahme, des Spazier⸗ 
ganges, Geſtattung von Gartenarbeit, Verzierung der Zelle durch Blumen 
und Zeichnungen. 

Je mehr Beamte und Gefangene ſich verſtehen, um ſo richtiger 
laſſen fi) nad) der Individualität der letzteren dieſe Heinen Vorzüge 
bemeſſen, welche dann ſicherlich den Strafzweck nicht beeinträchtigen, ſon⸗ 
dern fördern werden. 

ie Einzelhaft ald regelmäßige Vollſtreckungsart der Freiheits- 
ftrafen ſetzt jedody für ihre Anwendung noch manche andere Bedingungen 
als diejenigen voraud, Die auf die Aıt ihrer Durchführung fich beziehen. 
Wollte man jede Freiheitsſtrafe von längerer Dauer in Sinzelbatt ver⸗ 
büßen laſſen, ſo würde ein joliper Vorſchlag bei der Stantdregierung 
ſchon aus stonemilen Gründen auf entichiedenen Widerſtand ftoßen. 
Es empfiehlt In daher vorerft nur die Zuchthausſtrafe, auf welche bei 
und unter 2 Jahren nicht erfannt. werden kann, in Einzelhaft verbüßen 
zu ln ‚jo daB unter Abrechnung etwa des dritten Theils der in ge 
meinjchaftlicher daft zu erftehenden Strafe die fürzefte Dauer der Einzel⸗ 
aft 18 Monate betragen würde. Cine foldhe gefehlich gleichmäßige 
fürzungdnorm ift nad ben in ber Bruchfaler Anflalt emachten 
rungen mit Rückſicht auf die groößere intenſive —5 der Einzell 
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unerläßlidh, eine Ei we wel gleich die Einzelhaft nur auf eine 
gewilje Reihe von Jahren ern: erſcheinen * it t 
In Bruchſal darf die völlige Abſonderung die Zeit von 6 Jahren 
nicht üherfteigen, es ſei denn, daß ber Erräfting die Fortdauer derjelben 
auddrüdlich verlangt. Man ieht aus dieſer Beſtimmung, weldye die 
Fortdauer in Die Wahl bes meflinge ſtellt, daß nicht bie Beſorgniß 
eintretender Geſundheitsſtoͤrung dieſe Vorſchrift veranlaßt hat, ſondern 
bie Einſicht in dad Weſen der Einzelhaft, deſſen Härte es nicht recht⸗ 
fertigt, den Sträfling auf zu lange Zeit dem geſelligen Zuſammenleben 
gegen cnen Willen zu entziehen. 
enn ungeachtet der in der Natur. der Sfolirung begründeten 
Ichwereren Einwirkung die meiften Gefangenen nah Ablauf der 6 Sabre 
die Einzelhaft ber gemeinjchaftlihen Haft vorziehen, fo ſpricht dieſe 
Thatjade ür den guten Erfolg der Eingelhaft, welche den Sulangenen 
ertennen läßt, daß dieſelbe für ihn heillamer ift, ald dad Zuſammen⸗ 


leben mit Verbrechergenoſſen. Bei hohem Alter, nad) dem Eintritt in 
. das 70. Lebensjahr, ſollte ebenfalld Niemand gegen feinen Wunſch in 


der Zellenhaft zurüdgehalten werden. Außerdem follte denen, welche 
nach Berlauf eined Jahres in der Einzelhaft auf dem Wege ber de 
rung joweit vorgeſchritien find, daß die Gefängnikverwaltung ihr 
jammenleben mit anderen in gleicher Lage Befindlicyen für unbedenklich 
halt, ſolches auf ihr Verlangen geftattet werden. 

uf. ſolche Weife könnte man ein Zwiſchenſtadium zwiſchen ber 
Einzelhaft ımd Besilaifung, Ächaffen, welches den allmähligen Webergang 
von ber Sfolirungf zum-Rüdtritte in die bürgerliche Gefellichaft bildete, 
und die Berzüge der irischen Zwilchenanftalten entfalten würde, ohne 
mit deren Nachtheilen behaftet zu ein. Sobald nad längerer Finzel- 
— die begonnene Beſſerung .erfennbar iſt, kann die Gemeinſchaft 
older Gefangener unter einander die Fortſezung des Beſſerungswerkes 
nur fördern, in dieſer Lage verdienen ſie gewiſſe Erleichterungen als 
Lohn ihrer eigenen Anſtrengungen, durch größere Annäherung an bie 
Bedingungen des freien Lebens Finnen jie jet auch unhebenflih den 
* en ausgeſetzt werden, welche dieſes mit ſich bringt, und es 
empfiehlt Nic, fie mit den Schwierigkeiten der Fürſorge für das täg- 
dt Bedürfnif wieder vertraut zu machen. Diejenigen, welche der An- 
ſicht find, daß die Befferung in der Einzelhaft niemals vollendet werben 
fönne, weil fie der Charafterbildung durch Selbftvertrauen in bie eigenen 
Kräfte hinderlich fei, indem fie dur Entfernung aller Einwirkungen, 
ohne welche dad ſpätere Leben in der Xreiheit nicht gedacht werden 
fönne, Die geeignete Uebung der Willenskräfte aus] lebe, werden ſich 
Ihon aus diefem Grunde mit unjerem Vorſchlage einverjtanden er- 
tlären, für und hat aber diefe Art der Charakterbildung unter den Ver⸗ 
juchungen des Lebens für den Sträfling erft dann einen Werth, wenn 
dad Gefühl des Abfcheued vor dem Lafter und die Widerftandöfähigfeit 
egen unfittliche äußere Einflüffe hinreichend erftarkt find, um bie Be— 
—5 — des Rückfalls auszuſchließen. Wer ſolche Bürgſchaft nicht bietet, 
wird daher auch in dieſes Stadium nicht eintreten können, und wer 
durch fein fpätere® Verhalten zeigt, daß er in diefe Klafje der Ge- 
41* 
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befferten nicht hätte vorrüden follen, wird ohne Weiteres in die Einzel- 
haft guric uverfeben fein. In diefem Zwiſchenſtadium, für welches die 
der Ein eihaft gewährte Kürzung beftehen bleibt, wird fich auch das 
Geſetz über die Beichäftigung der Strafgefangenen außerhalb der An- 
ftalt leichter und mit srößeren Erfolge anwenden laffen, als dies biäher 
in unferen Zuchthäuſern geſchehen ift, wo das Urtheil der Verwaltung, 
ob ber Sträfling zur Beſchäftigung superbat der Anftalt fidh eigne, 
auf einer hödft wanfenden Grundlage beruht, wo daher oft chne 
ee Veranlaffung die in dieſer Art der Beihäftigung liegende 
Ieihterung der Strafe eintritt, und deshalb die Zucht allmä lig leidet 
te zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe Verurtheilten von der AN, igen 
Einzelhaft und den Vorzügen der eben bezeichneten Haftart grundjäglid 
auszuſchließen, würde eine ungerechte Härte fein, auch ihnen darf ber 
Meg zur —2 nicht abgeſchnitten werden, und wenn ſie auch den 
rechtlichen An prud auf Sreilafjung verwirkt haben, fo werden die Zeng- 
miffe en er Beſſerung ein wirkſames Motiv zu ihrer Begnadt: 
gung fein. 
Zweifelhafter kann e8 erjcheinen, ob und inwiefern das Ifolirfyftem 
ohne Beeinträdtigung des Strafzweckes ımd ohne Nachtheile fü bie 
geiftige und Törperlihe Gefundheit der Gefangenen auch in Weiberftraf 
anftalten anmendbar fet. 
Richtig ift ed, daß man noch nicht in gleihem Umfange wie ba 
den Männern, Erfahrungen über die Folgen ber Einzelhaft auf weil- 
liche Sträflinge g ammelt hat, und daß die weibliche Natur mit ihrem 
vorherrſchenden Gefühls⸗ und Phantaſieleben, mit ihrer größeren Schwäche 
und Reizbarkeit, mit ihrer vorherrſchenden Neigumg zum Verkehr mil 
Anderen mande Bedenken erregt, zu welder die Einzelhaft in dem 
Anwendung auf Männer feinen Anlaß giebt. Ich glaube imdeiien, 
daß diefe Bedenken nur zu einer Abweichung von ber Regel im einzelnen 
Falle, nicht aber zur Aue [chlieung der Einzelhaft im Allgemeinen führen 
fönnen. Wie aud bei Männern nad ihrer Individualität bin und 
wieder eine abweichende Behandlung eintreten muß, fo wird Died ! 
Perfonen weiblihen Geſchlechts vielleicht häufiger ftattfinden müſſen 
doch rechtfertigt Diefer Umſtand noch nicht eine grundfäglich en 
Behandlung beider Gefchlehter. In Baden hat man denn aud am 
biefen. Gründen durch Gefep vom 13. Juli 1866 die Ginzelhaft fit 
Weiber eingeführt, und dabei wegen Zulaſſung zu gemeinjamer Haft 
eine ähnlihe Beſtimmung getroffen, wie wir fie auch für Männer M 
Dorfen ebradyt haben. 
ur inber dagegen ift bie Anwendung der Einzelhaft, auch abge: 
jehen davon, daß wir empfohlen haben, bie Anwendung der Einzelheft 
auf bie Zuhthaugftra e zu beiten welche Kinder bei und midt e 
leiden Tönen, Schlechthin unzuläffig, weil Kinder durchweg ber Geſellz 
fett zu ihrer Ausbildung nicht entbehren fönnen, und einer fteien © 
ziehlichen Leitung bedürfen. Bet ihnen muß buber die Strafe einen 
vorwiegend Mi Charakter annehmen, die Strafzeit eine länger 
wie bei Erwachſenen fein, die Behandlung die einer ſtrengen vater 


lichen Zucht. 
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Sie werden am beften außerhalb der ordentlichen Strafanftalten in 
Heinen Abtheilungen, in Gruppen, welde dem Familienleben nacper 
bildet find, unter ftrenger Ueberwachung gemeinſam unterrichtet und bee 
Ihäftigt. Die Richtigkeit diefer Anficht wird heutzutage faum niehr 
beftritten, defjen ungeachtet fehlt es noch vielfach ar geeigneten Ein⸗ 
richtungen für die Beſtrafung jugendlicher Verbrecher, die diefem Zwede 
geroibmeten Anftalten Frankreichs können als Borbild empfohlen 
werden. 

Abgejehen von den bisher bezeichneten Kategorien wird noch immer 
eine Anzahl von Sträflingen übrig bleiben, welche aus irgend einem - 
befonderen Grunde für die Einzelhaft is nicht eigenen, namentlich 
ſolche, deren leidender Förperlicher- oder Seelenzuftand, fei ed num beim 
Beginn der Haft oder jpäter, ed nöthig macht, fie der Einzelbaft zu 
entziehen. Es wird daher jedes Zelle efängniß zugleich auf gemein. 
ſcaftiche Haft berechnet fein, und ſo viele Arbeitsſäle umfafſen müſſen, 

aß von den die Kollektivhaft Erleidenden höchſtens 20 Gefangene zur 
ſammen arbeiten. Von dieſen iſt Jedem ſeine eigene Schlafzelle anzu⸗ 
weifen, in welcher er außer der Arbeitözeit jeinen Aufenthalt zu nehmen 
A fo lange nit die vorgefchriebene Bewegung im Freien, gemein 
amer Unterricht, oder gemeinjame Andacht Ihn abrufen. Bor allen 
Dingen wird es aber nöthig jein diejenigen, welche aus der Eingel- 
haft um ihrer fittlichen Sührung willen zur gemeinjchaftlihen Haft zu« 
geraflen werden, von denen, welche aus anderen Gründen ie Haftart 
erleiden, dergeſtalt abzuſondern, daß jede Berührung unter dieſen beiden 
Kategorien von ————— ebenſo vollſtändig ausgeſchloſſen bleibt, 
wie giuilchen den Sträflingen der Einzelhaft und denen der gemein- 
ſchaftlichen Haft. Unter diefer Vorausſetzung würde nichts dagegen zu 
erinnern jein, dieſe verjchiedenen Vollſtreckungsarten der Suthausfteafe 
zur räumlichen Einheit in ein und der nämlichen Anftalt zu verbinden, wo- 
gegen die Gefängnißftrafe ftet$ in befonderen Anftalten verbüßt werden 
muß, weil die Härte der Freiheitsſtrafe und bad Entehrende des Zucht» 
baufes in der öffentlichen Meinung hbauptjächli nad, der Räumlichfeit 
abgejhägt wird, wo die Abbüßung ftattfindet. 

Fine Dienft- und Hausordnung muß die Thätigfeit und dad Zu= 
Jammenwirfen ber höheren Beamten und Aufjeher, wie das Verhalten 
der Sträflinge regeln. 

Die Art und Weije, wie dies in Bruchſal geihicht, kann im Allge⸗ 

erſte Leitung des pe: 
ſammten Dienftes in allen Beziehungen, und Die PEN Ace es 
Beamten- und en muß der Direktion vorbehalten bleiben. 
—A— der durch die Dienſtordnung vorgezeichneten Grenzen hat 
jeder hoͤhere Hausbeamte (Verwalter, Lehrer, Seiltlicher und Atzt) jeinen 
eigenen Wirkungskreis, und der Direktor hat nur darauf zu achten, daß 
fie ihren Dienft im Sinne des © ſtems verfehen. 

Sud der Verwalter, dem jpectell die Leitung des Gewerbebetriebes 
obliegt, Tann in diefer Beziehung Feine koordinirte Stellung zum Direktor 
einnehmen, muß vielmehr, weil der Gewerbebetrieb nur eines von den 
verjchiedenen Mitteln zur Erreichung des Geſammtzweckes der Anftalt 
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tft, für deſſen Durchführung der Direktor bie oberfte Verantwortun 
trägt, bis zur höheren Entſcheidung den Anordnungen des Direktors 
fügen. Dagegen erforbert das geeignete Zufammenwirfen der Beamten, 
daß fie tägliche Sieungen abhalten, in denen fie ihre Wahrnehmungen 
ſich gegenfeittg mittheilen, ihre Anfichten berichtigen, umd über Muuf- 
regeln und Borfchläge wegen einzelner Gefangener jewohl, als wegen 
allgemeiner Zuftände und Einrichtungen ſich beiprechen. 

Ein tüchtiges und hinreichend zahlreiches Aufjeherperfonal ijt für 
bie Durchführung des Einzelhaft - Eyftems von bejonderer Michtigfeit. 
Weder für Die erforderliche Anzahl, noch für die nothwendigen Eigen: 

ften können die Verhältniſſe der gemeinſchaftlichen Haft maaßgebend 
fein. Sowohl die polizeiliche Weberwachung, wie die gewerbliche Aus: 
bildung der Sträflinge erfordert eine größere Anzahl von Aufiehern und 
Merfmeiftern. Auch ift es unerläßlic im Zellengefängniffe höher ge 
bildete Aufjeher een, als fie für die gemeinſchaftliche Haft er- 
ordert werden. Diefelben nach allen in Betracht kommenden Mid: 
ten, infonderheit auch mit Rüdficht auf eine fräftige Geſundheit, 
‘einen tadelloſen Ruf wie humane Gefinnung, und eine ſchon vorhandene 
Gewöhnung an Ordnung und Disciplin auszuwählen, muß dem Virefter 
unterlaffen bleiben, die erſte Anftellung muß aber allemal eine provije 
rifche fein, damit ungeeignete Auficher ohne Weiteres wieder entfernt 

werden Tünnen. 

In Bruchſal fteht der Gefängnißverwaltung ein Auffichtsrath zut 
Geite, als vermittelndes Glied zwiſchen ihr und dem Miniftertum. Cine 
GSerichtöperfon und mehrere der Staatsverwaltung nicht angehörige Staat 
bürger treten mit den Beanten der Strafanftalt als Se 
fammen, um die perjönliche Behandlung der Gefangenen zu eauffichtiger 
und eine Anzahl von Berwaltungsgefchäften felbft zu beforgen. Ue 
diefe Einmiſchung in die Verwaltung wird indeſſen vielfach geflagt, und 
die ganze Einrichtung würde ſich beifer bewähren, wenn man eine An— 

ahl Staatöbürger unter Leitung eines Suftizbeamten, etwa bes Ober: 
—— nur auf eine Aufſichtsführung beſchraͤnkte, ohne ihnen 
anderweitige Befugnifje einzuräumen. Dadurch würde die Publieitit 
der Verwaltung gefördert, dad Vorwalten eines einfeitig bureaukra— 
tiſchen Geifted gehindert und jede unnöthige Geheimnißfrämeret ver 
eitelt werden. 

Die den Mitgliebern des Auffichtörathes dargebotene er 
die Bevürfniff und Wünſche ber Gefangenen und den ganzen Geſchäfts⸗ 

ang in der Anftalt kennen zu lernen, würde fie im den Stand jegen 
n monatlichen Sigungen ihre Beobachtungen und Anftände mit den 
Danebeamien zu beiprechen, erforderlichentalls an das Minifterrum zu 
erichten, und die von diefem vorgelegten Fragen zu begutachten. 

Welchem Minifterium die oberfte Leitung des Gefaͤngnißweſens { 
übertragen, ob dem Minifterium des Inneren oder dem der Juſtiz, 
eine Frage, welche noch immer verfchieben beantwortet wird. It 2 aden 
fteht das Juſtigminiſterium an ber Spite der gefammten Gerinai 
verwaltung, eine Einrichtung, die von Manchen getadelt wird, wel bie 
hauptjächlichfte Aufgabe der Einzelhaft nur auf dem Wege der Eni® 
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hung durch Unterricht und Arbeit erreicht werben fönne, und deshalb 
der Strafvollzug eine reine Vermaltungsfadhe fe. Su Preußen fehlt 
ed zur Zeit noch am einer einheitlichen Leitung des Gefängnißwefens, 
die Zuchthäufer und Polizeigefängniſſe ftehen regelmäßig unter dem 
Minifter des Innern, die Gerichtögefängnifje unter dem Suftigmint ter. 
Diefer Mangel einheitlicher Leitung tft am und für ſich als ein erheb⸗ 
licher Webelftand zu betrachten und man wird fi für das eine ober 
andere Reſſort entſcheiden müfjen. Mir fcheint die im Baden beftehende 
Einrichtung die richtigere zu kein, weil nur die oberfte Suftizbehörde 
einen legalen Strafvollzug hinreichend verbürgt. Es tft unvermeidlich, 
daß der Minifter ded Inneren bei der Gefängnikverwaltung ſip häufig 
durch ſtaatsoökonomiſche und ſonſtige Rückſichten leiten laſſen wird, welche 
den Abſichten nicht entſprechen, die der Richter bei Aburtheilung des 
Verbrechers im Auge hatte, und doch kommt es vor allem darauf an, 
daß die Strafe im Geiſte der Gerechtigkeit vollzogen werde. 

Auch genügt es nicht einmal, daß dies yeichebe, -fondern ber Ge⸗ 

fangene muß auch daran glauben, und dies Vertrauen wird ihn tn 
höherem Maaße erfüllen, wenn ihm in feinen Beſchwerden der Weg an 
den Chef der Zuftiz eröffnet ift. Eine fortwährende Beobachtung der 
Zuftände in den Gefängniffen von Seiten bes Juſtizminiſteriums 
ihm untergebene Organe ift ferner auch für Die Behandlung ber Bes 
gnadigungsſachen, und Im die Geftattung gewiſſer Begünftigungen, 
welche die Gefeggebung ihm zuweiſt, von böchfter Bedeutung. 
Wollte man die bet der ————— in Betracht kommenden 
ae weige ald maafgebend anfehen, fo Tönnte man mit Rückſicht 
auf die Srgiehung die Strafanftalten dem Unterricdytsminifter, mit Rück⸗ 
fiht auf. den Gewerbebetrieb dem Hamdelöminiiter ebenſogut unter: 
ordnen, als dem Minifter des Inneren in feiner Eigenſchaft als Polizei⸗ 
Chef. So lange man daher nicht daß Princip der Gerechtigfett, welet 
der Nriheilöfällung zum Grunde liegt, auch auf die Ausführung des 
Hrtheild anwendet, wird man die Streitfrage nicht loͤſen können und 
bald aus dieſem bald aus jenem Run Ticteitägrunde die Hauptrichtung 
bed Strafvollzugs, die einer individuellen Einwirkung auf Körper- und 
Seelenthätigkeit des Sträflingd aus dem Auge verlieren. Die Beſorgniß 
einer zu großen Strenge im Strafvellgng ift gerade bei der oberiten 
Iuftizbehörde am wenigften begründet, und dem zu befürchtenden Mangel 
an den erforderlichen Kenntniflen und Erfahrungen in den verfchtebenen 
Dienftzwergen läßt fi) am beften Dadurch vorbeugen, daß im Juſtiz⸗ 
minifterium ein Generalinfpeftor jänmtlicher Gefängniffe mit dem aus⸗ 
aka Berufe ernannt wird, alle Verwaltungsgeſchäfte bei den 
Strafanitalten zu überwachen und über alle Vorgänge, Die ber Ent- 
qeidung des Miniſters unterliegen, Vortrag zu halten, wobei ein vor⸗ 
gaͤngiges Benehmen mit anderen Fachminiſtern, um deren Rath und 
Sinfict zu benugen, ja keinesweges ausgeſchloſſen tft. 

Den Schlußſtein dieſes Syſtems, welches fih zur Aufgabe ftellt, 
in der Ginzelhaft die moraliihe Sinnesänderung herbeizuführen, und 
bei fichtbaren Zeiger dieſes Erfolges zu einer leichteren, gemeinſchaft⸗ 
lichen Haft mit Geſinnungsgenoſſen übergeht, bildet bie urlaubsweiſe 
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Ontlaffung für diejenigen, welche in bem vorbereitenden Stadium Der 
Kolleftivhaft ſich diefer Wohlthat würdig geseigt haben. Unter Dem 
Beurlaubungöfyftem wird die gefeplihe Anordnung verftanden, DaB 
Sträflinge nd Berbüßung eines gewiſſen Theild ihrer Strafe unter 
ae Vorausſetzungen für die übrige Zeit mit der Bedingung im 
Freiheit gefeht werden, daß ſie fid) an einem beitimmten Orte unter 
Polizeiauffiht aufhalten, ehrlich nähren, ordentlich führen, und in feiner 
Weile der Verlegung eined Strafgefebes fih ſchuldig machen, widrigen- 
falls fie ohne Widerſpruchsrecht zur Abfipung des ganzen noch nicht ver- 
büßten Theils ihrer Strafe wieder eingezogen werden, dab Dagegen nach 
tadelfreiem Berlauf der Urlaubszeit die Strafe als vollitändig abgebizfst 
betrachtet wird. Diefe Maaßregel läßt demnach unter gewiften Bedin⸗ 
gungen eine Strafverkürzung eintreten. Man könnte glauben, daß dies 
mit der Gerechtigkeit unvereinbar ſei, weil das Strafurtheil die Dauer 
der Freiheitsſtrafe Par a Größe des Verbrechens bemefje. Allein wie 
dad Strafgejep dad Maaß der Strafe nicht abjelut beitimmen kann 
und foll, ß etzt auch das richterliche Urtheil das Strafmaaß nur nach 
Verhältniſſen feſt, welche möglicherweife der Berichtigung auf Grund 
ſpäterer Erfahrungen bebürfen. Wenn die Sicherheit der Geſellſchaft 
ed geitattet und dad moraliſche Wohl ded Gefangenen es erheiſcht, fo 
muB die Möglichkeit gegeben fein, auch nachträglich die Strafzeit und 
war nicht bloß im Gnadenwege abzufürzen. Man bat zu gleichem 
Dede bin und wieder noch eine anderweitige Maapregel empfohlen, 
das ſogenannte Markenfyftein, wonad ein gewijje& Arbeitspenfum eine 
ewiſſe Dauer der Freiheitsſtrafe repräfentirt, und dem Gträfling Ges 
egenheit geboten wird, durch mehr ald gewöhnlichen Fleiß, deſſen Er- 
folge durch Marken ausgedrückt und nachgewielen werden, Die Dauer 
der Strafe abzufürzen. So body aber MR der durch bie Ausficht auf 
Strafverfürgung bedingte innere Antrieb zu Fleiß und Anftrengung bei 
biefer Man hregel an Whlagen ift, fo ftebt ihr Doch Dad Bedenken ent: 
egen, daß in ber Arbeitsfähigkeit und dem Fleiße nicht der alleinige 
aapftab für die Gefährlichfeit und beziehungsweiſe die Befjerung des 
Sträflings liegt. Nur die fittlihe Ummwandelung im Ganzen, nicht 
einzelne ber Erwerböfähigfeit günftige Eigenſchaften rechtfertigen den 
früheren einftweiligen Nüdtritt in die Freiheit. Auf dieſer weiteren 
Grundlage beruht dad Deurlaubungsiuftem, Der Strafling muß min- 
deitend Drei Viertheile der Strafe abgebüßt, und in beiden früheren 
Stadien ded Strafvollzug durch fein ganzed Verhalten zu ber Erwartung 
berechtigt haben, dab er foweit gebeſſert jei, um vor jeiner befinitiven 
Entlafjung die Probe zu beftehen, ob er der ungeichmälerten Freiheit 
wiedergegeben werben fünne. Ein Eingriff in dad Gebiet der Begnadi⸗ 
gung liegt in diefer Einrichtung nicht, da jedem Sträfling durdy das 
. &efjeß von vornherein, ein wenn auch nur ſehr bedingte Recht auf 
Beurlaubung zugeftanden wird, während die Begnadigung die Berrin- 
erung ber Strafe nicht nach Regeln, jondern nad dem völlig freien 
—**— des Koͤnigs iſt. Ebenſowenig iſt von der Beurlaubung eine 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit F befürchten. Wenn man in 
England dieſe Befürchtung gegen die Maaßregel geltend gemacht hat, 
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jo muß man bedenfen, daß der dortige Strafvollzug in feinen früheren 
Stadien fein ficheres Urtheil darüber gewährt, ob die Bedingungen für 
die proviſoriſche Zreilaffung in Erfüllung gegangen find. Auch aus 
unferen alten Zuchthäufern heraus würde die Beurlaubung jich nicht 
empfehlen, fie erjcheint eben nur gerechtfertigt als dad lebte Glied in 
einem ——— tem, welches hinreichende Garantien für die An⸗ 
wendung dieſer Maaßregel bietet, indem die vorausgegangenen Straf- 
ftadien die Möglichkeit gewähren müffen, die erforderlichen Seinen Unter- 
Kpeibungen nad der Perfönlichkeit und dem moraliihen Werthe des 

erbrecyerd zu machen. Es war daher aud der en moflender unjerer 
Strafanftalten wohl erflärlih, daß die vor einer Reihe von Jahren über 
dieſen Gegenftand geführten Kammerverhandlungen in Preußen zu fei- 
nem Refultate führten. Zwar entjchied fi) die Kommilfion der zweiten 
Kammer auf den Antrag ded Abgeordneten Wentzel im Allgemeinen 
* das Beurlaubungsſyſtem, die Spegialbiötuffion wurde aber ausge⸗ 
est, nachdem die Staatsregierung erklärt hatte, daß fie zur Zeit noch 
nicht in der Lage fei, dem gemachten Vorfchlage beizuftimmen, und der 
Antragiteller jelbft die Vertagung der Sache befürwortet hatte. Died 
chließt aber die Wiederaufnahme der Angelegenheit nicht aus, jobald 
ie Gefängnißreform im Uebrigen weit genug vorgefchritten ift, um diefe 
Maaßregel in das Vollzugsſyſtem einzufügen, Berwerflich aber erfcheint 
und die auch ſchon damals vertretene Anficht, dab die Beurlaubung im 
Inftruktionswege ſich einführen laſſe und gar feiner geſetzlichen Regelung 
bedürfe. Die Beurlaubung jo gut wie die Einzelhaft und jede andere 
von der beitehenden abweichende Vollzugsart fchließt eine jo wejentliche 
Modifikation des Strafreht3 ein, indem fie erft den näheren Inhalt 
der Strafe beitimmt, daß die Mitwirfung der Gefepgebung auf diefem 
Gebiete nicht entbehrt werden kann. Seitdem man in Sachſen und 
Braun 1 weig die bedingte reilafjumg ald einen Beitandtheil des 
Strafvollzugs geſetzlich anerfannt hat, entiprechen die gemachten Erfah. 
rungen ganz und gar der gehegten Erwartung. 

Die Ermächtigung zur Beurlaubung des Sträflingd im einzelnen 
Sale wird nur vom Zuftizminifter nußgeben fönnen und zwar auf Grund 
von Gutachten, weldye die Strafanftalibeamien und der Auflichtsrath 
über dieje Stage zu erftatten haben. Nicht die Meberfüllung der Straf 
anftalten oder andere Zweckmäßigkeitsrückſichten dürfen bei Der Entſchei— 
dung ind Gewicht fallen, ſondern nur die beſender ute Führung als 
Folge eingetreteuer Sinnesänderung. Die erfolgreiche Wirkſamkeit dieſer 
Maaßregel wird aber [erner durch die Art und Weiſe bedingt, wie die 
Polizeiaufficht während der Beurlaubung gehandhabt wird. Diefelbe 
barf nicht von dem Beläftigenben an ſich tragen, was fie zur Zeit noch 
ür den dadurch Betroffenen, wie für das Publitum im Allgemeinen 

at. Sie full als Schupauffidt, nicht als Strafe ſich kennzeichnen, und 
arf daher mit den für die Ehre und Sreiheit nachtheiligen Wirkungen 
nicht verbunden fein, welche die ald Strafe zu erfennende Polizeinufficht 
nach ſich zieht. Die Polizeibehörde hat zwar den Beurlaubten F das 
(ati zu überwachen, ihn aber nit durch Zwangsmaaßregeln in 
einer perjönlichen Freiheit zu bejchränfen. Sie darf vor allen Dingen 
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jo wenig wie möglidy unmittelbar mit ihm in Berührung treten, fendern 
regelmäßig nur burh Bermittelung eines Pflegerd, welcher aus Gründen 
der Humanität fid) des Schupbedurftigen an feinem Aufenthaltsorte an- 
nimmt, In B erhältnifjen die eingehendfte Fürſorge widmet, umd durch 
gerjönl en Berfehr mit demſelben wohlthätig auf ihn einzuwirken fucht. 
Schon gegenwärtig beftehen an mandyen Orten Privatvereine, um ent 
laffenen Sträflingen ihr Fortkommen zu erleichtern. Sie würden ans 
ihrer Mitte der Polizeibehörde einen geeigneten Pfleger zur bezeichnen 
paben, und diefer würde mit ber Sorge für den Pflegling der Polizei: 
ehörde gegeniiber die Verpflichtung übernehmen, biejelbe von ber Füh⸗ 
rımg des Sträflingd fortdauernd in Kenntniß zu erhalten. Hiernah 
wären von der Polizeibehörde Perfonalakten zu führen, zu welchen alle 
den Sträfltng betreffende Nachrichten vermerkt und gefammelt werben 
müßten. Bon einer Veränderung des Wohnorted des Dbfervaten wäre 
ber Polizetbehörbe des neuen Bohnortes unter Mittheilung der biäherigen 
Alten Nachricht zu geben. Weber Die eventuelle Wiedereinziehung des 


 Strafgefangenen, wenn die Beraußfegungen nicht mehr vorliegen, unter 


denen er beurlaubt wurde, wird die Sanbeönaltgeibehörbe zu entjcheiden 
haben. Daß dabei der Polizei eine große Gewalt über den Beurlaubten 
gegeben wird, tft richtig, aber nicht zu vermeiden, jedenfalls vermindert 
Die geſetzliche Regelung der Maaßregel Die Gefahr eines Mißbrauchs ber 
Gewalt. In Irland wie in England find die Bedingungen der 
Sreilaffung auf dem Urlaubsfcheine vermerkt. Ste find folgende: „Da 
Inhaber hat feinen Schein aufzubewahren und vorzuzeigen, went e 
von einen Polizeibeamten aufgefordert wird. Er hat fi jeder Gefepe® 
verlegung zu enthalten. Cr foll nicht Umgang und Verkehr haben mit 
offenkundig fehlechten Perfonen. Er darf fein müßiges oder liederliches 
Leben führen ohne nadjweisbare Mittel eines ehrlichen Broderwerbs. 
Die formlofe Widerruflichkeit, ſobald diefen Bedingungen nicht entſprochen 
wird, gewährt den Arbeitgebern hinreichende Garantie, daß Befchwerden 
egen die von ihnen bejchäftigten Perfonen fofort Abhülfe finden werden, 
He fördert daher die Beihäftigung und das Fortfommen der Beurlaubten 
und führt ihnen die ftärfiten Motive zu, fi) ordentlich zu betragen, 
jede Verbindung mit Verbrechensgenoſſen zu meiden und die Reize zut 
Nüdfälligfeit zu überwinden. 
Auf die baulichen Einrichtungen der eahentbeits ſoll hier nicht 
näher eingegangen werden, ſie ergeben ſich groͤßtentheils ſchon aus der 
Darſtellung des Haftſyſtems, auch herrſcht über die hier einſchlagendes 
Fragen unter den Sacpeitänbigen wefentliches Einverſtändniß. 
die Einrichtung von Zellengefängniffen, aud wenn man fie auf rege 
mäßige Vollftredung der Zuchthausſtrafe befchräntt, einen fehr erheblichen 
Koftenaufwand erfordert, wird Niemand beftreiten wollen, allein weit 
einmal der traurige Zuftand unferer Strafanftalten, und die allgemeine 
Neberzeugung von ber Unvollkommenheit der Strafvollftredung aufn 
Nothwendigfeit der Gefängnißreform führt, fo müſſen auch die dat 
erforderlichen Mittel beichafft werden. Es tft nehmen daß Die 
Staatsregierung, welche ſchon ver Jahren die Wichtigfeit des — 
ſtandes volllommen würdigte, die nöthigen Recherchen vorgenommen 
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die Sache jo reiflih erwogen hat, dab die Verhandlungen darüber gegen- 
wärtig mit befjerem Erfolge wieder aufgenommen werben fünnen. Schon 
in nädjter Zeit werden vorausſichtlich die Verhälmiffe in einer der 
neuerworbenen Provinzen dazu Anlab bieten. In den SHerzogthümern 
Schleswig-Holſtein befindet fi nämlih das Gefängnißweſen in 
einer fo troftlojen Lage, iR. den dortigen Uebelſtänden abgeholfen werden 
muß, wenn die neue Strafgefepgebung dafelbft eine erfprießliche Wirk: 
famteit entfalten joll. Die bisherige Strafanftalt in Glückſtadt kann nicht 
ohne erhebliche Nachtheile der Vollſtreckung der Zuchthausftrafe fernerhin 
dienen. Bereits unterm 16. März 1854 erging ein Gefeß, wonach zwei 
neue Strafanftalten errichtet werden follten, die eine in Glüdftadt für -. 
die zu lebenslänglicher, die andere bet Rendsburg für die zu zeitiger 
Zuchthausſtrafe verurtbeilten Sträflinge. Während in erfterer die Zücht⸗ 
linge nur zur Nachtzeit in Einzelzellen gehalten und bei Zage in Abs 
theilungen von hoͤchſtens 20 Derioen zu gemeinfamer Arbeit vereinigt 
werden jollten, lag der lepteren durchweg das Syſtem der Ein elhart 
zum Grunde, und jollte daſſelbe auf alle Sträflinge, auf männlice und 
weibliche, für die Dauer der Strafzeit. Anwendung leiden, jofern nicht 
der geiſtig und koͤrperlich krankhafte Zuftand oder das babe Alter deö Ber 
treffenden eine Aenderung nothiwendig mache. Die Dauer der zeitigen 
Zuchthausſtrafe ſollte nicht unter einem Vierteljahr und nicht über fieben 
Sabre gen und der älteren Zuchthausftrafe von einem halben Sahre 
bis zu 20 Jahren gleichitehen. Zu den Bau⸗ ımd Einrichtungskoſten 
der neuen Strafanftalten follten bi8 weiter in ſämmtlichen Städten und 
Landdiftrikten für jede 100 Perfonen 2 ©. R.⸗M. vierteljährlih ent- 
richtet werden. Demgemäß ift der erforderlihe Baufond nad) den da⸗ 
maligen Softenanjhlägen angejammelt, aud) bei Nendöburg ein Grund- 
ſtück für den Neubau acquirirt worden. Es fteht zu erwarten, dab auch 
bie gegenwärtige Staatöregierung ben Fond zu dem im Voraus be- 
ftimmten Zwede verwenden wird, und es würden nur längft gehegte 
Hoffnungen in Erfüllung gehen, wenn man die Ausführung eined Pro- 
jekts nicht langer ini ließe, durch deſſen Realiſirung die Reform 
der Strafrechtöpflege erit ihren Abſchluß finden würde. Da indeſſen 
das Geſetz über VBollziehung der Zuchthausſtrafe vom 16. März 1854 
in mancher Hinfidht den Anforderungen der Gegenwart und ben neueren 
Erfahrungen nicht entjpricht, jo wird muthmaaßlich die Anregung diefer 
Angelegenheit im Preußiſchen Landtage dahin führen, über die Grenzen 
eines einzelnen Landestheild hinaus für das geſammte Staatägebiet die 
Frage zur Cnticheidung zu bringen, welches em der Vollſtreckung 
der Zuchthaußftrafe zum Grunde gelegt werben toll. 

In diefer Vorausficht haben wir durch Darlegung unferer Anficht 
über dieſe wichtige Angelegenheit im Anſchluß an den gegenwärtigen 
Stand der Wiſſenſchaft und Praxis die Aufmerkfamfeit in weiteren 
Kreifen wieder auf diejen Gegenftand lenfen wollen, dem die politifchen 
Kämpfe der legten Jahre die gebührende Zheilnahme entzogen haben, 
obgleih er wie Faum ein anderer geeignet tft, dad wahre Wohl der 
Geſellſchaft zu fördern. 
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XXVIL 
Ueber dad Recht des Teitamentd - Erefntord auf den Befi der 
Nachlaßmaſſe und die juriftifche Qualifikation feine Veſitzes.) 
Vom Profefior Dr. Paul Hinfhind zu Berlin. 
(Schluß). 


Mit den früheren Ausführungen fteht die Srage, ob der Teftaments- 
Erefutor auch dad den Grben gegebene interdictum adipiscendae 
ossessionis felbititandig geltend machen kann, in engem Zuſammen⸗ 


ang. 
Der Erbe, welder in einem dem äußeren Anfchein nach febler- 
[ofen Teftamente eingefept ift, bat nad 1. ult. C. de ed. div. Hadır. 
toll. VI. 33. das Recht, bie Cinweifung in den Deiip derjenigen 
Sachen zu verlangen, welche der Erblaſſer bis zu feinem Tode beſeſſen 
oder innegehabt hat. Während Befeler (Zeitichrift, a. a.D. ©. 212), 
eimbadh, a. a. O. ©. 1041, und Koch, Preuß. Erbredt. ©. 359., 
dem Teſtamentsexekutor ebenfalld das betreffende Rechtsmittel zugeftehen 
wollen, fpricht ihm Mühlenbrud, a. a. O. ©. 418, dafjelbe ab, und 
will ihm vielmehr (S. 443. 444.) nur unter der Borausjepung, daß noch 
Niemand im Belig der Erbſchaftsſachen fich befindet, Die Nachfuchung einer 
missio hereditatis servandae caussa getatten, namentlih um im Fall 
ber verzögerten Grbjchaftsantretung oder im Ball einer in Betreff 
—7 —*8* des Erben vorhandenen Ungewißheit die Nachlaßmafſſe zu 
üben. 
tt man den von mir in diefen Aufjab begründeten Reſultaten 
bei, jo kann die Befugniß des Teftamentserefutord, dad remedium ex 
1. ult. C. eit. anzuftellen, m. &. feinem Bedenken unterliegen. Der 
Erbe hat, wie ausgeführt, dem Zeftamentserefutor gegenüber mindeftend 
bis zur Vertheilung des Nachlaſſes kein Recht zum Befite defielben, 
vielmehr hat der Teftamentserefutor den Erben kraft der Anordnung bes 
Zeftatord ſowohl corpore ald auch animo im DBefibe zu repräfentiren. 
Daraus folgt von felbft, daß auch der Teftamentserefutor alle diejenigen 
Rechtsmittel, welhe dem Erben fonft zur Erlangung des Beſitzes zu⸗ 
ftehen, geltend zu machen befugt ift. Als jelbitverjtändliche Bedingung 
muß aber die aufgeftellt werben, dab dad remedium vom Xeftaments- 
vollzieher nicht eh beanjprucht werden Tann, als bis ber Erbe bie Erb⸗ 
| ai angetreten bat, da ja abgejehen von dem Fall der Einfegung von 
eredes necessarii und abgejehen von einer dem Teſtament einver⸗ 
leibten Codizillarklauſel, vorher die Deftitution des Teſtaments und da⸗ 


1) Vgl. dieſen Jahrgang ©. 518 ff. 
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mit bie Derechlignng des im Zejtament ernannten Vollſtreckers nicht 
außer Frage geftellt ift. 
Geht man aber von der eben gemachten Vorausſetzung aus, fo ift 
namentlich dann, wenn der Erbe im Teſtamente und der Zeftaments- 
Erefutor in einem formell gültigen befonderen Kodizill eingeſetzt ift, die 
weitere Komplifation denkbar, daß der Erbe auf Grund des Teftaments 
Die missio in possessionem bereitd erlangt hat und dem Teſtaments⸗ 
Erefutor, welde in diejer feiner Eigenſchaft die Meberantwortung der 
Nachlaßmaſſe eanjprucht, die Heraußgabe derfelben verweigert. Daß in 
einem jeden Salle der Zeitamentserefutor in Folge feiner Stellung 
auf Heberlieferung der betreffenden Gegenftände zu Tagen befugt if, 
kann nad den Ausführungen im erften Theil dicer Abhandlung eben- 
falls nicht zweifelhaft fein, wohl aber tft es rragtig ob man ihm bier 
auch dad remedium ex 1. ult. C. cit. geftatten Yan. Der praftiice 
Unterfchied, ob man ihm baffelbe giebt oder nicht, Liegt auf der Hand. 
Denn im erfteren Fall muß er ih alle die Rechtögültigkeit feiner Er- 
nennung betreffenden Einwendungen feitend des Erben gefallen lafien, 
während diefe gegen das remedium unzuläffig find. (Vgl. v. Bangerow, 
Pandekten. 8. 510. a. €.) 
Die Geftattung des remedium fünnte man vielleiht von vorn- 
erein damit von der Hand weifen wollen, daß bie 1. ult. C. ein fehler- 
eied Teſtament, aber fein Kodizill vorausfept. Indeſſen, wenn ber 
Zeftamentderetutor einmal gültig in einem formell redhtöbeltändigen 
Kodizill eingefegt werden Tann ,2) I bildet das betreffende Kodizill nur 
einen Nachtrag und Theil des Teftamentes, in welchem auch materiell’ 
die Stellung des Erben näher beftimmt wird, und necalb fann der im 
Teftament eingefebte Erbe nicht den Vorzug des Teſtamentes für fich 
eltend maden. Die Sache liegt bier durchaus nicht fo, wie in dem 
all, wo zwei Außer fehlerfrete — vorhanden ſind und ein 
Erbe bereits Immiſſion in den Nachlaß erhalten hat, während ſie ihm 
der andere auf Grund des zweiten Teſtamentes ſtreitig machen will. 
Dad Recht des Teftamentserefutord wird durch das formell gültige Kodizill 
ebenfo wahrfcheinlich gemacht, wie das Recht des oder der inftituirten 
Erben. Da die Stellung des Teftamentderefuterd gegenüber dem Erben 
nad) den obigen Ausführungen prävalirt und e8 fich bier um eine durd) 
den Willen ded Teftatord für beide mit maßgebender Kraft angeordnete 
Prärogative des Vollſtreckers handelt, fo bet eben der Erbe fein Nedht, 
die immissio des Teftamentderefutor8 abzuwenden, jedenfall® ift fein 
etwaiges Recht dazu durch das bloße Teftament nicht mehr beglaubigt, 
als das des Teſtators durch das Kodizill. 

Demnach Tomme A alfo zu dem Refultat, daß 
1. dem Teftaments-Crefutor dad remedium ex 1. ult. C. cit. gegen 

Dritte zufteht, ſowie daß er daffelbe auch 
2. ge en den Erben, welder vorher die Immiſſion in die Nach— 

nbmaffe erhalten, anzujtrengen befugt ift. 


— ——— — 


?) u Befeler, Zeitfchrift a. a. DO. ©. 180. 181.5; Sintentd, a a. O. 
©. 478.; Bluntſchli, beutfches Privatrecht 9. 201. 
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Zur vollkommen fichergeftellt Tann aber diefe Annahme nidt er: 
achtet werden, ehe nicht noch ein weiterer Punft, nämlich das Verbältuik 
ber immissio zu dem jpäteren Prozeß über das Erbrecht felbit, in den 
Kreid der Erörterung bineingezogen worden if. Ein etwaiger Eil- 
prätendent muß, um dem Immittirten den Befig der Erbſchaftsſachen 
abzujtreiten, fein Erbrecht ne kn Dat der Teſtamentsexekutor die 
Einweifung erlangt, fo fragt es ſich, ob damit nicht die Wirkſamkeit 
der Erbredhtäflage illuſoriſch gemadt oder erfümert ift. Man Tönnte 
nämlich jagen, daß die heredis petitio mit dem vermeintlichen Erben 
gu Austrag gebracht werden muß, daß aber ein Prozeß mit demjelben 
ein praftifches Refultat paben würde, weil nicht er, fondern der Teftamenti 

Erefutor in der Lage iſt, die Sachen herauszugeben, wenn man nid 
gar annehmen will, daß der Erbe, welder ja unter der gebadhten Bor: 
ausfegung gar nichts ef, überhaupt nicht fü yaffiv Iegitimirt if 
Da anberereits die Pafjivlegitimation des Teſtamentsexekutors anjde: 
nend ebenfalld erheblichen Bedenken unterliegt und eventuell nod dre 
Stage offen bleiben würde, ob ein den Teſtamentsexekutor verurtheilente 
Erfenntniß gegen den Erben, weldhem er ald Bollitreder zur Zeit 
iteht, Dindende Kraft hat und diejen hindern würde, nunmehr Geinerfeis 
ben gegen den Teftamentderefutor fiegenden Erbprätendenten wieder mil 
ber hereditatis petitio zu belangen, jo führt die von mir vertheidigke 
Anfiht auf den eriten Dlid zu einer Neihe praktifher Echwierigfeiten, 
welche jedenfalld gelöft werden müffen. Ohne ein Eingehen auf die ım 
gemeinen Recht jo gut wie gar nicht behandelte Trage nach ber 7 
fugniß des Teftanentderefutord aktiv und paffiv in Crbichaftöftreite 
feiten aufzutreten, iſt das nicht möglich. muß das daher auf 
he noch, ſoweit ed für den vorliegenden Zwed erforderlich ift, une: 
nehmen. 
Die Klage ded Dritten, durch welche er den auf Grund bed reme 
dium immittirten Erben befeitigt, wird in den meiften Fällen em 
hereditatis petitio fein; jo, wenn das Teſtament wegen einer ihm von 
vornherein anhaftenden oder fpäter eingetretenen Ungultigfeit angefochten 
wird. Dad Gleiche wird ftattfinden, wenn das Teftament dad Rob 
erbrecht verlegt, fofern nicht etwa der Prätendent zu der Klaffe der Ge 
ſchwiſter gehört. 

Kann nun die hereditatis petitio gegen den Teftamentöerefuler 
angeftellt werden? M. E. Nein. Die Borausfegung jeiner Stellung 
und jeiner eh oh ift die Gültigkeit deö ihn ernennenden Teftamente, 
ehe nicht jet teht, ob der ernannte Erbe auch wirklich gültigerweiſe inſte 
tuirt iſt, kann von einer Ausführung der letztwilligen Verordnung Teil 
Rede fein. Ferner hat der Teftaments-Erefutor Feine Dispofition über 
die Erbberechtigung und auch deöhalb erjcheint ein mit im über Die 
felbe geführter Prozeß in diefer Beziehung volllommen einflußlos. Det 
halb iſt aljo die hereditatis petitio nicht gegen den Teftamentöerehutet 
fondern nur gegen den Erben zu richten, welcher in dem prima a 
ültigen Teſtament eingejebt ift. Daß der Teftamentserefutor etwa Ai 
Smmnifion erhalten hat, kann feinen Unterfchted machen. Die —— 
klage geht in erſter Linie auf Anerkennung des Rechtes, daß man 
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ift,?) und wenn man auch gewöhnlich jagt, dab derjenige paſſiv Iegiti- 
Ma ift, welcher pro — oder ic —— Ken t, h wird doch 
feineöwegs Beſitz im eigentlichen Sinne nothwendig erfordert, vielmehr 
genügt ed, wenn die Anmaßung der Nachfolge den Beflagten in einen 
Konflitt mit dem Kläger bringt, welcher die Wirkſamkeit des von dieſem 
legteren beanfpruchten Rechtes zu hindern oder zu beeinträchtigen geeignet 
iſt.) Ein folder Fall liegt aber hier entjchieden vor, denn der Zeita- 
mentserefutor, welcher nad) dem Obigen nicht befugt ift, dem Erbanſpruch 
des Erben zu präjudiziren, wird dem anderen Grbprätendenten immer 
entgegenhalten fönnen, daß er ohne Einwilligung der Perjon, für welche 
er ald Zeftamentderefutor Immiſſion mit dem remedium erhalten hat, 
weder den Anjpruch anzuerkennen nod Sachen herauözugeben befugt ift. 
Berweigert mithin der Erbe, in deffen Namen der Tejtamentövollitreder 
bie Nachlaßmaſſe bejipt, eine Anerkennung des Prätendenten, jo verlegt 
er und zwar er allein das angebliche, behauptete Erbrecht des Letzteren 
und dieſer muß gegen ibn zu flagen befugt fein. Der Full liegt bier 
ebenfo, wie wenn der Richter eine Crbichaft vorläufig in Verwahrung 

enommen und zwei Erbichaftöprätendenten um die Herausgabe zu er- 
angen, unter einander erjt ihr Recht im Prozeſſe ausfechten. Auch in 
diejem Fall ift von einem Befib des DBellagten im eigentlichen Sinn 
nicht die Rede, denn es zeigt N ja erft mit der Rechtskraft des Er- 
be für wen der Nichter den Nachlaß in Berwahrung ges 
abt bat. 

er Umftand, dab eine andere Perſon ald der immittirte ZTefta- 
mentderefutor mit der hereditatis petitio belangt werden muß, madht 
alfo von dem eben hervorgehobenen Geſichtspunkt aus betrachtet feine 
Schwierigfeit. 

Wie fteht ed aber mit der Realifation des Erfenntnifjes, wenn der 
Erbſchaftsprätendent obgefiegt und der ZTejtamentderefutor tropdem die 
Herausgabe ded Nu laffes verweigert? Iſt den Erben, für den er die 
Immiſſion erhalten bat, das Erbrecht wegen Ungültigfeit des anjcheinend 
febleriojen Teſtamentes einmal vechtäfräftig aberfannt, jo fallt damit 
ohne Weitere die Befugniß ded Teſtaments-Exekutors zufammen, und 
neahalb muß dad Erkenntniß gegen ihn gerade jo wirken, wie gegen den 
Erben jelbit. 

Steht doch auch das Erkenntniß, welches dem ZTejtamentserben die 
Erbichaft zu Gunften des Inteftaterben abjpricht, den Kegatarien entgegen.°) 
Dat dem Eieger ſelbſt die Exekutionsnachſuchung gegen den Tejtamentö- 
Exekutor zu geftatten ift, kann ebenfowenig auffällig ericheinen. Kine 
neue Klage gegen denjelben ift nicht denkbar, denn je fönnte höchſtens 
auf Konftatirung der Pflicht des Vollſtreckers in Folge des zu Gunften 
bed Snteitaterben ergangenen Urtheils den Nachlaß nunmehr herauszu- 


3) Bgl. über diefe nicht unbeftrittene Anficht Sintenis, Civilrecht. 2. Aus. 
Bd. 3. ©. 530 ff.; Unger, öfterr. Privatreht. Bd. 1. ©. 534 ff.; Bb. 6. ©. 2 

) v. Keller, Panbdelten. 8. 544.5; Unger, a. a. O. Bd. 6. S. 231. Note 7. 
5) L.3 pr. D. de pignor. XX. 1.; v. Sapigny, Syſtem. Bb.6. ©. 474. 
475. Nager, a. a. O. Bd. 6. ©. 249. Note 7.; Maren, die. g. acceflorifche Inter⸗ 
vention. Gießen. 1864. ©. 70 ff. 
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geben gehen. Diefe Folge verfteht fi) aber ganz von jelbft, fowie man 
die Wirkſamkeit des auf die hereditatis petitio ergangenen Crfennt: 
nifje8 gegen den Teftamentd-Erefutor annimmt. Und in der That ift die 
Vollſtreckung eined Urtheild gegen einen Dritten, auch obne daß dieſer 
Nniverjals oder Sinqular-Succefjor der einen oder anderen Partei ift, 
nichts Unerhörted. Eine Analogie bietet hier der Fall, in weldyem ber 
Vaſall zur Heraudgabe der Sade verurtheilt, inzwijchen aber das Lehn 
dem Herrn apert geworden ijt.‘) 

Hier hat der Bafall ebenfo wie der Erbe in dem vorausgejehten 
Fall das Recht, die Sache mit bindender Wirkung für den Herm pre 
zeffualifch zu vertheidigen. 

Darf aber der Zeftamentderefutor nicht etwa in dem Prozeſſe über 
die Gültigkeit ded Teftaments nach Analogie der Legatarien interveniren, 
oder muß er fih auch die nachläſſigſte Prozeßführung fettend des ein- 
gefebten Erben, ja felbft Kollufionen deſſelben mit dem klagenden In⸗ 
teftaterben gefallen lafien? Man wird m. €. diefe legtere Frage ver- 
neinen, und dem Teſtamentsexekutor, um ihn gegen derartige Handlungen 
des Erben zu ſchützen, dad Interventionsrecht geben mit en.n Ste 
nämlid in dem angefochtenen Teſtament oder in einer belonberem, mit 
auf das Teltament 1 beziehenden leptwilligen Verfügung ernannt, jo 
fallt auch mit dem Zeftament feine Stellung zufammen.*) Er bat alſo 
infofern an der Aufrechterhaltung ded lebten Willens neben dem 
Teftator ein eigenes Sntereffe, gerade fo wie der im Teftament bedacht 
Legetar. —**— gilt das auch, wenn die hereditatis petitio al 
Nullitätsklage auf Grund der Pflichttheilöverlegung angeftellt wird; bier 
fommt noch der weitere Grund hinzu, a die Legate, fofern fie ben 
Pflichttheil nicht verlegen,?) befanntlich beftehen bleiben, und dieſe vom 
Teftamentserefutor außzuzahlen find. Eine nähere Beſprechung, wie d 
fih im Falle der Anfechtung des Teſtamentes durch eind der —* 
berechtigten vepiſte im Falle der querela inofficiosi verhält, kann als von 
dem vorliegenden Gegenffande zu weit abführend übergangen werben, 
denn wenn man bier den eingejehten Erben jelbft ohne Konkurrenz 
des Teſtamentsexekutors allein Air paſſiv legitimirt erachten wollte, ſo 
würbe hinſichtlich der Realifation des die Refeiffion ansprechenden Er: 
fenntniffes doch immer dad Gleiche gelten müſſen, wie bei der des af 
die hereditatis petitio ergangenen Urtheils. 

Damit glaube ich die oben (©. 657.) —— Säge auch gegen 
den eben beiprocdhenen Einwand genügend ficher geftellt zu haben. 

Wie iteht es — daB ift demnach nod der einige Yunft, melde 
für das Gebiet ded gemeinen Rechtes zu erörtern übrig bleibt —, mei 
der Erbe noch nicht angetreten hat (weil 3. B. fein Aufenthaltsort nich 
zu ermitteln gewefen if)? Kann bier der ernannte Teftamentderetit 


6) II. Feud, Tit. 48.; Renaud, Lehrbuch des gem. beutfchen Gänilprogefiet 
1867, ©. 429. 

) L. 14. L.5. 8.1. D. de appell. XLIX. 1. 

8) S. hierzu au Sintenis, a. a. D. ©. 697. 

%) Bol Nov. 115. c. 4. Arndts,- Pandelten. 98. 599. u. 600.; Kelter, Par 
deften. 8. 521. 
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trotz der noch vorhandenen Moͤglichkeit der Deſtitution des Teſtaments 


den Beſitz der Nachlaßgegenſtände verlangen? Auf Grund des reme- 


dium ex]. ult. cit. für die Regel nicht, denn daſſelbe wird der Teſta— 
mentö-Erefutor erit dann zu beanfpruchen befugt in wenn der einge- 
ſetzte Erbe die Erbſchaft angetreten hat. Zür die Geltendmachung des 
Rechtsmittels feitens des Erben jelbit wird dies lehtere zwar nicht 
ausdrücklich in der betreffenden Konftitution verlangt, das erflärt fich aber 
einfach daraus, daß derjenige, weldher auf Grund eines fehlerfreien 
Teſtaments den Beſitz der Erbſchaftsſachen verlangt, fich durch dieſe 
Sandlung allein ſchon pro herede gerirt. Kür den Teſtaments-Exekutor 
liegt aber Die Sache anders, denn feine Befugniſſe fallen mit der De: 
ftitution ded Teftamentes zujanımen. 

Kann ihm daher auch nicht das remedium in dem hier voraus- 
geſetzten Falle geitattet werden, jo giebt e8 doch ein anderes Mittel, ein 
ähnliches Refultat herbeizuführen. 

Schon dad Roͤmiſche Recht fennt eine cura für einen Nachlaß, zu 
welchem der Erbe noch nicht ermittelt iſt; es kann nämlich in dieſem Ball 
bie immissio eines Kurators rei servandae causa erfolgen!®), Eine 
jolhe Beſitzeinweiſung zu Peramlaffen wird der Zeitaments - Erefutor 
zweifellos befugt fein. Damit find aber die beiden Fragen: vb der Nichter 
ben Zeitanıentserefutor blos weil er zum Vollſtrecker des letzten Willens 
ernannt ift, immittiren muß und ob der Teitamentöerelutor, wenn er 
in den Beſitz eingewiejen ift, auch die Befugniffe, welche ihm das 
Zeftament giebt, ausüben fann oder ob er blos vorläufig die Stellung 
eined Nachlaßkurators einnimmt, noch nicht entjchteden. 

Die erfte Stage muß m. E. verneint werden. Der Richter darf 
dem Teftamentserefutor die Nachlaßmaſſe vorläufig überweifen und wird 
In der Regel wohl feinen Anftand nehmen demjenigen, welchem der 
Teſtator fein Vertrauen geſchenkt hat, auch dad ſeinige zuzumenden, aber 
ein Necht des Teſtaments-Vollſtreckers die immissio rei servandae causa 
zu erhalten, fann nicht, wie das anfcheinend Mühlenbrud, a. a. O. 
©. 443. 444. (vergl. oben ©. 656.) thut, behauptet werden. Die Be- 
fugniß des Teftamentderefutors fällt mit der Deftitution des Teftamentes 
ulanımen, weil feine Ernennung mit der Erbedeinfegung in innigem 

uſammenhang fteht. Ehe der Erbe nicht angetreten Ent fann er mit- 
bin auch feine Befugnifje ald Teſtaments-Vollſtrecker nicht ausüben, alfo 
auch aus diefer feiner Stellung feine Stechte herleiten. Aus dem eben 
bervorgehobenen Grunde ergiebt ſich zugleih bie Beantwortung der 
zweiten Frage. Es folgt nämlich daraus weiter, dab der Teftaments⸗ 


10) L. 1.8.4. D. de muner. L. 4.: „Aeque personale munus est tutela, cura 
adulti, furiosive, item prodigi muti et ventris .... et similia ... . His similes sunt 
bonis dati curatores quae fuerunt eius qui ab hostibus captus est et reverti speratur. 
Item eustodiendis ab eo relictis bonis, cui necdum quisquam civili vel honorario iure 
successit, curatores constituti. — L. 8. D. quibus ex causis. XLO. 4.: „Si diu 
incertum sit, heres existurus nec ne sit, causa cognita permitti oportebit, bona rei 


servandae causa possideri. Et si ita res urgent vel conditio bonorum, etiam hoc 


concedendum erit, ut curator constitustur.“ Bergl. v. Keller, a. a. O. 8. 452.; 
Sintenis, a. a. O. Bb. 3. ©. 292, 
Zeitſchr. f. Gefepgebung u. Rechtäpflege. T. 42 
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Exekutor, felbft wenn er den Befis der Nachlaßmaffe erhalten hat, über 
diefelbe nur in Berge des richterlichen Ernennungsdefretes, aljo nur ale 
Kurator, nicht als Teſtaments-Exekutor — was praktiſch wichtig werden 
fann, wenn ihn der Teſtator jehr weitgehende Befugnifje beigelegt hat — 
disponiren kann. Gleichzeitig ergiebt ſich aber, daß wenn das Teſtament 
die Kodizillarflaufel enthält oder ein suus heres inftituirt ift, Diele 
Grundfäpe feine Anwendung finden, denn in dem erfteren Fall kleiben 
ine Befugniffe beitehen und im zweiten Fall ift die Erbichaft dem 

eben fofort erworben. Hier wird er aljo gar feine immissio rei 
servandae causa nachzuſuchen brauchen, fondern er kann ſofort die Nach⸗ 
laßmaſſe mit dem remedium ex. J. ult. beanjpruchen. — 

Das preußiſche Recht Tennt gleichfalls wie ſchon ©. 531. bemerkt ift, 
ein dem remedium’ex ]. ult. nachgebildeted Rechtsmittel. Die einjchlägigen 
Paragraphen bed Allgemeinen Landrechts Ih. I. Tit. 12. lauten: 

8. 243.: „Wer auf Grund eined Erbrechtes, ed fei aus einem 
Teftamente oder vermöge der geieplichen Erbfolge zum Befige einer 
Erbichaft redlicher Weife gelangt ift, der muß dabei fo lange geſch 
werden, bid die Unrichtigfeit feines Befigtiteld und das beijere Recht 
des Erbiihaftsprätendenten audgemittelt find.“ 

8. 244.: „Sit noch Niemand im Befipe der Erbichaft, fo muß 
der Richter denjelben dem in einem förmlichen gerichtlichen Teftament 
eingejepten Erben, wenn aud fein Erbrecht noch beftritten wird, bie 
zum Austrage ded Streitd einriumen.“ 

8. 245.: „Kommen mehrere dergleichen Teſtamente zum Ber 
fchein, fo Tann der in dem fpäteren eingefepte Erbe den Belip de 
Erbſchaft vorzüglich fordern.” 

Das Allgem. Landrecht weicht alſo nur dadurch vom gemeinen Redt 
ab, daß ed ald Vorausſehung des Nechtsmitteld den Umftand hinftell 
dat ſich noch Niemand im Befig der Erbſchaft befindet !'). 

Da ſomit unfer Gefepbuch auf dem Boden des gemeinen Rehiel 
ruht und ebenſowenig in der Auffaffung der Stellung des Teftament® 
Erekutors abweichende Vorſchriften hat, wird man dem letzteren bie de 

gniß, den Befit der Nachlaßmaſſe zu verlangen, ebenfalls nach preubt 
chem Recht zuſprechen mülfen. Demnach fann der erfte der che 
aufgeftellten Sätze (©. 657.) unzweifelhaft für das Gebiet unjered Land⸗ 
rechts Geltun beanipruden, in Betreff des zweiten fönnte dies abe 
wegen ber mitgetheilten Beſtimmung des $. 244. zweifelhaft jein., Hal 
Wi ber Erbe bereits der Nachlaßgegenſtände bemädhtigt, jo iſt anfcheinen? 
remedium auögefchloffen, weil daffelbe ja mır dann ftatthaben jel, 
wenn fi nod Niemand im male der Erbichaft befindet. Indehſen 
erweift ſich diefer Grund bei näherer Betrachtung als nicht ftihhaltg 
Die 88. 243. ff. wollen das Verhältniß zwiſchen zwei Erbichaftepräter: 
benten intertmifttich und proviſoriſch regeln; fie fegen einen Che 
zwifchen ſolchen Perfunen voraus und deöhalb tft dad: „Niemand M 


11) Ob auch darin, daß es, wie sr Kommentar zu dem citirten $. 24 weil, 
eine Ginweifung in ben Belig der Erbichaft ad universitas juris und nicht in Di 
ginzelnen —A bezweckt, mag bier dahingeſtellt bleiben. 
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8. 244. zu fafjen ad: „einer der Erbichaftöprätendenten‘. Zu diejen 
gehört aber der Teſtaments⸗Exelutor nicht, er foll ja vielmehr für den- 
jenigen Erben, weldem er den Befig der Nachlaßgegenſtände abfordert, 
handeln, und gerade diejen repräfentiren. Mit dem Zeftamente, durch 
welches der eingefebte Erbe fein Recht auf den ah proviſoriſch dar- 
thut, ift ja auch hier immer die Berechtigung ded Teitamentö-&refutors 
bargethan und Diele prävalirt vor der ded Erben. Das gleiche gilt auch 
hier von dem Fall, wu die Teſtaments-Exekution in einen befonberen 
Kodizill angeordnet ift. Immer hat unter diefen Borausfegungen der 
Teſtaments⸗Exekutor, joweit ſich die Sache proviforifch enticheiden läßt, 
— und nur Darauf allein kommt es bei Dielem Nechtömittel an — ein 
befferes, vorläufige Recht auf den Befip der Nachlaßgegenſtänden2). 

Somit finden die für das gemeine Recht ©. 656 ff. entwidelten beiden 
Sätze auch für dad preußtihe Recht Anwendung, nur ift dem erfteren 
die Einſchränkung hinzuzufügen, daß noch fein gegen den eingejeßten 
Erben aufgetretener Prätendent im Beſitz des Nachlafjes fein darf. 

Der oben (©. 658.) beſprochene Einwand, welder mit Rückſicht 
auf bie hereditatis petitio ſich aufwerfen läßt, befeitigt fih auch für 
dus preußiſche Recht aus denfelben inneren Gründen wie Fir dad gemeine. 
Die wahre Natur der hereditatis petitio ald einer Klage gerichtet auf 
Anerkennung bed Erbrechted und die Möglichkeit der Klage “ud egen 
eine andere Perjon, ald diejenige, welche im eigentlichen Sinne fit. 
zeigt ſich recht deutlich da, wo der Richter, wie nad) preußiſchem Recht, 
öfter8 in die Lage kommt, den Nachlaß in Verwahrung zu nehmen, und 
die II etwa meldenden Prätendenten den Streit unter fi ausfechten 
mällen !°). 

Zum Schluſſe fei endlich bemerkt, daß für dad Gebiet der preußi⸗ 
ihen Rechts die ferner für dad gemeine Recht (©. 661 ff.) behandelten 


‚2, Man könnte verfucht fein dad gewonnene Refultat audy noch folgendermaßen 
zu begründen: 8. 243. a. a. O. ſchütze nur den redlich zum Beh gelangten Präten- 
enten, wenn $. 244. ebenbdafelbjt das remedium gebe, fofern Niemand im Befig jei, 
jo habe dad Geſetz eine Lücke für den Fall gelaſſen, wo der andere Erbichaftöprätenbent 
den aha unredlidh erworben hätte Diefe fei dadurch auszufüllen, daß auch der 
unredliche Befiger auf Die Anftellung bee remedium hin zu weichen verpflichtet und folge- 
weife auch der Erbe, welchem im Teftament ein Zeftamentövollitreder an die Seite 
eiegt je weil erfterer immer willen müffe, Daß dieſer und nicht er ein Recht auf den Befig 
er Erbſchaft habe. Sch halte aber Diefe Ausdehnung des remedium nicht für zuläffig, denn 
bie 88. 159. 160. 168. it. 17 Th. J. A. R. beftimmen, $ 159.: „Streiten mehrere 
Perſonen darüber, weldyem von ihnen das Erbrecht ganz oder zum heil zuftehe, fo 
muß die Verwaltung der Erbichaft einem gerichtlich zu beftellenden Verlaſſenſchafts⸗ 
furator aufgetragen werden;" 8. 160.: „Hat fchon einer der Prätendenten redlicher 
Weiſe den Beſiß der — ergriffen, fo muB er darin bis zum Austrage der Sache 
gelafjen werden," $. 168.: Wie es in Zällen, wenn Teftaments- ober Ssntefaterben 
nber das Erbrecht ftreiten, mit dem Befige und ber Verwaltung des Nachlafled zu 
halten fei, ift gebörigen Orts beftimmt (Tit. 12. 8 243. ff.).“ Die Regel ift alfo die, 
daß abgefehen von Den beiden ausgenommenen Fällen (g. 160. 168. a. a. D.) ein 
Verlaſſenſchaftskurator zu beftellen fi alio auch da, wo ein Prätendent auf unredliche 
Deiie ee praktiſch zunächft freifich ſchwer feftzuftellen fein wird — in den Befig 
gelangt ift. 

13) Vergl. 8. 159. Tit. 17. TH. LA 8 R. (f. vorige Anmerkung); 8. 162. 
ebendaſelbſt: „Sowohl der BVerlafienichaftöfurator, als der im Bei, befindliche Prä- 
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ragen, ob der Teſtaments-Exekutor audy eine bloße missio rei servandae 
causa verlangen kann und ob er nad) der Grlangung berfelben in Bezu 
auf die Mafte die Stellung eines Nachlaßkurators einnimmt oder * 
Maßgabe der von ihm als Teſtaments⸗Exekutor erlangten Vollmachten zu 
handeln befugt ift, nicht entitehen fünnen. Wie ſchon früher (S. 525. 
Anm. 13.) bemerkt ift, enthält jedes eitament nach preußifchern Recht 
kraft gefeplicher Beftimmung die clausula codicillaris in ſich. Wird 
alfo dad Zeftament deftitut und treten die Inteitaterben ein, ſo find 
darum die Befugnifje des Teſtaments-Exekutors noch nicht ausgejchlofjen. 
Ferner bedarf es auch nad preußifchem Recht feiner Erbichaftsantretung, 
vielmehr gefchieht der Erbichaftderwerb ipso iure mit dem Tode dei 
Erblaſſers (A. L. R. Th. I. Tit. 9. 8 367). Wegen diefer beiden 
Grundſätze des preußiſchen Rechts wird alſo der Teſtaments⸗-Exekutor 
immer ſofort mit dem remedium aus $ 244. Tit. 12. Th. J. A. L. R. 
den Beſitz der Nachlaßgegenſtände fordern koͤnnen. 


tendent mũſſen die Verwaltung der Erbſchaft bis zum Audgange des Etreites 
unter richterlicher Aufficht führen.” — W. ©. O. ah. I. Tit. 46. $. 2.: „Wenn Über 
eine Erbichaft Streit entftebt, fo betrifft jetbiger entweder die Andmittelung bes 
Erbrechts der vorhandenen Prätendbenten überhaupt oder ıc.; 8. 3.: „De, 
fo lange die Erbredhte und Quoten der Interefienten nicht ausgemacht find, die An- 
legung einer Erbſchicht unter ihnen fidy nicht denken läßt, fo müffen juv örderft biete 
beiden Präjudiz alpunf e, wenn bie Parteien barüber nneing find, nach ben 
Gorjriften des orbentlichen und gewöhnlichen Prozeſſes erörtert und entſchieden 
werben.“ 
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XXVIII. 


Ueber die Wirkung der Feſtſtellnugen und der Spejzialjudikate im 
Konkurſe für den Gemeinſchuldner. 


Vom Herrn Gerichtsaſſeſſor Hand Rüdorff zu Berlin. 


Das Obertribunal hat in wiederholten Entſcheidungen den Feſt⸗ 
ſtellungen der Forderungen im Konkurſe gegen den Gemeinſchuldner 
die Kraft eines Judikates beigelegt. — Dal. die Erkenntniſſe vom 
22. Oktober 1863 (Striethorft, Bd. 50. ©. 344.), 27. September 
und 20. Oftober 1864 (a. a. O. Bd. 54. ©. 288. 336.), 4. Suli und 
17. September 1864 (Entſcheidungen. Bd. 52. ©. 454. 474.) umd 
1. Degember 1864 (Striethorft, Bd. 55. ©. 326.). — 

Nach der in diefen Entſcheidungen iiedergelegten Anſicht des 
höchſten Gerichtöhofes joll der Feſtſtellung der Forderungen im Konkurje 
die Kraft der res judicata mit der Folge der actio judıcati, der Erefu- 
tion und der Perpetuation der Klagen im Sinne des $. 10. des Ges 
jebed vom 31. März 1838 gegen den Gemeinfchuldner nad bes 
endigtem Konkurſe beizumefien fein. Die Perfon und daB zukünftige 
Vermögen des Kridars follen mithin über den Konkurs hinaus durch 
die Erklärungen und Handlungen des Konkursverwalters obligirt werden. 

In den gedachten —— handelt es ſich zwar nur um 
ſolche Feſtſtellungen, welche auf Grund des Anerkenntniſſes des Ver⸗ 
walters durch den Kommiſſar erfolgen und Dielen wird die Kraft einer 
gnitiond-Rtejolution (8. 16. Zit. 8. und 8. 4. Tit. 24. Th. J. A. G. O.) 
eigelegt. 

Folgerecht aber muß das Obertribunal die gleiche Wirkung den 
wegen der ſtreitigen Forderungen in den Spezialprozeſſen gegen den 
Verwalter ergehenden Judikaten beilegen. Die Konkursordnung ſtellt 
beide Arten der Feitftellung gleich und es fehlt auch jeder innere Grund 
a einen oder ber anderen eine ftärfere oder ſchwächere Wirkung zu 
vindiziren. | Ä 

reilich ift anzunehmen, daß, wenn ed fi um die Bedeutung der 

gegen den Verwalter ergangenen Spezialjudilate gehandelt hätte, nad 
dem alten Grundſatze: res jJudicata jus facit inter partes die Frage 
va der Sdentität der Perfonen eine genauere Würdigung erfahren 
ätte. 

Es muß ferner bier die Frage nach der Bedeutung der Feſt⸗ 
ftellung für den Gemeinfchuldner irrelevant fein: ob der Konkurs — ab⸗ 
ejeben vom Falle des gerichtlihen Akkordes — durch Aus 

* der Maſſe oder durch Einwilligung der Gläubiger in die 
ufhebung (5. 210. Konk. Ordn.) ſein Ende erreicht, ſelbſtverſtändlich mit den 
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im legteren Sal aus den Beſtimmungen eined etwaigen außergericht⸗ 
lichen Vergleiches fih ergebenden Modifikationen. 

Die Richtigkeit der Anficht des Obertribunald iſt ſchon früher in 
Zweifel gezogen. (Vgl. Löhr, Gentral-Drgan von 1865. ©. 310 und 
C. 5. Koch, der Preuß. Civilprozeß. 2. Aufl. ©. 864 und beſonders 
die treffenden Ausführungen von Malower, Studien zur Konkurs— 
Ordnung. ©.9 ff. ©. 95.) Die Prarid der SKonkursgerichte wider: 
itrebt, —* uns bekannt, der Meinung des Ober-Tribunals nicht 
minder und erklärt insbeſondere Exekutionsgeſuche gegen den früheren 
Gemeinſchuldner auf Grund der Feſtſtellung — außer dem Falle des 
Akkordes — für unzuläſſig.) 

Bei der großen praktiſchen Bedeutung der Frage (Beint es ge⸗ 
boten, daß die divergirenden Anfichten im Intereſſe der Rechtsficherheit 
baldigſt ausgeglichen werden. Unſerer Dreimung nah muß die Löfung 
egen bie Judikatur des Obertribunald ausfallen. Lebtere untermirft 
te Gemeinfchuldner einer Entmündigung, welche weder in dem Bud) 
taben, nad in dem Gelfte der neuen Konkursordnung ihre Rechtferti- 
gung findet. 

Bevor wir eine Widerlegung der Anfichten des Obertribunals ver: 
ſuchen, ſei es und geftattet, kurz den Standpunkt unjerer Frage nad 
bem Recht der alten Konkurdordnung zu erwähnen. 

Mir find Kr der Anficht, daß trotz aller Abweichungen ber 
nenen von ber alten horn die hier vorzugsweiſe zur Sprade 
tommenden Hechtöverhältmiffe: die Natur der Konkinsmaſſe, die Wir: 
fang der Konkurderöffnung auf den Kridar, defien Stellung zur Gläubiger: 
} h und zum DBerwalter, — im Wefentlichen unverändert ge 
blieben find. 

Zür das alte Konfürsrecht hat nun das Obertribunal feine — dem 
Inhalt der neueren Entſcheidungen entgegengeſetzte — Auffaffung in 
klarer und überzeugender Weiſe ausgeſprochen. Sn dem Crefenntaiß 
a 15. März 1847 (Entſcheidungen. Bd. 14. ©. 218.) ift der Sp 
enthalten: 
„daB die Liquidation einer Forderung im Konkurſe nicht bie 

Wirkung einer Klageanmeldung, und die Klaffififatoria nicht die 
einer vechtöfräftigen Entſcheidung in Begiehm auf die Unterbrechung 
und den Wiederanfang der Verjährung durch Peichtgebrauch gegen ben 
früheren Gemeinjchuldner habe.“ 
urch dad Erfenntniß vom 29. April 1856 (Striethorft, Ardiv. 
3b. 21. ©. 156.) wird ausgeſprochen, daß das gegen den Kunlur 
Kurator (Kontradiktor) ergangen? Judikat nad auf ehobenen Konkurſe 
gegen ben vormaligen Kridar nicht die Zudifatöllage begründe. 

Die treffenden Argumente, melde die erftgedachte Entſcheidung 
ftügen und unſers Erachtens volllommen auf die neue Konkurdorbnumg 
paſſen, lauten dahin: - . 

‚Die Anfiht, daß das Lolationdurtel im Konkurſe nur zwiſchen 


1) Das Stadtgeri t in Berlin befolgt konſtant dieſe Praxis. Abweichende Fuͤlle 
beruhen lediglich auf —— ——— Praxi ch 
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den Krebitoren und nicht auch gegen den Gemeinfchuldner Fehe ift 
die richtige; denn wenn auch nad) $. 114. Tit. 50. Th. J. A. G. O. der 
Gemeinſchuldner zum Liquidationstermine mit vorgeladen werden joll, 
um dem Sontradiktor über die Anſprüche der Gläubiger Auskunft zu 
ertbeilen und diefe fih auf den Konkurs einlaffen müſſen, wenn h 
nicht mit ihren Anſprüchen an das in Beſchlag genommene Vermögen 
präfludirt werden wollen, jo wird doch der Gemeinſchuldner eben nur 
in Bezug auf diefed Bermögen feiner Dispofition entjept 
und nur insofern duch den Konfuröfurator vertreten. Auf den Wider- 
ſpruch des Gemeinjchuldners bei fonft von dem Kurator für richtig be⸗ 
fundenen Forderungen wird überhaupt gar feine NRüdficht genommen 
und die Wirkung der Kunfurderöffnung befteht in diefer Beziehung nad) 
8.33. a. a. D. einzig und allein darin, daß die Gläubiger auf ben 
Snbegriff des Vermögens, weldhe der Gemeinſchuldner zur Zeit der 
Eröffnung des Konfurfes befikt oder während defjelben erwirbt, ein 
allgemeines Pfandrecht erlangen. Huf etwas Anderes haben die Gläubiger 
fein Recht; beabfichtigen fie, fi) an deſſen Berfon zu an oder in 
fein künftiges Vermögen Rechte zu erwerben, jo Tiege ihnen ob, des⸗ 
halb beſonders Flagbar zu werden. Ebenfowenig wie nad $. 145. 
a. a. D. ein präfludirter Gläubiger durch die Präklufion die Rechte an 
die Perfon des Gemeinſchuldners und deſſen zufünftiges Vermögen ver- 
liert, und bloß feiner Anſprüche an die Maſſe verluftig geht, ebenfo- 
wenig Tann ein angefebter Gläubiger feine im Klaffififationsurtel nur 
gegen die Maſſe zugeiprochenen Rechte ohne Weitered gegen den Ge⸗ 
meinjchuldner geltend machen. Anderenfalld müßte ein folder Gläubiger 
aus dem Klajfififationdurtel die Erefution gegen den Kridar nachzus 
fuchen berechtigt fein, was nicht der Fall iſt. Daß einem Verſchwender 
nah aufgehobener Bormundfchaft die gegen feinen Kurator ergangenen 
Indikate entgegenftehen, Tann eine analoge Anwendung auf den Ges 
meinschuldner nicht finden; jener wird in allen feinen ermögendhegie. 
bungen durdy feinen Vormund vertreten, während bei diefem die Vers 
tretung ſich nur auf bie Konkurömaffe bezieht. Der Kurator und ber 
Gemeinſchuldner bleiben ſtets verjchtedene Rechtsſubjekte und da res 
judicata nur jus facit inter partes und es im der That nicht wohl 
einzujeben ift, wie ein auf den Grund eined Prozeffes, in welchem ber 
Gemeinſchuldner gar nicht Partei war, abgefaßted Erkenntniß, dem⸗ 
elben entgegenftehen ſoll, jo kann aud von einer Unterbrechung ber 
ne der Zinjen durch die Lofation im Konkurfe nicht die 
ede ſein.“ 
In einer neueren Enticheidung vom 5. Iuli 1856 (Striethorft, 


Bd. . ©. 341.) meint nun zwar das Obertribunal, daß das Ha 


vom 15. März 1847, da es nur auf die “ältere Konkursordnung fi 

beziehe und auf deren Vorschriften geſtützt fei, auf die völlig ——— 
Konkursordnung vom 8. Mai 1855 jedenfalls keine Anwendung n 
würde. Es iſt indeſſen nicht einmal der Sen eined Nachweiſes ger 
macht, worin denn jene „völlig abweichende‘ beftehen fol. Daffelbe 
liegt gewiß nicht in ber Berfchtedenheit der juriftifchen Formel, tn 
welder die Wirkung der Konkurseröffnung für den Kridar und deſſen 
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Gläubiger ausgedrüdt wird, ob ald Entitehung eines allgemeinen Pfand⸗ 
rechts Kir die Gläubiger ($. 33. Tit. 50. Ih. J. 4. ©. D.) oder als 
Eintritt einer allgemeinen Beichlagnahme zu Gunften der Gläubiger 
(88. 2. 4. Konf. Did. und Negierungd = Motive ©. 19. 20.) die praf- 
tischen Konſequenzen find, wie Koch (Proz.Ordnung zu $. 4. der Konf. 
Drd., Anm. 10.) richtig bemerft, in beiden Fällen diefelben. Gleich— 
gültig für ler Frage ift ferner, daß die neue Konkursordnung generell 
auch den während ber Dauer des Konkurſes vom Gemeinſchuldner ge= 
machten ‚Erwerb zur Konkursmaſſe zieht. Irrelevant endlich, und jeden⸗ 
fal8 eher gegen als für die Ynticht des Obertribunals jprechend tft 
der Umftand, dab nach der alten Konkursordnung die Seitftellung Der 
Forderungen durd ein förmliches Urtel (die Klajlififatorta) erfolgte, 
während fie gegemwärtig der Regel nady dur einen einfachen Vermerk 
bed Kommifjard in der Tabelle geſchieht. 

Eine allerdings von dem früheren Recht völlig abweichende — 
d. b. demjelben ganz fremde — Beſtimmung, nämlich die aus $. 201. 
der Kon. Ordn. folgende Bollftredbarfeit aller, auch der dem Alkord 
nicht unterworfenen Sorderungen, fcheint die Hauptitüge der Anficht des 
Dbertribunald zu fein. Allein wie unzutreffend gerade die Heran⸗ 
ziehung biefer Beſtimmung ift, wird unten näher dargethan werben. 

Unferes Erachtens ſprechen hauptfächlich gegen die Auffaflung Des 
Obertribunald die SKonjequenzen, welche jıh aus dem Grunde und 
Zwed des Konfurjed, der rechtlichen Natur der Konfursmaffe und Der 
Ste ung der Gläubigerſchaft (des Verwalters) zu dem Kridar ven jelbft 
ergeben. | 

1. Die Kenfuräuebnung geht von dem — auch gemeinrechtlid, an⸗ 
erkannten?) — Grundgedanften aus, daß der Konkurs nur ein großer 
At der Erelutionsvollftredung iſt. Er ift die Erefution in 
ein ganzes Bermögen. (Reg. Motive zu $.1. 2. und Komm. Bericht 
(Wentzel) der-Ul. Kammer. ©. 8., ſowie auch Enticheid. des Obertrib. 
vom 1. Dezember 1864. Striethorft, Bd. 55. ©. 326.) 

Ä Ausgelloffen vom Konfurje find demnach diejenigen Vermögens: 
objefte, welche herhaupt feine Exekution zulaſſen. 
88. 1. 143. Nr. 1. Konk. Ordn.; 8. 109. Tit. 24. Th. J. A. G. O. 
Anh. $. 155. zur A. G. O.; Motive zu 8. 1. der Konk. Ordn. 

Sämmtliche übrigen Gegenſtände des Vermögens des Gemein⸗ 
ſchuldners unterliegen dem Konkurſe. Dieſelben werden, wie bei der 
Exekution in beſtimmte Einzelobjekte, zu Gunſten der Gläubiger mit 
Beſchlag belegt.?) 

8.137. 143. 145. 148. Konf. Ordn. 

Gelbitverftändlich bedurfte es zur wirkſamen Durchführung des 
Konkurſes, ald des Exekutionsmodus in ein ganzed Vermögen d. 3 ben 
Kompler aller möglichen Rechte, gewiſſer befonderer Borkchriften und 
allgemeiner Maßregeln. Dahiu gehören, abgefehen von den Bedingungen 


2) a Erf. des Obertrib. zu Stuttgart vom 12. April 1856 in Seufferts 
Archiv. Bd. 10. Nr. 322. 
>) Bgl. 8.613. der Prozeßordnung für Hannover. 
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ber Einleitung, namentlich der unter Yublizität ergebende Generalarreft 
($. 137. Konk. Ordn.) fowie die in den S$.4—8. 15 ff. und 99 ff. 
a. a. D. enthaltenen Beftimmungen. Diefe Befonderheiten nehmen 
dem Konfurje aber nicht den Charakter der Exekution, fie find die noth- 
wendigen Konſequenzen der Exekutionsvollſtreckung in ein ganzed Ver⸗ 
mögen. 

Iſt aber der Konfurd ein Modus ber Erefution, fo kann er. folge: 
recht nur eme Tilgung der beitehenden Verbindlichkeiten des Gemein- 
ſchuldners herbeiführen, nicht aber, wenigſtens nicht in feinem Grund⸗ 
385 neue — oder formell neue — Verbindlichkeiten für den Kridar 

affen. 

Ein allerdings erheblicher Unterſchied zwiſchen der gewöhnlichen und 
der Konkurs-Exekution liegt darin, daß es bei Einleitung der letzteren 
(der Konfurderöffnung!) an dem Exekutions-Titel fehlt. Dieſer Titel 
wird erft nadhträglic durch die Feititellung geichaffen. Es muß 
aber von vorn herein einleuchten, daß der — post et propter hoc ges 
haffene — Crekutionätitel in der Durchführung des Konkurſes fein 

tab und Ende findet. 

2. Gegenftand der Konfurd-Erefution ift die Koönkursmaſſe, 
d. h. nach der Degriffäbeltimmung des $. 1. Konk. Ordn. 

„Dad von dem Gemeinſchuldner zur Zeit der Konkurderöffnung 
bejefjene oder während der Dauer des Konkurſes erworbene Bermögen 
(Aktiv-Vermoͤgend).“ 

Beſtimmung der Konkursmaſſe iſt nach 8. 2: zur Befriedigung 
aller zur Zeit der Konkurderöffnung vorhandenen Gläubiger des Gemein 
ſchuldners zu dienen. Durch die Konkurderöffnung — fo drüden fich 
die Regierungs - Motive zu $. 2. aus — treten die Gläubiger in eine 
(zufällige) Gemeinjchaft hinfichtlih der Mafje und aller einzelnen Theile 
derjelben; die Theilnahme = Rechte der Einzelnen beitimmen ſich dabei 
ua a enbeit ihrer Anſprüche zur Zeit der Entitehung der 

emeinfchaft. 

Das Konkursverfahren, vergleichbar einem großen judicium 
communi dividundo,°) Fi daher nur den Zwed: 

1. die Konkursmaſſe feitzuftellen und zu auibiren; 

2. die Antheildrechte der einzelnen Gläubiger an der gemein- 
Ihaftlihen Maſſe feftzuftellen und demgemäß 

3. bie Bertheilung zu bewirken. 

Ganz außerhalb der Konkursmaſſe und des Konfuröverfahrens fteht 
bie Perfon und dad zufünftige, d. b. dad nad Beendigung des 


*) Die Konkurseröffnung felbft erfolgt auf Grund einer summaria cognitio, welche 
nur die Inſolvenz oder die Infuffizienz des Gemeinfchuldnerd nad Maßgabe der 
99. 113. und 322. Konf. Ordn. zum Gegenſtand bat. 

5) Nur das Aktiv⸗Vermögen bildet die Konkursmaſſe. Die Paffing unterliegen 
nicht der Erefution, fie find Die Urfache derfelben. 

6) Der Unterfchied befteht darin, daß die Gläubiger nicht condomini, fondern nur 
Nepräientanten des dominus der Konkursmaſſe, procuratores des Gemeinſchuldners in 
rem suam find. Makower, Studien. ©.% fi. Koch, Recht der Forderungen. 
2. Aufl. Bd. 1. ©. 654 ff. | 
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Konkurſes erworbene Vermögen ded Kridard. (88.9. 280. vgl. 8.1. 
Konf. Ordn.) 
Es wiberftreitet der juriſtiſchen Konjequenz: 
dem einzelnen Afte eined Verfahrend eine Wirkung beigulegen, 
—* pen Umfang und den Zwei bed ganzen Verfahrens ü 
reitet. 

Die Feftftellung der Antheilsrechte (d. h. der Forderungen ber 
Gläubiger) kann deöhalb für die Perjon ımd das zufünftige Vermögen 
des Kridars keinen Verpflichtungsgrund bilden. 

3. Ein Hauptargument für die Annahme des Obertribunals bildet 
der Satz von der Vertretung der vermögensrechtlichen Per- 
jönlicteit des Kridars dur die Gläubigerfchaft, reſp. den Ber: 
walter.?) 

Hält man den Grundgedanken feft, daf der Konkurs ein Exekutions⸗ 
modud ift, fo wird man aus den weiteren, unſerer Meinımg nad 
übrigens unzweideutigen Beftimmungen der Konfurdordnung unms; lid 
die Richtigreit jenes Satzes folgern koͤnnen, vielmehr anerkennen 8 
daß derſelbe in doppelter Beziehung irrig iſt. Aktiv vertritt der Ver— 
walter den Kridar nur beſchränkt, paſſiv vertritt er ihn gar nit‘) 

Der 8.4. Konf. Drdn. verordnet: 

‚Mit den Zeitpunkt der Konkurseröffnung verliert der Gemein 
ſchuldner von Rechtswegen die Befugniß, fein zur Konkursmaſſe 
ehörended Vermögen zu verwalten und über dafjelbe zu ver- 


gen. . 
Dad Berwaltungd- und Verfügungsrecht wird durch die Ge 
jammtheit der Konkursgläubiger (Gläubigerſchaft) an Stelle bed 
Gemeiunſchuldners ausgeübt. Zu diefem Behuf erfolgt die Beftellung 
eined Berwalterd der Konkursmaſſe.“ 

Es fpringt zunächſt in Die Augen, daß im 8. 4. mur von bem 
Aktiv-Vermögen des Gemeinfchuldners die Rede ift. Die Konlurk 
Maffe G. 1.) begreift die Paffiva nicht in fih. Der $. 4. ſpricht nur 
die zufolge der mit der Konfurderöffnung eintretenden allgemeinen Arreſt— 
legung nothwendige Konjequenz aus, daß ber Kridar dad Dispo ittonds 
recht uber jein erehutionsfähiges Vermögen verliert. (Regierungs- otive 
zu 8.4.) Dieſes Dispoſitionsrecht wird der Gläubigerſchaft übertragen 
und diefe übt ed durch den Berwalter. 

Wir laffen die bekanntlich viel beftrittene Stage nach bem Re 
grunde der der Gläubigerfchaft dur 8. 4. und 2. Konf, Orbn. uber 
tragenen .Befugniffe bier vaingeftel Soviel ift klar: Das Eigen? 
thum an ben zur Mafje gehörigen Sachen und Rechten geht nicht auf 


) Im Gegenfaß zu den in Rede ftehenden Entſcheidungen führen die Gründe 
eined Grfenntnifies bo 17. Mai 1859 ————— ©. 216) aus: de 
Verwalter vertrete nicht die vermögengrechtfiche Perfönlichfeit des Kridars; der Ko 
kurs fei nur eine erefufiviiche Beichlagnahme des Vermögens. m 

Koch, Hecht der Forderungen. a. a. D. ©. 649. 655.; beri. Sul, 
des Dinilprogeiies ©. 864. und für Das gemeine Recht Schweppe, Ro 
ee 104. und Seuffert im Archiv für die civiliftiide Praris. Bd. I 


H. Rütorff: Meber die Wirkung der Feſtſtellungen ꝛc. 671 


die Gläubiger über; Subjekt befjelben bleibt der Kridar. Die Gläubiger 
erlangen nur dad Recht, das gemeinfchuldnerifche Vermoͤgen zu ver: 
walten und ſich aus demfelben bezahlt zu madhen.*) 
Hieraud folgt für die Gläubiger nur: fie repräfentiren den 
Gemeinfchuldner ald den Eigenthümer (im weitern Sinne) ber zur 
Konkursmaſſe gehörigen Vermögensrechte. Der Gemeinfchuldner muß 
alle von den Gläubigern rejp. deren Vertreter, dem Verwalter, getroffenen 
Diöpofitionen über die Objekte der Maffe anerkennen und zwar 
während des Konkurſes und nach der Beendigung deffelben. 
Zür den Gemeinſchuldner folgt aus dem $. 4.: 
ed verbleibt ihm die Diöpofition über feine Perfon und die Hand- 
Iungsfähigfeit im Allgemeinen. Er kann erwerben, nur daß er nad) 
8. 1. für die Mafje erwirbt; in Bezug auf diefen Erwerb kann er 
I, auch verpflichten. Ferner disponirt er frei über Die nicht zur 

affe gehörigen Vermoögensobjekte. Endlich kann er fi frei in 
Bezug auf fein zufünftiges, d. h. nach der Konfuröbeendigung er- 
worbened Vermögen verpflichten. 

Die Nepräfentation ded Gemeinfchuldnerd durch die Gläubiger und 
den DBerwalter iſt alfo nur eine aftive und als ſolche auf die Maffe- 
Objekte beichränft. Diefelbe befteht aber für dad gefammte Aftivver- 
mögen, woraus wiederum rolgt, de die Gläubigerſchaft Klage- 
rechte geltend macht oder in Rechtsgeſchäfte des Kridard eintritt ($. 16. 
Konf. D.), fie auch die mit den Forderungen des Kridard verfnüpften 
Bedingungen zu erfüllen bat, mithin no die Einwendungen entgegen- 
ſetzen laffen und den Verbindlichkeiten des Kridard an feiner Stelle 
nachfommen muß. (Koch, Recht der Forderungen. Bd. 1. ©. 658. 659.) 

Eine Repräfentation des Kridars durch die Gläubiger oder den 
Berwalter bezüglich der Paſſiva dagegen findet nicht Statt. Jeden⸗ 
falls folgt fie nicht aus den 88. 1. 2. 4. Konf. Ordn. 

an fünnte vielleicht aus der Vorſchrift ded 8.8. Konk. Ordn., 
wonach anhängige NRectäftreitigfeiten in der Lage, in welcher fie ſich 
befinden, auf bie ubigeſchaft übergehen, eine ſolche paſſive Repräſen⸗ 
tation herleiten wollen. Alleın abgejehen davon, daß diefe Beitimmung 
nicht auöfprechen will, daß die Nechtöftreitigkeiten (aktive und paffive) 
übergehen, fondern nur, daß, wenn fie übergehen, fie in der vor- 
handenen Lage übernommen werden mülfen, Yo ergiebt eine Ber- 
leihung des $. 8. mit dem $. 165. Konk. Drdn. bezüglich der Pafliv- 
Drogeffe, dab dieſelben den allgemeinen Regeln des Liquidationdver: 
fahrens unterliegen, dab fie nur Beziehung zur Maffe haben und daß 


9) Diefe Anficht wurde im Gemeinen Recht namentlich von Samen, Syftem 
des Konkurspr. 3. 56., welchem der Verfafſer des Entwurfes der Konk. Ordn. vielfach 
gefolgt zu fein fcheint, vertreten und auch in der Praxis anerkannt, vgl. die Erfennt- 
niffe der Oberiten Gerichte zu Lübeck und Stuttgart in Seuffert, Archiv. Bd. 6. 
Nr. 113. und Nr. 304. — Die Interpreten unferer Konfursordnung erkennen diefelbe 
mit dem Obertribunal ald die richtige an. Koch, Necht der Forderungen. ©. 650 ff. 
688.; Förſter, Theorie und Praxis. Bd. 1. ©. 749 f; Makower, Studien. 
< Di ff. und Erf. des Obertrib. vom 27. September 1864. Striethorit, Bd. 54. 
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die Pflicht der Uebernahme eine jelbftitändige Pflicht der Gläubigerſchaft, 
refp. ihres Kommunmandatars, des Verwalters, iſt. (Regierungs 
Motive zu 8.8. ©. 24. und R. Koch, in der deutſchen Gerichtözeitumg 
von 1866. N. F. Bd. 1. ©. 235.'0) 

Und in der That, ed würde ein unlößlicher innerer Widerſpruch 
darin liegen, wenn man dem Geneinfchuldner die freie Handlungsfähiz 
feit und die Befugniß, jeine Perſon und fein zukünftiges Vermögen 
unbeſchränkt zu verpflichten, vindiziven und gleichzeitig nach beriel 
Richtung den Konfuröverwalter als den Nepräfentanten feiner vermögens 
rechtlichen Perfönlichfeit (nicht zu verwechſeln mit der Etellung eine 
Generalbevollmächtigten) gelten laffen wellte. — 

4. Die 88. 131. und 215. Konk. Ordn. bezeichnen den Ber: 
walter ald den Vertreter der Gläubigerſchaft und der Maſſe, mb 
beſtimmen jeine Mufgabe dahin: 

‚die Anſprüche an diejelbe zu ermitteln und feftzuftellen, reſp. 
die Liquidation der Mafje, die Feſtſtellung der an dieſelbe erhobenen 
Anſprüche und die Befriedigung der Gläubiger zu betreiben.‘ 

Körfter (Theorie und Prarid. S. 749.) führt hierzu aus: als 
Bertreter der Maſſe vertrete der Verwalter das Intereſſe der Maſſe, 
d. h. ihres Eigenthümers, des Schuldners, gegen Die einzelnen Gläubiger 
und hieraus folge, daß Die Gläubigerjchaft den Schuldner nur in Dei 
Kur Aktiv» Dermögens, der Verwalter aber ihn in Betreff jeind 

aſſiv-Vermögens vertrete. 

Dies ſcheint unrichtig. Foörſter verwecjelt augenjcheinlich ben 
Begriff der Maſſe mit dem Intereſſe des Kridard am der Mafle 
Die Mafje bleibt immer das Aktiv - Vermögen, ald gemeinſchaftliches 
Objekt der Befriedigung der Gläubiger. geltzuftellen iſt a 
nabmeredi der einzelnen Gläubiger an biefer Mafje. Dieſes Theib 
nahmerecht hat jeder einzelne Gläubiger den übrigen gegenüber auepr 
führen und diefe letzteren werden bierbei von ihrem Kommunnandatat 
— fo bezeichnet Makower treffend den Verwalter — vertreten. Gegen 
ſtand der Feſtſtellung ift daher nicht: das Sorhanben ein einer Schul 
des Kridars, leptere ift nur Vorausſetzung der Seftftellung. Demgemöb 
lautet auch die vorgefchriebene Formel. (88. 27. und 33. der Inſtruktien 
vom 6. Auguft 1855.11) 

Mit Recht bemerkt deshalb Kod (Kommentar zur Konk. Ordn. 


9 Die Motive zu 8. 8. bemerken zwar im Eingange: Die Stäubigerichaft non 
fentirt den Gemeinfchufdner paffin, wie aktiv. Was der Verfafler ber Motive # 1 
diefer paffiven Nepräfentation verfteht, ergiebt fi) aus den unmittelbar vorher chende 
Morten: es fei eine Wirkung der eingetretenen Dispofitionsunfähigkeit des — 
ſchuldners, daß er das zur Konkurdmajfe gehörige Vermögen nicht * 
gegen die Daran erhobenen Anſprüche vertreten könne. Die palfive Repräleni 
ijt Danach das Kortelat der aktiven; eritere betrifft nicht den juriftifchen Grun 
Anfprüche, fondern dag Erefutionsobjekt der Anfprüce, fie fteht und fallt ui 
mit der Konkursmaſſe. Will man diefes paflive Repräfentation nennen, — 
wir nichts dagegen einwenden, der Ausdruck führt aber leicht zu Wihverſtinde i 
19) Die in dem Vorbild der Konk. Ordn., dem code de commerce art 506 v 
[riebene Sormel lautet noch präzifer: admis au passif de la faillite de. - "' 
a somme de ,„.,. N 
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$. 131.): unter der Maffe, weldye nicht Subjekt, fendern Objeft ift, ift 
—5* die Gläubigerſchaft als dad vertretene Subjekt, aber in anderer 
eziehung zu denken, nämlich gegenüber den einzelnen Liquidanten, in- 
jofern e8 anf Richtigftellung der gemachten Forderungen an die Maffe 
ankommt. 

Bekanntlich gehört die Feſtſtellung der Paſſivmaſſe im Gemeinen 
Recht und nach der Allgemeinen Gerichts-Ordnung zu der beſenderen 
Funktion des Kontradiftord.!?) Dieſer Kontradiktor wurde nad) 
8. 64. und 65. Tit. 1. 8.50. Th. J. A. ©. O. von Amtswegen ernannt. 
Seine Befugniſſe beſtimmte der 8. 72. daſelbſt. Er übte dieſe Befug— 
niſſe, wie aus der Vorſchrift des 8. 29. a. a. O. hervorgeht, „im 
Namen der Gläubiger.“ Er war alſo Stellvertreter der Gläubiger- 
ichaft, nicht de8 Gemeinjchuldners.?) Die einzige Gewähr, welche der 
Gemeinjhuldner bei feinem unzweifelhaften Intereffe an der Feſtſtellung 
der Zorderungen hatte, lag darin, daß der Kontradiftor von Amtöwegen 
ernannt wurde, für die wwittelngn der Wahrheit zu ſorgen hatte und 
an beſtimmte Inſtruktionen der Gläubiger nicht gebunden war. Den 
einzelnen Gläubigern blieb daneben ein ——“— Widerſpruchsrecht. 
(8. 126 ff. Tit. 50. Th. J. A. ©. O.) Indirekt, vermöge feiner quasi 
amtlichen Stellung, hatte der Kontradiktor daher auch das Intereſſe des 
Gemeinſchuldners zu wahren, ohne jedoch deſſen Vertreter zu werden.15) 

Nach unferer Konkursordnung vereinigt der Verwalter die Zunf- 
tionen ded Kuratord und Kontradiftore. an beider Beziehung ift er 
Kommunmandatar der Gläubiger. Von einem gewöhnlichen Mandatar 
unterjcheidet er ſich aber dadurch, daß er feine Inſtruktionen nicht von 
den Gläubigern, fondern vom Geſetz erhält. Leitend für ihn, dei Felt 
ſtellung der Paſſivmaſſe, ift die von ihm gewonnene Hebergengung von 
der Nichtigkeit der Forderungen. Er tft hierbei weder an den Wider: 
ſpruch des Gemeinfchuldnerd noch der einzelnen Gläubiger gebunden. 
Kesteren bleibt jedoch ein jelbftftändiges Widerſpruchsrecht. (8. 172 ff. 
Konk. Ordn.) — 

5. Es kam uns im Vorhergehenden darauf an, die Stellung des 
Verwalters nach den Grundſätzen der Konkursordnung rein zu ent- 
wideln. Wir haben ihn lediglich al8 Vertreter der Glaͤubigerſchaft be- 
zeichnen möllen. 

Diefe Oualität ift unſerer Anſicht nah im Weſen des Konfurfes 
begründet. Er Tann nicht zweien Herren, der Gläubigerfchaft und dem 
Gemeinfchuldner zugleich dienen. 

Ganz verfhieden davon ift die Frage: ob und inwieweit dem Ge— 


12) Der Name ift bezeichnend. Der Kontradiktor hat gegen die Einzelgläubiger 
‚im elenttiähen eine abwehrenbe Stellung. Als Bertreter des Gemeinſ uldners 
gebacht, hat die Bezeichnung feinen rechten Sinn. 

13 


Ebenfo Schweppe, a. a. DO. gg. 102. 104. 
3 Danach iſt die —X Kochs, der Preuß. Civilpr. 2. Aufl. S. 862. 863. 
welcher fin das neuere Recht mit und übereinftimmt, gegen bie oben citirte Gntidyei- 
dung des Obertribunale von 1847 unbegründet. Koch iſt, wie bie Note 4. a. a. O. zeigt, 
felbh zweifelhaft. Die von Ei geleugnete Konſequenz hat das Obertribunal in der 
Entfcheidung bei Striethorft, Bd. 21. ©. 156. richtig gezogen. 


674 9. Rüdorff: Weber die Wirkung der Beftftellungen zc. 
meinjchuldner ein jelbititändiges Miderfpruchärecht bei Feſtſtellung der 
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u gewähren jei. Unzweifelhaft hat der Kridar das erheblichite Interefie 


ei Seltitellung der Forderungen. Wir verweifen in diefer Beziehun 
auf die trefflichen Demerfungen Kochs, Civilprozeß S. 862—864 u 
Kommentar zu 8. 131. Konk. Ordn. 

Giebt das Geſetz, wie dieſes in vielfachen Partikularrechten der 
Fall iſt, dem Kridar ein ſelbſtſtändiges Recht bei der Feſtſtellung ber 
Forderungen, ſo würde hieran mit Recht die Folge zu knüpfen ſein, die 
Feſtſtellung auch dem Kridar gegenüber gelten zu laſſen. Praktiſche 
Gründe ſprechen, insbeſondere da die Kolliſionsfälle zwiſchen dem Kurator 
und dem Kridar zu den ſeltenern gehoͤren werden, jet dafür, im Ju 
terejje der Gläubiger die Nothwendigfeit einer nochma igen prozeſſualiſchen 
Eroͤrterung gegen den Kridar nad beendigtem Konkurſe zu erſparen. 

WIN man nun das Theilnahmerecdht des Kridard aus anderen praf- 
tifchen Gründen nicht zu einem Widerſpruchsrecht werden laſſen, ſe 
verbietet doch nichts, eine formelle Erflarung ded Kridars zu erfordemn 
und weniaftens dieſe gegen ihn gelten zu Iaffen. Bon diefem Geſichtẽ⸗ 
punf verdienen die Vorjchriften der Prozekordnung von Hannover 

ie volle Billigung. 5) ' 

unfre Konursorbnung bat dem Kridar nun aber jede formelle 
Theilnahme bei Feftftellung der Forderungen verfagt und ihn prozefjualiih 
ganz außerhalb der eigentlichen Prozekverhandlungen geitelt Nach 
g. 171. Konk. Ordn. wird er nur zugezogen, wenn er zu erlangen iſt. 
Seine Erflärungen dienen nur zur 3 normation oder eeignetenfalld 
ald Zeugniß'!%) ($. 280. Tit. 10. Th. 1. A. ©. O.). So Veger nen Die 
Regierungsmotive ©. 103. und dem entſprechend die Inſtruktion de 
Zuftigminifters vom 6. Auguft 1855. 88. 26. 28. die Stellung bed Kri⸗ 
barh, Die nähere Rechtfertigung geben die Motive zu $. 8. Kal 

rdn. 
Es folgt daraus, daß der Verwalter gegen den direkten Widerſpruch 
des Kridars die Forderungen anerkennen, aber auch beſtreiten kann. € 
Tann Wechſel anerfennen, zu deren Diffeffion fich der Semeinjhu dh 
erbietet, und umgefehrt. Und dennoch fell in allen ſolchen Fällen bie 
Erklärung des Verwalterd den Gemeinfchuldner für die Zukunft binden: 

Nicht genug, daß die Möglichkeit vorhanden ift, daß unbegründete 
Sorderungen anerfannt werden, auch begründete Tünnen zurückgewieſen 
werden. Der Kridar haftet, feines Widerſpruches ungenchtet, nad dei 
Entjcheidungen des Obertribunald mit feiner Perſon ımd feinem zu⸗ 
fünftigen Bermögen für die unbegründeten und, da bie Jurmd® 


16) Der 8.646. der Prozehordnung fir Hannover beitimmt: „ber Gemein 
fhuldner tft an die vom Kurator abgefchlofienen Vergleiche und an die wider vr 
jelben ergangenen Entſcheidungen in Helref eined nad) De Konfurseräffnung, ST; 
benen Vermögens nur infowelt gebunden, ald er fich damit einverftanden erklärt, 
ichungemweile die angemeldete Forderung ald richtig anerkannt hat.” Den EM) dei 
während bed Konkurſes fchließt das gedachte Geſetz vom Konkurſe and. Di 
ändert aber an der Sache nichts, 

1°) Kann der Kridar Partei und Zeuge zugleich fein? 


4 
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weilung von der Mafje die Forderungen nicht aufhebt, noch ferner für 
die begründeten, die um ihr Percipiendum aud der Konkursmaſſe 
zum Schaden des Kridard gefommen find. 

Die Iniquität in einer Tolden Behandlung liegt zu Tage. Die Preu- 
Bijche Konkursordnung hat dieſelbe nicht gewollt. Sie verfagt dem Kridar 
zwar jede wejentlihe Mitwirkung bet Konftituirung der Paſſivmaſſe, 
andererjeit8 laßt fie aber auch feine Segenwirfung der Feſtſtellungen 
gegen ihn eintreten. Ste macht den Verwalter nicht zum Bertreter des 
zemeinſchuldners, fondern überläßt nur indirekt Die Wahrnehmung feines 
Intereſſes ber gewiljenhaften Amtsführung defjelben. Dieſe Anweifung 
auf die Nechtlichfeit und Nedlichfeit des Verwalters, welcher feinem 
Beruf nad Bertreter der Gläubigerfchaft ift, kann aber niemals ein 
formeller Verpflichtungdgrund für den Gemeinjchuldner wre des 
Konkurſes werden. Die Erklärungen des Gemein Denn jelbit, welche 
er bei Gelegenheit des Ronfuräverfahrens abgiebt, haben anderer jeits nur 
thatſächliche, informatorische Bedeutung. Welche Wirkung denfelben bei- 
zulegen, ob etwa die Bedeutung eined außergerichtlichen Anerkennt— 
5* oder Geſtändniſſes, bleibt quaestio facti, worüber 
ein ſpäterer, Richter zu entſcheiden hat. 

6. Der liquidirende Gläubiger und der Verwalter find nad) den 
Vorſchriften der Konkursordnung nicht die einzigen bei dem Feſtſtellungs⸗ 
Verfohren konkurrirenden Parteien. 

er 8. 172. der Konk. Ordn. giebt jedem Gläubiger die Be— 
fugniß: die ME und dad Vorrecht der einzelnen Forderungen ji 
beitreiten. Macht ein Gläubiger von dieſer Befugniß Gebrauch, ſelbſt 
wenn der Verwalter anerkannt hat, ſo wird er in dem folgenden Spezial⸗ 
prozeſſe (8. 227. Konk. Ordn.) Partei. Erſtreitet er ein abweichendes 
Erkenntniß, ſo kommt dieſes den ſämmtlichen Konkursgläubigern 
zu Statten, ($. 237. Konk. Ordn.), hat alſo dieſelbe Wirkung, welche 
ein vom Verwalter erſtrittenes, obſiegliches Erkenntniß hat. Der ein- 
elne Gläubiger übt mithin die Funktion als Kontradiktor neben dem 
Verwalter, er Ir nur nicht die Befugniß zur Abgabe bindender An- 
erfenntniffe für die Geſammtheit. 

Auch hierin en wir die Beftäti ung unferer Anficht finden, 
daß die Släubigerjchaft Traft eigenen Re er prozeffualifche Gegner 
jedes Lignidanten iſt. Die einzelnen Gläubiger werden dabei aus praf- 
sijden Gründen von einem Kommunmandatar vertreten, ohne jedoch 
jedes tetitänbige Recht zu verlieren. Die erfolgreiche Ausübung diefed 
Rechts kommt aber der Geſammtheit zu Gute. 

7. Saffen wir hiernach die Bedeutung der Feititellung im Kon⸗ 
a F Are fie durch Anerfenntniß oder Spezialjudifat — zufammen, 
o ergie : 

a) Die Feftftellung firirt den Anlpend des Konkursgläubigers, welcher 
ih an die M alle halten will, nad) Höhe und Vorrecht. (88. 164. 
173. 229. Konf. Ordn.) 

b) Die Höhe der einzelnen Forderungen giebt die Verhältniß- 
zahl, nad welcher jeder Gläubiger an der Maffe participirt. 
(8. 241. Al. 2, Konf, Ordn.) 
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c) Nah dem durch die Feitftellung gegebenen Verhältniß wird jo 
“lange vertheilt, als Mafje vorhanden tft (8. 253. Konf. Orbn.) 
oder bis — was befanntlich felten — die Gläubiger in feitge 
ftellter Höhe befriedigt find. 

d) Die Schlußvertheilung beendigt die Wirkung der Feftitellung. 

8. Audnahmödweije erftredt hr die Wirkung der Feftftellung 
über den Konkurs hinaus oder vielmehr nur über die formelle Beenbi- 
gung des Konfuröverfahrend. 

Der 8. 278. Konk. Ord. beftimmt: 

„Wenn nad) Vollziehung der PL noch Gegenftände 
fih vorfinden, welde zur Konkursmaſſe gehören, fo werben 
ee nachträglich realifirt und unter die Konfurdgläubiger ver: 
theilt. * 

In Bezug auf ſolche einzelne Gegenftände hört — fo fagen auch 
die Motive zu 8. 266—274. ©. 124. — die — — 
die zSemeinſchaft der Gläubiger mit der Beendigung des Konkurſes 
nicht auf. 

Diefe Beftimmung zeigt recht deutlich, wie konſequent die Konkurs⸗ 
ordnung den Gedanken der Exekution feitgehalten hat. 

Nachdem dieigen Beſtimmungen, welche wir oben als Bejonder: 
beiten der Generalexekution bezeichnet haben, im Allgemeinen ihre Wir⸗ 
fung gethan, nachdem die Vermögensobjekte des Gemeinfchuldnerd er- 
fennbar geworden, im Wefentlichen realifirt und vertheilt find, fol etwa 
vorhandener Einzelobjelte wegen das ganze Verfahren und damit bie 
Interdittion ded Kridard nicht mehr orfdauern Die Fähigheit für 
fich zu erwerben, wird ihm wiedergegeben und dad Konkursverfahren 
endet auch äußerlich fo, wie es feinem Weſen nad) ift: 

ald Erefution in die Vermögendobjefte ded Kridars.!) 

9. Die Eingangs gedachten Entfcheidungen fuchen eine pofitive 
Beftätigung ihres Prinzips in den Vorfchriften des 8. 201. Konf. Ordn. 
Die Entjheidung vom 17. September 1864 bemerkt in diefer Hinfidt: 

‚Wenn der Verwalter zu einer Zeit, mo er die vermögensrechtlide 
Perſonlichkeit des Gemeinjchuldners von Rechtswegen vertrat, eine an 
defien Vermögen geftellte Forderung als gültig anerfannt hat, fo fann 
ein ſolches Anerkenntniß ſchon na allgemeinen Grundjägen nicht blob 
auf einen Theil der Forderung und zwar auf denjenigen Theil bezogen 
werden, welcher aus der Konkursmaſſe zur Hebun gelangen, oder in 
einem etwa abzufihliehenben Afford vom Gemeinfhuldner zur Berichti⸗ 
gung werde übernommen werben, und deſſen Betrag fich bei Abgabe 
des Anerfenntniffes nicht einmal überfehen läßt; ein ſolches Anerfenntnih 
‚umfaßt vielmehr die Gefammtheit der Forderung und muß daher aud au 
denjenigen Theil derfelben bezogen werben, welcher im Konkurfe felbft nicht 


17) Um ein mir in der Praxis vorgefommenes Beifpiel zu geben, fo wurde ein 
Konkurs, welcher durch Schlußvertheilung der vorhandenen af beendet war, ‚anf 
gehoben, obſchon noch ein auf Grund 8. 112. Konf. Drdn, von einzelnen Gläubige, 
angeftrengter Anfechtungsprozeß ſchwebte. Der Prozeß ſchwebt noch. Fällt er 9 

lich aus, fo muß die achte ägtiche Bertheilung aus $. 278. ftattfinden. 
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zur Hebung gelangt. Daß dies auch für den Fall, wenn der Konkurs 
nicht durch Akkord, Sondern durdy Bertheilung der Maffe feine Endichaft . 
erreicht, in der Abſicht des re gelegen hat, ergiebt fi aus 
8. 201. Kon. Ordn. Nach diefer Geſetzesſtelle find nämlich nicht nur 
die dem Afforde ımterworfenen, im Konkurſe al8 richtig feitgettellten 
Forderungen auf Höhe der Akkordrate vollſtreckbar, fondern es ift auch 
48.201. Al. 3.) wegen Forderungen, welche den Wirkungen des Affurdes 
nicht unterworfen find, die Erefution "gegen den bisherigen Gemein⸗ 
chuldner ebenfalls zuläſſig, ſoweit Die Forderungen im Ronkurfe als 
richtig feſtgeſtellt find. Dieſer Feſtſtellung im Konkurſe iſt mithin auch 
wegen ſolcher Forderungen, für welche der Akkord nicht vorhanden iſt, 
über die .Schranfen des Konkurſes hinaus rechtliche Wirkſamkeit bei- 
gelegt.“ 

Das hier zumäachft vorgebrachte Argument von einer Begiehung des 
Anerkenntniſſes auf die Geſammtheit der Forderung und damit auch auf 
den nicht im Konkurſe zur Hebung kommenden Theil, iſt und nicht ver- 
ftändlid. Das Anerfenntniß (Fe team) bezieht jih unzweifelhaft 
auf die ganze Forderung, — diefe Eigenfchaft hat jede Agnitoria, 
jedes Sudifat im gewöhnlichen Verfahren, beide betreffen ftet3 die ganze 
Forderung und deren rechtliche Feſtſtellung. Ob die Forderung bezahlt 
wird, findet fih immer erft in der Exekutionsinftanz (Diftributionöver- 
fahren), die mangelhafte Befriedigung tangirt niemals die 
rechtliche Feitftellung. — Es ift aber auch eine nad) unjerer An: 
fiht unzutveffende Borftellung, als ch hei der Exekutionsvollſtreckung 
überhaupt, jo bei ber nd im Konfurje oder bei. der afford- 
mäßtgen Befriedigung insbeſondere ein beftimmter Theil der Forderung 
(weldder? der erite oder der legte Thaler?) befriedigt werde. Die 
ganze Forderung kommt mit jo oder foviel Prozent zur Hebung. 
Der bioße Blick auf einen Vertheilungsplan wird die Richtigkeit dieſer 
Anficht äußerlich betätigen. Im Hebrigen, beziehen wir ung auf dad 
oben zu Nr. 7. Gejagte. — 

Als noch verfehlter aber glauben wir die Bezugnahme auf $. 201. 
Konk. Ordn. bezeichnen zu dürfen. 

10. Rad $. 201. tft: 
„ber Afford in Anfehung aller Forderungen vollitredbar, welche in 
dem Konfurje ald richtig feitgeitellt worden find.” | 
: Das Altnea 3. fügt hinzu: 

Wegen Serderungen, weldye den Wirkungen des Akkordes 
nit unterworfen. jind, ift die Crefution gegen den Gemein⸗ 
Schuldner ebenfall3 zuläffig, joweit die Sorderungen in dem Konfurfe 

. als richtig feftgelt t worden find.“ 

Aus diefem Alinea 3. folgert das Obertribunal eine rechtliche Wirf- 
ſamkeit der Feftftelung, auch wenn fein Akkord vorhanden ift, — wie 
und dünkt das ſchwächſte Argument für die fraglichen Entſcheidungen. 


Denn: 

a) der Akkord ift nah 8. 181. Konk. Ordn. ein zwiſchen dem 
Konkursgläubigern und dem Kridar geſchloſſener Vergleich. Dieſen 
Vergleich jchlieft der Kridar zufolge des ihm verbliebenen Diöpg: 

Zeitjchr. f. Gefepgetung u. Kechtspflege. L 43 
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ſitionsrechts hauptſächlich mit dem Gläubigern, deren Forderungen 
als richtig feſtgeſtellt ſind. (5. 182. 185.) Hier tritt alſo die dem 
Kridar ſonſt verſagte Theilnahme am Verfahren ein: er paciszirt 
mit den Gläubigern, die als ſolche feſtſtehen (oder vorläufig zw 
gelaſſen find); er paciszirt deshalb nicht über die Qualität als Gläu— 
biger, d. h. über Die Eriftenz der Schuld, fonden über die Be- 
dingungen ihrer Befriedigung zum Zwed der Aufbebung 
des Konfurfed. Mit anderen Worten: er erfennt — indirekt und aus 
gejegliher Nothwendigkeit — die feitgeitellten Forderungen an und ver- 
fpricht deren akkordmäßige Befriedigung. !5) 

Es war durchaus konſequent, daß bemgemäß ber 8. 201. Konl. 
Drdn. die Bollftredbarkeit der feitgeftellten Forderungen garantirk. 
Der Titel diefer Vollſtreckbarkeit ift die Feftftellung, nicht der Allord, 
wie ſich auch daraus ergiebt, daß Ir die nicht feftgeftellten Forde 
rungen erft Der vollftredbare Titel beichafft werden muß. Der Allord 
ift nur das Motiv der Bollftredbarfeit, er fchafft feinen neuer Rehit- 
arımb (Erkenntnis de8 Obertribunal8® von 7. Suni 1859. Striet- 
horſt, Bd. 38. ©. 290.), fondern ‚er wird über die Erfüllung ber 
bereitö feftitehenden Verbindlichkeiten geſchloſſen. — 

Schon die allgemeinen SInterpretationgregeln verbieten es, die für 
das finguläre Nechtöinftitut des Akkordes gegebenen Vorſchriften auf 
das Konkurdverfahren im Allgemeinen zu übertragen. 

b) Bon der Theilnahme am Akkorde find nad $. 185. Konk. Ordn. 
die bevorzugten ımd ‚Die abſonderungsberechtigten Gläubiger ausge⸗ 
(teten. Der 8. 197. fagt von diefen Forderungen, fie feien „den 
Wirkungen ded Affordes nicht unterworfen.“ Wenn nun bet 
8. 201. Al 3. pt: wegen Borderungen, melde, den Wir 
tungen bes Akkordes nicht unterworfen feten, ſei die ‚Grete 
tion gegen ben Gemeinſchuldner ebenfalls zuläffig, fo ergtebt bie Ter 
minologie und ber Sufammenbuns evident, baf; das Alinea 3. nur 
die bevorzugten refp. abfonderungäberechtigten Forderungen im Sinne bil. 

Die Beſtimmung ift fehlechterdingd wicht auf die gewöhnlichen 
Konfuröforderungen d. h. Dieienigen, melde be Birfungen 
des Affordesunterworfen wären, wenn überhaupt ein Alkord 
gefchloffen wäre, auszudehnen. | 

Es ift vielmehr, gegenüber der Amahme des Obertefbunalt 
ein gang berechtigted argumentum e contrario ben Konkursferde 
kungen die Vollftrekbarteit zu verſagen, wenn fein Allord vorhan⸗ 
en iſt. BE 

co) Die Entftehungsgefhichte. des Alinea 3. beſtaͤtigt dieſe Anfich 
aufs Klarfte. ' 


10) Es liegt zwar die theoretiſche Möglichkeit vor, daß ber Kridar nur mit |} 
Gorfäuffg zugelaffenen Gläubigen one ür fofche Alle gilt aber ber Ei 
nicht: das BVerfprechen der affordmäßigen Befriedigung erfolgt dann mar verbeht 
der Hinftigen Feftftellung. . “ *7 


Li et. 
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Der Entwurf zur Konkursordnung enthielt das Alinea nicht. Der 
Kommiſſionsbericht der zweiten Kammer zu 8. 191. des Entwinfs (Bes 
richt ©. 103. 104. und in der Einleitung zu Abſchnitt VII. ©. 96.) 
machte nun mit Recht daranf aufmerffam, dat durch die den nicht ‚privile- 
Hirten Forderungen gegebene Vollſtreckbarkeit die Sicherheit der priviles 
gitten reſp. abſonderungsberechtigten Gläubiger, 3.3. der Pflenebefohlenen, 

efährdet und dag Privilegium leicht in Dad Gegentheil verkehrt werde. 

Yus dieſem Grumde amıendirte die Kommiffion den Entwurf und legte 
burd; Alinea 3. auch den fetgeietien privilegirten und abjonderungs- 
berechtigten Forderungen die Bollftreclbarfeit bei. Vgl. Enticheibung 
des Obertribunal8 vom 4. Zuli 1864. Entſch. Br. 59. ©. 454. 

Es war alfo bie fpezifiihe Rückſichtnahme auf die privilegirten 
Sorderungen, welde dad Alinea 3. hervorrief. Alfo verbietet auch die 
hiftorifche Entftehung der Beſtimmung dieſelbe auf den Fall außerhalb 
des Akkordes und auf die nicht privtlegirten refp. abjonderungsbered- 
tigten Zorderungen auszudehnen. oo 

‚11. Wir haben in feiner Entſcheidung des Obertribunals Die Frage 

erörtert gefunden, ob in dem Zalle, daß der liquidirende Gläubiger in 
dent gegen den Verwalter 'angeftrengten Speztalprogeß abgemtefjen 
wird, dem Gemeinfchuldner auch die exceptio rei judicatae zu— 
ſteht. Die Argumente des Obertribunald, indbefondere der Geſichts— 
punkt der pafliven Repräſentation, müſſen unjerer Meinung nach dieſe 
Senjequeng begründen. Wir zweifeln jedoch, daß dieſelbe gezogen fein 
würde. 
Nach. unferer obigen Außeinanderjepung loͤſt jih die Frage einfach 
dahin: dab, da überhaupt eine paffive Nepräfentation nicht ffattfindet, 
aus ben. — eine exceptio rei judicatae für Den Gemein— 
ſchuldner nicht entiteht.'9) | 

Die: exeeptio rei ‚judicatae findet überhaupt aus den Prozeſſen 
des Nermalterd. nur inſoweit ftatt, ald die Repräſentation des Kridars 
itattfindet, und dieſes tft nur bei den Prozeſſen über die Aktiva d. 5, 
die Konfursmafje der Zah. 

12. Aus dieſem Allen ergiebt fich, bat, indem die Konkursord⸗ 
nung im $. 280. beftimmt: 
“ „Die nicht vollſtändig befriedigten Kontueöglänbiger und bie 

neuen Gläubiger find befugt, fid) an das — nach der Konkursbeendi⸗ 

ung erworbene — Bermögen im gewöhnlidhen Verfahren zu 
halten,/“ 3 
gewoöhnliche Verfahren‘ ei nener gegen den Kridar anzuſtren⸗ 
ender Prozeß ift. Hierfür fpricht denn ah Die Faſſung des Ge: 
—— die alten und die neuen Gläubiger auf ein und daſſelbe 
Verfahren verweiſt. Für die neuen Gläubiger kann ein Zweifel darüber, 
was gemeint iſt, nicht beſtehen. Wo das Geſetz aber nicht unterſcheidet, 
unterfcheiden gu wir nicht, 





10) So auch Schweppe, a. a. D. 8. 138, je 
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Es iſt wirklich ſchwer einzujehen, daß Der Gefe , wenn er 
die von dem höchſten Gerichtshofe gezogenen, für Die einfchuldner 
fehr harten Konſequenzen gewollt hätte, dieſes nicht auf irgend eine 
Weiſe audgedrüdt haben jollte. Cine ſolche Vorſchrift war umſomehr 
erforderlich, al3 die Konkursordnung befanntlich das flebile beneficium 
cessionis bonorun mit jeinen verichiedenen, dem Kridar günſtigen 
Folgen (88. 32. 37. Zit. 48. und Tit. 49, Th. L A. ©. D.) aufgebo 
bat. Die Unzuläffigkeit des Perional-Arreited gegen die für entſchuldbar 
befundenen Gläubiger iſt dad Einzige, was Me Konkursordnung daven 
übrig gelaffen hat. — 

Dem Kridar müfſen deöhalb wenigitend alle Einwendungen reier 
virt bleiben, welche er gepen die Gültigfeit der ohne fein Zuthun feſt⸗ 
gejtellten Forderungen verbringen kann. — 

Diefed, wie und dünft, aus der Natur der Sache fließende Rejultat 
bat anjcheinend auch im gemeinen Recht die Anerkennung ber Praxis 
gefunden.20) 

13. De lege ferenda verfennen wir keineswegs das Gewicht der 
Gründe, weldye dafür Sprechen, der FSeftitellung im Konkurſe aud eme 
Mirfung gegen den Kridar zu geben. 

Gewoͤhnlich Tiegen die Forderungen einfah. Die groͤßte Mehrzahl 
aller Konkursforderungen beruhen regelmäßig au Wechſeln umd der 
Verwalter wird felten die Mechfel ohne vorherige Rückfrage beim Kridur 
anerkennen. 

Irren wir nicht, jo wird im der Bedeutungsloſigkeit eined nod- 
maligen Prozefjed für die meiften Fälle auch ein Motiv für die Jubl 
fatur des Obertribunals zu ſuchen fein, obſchon daB jmiſtiſche Prinzip 
dadurch nicht entſchieden wird. 

Andererſeits fprechen die erheblichften Gründe dagegen, dem Ge 
meinfchuldner ein entſcheidendes Sneriprucärecht zu geben. Die Gläubiger 
ichaft will in der Regel rafch befriedigt fein und lieber einen zweite: 
haften Gläubiger zum Genofjen nehmen, als Jahre lang warten. Außer⸗ 
dem: fine Kollufionen des Gemeinſchuldners zu fürchten.  - 

Sndlich gut die Rüdjichtnahme auf die Roten, welche das ſchlimmſten⸗ 
ſaus Bi —* ſſe verloren gehende Percipiendum noch überfteigen Tannen, 
ind Gewicht. | 

Aus dieſen quch von einem genijfenhaften Berwalter zu beachtenden 
Gründen würden wir und gegen die Verleihung eines Widerfprud 
rechtes an den Kridar außfprechen. 

Dagegen dürfte es 12 um eine ähnliche Beftimmung wie $. 646. 
ber Hannoverſchen Prozep- Ordnung zu ermöglichen, erpfehlen, eine Do 
ſtimmung zu treffen, wonach u 

der Kridar bei Gelegenheit der Prüfungsverhandlungen formell an 

Erklärung über die Yiquidate abzugeben hat. en 


2°) Erkenutniß des O. A. ©. Wiesbaden vom 12. Februnt 1838 in Seufferl, 
arhiv. Bd.1. Nr. 398.; Seuffert im Archiv für bie Civil -Praris. Bd. MH. 
©. ir 3 nenne Syft. des Konk. Proz. 9.138. und L. 15. C. de non nuM. 
pec, (IV, 80, 
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die Gläubiger über; Subjeft defjelben bleibt der Kridar. Die Gläubiger 
erlangen nur das Recht, dad gemeinfhuldnerifche Vermögen zu ver- 
walten und fich aud demfelben bezahlt zu machen.®) 
Hieraus folgt für die Gläubiger nur: fie repräfentiren den 
Gemeinjchuldner ald den Eigenthümer (im weitern Sinne) ber zur 
Konkursmaſſe gehörigen. Vermögensrechte. Der Gemeinfchuldner muß 
alle von den Gläubigern refp. deren Vertreter, dem Verwalter, getroffenen 
Dispofitionen über die Objekte der Maffe anerfennen und zwar 
während des Konkurſes und nach der Beendigung beffelben. 
Für den Gemeinjhuldner folgt aus dem $. 4.: 
es verbleibt ihm die Diöpofition über feine Perfon und die Hand- 
lungsfähigkeit im Allgemeinen. Er kann erwerben, nur daß er nach 
8.1. für die Mafle erwirbt; in Bezug auf diefen Erwerb kann er 
ich auch verpflichten. Werner disponirt er frei über die nicht zur 

affe gehörigen Vermögensobjekte. Endlich Tann er fich frei in 
Bezug auf fein zufünftiged, d. h. nach der Konfuröbeendigung er- 
worbened Vermögen verpflichten. 

Die Nepräfentation des Gemeinjchuldnerd durch die Gläubiger und 
den Verwalter ift aljo nur eine aftive und als foldhe auf die Maffe- 
Objekte beſchränkt. Diefelbe befteht aber für das gefammte Aitivver- 
mögen, woraud wiederum ſolgt daß, A bie Gläubigerſchaft Klage- 
rechte geltend macht oder in echte] äfte ded Kridard eintritt ($. 16. 
Kon. D.), fie auch die mit den Forderungen des Kridars verfnüpften 
Bedingungen zu erfüllen hat, mithin fich die Einwendungen entgegen- 
jepen laffen und den DVerbindlichfeiten des Kridard an feiner Stelle 
nachlommen muß. (Koch, Recht der Forderungen. Bd. 1. ©. 658. 659.) 

Eine Repräjentation des Kridard durch die Gläubiger oder den 
Verwalter bezüglich der Paſſiva dagegen findet nicht Statt. Jeden⸗ 
falls folgt fte nicht aus den 88. 1. 2. 4. Konk. Ordn. 

Man fönnte vielleicht aus der Borfchrift des 8. 8. Konk. Ordn., 
wonach an hängi & Nechtöftreitigfeiten in der Lage, in welcher fie fich 
befinden, auf die Öläubigerjchaft übergehen, eine ſolche paſſive Nepräfen- 
tatton herleiten wollen. Allein abgefehen davon, daß dieſe Beftimmung 
nicht außfprechen will, daß die Nechtöftreitigketten (aktive und paffive) 
übergehen, fondern nur, daß, wenn fie übergehen, fte in der vor- 
handenen Lage übernommen werden müffen, jo ergiebt eine Der- 
leihung des $. 8. mit dem $. 165. Konk. Ordn. bezüglich der Paffiv- 
Drozeffe, Daß diefelben den allgemeinen Regeln des Liquidationdver- 
fahrend unterliegen, dab fie nur Beziehung zur Maffe haben und dab 


8) Diefe Anficht wurde im Gemeinen Recht namentlich von sawepn, Syftem 
des Konkurspr. 8. 56., welchem ber Verfafſer bes Entwurfes der Konk. Ordn. vielfach 
gefolgt zu fein fcheint, vertreten und auch in der Praris anerkannt, vgl. die Erfennt- 
niffe der Oberften Gerichte zu Lübeck und Stuttgart in Seuffert, Ardiv. Bd. 6. 
Nr. 113. und Nr. 304. — Die Interpreten unferer Konfurdordnung erkennen diefelbe 
mit dem Obertribunal ald die richtige an. Koch, Recht der Forderungen. ©. 650 ff. 
688.; Zörfter, Theorie und Prarie. Bd. 1. ©. 749 f; Makower, Studien. 
<- 8 ff. und Erf. des Obertrib. vom 27. September 1864. Striethorſt, Bd. 54. 
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XXIX. 


Die freie Konkurreuz in der Advokatur. 
(Bon sinem Preußiſchen Anwalte.). - 


In eigenen Angelegeuheiten handelt man in der Regel auf Gumb 
eigener Meberlegung. Die Anwälte zumal find zu jehr gewohnt, auf 
eigenen Füßen zu Heben, ald dab ein mehr wiederholten als begründete 
Zeitun iM rei nach freier Advofatur ihre Ueberzeugung ober wohl gar 
ihren Entſchluß beftimmen könnte Um fo bedeutfamer erichien das 
Zeugniß, welches die Majvrität des Anwaltd-Tages ) für die Freigebung 
der Konkurrenz in der Advofatur ablegte. Als ein Zen nb gegen: dod 
eigene Privilegium erſchien es räthſelhaft. Dieſes ß wollen wir 
im 8. 1. dieſes Aufſatzes löſen. Aber es war nicht die Majvrttät ber 
Öreubifchen nwälte, fondern nur die Minorität derjelben, welde dies 
Zeugniß ablegte, Die größere Zahl na die Gelegenpeit, ihre Neher: 
zeugung zu- äußern, überhaupt nicht wahr, und dab Das Schweigen aud 
ein beitimmtes Mollen ausdrückte, zeigte —* entſchieden, wenigffeno 
bei denjenigen Anwälten, welche um die Zeit bieler Abſtimmung D 
Verein, dem fie bid dahin angehört hatten, verließen. Wir wollen ım 
8. 2. dieſes Aufſatzes die Gründe dieſes paffiven Miderftandes erforihen. 
Stehen wir aber vor zwei im Anwaltitande vertretenen divergirenden 
| Meinungen, fo tritt die Frage an uns heran: Welche Meinung ift die 
| forrettere? Dieje Stage wird der $. 3. dieſes auflahes zu Gunften ber 
| freien Konkurrenz entfcheiben. Damit ift freilich das Ziel beftimmt, 
aber der Muth, die Wanderung nad) bielem Ziele anzutreten, mod lange 
nicht gegeben. Man will, bevor die Erkenntniß den Entſchluß erzeugt, 
| bie praktiſchen Konfequenzen ſelbſt deö als begriffsmäßig richtig erfannten 
! Schritte zuerit Tennen lernen. Dieſe Konfequenzen wollen wir im 
$. 4. aufſuchen. 
| v 
8. 1. 
Ä Die Abftimmung im Preußischen Anmwaltsvereine. 


Im Oktober 1860 erfchien der offene Brief des Kollegen Martin! 
u Kaufehmen. Derjelbe fchilderte den zunehmenden Berrall bed Preit 
—78* Anwaltſtandes, fand als Grund des Uebels die witterhaftt 
Staatsdienereigenſchaft der Anwälte, rief als Mittel zur Befreiung Di 
eigene Thätigkeit des Anwaltitanded auf, und verlangte Gründung eine 
allgemeinen Dreubifien Anwaltövereind. Die Stimme blieb nidt un 
beachtet. Die meisten Antworten anerfannten das Faktum ded Berfalled 


9) Bol. die Berichte über deu Anwaltstag von 1864 in der Preuß. Anmaltk 
zeitung von 1864 ©. 161 ff. 
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des Preußiſchen Amvaltftandes, läugneten auch nicht, daß der Grund 
bed -Berfalles in ber Unterwerfung der Anwälte unter die Macht ber 
Gerichte gelegen fei; ein Theil billigte das Mittel, durch eigene Thätig⸗ 
feit das Uebel zu befiegen, ein anderer Theil verlmgte und vermißte 
die Protektion von oben. Die Mehrzahl der Preußiſchen Anwälte hüllte 
fi in Schweigen. Was dies oämweigen jagen wollte, wurde privatim 
von verfibiedenen Seiten enthüllt: „Die Bewegung führe direkt zur 
„Freigebung der Konkurrenz in der Advofatur, denn dad allein ſei der 
‚forrette Weg zur Freiheit; fo lange man alſo dieje Freigebung nicht 
„wolle, I es unflug, die —— zu unterſtützen.“ Yud nicht ledig⸗ 
lich paſſiv blieb der Widerſtand, denn währenb Aber die Wahl der 
Mittel ar Gründung einer Vereinigung der Anwälte Verhandlungen 
gepflogen’ wurden, befihleß ein Advokatenfollegium, welches ſich als einen 
nicht zu übergehenden Mittelpunkt anjah: „daß die Sache als noch nicht 
„geuügend vorbereitet, vorerſt zu wertagen fei.” Diefer aggreſſive Be- 
alu hatte eine feiner Abſicht geradezu entgegengefehte Wirkung, näm⸗ 
lich die von amberer Seite erfulgende Einladung ſämmtlicher Preußiſchen 
Anwälte zu einer in Berlin auf den 23. md 24. Auguſt 1861 anbe⸗ 
raumien Verſammlung Mnwaltötan) zur Gründung eines Vereins der 
Nenkifchen Anwälte... In: der Einladu geichieht ber Sreigebumg der 
Advokatur Beine Erwähuung; nur die LAufhe 
ichaft ber Anwälte war ein Poftulat. Der Anwaltstag war ftark befucht, 
der: Inwaltsverein zählte kurz nach feiner Gründung 326 Mitglieder. 
Inden brieflicyen Verhandlungen, welche der Berufung des Anwalts⸗ 
tages vorangingen, wird ber Beichwerdepunft urgirt, daß dem Ehremathe 
ein Votum bei Beſetzung der Anwaeltitellen geſtattet jei, und ferner, 
m *—* des Miniſters ie Anmaltitellen ee fönne, ne 
eſchwerdepuakte zeigten eine nicht gerade günſtige Stimmung für 
Freigebung ber —E Der Anttag des Collegen, Geheimen — 
rathoo Jung, -beirefend Aufhebung dev Staatsdienereigenſchaft der 
Anwälte und der Disziplinargewalt der Gerichte über dieſelben, bes 
akt de jeine Begründung darauf, daß die durch die Staatsdienereigen⸗ 
aft der Anwälte bedingte abdängige Stellung derſelben dem berechtigten 
Berlangen des Yublikums nad) unabhängigen Vertretern widerſpreche. 
Sobald auf dem erften Antoaltöhnge die Moͤglichkeit der Fretgebung der 
Advolatur ald eine Konjequenz det Aufhebung ber Etaatödienereigen/baft 
von oiner Seite in Ausſicht geitelkt: wurde, erfannte die Mehrheit der 
Verſammlung ſolche Schlußfolge nicht an. Aber ſchon auf dem erſten 
Anwaltstage wurde das Wort: „Freie Advokatur“ m Veranlaſſung eines 
ass ben. Anmaltöverein gerigieen Schreibens des Advokaten Beſchorner 
aus Dresden zum erſten Male ausgeſprochen. Die Debatte war kurz, 
en. Boſchluß made 'Hortagt. Soviel aber war erwirkt, daß #n bet 
Anwalbiteitung des Jahres 1862: die Frage über Freigebung der Advo⸗ 
Iatur bei ‚Gelegenheit der Besprechung des Jungſchen Antrages Fi 
Sprache Tan. Füt die Freigebung ſprach fich Teine Stimnte aus. Ein 
Auffag entſchied fich Für - Aufhebung ‚der Staatödlenereigenichaft Der 
Anwälte und fuchte die Befürchtung, daß diefe die Freigebung der 
Avofatur nah fih ziehen fünne, dadurch zu widerlegen, daß die 


ung der Staatödienereigen» 


® 
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Fixirung der Stellen niet im Satereiie ber Anwälte, jondern aus 
Zweckmäßigkeitsgründen für das Yublifum zur richtigen Bertheilung 
der Anwälte und zur Abwehr der aus der Vermehrung der Anwälte 
gefürchteten Streitſucht geſetzlich eingeführt je. Der Auffatz geſteht 
jedoch ein, daß, wenn auch fein Grund vorhanden fei, bei der jegigen 
Lage der Gejepgebung für freie Advokatur zu ſchwärmen, dennoch in 
dem Falle, daß die Advokatur ſelbſtändig und lebensfähig daſtände und 
eine Vorſchule für den Nichterftand bilde, der Grund zus Beichränfung 
der Konkurrenz fortfalle. Der Aufſatz entſchied fich für Aufhebung der 
Staatödienereigenjchaft der Rechts-Anwälte und der Disziplinargewalt 
der Gerichte über diejelben, aljo für Anbahnung der im Uebrigen vollen 
Sreibeit der Advokatur mit Ausnahme der Bein Konkurrenz. Cin 
zweiter Aufſatz trat der Erkenntniß näher: Sobald der Staat aufhire, 
die Advefaten als feine Beamten zu betrachten, falle für ihm jedei 
Intereſſe fort, für die Einzelnen iu forgen; es müſſe aljo die Auf- 
hbebung der Beamtenqualifät dad Eintreten der dien Advolatur zw 
Zulge haben. Es fei prinzipmäbig richtig, bei Erörterung ber Frage 
nach der Aufhebung der Shantäbienereigenn aft der Anwälte Die Frage 
nad) der Freigebung der Advofatur an die Spige zu ftellen. —5 
je die freie Mbvolatur ein Poftulnt der Zeit und werde ſich Babı 
rechen, da die Richtigkeit ihres Prinzipes ſich gar nicht beftreiten lafie 
Reine Täufchung ſei ed, wenn man die geſetzgeberiſche Gewalt zu. Gunften 
der Stellung der-Anmälte anderd in Bewegung fegen zu können glaube, 
ald wenn derfelben zuerſt die Frage über Freigebung der Abyelatıw ver: 
gelegt werde. Da der Auffap dieſer Freigebung nicht zuſtimmen zu 


dürfen glaubt, fo enticheidet er ſich folgerichtig auch für Beibehaltung 


der Beamteneigenfchaft der Anwälte, Einen poſitiven Grund für ſein 
Votum findet der Aufjap ſodann in dem durch die Beamtenqualität ber 
Anwälte gewecten Öefühle der Kollegialität derfelben mit dem Richtem. 
Auf dem zweiten Anwaltätage (1862) 2) wurde demnächſt per major 
die aevergengung ausgefprochen: daß die Freigebung der Konkurrenz 8 
der Advokatur unter der Vorausſetzung 
a. ber Bejeitigung der Berwaltungsjuftiz, 
b. der Beichränfung des Nichteramis auf die Rechtſprechung — mei 
Bildung größerer Spruchkollegien —, 
c. der Trennung ber Anwolticaft nom Notariat, 
d. der Befepung des Richteramtes und der. Staatbanwaltſchaft aui 
der Auwaltichaft, 0 
e. des Anwaltszwanges in — 
be ausichlieglichen Handhabung der Disziplin durch Anwalt⸗ 
ammern, 
fahgemäß fei; und wurde bie definitive Beſchlußfaſſung hierüber nd 
burgängiger Berathung der Frage in den Bezirksvereinen dem kümftige 
Anwaltstage vorbehalien. Die Bezirksvereine erflärten fich Kr Die 
Weberzeugung des Anwaltstages. Auf dem wenig befuchten Amvaltdiast 
zu Thale 1864 wurde denmädft „Die umbedingte Freigebung det Kun 


2) Anwaltszeitung von 1862 S. 199. ' 
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„kurrenz in der Advokatur ald ſachgemäß“ anerfannt, und auf dem Dieß- 
jährigen Anwaltötage zu Gafjel?) dieſes Prinzip von einer zuhlreichen 
Verſammlung den Beratungen zu Grunde gelegt. Die Beichlüffe diefes 
Anwaltstaged lauten wie folgt: 

In Bezug auf die Zulaſſung zum Anwaltitande hat der Anwalte- 
tag folgende Grundprinzipien für eine neue Anwaltsordnung für wünfchens- 
werth erachtet: 

1. Verwerfung des Unterjchiedd zwiſchen Profuratur und Advokatur; 
2. FH Freiheit der Niederlafjung und des Wechſels der 
Bohnjipe ; 
3. Konjtatirung der Erfüllung der allgemein gejeglid) vorgeſchriebenen 
Bedingungen vor ber Rieberlafjung dur die Anwaltöfammern; 
4. Mindeitend einjährige Beihäftigung in der Advofatur ver Ab- 
legung des legten juriftiichen Cramend ald Bedingung der Zu= 
laffung zur Advokatur; 
5. Zulaffung der Staatöbeamten zur Advokatur, fofern fie die für 
jeden Anwalt allgemein vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt haben; 
6. —2 der Anwälte, Nebenämter anzunehmen; 
7. Freiheit der Bewegung bei Ausübung der Praxis ohne jede geſetz⸗ 
liche Beichränfung auf gewifje Gerichte oder Diftrifte. 

Mur wird ed wohl nicht gelten Iajjen, daß die Anwälte durch ſolche 
Beichlüjje ihre Geneigtheit zeigen wollten, in fremdem Intereſſe oder 
zur Erfülhmg eines angeblichen Poſtulates der Zeit felbitmörderifche 
Hand an ſich zu legen. Aljo muß man ein eigened Sutereiie der Ans 
wälte vorausjegen. Der Grund, weshalb Anwälte die Aufhebung ihres 
Privilegit nicht fürchten, Fan entweder darin Liegen, daB fie dieje Auf: 
bebung ihren Priwvatintereffen für unnachtheilig anjehen, oder daß fie 
den Weg zu anderen Bortheilen ‘ihrer Stellung, welche fie höher jchäßen 
ala ihr Privatintereffe, nur durch Aufhebung des Privilegit eröffnet ſehen. 
Auch können beide Gründe gleichzeitig vorlegen. 

Die Einnahmen des Anwalted find dur die Aufhebung des 
Privtlegii nm jo mehr gefährdet, je mehr fie aus dem Privilegium 
rejuftiren, um fo weniger, je mehr fie aus dem begründeten Anjehen 
des Anwalted, aus feinen Kenntniſſen, feiner Gejchidlichkeit, feiner Treue 
hervorgehen. Die Einnahmen des Anwaltes fönnen jogar gerade durch 
dad, Beitehen des Privilegii. beeinträchtigt fein, wenn dasſelbe der jelbit- 
ſtändigen Wahl eined angemefjeneren Mirkungsfreifes entzegenfteht. Die 
Abſtimmung egeugt alſo zunörderft ein Selbftvertrauen der Zuftimmenden. 

Die aus der Aufhebung des Privilegii erwarteten Vortheile befteben 
in der gehofften Befreiung des Einzelnen wie ded Standes aus der 
gegenwärtig beftehenden —— —— die das privilegium odiosum 
der Staatsdienereigenſchaft mit ſich führt. Richtig iſt zunächſt, Daß der 
Staat, ſobald er die Anwälte aus der Vormundſchaft entläßt, auch nicht 
ferner. für fie forgen wird; richtig iſt ferner, daß die geſetzgeberiſche Ge- 
walt zu Sunften einer Entlaffung des Anwaltftandes aus der Bormund- 
Schaft nicht eher in Bewegung geſetzt werden kann, als bis am eriter 
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Stelle zur Aufhebung ded Privilegti gejchritten iſt. Welche Garantien 
haben aber die Anwälte, daß der Adfhebung des Privilegit auch die 
Befreiung ded Standes folgen wird? Die Anwälte, welche für die 
Aufhebung des Privilegit fi entjcheiden, ſehen vielleicht fchon in dem 
Beitehen dejjelben eine Beeinträchtigung ihrer Intereffen. Ste erfennen, 
daß, in den privilegirten Stand einzutreten, audp. derjenige den 
Muth bat, dem dad Vertrauen, feine Etellung der eigenen Kraft zu 
'verdanfen, fehlt; fie hegen die Neberzeugung, tab, fobald fie im Bunde 
mit den unbefoldeten und unzureichend bejoldeten Richtern die Au g 
des Privilegii erreicht haben, dem Stande ein friſches Element, Männer 
des Selbſtvertrauens, zugeführt werde; ſie vertrauen auf die Erſtarkung, 
das ſelbſtbewußte Xuferitehen ded Standes, auf eine Affoztation, wie 
jolhe der Anwaltsverein, unter den jepigen Verhältniffen freilich mit 
weniger Glück, herzuftellen verfucht hat, eine Ajjeziation, die als Achtung 
gebietende Macht die Selbitändigfeit des Anwaltftandes und jeiner 
Mitglieder mit Erfolg vertreten wird. 

Die Abwägung der drohenden materiellen Nachtheile, welche bie 
Selbftvertrauenden nicht Ichreden, oder welche überhaupt nicht als vor: 
handen anerfannt werde, gegen die aus der Aufhebung des Privilegii 
refultirenden lad welche die Selbituertrauenden überwiegend ſchätzen, 
muß den Beſchluß diktiren, alſo das Räthſel löſen. 


§. 2. 


Was kann die Majorität ber Preußiſchen Anwälte gegen dicſe 
Abftimmung einzuwenden haben. 


Die Frage beantwortet fich aus der Stellung der Einzelnen zu dem 
Privilegium, aus dem Vertrauen, welches der Einzelne. in das Erreichen 
des um den Preis ded Verzichtes auf das Privilegium erftrebten Zieles 
der Selbjtändigfeit des Standes fept, und and der Idee bes Einzelnen 
von dem Werthe diefer Selbftändigfeit. on 

Die Stellung der Anwälte zu dem Privilegium kann mar eine bei 
nachfolgenden jein: Einem Theile der Anwälte tft das Beſtehen des 
Privilegii eine Eriftenzfrage. Dieſe haben die leichtefte Entſcheidung 
denn die Nothwendigkeit ſchließt für fte jede- Prüfung der für ben Stand 
ans der Aufhebung des Privilegit zu erwartenden Folgen aus Je meht 
die Griftenzfrage ur den Vordergrund tritt, deſto entichiebener werben 
dieſe Anwälte jede derartige Prüfung von der Hand weijen. Nndet 
Anwälte befinen zwar auch nicht das Gelbftvertrauen, ober ſcheuen die 
Mühe, gegen die freie Konkurrenz aufzutreten, aber das Privilegium hat 
* ſie doch keinen materiellen Werth, weil le die Anwaltsptaxis 
chen, ſich vielleicht auf einige bedeutende feite Clientelen zurüdcgezogen 
haben und den Reit gern andern Kräften abtreten. Dice werden I 
der Megel ſich von der ganzen. Frage ebenfo feru halten, wie übe 
von der Anwaltsprartd, wenn nicht ihre Meinung. von bem 
Neuerung fie zur Beachtung ber Srage veranlaßt. Die Anwälte; 
durch ihre Stellung zum Privilegium am wenigften abgehalten find, 
das „Für® und „Wider“ der Frage zu erwägen, ſind diejenigen, denen 
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dad Privilegium zwar ſchätzenswerth tft, die zwar anerkennen, daß die 
vergrößerte Konkurrenz ihnen Abbruch zu thun droht, denen aber das 
Vertrauen und ber Muth nicht fehlt, in die freie Konkurrenz einzutreten. 
Dieje Anwälte dürften die überwiegende Mehrzahl bilden. Es giebt 
endlich Anwälte; denen dad Privilegium ein Hinderniß ihres Aufkommens 
ift, die in einen kleinen Kreid gebannt die Grenzen deäjelben überall 
berühren, die ihren Fähigkeiten eine weit gewinnreicyere und bedeutfamere 
Thätigkeit in einem feibitgewählten, größeren Kreife zutrauen. Solche 
lich werben regelmäßig ſich der Abſtimmung des Anmaltövereind 
anfchließen. 

| Es kann ferner das Fehlen der Erwartung, daß Dad Ziel der Be- 
freiung ded Standes and der Aufhebung des Privilegii erwachſen werde, 
die Anwälte, welche der Abſtimmung des Anwaltövereind widerfprechen, 
zu ihrem. .Botum geführt haben. Die Anwälte, welden dieje Hoffnung 
fehlt, find durch die Grfolglofigfeit der bisherigen Beftrebungen der 
Anwälte belehrt: Sie erkennen entweder, dat das Preußiſche Gouverne- 
ment den Stand der Anwälte zwar nicht haft, wie Mirabeau behauptet, 
aber dab e& ihn fürdtet, und daß es eine fo einflußreiche, zuglei 
intelligente und gewandte Klaſſe von Menſchen ficher ald zu N 
anfehen wird, um fie aud der Benormundung zu entlafjen. Cie ziehen 
damus. den Schluß, daß je mehr die Kreigebung der Advofatur den 
Stand Stärken wird, defto heftiger Die Reaktion der Geſetzgebung ein- 
treten and aus ungleichem Kampfe ein Mefultat hervorgehen wird, 
welches den Anwaltitand zu der beflagendwertheften Lage verurtheilt. 
Ober .aber fie trauen dem durd Aufhebung des Privilegit geftärften 
Anwaltftande nichts anderes zu, ald daß auch er bald in dieſelbe Lethargie 
verfinfen wird, welche dem Stande jest zum Vorwurfe gemacht wich, 
daß ein frifcher Anfang ſich almälig in ein langweiliged Ende verlieren 
wird. Oder endlich fie läugnen überhaupt, daß fich in nennenswerther 
Zahl ſolche Kräfte dem Stande zuwenden werden, die aus Erkenntniß 
ihres: Berufs den Stand wählen, die das Selbftvertrauen befigen, auch 
ohne von vornherein in ein erziebiged Feld hineingeſetzt zu jein, ſich 
durch Kenntniſſe, Geſchicklichkeit und Treue eine Stellung ſelbſt zu er— 
werben, und die den Stand lieben und fördern wollen. Sie glauben 
vielmehr, daß in dem Stande ſich eine Ablagerung brodloſer, keineswegs 
geiſtig, wohl vielleicht induſtriell bevorzugter Juriſten bilden wird, die 
für alles Andere mehr Intereſſe zeigen werden, als für die Ehre ihres 
Standes, ben fie nad) Unftinden aud) zu quittiten geneigt find. 
" . Wenn aber dennoch die Aufhebung der Stuatsdienereigenfchaft der 
Anwälte. und die Befreiung derjelben von jeder Aufficht der Gerichte 
uud des Miniſters als h erer oder wahrjcheinlicher Erfolg erfannt wird, 
fo Tann ‚gerade die Anfiht ber den Werth folder Errungenſchaft, Die 
Anwälte, welche der Abſtimmung ded Anwaltövereind widerjpredhen, zu 
ihrem difjentirenden Votum geführt haben. Viele Anwälte preijen gerade 
diejenige Stellung, welche jie ſich auf Grund ihres amtlichen In gr 
geſchaffen haben, die Unterfcheidung von Gemwerbetreibenden auf Grund 
red Amtes, das ihnen die Uneigennüßigfeit zur gern befolgten Pflicht 
macht, ihr kollegialiſches Verhältniß zu den Richtern auf Grund der 
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denjelben gebotenen Pflicht, die Anwälte als Gerichtsbeaniten nicht gerade 
des unterjten Ranges zu achten. Kür fich ſelbſt fürchten fie eine Ber- 
dunkelung ihres Anſehens, -und können ihre Gleichitelung mit jebem 
jungen Aſſeſſor nicht loben; aber audy für den Stand ſelbſt jehen fie 
feinen Vortheil darin, dab er einer Arena gleicht, in welder um den 
Preis Des Erwerbed und der Ehre gekämpft wird. 


8. 3. 
Die korrekte Auſchauung. 


Die Frage lautet nur: Welche Bedeutung bat der Anwalt— 
ftand und welde Stellung deffelben folgt aus diefer Be- 
deutung des Standes? 

Die Folgen der Freigebung der Advokatur find bei Beantwortung 
der Frage, nad) der begriffsmäßig richtigen Ctellung des Anwaltitandes 
ebenjowenig zu berüdjtchtigen, als das Gefchrei der Zeitungen und der 
Wunſch der Anwaltskandidaten. 

Die Stellung des Anwalts iſt Die des Vertreters und Bera 
der Partei. Aus dieſer Stellung folgt die Nothwendigkeit feiner Un— 
abhängigfeit und Selbſtändigkeit. Die Selbſtändigkeit iſt Schon gefährdet, 
wenn der Anmalt feine ganze Stellung einem Andern verdankt, als fi 
ſelbſt. Es folgt daraus ferner, daß der Anwalt jenen Auftrag aus dem 
freien Willen der Partei herleiten muß, daß alſo der Staat nicht dad Recht 
at, dad Wahlrecht der Partei beliebig zu befchränfen, der Partei die 
Bahl ganz zu entziehen, oder ſie auf eine Anzahl gleich unfähiger oder 
solcher Perſonen zu befchränfen, denen die Partei gleich wenig traut. 
Der Stellung des Anwaltes widerjpricht Died Dröentationsrecht bed 
Staates, denn er trägt fein Amt nur durch dad ihm von der Partei 
gewährte Vertrauen, nicht durch die Nothmendigfeit, in welche der Staat 
die Partei verjeht, ihn ohne und gegen ihr Vertrauen zu wählen. Aho 
korrekt iſt die Aufhebung eined Bannrechte, welches das edle Recht 
feines Nächſten Rath und Beiſtand zu fein, auf eine gewiſſe Anzahl 
— — und vielleicht gerade die Beſten von dieſer Befſchäftigung 
ausſchließt. 


⸗ 


t ⸗ 


$. 4. Ä 
Die Konfequenzen der freien Konkurrenz in der Advokatur. 


Der Grund, da die Aufhebung des Privilegit korrekt je, fan 
aber den Entſchluß, den ala korrekt erfannten Weg zu betreten, # 
nicht erzeugen. Wenn Alles bei und gefund und Torreft wäre, jo 
freilich fein Grund vorhanden, korrekte Maßregeln zu fürdten. * 
iſt Alles korrekt? oder handelt es ſich vielmehr um Behandlung elf 
zu beilenden Organismus, die künſtlichem Plane folgen muß? Diet 
Bedenfen lafjen uns jelbft nad) der Erfenntniß, daß die Freigebung ot 
Abvofatur Torrett fei, felbft mad) der Erfenntnif, dab fie ein Poltala 
ber Zeit und auf die Dauer nicht zu vermeiden fei, zubörberft an Zwei 
und Bedenken Tleben, bis gezeigt ift, daß bie Konfeguenzen nicht 
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bringend find, weder für den Anwaltitand, noch für den Staat, noch für 


. Das Publikum 


Zunächſt muß ich präcifiren, was unter der Freiheit der Konkurrenz 

zu verstehen it: ' 

‚daß jedem Juriſten, welcher bie geſetzliche Dualififation zum 

‚Anwalte befist, der Eintritt in die Anwaltſchaft und damit Die 

‚Ausübung der Praxis bei allen Gerichten geftattet, auch jedem 

‚„Anwalte die Mahl feined Aufenthaltsortes freigegeben wird., 

Die beiden Konſequenzen, welche vornehmlich gefürchtet werden, 

find die. vermehrte Zahl und die Dualttät der neuen Kollegen. 
den Anwaltftand hat foldhe Neuerung zunächſt den Einfluß, daß viele 
Nichter in den Anwaltitand eintreten werden. Es werden diejenigen 
Richter, welche kalkuliren, daß das Aufgeben ihres feiten Gehaltes gegen - 
ein freilich zweifelhafted Anwaltseinkommen fein zu großes Wagniß fet, 
ſich aud materiellen Gründen zur Anwaltichaft wenden, und den unbe 
jotdeten Aifefforen ift die Kalfulation nicht Schwer. Daraus wird von 
den Gegnern der freien Konkurrenz der Cab hergeleitet, daß der An— 
waltitand zu einer Verjorgungsanftalt für diejenigen werde, die in ihrer 
Kariere nicht fortfommen fönnen, daß eine Anzahl brodloſer Menjchen 
lediglich des Gewinned wegen der Anwaltſchaft zutreiben werden. Ge⸗ 
wih tft das letzte unauöbleiblich, aber es fragt ſich, ob es gegenwärtig 
durchaus anders ift, weiche Sarantieen namentlich der Etand gegen den 
Eintritt von Mitgliedern hat, die lediglich den Weg des Gewinnes tuchen? 
In diefer Reziehung wird alfo nichts neändert, als daß tie Lrodlofen 
Menſchen, welche nach Freigebung der Konkurrenz unſerem Stande zu: 
treiben, ftatt eined wohl bereiteten Bettes, die Nothwendiafeit vor fich 
fehen, fi) wohl oder übel felbit zu beiten. Ctwas von Gelbitver- 
trauen wird’ aljv jedenfalls zu dem Entſchluſſe nothwendig, 
und dem größeren Zelbitvertrauen, weldhes and dem Be: 
wußtſein Des Berufes zur Anwaltſchaft hervorgeht, wird 
die Thüre nicht verichloffen. Je mehr die biäher fiegende Parole 
ber jicheren reichlichen Verſorgung ausgeſtrichen ift, deſto mehr wird Die 
Rüdficht auf materiellen Vortheil im den Hintergrund treten und deito 
——— dad Bewußtſein des Berufes zur Amwaltſchaft fein Recht 
gewinnen. Wenn aber die freie Konkurrenz dem Talente den Eintritt 
in den Anwaltſtand eröffnet, wenn das mit dem Eintritte in die freie 
Konkurrenz verbundene Wagniß der ganzen Eriftenz das Vorhandenſein 
eines —— garantirt, wenn Die freie Konkurrenz anch noch 
die gegenwärtig in ſicherer Ruhe lebenden Anwalte aus ihrer Bequem⸗ 
lichkeit zu größerer Anſtrengung aufweckt, „dad Streben, Ausgezeichnetes 
„zu leiſten, ſeine Bahn findet, und die Ehre dad belebende Element des 
„Standed wird‘, dann tft der Etand eine Macht, die nicht überſehen 
und nicht In unwürdiger Abhängigkeit gehalten werden fan. Die aus 
ber fingirten Staatädienereigenschaft folgende Abhängigkeit der Anwälte 
von dem Winke des Gerichtöpräfidenten und des Minifterd wird ein 
Enbe nehmen, ohne dab die Kollegialität der Anwälte mit den Richtern, 
jelbft durch die etwa erfolgende Aufhebung des geſetzlich vorgejchriebenen 
büreaukratiſchen Ranges der Anwälte irgend leidet. Der Name „Kollege“ 
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wird dem Anmwalte von dem Richter jelten gegönnt, und das Gefühl der 
Kollegialität refultirt nicht aus gejeglichen Vorſchriften, fondern auß dem 
Bemwußtfein der gemeinfamen Arbeit an demfelben Werke, und aus der 
gegenfeitigen Achtung. Beide aber wird durch Die freie Konfurreg 
geheben. Das kollegialiſche Berhältni namentlich zu den jüngeren 
Richtern, welche den Anwalt ald ihren Untergebenen betrachten, und 
dennoch zugeben müſſen, daß bderjelbe namentlich in feiner fozialen 
Stellung über ihnen jteht, kann nur ein Schein jein. Die feie Kon 
ren führt zur Sortichaffung diefes Scheines, und mo das kollegialiſche 
Verhältniß entwickelt, wird es ſich als Wahrheit entwickeln. 
Man fuͤrchtet ferner, daß gerade die jungen Leute, die am wenigften 
u verlieren haben, fih zahlreich dem Anwaltitande zuwenden, dad 
‚ ublifum in dem DBertrauen, einen tüchtigen, geübten Vertreter zu 
finden, täufchen, und den Anwaltitand diskreditiren werden. Die Für⸗ 
forge für dad Publikum tft vielleicht müßig, weil dad Publikum mög- 
licherweiſe vorzieht, felbft für [1 zu forgen, unb deshalb wird bad 
Publikum wegen etwaiger Täuſchungen ſchwerlich den Anwaltitand ar 
flagen, fondern ſich ſelbſt die Schuld einer unglüdlichen Wahl bei: 
meffen. Aber ift es denn überhaupt richtig, daß Die gegenmärtiger An- 
wälte allefammt normal konſtruirt find? glaubt man vielleicht, daß ber 
Anwalt durch die Ernennung Seitens des Minifterd eine höhere Quali⸗ 
fifatien erhält, ald durch die eigene Wahl feines Berufes? Und wa 
vielleicht der Minifter wirklich eine längere Richterlaufbabn als Bor 
fesung fir Ernennung eined Anwaltes feithalten fellte, jo weiß je 
Anwalt am Beften, daß ber Richter für die Anwaltspraris nichts lernt, 
daß nur die Anwaltspraxis den Anwalt bildet und baß bie f ir 
Leute auch Alter werden. Den jungen Aſſeſſoren wird, fo lange fe 
nicht jelbft einen Namen verfhafft haben, im Anwaltſtande nicht? übrig 
bleiben, als entweder auufchen wie dad Publitum an ihnen vweriber 
geht und feine bereit3 bewährten Vertreter aufiucht, oder ſich an eine 
bewährten Anwalt anzufchließen, von ihm zu lernen und ihm tüchtige 
Dienfte zu leiften. 

Aber wenn von der Dualität der neuen Kollegen nichts zu fündten, 
wohl Gutes a hoffen it, fo fürchtet man dod die Zahl bexfelben. 
Diefe Zurcht bedeutet den Wunſch, daß die Zahl nicht von bem de 
dürfuiffe, fondern von dem Willen des Juſtiz-⸗Miniſters abhängen mcg“ 
der den auf Grund ftatiftifcher Tabellen feltgeftellten Grmublägen bit 
jetzt gefolgt if. Diefer Wunſch bezeugt, daß eine große Zahl von Ar 
wälten fich bei ber bisher befolgten Praxis wohl fühlt; er bezeugt DA 
Pertrauen diefer Anwälte, dab der Minifter die bisherige Praxis bei⸗ 
behalten werde; aber er bezeugt zugleich eine Unterſchäßzumg des Man el 
an jeder Garantie dafür, dab diefe Praris Feine Aenderung erleiden 
werde, daß nicht plöglic, diefelbe Zahl, welche bei freier Konkurrenz ME 
möglich ift, in den Anwaltftand hineingeſetzt werde; freilich alsdann mit 
dem Unterſchiede, baf Die Bedürfniffrage, welche fich niemals burchaed 
nach der Einwohnerzahl oder nach Soumalnummern richtet, nicht richtig 
"gewürdigt ift. Die einzige Garantie, welche gegen ſpiche Verniehrung 
der Anmaltitellen gegeben tft, liegt in dem fattiichen Mangel einer 
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Weberzahl von formell qualifizirten Perjonen. Dieſer faktiſche Zuftand 
ſchützt zwar nicht gegen vereinzelt jetzt ſchon vorfommende, dad Be- 
dürfniß überfteigende Anftellungen, aber er jhügt doch augenblicklich 
gegen eine qrundfägliche Generalifirung jolder Vermehrung. 

Diefer faktiſch N Mangel an zum Richteramte qualifizirten 
Perſonen wird aber auf der anderen Eeite dem Anwaltitande bet Ein- 
tritt der freien Konkurrenz die Ausſicht auf Eintritt in den Richter⸗ 
ftand eröffnen. Die Ausficht wird eröffnet, jobald die circa 900 Aſſeſſoren 
in den Anwaltſtand übergetreten find, und die Ausficht iſt wünfchens- 
wertb, weil der Richterſtand höher ſteht als der Etand der Parteien. 
Suftus Moefer fchildert diefen Zuftand*): 

‚Run ftellte man fich aber die Advolaten ald eine Pflanzichule des 
Staates vor, worin er diejenigen, die er dereinft zu den wichtigjten 
Geſchäften nöthig Pat bilden will. Was für ein mächtiger Trieb muß 
bier die Männer bejeelen, weldye den Advokatenftand wählen müfjen, 
um fi den Weg zu den grüßten Ehrenftellen zu öffnen? Seder Beweg⸗ 


grund, der einen Mann zu großen Handlungen reizen kann, fommt 


hier dem Stande wie dem Staate zu ftatten. Der Sohn des Präfi- 
denten wird ſich bier, wie ehemals der Sohn ded Konſuls zu Rom, 
ebenfogut üben müſſen als ein anderer, und jeder wird fidh in dem 
hen Lichte zu erhalten juchen, worin er von dem Fürften, von den 
dien ded Landes und von den Pertrivten bemerft werben kann. Die 
gertnafte Unredlichfeit wird ihm in diefem Lichte ſchaden, und Unge- 
tchieklichleit und Trägheit den öffentlichen Vorwurf emed Stümpers zu⸗ 
ziehen. Er fteht unter dem allgemeinen Urtheil, und dad Gepräge, was 
er trägt, ift nicht dad Werk eines Heckemünzmeiſters, fondern des red- 
tihen gemeinen Weſens. Da er durch feine Bemühungen zugleich für 
jeinen Unterhalt und für feinen Ruhm arbeitet, jo hat er einen ge- 
doppelten Grund zum Fleiße; und eigener belohnter Fleiß ift ein ganz 
anderer Yehrmeifter ald ein grämlicher Konreferent, der über die Ber- 
ehe der eriten Uebungen eined Auditord ermüdet. Ben einem 
Audigen Wetteifer amgereizt, eher als andere Dad vorgeſteckte Ziel 
za erreichen, wird er oft einen Geldgewinnft verachten und bios für 
die Ehre dienen; fich ſchämen, kleine Zänfereien zu vereawigen, oder 
große und mächtige Familien in unnöthige Prozeſſe zu verwideln. Wenn 
dan der Stant ihn anf den öffentlichen ımbefledten und unverdächtigen 
Muf, ald einen erfahrenen und bewährten Mann zu feinem Dienfte 
fordert: fo wird er mit geftärftem Auge die verwirfelteften Streitig- 
feiten durchſchauen, ſolche mit der größten Fertigkeit beurtheilen und in 
einer Stunde oft mehr thun al viele non denjenigen, welche auf andere 
Art gebildet find, in Tagen und Wodyen thun koͤnnen. Cr wird das 
praktikable unter den verfihtedenen Meinungen der Rechtägelehrten, ohne 
zu ſchwanken, ergreifen; die Berfafjung feines Landes aus einer ſchärferen 
Grfahrung genauer fennen; die Wendungen jchledhter Advokaten mit 


9 Der Sul, den Juſtus Moeſer im Auge bat, iſt in ſofern ein etwas 
—5 als er den Advokatenſtand als die Pflanzſchule für die Staatsdiener bes 
achtet. 
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einem halben Auge entdeden, und für feine Arbeit, jo fchwer fie auch 
immer fein mag, erichreden.* 

Dieje allein wünſchenswerthe Stellung des Standes, ift ohne freie 
Konkurrenz in der Advofatur nicht zu erreichen, wird aber durd bie 
Konfurrenz früher oder fpäter erreicht werden. Hat alio der Anwalt 
ftand ein Intereſſe, diejen forreften Weg zu einem gewiß gewünjchten 
Ziele zu befämpfen? Sicherlich nicht der Stand, jondern nur das Intereſſe 
oder Die Dr der Einzelnen find Gegner dieſes Weges. 

Aber auch den Einzelnen, weldye augenblidlid den Stand vertreten, 
jeigen fih manche Bortheile, als Konfequenzen der freien Konkurrenz. 

enn dieſelbe zur Aufhebung der Etaatödienereigenfchaft der Anmälte 
geführt hat, fo iſt e8 jedem Anwalte geftattet, Nebenämter anzunehmen; 
wenn fie aber noch nicht dahin geführt hat, jo bringt fie doch jedem 
Anwalte Gelegenheit, qualifizirte Perfonen zu feiner Vertretung und 
zur Aushülfe jederzeit zu gewinnen, und durch Theilung der Arbeit 
das Tüchtigfte zu fordern. Aufſerdem ftehen viele Anwälte keinesweges 
in längenber vefuniärer Lage, und zwar nicht etwa weil ihnen bie 
juriftifche Fähigkeit oder andere für den Anwalt werthuolle Gaben 
fehlen, fondern weil ſie durch Verbannung an einen unbedeutenden Ort 
nur die halbe Gnade des Minifters erfahren haben. Dieſen eröffnet 
ſich durch die Konkurrenz dad Feld, welches dad Ziel ihrer bisher hof 
nungsloſen Wünſche war. 

Wir wollen aber, um keinen Fehlgriff zu thun, die he 
den Anwälte, welche durch ihr — zum Privilegio nicht abge 
halten find, ein maßgebendes Nrtheil zu fällen, über Die gefürchteten 
Solgen der Aufhebung defjelben vernehmen: j 

Die Anwälte in den großen Städten antworten: Wir haben ſchon 
jebt Gelegenheit, die Folgen ber felbft bei geſchloſſenem Stande einge 
tretenen Konkurrenz zu beurtheilen. Die Bemühungen, faule Sadıen 
u unterdrüden, find erfolglos, fo lange einzelne Kollegen bemüht fin, 
iefelben wieder ind Leben zu rufen. Schon jet beflagen wir bie 
weilen Charlatanerie und wifjenfchaftlofes handwerkmäßiges Betreiben 
ber Praris. Beides wird ſich ftetgern, wenn die eröffnete freie Ker 
furrenz, wie unauöbleiblih ift, den ganzen Andrang der neuen 
wälte in die Haupfftädte treibt. Von der für unfere Einnahme er 
wachſenden Gefahr wollen wir nicht ſprechen, weil wenigſtens bis ji 
einen: gewiſſen Grade durch die Menge der Anwälte auch die Meng! 
der Prozeffe bedingt wird. 

Diejen Anwälten ift zu erwiedern, dab ihre Klage gegen bie Ir 
ftellung unfähiger oder gewiſſenloſer Kollegen gerichtet ift, wrgegen PT 
den -jept vorhandenen modus der Anftellung erft recht feine Cam 
geboten ift. Die freie Konfnrrenz führt vielleicht zu Anfang eine N 
auch ſolcher Kollegen in den Anwaltitand hinein, welde iediglich 
nd nuffude Etellung, die fie bei den Anwälten zu en Da 
find, auffuchen wolfen ; aber, jo bald dieſelben belehrt find, daß der Ein ad 
in den nicht mehr gejchlojfenen Stand ganz; andere —— 
ganz andere Folgen hat, wird ſich die grobe ahl, welche fi anfang 
ben Hauptſtädten zuwenden wird, in die Fleineren weniger duch 
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Konkurrenz berührten Drte gerhdaiehen. Dad Bedürfniß wird überall 
die Zahl reguliren. Die Durchfchnittözahl der Untauglichen und Charafter- 
Iofen aber fann durdy die freie Konkurrenz nicht gefteigert werben. 

Die Anwälte der Tleineren Gerichte argumentiren etwa folgender- 
maßen: Wir haben und unfere gegenwärtige Stellung durch eigenen 
Fleiß, unter Benupung der durch Befchränfung der Anmaltftellen be- 
dingten Verhältniſſe gejchaffen. Der fortwährende Verkehr mit dem- 
jelben Publikum N und in vielen Kreifen zu geachteten Vertrauens⸗ 
männern, und dad Publifum hat den aus diefer unjerer Stellung er- 
wachſenden Vortheil, daß wir ſchlechte Prozeſſe möglichft von den Ge- 
richten entfernt halten. Das Hereintreten eined Fremden in unferen 
Geſchäftskreis würde ftörend wirken, namentlih wenn berfelbe einen 
anderen Weg betritt. Es ift nämlich befannt, daß der Anwalt bei 
jeder Rechtslache entweder fein eigened Intereſſe oder das Intereſſe der 
Partei in die erſte Linie ſtellen kann. Dad Gericht erfennt unſere 
fociale Stellung an, und weiß, daß auch der gejchäftliche Verkehr zu 
feiner großen Unbequemlichkeit fich geftalten würde, wenn es verſuchen 
wollte, von jeinem ihm gejeplic, freilich zuftehenden Auffichtörechte Ge- 
braudy zu machen. Unſer Verhältniß zu ben Richtern tft deshalb ge- 
jellig he und erſcheint als ein follegialifches, dem jede Miß— 
achtung fo ſehr fern tft, dab die Nichter nicht Bedenken tragen würden, 
ihre Etellung mit der unfrigen zu vertaufchen. Die Unannehmlichkeit, 
welche in der Sellelung unferer Perfonen an das Büreau gelegen ift, 
macht die Nachſicht und Hülfe des Gerichtes möglichjt wenig ebende 
Gin Erperimentiren tft darum nicht zu wünſchen, a lange das beitehende 
Verhältniß befriedigt. 

Es ift freilich nicht zu läugnen, daß ein achtungswerther Anwalt, 
welder in einen Tleinen Kreis, gefhübt gegen jede Störung von außen, 
bingeftellt ift, viel Gutes wirken kann und wird, und feine glüdli 
Stellung vollitäandig ausfült. Aber fo richtig Die Argumentation für 
einen kleinen Kreis fein mag, fo verliert fie für größere Kreife allen 
Werth. Und felbjt für die fleineren Kreiſe beweilt fie nur, daß ber 
Eintritt eined neuen Kollegen, woher er auch komme, gefährlich jein 
fann. Ob aber dieſe Sefakr durch die freie Konfurren näher gebracht 
wird, als fie ſchon jept in der vollitändigen Garantielofigfeit des Be- 
ftehenbleibens des gegenwärtigen Zuftandes nahe liegt, das wäre der 
eigentliche Kern der Frage. Es dürfte dies zu verneinen jein. Ein 
Anwalt,‘ der feiner Stellung feine Ehre macht, wird bei freier Kon- 
furrenz noch weniger beftehen können, ald bei dem gefchloffenen Stande; 
er wird ſich gern aus derjenigen Kolle Mr die ihn nicht achtet, ent- 
fernen, wenn nicht gerade die Anitellung ihn ald eine Plage für Die 
Kollegenſchaft feithält. 

in gewichtigereö Bedenken iſt von Anwälten, welche für die Srei- 
gebung der Advofatur ftimmen, ber Möglichkeit ihrer Einführung ent- 
egengejept. Die Majorität ded zweiten Anwaltstages betont den Wider- 
—* der darin liege, dab man freie Konkurrenz in Verhältniſſe ein- 
führen wolle, welche gerade die Ausjchliegung derſelben zur ©rundlage 
haben. Daraus wird gefolgert, daß, jo lange ſolche Berhältniffe über: 
Zeitihr. f. Geſetzgebung u. Nechtöpflege. I. 4 
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haupt beftehen, der Ber zur Cinführung der freien Kenkurrenz ned nid 
geebnet, daß alie Die Konſequenz ſolcher Neuerung das Gegentheil eine 
Wohlthat fei. 

Da ein direfter Einfluß auf die Gefekgebung außer der Matt 
der Anwälte liegt, jo fonnen Anwälte, welche vieler Anficht find, mu 
bedingungswe iſe eine Weberzeugung zu Gunften der Areigebung de 
Advofatur ausſprechen, wenn fie nicht zugleich überzenat find, daß die 
Befeitigung der auf dem Grunde der Anſtellimg der Anwälte ruhender 
widrigen Verhältniſſe ald Folge der Areigebung der Kenfurrenz ein 
treten werde. Rir fragen: Welche Verhältniſſe find es, welde 
die Befhränfung der Konfurrenz bedingen? nd xiebt die 
Freiheit der Konfurrenz die Garantie für deren Befeiti: 

ung? 

Die Einfegung des Richters in die Parteirolle, welche den Richter 
zum Herrn des Prozefjes, den Anwalt zu feinem Gehülfen macht, führt 
fonfequent zu der Aufnahme der Anwälte in die Zahl Der Dem Richter 
unterworfenen Hülfsbeamten. Der Staat muß, wie vie Richter Ic 
aud die Hülfsbeamten anftellen, ihre Zahl dem Bedürfniſſe anpaſſen 
und fie bejelden. Konſequent war alte die Stellung der Aſſiſtenzräthe. 
Als der Staat die Beſoldung der Anwälte den Parteien überließ, machte 
er fi fchen einer Abweichung ven dem folgerichtigen Wege ſchuldig, 
aber der Staat ftellte dech wenigftend noch eine Tare auf und übergab 
den Richtern (wenigſtens bi8 zum neuen Sportelgeiehe) das Net der 
Moderation. Noch weiter verließ man den Weg, als die Erfenntnif, 
daß die Parteien durch ihr alleiniges Snterefie auch ein Recht zur Em | 
wirkung auf den Prozeß hätten, zu einer beſchränkten Verband: 
[ungsmarime he dadurch entfernten fich die Anwälte noch mehr 
von dem Richterperſonale und fchloffen fidh enger an die Parteien an. 
Auf diefem Punkte ift die Preufiiche Prozepgeſetzgebung ftehen ge 
blieben; bis zu dem Grundfage: „daß der Prozeß Eigenthum der 
Parteien jei,“ iſt fie nicht gelangt. Der Richter ift al immer ned 
Herr des Prozeffed, Die Anwälte immer noch feine Hülfsbeamten. 
die Freigebung der Advokatur zerreißt dad geſetzliche Band 





manchen Orten überhaupt zu unterlaffen. Die Kollifion Itegt vor: das 
Sarah . 
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Der auf die Hülfsbeamten angewiefene Richter muß feine Hülfs- 
beamten auch in Gehorfam halten, die freie Sonfurrenz hebt aber den 
Gehorfam auf denn die Anwälte, denen der Richter befehlen will, gehen 
an einen anderen Ort. Die Kollifion liegt vor. Deshalb poſtulirt 
der zweite Anwaltstag: „Ausſchließliche Disciplin durch Anwalts- 
Kammern. ® 

Alle diefe Poftulate reduziren fi auf das eine: Anerkennung des 
Grundiahed, „daß der Prozeh den Parteien gehört“ in dem er- 
warteten neuen Prozeßgeſetze. Dieje Forderung dürfte allerdings gerecht: 
fertigt fein, nicht gerade um die Freiheit der Konkurrenz möglich zu 
machen, fındern aus Gründen der Gerechtigkeit. Die in diejem Auf- 
jabe vertretene Anficht geht nämlich dahin, daß die freie Konkurrenz 

ie Anerkennung dieſes Grundfapes nicht ſowohl zu ihrer Eriftenz vor: 
auölepe, als vielmehr dieſe Anerfennung erzwingen werde. 
dere Poftulate, wie die geſetzliche „Einführung des Anwalts: 
Wangen und „die Beſetzung namentlich des Richteramtes and der 
nwaltichaft, * find überhaupt nicht Vorausſetzungen für die Einführung 
der freien Konkurrenz, wohl aber Folgen derjelben. 

Um nachzuweiſen, daß die freie Konkurrenz diejenigen Verhälmiſſe, 
deren fie zu ihrem Beftehen bedarf, ſelbſt fchaffen werde, bedarf es nur 
der Anerkennung folgender Sätze: die freie Konkurrenz führt zu 
dem Webertritte einer Anzahl der Richter in den Anwalt: 
ftand; die freie Konkurrenz führt zur Selbitftändigfeit der 
Anwälte, welde nicht mehr angeitellt werden, ſondern ſich 
felbft anftellen. Werden diefe Sätze zugegeben, fo R daraus: 
Da der Eintritt der Richter in den Anwaltſtand die Zahl der Richter 
verringert, jo veranlaßt ee Umftand den Staat, unter den Anwälten, 
den einigen formell qualifizirten Perſonen, Nichter zu ſuchen. “Der 
Staat Tann weniaftens nicht fonjequent Die unbedeutenditen Anwälte 
auf die Richterftellen berufen, welche freilih am eriten geneigt fein 
würden, diefelben als eine Aufbefjerung ihrer Lage anzunehmen, denn 
dadurch würde der Nichterftand bald digfreditirt fein. Bedeutende Männer 
aber finden in der Anmaltöpraris eine bedeutende Stellung und werden 
fih auf Annahme unzureichend befoldeter Richterftellen Rp iwerlich ein: 
laffen, am wenigften aber in dem Falle, wenn die Richterbeichäftigung 
nicht eine angemefjene, auf Rechtiprechen befchränfte Thätigkeit, jondern 
mit fubalternen Beſchäftigungen überladen ift. Der Anwalt Tann über: 
haupt nicht verfennen, daß er nad dem Preußijchen Prozeßgejege ben 
Richter nicht nur zur formellen Erledigung feiner Anträge, jondern 
auch unter Umftänden zu einer beitimmten Verfügung verpflichtet, und 
daß er den Richter eventuell in dem der perfönliden Gehaͤſſigkeit nicht 
entbehrenden Befchwerdemege mit Hülfe ded vorgefekten Richters zwingen 
fann. Der begabte Anwalt fühlt aljo fein Webergewicht über den 
weniger begabten Richter und hat wenig Grund, die aud Der Prozeß⸗ 
Ordnung folgende Stellung des Preußiſchen Richters als eine über ber 
feinigen ftehende anzuerfennen und die Bertaufchung feiner Stellung 
mit ſolcher Richterftellung zu wünſchen. Da aber zumal einem freien 
Advofatenftande der Richterftand nur dann gewachſfen Hr wenn Die 
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Richter geachtet find, jo iſt cd bei.der freien Konkurrenz befonderö ge: 
boten, die auögezeichneteften Männer, alfo auch die ausgezeichneteſten 
Anwälte, auf die Nichterftellen zu berufen, und un dies zu ermöglichen, 
nicht allein dem Nichter ein auskömmliches Gehalt zu gewähren, —*— 
auch ihm die Stellung zu geben, welche der freie Advokatenſtand als 
eine würdige Stellung betrachten kann. Zur Herſtellung einer ſolchen 
Stellung des Richters wird alſo eine Aenderung des Prozeßgeſetzes 
nothwendig, welche die Richterbeſchäftigung auf das Rechtſprechen, die 
allein richterliche Thätigkeit, befchränft, oder es treten ſehr üble Folgen 
ür den Richterſtand ein. Die Beſoldung iſt durch den Etat beſchränlt; 
he wird am einfachften dadurch erhöht werden, daß eine namhafte Zahl 
von Richterftellen geftrichen wird. Dieje Etreihung der Richterjtellen 
ift zugleich das Mittel, um der Hülfe der aus dem Anwaltſtande zu 
requirirenden Kräfte eine Zeit lang zu entbehren. Bei der gegenwärtigen 
Meberlaftung der Richter mit fubalternen Gefchäften ift aber die Re 
duftion der Nichterftellen unmoͤglich, alfo wird auch dieſe Rückſicht zu 
—* Beſchränkung der richterlichen Thätigkeit auf die Rechtſprechung 
ühren. 

Iſt aber die Prozeßleitung dem Richter entzogen und in die Hand 
der Anwälte gegeben, jo ergiebt fi daraus einmal der Anwaltzwang 
ald eine Nothwendigkeit für die Partei, welche der ridhterlichen Hülfe 
entbehrt und fich felbft nicht helfen fann; ferner ergiebt ſich aus der de 
durch an Achtung und Unabhängigkeit vom Nichter gewinnenden Ste. 
lung der Anwälte_die Unmöglichkeit jeder Kullifion derſelben mit dem 
Gerichte, deſſen Sphäre fie g* nicht berühren, fowie die Unzuträglid- 
feit einer Ginmifchung der Gerichte in die Disciplinargewalt über An: 
‚wälte, welche die Beamtenqualität gänzlich abgeftreift haben. , 

Die Bildung größerer Spruchkollegien wird ſich nach dem Bedürf 
niffe des Publifums richten. So lange das Gericht Bejchäftigung bat, 
werden aud Anwälte Beihäftigung finden, aljo Ihren Mohnfik an den 
Sipen folder Gerichte nehmen; jobald die Amwälte den Ort verlaffen, 
wird ed Zeit fein, das Gericht aufzuheben. Das Publikum wird übrigens 
bei freier Konkurrenz an die amı Orte wohnenden Anwälte nidt ge 
bunden fein, jo daß es in der Hand des Publikums liegt, untauglide 
Anwälte zu entfernen und gute Anwälte en So wird De 
freie Konkurrenz die Umänderung widriger Verhältniſſe vorjchreiben umd 
eiten. . 

Damit fcheinen die aufgeworfenen Zweifel widerlegt zu fein. Nu 
I viel. bleibt freilich von denjelben beftehen, daß aller Anfang 

wer iſt. 

Was Jodann die Konfequenzen für den Staat angeht, fo verliert 
freilich dad Gouvernement dad Recht der Stellenbefegung in der Anwalt 
ſchaft, alfo den Befig einer Anzahl von Belohnungen, welde an be 
günftigte Männer vergeben werden fünnen, zugleich die Macht der Be 
bermundung eines Standeß, der, freigegeben, unter Umſtänden gefährlich 
zu werden droht. Wenn dies Nachteile für den Staat jein follen, ſo 
wird vorauögejeßt daß der Etant ein Interefie daran babe, fi Günſt⸗ 
linge und allezeit unterwürfige Diener zu erziehen, und daß er die freie 
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Ontwidelung auf dem geiftigen Felde zu fürdten babe, weil er die 
Nothwendigkeit einfieht, biömeilen. Zwecke, die dem Willen der Einfichts- 
vollen des Volkes wideriprechen, zu verfolgen. Beides aber wird wenigſtens 
im Brinzipe Niemand billigen wollen. Wenn aud) bisher die Anwälte, 
weldye der Abhüngigfeitsitellung müde find, auf der Seite der Oppofition 
vielfach geftanden haben, ſo folgt daraus nicht, daß fie nicht in richtiger 
Stellung und bei de Entwidelung ded Etanded auch auf- 
richtige Bundeägenoffen der Negierung und befjere Bundeögenoffen fein 
fönnen, ald zum Gehorſam erzogene Beamte. Aber einen großen Vor: 
theil erlangt der Staat dadurch, da, wie Juſtus Möfer fagt: „fv 
oft er eine Ehrenftelle zu vergeben hat, ıhm eine glüdliche und freie 
Wahl unter einer Menge gefchicfter Leute zufteht, daß er diefe Menge 
ohne feine Koften und dal; er im derjelben Die Ehre, melde durch Titel 
zu Grunde a wird, in ihrem wahren Werthe Hi t.“ Aber ber 
Staat fragt audy, was denn dad Publikum, deffen Fürſorge ihm anver- 
traut ift, dazu jagen wird? 

Das Publikum hat länaft für Freigebung der Advokatur entſchieden. 
Es fast fih nur, ob das Publifum zu feinem wahren Bortheile ent. 
jchteden bat, oder ob die Anwaltäfandidaten das Gefchrei in die Welt 
gefeßt haben? Die Befürchtung, daß die freie Konkurrenz dem Publitum 

e Menge von Prozeßmachern auf den Hals ſchicken werde, welche 
die Streitſucht erregen, verdient Feine Beachtung. Das Bedürfniß wird 
die Zahl der Anwälte regeln. Die Gefepgebung hat, ohne ed zu wollen, 
alles Mögliche gethan, um die Anwälte durch Abſchneidung des Weges 
der Ehre, dur unwürdige Ctellung und Behandlung zu verderben, 
und dennoch fteht der Anwaltitand nicht unchrlih da. Wie follte er 
dadurch unehrlich werden, daß er dem verderbenden Einfluſſe jolcher 
Lage entzogen wird? Wenn man fagt, Die Noth werde die Anwälte 
wingen, fo vergibt man, daß auch jet viele Anwälte in birftigen Ver: 

Itniffen leben, ohne dab die Noth fie zwingt, Schlecht zu ſein; man 
vergißt, daß die Schlechtigkeit nicht mehr und nicht weniger Folge der 
Noth, als Folge der dur reichen Erwerh erwedten größeren Begierde 
jein kann. Das Publitum Bat gewiß das Intereſſe und das Recht in 
feiner Wahl unbejchränft zu fein, and tüchtigen Anmälten fich den tüch⸗ 
tigften und denjenigen, dem es am melften vertraut, zu wählen. 

Es ift alfo fowiel wenigftend bewiejen, daß es eine Weberzeugung 
unter den Anwälten geben Tann, welhe ohne Verkennung des 
Bortheils der Anwälte das Privileginm bed gejehloffenen tandes 
in ſeiner heutigen Geſtalt als ein Hemmniß für das Aufblühen des 
Anwaltſtandes betrachtet, umb daß auch der Staat und dad Publikum 
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würde, iſt mit der Aufhebung des 8. 34. ded Geſetzes vom 28. Oftober 
1863 nur die in lekterem angeordnete Art des Verfahrens in den 
Formen für minderwictige Nechtöftreite weggefallen, nicht aber der nad) 
gememem, wie nad) beftiichemn Rechte beitehende, auch durch die im 
Verordnungswege eingeführte nene Ginilprogebordnung vom 24. Juni J. $. 
(Sei. Samml. ©. 885.) in feiner Weife berührte, im Wege ber Civil- 
lage verfolgbare Anſpruch auf Genugthuung, für welden nunmehr nur 
andre Formen maßgebend jein würden. 

Sn der That darf man die Abſicht der Beſeitigung eined Civil⸗ 
anjpruched durch die lediglich das preußifche Strafrecht und die preu⸗ 
ßiſche Strafprogeß-Orbnung einführende Verordnumg nicht unterftellen, 
zumal die Verordnung vom 24. Juni 1867 über da8 Verfahren in Givil- 
progellen fowenig als die vom 26. Juni fiber die Gertchtöverfaffung 
ein Wort darüber ar 

Was die Prozeßart anlangt, fo kennt bie Prozeß-Ordnung 
vom 24. Juni 1867 das in Heſſen aud im unbeftinmten ſum⸗ 
marifhen Prozeß, zu weldem die Injurienſachen zählten, beftan- 
deme, für letztere noch beſonders durch die Untergerichd = Orbring 
vom 9. April 1732 wie dad Reg. Audjchreiben vom 12. Auguft 182 
vorgejchrtebene rein mündliche Verfahren gar nicht, führt vielmehr neben 
dem ordentlichen rogehnerfahren nur den unbedingten und „bedingten 
Mandatsprozeß” ein, bet welch Ickterem es ſich lediglich um „Aordes 
rungen“ wegen vertretbarer Sachen bis zum Betrage von 100 Thaler 
handelt. Nach Analogie anderer namhaft gemachter Gegenftände würden 
für die bier in Betracht kommenden Rechtsſtreite Die Amtögerichte * 
ſtändig und die —* des ordentlichen Prozeſſes nach Maßgabe 
8. 5 ff. ber Prozeß⸗Ordnung anwendbar fein. 
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13. 


Iſt es zuläſſig, in einem Bietnugötermine erſt nach 6 Uhr Rach⸗ 
mittags mit dem Bieten zu beginnen? 


Zwei Rechtöfälle, mitgetheilt und eingeleitet durch Herrn Gerichte » Aljeffor Herie 
zu Pojen. 


Der 8. 37. Tit. 52. Th. J. A. G. O. jagt: 
„Zur Abgabe der Gebote und zum Licitiren ſelbſt iſt der ganze 
zum (legten) Termine angejepte Tag beftimmt, “ 

begegnet jedoch der möglichen Annahme, dab der ganze Kalendertag 
zum Abaeben der Gebote benugt werden fünnte, bir dadurdh, daß er 
genifle odififationen mit den Worten „fo dab“ einführt und felt- 
tellt, 
„daß die Licitatton an diefem Tage allenfalld des Nachmittags, wenn 
fie entweder am DBormittage nicht hat abgejchlofien werden fünnen, 
oder ſich alsdann erft neue Licitanten melden, mit Zu 3 der 
8. 34. benannten Perſonen und .der bis dahin noch nicht abgeſtandenen 
Licitanten, fo lange fortgejeßt werden muß, bis nur ein Meiftbietender 
verbleibt und die übrigen abftehen. Nach 6 Uhr Abends, und noch 


1) Die Srundftüde des Schönfärbers B. zu L., beitebend aus einem Haufe, einem 
Garten und mehreren Aderjtüden, wurden Schulden halber ſubhaftirt. In dem Lici- 
tationdtermine wurden zuerft die Grundftüde einzeln ausgeboten und blieb der U. vor 
6 Uhr Abends auf den Garten mit 285 Thaler Beftbietender. Ebenfulld noch vor 
6 Uhr Abends wurde der Antrag geftelt: 
fämmtliche dem Beliger gehörigen Grundftüde insgefammt zum Verlauf auszu⸗ 

eten. 

Das fortgefeßte Bieten auf das Haus aber verurjachte, dag mit dem Bieten 
auf die gefammten Grundftüde erjt nach 6 Uhr Abends begonnen werden Tonnte. 
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mehr nach gänzlihem Ablaufe des Termines, Tönnen neue Gebote nicht 
anders, ald mit Einwilligung fämmtlicher Interefjenten, den Meift- 
bietenden mit eingejchlofjen, zugelaffen werden.“ 

Die Fortſetzung der Licitation am Nachmittage wird, wie dad Wort 
„allenfalls“ zeigt, nicht ald Regel en ebenfalld das Zulaſſen 
neuer Bieter nach 6 Uhr nur ausnahmsweife geſtattet, wenn die Inter⸗ 
eſſenten ſämmtlich einwilligen. Wenn $. 10. der Subhaſtations-Ver⸗ 
ordnung vom 4. März; 1834. beftimmt: j 

„Neue Bieter werden nad 6 Uhr Abends nicht mehr zugelafien,“ 
ſo Kar: er noch die Beitimmung der A. ©. D. Geftattet aber daB 
Geſetz die Zulafjung neuer Bieter nady 6 Uhr nur ausnahmsweiſe umd 
Ipäter gar nicht, fo folgt daraus, daß ed die Möglichkeit, daB erſt mit 
6 Uhr Abends das Bieten beginnen follte, yet ausgefchloffen wiſſen 
wollen. Died ergiebt ſich aud aus dem Wortlaute des $. 10. a. a. O. 
Theorie wie Praxis find jebt Darüber einig (vgl. Roennes Ergänzungen. 
5. Aufl zu $. 37. Tit. 52. Th. J. A. G. O. S. 650.), , daß neue Bieter 
Dielen nen find, bie bi8 6 Uhr fein Gebot abgegeben haben.“ 

Hieraus t, 

daß alle di enigen, welche biß 6 Uhr ein Gebot nicht abgegeben haben, 

als Bieter nicht mehr zugelafjen werben dürfen, 

woraus fich ald felbftverftänbt ergiebt, Ä 
daß, werm überhaupt bi8 6 Uhr ein Gebot nicht abgegeben ift, Nie 
mand zum Bieten zugelalten werden darf, aljo mit dem Bieten nicht 
begonnen werden kann. | 

Dad Wort „Mehrgebot” im Schlußpafjus des 8. 10. a. a. D. weiſt 
—* darauf bin, daß das Geſetz die Abgabe eines Gebotes vor 6 Uhr 
vorausſetzt. 

Die ratio legis dürfte die Anſicht wohl unterſtützen. 

Im Bietungstermine erweitert ſich der Kreis der Intereſſenten 
durch die Perſonen der Bieter. Zweck des 8.10. a. a. O. iſt, dieſen 
Kreis der neuhinzutretenden Intereffenten zu begränzen und innerhalb 
eined gewiffen Zettraumes zu firiren, wer aus der Zah der Kaufluftigen 
dazu gehört. (8. Hinſchius, a. a. DO. ©. 139.) Dies erfordert ber 
weitere Verlauf des Licitationstermines. Der bereitd allegirte $. 37. 
a. a. O. beitimmt, 

„daß die Licitation fo lange fortgefegt werben muß, bis nur ein Meift- 

bietender verbleibt und die übrigen Licitanten abftehen.* 

Dieß Beſtimmung iſt noch heute giltig, und es ſagt das Reſkript 

* ai 1834 unter II. 1. (Jahrb. Bd. 43. S. 491.) in dieſer 
Hinficht: 


‚Erfolgt nach 6 Uhr Abends nad ergangenem Aufruf ein Mehr⸗ 
ebot Yon einem der früheren Micitanten, fo ift in Gemäßheit des $. 37. 
Sit, 52. Th. J. A. G. O. zu verfahren, alfo die Licitation fo lange forte 
zufepen, bis ein Meiftbietender bleibt und die übrigen abſtehen. Es 
muß der Aufruf nach 6 Uhr Abends fo ‚oft wiederhelt werden, als Weber: 
gebote erjeigt imd, und es find, wenn fein Uebergebot mehr erfolgt, 
die Abrigen Licitanten für abſtehend zu eradhten, wenn fte 
dies auch nicht ausdrücklich erllären.* 
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Das Meiftzebot conjtttuirt ſich aljo dadurch: 

1. daß ein Uebergebot abgegeben wird, 

2. dab a) die übrigen Licitanten ausdrücklich erflären, feine 
Öebnte mehr abgeben zu wollen oder b) ald abftehend fingirt 
werden. 

Die Boraudjepung des legten Requifitd iſt aber nothwendigerweile, 

daß die Perfonen der Bieter beſtimmt find, | 

weil jonft von einem ausdrüdlichen Abftehen der „übrigen“ Bieter oder 
einer Fiktion defjelben füglich nicht die Rede fein fanın. Da aber jeden 
Augenblid im Termine friſche Bieter auftreten könnten, jo tft eine be 
ſtimmte Grenze nöthig und dieſe Ir 8. 10. a. a. D. gezogen. 

„Mit dem Schlage „ſechs,“ ſagt Pape (Suriftifche Wochenſchrifi 
1837. S. 149.) treffend, „bilden die Sntereffenten eine gejchloffene Geſell⸗ 
ichaft und das Gerichtähaus ift gleihjam ein Licitativnstonklave. Alle 
Nichtinterefjenten müffen in diejem Momente dad Geſchäftszimmer räumen 
oder find als nicht anweſend zu betrachten und ber Richter ift nur mit 
der geſchloſſenen Geſellſchaft das Licitationsverfahren foriguenen befugt.‘ 
Es iſt Died .mehr oder minder die Prarid ded gemeinen Rechts. Nach⸗ | 
dem, nad berjelben, bis zu einer gewiffen Stunde des Terminstages die 
Kaufluftigen ſich gemeldet, und ihre Gebote abgegeben haben, wird bie | 
öffentliche Verhandlung geichloffen, und das weitere Verfahren nur im 
Beijein der Subhaftattonsinterejfenten und der zum Bieten zugelafjenen 
Sietianten fortgejegt (vgl. Merkel, „Subhaftation* in Weistes Rechts⸗ 

exikon). 

Wenn nun der Deputirte erſt um 6 Uhr mit dem Bieten beginnt, 
fo kann er m. €. feinen Bieter mehr zurüdweifen, und es br ihm 
deshalb Die vom Gejege gezogene Grenze. Es fehlt ihm aber au er 
jeder Anhalt dafür, wann er den Termin ſchließen ſoll. Etwa, wenn 
nad) geigehenem Aufrufe fein Mehrgebot erfolgt? 
a. a 








ies kann er deshalb nicht, weil die Vorausfetzung dieſer im $. 10. 
. D. enthaltenen Beltimmung: 
daß die übrigen Bieter für ahftehend fingirt werden, 
dort nicht vorliegt, wo der Kreis der Bieter nicht geichloffen it, jeden 
Augenblick fich ändern Tann, und beshalb eine „Ausmittelung‘ dei 
Meiftbietenden, wie fe der 8.41. Tit. 52. Ih. J. A. ©. D. verlangt, 
zur Unmöglichkeit wird. 
Nach der jept allgemein adoptirten Praxis dürfen, wie gefagt, Bietet, 
bie bis 6 Uhr nicht mitgeboten haben, zum Picitiren acht augelalle 
werden. Wollte man fie deshalb zulafien, weil bis 6 Uhr Tem Bee 
abgegeben worden, fo würde man einen Rechtsgrund hierfür wol 
jhulbig bleiben. (58 meiß aud) jeber Kaufluftige, daß er nad 6 UN 
als Neubietender nicht zugelaffen wird; wenn er bis 6 Uhr verhi ort 
war, am Orte ber Licitation zu erfcheinen, wird er fidy nicht mehr — 
bin begeben, ba er nicht mehr darauf rechnen kann, zugelaſſen zu Wer. 
Es Biehe bieje Art von Nechtöfiherheit zerftören, wenn man as 
ginnen der Gebote nach 6 Uhr für uläftig erachten wollte. Die j acht 
Stunde ift an und für fih, wie Merkel a. a. O. bernorhebt, br 
gewählt und geeignet, Viele vom Kommen oder Bleiben abzuſchreden. 
J 
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Man würde dieje Rachtheile nur vermehzen, wenn man, unbedingt gegen 
die Abficht des Gejeged, es bier ſtatthaft erachten wollte, erft mit diejer 
Etunde mit dem Bieten anzufangen, und das Ende des Bietend noch 
weiter hinauszuräden. 

Fragen Tann es ſich: 

ob mit Cimsilligung ſämmtlicher Intereſſenten erſt nad) 6 Uhr mit 
der Abgabe von Geboten begonnen werden kann. 

3. Hinſchius (a. aD. ©. 141.) ſcheint für Bejahung zu jein. 
Wenn man indeb an dem Begriffe „neue Bieter,” wie er oben ange: 
beutet ift, feithält, fo laßt fich dies, wie Grelinger (die V. über Die 
Exekution in Civilſachen und über den Subhaſtationsprozeß. ©. 39.) mir 
mit Necht auözuführen jcheint, bei der abfoluten Bafung Se $. 10. 
a a. D. nicht rechtfertigen, weil ſonſt die Auslaffung‘ der Worte „ohne 
Einwilligung jammtlicher Interefjenten“ deren fich 8. 37. Tit. 52. Eh. I. 
A. ©. D. bedient, bedeutungdlod wäre. Unzweifelhaft hat das Geſetz 
die Zulafjung neuer Bieter der Wilfür der Jutereſſenten entziehen 
wollen, wodurch aud) die Möglichkeit einer Einigung der Sntereffenten 
al daß mit den Geboten erſt nach ſechs Uhr angefangen wird, 
wegfällt. 

Denn man die Vebereinftimmung der Interejjenten ald alleinige 
Norm binftellen wollte, fo ift nicht abzufehen, warum dieſelben nicht 
beifpielöwetje bie Ilte Stunde, oder gar den fulgenden Tag ald Aus- 
gangspunkt der Gebote wählen könnten — eine Annahme, deren Be- 
denflichfeit auf der Hand liegt. 

8 foll nun aber eicheben, wenn bis 6 Uhr fein Gebot abge- 
geben ijt? Der Germin" it vereitelt und die Akten find wegzulegen oder 
ed ift ein neuer Bietungdtermin anzuberaumen, je nachdem der Ertrahent 
Anträge ftellt oder nicht. (Sriedendburg, Subhaftationd-Berfahren. 
©. 37.) Wenn dennod nad 6 Uhr mit der Abgabe von Geboten be= 
gonnen wird, jo liegt hierin m. E. ein wejentliher Mangel in den 
für die Subhaftation vorgefchriebenen Förmlichkeiten, und fomit ein 
ejegliches Hinderniß des Zuſchlags (8. 13. V. v. 4. März 1834. Cre— 

inger, a. a. O. ©. 51.) an ben auf irgend eine Weife audgemittelten 
Meiitbieenden. 

Dad K. Kreid- Gericht zu P. hat in zwei verjchiedenen Sullags- 
beſcheiden vom 16. September 1867 eine Anfiht zur Geltung gebradit, 
welche von der, deren Begründung oben verſucht worden, abweicht. 

Der erfte Fall war folgender: 

Der Beliptitel de3 Grundſtückes G. Nr. 1. war für den Gutäbe- 
iger N. berichtigt und in Rubr. I. vermerkt, daß er mit feiner Ehe- 

au E. geb. B. in Gütergemeinjchaft lebe. Ueber dad Vermögen des— 
\elben wurde der gemeine Konfurd eröffnet und wegen dreier, gegen Die 
ne ol erftrittener Forderungen die haften Subhaitation 
des Grundſtücks eingeleitet. Während die Subhaſtation ſchwebte, hat 
die verehelicte N. die Gütergemeinschaft auf Grund 8. 421. Tit. 1. 
Th. II. 4. L. R. aufgehoben und jpäter einige auf dem Grundftüde 
eingetragene Forderungen durch Ceſſion erworben. Im Bietungstermine 
erfchien am Bormittage kein Bieter. Am Nachmittage meldeten jich 
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verſchiedene Perſonen als Kaufluftige, darunter auch die rerehel. N. Ohne 
ein Gebot abzuwarten, verlangte der Ertrahent, daß die erſchienenen 
Bietungsluſtigen die geſetzliche Kaution deponiren follten, die verebel. 
N. aber nur dann zum Bieten zugelafjen werden möchte, wenn fie ich zur 
Iofortigen Zahlung des Kaufgeldes bereit erflärte. (8. 42. Tit. 20. Th. I. 
A. L. R. Leptere beftellte mit ben erworbenen Hypotheken⸗Poſten Kaution, 
erklärte fi) aber außer Stande, ihre etwaigen Gebote baar zu erlegen, 
beftritt aber auch ihre Verpflichtung dazu. Hierüber entftand Streit 
und wollte ein Snterefient (der Vertreter des Kredit Vereins, für den 
eine Forderung von 11,000 Thaler auf dem Grunditüde haftete) Die 
verehelichte N. au ohne Baarzahlung zum Bieten zulafien. Die 
Komparenten verlangten die Aufnahme ihrer verjchiedenen ärungen 
zu Protofoll, die erſt erfolst war, als e8 6 Uhr ſchlug. Der Deputirte 
erflärte nunmehr: 
dat neue Bieter nicht mehr zugelafjen würden 

und begann mit der icitatton, nachdem er die Entſcheidung Darüber, 

ob die verehelichte N. das Kaufgeld baar zu erlegen verpflichtet wäre, 
dem adjudicirenden Nichter vorbehalten und eine Kautel dahin aufge- 
nommen batte, 

daß, falls die verehelichte N. Mteiitbietende bleiben, aber den Zuſchlag 

nicht erhalten follte, derjenige Bieter, welcher das m beſte Gebot 

abgegeben, an daſſelbe gebunden und den Zuſchlag für ſich zu ver⸗ 
langen berechtigt ſein ſollte. 

Meiſtbietende blieben die verehelichte N. mit einem Gebote ven 
36,000 Shan und der Kaufmann C. in P. mit einem Gebote von 
35,530 Thaler. Die noch anweſenden Nealgläubiger proteftirten gegen 
ben Zufchlag an die verehelichte N., willigten aber in den Zujhlag an 
6. Dad Königliche Kreid- Geriht P. hat ihn dem C. ertheilt, den 
Umftand, daß mit den Geboten erft nach 6 Uhr begonnen worden, für 
unerheblich erflärt und namentlich feine Verletzung des 8. 10. a. a. D. 
darin gefunden, | 

„Da die Bezeihnung „neue Bieter“ nur in dem Gegenfag zu „alten, * 

„früheren? Bietern eine Bedeutung hat, beim Wegfall dieſes Gegen- 

aged aber von „neuen“ Bietern nicht die Rede fin fann, die er- 

hienenen Dieter auch durch die Niederlegung der geforderten Kaution 
ihre Abficht, zu bieten, fund gethan, und nur durd einen Außerlichen, 
außerhalb ihres Willens liegenden, Umftand an der faktiichen Abgabe 
eined Geboted vor 6 Uhr verhindert werden find, überdied ſämmt⸗ 
liche Intereffenten gegen die nad 6 Uhr begonnene Eicitation feinen 
nſpruch erhoben haben, vielmehr darin einig ſind, daß der Zuſchlag 
erfolge, wenn ſie auch über die Perſon ſtreiten, an welche adjudicirt 
werden ſoll, endlich auch nicht die geringſte Veranlafſung zur An⸗ 
nahme vorliegt, daß irgend Iemand, auber den Cridienenen, die 

Abſicht geb? t mitzubieten, und vom Mütbieten durch den jpäten 

Anfang ded Bietend ausgeſchloſſen worden wäre.“ 

Diele Gründe mögen für den vorliegenden Fall vielleicht nicht 
ohne praftiiche Berechtigung fein, juriftifh fcheinen fie ımd nad) ben 
oben verfuchten Ausführungen faum haltbar. 
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Der auf die Hülfsbeamten angewiefene Richter muß feine Hülfs- 
beamten auch in Gehorfam halten, die freie Konkurrenz hebt aber den 
Gehorfam auf, denn die Anwälte, denen der Richter befehlen will, gehen 
an einen anderen Dr. Die Kollifion liegt vor. Deshalb poſtulirt 
der zweite Anwaltötag: „Ausjchließlihe Disciplin durch Anwalts- 
Kammern. * 

Ale diefe Poftulate reduziren fih auf dad eine: Anerfennung des 
Grundſatzes, „daß der Prozeß den Parteien gehört“ in dem er: 
warteten neuen Prozeßgeſetze. Diefe Forderung dürfte allerdings gerecht: 
fertigt fein, nicht gerade um die Freiheit der Konkurrenz möglich zu 
maden, fondern aus Gründen der Gerechtigkeit. Die in diefem Auf: 
jabe vertretene Anficht geht nämlich dahin, dab die freie Konkurrenz 

ie Anerkennung dieſes Grundjapes nicht ſowohl zu ihrer Eriftenz vor- 
andſege als vielmehr dieſe Anerkennung erzwingen werde. 
dere Poſtulate, wie die geſetzliche „Einführung des Anwalts-— 
wanges“ und „die Beſetzung namentlich des Richteramtes and der - 
nwaltjchaft,“ find überhaupt nicht Vorausſetzungen für die Einführung 
der freien Konkurrenz, wohl aber Folgen derjelben. | | 

Um nachzuweiſen, ba die freie Konkurrenz diejenigen Verhältiſſe, 
deren fie zu ihrem Beſtehen bedarf, jelbft fchaffen werde, bedarf ed nur 
der Anerkennung folgender Säge: die freie Konkurrenz führt zu 
dem Mebertritte einer Anzahl der Richter in den Anwalt: 
ftand; die freie Konkurrenz; führt zur Selbftftänbigfeit der 
Anwälte, welche nicht mehr angeftellt werden, fondern fid 
felbft anftellen. Werden diefe Sätze zugegeben, fo —1— daraus: 
Da der Eintritt der Richter in den Anwaltitand die Zahl der Richter 
verringert, jo veranlaßt dieſer Umftand den Staat, unter den Anwälten, 
den einzigen formell qualifizirten Perſonen, Nichter zu juchen. Der 
Staat kann weniaftend nicht fonjequent die unbedeutendften Anwälte 
auf die Richterftellen berufen, welche freilih am erften geneigt fein 
würden, dieſelben ald eine Aufbefjerung ihrer Lage anzunehmen, denn 
dadurch würde der Richterftand bald digfreditirt jein. Bedeutende Männer 
aber finden in der Anwaltöpraris eine bedeutende Stellung und werden 
fih auf Annahme unzureichend beſoldeter Richterftellen —* ein: 
laffen, am wenigften aber in dem Falle, wenn die Richterbejchäftigung 
nicht eine angemefjene, auf Rechtiprechen beſchränkte Thätigkeit, jondern 
mit fubalternen Beichäftigungen ütberladen ift. Der Anwalt kann über: 
haupt nicht verfennen, dab er nach dem Preußijchen Prozeßgeſetze den 
Richter nicht nur zur formellen Grledigung feiner Anträge, fondern 
auch unter Umſtänden zu einer beitimmten Verfügung verpflichtet, und 
daß er den Richter eventuell in dem der perfönlichen Gehäffigkeit nicht 
entbehrenden Beſchwerdewege mit Hülfe des vorgelchten Richterd zwingen 
fann. Der begabte Anwalt ER alfo fein Mebergewicht über den 
weniger begabten Richter und hat wenig Grund, die aus der Prozeß— 
Drdnung folgende Stellung des Preußiſchen Richters ald eine über ber 
jeinigen ftehende anzuerfennen und die Vertaufchung feiner Stellung 
mit ſolcher Nichterftellung zu wünſchen. Da aber zumal einem freien 
Advofatenftande der Richterftand nur dann genvachfen Hr wenn Die 


— 


‚wälte, welche die Beamtenqualität gänzlich abgeftreift 
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Richter geachtet find, jo ift es bei.der freien Konkurrenz beſonders ge: 
boten, die ausgezeichneteften Männer, alſo aud die ausgezeichneteften 
Anwälte, auf die Nichterftellen zu berufen, und um dies zu ermöglichen, 
nicht allein dem Richter ein auskoͤmmliches Gehalt zu gewähren, —* 
auch ihm die Stellung zu geben, welche der freie Advokatenſtand als 
eine würdige Stellung betrachten kann. Zur Herſtellung einer ſolchen 
Stellung des Richters wird alſo eine Aenderung des Prozeßgeſetzes 
nothwendig, welche die Richterbeſchäftigung auf das Rechtſprechen, die 
allein richterliche Thätigkeit, beſchränkt, oder es treten ſehr üble Folgen 
für den Richterſtand ein. - Die Beſoldung iſt durch den Etat beſchränkt; 
fie wird am einfachften dadurd erhöht werden, dab eine namhafte Zahl 
von Richterftellen geftrichen wird. Diefe Ctreihung der Nichteritellen 
ift zugleich dad Mittel, um der Hülfe der aus den Anwaltitande zu 
requirirenden Kräfte eine Zeit lang zu entbehren. Wei der gegenwärtigen 
Ueberlaftung der Richter mit jubalternen Gefchäften ijt aber die Re 
duftion der Nichteritellen unmoͤglich, alſo wird auch diefe Rüdficht zu 
he Beſchränkung der richterlihen Thätigkeit auf die Rechtſprechung 
ren. 

Iſt aber die Prozehleitung dem Richter entzugen und in die Hand 
der Anwälte gegeben, ſo ergiebt ſich daraus einmal der Anmwaltzwang 
ala eine Nothwendigfeit für die Partei, welche der richterlichen Hülfe 


entbehrt und ſich felbft nicht helfen kann; ferner ergiebt ſich aus der da⸗ 


durh an Achtung und Unabhängigkeit vom Richter gewinnenden Ste 

lung der Anmälte_die Unmöglichkeit jeder Kollifion derjelben mit bem 

Gerichte, deſſen Sphäre fie gar nicht berühren, ſowie die Unzuträglid- 

feit einer Cinmifchung der Gerichte in die ——— über An⸗ 
aben. 

Die Bildung größerer Spruchfollegien wird ſich nach Dem Bedürf- 
niſſe des Publikums richten. Sp lange dad Gericht Beichäftigung bat, 
werden auch Anwälte Beichäftigung finden, alfo Ihnen Mohnfih an den 
Sipen ſolcher Gerichte nehmen; fobald die Anwälte den Drt verlafien, 
wird ed Zeit fein, das Gericht aufzuheben. Das Publikum wird übrigens 
bei freier Konkurrenz an die am Orte wohnenden Anwälte nit ge 
bunden fein, jo daß ed in der Hand des Publifumd liegt, untauglide 
Anwälte zu entfernen und gute Anwälte herbeizuziehen. So wird bie 
freie Konkurrenz die Umänderung widriger Verhältniſſe vorfchreiben und 
eiten. 

Damit fcheinen die aufgeworfenen Zweifel widerlegt zu fein. Nur 
I viel Bei freilich von denſelben beftehen, dab aller Anfang 

wer ift. 

Mas ſodann die Konfequenzen für den Staat angeht, jo verliert 
freilich das Gouvernement dad Recht der Stellenbefegung in der Anwalt 
Ihaft, alſo den Befig einer Anzahl von Belohnungen, welde an be 
günftigte Männer vergeben werden können, zugleich die Macht ber Des 
vormunbung eines Standes, der, freigegeben, unter Umftänden gefährlid 
zu werden droht. Wenn dies Nachthetle für den Staat jein jollen, ſo 
wird vorauögejeßt, dab der Etant ein Interefje daran babe, fid Gun t⸗ 
linge und allezeit unterwürfige Diener zu erziehen, und daß er die freie 
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Entwidelung auf dem geiſtigen Felde zu fürchten habe, weil er die 
Nothwendigkeit einfieht, biöweilen. Zwede, die dem Willen der Einfichtd- 
vollen des Volkes wiberfpreden, zu verfolgen. Beides aber wird wenigitend 
im Prinzipe Niemand billigen wollen. Wenn auch bisher die Anwälte, 
weldye der Abhüngigfeitsftellung müde Hnd, auf der Seite der Oppofition 
vielfach geitanden Buben, jo folgt daraus nicht, dab fie nicht in richtiger 
Stellung und bei freiheitliher Entmwidelung des Standes auch auf: 
richtige Bundeszenofjen der Regierung und beſſere Bundesgenoſſen jein 
fönnen, al8 zum Gehorſam erzugene Beamte. Aber einen großen Vor— 
iheil erlangt der Staat dadurch, daß, wie Juſtus Möfer jagt: „fo 
oft er eine Ehrenitelle zu vergeben but, ihm eine glüdliche und freie 
Wahl unter eier Menge gefchiefter Leute zufteht, daß er diefe Menge 
ohne feine Koften und daß er in derjelben die Ehre, welche durch Titel 
zu Grunde a wird, in ihrem wahren Werthe erhält.” Aber der 
Staat fragt auch, was denn das Publifum, deſſen Fürtorge ihm anver- 
traut ift, dazu jagen wird? 

Das Publikum hat längft für Zreigebung der Advofatur entjchieden. 
Es fragt ſich nur, ob das Publiftum zu feinem wahren VBortheile ent- 
ſchieden hat, vder ob die Anwaltöfandidaten das Gefchrei in die Welt 
gefebt haben? Die Befürchtung, daß die freie Konkurrenz dem Publikum 
eine Menge von Prozeßmachern auf den Hald ſchicken werde, welche 
die Shreittucht erregen, verdient feine Beachtung. Das Bedürfniß wird 
die Zahl der Anwälte regeln. Die Gejepgebung hat, ohne ed zu wollen, 
alles Mögliche getban, um die Anwälte durch Abfchneidung des Weges 
der Ehre, —X unwürdige Stellung und Behandlung zu verderben, 
und dennoch ſteht der Anwaltſtand nicht unehrlich da. Wie ſollte er 
dadurch umehrlich werden, dab er dem verderbenden Einfluffe folcher 
Lage entzogen wird? Wenn man fagt, Die Noth werde die Anwälte 

ingen, fu vergißt man, daß auch jept viele Anwälte in dürftigen Ver 

ältnifjen leben, ohne daß die Noth fie zwingt, Schlecht zu jein; man 
vergißt, daß die Schlechtigkeit nicht mehr und nicht weniger Folge der 
Noth, ald Folge der durdy reichen Erwerb erwedten größeren Begierde 
fein fann. Das Publikum Km gewiß das Snterefje und das Recht in 
feiner Wahl unbefchränft zu jein, aus tüchtigen Anwälten ſich dei tüch— 
figften und denjenigen, dem es am meiſten vertraut, zu wählen. 

Es ift alfo ſoviel menigftend bewiefen, daß es eine Weberzengung 
unter den Anwälten geben fann, welde ohne Verkennung des 
Vortheils der Anwälte dad Privilegium des nefchlofienen Standes 
in feiner heutigen Seftalt als ein Hemmnik für dad Aufblühen des 
Anwaltftandes betrachtet, und dab auch der Staat und das Publikum 
gerechter Weiſe gegen die Aufhebung dieſes Privilegit nichts einwenden 

nnen. 
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XXX. 


Iſt durch die Verordunug dom 25. uni 1567, betreffend das 
Strafrecht und das Strafverfahren in Kurheſſen die Civilllage 
wegen Injurien ausgeſchloſſen? 


Vom Herrn Obergerichts⸗Anwalt Berlein zu Rotenburg a. d. Fulda. 


Das kurheſſiſche Geſetz vom 20. Dezember 1840 über verſchiedene 
Gegenſtände des Civilrechts beſeitigt die veraltete geſtimatoriſche Klage 
wegen Injurien, beſtimmt dagegen, daß — außer auf Ehrenerklärung 
Fr. aud) auf Abbitte oder Widerruf vor den Civilgerichten geklagt werden 


Önne. 
Es beitand für diefe Injurienfacdhen ein —A— den Schriften⸗ 
wechſel und die Oberberufung ausſchließendes Verfahren, wenn auch 
der Gegenſtand ber Klage als unſchätzbar angeſehen wurde und hier—⸗ 
nach das Honorar der Anwälte ſich richtete. 

Das kurheſſiſche Geſetz vom 28. Oltober 1863, das Verfahren in 
bürgerlihen Rechtsſtreitigkeiten betreffend, verweift nun im $. 34. die 
Injurienſachen in das fir minderwichtige Rechtöftreite vorgefchriebene 
Verfahren und bejchränft zugleich im $. 27. unter Poſ. 5. biernad auch 
die una kogebübr. während ed amndererjeitd die jenft im derartigen 
NRechtöftreiten unbedingt ausgefchloffene Appellation an das Obergericht 
zuläßt, aud) den Inhalt des Erkenntniſſes näher präzifirt und den von 
den Gerichten nad den Beitimmungen des gemeinen Rechts angewen⸗ 
deten Grundjag, daß der Anſpruch auf Genugthuung nur aut eiviliter 
aut criminaliter geltend jr machen fei, aboptirt. Die Zweckmäßigleit 
diefer Anordnungen ift allgemein anerkannt worden. 

Die allerhöcft Berordmmg vom 25. Juni 1867 (Gej. Samml. 
©. 921.) zur Einführung des preußiſchen Strafgefepbuches und Straf 
prozeſſes Bet in Art. XVI. allerdingd den obenerwähnten $. 34. des 
Sele ed vom 28. Oftober 1863 ausdrüdlih auf, während das Ba 
geleh uch für Verlegung der Ehre Strafen anordnet, die Strafprozeß⸗ 
ordnung aber, gleich der in Heſſen bisher in Geltung befindlichen, im 
8. 487. die Belt 
abhängig macht. a 

ie in juriftiichen Kreijen vertretene Anſchauung, als ſei damit 
nunmehr die Injurlenklage vor den Civilgerichten gänzlich befeitigt und 
abgeichafft, kann ich indefjen nicht gerechtfertigt alten. Denn abge 
ſehen von dem bei etwa entgegenftehendem Geſetze allerdings nicht IM 
Betracht fommenden Umftande, daß hiermit der Privatbeleidigung ein 
jehr weites Feld der Ausübung mit der am Gewißheit ftreifenden Eee 
beit der Straflofigfeit, überhaupt vor gerichtlicher Verfolgung, eröffnet 


trafung der Beleidigung vom Antrage des Beleidigien 
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würde, ift mit der Aufhebung des 8. 34. des Geſetzes vom 28. Oktober 
1863 nur die in letzterem angeordnete Art des DVerfahrend in den 
Sormen für minderwictige Nechtöftreite weggefallen, nicht aber der nad 
gemeinem, wie nad) beififchem Rechte beitehende, auch durch die im 
Berordnungswege eingeführte nene Civilprozeßordnung vom 24. Juni I. 3. 
(Gel. Samml. ©. 885.) in feiner Weiſe berührte, im Wege der Civil- 
tlage verfolgbare unter auf Genugthuung, für weldhen nunmehr nur 
andre Formen maßgebend fein würden. 

Sn der That darf man die. Abfiht der Beſeitigung eined Civil⸗ 
anſpruches durch die lediglih das preußiſche Strafrecht und die preu⸗ 
—** Strafprozeß⸗Ordnung einführende Verordnung nicht unterſtellen, 
zumal die Verordnung von 24. Juni 1867 über dad Verfahren in Givil- 
progeifen fowentig als die vom 26. Juni über die Gerichtöverfaffung 
ein Wort darüber ar 

Was die Prozeßart anlanyt, fo kennt Die Prozeß - Ordnung 
vom 24. Zuni 1867 dad in Heſſen uud im unbeftimmten ſum⸗ 
marifchen Prozeß, zu weldhem die Injurtenjachen zählten, beftan- 
dene, für lettere noch beſonders durch die Untergerichs-Ordnün 
vom 9. April 1732 wie dad Rey. Ausfchreiben vom 12. Auguft 182 
vorgefchriebene rein mündliche Berfahren gar nicht, führt vielmehr neben 
dem ordentlichen Prozekverfahren nur den unbebingten und „bedingten 
Mandatsprozeß“ ein, bei welch Iekterem es I ediglih um Forde⸗ 
rungen“ wegen vertretbarer Sachen bis zum Betrage von 100 Thaleru 
handelt. Nach Analogie anderer nambaft gemachter Gegenftände würben 
für die bier in Betracht kommenden Nechtöftreite Die Amtsgerichte iu 
ſtändig und die Formen bes ordentlichen Prozeſſes nah Maßgabe 
8.5 der Prozeß⸗Ordnung anwendbar fein. 
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13. 


Iſt es zuläſſig, in einem Bietungötermine erſt nach 6 Uhr Rad: 
mittags mit dem Bieten zu beginnen? 


Zwei Rechtöfälle, mitgeteilt und eingeleitet Durch Herrn Gerichte « Ajieffor Herie 
zu Poſen. 


Der $. 37. Tit. 52. Th. I. N. . jagt: 
„Zur Abgabe der Gebote und zum Licitiren felbft ift der ganze 
zum (lepten) Termine angejegte Tag beftimmt,“ 
begegnet jedoch der möglichen Annahme, daß der ganze Kalendertag 
zum Ahgeben der Gebote benugt werden fönnte, [for dadurch, daß er 
rl odififationen mit den Worten „fo daß" einführt und fell 
tellt, 
„daß bie Licitation an dieſem Tage allenfalld des Nachmittags, weit 
fie entweder am Vormittage nicht bat abgeſchloſſen werben fönnen, 
oder fich alddann erft neue Licitanten melden, mit Zu Mine: det 
$. 34. benannten Perjonen und der bis dahin noch nicht abgejtandenen 
Licitanten, fo lange fortgejegt werden muß, bis nur ein Meiftbietendet 
verbleibt und bie übrigen abftehen. Nach 6 Uhr Abends, und noch 


1) Die Grundftücke des Schönfärbere B. zu L., beftehend aus einem Haufe, einem 
Garten und mehreren Aderftüden, wurden Schulden halber fubhaftirt. In dem Lich 
tationdtermine wurden zuerft die Grundftüde einzeln ausgeboten und biieb der 4. vor 
6 Uhr Abends auf den Garten mit 285 Thaler Beftbietender. Ebenfalls noch ver 
6 Uhr Abends wurde der Antrag geftellt: 

Tünamtrüche dem Befiger gehörigen Grundftüde indgefammt zum Verkauf audzu⸗ 
ieten. 

Das fortgefeßte Bieten auf das Haus aber verurfachte, daß mit dem Bieten 
auf die gefammten Grundftiide erft nach 6 Uhr Abends begonnen werden lonnte. 
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mehr nach gänzlichem Ablaufe des Termines, Tönnen neue Gebote nicht 

anders, als mit Einwilligung ſämmtlicher Intereſſenten, den Meiſt⸗ 

bietenden mit eingeſchloſſen, zugelaſſen werden.“ 

Die Fortſetzung der Licitation am Nachmittage wird, wie das Wort 
„allenfalls“ zeigt, nicht als Regel en ebenfalls das Zulaffen 
neuer Bieter nad) 6 Uhr mur ausnahmsweiſe geſtattet, wenn die Inter- 
eſſenten ſämmtlich einwilligen. Wenn $. 10. der Subhaftations - Ver: 
urdnung vom 4. Mär; 1834. beftimmt: 

„Neue Bieter werden nad) 6 Uhr Abends nicht mehr zugelafjen, 
jo Da er noch die Beitimmung der A. ©. DO. Geftattet aber das 
Geſetz die Aulafjung neuer Bieter nad) 6 Uhr nur ausnahmsweiſe umd 
\päter gar nicht, fo folgt daraus, daß ed die Möglichkeit, daß erit mit 
6 Uhr Abende dad Bieten beginnen follte, pat ausgeichloffen wiſſen 
wollen. Died ergiebt ji aud aus dem Wortlaute des $. 10. a. a. O. 
Theorie wie Prarıd find jetzt darüber einig eg Roennes Ergänzungen. 
5. Aufl. zu 8. 37. Tit. 52. Th. J. A. G. O. ©. 650.), „daß neue Bieter 
diejentgen find, die bis 6 Uhr fein Gebot abgegeben haben.“ 

Hieraus folgt, 

Daß alle diejenigen, welche bis 6 Uhr ein Gebot nicht abgegeben haben, 

als Bieter nicht mehr enge werben bürfgn, 

woraus fich ald ſelbſtverſtändlich ergiebt, 

daß, werm überhaupt bis 6 Uhr ein Gebot nicht abgegeben tft, Nies 

mand zum Bieten zugelaffen werden darf, alſo mit dem Bieten nicht 

begonnen werden Tann. 

Das Wort „Mehrgebot" im Schlußpafjuß des $. 10. a. a. O. weift 
HA darauf bin, daß das Gefeh die Abgabe eined Gebotes vor 6 Uhr 
vorausſetzt. 

Die ratio legis dürfte die Anſicht wohl unterſtützen. 

Im Bietungstermine erweitert ſich der Kreis der Suterefjenten 
durch die Perfonen der Bieter. Zwed des 8. 10. a. a. D. ift, dieſen 
Kreis der neuhinzutretenden Interefjenten zu begrängen und innerhalb 
eined gewiſſen Zeitraumes zu firiren, wer aus ber au der Kaufluftigen 
dazu gehört. (3. Hinſchius, a. a. DO. ©. 139.) Died, erfordert ber 
weitere Verlauf des icitationdterminede. Ver bereitd allegirte $. 37. 
a. a. O. beftimmt, 

„daß die Licitation fo lange fortgejegt werden bh bis nur ein Meift- 

bietender verbleibt und die übrigen Licitanten abjtehen.“ 

Diele Deftimmung ift noch heute giltig, und ed jagt dad Nejfript 
vom 2. Mat 1834 unter II. 1. (Jahrb. Bd. 43. ©. 491.) in Diefer 
Hinficht: 

Erfolgt nach 6 Uhr Abends nad) ergangenem Aufruf ein Mehr— 
ebot von einem der früheren Licitanten, ſo iſt in Gemäßheit des 8. 37. 
tt. 52. Th. J. A. G. O. zu verfahren, alſo die Lieitation fo lange forte 

zufegen, bis ein Meiftbietender bleibt und die übrigen abftehen. Es 
muß der Aufruf nach 6 Uhr Abends fo oft wiederholt werden, ald Weber: 
gebote erfolgt find, und ed find, wenn fein Uebergebot mehr erfolgt, 
dte Abrigen Licitanten für abftehend zu eradten, wenn fie 
dies auch nicht ausdrücklich erflären.“ | 
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Das Meiſtgebot conſtituirt 14 aljv dadurch: 

1. daß ein Uebergebot abgegeben wir, 

2. dab a) die übrigen Licitanten ausdrücklich erklären, keine 
Öebote mehr abgeben zu wollen oder b) als abſtehend fingirt 
werden. 

Die Borausjepung des legten Requifits ift aber nothwendigerweiſe, 
daß die Perſonen der Bieter beftimmt find, 

weil fonft von einem ausdrüdlichen Abftehen der „ührigen” Bieter oder 
einer Fiktion deſſelben an nicht die Rede fein kann. Da aber jeden 
Augenblid im Termine frifche Bieter auftreten Fünnten, jo ift eine be 
itimmte Grenze nöthig und dieſe bei 8.10. a. a. D. gezogen. 
„Mit dem Schlage , ſechs,“ ſagt Pape Suriftifche ochenſchrift 
1837. ©. 149.) treffend, „bilden die Intereſſenten eine geſchloſſene Gefell: 
haft und das Gerichtähaus ift nleichjam ein Licitationskonklave. Alle 
Nichtinterefjenten müfjen in diefem Momente das Gejchäftszimmer räumen 
oder find ald nicht anwefend zu betrachten und der Richter iſt nur mit 
ber geſchloſſenen Geſellſchaft das Licitationsverfahren foetzulehen befugt.’ 
Es tft died mehr oder nıinder die Praxis des gemeinen Rechte. Nud- 
dem, nad) berjelben, bis zu einer gewiffen Stunde des QTermindtages bie 
Kaufluftigen ſich gemeldet und ihre Gebote abgegeben haben, wird die 
öffentliche Verhandlung geſchloſſen, und das weitere Verfahren nur im 
eifein der Subhaftationdintereffenten und der zum Bieten zugelaljenen 


Licitanten fortzejept (vgl. Merkel, „Subhaftation‘ in Weiskes Rechts⸗ 


Lexikon). 

Wenn nun der Deputirte erſt um 6 Uhr mit dem Bieten beginnt, 
jo kann er m. &. feinen Bieter mehr zurüdweilen, und es f 
beöhnlb die vom Geſetze gezogene Grenze. Es fehlt m aber and) ferner 
jeder Anhalt dafür, wann er ben Termin fließen fol. Etwa, went 
nad guiöehenem Aufrufe fein Mehrgebot erfolgt? 

ie8 kann er deshalb nicht, weil Die Vorausſetzung diefer im 8. 10. 
a. a. D. enthaltenen Beftimmung: 
daß die übrigen Bieter für ahftehend fingirt werden, _ 

dort nicht vorliegt, wo der Kreis der Bieter nicht gefchloffen ift, jeden 
Augenblick fich ändern kann, und deshalb eine „Ausmtttelung‘ bei 
Meiftbietenden, wie fie der $.41. Tit. 52. Ih. I. A. ©. O. verlangt, 
zur Unmöglichkeit wird. 

Nach der jept allgemein adoptirten Praris dürfen, wie gejagt, Bieter, 
die bis 6 Uhr nicht mitgeboten haben, zum Licitiren ‚nicht zugelailen 
werden. Wollte man fie deshalb zulaffen, weil bis 6 Uhr fein Gebet 
abgegeben worden, fo würde man einen Rechtsgrund hierfür wohl 
ſchuldig bleiben. Es weiß auch jeder Kaufluftige, daß er nad 6 Uhr 
als Neubietender nicht zugelaſſen wird; wenn er bis 6 Uhr verhind 
war, am Orte der Licitation zu erfcheinen, wird er fich nicht mehr bort 
him begeben, da er nicht mehr darauf rechnen kann, zugelaffen zu 
Es biebe diefe Art von Rechtsficherheit zerftören, wenn man das de 
ginnen der Gebote nad 6 Uhr für fi erachten wollte. Die jehäle 
Stunde ift an und für fi, wie Merkel a. a. D. bervorhebt, ſleht 
gewählt umd geeignet, Biele vom Kommen oder Bleiben abzufhreden. 
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Man würde dieſe Nachtheile nur vermehren, wenn man, unbedingt gegen 
die Abſicht des Geſetzes, es hier ſtatthaft erachten wollte, erſt mit dieſer 
Stunde mit dem Bieten anzufangen, und das Ende des Bietens noch 
weiter hinauszurücken. 

Fragen kann es ſich: 

ob mit Einwilligung ſämmtlicher Intereſſenten erſt nach 6 Uhr mit 
der Abgabe von Geboten begonnen werden kann. 

F. Hinſchius (a. a. O. S. 141.) ſcheint für Bejahuug zu ſein. 
Wenn man indeß an dem Begriffe „neue Bieter,“ wie er oben ange⸗ 
deutet ijt, feithält, jo läßt jidh dies, wie Grelinger (die V. über die 
Erekution in Giviljahen und über den Subhaftationäprogeß. ©. 39.) mir 
mit Recht audzuführen jcheint, bei der abjoluten Saffun ded 8. 10. 
a. a. D. nicht rechtfertigen, weil ſonſt die Auslaſſung' der Worte „ohne 
Einwilligung ſämmilicher Snterefjenten* deren fich $. 37. Tit. 52. Th. J. 
4. ©. D. bedient, bedeutungslod wäre. Unzweifelhaft hat das Gejep 
die Zulaffung neuer Bieter der Willfür der Intereſſenten entziehen 
wollen, wodurch auch die Möglichkeit einer Ginigung der —— 
—5 — daß mit den Geboten erſt nach ſechs Uhr angefangen wird, 
wegfällt. 

Wenn man die Aebereinſtimmung der Intereſſenten als alleinige 
Norm hinſtellen wollte, fo iſt nicht abzuſehen, warum dieſelben nicht 
beijpielöwerje die Ilte Stunde, oder gar ben folgenden Tag als Aus- 
gangspunft der Gebote wählen könnten — eine Annahme, deren Be— 
denflichfeit auf der Hand liegt. 

8 fol nun aber eicheben, wenn bis 6 Uhr fein Gebot abge- 
geben ift? Der Termin if vereitelt und die Alten find wegzulegen oder 
es ift ein neuer Bietungstermin anzuberaumen, je nachdem der Ertrahent 
Anträge ftellt oder nich. (Friedensburg, GSubhaftationd-Berfahren. 
©. 37.) Wenn dennod nad) 6 Uhr mit der Abgabe von Geboten be- 
gonnen wird, jo liegt hierin m. E. ein wejentliher Mangel in den 
ür die Subhaftation vorgefchriebenen Förmlichkeiten, und fomit ein 
gefeplices Hinderniß des Zuſchlags (8. 13. V. v. 4. März 1834. Cre— 
inger, a. a. O. ©. 51.) an ben auf irgend eine Weiſe auögemittelten 
Meittbietenden. 

Dad K. Kreis-Gericht zu P. hat in zwei verjchiedenen Zujchlags- 
bejheiden vom 16. September 1867 eine Anſicht zur Geltung gebradht, 
welche von der, deren Begründung oben verfucht worden, abweicht. 

Der erite Sal war folgender: 

Der Beligtitel des Grundſtückes G. Nr. 1. war für den Gutäbe- 
iger N. berichtigt und in Nubr. I. vermerkt, daß er mit feiner Che- 

au E. geb. B. in Gütergemeinfchaft lebe. Ueber dad Vermögen des— 
jelben wurde der gemeine Konkurs eröffnet und wegen dreier, gegen die 
ee erftrittener Forderungen die notbwendige Subhaftation 
des Grundſtücks eingeleitet. Während die Subhaſtation fchwebte, hat 
die nerebelichte N. die Gütergemeinfhaft auf Grund 8. 421. Tit.1. 
Ih. II. A. ER. aufgehoben und fpäter einige auf dem Grundjtüde 
eingetzagene Forderungen durch Ceſſion erworben. Im Bietungötermine 
erfoien am Bormittage fein Bieter. Am Nachnittage meldeten ſich 
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verſchiedene Perſonen als Kaufluftige, darunter auch die rerehel. N. Ohne 
ein Gebot abzuwarten, verlangte der Extrahent, daß die erſchienenen 
Bietungsluſtigen die geſetzliche Kaution deponiren ſollten, die verehel. 
N. aber nur dann zum Bieten zugelaſſen werden möchte, wenn ſie ſich zur 
Iefertigen Zahlung des Kaufgeldes bereit erklärte. (8. 42. Tit. 20. X. 1. 
A. L. R.) Leptere beftellte mit den erworbenen Hypotheken⸗Poſten Kaution, 
erklärte jich aber außer Stande, ihre etwaigen Gebote baar zu erlegen, 
beftritt aber auch ihre Verpflichtung dazu. Hierüber entftand Streit 
und wollte ein Intereffent (der Vertreter des Kredit Vereins, für den 
eine Forderung von 11,000 Thaler auf dem Grundftüde haftete) bie 
verehelichte N. auch ohne Baarzahlung zum Bieten puaen Die 
Komparenten verlangten die Aufnahme ihrer verſchiedenen Erklärungen 
zu Protokoll, die erſt erfolgt war, als e8 6 Uhr ſchlug. Der Depufirke 
erklärte nunmehr: 
daß neue Dieter nicht mehr zugelaffen würden , 

und begann mit der Kicitation, nachdem er bie Entſcheidung Darüber, 

ob die verehelichte N. das Kaufgeld baar zu erlegen verpflichtet wäre, 
dem adjudicirenden Nichter vorbehalten und eine Kautel dahin aufge 
nommen batte, 

daß, fall8 Die verehelichte N. Dietjtbietende bleiben, aber den Zuſchlag 

nicht erhalten follte, derjenige Bieter, welcher dad zunächſt befte Gebet 

abgegeben, an bafjelbe gebunden ımd den Zufchlag fitr ſich zu wer 

langem berechtigt ſein ſollte. 

Meiſtbietende blieben die verehelichte N. mit einem Gebote ven 
36,000 hate und der Kaufmann C. in P. mit einem Gebote von 
35,550 Thaler. Die noch anmwefenden NRealgläubiger proteftirten gegen 
den auiolag an die verehelichte N., willigten aber in den Zuſchlag an 
C. Das Königliche Kreid- Gericht Y. hat ihn dem C. ertheilt, den 
Umftand, daß mit den Geboten erft nad) 6 Uhr begennen worden, für 
unerheblich erflärt und namentlich feine Verlegung des 8. 10. a. a. O. 
darin gefunden, 

„da die Bezeichnung „neue Bieter“ nur in dem Gegenfap zu „alten,’ 
‚früheren‘ DBietern eine Bedeutung hat, beim Wegfall dieſes Gegen 
aped aber von „neuen“ Bietern nicht die Rebe Kin fann, die er 
hienenen Bieter auch durch die Niederlegung der geforderten Kaution 
ihre Abficht, zu bieten, fund gethan, ımd nur durch einen äußerlichen, 
außerhalb ihres Willend liegenden, Umftand an der faktiichen Abgabe 
eines Gebotes vor 6 Uhr verhindert worden find, überdies fümmt 
liche Sntereffenten gegen die nad) 6 Uhr begonnene Licitation feinen 
Einfprud erhoben haben, vielmehr darin einig find, daß der Zuſchlag 
erfolge, wenn fie auch über die Verfon ftreiten, an welche adjudie 
werden full, endlih auch nicht die geringfte Veranlafjung zur In 
nahme vorliegt, daß irgend Jemand, außer den Erſchienenen, ‚De 
Abficht gehabt mitzubiefen, und vom Mütbieten durch ben ſpäten 
Aufan ed Bietens ausgeſchloſſen worden wäre.“ 
ieje Gründe mögen für den vorliegenden Fall vielleicht nicht 
ohne praftilche Berechtigung fein, juriſtiſch jcheinen fie und nad) den 
oben verjuchten Ausführungen kaum haltbar. 


— — — — — — — 
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In dem zweiten Kalle hatte das Bieten ebenfalls erit nad) 6 Uhr 
begonnen und die Verzögerung darin ihren Grund, | 
ab der Schuldner die zur Erefution geitellten (3) Zorderungen in 
dem am Nadhmittage forigefepten Zermine bezahlen wollte, und die 
bis 6 Uhr dauernde Talfulatortfche Berechnung Ycliehlic zwecklos blieb, 
da der Schuldner einen der Adhärenten vollftändig zu befriedigen 

nicht im Stande war. 

Auch bier wurde der Zuſchlag ertheilt, ohne daß neue Gründe 
angegeben worden wären. Die Nichtigfeitöbeihwerde wurde nicht ein- 
gelegt und find beide Entſcheidungen vedjtöfräfttg geworden. I habe 
ſie der Mittheilung für werth gehalten, um durch dieſelbe auf die Mög: 
lichkeit des Falles, 

bap mit dem Bieten bis 6 Uhr Abends nicht begonnen werden 
ann, 
aufmerkſam zu machen und vielleicht eine eingehendere Beleuchtung 
deſſelben anzuregen. 


Va Fr 


der fchweren Gebinde ſich Leitern halte, daß er von derjelben Nö eine 
e 
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14. 


Verhaftung des Frachtführerd für den durch Verkuft oder Beichädi: 
gung ded Frachtgutes entitandenen Schaden, 


Mitgetheilt vom Herrn Rechtennwalt Haenſchke zu Bromberg. 


Der Kaufmann P. hatte mit dem Spediteur R. vor längerer Zeit 
das Abfommen getroffen, daß biejer die für ihn per Bahn anfommenten 


‚Waaren von der Güter - Erpedition in Empfang nehme und ihm zu= 


ftellen Sollte. — 

Am 30. Juni 1866 fam für P. eine Sendung von 10 Gebinden 
Leinöl per Bahn an. N. nahm diefelben durch feine Rollknechte iu 
Empfang und ließ fie aus dem -Waggen auf den Rollwagen Ia- 
den. Hierbei benupten die Rollfnechte eine der Güter- Erpedition ge- 
hörige Schrotleiter. Nachdem 5 oder 6 Gebinde auf diefe Weile auf 
den Rollwagen gebracht waren, brach bei dem folgenden Gebinde dieſe 
—— das Gebinde zerſchlug durch den Fall, und der ganze In— 
alt zerfloß. 

G. nahm den R. wegen Erfab des ihm hierdurch zugefigten 
Schadens in Anjprud. . 

Der Verklagte wendete ein, dab die Güter-Erpedition zum Abladen 


Leiter geliehen, welche bis dahin zu allen dergleichen Abladungen benupt 
worden, daß dieſe Leiter erft x rohen, nachdem wenigitend 5 gleich 
ſchwere Gebinde auf derjelben Schrotleiter auf den. Rollwagen gebracht 
waren, und dab die Entladung mit der größten Vorficht vorgenommen 
und dabei Alles angewendet worden, um irgend eine Befchädigung zu 
vermeiden. Hieraus folgerte der Berklagte, dab die Beihädigung nur 
durch einen reinen Zufall herbeigeführt worden. 

Das Königliche Kreidgericht zu Bromb er hat jedoch durdh fein Er: 
fenntnig vom 25. September 1866 die Berklagten ohne alle Beweis- 
aufnahme nad) dem Stlageantrage verurtheilt aus folgenden Gründen: 

Verklagter ift Spediteur, transportirt auch geſtändlich die Elägerifchen 
Güter von der Bahn zur Stadt. Nach Art. 385. ded A. d. H. G. B. 
hat er aljo die Bertretungäpflicht eined Frachtführers. Diefer ae 
aber nach Art. 395. a. a. O. für jeden Berluft, fofern er die Entite- 
hun, diejed Schadens durch vis major nicht nachweift. Einen folchen 
Nachweis hat er nicht einmal verfucht, gefchweige geführt. Cr verfudt 
einen en Zufall, nämlidy den unverfchuldeten Bruch der Leiter 
nachzuweiſen. Diefer Zufall war aber abwendbar 3. B. durch den Ge: 
brauch einer ftärferen oder metallenen Leiter. Vis major ift ein un- 
abwendbarer Zufall. 
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Auf die Appellation des Verklagten hat das Königlihe Appella- 
re unterm 2. März 1867 das erite Erfenntniß beftätigt, aus 
olgenden 


Gründen: 


Der Verſuch des Berflagten, den Bruch der Leiter als Urſache der 
Beſchädigung unter den Begriff vis major zu fubfumiren, ift verfehlt. 
Es Tann dabin geftelli bleiben, ob, wie er in der Appellationdrechtferti- 
gung ausführt, vis major nach Römiſchem Nechte und casus, Zufall, 
gleichbedeutend find. 

Das Gemeine NRedyt in der Gejtaltung, die es in der Praris in 
Deutjchland angenommen hat, verjteht unter vis major eine befondere 
Art von Greignijfen, die außerhalb menjchlicher Willfür liegen, und 
ftellt ‚ie ungewöhnlichen Greigniffe dem einfachen Zufall „‚casus“ 
gegenüber. 

a Auch das Allgemeine Landredht bat die Diftinftion des Gemeinen 
Mechtes zwiſchen casus und vis major aufgenommen. Es FEW Me 
im $. 364. Tit. 5. Th. I. d. A. L. K. dem Begriffe nach zwifchen Zufall 
und ımabwendbarer Gewalt und Uebermaht, indem es in der Alter: 
native dem Ausdrude Zufall Die davon verſchiedene unabwendbare Ge- 
walt und Uebermacht gegemüberftelt. Hätte e8 Beides für gleichhe- 
deutend dem Bezrife nach angeſehen, ſo hätte es genügt, den Ausdruck 
Zufall: für die im Sinne gehabten Ereigniſſe zu gebrauchen. 

Das Handen Geſertug iſt der Diſtinktion des Gemeinen Rechts 
gefolgt. Die Konferenzprotokolle zu Art. 395. des A. d. H. G. B. laſſen 
über die Bedeutung des Ausdruckes „höhere Gewalt” feinen Swertel 
Nach den Motiven iſt darunter nicht jeder Zufall, jendern ein von 
menjchlihem Willen unabhängiges, mit menſchlichen Kräften nicht ab- 
wendbared Ereigniß zu verftehen. Die angefochtene Auslegung des 
nie „höhere Gewalt" Seitens des erften Richters entſpricht daher 


in jeder Hinficdyt der Willensmeinung des Gejehgebere. 
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15. 


Erſatpflüchtigkeit für Körperbefhädigungen durch Zuſammenſtoß 
| von Eijenbahnzügen. 


s 


Mitgetheilt vom Herrn Oeltzen zu Magdeburg. 


Der bei der ntagbebung-Wötben-Dalle-teipziger Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft gegen 275 Thaler Gehalt jährlich angefte te Lokomotivführer⸗ 
Lehrling H. befand fih am 23. Sebruar 1863 auf der Mafchine des 
gur Abfahrt bereiten Zuges im Bahnhofe zu Magdeburg, ald der an 
ommende Magdeburg - Halberftädter - Gourterzug mit jolcher ale 
auf daftehende Berlin-Potsdam-Magdeburger Cifenbahnwagen ftieb, dab 
diefe gegen die Magdeburg. Köthen-Hallesfeipziger Poft: und Packwa en 
anrollten und diefe wieder die Lofomotive, auf welcher P- ftand, heftig 
quriditieben. Der Reptere erlitt hierdurd) eine bedeutende Rüdenmarf- 
richütterung, ward dienſtunfähig und auf Grund eines Attefted des 
—— für vollſtändig invalide erklärt. Als Mitglied der Pen— 
fiond-Anftalt der Beamten der Magdeburg-Köthen-Halle-Leipziger Eiſen⸗ 
bahn=Gefellfchaft hat er in Solge defjen vom 1. Januar 1866 die ftatutene 
mäßige Penſion bei Invalidität durch einen Unfall im Dienft mit 
138 Thaler jährlich in Quartalraten aus der gedachten Kaffe erhalten 
und hat die Magdeburg » Halberftädter Eifenbahn - Geiellicaft ſich ver: 
pflichtet, als Schadenerfap dem H. fein biäheriges Gehalt, abzüglid 
der Ka aus der Kaffe zu zahlenden Penfion, alfo jährlich 137 Thaler 
zu zahlen. 
Die Penfiond- Kaffe der Magdeburg: Köthen-Halle-Lei j er Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft erachtet die Magdeburg-Halberftädter Eijen abn-Belel 
ſchaft für verpflichtet, ihr au die dem H. bewilligte Penfion von " 
ih 138 Thaler zu erftatten. Indem fie diefen Anſpruch zunächſt an 
die Vorfchrift des 8. 25. des Gefehes vom 3. November 1838 und De 
Vorſchriften über nüpliche Verwendung ftügt, weil, wenn nicht fie, De 
Magdeburg-Köthen-Halle-Leipziger die 138 Thaler habe zahlen müſſen, 
und ferner anführt, daß der Unfall’ durch ein grobes Verſehen bed den 
Magdeburg-Halberftädter-Courierzug führenden Lofomotivführerd veran 
laßt jet, da er die Vorfchrift des Bahnreglement3 durch unvernünftig 
ſchnelles Fahren verlegt habe, wofür dieſer ſchon früher wiederholt be 
ftraft fei, daher, eventuell in 8. 6. Tit.6. Th. J. A. L. R. Anwendung 
fände, ftellt fie klagend den Antrag: 


1) „Snöbefonbere muß der, welcher ein auf Schabenverhütungen abzielendes Polizei: 
eſetz verna net für allen Schaden, weldyer durch ji Beobachtung dei beten 
— * vermieden werden können, ebenſo haften als wenn derſelbe aus feiner Handlung 
unmittelbar entftanden wäre.” 


— — — — 


N‘ 


— — — — — — — 
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die Magbeburg- Halberftäbter Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft zu verurtheilen, 
ihr die an H. in Quartalraten fällige Penfion von iährtie 138 Tha⸗ 
lem fo lange zu erftatten, bis fie nachweift, daß 5. im natür⸗ 
ade Laufe der Dinge invalide geworden und fomit der Penfions- 
kaſſe zur Laft gefallen wäre, na diefer Zeit jedoch jebenfalld die 
Differenz zwifchen der ihm fonft zuftehenden Denfion von 46 Thalern 
und der Hal jeine® Gehalte im Betrage von 138 Thalern, alſo 
92 jährlich) bis zum Tode bed 9. 
Das Stadt⸗ und Kreiögeriht in Magdeburg wies bie Klägerin 
durch dad Erkenntniß vom 19. November 1866 ab. Das Appellations- 
Gericht daſel bſt verurtheilte die Verklagte unterm 18. Mai 1867 nach 


dem Klageantrage. Die Erlenntniß-Gründe —* 


Der 8. 25. des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 
Fee Sefelideft it zum Eriap verflitet für allen Shad 
„Die Gele ift zum Erſatz verpfli r allen Schaden, 
welcher bei der Beförderung auf ber Saln an den auf derfelben be- 
rderten Perjonen und Gütern, oder audy an anderen Perjonen und 
eren Sachen entfteht, und ſie kann ſich von dieſer Verpflichtung mur 
durch den Beweis befreien, dab der Schade entweder durch die eigene 
’ Schuld des Befchädigten oder durch einen unabwenbbaren äußeren 
Zufall bewirkt worden ift. Die gefährliche Natur der Unternehmu 
„felbft ift al8 ein folder von dem Schadenerfage befreiender Zufa 
vicht zu betrachten.“ 

Der H. befand fih am 23. Februar 1863 auf einer Lokomotive 
‚ber —— en⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn, als ein len bamang 
der verflagten Gefellichaft auf dem (menigftend injofern, als dad Geleije 
der einen Gefellihaft an demſelben Perron in der Verlängerung des 


| I ber anderen Gefellfchaft Tiegt, gemeinjamen) Dabnbofe zu weit 


MN 


ie t, dadurch zwiichenftehende Eiſenbahnwagen gegen die Lokomotive 
ftieß, auf welcher H. ftand und in Folge davon dem Lepteren eine 
Nüdenmarfs- Erfchütterung beibrachte, welche Ei —— gemadt 
hat. 5. war Mitglied der Deal der Beamten der Magdeburg: 
Köthen » Halle » Leipziger Eifenbahn »Gejellfichaft, nach deren Statut ihm 
eine Penfion für den eingetretenen Fall zufteht, ob er im Dienite 
invalide wird. Wäre H. ohne Eintritt eines Unfalles invalide ge- 
worden, ſo hätte die Klägerin ftatutenmäßig nur die Summe der bis 
dahin bezahlten Beiträge von zufammen 46 Thalern ald Jahrespenſion 
u zahlen gehabt, unter ben eingetretenen Umftänden na de m 
* eine jährliche Penſion von 138 den fi bezahlen. Die 
Klägerin * daß derjenige Betrag, welchen ſie in Folge des 
Unfalls bezahlen, refp. mehr bezahlen müſſe, als wenn H. im gewöhn⸗ 
iherf Laufe der Dinge invalid geworden wäre, einen ihr gugefügten 
Schaden bilde, welden "bie’verklagte Gefellichaft ihr nad $. 25. des 
Eiſenbahn⸗-Geſetzes erſetzen müſſe. 

Die Verklagte bat beſtritten, daß der Klägerin, welche durch Zah⸗ 
lung der Penſion nur ihre kontraktlichen Ber Michtungen gegen H. er- 
fülle, überhaupt ein Anfpruch auf Schadenerfatz zuftehe Es entiteht 
dadurch die Frage, ob nad allgemeinen gefeplichen Borfchriften und 
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insbeſondere nach dem angeführten 8.25. au ſolche Perfonen 
Schadenerſatz fordern können, an beren Körper die Be- 
ſchädigung nicht erfolgt ift, welde vielmehr nur dadurch 
einen Bermögendnachtheil erleiden, daß jte dem Beſchä— 
bigten oder jeinen Erben in Folge derBejhädigung nad 
geleplider Norfhrift oder vermöge eines Vertrages zu 
einer Zeiftung verpflichtet find? Daß der Schadenerjah-Anfprudy 
nicht immer nur demjenigen zufteht, an beffen Perfon Die Beichädigung 
ftattgefunden bat, ergiebt fi aus ben Vorfchriften in den 8%. 98 ff. 
Tit. 6. Th. 1 A. L. R.; insbejondere beftimmt 8. 109. a. a. D., dab 
im: Falle der Entleibung eined Alimentationdpflichtigen alle diejenigen 
Perſonen von dem an der Entleibung Schuldigen Schadenerfaß zu 
fordern befugt fein follen, „welche nach den Vorſchriften der Geſetze 
Unterhalt von dem Entleibten zu fordern beredytigt fein würden.” Die 
Tragweite dieſer Vorſchrift ift ſtreitig, Schon nach gemeinen Rechte 
betrachteten viele Schriftiteller das Necht der Witwe, ber Kinder und 
anderer gejeklich Alimentationd = Berechtigten, ven Demjenigen, welcher 
ihren Ernährer getöbtet hatte, Alimente zu fordern, ald eine du e= 
wohnheiterecht eingeführte Singularität, für welche das gefchriebene Recht, 
namentlich die aus der lex Aquilia abgeleiteten Sätze keinen Anbalt 
gaben. 
I. Voet, Comment. ad Pandect. Lib. IX. Tit. 2. 8. 11.; 
be onbers aber Cocceji, Ius civile controversum Lib. IX. Tit. 2. 


Auch die meiltern Lehrer des gemeinen Rechts erklären fich gegen 
die weitere Ausdehnung der aquilihen Klage gu Gunften erer, 
namentlich zu Gunſten ſolcher Perſonen, deren kontraktliche Verpflichtungen 
in Folge der Deihäbigung desjenigen, gegen welden fie verpflichtet 
find, in Wirkſamkeit treten. . 

Vergl. 3. B.: 

Keller, Pandelten. $. 356. Am. 2. 

Haſſe, Culpa. ©. 322. .Anm. a. 

Unterbolgner, Schulöverhältniffe: 8. 676. 
Sintenis, Civilrecht. Bd. 2. ©. 772, (1. Ausgabe.) 
Arndts, Pandelten. $. 324. Ä 
Windſcheid, Pandekten. Bd. 2. $. 445. 

Aber ſchon Thibaut (Pandekien. 8. 964.), welcher hierin Schön- 
mann (Sandbudh, Bd. 1. $. 213.) folgte, ftellte den Sap anf: „bie 
aquilifche Klage kann von jedem angejtellt werden, weldher ein Intereffe 
dabet hat, al auch von denen, welde unter ber Vernichtung oder der 
Verletzung ber Sache eined Anderen leiden.” Es iſt nicht greifelbaft, 
daß nach dieſer init des berühmten Nechtölehrers die Klage auch 
allen denen zugeftanden werden muß, welche unter ber Verlegimg der 
- Berjon eined Anderen leiden. Und diefe Anficht verdient den —5 

weil fie den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, nach welchen aller Schaden, 
ber durch eine kulpoſe Handlung herbeigeführt ift, erjegt werden muß, 
am meiften emtipricht und weil die Quellen des roͤmiſchen Rechts eben: 


— — — U TEE —— —— —— — — — — — — — -- 
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ſowohl eine ertenfive als Die von den Gegnern acceptirte reftriftive 
Interpretation zulaffen. 

ann man biernad ſchon nicht mit, Sicherheit annehmen, daß das 
A. L. R. in Betreff der in Th. I. Zit. 6. aufgenommenen Beftimmungen 
über die Beichädigungen an der Perfon, namentlich Über die Folgen der 
Tödtung und eingetretenen Arbeitsunfähigkeit das bis dahin geltende 
gemeine Recht allerdings nur wiedergeben und in einzelnen Borkhitften 
näher beftimmen wollte, 

(.v. Kampp, Iahrbücder. Bd. 41. ©. 7. 

Gruch ot, Beiträge. Bd. 4. ©. 166. 
den Anſpruch anf Erfah außerkontraltlichen Schadens an der Perfon auf 
die beſchädigten — * ſelbſt und Die vermöge geieplither Vorſchrift 

For ß von Alimenten gegen den Befchäbig en berechtigten Per⸗ 
Ionen habe befchränten wollen, fo fprechen auch die geſetzlichen Be- 
ſtimmungen in ihrem Wortlaute und in ihrem Zuſammenhange nicht 
für eine ſolche reſtriktive Andegung. Zwar hat ed auch rücfichtlich des 
preußiſchen Rechts nicht an Bertheidigern der Kebteren gefehlt. Nament- 
lich beihränten Buornemann (Syftem, 2. Ausg. Bd. 2. ©. 205.)- und 
Gruchot (Beiträge, Bd. 4. ©. 168.) den ee auf Schadenerſatz 
wegen Beſchädigung an der Perjon dahin, daß er außer dem Beſchä— 
digten jelbit nur den vermöge gelenliher Vorſchrift Altmen- 
tattond- Beredhtigten zuftehe, und Gruchot (a. a. O. ©. 172.) 
In an mehreren Beiſpielen nachzuweiſen, daß er anderen dritten Per- 
onen nid — — namentlich nicht demjenigen, der eine während der 
Lebenszeit des Verkäufers oder eines Dritten zu entrichtende Leibrente 
— perjelben aber dadurch verluftig geht, daß ber Verkäufer oder 
er Dritte dur fremde Schuld fein Leben verliert — auch nicht der 
Berfihermgs » Gejellichaft, bei welcher Jemand für ben Fall des Todes 
einen Angehörigen ein Kapital verfichert hat, nachdem der Verſicherte 
ein Leben durch die Schuld eined Dritten verloren hat. Aber die zur 
Bertbeidigung diefer An iht beigebrachten Gründe find nicht überzeugend, 
vielmehr muß man Koch beiftimmen, welcher nad wörtlicher Anführun 
des 8.109. Tit. 6. Th. J. A. L. R. in feinem , 

8. 392. a. E. ſagt: 

„Diefe Vorſchrift bezieht ſich nur auf die geſetzliche Alimen⸗ 
tations-Verbindlichkeit; man könnte alſo anzımehmen geneigt 
ſein, daß Jemand, der von dem Entleibten aus deffen Erwerbe Ton: 
traktliche Renten oder jährliche Leiftungen auf deſſen Lebenszeit 
a fordern hatte, oder dem ein —2* ‚ defien Dauer durch das 

ben’ des Entleibten bedingt war, zuftände, für den durd die Ent: 

leibung eingetretenen Verluft feiner Rechte Teinen Erſatz von dem 

Beihädiger zu fordern hätte Died würde den erften Regeln 

—* Verletzungen durch unerlaubte Handlungen wider— 
rechen.“ 

Koch jagt zwar nicht, welches „die erſten Regeln,” auf die er 
fich beruft, ſelen, aber ed ergiebt ſich, daß er die meint, nad) welchen 
dolus und eulpa lata zum Erfab alles Schadens verpflichtet, und 
dieſer Umfang ber Schabenserfappflicht ift durch $. 25. des Eiſenbahn⸗ 

45* 


echt der Forderungen 
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Geſetzes auf alle Beſchädigungen ausgebehnt, wenn nicht eigne Id 
= efehädigten oder unabwendbarer Zufall die Entſchädigungspflicht 
überhaupt ausſchließen. 

Ein Bedenken gegen die vertheidigte Anficht könnte daraus abye- 
leitet werden, daß dadurd die Grenze der Entichädigungspflicht des 
Scadenerjappflichtigen eine vollig unbeitimmbare Ki Es fünnte ge 
fragt werden, wenn im vorliegenden Kalle die Pen — um den 
H. wegen ſeiner Anſprüche zu befriedigen, ein nen en = Kapital 
fündigen müßte, welches der Schuldner nur mit Verluſt wieder be: 
ſchaffen fünnte, und .n nachweife, daß ihm ohne jenen Unfall des 
H. das Kapital nicht gekündigt jein würde, kann da aud der in Berluft 
gerathbene Schuldner feinen on unter Berufung auf 8. 25. des 
Eiſenbahn-Geſetzes von der Magdeburg-Halberitädter Eiſenbahn-Geſell⸗ 
ichaft erfeßt verlangen? Oder wenn dieſer Schuldner dad Kapital wicht 
beichaffen kann, fein verpfandeted Wohnhaus in Folge deifen ſubhaſtirt, 
er mit feiner Familie dadurch obdachlod wird und in Folge diefer Ob» 
dachlofigfeit Krankheiten in der Familie entftehen, muß dann die Magde— 
burg = Halberftädter Cijenbahır = Gefellichaft, weil des H. Verlegung die 
erſte Veranlaffung all dieſes Ungemaches war, auch die Kurfoften er: 
ftatten, welche durch die Krankheiten in der Familie jenes Schuldners 
entitanden find? Diefe Bedenken find jedoch nicht geeignet, die Weber 
zengung von ber Nichtigkeit der oben aufgeftellten Rechtsanſicht zu er⸗ 
Ihüttern. Die Grenze der Entihädigungspflicht ift in vielen Fällen 
eine arbiträre, wo die auömittelbare Zeit des Schadens in a Sr 
verfchwimmt, wird von einer Schadenerfappflicht nicht mehr die Rede 
jein fönnen; zufällige, mittelbare Schäden, welde der Beſchädiger vor- 
auszufehen jelbft dann außer Stande gewejen wäre, wenn er den mög⸗ 
lihen Umfang feiner S adenerfappflicht vor der Beichädinung berechnet 
hätte, hat er nicht zu eritatten, weil b nicht ſowohl Folgen der ſchäd⸗ 
lichen Handlung als anderer von diejer unabhängigen Umitände find. 
Sowie dad Maaß der Strafe für dolofe oder fulpoje Handlungen im 
Verhältniß zu ſtehen hat zu den fchädlichen Folgen, welche der Han⸗ 
delnde vorher jehen mußte oder funnte, nicht. aber in gleichem Maaße 
zu denjenigen Folgen, welde durch hinzutretende nicht vorhergejehene 
der J ee Umftände veranlaßt werden, jo findet in 


dieſem Verhältniſſe auch die Erjappflict ihre Grenze. Zu ſolchen 
——— —X aber kann die he und Berfaffung 
der klagenden 


ajle nicht gerechnet werden; vielmehr Tonnte und mußte 
die vertlagte Geſellſchaft als u heilen, voraußjehen, — durch dieſe 
oder ar Einrihtungen den Beamten der Magdeburg. Köthen=Halle- 
- Leipziger Bahn der Eriak für Beichädigungen geficert war. 

Ift hiernach die Sdyadenderiappflicht der Verklagten gegen die 
klagende Kaffe, deren Zahlungspflict nur durch H.'8 Verlegung herbei 
geführt ift, an ſich begründet, ſo fragt ſich nur, ob Umftände vorliegen, 
welche für den in Rede ſtehenden Fall dieſe Verpflichtung ausſchließen. 
Nach 8.25. des Eiſenbahngeſetzes hätte die Verklagke nachweiſen müſſen, 
daß H.'s Verletzung durch deſſen eigene Schuld ara oder daß 
fie durch einen unabwendbaren Zufall bewirkt fe, Daß H. auf der 
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Lokomotive blieb, vielleicht diejelbe erſt beitieg, als er die gegen fie ge- 
triebenen Wagen kommen fah, Tann ihm nicht ald Verfchuldung ange: 
rechnet werden, ver durch feinen Beruf ihm angewiejene Plab war der 
auf der Lolomotive, auf welcher feine Dienfte gerade in einem folchen 
Falle möglicherweife jehr nöthig werden fonnten, fein Verbleiben auf 
berfelben war durch feine Pflicht geboten. Die Klägerin bat noch nach» 
uweijen verjucht, daß Die Verlegung des H. durch Schuld des Lokomotiv⸗ 
führe der Berflagten herbeigefabtt ſei, aber deſſen bedurfte es nicht, 
a die Verklagte den ihr nach 8. 25. des —— — obliegenden 
Beweis hätte erbringen müſſen. In dieſer Beziehung ſind aber nicht 
einmal genügende T dee behauptet worden. 

Auch die Ausflucht der Verflagten, daß Die Klägerin zumächft 
ihren eventuell ſchuldigen Lokomotivführer reſp. deſſen en in An⸗ 
ſ nehmen müſſe, iſt unbegründet, weil nach 8. 25. a. a. O. die 

Fr der Berflagten eine prinzipale ift und der Beichädigte 


ich deshalb nicht zuerft an den angeblich fchuldigen Beamten ber Ver⸗ 
lagten verweifen zu lafjen braucht. Da ee die auf Erfah bes 
außer begründet erfcheint, jo be- 


kontraktlichen Schadens gerichtete Klage 
darf ed einer Prüfung bed eventuell gelten 


gemachten Yundaments der 
nüglichen Verwendung nicht. 
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Entfcheidungen des Königlichen Ober-Tribunals, herausgegeben im amt- 
lihen Auftrage von den Geheimen Ober-Tribunals-Räthen Deder, Dr. Vos. 
wintel und Heinfius 57. Band, der fünften Solge fiebenter Band. 
Berlin, Karl Heymanns Verlag (N. E. Wagner). 1867. 


Außer den beiden ©. 96 ff. und S. 408 ff. dieſer Zeitichrift beſprochenen 
Bänden der Sammlung iſt in diefem Sahre vor Kurzem noch ein dritter Bank, 
der fiebenundfünfzigfte der ganzen Reihenfolge, ausgegeben worden. Im BWejaut- 
lien paßt die S. 408, für ben vorbergehenten gegebene Gharafteriftit eben⸗ 
falls auf ihn. ' 

Zunächſt muß id} wieder mit der Redaktion abrechnen. 

Die Frage ganz bei Seite gelafien, ob ſich nicht eine mehr das Thatſäch⸗ 
lihe weglaffende, fürzere Mittheilung des allein jurijtiich Relevanten der Ent 
[heitungsgründe empfehlen würde, muß darauf aufmerkjam gemacht werden, 
daß auch in diefem Bande manche Entſcheidungen mitgetheilt find, welche ihrer 
Zweifellofigfeit wegen auf eine Stelle in der Sammlung faum einen Anjprud 
haben (vgl. z. B. ©. 1. 12. 421.) oder welche, wie das die Sache wegen un- 
flarer Anführungen der Parteien zur weiteren Ermittelung des Sachverhaltes 
zurüchweifende Urtheil (S. 20.), entfchieten zu einer Publifation nicht geeignet 
ericheinen. Dann finden fich gleichfalls mehrere Neberfchriften, welche nicht deutlich 
genug gefaßt find und den‘ wahren Snhalt der nachfolgenden Entſcheidung nicht 
erkennen laſſen. ©. 45. paßt die Ueberſchrift nicht reiht zu dem mitgetheilten 
Tal. S. 224. lautet diefelbe: „Hängt die Etempelpflichtigfeit eines Kaufver- 
traged davon ab, ob der Käufer auf Grund deſſelben ſowohl rechtlich in bie 
Lage gejeßt ift, das Cigenthum der. den Gegenftand bes Vertrages bildenden 
Sache feinerjeits als bereit? erworben zu betrachten, als auch phyſiſch nicht ge 
hindert gewejen ift, über deren Subſtanz aus eigener Macht zu verfügen ?* 
Aus diefer Frage, deren Berneinung Niemanden zweifelhaft ericheinen wird, läßt 
fich nicht erkennen, daß es fi) im der Entſcheidung um einen der neuerdings 
mehrfach vorgelommenen, in Form von Bollmadhtsverträgen gefleideten Parcelli- 
rungdverträge (vol. Preuß. Anwaltzzeitung. Sahrg. 1864. ©. 121.) und deren 
Stempelpflichtigfeit gehandelt hat. 

Ein Plenarbefhlug in Civilſachen ift nur und zwar vorläufig im Anhange 
©. 476. als Pr. 2748. vom 3. Zuni 1867 mitgetheil. Gr lautet: 

Die von Natur fchiffbaren Ströme und Flüffe find nur von dem 
Punkte an, wo dieſe Schiffbarkeit beginnt, als öffentliche im Sinne des 
8. 38. Tit. 15. und $. 21. Tit. 14. Th. II. A. L. R. anzufehen, das Pri- 
judiz 2253 1) wird aufgehoben. 

Damit hat das Ober Tribunal endlich. feine gegentbeilige, alljeitig durch 


') Bom 22. November 1850. Etriethorft, Archiv. Bd. 1. ©. 133. 
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die Wiſſenſchaft verurtheilte und von ben Verwaltungsbehörden mehrfach als 
nicht maßgebend abgelehnte Anfiht (vgl. Sommer in Neuem Ardiv für Preuf. 
Recht. Jahrg. 15. ©. 665.; Zeitſchrift für die Landeskultur, Gejeßgebung ber 
Preußiſchen Staaten. Bd. 16. ©. 129 ff.; Koh, Kommentar zu 8. 38, 
Tit. 15. Th. J. A. V. R.; Scheele, Preuß. Waſſerrecht. ©. 12 ff.; Nieber- 
ding, Waſſerrecht im Preußiſchen Staate. S. 28.) aufgegeben. 

Ein Verlaſſen der früheren Meinung findet ſich weiter auch in einer der 
mitgetheilten Senatsentſcheidungen, zu deren Beſprechung ich jetzt übergehe. Der 
IH: Senat hat unterm 26. November 1866 (©. 25 ff.) im Widerſpruch mit 
einem früheren Präjudilat vom 19. März 1858 (Entſcheidungen. Bd. 39. 
©. 65.) und unter Aufgabe deſſelben angenommen, daß 

anperorbentliche Deichkafjen » Beiträge, auch wenn diejelben, in Gefolge eines 
Beichlufles ver Letreffenden Behörden, den im Deichverbandbe befindlichen 
Grundftüden für eine Reihe von Jahren auferlegt worben find, zu ben 
Öffentlichen gemeinen Laften gehören, von deren Vertretung der Berkäufer eines 
Grundftüces dur den $. 175. Kit. 11. Th. J. A. L. R. befreit ift. 

Ich halte die jetzige Entſcheidung für begrimbet und fo ift denn das Ober- 

Tribunal in zwei praktiſch nicht unwichtigen Fragen auf dem richtigen Weg zurück⸗ 


en. 

Ebenſowenig wird ſich gegen die Richtigkeit, wenn mitunier auch gegen die 
Begründung einer Reihe anderer fi auf das Lanbrecht beziehender Entfchei- 
bangen ehwas eimwenden laſſen. Das Urtheil bes III. Scnates vem 21. De 
zember 1866 (©. 96. ff.) bejaht mit Recht die Frage, 

ob der Nießbraucher eines Ackerſtückes Torf daraus entnehmen Tann. 

In der Begründung wird aber für die Auslegung und Erklärung bes 
entſcheidenden 8. 39. Tit. 21. SH. L MER. auf 88. 25. 30. a. a. O. zurüd- 
gegangen, während nur die innere ratio, auf ber 88. 37. 39. beruhen, bas 
Prinzip bed $. 30. tft, nämlich das, daß die Nutzungen, welche ohne Berrin- 
gerungen der Subſtanz nicht gezogen werden koͤnnen, nicht dem Nießbraucher 
gebähren. (Bol. meine Ausführung, Anwaltszeitung. Sahrg. 1865. ©. 174. 
und Schröder im Arhiv fin die ciwiliftiiche Praris. Bd. 49. ©. 385 ff.) 
Das Landrecht geht davon aus, daß mit ter Gewinnung der. nicht regalen Pro- 
dulte Feine Subſtanzvermindernng verbunden iſt, und deshalb kann es nicht 
weiter auf die thatſächliche Page des einzelnen Falles ankommen, namentlich: 
nicht darauf, ob ſich Das Produkt wieder ergämzt. Der in Folge des Hereinziehens 
Dieies legteren Momentes ſchwankenden Praxis, vgl. die Entſcheidung in ben 

ällen. Bd; 1. ©. 172.; dad Präjubiz 997. (Präjud. Sammi. Br. 1. 
©. 120.) und bad Urtheil in den Eutſcheiduungen. Br. 51. ©. 209, ift daher 
auch durch dieſes Erkenntniß fein fefterer Halt gegeben worden. 

Die beiden folgenden Urtheile III. Senakes vom 22. April 1861 und 
9. November 1866 (S. 103. 109.) find unter ter gemeinichaftlichen Weber- 
ſchrift mitgetheilt: nn 

Darf der Pächter oder Miether eines Grundſtückes, wenn daſſelbe während 
der Dauer feines Vertrages verkauft wird, gegen ten Käufer unb auch bei 
eingetretener nothvwendiger Subhaftation gegen den Adjudikatar, wenn beide 
den Pachtvertrag mit ihm fortfeßen, Gegenforderimgen, Me ihm an ben 
urfprüngliden Verpächter aus der Zeit vor dem Verkaufe quitehen, auch 
durch Kompenjation mit den füllig werdenden Pacht, (Mietht-) Zins⸗Raten 
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geltend machen, falls ihm Dies durch Den Padıt- (Diebe) Bertrag geitattet 
worten ift? 

Hier liegt wieder eine Ungenauigkeit der Redaktion vor, bas zweite Er⸗ 
kenntniß beipricht nämlich gerade den Fall, in weldem eine Geitatiung ber 
Kompenlation im Pachtkonkrakt nicht vorher verabredet war. Für Dielen 
leßteren hat das Ober⸗Tribunal Die Statthaftigkeit verneint, für den erfteren be⸗ 
jabt. Ich halte Die Verneinung für fehr bedenklich. In der Begründung fehlt 
es an jedem Verſuch, die Stellung des nad dem Landrecht in den Pachtwertrag 
eintretenden neuen Erwerber der verpachteten Sache ſcharf jwriftiich zu formu- 
liren, vielmehr wird die im Munde eines hoͤchſten Gerichtshofes entichieben 
wunderbar Elingende, nichtsjagende Redendart beliebt: „ja er tritt nicht jo un- 
bedingt in die DVerbindlichkeiten des Verpächters als Succeſſor deſſelben ein, 
dag er für Nichterfüllung des Pachtvertraged aus der Befibzeit feines Ber- 
fäufers die Eritattunge-Berbindlichkeit deffelben übernehmen müßte. 

Freilich beruft fih das Ober - Tribunal des näheren auf ein Erkenntniß 
vom 9. Dezember 1864 Entſcheidungen. Bd. 53. ©. 141.), indeſſen ift auch 
dies äußerſt ungenügend motivirt, wie ich bereit? in der Preuß. Anwalttzeitung 
von 1865, ©. 31. nachgewielen zu Haben glaube. Kurz, die Enticheidung giebt 
wieder ein Beijpiel von dem oft gerügten Sehler des Ober⸗Tribunals, der Auf⸗ 


ſtellung von leitenden juriftifchen Principien aus dem Wege zu 


gehen. 

Befriedigend ift dagegen das Urtheil des I. Semates vom 16. Aprif 1866 

(S. 129.) motivirt, welches in eimem faktiſch intereflanten Fall angenommen bat, 
dag das bürgerliche Eheverbot wegen Ehebruchs aud dann nicht durch eime 
Dispenfation des ordentlichen Didcefanbifchofes gehoben werden kann, wenn 
eine ber betreffenden Perſonen ber katholiſchen Konfeffion angehört. 

Das Landrecht hat ein für alle Konfeffionen maßgebenbes ſtaatliches Che 
recht aufgeitellt, folglich Tanın eine Dispenfation von in demſelben ausgeiprochenen 
Eheverboten auch nur durch ben Landesherrn cder die mit der Ausübung ‚der 
demjelben zuftehenden Diöpenfation betrauten Behörden Ttattfinden. 

Erwähnenswertb ift ferner bie völlig ausreichend motivirte Enticheibung 
des IIL Senates vom 8. Oftober 1866 (S. 171.), 

daß der Enbpunft einer durch richterlichen Ausipruch getrennten She, bezüglich 
ber Rechte dritter Perſonen, ohne Rüdficht auf das Verhältniß der Ehelente 
untereinander (vgl 88. 770. 771. Tit. 1. Th. I. A. L. R.2) erft mit dem 
Zeitpunkt eintritt, wo das Scheibungsurtheil die Rechtskraft erlangt bat, 
ſowie, daß der Gläubiger des Ehemannes bei beftchender ehelicher Güterge⸗ 
meinjchaft bis zu jenem Zeitpunkt das Recht hat, feine gegen den letzteren 
eritrittenen Forderungen im Wege der Grefution auf die gütergemeinkhaft- 
lichen Grundſtücke einzutragen. 

Ebenſo Halte ich die Annahme in dem Erkenntniß bes L Senates vom 
5. Oftober 1866 für richtig, 

daß der Vormund eines für blöbfinnig erflärten Chemannes befugt ift, Die 


2) 8. 770: „Hat der fchulbige Theil die Rechtokraft des Urtheils durch 
gründete Recptömittel aufgehalten, jo Tann er daraus niemals einen Deich —* 
8.771: „Es wird alſo der 3 Zeitpu unft der Scheidung, foweit es ihm theili lig ift, 
auf, dem ug bes in den folgenden Inſtanzen beftätigten erften Scheidungsurtbeils 
zurudgerechnet.” 
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Rechtmaͤßigkeit eines von ber Ehefrau ſeines Pflegebefohlenen geborenen Kindes 
anzufechten. 

Ein jus personale tft Die Befugniß zur Anitelung der Illegimitäts⸗ 
Mage sicht, da diefelbe auch den Verwandten des Chemannes zuſteht (8. 15. ' 
Tit. 2. Th IL A. L. R), und ferner vertritt der Vormund tes Blöbfinnigen 
denfelben nicht nur in feinen vermögensrechtlichen, jonbern auch in feinen perjönlichen 
Befugniſſen (8$. 12. 2. 231. 232. Kit. 18. Th IL A. L. R.), weshalb bie 
Anwendung bed dem Kurator eines abweſenden Chemannes das fragliche Recht 
abjprechenden Präfudizes 1204 durch ˖ den Appelltionsrichter volllommen begrüu- 
deter Weiſe reprobirt iſt. 

Auch damit wird man ſich einverſtauden erklären müſſen, daß das Urtheil 
des III. Senates vom 19. November 1866 (S. 186.) ausführt, 

daß eine fortdauernde gleihmäßige Beidäftigung des minorennen Sohnes, 
welche ihm den Untirhalt ohne väterliche Unterjtügung gewährt, aber nicht 
als ein Gewerbe für eigene —— aufgefaßt wird, nicht die Entlaffung 
aus der väterlichen Gewalt berbeiführt. 

Die 88. 212. und 8.218. Tit. 2. Th. I. AAN.) ftehen im Gegenfat 
zu einamder und find nicht durcheinander gleichmäßig zu erklären. 

Ebenſo richtig enticheidet das S. 316. mitgetheilte Erkenntniß des III. Se⸗ 
nates vom 22. Februar 1867 einen aus Anlaß des 8. 129. des allgemeinen 
Berggetebes vom 24. Suni 1865 entitanbenen Zweifel dahin, daß 

die Beſtimmung des gedachten $.: „das Merfahren über beide Klagen richtet 
fih nach den für ſchleunige Sachen beftebenten Borjchriften" nicht dahin 
zu verſtehen⸗ iſt, daß auch die Rechtsmittel der Appellation, Revifion und 
Nichtigkeitsbeſchwerde binnen 3 Tagen beim Richter erſter Inftanz angebracht 
und gerechtfertigt werben muͤſſen. 

Die Motive (vgl. Kloftermann, Kommentar zum Berggefeß. Note 234. 
©. 254.) laffen darüber Teinen Zweifel. Uebrigens führt dieſe Aunahme aud 
eine Rechtsgleichheit mit den neuen Provinzen herbei, in bie das Berggeſetz be 
reits eingeführt ift (vgl. dieſen Jahrgang ber Zeitichrift. S. 626.), denn bie 
bort (mit Ausnahme Hammovers und Frankfurts) maßgebende Verordnung über 
dad Verfahren in Givilprozefien vom 24. Juni 1867 (Gef. Samml. ©. 885.) 
kennt die dreitägige Rechtömittelfrift mır für bie im $. 37. erwähnten jchleunigen 
Prozeſſe. 
Als durchaus ungenügend, oberflächlich und in mancher Beziehung bedenklich 
muß Dagegen die in der Entſcheidung des IL. Senates vom 4. Oktober 1866 
(S. 58.) enthaltene Dargebung des Unterjchiedes zwilchen ber Eigenthums⸗ und 
Grenzregulirungsflage bezeichnet werden. Das Gleiche gilt von den Motiven 
des Erkenntniſſes deijelben Senates vom 8. Januar 1867 (S. 63.) über die 
Laudemialpflicht des überlebenden Ehegatten, welcher die ber Gütergemeinjchaft 
unterworfenen Grundftüde bei ter Auseinandberfegung mit den Miterben über 
nimmt, aa, wien anbererfeitö bier gerade bie jcharfe Betonung der Auffafjung 


sg, aan: „Wenn ein eobjähriger Sohn ein eigenes Gewerbe treibt ober 
ut beide, To jt er für entlaflen aus der wäterlichen Gewalt an« 
—* Wenn der Dale ausdrüdlich oder ſtillſ weigenb ae t, daß 
—5 — *53 ein beſonderes Gewerbe für eigene R —X 
—* ſo hat Peg: die ng einer ausdrücklich erflärten Entlaffung.“ 
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omerfennenswerth iſt, daß das Recht der Ehegatten am gütergemeinichaftlichen 
Vermögen nicht als ein Gefammteigenthum, fondern im Wejentlichen ald condo- 
minium pro indiviso, ald Miteigentum im Sinne des Fit. 17. TEL ALLER. 
aufgefaßt werden müfle (ſ. ©. 67 ff.). Sreilih ift es eine kaum erklärliche 
Illuſion, wenn hierbei ein Widerſpruch mit dem bekannten Gutachten des 
Ober⸗Tribunals vom 24. Auguft 1840 (AZuftiz- Minifterial-Blatt von 1840. 
©. 369 ff.) von der Hand gewiefen wird, dem in biefen erklärt ber böchfte 
Gerichtshof „das Ehepaar, als moralifche Perjon* für das berechtigte Subjelt, 
eine Konftruftion, neben welcher der Begriff des Miteigenthums der beiden 
Ehegatten an der Gemeinmafje felbjtverftändlich nicht mehr beftehen Tann. 

Das Urtbeil des DIL Senates vom 18. Juni 1866 (S. 112.) behandelt 

nach der Ueberſchrift der Redaktoren Die intereffante Frage, 
ob der Verpächter für die feinem Belitnachfolger zur Laſt fallende Störung 
des Pächterd in feinem Pachtrecdyte, auch ohne Theilnahme an der Handlumg 
des Beittnachfolgers verantwortlich, (oder richtiger) dem Wächter zur Ent⸗ 
ſchädigung wegen ber von dem Nachfolger ausgegangenen bolofen Verlegung 
des Pachtrechtes verpflichtet ijt. 

Das Ober » Tribunal hat Die Frage verneint; eine eingehende juriftiſche 
Begründung laffen aber die Entſcheidungsgründe vermiffen; es wird in denſelben 
nur einfach die Behauptung hingeſtellt, daß der Verpächter auf Grund ber ber 
ftehenden Obligation für die Handlungen Dritter, welche ibn fonft nicht ver 
binden, nicht hafte Gerade das iſt aber erſt zu beweiſen. Nah 8. 358. 
Tit. 21. Th. I. wird in den Rechten des Pächters durch einen frehwilligen Ber- 
fauf nicht8 geändert, d. h. ber Verpächter behält die volle Haftung aus bem 
geichloffenen Bertrage. Daneben überfommt aber auch der neue Erwerber, der 
Refipnachfolger die Pflichten feines Vormannes, des Verpaͤchters (ſ. Börfter, 
preuß. Privatrecht. Bb. 1. ©. 627. Bd. 2. S. 185.). Dem Pächter ftehen 
alſo in einem folchen alle zwei Perfonen gegenüber, welchen bie Verbindlichkeit 
obliegt, ihm das uti frui zu gewähren. Diejes Verhältniß läßt ſich juriſtiſch 
nicht anderes konſtruiren, als daß eine Korrealverpflihtung beider angenommen 
wird. Geht man Aber davon aus, fo muß der richtigen Anficht nach (wol. 
Wienjtein in Gruchots Beiträgen. Br. 6. ©. 512.; Förfter, « a. D. 
Br 1. ©. 338.) der eine Schuldner auch für die, die Schuld erweiternden Haut» 
lungen bes anderen haften. M. E. wäre alfo die entgegengejette Anficht, welche 
der Wppellationsrichter allerdings ebenfalls ohne tieferes Eingehen auf die in 
Frage Fommenden juriftiichen Prinzipien vertreten hat, zu billigen geweſen. 


Einen gleichfalls intereffanten Fall betrifft die Entſcheidung bes IIE. So 


nates vom 21. Sanuar 1867 (©. 119.) Es handelte fi in benfelben um: 
die Künbigungsfrit eines ſ. g. Pachtvertrages über Die. Fifcherei anf 24 Privat 
jeen. Das Dber- Tribunal hat die fir Landgüter im $. 343. Tit. 1. XL 
A L. R. beftinmte, die 6 monatlihe Frift nor Ablauf des Wirthſchaftsjchred, 
für anwendbar erachtet. Auch hiergegen dürften erhekliche Bedenken gerecht⸗ 
fertigt ſein. Es fragt ſich vor Allem, ob der vorliegende Vertrag ſich juriſtiſch 
als Pachtvertrag charakteriſiren läßt. Das Ober» Tribunal deduzirt (S. 119): 
‚Die 24 Seen, anf denen bie Fiſcherei verpachtet ift, haben nicht die Eigen⸗ 
ſchaft einer felbftftändigen unbeweglichen Sache. Der Fiſchereinutzung darauf 
kann ebenfowenig der Charakter einer Lefonderen Gerechtigkeit beigeineffen werten. 
Die Seen gehören vielmehr nad Inhalt des Pachtvertrages zu dem Gute, die 
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Fiſchereinutzung iſt ein Ausflug des Sigentbums daran und bildet, wenn man 
den jährlichen Pachtzins non 610 Thaler ins Auge fat, eine erhebliche Rubrik 
ter Wirthſchaft jenes Gutes, deſſen Rechtsbegriff als Landgut unbezweifelt ijt. 
Dies rechtfertigt es, die für Landgüter unbebenklih anwendbaren 88. 368. und 
343, a a. D. für die Enticheidung als Anhalt zu benutzen.“ 

Die beiden Vorderſätze diefer Deduktion find unzweifelhaft richtig; daraus 
folgt aber nicht die vom Obertribunal gezogene Konfequenz. 

Gang abgeſehen davon, daß der Grund, bie Fiſcherei fei eine erhebliche 
Rubrik der Wirthſchaft, als ein nur für einen beftimmten Fall in Frage kom⸗ 
mender, auf dem rechtlichen Gebiete für Die Herleitung einer, Analogie vollkommen 
unzulaͤſſiger Weiſe geltend gemacht wird, kann die beſondere Vorſchrift über 
die Kündigung für Aderwirtbichaften deshalb nicht auf j. g. Fifchereipachtungen 
Anwendung finden, weil ver Betrieb ber erfteren body ein von der Fiſcherei 
himmelweit verfchiedener iſt. Auf diejes Bedenken ift das Obertribumal nicht 
näher eingegangen, ebenjowenig aber auf ein anderes, welches nahe genug liegt. 

Bir fprehen heut allgemein von Fifcherei- und Jagdverpachtungen, jeder 
wird ſich aber jagen müſſen, daß bier die Verhältniffe anders liegen wie bei 
eiuer fonftigen Pacht. Die jagdbaren Thiere und die Fiſche finb ficher feine 
Früchte des Jagdreviers oder des Waſſers, und fo dürfte denn bie Frage 
wenigitend aufgeworfen werben Tönnen, ob nicht in allen folchen Fällen viel- 
mehr eine emtio rei speratae oder spei vorliegt. In Uebereinftimmung mit 
dem konſtanten Sprocgebraud des gewöhnlichen Lekens muß intefien m. €. 
dieſe Yrage verneint werden. Nutzungen find nah 8.110, Tit. 2. Th. J. 
A. L. R. die Vortheile, welche eine Sache ihrem Inhaber unbejchadet ihrer 
Sujtanz. gewähren kaun, und nach 8. 259. Tit. 21. Th. J. liegt ein Pachtver⸗ 
trag dann vor, wenn eine Sache Jemanden gegen einen beſtimmten Zins zum 
Gebrauch und zur Nutzung überlaffen if. Daß es ſich kei der letzteren nur 
um eine Gewinnung der natürlichen Früchte im eigentlien Sinne handeln 
darf di. Koch, Kommentar zum angeführten Paragraphen), findet im Land⸗ 
rechte Leinen Anhalt. Bon diefem Standpunkt aus macht aljo die Subjumi- 
rung der ia Rede jtehenden Verträge unter dem Pachtlontrakte Teine Schwierig. 
keit. Als Objekt kann aber bei den ſ. g. Sagdpachtverträgen, weil die Konſti⸗ 
tuirung einer bejonderen dinglihen Jagdgerechtigkeit in Preußen nicht mehr ge- 
jtattet ijt, nicht dieſe letztere betrachtet werden und das gleiche gilt hier, wo der 
Eigenthümer feine aus dem Eigenthum berfliegende Befugniß zur Fiſcherei 
auf beftimmte Zeit an einen anderen überläßt. Von Nutzungen einer Gererhtig- 
feit, welche das Pachtobjeft bildet, Täpt ſich mithin unter deu gedachten Bor- 
ausjegungen nicht jprechen. Als Objekt ijt demnach nur die Sache, auf oder 
in welcher die Nugungen gewonnen werden, anzujehen, aljo dad Jagdrevier und 
das Waſſer, in welchen ſich die Fiſche befinden. Allerdings bat ber Berechtigte 
hier wicht, wie in amberen Fällen der Pacht, die Detention oder den Belik, viel- 
mehr kann er die Sache nur in einer yartiellen Richtung bin nüßen (Diefelbe 
betreten, um die Thiere zu fangen, die nöthigen Anftalten zu ihrer Unterhaltung 


and Hegung treffen). Daß aber der Pächter in einer fortdauernten direk⸗ 


ten Beziehung zur Sade fteht, Die die Nukungen gewährt, kann Feineswegs 
als Effentiale des Pachtvertrages betrachtet werden; es kommt nur darauf 
an, dag ein uti frui ſeinerſeits möglich it: Erſcheint fomit die Subjumtion 
ber beiprochenen Verhältniſſe unter den Begriff des Pachtvertrages gerechtfertigt, 
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jo ſpricht gegen die Annahme eines Hoffnungskaufes auch noch ter Umitant, 
day nicht beſtimmte Fiſche oder jagdbare Thiere, als zukünftig gedachte Sachen, 
Gegenftand des Vertrages find, und daß ber Pächter, nicht aber ber Verpaͤchter 
die erforderliche Thätigkeit zur Gewinnung und Aneignung der in Rebe ftehenten 
Nutungen vorzunehmen hat. Aus allen diefen Gründen muß dem OberTribunal 
zwar darin beigeftimmt werben, daß es die Beſtimmungen über den Pachtver- 
trag auf den vorliegenden Fall angewendet, aber nicht darin, daß es die für 
Landgüter maßgebende Kündigungsfrift für geboten erachtet hat. In Beziehung 
auf den letzteren Punkt kommt überdies noch in Rüdficht, daß $. 343. Tit. 21. 
Th. L MER, einen Gegenfaß gegen 8. 342.) bildet, alfo die unter den 
legteren Paragraphen fallenden Verhaͤlmiſſe nicht durch analogiſche Ausdehnung 
unter den 8. 343. fubjumirt werden dürfen, umfoweniger, als auch bei faft allen 
Pachtungen unbewegliher Sachen, welche nicht in bie Kategorie der Sant» eder 
Adergüter gehören, nicht jeder Zeitpunkt zur Räumung geeignet erjdheinen wirt, 
ein Verhältniß, welchem eben durch die lange Kündigungsfrift ven 6 Monaten 
ſchon Rechnung getragen ijt. " 

Weiter ift unter den allgemeines Intereſſe bietenden Entſcheidungen, wehhe 
dem Gebiete des Preufiichen Rechts angehören, noch auf das Erkenntniß det 
dritten Senates vom 4. Juni 1866 (S. 303.) hinzuweifen, das fich über De 
Frage nach der Bedeutung des Anerkenntniffes dahin auslagt: „Allein nad 
Preußiſchem Recht hat das Anerkenntniß nur den Zweck, Mängel eines Gefhäfts 
zu heben, es ift, wie das Allgemeine Landrecht jagt, nur Beftärkungsmittel für 
Verträge, iſt nicht felbititändiger Verpflihtungsgrumd, wie die fehr Beftrittene 
Annahme Bährs für das allgemeine Recht unter Umftänden annimmi, da e 
vielmehr feine Verbindlichkeit aus der urſprünglichen causa debendi herlett, 
diefe in fih aufnehmen muß." So einfach liegt die Sache doch auch mad 
Preußiſchem Recht nicht, daß in folder eilfertigen Weiſe über viele hie 
Civiliſtik unſerer Tage noch immer lebhaft bewegende Frage binweggegang®t 
werben Tönnte. (Bol. auch meine Bemerlungen. ©. 101 ff. dieſes Sahrganget 
der Zeitfchrift.) 

Unter den dem Wechſelrecht amgehörigen Entſcheidungen finden fi 
zwei, welche tm Grunde auch das Preußiſche Civilrecht berühren. Es handel 
fih in ihnen um die Wechielfähigkeit der Ehefrauen, die fih nah Art !. 
ber A. W. D. nur durch Zurücigehen auf das allgemeine Privatrecht beſtimmen 
läßt. Die erfte diefer Entſcheidungen (des IV. Senates vom 16. Oftober 1866. 
©. 336.) nimmt an, 

daß eine Ehefrau für wechfelfähig zu erachten ift, wenn fie von ihren Che 
mann ermächtigt worden, alle ihre Angelegenheiten ohne feinen 
und ohne feine Mitunterfchrift und Genehmigung zu beforgen. 

Begründet wird biefer Sag damit, daß die Befugni der Ehefrau fd 
durch Verträge zu verpflichten, gefeglih nur durch das Verwaltungs und R 
brauchsrecht des Chemannes eingefchränft iſt. SM. E. ergiebt fi zwar an 


+) 8.342.: „Iſt die Friſt zur Auflündigung weder im Kontrakte ſelbſt 
durch 44 —* —S — —* — beſtimmt, ſo muß ig 
Pahtungen unbewegliher Sachen und Gerechtigkeiten ſechs Monate Meer 
der Räumung erfolgen.” 8.343.: „Bei Land» und Adergütern aber muß 

Auftündigung ſechs Donate vor dem Adlaufe des Wirthſchaftsjahres geſchehen. 


— — — — — — 
J 


Literatur. 721 


88. 196.°) 320.6) 334.) Tit. 1. TH II. A. L. R. daß die Ehefrau als ſolche, 
weil fie unter der allerdings im Landrechte ſehr abgeichwächten ehelichen Bormund- 
ſchaft Des Mannes jteht, als handlungsunfähig zu bezeichnen ift, denn fie kann 
nicht nur nicht ihr Dermögen, ſondern auch nicht ihre Perſon belaften, d. h. 
doch ohne Rückſicht auf irgend eine beſtimmte Vermögensmaffe (freies oder un- 
freied Vermögen) fi nicht gültig verpflichten. Indeſſen befeitigt die Genehmi- 
gung bed Ehemannes diefe Hantlungsunfähigkeit, und daß dieſe nur gleichzeitig 
und ex post, nicht aber vorher ertheilt werden kann, ift nirgends vorgefchrieben. 
Anf dem Wechſel jelbit endlich braucht fie ficherlich nicht gegeben zu werden, dem 
es ift nicht nöthig, daß die Hantlungsfähigkeit des Wechſelſchuldners ans demfelben 
herworgeht. (S. auch Volkmar und Löwy, Wechfelortnung. ©. 16.) Frei⸗ 
lich ftimmt tiefer auch vom Ober-Lribunal acceptirte Sat nicht recht mit 
ben früheren Entſcheidungen vom 17. März 1853 und 6. Oftober 1853 
(Striethorft, Archiv. Br. 9. ©. 77.; Bd. 10. ©. 182.) und der Berfud), 
biefen Widerfpruch wegzubeuten, welcher S. 338. gemacht ift, muß als verfehlt 
bezeichnet werben. . 

Das zweite Erkenntniß deſſelben Senates vom 4. Dezember 1866 (©. 339.) 
ftelt den Sag auf, 

bat eine Ehefrau, deren Vermögen durch Vertrag für vorbehaltenes erflärt 
worden ift, ohne Genehmigung ihres Mannes ſich wechſelmäßig verpflichten 
Tann. 

8.319. Tit. 1. Th. II. A. L. R. beitimmt: 

„Doch muß der, welcher einer Ehefrau: auf ihr vorbehaltenes Vermögen 
Kredit giebt, wenn er feine Befriedigung während der Ehe fordern will, 
daffelbe durch Eintragung in das Hypothekenbuch ober durch Uebergabe des 
Obligationsinftrumentes, oder durch Uebergabe der beweglihen Sade fi) 
beſonders verfichern laſſen.“ 

Das Ober⸗Tribunal hält dieſe Vorſchrift auf den Wechſelverkehr nicht 
für anwendbar, „da von ber entgegengefeßten Anfiht ausgegangen, tie Abficht 
der A. W. O., den Ehefrauen tie Wechjelfähigkeit, ſoweit ihr Vermögen nicht 
der Verwaltung und dem Nießbrauch des Ehemannes unterliegt, zuzugeitehen, 
in ber That vereitelt werden und jene Wechjelfähigkeit ihre praktiſche Bedeu⸗ 
iung verlieren würde.” Co fehr auch dieſe Anfiht vom Standpunkt ber Ber- 
kehrsbedürfniſſe aus gerechtfertigt werden kann, muß Loch konſtatirt werben, 
daß fich der höchſte Gerichtshof mit diefer Enticheidung einfach über das Geſetz 
hinwegſetzt. Es iſt unrichtig, daß die A. W. OD. den Ehefrauen tie Wechiel- 
fahigfeit bat zufprechen wollen. Dieſelbe verweift gerade umgekehrt in hiefer 
Deziehung auf das Givilreht. Die Ehefrau ijt aber, wie ſchon zum vorigen 
Entſcheidung bemerkt, nicht unbedingt vertragsfähig. ine Ausnahme findet 
für das vorbehaltene Vermögen allertings ftatt, aber dieſe iſt eben durch den 


- 


8) „Ohne des Mannes Einwilligung kann die Frau feine Verbindung eingehen, 
wodurch die Rechte auf ihre Perfon gekränkt werden.“ 
6) „In Anfehung des eingebrachten Vermögens find alle von der Frau während 
ber Ehe ohne Bewilligung des Mannes gemachte Schulden nichtig.” 
„) Iſt eine Schuld der Frau wegen mangelnder Einwilligung bes Mannes ganz 
ungültig, fo kann der Gläubiger nur dasjenige zurüdfordern, was von den gegebenen 
Sachen oder Geldern erweislich noch vorhanden oder niplich verwendet Aft,* 
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8. 319. beſchränkt, deſſen Vorſchrift offenbar den Zweck hat, die Beziehung 
der Schuld anf das vorbehaltene Vermögen ſofort Fenntlih zu mache. Der 
Paragraph ſpricht ganz allgemein. von Schulden, er muß heshalb and anf 
Mechjelverbinblichkeiten Anwendung finden. Sch will gem zugeben, daß feine 
Vorſchriften fih für den Wechſelverkehr ſchwer realifiren laſſen, das berechtigt 
aber m. E. immer nicht dazu, Diefelben einfach bei Seite zu feßen. 

Das letzte dem Wechſelrecht angehärige Erkenntniß des IV. Senated bat 
in Webereinftimmung nicht nur mit ber Bisher befolgten, fonbern auch mit einer 
weit verbreiteten deutſchen Gerichtapraris (vgl. Ergänzungen ber Preußiſchen 
Rechtsbücher ıc. zu Art. 43. W. D.; Hoffmann, Wechſelordnung. 2. Aut 
gabe. ©. 398.) angenommen, 

daß es ber Proteit - Erhebung gegen ben Acceptanten eines bei dem Aut 
ftefler ſelbſt domicilirten gezogenen Mechjels in dem Falle nicht bedarf, wenn 
der Ausſteller ſelbſt ala Kläger gegen den Acceptanten auftritt. (©. 345.) 

Freilich fehlt es auch hier nicht am diffentirenden, ſich auf den Wortlari 
des Art. 43. fteifenden Stimmen. (Val Volkmar bei Gruchot, Beiträge. 
Br. 4. ©. 496., und Volkmar und Löwy, Wechſelordnung. ©. 179.) 

Die Reihe der handelsrechtlichen Urtheile eröffnet eine Entſcheidung 
deffelben Senates vom 1. November 1866 (S. 349.), welche bereits in dieſem 
Zahrgang der Zeitihrift S. 392 ff. wegen ihrer praßtifchen Wichtigkeit mitge 
theilt werden tft. Der bier. ausgefprochene Rechtsſatz, 

daß der Nebernehmer einer Handelsfirma (einer offenen Geſellſchaft) für bie 

von dem früheren Inhaber diefer Firma eingegangenen Werhfelverbintlid- 

feiten haftet, 
erihien mir damals ſchon bedenflih. Eine Beſprechung der Gründe war mit 
im Drange der Rebaftionsgefchäfte nicht möglich. Inzwiſchen ift daſſelbe Cr 
kenntniß auch in den Gruchotjchen Beiträgen Br. 11. ©. 258 ff. abgebradt, 
und hat jeitens des neu eingetretenen Mitherausgebers Appellationsgerichterutheh 
M. Hoffmann eine eingehende Widerlegung (©. 266 ff.) gefunden. 
hanptfählih in Betracht Eommende Grund, welchen das Ober- Tribunal für 
feine Entſcheidung aufftellt, tft der, daß der Art. 113. A. D. H. G. 8. a 
auf den Fall auszubehnen ift, wo Jemand ein beftehendes Handelsgeſchäft mit 
Ausicheidung des bisherigen Inhabers allein und ganz übernimmt, und unter 
der alten Firma fortführt. Die Grundidee des gebuchten Artikels fei die, dahß 
demjenigen, welcher eine Handlung mit den Nftiven erwerbe, auch bie Pafftva 
präfumtiv zur Laſt fallen. Das einmal zugegeben, fo hätte bier, wo ber & 
werber bie eingeflagte Wechſelſchuld nicht, vielmehr nur andere beftimmt Te 
zeichnete Paſſiva übernommen hatte, dieſe Präſumtion nicht zur Anwendung ge 
bracht werden können. Aber das Ober- Tribunal hat ſelbſt dieſer feiner Ider 
über Die Grundidee des Art. 113. Feine weitere Folge geben Tönnen, denn 
der Ießtere geht eben gar nicht von einer Präfumtion ans, fondern läßt jelbft, 
wenn biefe thatjächlich widerlegt ift, die Haftbarkeit eintreten. Im ſich ſelbſt it 
-alfo das Urtheil ſchon widerſpruchsvoll genug motivirt. Daß aber der Art. 113. 


e) ‚Mer in eine beftehende Handelögefellfchaft eintritt, baftet gleich den anderen 
Geſellſchaftern für alle von der Gefellfchaft vor feinem Eintritte eingegangenen Ber 
bindlichkeiten, e8 mag die Firma eine Aenderung erleiden oder nicht. Bin entgegen 
ftehender Vertrag tft gegen Dritte ohne rechtliche Wirkung.“ 
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Beine analoge Anwendung erleidet, ergiebt fchon der Umftand, daß er in ber 
Lehre von den Handelögefellfchaften jteht. Hätte man das vom Ober⸗Tribunal 
angenommene Prinzip allgemein aufitellen wollen, fo hätte eine darauf hezüg- 
liche Beſtimmung ihren Plat in dem, Abichnitt von den Handelsfirmen, etwa 
zu Art. 23., finden müſſen. Auch der Grund, auf weichen Art. 113. fowohl 
nah den Motiven zum Preußiſchen Entwurf, wie nach den Protofollen (ſ. Ma- 
fower, Kommentar zu Art. 113. ©. 114.) geſtützt worden ift, der nämlich, 
day die Ausſcheidung gewiſſer Schulden rückſichtlich einzelner Gefellichafter zu 
der angenommenen Solibarhaft aller Gefellichafter für afle Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft nicht paſſen und praktiſch zu ganz unloͤsbaren Nerwicelungen führen 
werde, zeigt klar genug, daß man nur eine ſinguläre Vorſchrift für die 
offene Handelsgeſellſchaft, kein allgemeines Prinzip hat geben wollen. So viel 


mag hier genügen, und das Weitere auf bie Schritt für Schritt den Deduk—⸗ 


tionen des Ober-Tribunals folgende und ihre Haltlofigkeit nachweifende Kritik 
von Hoffinann veriiefen werden. 

Das folgende Wrtheil des IV. Senates vom 12. Simuar 1867 (©. 360.) 
hat gleichfalls feinem wejentlihen Inhalt nad eine Stätte in Liefem Jahr—⸗ 
gang unferer Zeitichrift (S. 597.) gefunden. Sft gleich fachlih den Ausfüh— 
rungen bes hoͤchſten Gerichtshofes nicht entgegenzutreten, fo ift doch auch hier 
wieder ſeitens der Redaktion die nicht paffende Weberichrift gewählt worden: 

Genügt zu der von einem SKaufmanne in Bezug auf ein Handelsgeſchäft 
übernommenen Bürgichaft die mündliche Form? 
Denn außer der Behandlung diefer Frage führt das Ober- Tribunal nod) 
aus, daß der Art. 274. A. D. H. G. B.9) gleichfalls auf die von einem Kauf 
manne übernommenen Bürgfchaften anzumenden jei, ferner, daß die Worte dieſes 


Artikels: „gelten im Zweifel" nicht eine Zweifelhaftigkeit des zur Beurtheilung 


vorliegenden Falles vorausſetzen, ſondern eine gefeglidhe, nur durch Gegenbeweis 
zu widerlegende Vermuthung aufitellen, und endlich wird dargethan, daß hie 
Schlußworte des Art. 281.1. D. 9. ©. 2.10) fi nicht blos auf die eigent- 
lich kaufmänniſchen Formen der Bürgſchaft, namentlich das del credere » Stehen 
und das Kredit - Mandat beziehen. Alles Dies ijt in der Ueberſchrift unberüd: 
ſichtigt gelaffen. 

Die beiden weiteren, über das Berhältni der Formvorſchriften des Lan» 
rechtes zum A. D. 9. ©. DB. fih dahin ausſprechenden Urtheile des IV. Se 
nated vom 18. Oktober 1866 und vom 19. Zuni 1866 (©. 373. und 
©. 379.), 

daß ein über ein Hanbelögefchäft unter der Herrichaft tes Allgemeinen Yand- 
rechts schriftlich geichloffener Vertrag nad) Einführung des Allgemeinen Deut- 
ſchen Handelsgeſetzbuchs mimblich abgeändert werden Tann, 


o) „Die von einem Kaufmann gefchloffenen Verträge gelten im Zweifel ald zum 
Betrieb des Handelögewerbes gehörig.“ . 

10) „Bet Hanbelögefchäften, ingleichen in allen Fällen, in welchen in dieſem (es 
ſetzbuche eine foftdarifche Verpflichtung auferlegt wird, fteht einem Eolidarfchuldner 
Die Einrede der Theilung oder der Vorausklage nicht zu. Daffelbe gilt von Bürgen, 
wenn die Schuld aus einem Handelsgeſchäft auf Seiten des Hauptfchufdnere hervor 
geht oder wenn bie Bürgſchaft felbit ein Handelsgeſchäft ift,* 
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fowie, daß e8 zu einer Entſagung (richtiger zu einem Erlaß) Feiner beſon 
deren, namentlich nicht ber fchriftlichen Form bedarf; " 
brauchen wegen ihrer zweifellofen Richtigkeit nur erwähnt zu werben. 

Mit einem juriftifch nicht wiel Intereſſe bietenden Urtheil deſſelben Senates, 
welches in Die Lehre vom Kommiſſionsgeſchäft einfchlägt und deſſen Beſprechung 
ein zu weites Eingehen auf ten nicht recht klar angegebenen, thatſächlichen 
Verhalt erfordern würde, fchliegen die handelsrechtlichen Mittheilungen. 

Hinzuweifen ijt ferner noch auf zwei dem gemeinen Recht angehoͤrige 
Enticheidungen, von denen eine fi in tiefem Jahrgang der Zeitihrift ©. 211. 
abgebruct findet, die andere (I Senat vom 3. Oftober 1866. ©. 37.) dahin 
gehend, 

daß nach gemeinem Recht auch Geſchwiſter wechfelieitige Torrefpektive Tefte- 
mente errichten koͤnnen und daß ber Ueberlebende durch Antritt der Erbſchaft 
aus dem Teſtament auch an bie jeinerfeitd in demſelben getroffenen Beflim⸗ 
mungen unwiberruflid gebunden wird, 
fih an die hinfichtlich beider Fragen jet herrichende Anficht im Theorie und 
Praris anſchließt. 

Einen unverhältnigmäpigen Raum (von ©. 224. bis ©. 303.) nehmen 
eine Reihe das Stempelgefeg betreffender Erkenntniſſe ein. Nicht wegen ihre? 
juriftifchen Intereſſes, aber wegen ihrer praftiihen Wichtigkeit mag auf fie fun 
hingewieſen werden. 

Außer dem fehon oben erwähnten Urtheil gehören hierher bie Entſchei⸗ 
dungen bes I. Senates vom 29. Oftober 1866 (S. 236.) und vom 4. Jamnar 
1867 (©. 242.), 

daß die Beftimmung ber Kabinets-Orbre vom 21. Juni 1844 (Geſ. Samml 
©. 253.),1') nah welcher Kaufe und Taufchverhandlungen zwiſchen ten 
Theilnehmern an einer Erbſchaft zum Zwecke der Theilung der zu letzterer 
gehörigen Gegenftände einer Etempelabgabe unterliegen, ſich nicht mur anf 
die urjprünglichen, Tondern auch mittelbaren Erwerber beziehen, ſowie 

daß Die gedachte geſetzliche Vorſchrift auch dann Anwendung findet, wenn 
einer der Miterben zum Zwecke ber Theilung die Antheile der übrigen Mit 
erben durch Erbſchaftskauf erwirbt. 

Das weitere Erkenntniß deſſelben Senates vom 14. Mai 1866 entſcheitet 
in der fontroverfen Frage über die Stempelpflichtigleit der Auseinanderjegung® 
verträge über Societätöhantlungen dahin, 

daß diefelben ber tarifmäßigen Stempelfteuer für Kaufverträge infoweit, alt 
fie die Kennzeichen eined wirklichen Kaufe ober Tauſches am ſich tragen, 
unterliegen. 

Sch halte diefe Entſcheidung wegen der Natur des Auseinanberjegung: 
vertrages unter Miteigenthümern, welcher juriftifh nur als Kauf oder Zanſc 
charakteriſirt werden kann, (ſ. Göppert, Beiträge zur Lehre vom Miteigen 
thum. ©. 52 ff.) für richtig. 


11) Die dad” Stempelwejen in den neuen Provinzen regelnden Verordnungen DOM 
19. Juni, 7. und 16. Auguft 1867 (Gef. Samml. S 1191 1277. 1346.) Diet 
Beitimmung nicht aufgenommen, mit Rüdficht auf 9.3. Lit. £. refp 8. 3, Lit. x. 
wird aber die Kabinetdordre durch den Yinanzminifter auch dort für anwendbar er⸗ 
Hört werden müffen, 
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Die Kontroverfe, in welcher der höchſte Gerichtshof felbft feine Anſicht 
gewechjelt (f. die Mittheilungen in den Motiven des jebigen Erkenntniſſes und 
Preuß. Anwaltszeitung 1866. ©. 246.) ift daher entitanden, daß das Stempel- 
gefeß von 1822 derartiger Verträge nicht gedenkt. Auch in den vorhin in der 
Note erwähnten Berordnungen für die neuen Provinzen ift das überjehen 
worden und fo möchten die Ießteren auch noch mit dieſer Kontroverfe beglückt 
werden. 

Enblih gehört hierher die fehr ausführlich motivirte Entſcheidung des 
L Senated vom 14. Dezember 1866 (S. 219.), 

daß ein Rechtsanwalt nach den Beftimmungen des Stempelgefeßes vom 7. März 
1822 für den Stempel der zu feiner Legitimation von ihm eingereichten, 
Prozeßvollmacht, jofern der Ausfteller nicht Stempel- oder Sportelfretheit 
genießt, perfönlich verhaftet ift, 
fowie das Urtheil vom 16. November 1866 (S. 286.), | 

bag nach der wegen verfpäteter Verwendung eines tarifmäßigen Stempels 
erfolgten Einleitung eines Strafverfahrens noch die Eivilflage des zur Strafe 
Herangezogenen behufs der Ausführung zuläffig ift, daß er zur Zahlung der 
Stempelfteuer überhaupt nicht verpflichtet fe. — 

Unter neuer Paginirung find dem Bande am Schluffe auf 83 Geiten 
noch eine Reihe Entſcheidungen in Strafjachen beigefügt, auf welche ich, dem 
Diane diefer Beiprehungen gemäß, nicht näher eingehe. Hinweiſen will id nur 
auf das ©. 26. nebſt feiner eingehenden und ausführlihen Motivirung mitge⸗ 
theilte Präjudiz des Senates für Straffadhen vom 28. Sanuar 1867: 

Nr. 310. Die vor Einführung des A. L. R. in den damaligen Preußiſchen 
Staaten vorhandenen, feinen Vorausſetzungen entfprechenden, obwohl durch 
Privilegien nicht geſchützten Verlagsrechte find unter der Herrichaft des ger 
dachten Geſetzbuches des Schußes derfelben gegen Tritte in Anfehung des 
Nachdrucks theilhaft geworden. P. Hinſchius. 


17. 


Prenßiſches Erbrecht in Gloſſen zum Allgemeinen Laudrecht auf rö- 
mifcher und germanifiher rundinge. Unter Berücfichtigung der 
neueren Gefeßgebungen dargeftellt von Dr. 3.4. Gruchot, Appellationd- 
Gerihte-Rath in Hamm. Bd. 3. Berlin. ©. Groteſche Buchhandlung. 
1867. SS. 400. 


Die beiden erften Theile dieſes Werkes, welches mit dem jetzt vorliegenden 


- Bande feinen Abſchluß ‚gefunden hat, find bereits früher (vgl. Preuß. Anwalts- 


Zeitung 1865. ©. 687.; 1866. ©. 831.) beſprochen. Dort ift auch die Art 
der Bearbeitung genügend charakteriſirt, und ich kann mich daher hier in dieſer 
Beziehung auf die Bemerkung beichränfen, daß der jeßt erfchienene Band gleidy- 
falls von derjelben fleißigen, forgjamen und umfichtigen Benugung der Literatur, 
wie die früheren, zeugt. Er umfaßt die Sloffen zu Th. II. des A. L. R. 
Lit. 2. vom 8. 271. ab.; Tit. 3. Sit. 19. und Tit. 16., behandelt aljo die 


Erbfolge der Verwandten in abfteigender Linte, der Verwandten in der auf 


fteigenden Linie und der Geitenlinte, der nicht legitimen Verwandten nnd 

endlich die Erbfolge nicht verwandter Perfonen (dad Erbreht aus der Adoption 

und der Einkindſchaft, das Erbrecht des Pflegers, der öffentlichen Armenanftalten 
Zeitſchr. f. Gefepgebung u. Mechtäpflege. L Ä 46 
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und des Fiskus). Hinzuweiſen ift vor Allem auf die fehr eingehende Behand⸗ 
lung bes Pflichttheilsrechtes, welche um jo verdienftlidher ift, als gerade in Bezug 
auf diefen Punkt eine alljeitige Cinigung in der Literatur des Preußiſchen 
Rechts noch erzielt ift; wie denn namentlich in dem gleichzeitig mit dem Werke 
des Verfaſſers erfchienenen, aber vor bemfelben vollendeten Preußischen Erbrecht 
von C. 5. Koch (f. namentlih ©. 453 ff.) eine m. E. mit Unrecht das Land⸗ 
recht romanifirende Anjchauung vertreten wird. Ohne bem Berfaffer einen 
Vorwurf machen zu wollen, muß ich es doch bedauern, daß es ihm weentlid 
aus Äußeren Gründen nicht möglich geweſen ift, auh den Tit. 17. Th. J. in 
berjelben Weife, wie die übrigen Titel, mit Gloſſen zu verjehen. 

Endlich mag noch bemerkt werben, daß dem vorliegenden Bande nicht nur 
ein ſyſtematiſches, fondern aud ein alphabetiſches Regifter über alle brei Theile 
beigefügt iſt. P. Hinſchius. 


18. 

Kommentar zum Prenßifchen Allgemeinen Berggeſt Nebſt Ergͤn⸗ 
zungen RR anenbifchen Allge von Dr. 9. 2 Kia en, Berghaupt⸗ 
mann. Zweite Ausgabe. Effen. Drud und Berlag von G. D. Bädeker. 

. 1867, 16. &&.259. Ladenpreis 1%, Thaler. 


Die erfte Auflage dieſes Kommentard bes Herausgebers bes befannten 
„Berg und Hütten-Kalenders,* welche zunächſt als Theil, des eilften Sahrgangs 
bed letzteren erjchienen ift, hat bereitö in der Preuß. Anwaltszeitung von 1866. 
©. 127. ihre Beſprechung gefunden, und es ift bort ſchon hervorgehoben, daß 
der in Mebe ftehende Kommentar fi) namentlih durch Yprägnante, doch dat 
MWefentliche berücfichtigende Kürze auszeichnet. 

Die zweite, jest felbftftändig erjchienene Ausgabe, welche in dem han 
lichen Format ihren Urfprung noch anbeutet, umb beren äußere und im Drud 
fehr überfichtliche Ausftattung befonders hervorgehoben zu werden verdient, wirt 
dem Zuriften und Bergbeamten willlommen fein, weil die Separatabzüge der 
erften Ausgabe nicht auf dem Wege des Buchhandels in ben Verkehr gekommen 
find, und weil die jetzige Auflage die auf die neuen Provinzen bezüglichen Anort 
nungen über die Einführung bes Berggefeßes, fowie die noch in Frage kommenden 
bort geltenden Älteren Beitimmungen in fich aufgenommen Bat. 

: P. Hinſchius. 


— — — — — — — 
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3. Ueberſicht über die Iuftizgefebgebung in den neuen Provinzen. 


Nachtrag. 
Bom Profefioe Dr. Paul Hinſchius. 


Mit dem 1. Oktober d. 3. ift die Preußiſche Verfaffungsurfunde in dem 
neuen Provinzen in Kraft getreten und da die der Krone eingeräumte Verord⸗ 
nungsgewalt damit erlojchen ift, dürfte vorerft mit dieſem Nachtrag die Ueber 
fiht über die Mopdififationen, welche der Rechtözuftand unter der Preußiichen 
Herrichaft in den in Folge der Ereignifje des Jahres 1866 erworbenen Ländern 
erlitten hat, abgeſchloſſen werden Fönnen. 

Als Nachtrag zu den das Strafrecht regelnden Beitimmungen (f. oben 
©. 623.) ift ergangen die Verordnung, betr. dad Zeitungstautionswefen 
in den durch das Geſetz vom 20. September 1866 und die beiden Geſetze vom 
24. Dezember 1866 mit der Monarchie vereinigten Landestheilen, mit Aus 
nahme des vormaligen Oberamtsbezirks Meijenheim und der Enflave Kauladorf, 
vom 26. September 1867 (Gel. Samml. ©. 1663.). ' 

Auf die Strafprogegordnung bezieht fih der Erlaß vom 14. Sep 
tember 1867, betr. die Aufftellung der Urliften der Geſchworenen in 
den Provinzen Hannover und Schleswig-Holftein (Gel. Samml. &.1552.). 

Für das Civilrecht kommt weiter in Frage die Verordnung vom 22, Sep 
tember 1867 (Gef. Samml. ©. 1634.), welche das Wirtbichaftsgenoffen- 
fhaftsgefet vom 27. März 1867 (1. oben ©. 625.) auch in Holſtein 
und Schleswig einführt. 2 

Hannover betrifft die Verordnung vom 28. September 1867, betreffend 
die Ablöfung der NReallaften, melde dem Domainenfigkus im vorma- 
ligen Königreich Hannover zuitehen (Gel. Samml. ©. 1670), und die Ber 
orbnung über bürgerliche Eheſchließ ung im Gebiete des ehemaligen König. 
reichs Hannover vom 29. September 1867 (Gef. Samml. ©. 1685.). Zur 
Bermeidung von Mikverftänden bemerfe ih, daß dadurch keineswegs die Civil 
ehe allgemein eingeführt ift, die Verordnung vielmehr ſich — ebenfalld abge 
fehen von den Juden (vgl. $. 32.) — nur auf foldhe Perjonen bezieht, welche 
einer derjenigen Religiondgemeinfchaften nicht angehören, deren Geiftliche zur 
Trauung mit bürgerlicher Wirkſamkeit berechtigt find. Mebrigend mag auch 
darauf hingewiefen werben, daß ber $. 6. die bedenflihe Beitimmung bes alt- 
preußischen Diffidentengefeges vom 30. März 1847 (Gel. Samml. ©. 125.) 
wieberholt hat, wonad die Wirkfamkeit der Ehe erft mit der Eintragung in 
das Regiſter beginnt, obwohl diefe möglicher Weile verſäumt werben Tann unb 
die Datirung der Gültigkeit der Ehe von der Vollziehung bed ben Konſens ent⸗ 
baltenden Protokolls nicht nur gegen derartige immer mögliche Vorfälle ſchützt, 
fondern innerlich auch begründeter ericheint. 

Das Gebiet des Handelsrechtes berührt die Verordnung vom 24. Auguft 
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1867, betreffend die Kommanditgefellihaften auf Aktien in den 
durch die Gefehe vom 20. September und 24. Dezember 1866 (Gej. Samml. 
©. 555. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, mit 
Ausnahme der vormaligen Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf (Gel. Samml. 
©. 1645.). In Schleswig und Holſtein gilt demnach dieſe Verordnung nicht. 

Bon den das Staatsrecht betreffenden Verordnungen find zu erwähnen 
die Verordnung vom 23. September 1867, betreffend die Ausdehnung der 
Preußiſchen Disciplinargeſetze auf die Beamten in den neu erworbenen 
Landestheilen (Gef. Samml. S. 1613.). Leider werden dadurch ohne weſent⸗ 
liche Verbeſſerungen die Geſetze vom 7. Mat 1851 nnd 21. Juli 1852, be 
treffend die Dienftvergehen der Richter und der nicht richterlichen Beamten auf 
die neuen Provinzen übertragen. Uebrigens fungirt als oberfter Dieciplinar- 
gerichtähof nicht das Ober-Tribunal, fondern das neue Ober-Appellationggeriät. 

In Anſchluß Hieran tft weiter hinzuweiſen auf Die Verordnung vom 23. Se 
tember 1867, betreffend die allgemeine Regelung der Staatsdienerver— 
hältniffe in den neu erworbenen Lanbestheilen (Gef. Samml. S. 1619.), und 
die Verordnung von bemfelben Tage, betreffend die Heramziehung der Staats— 
Diener zu den Kommunalauflagen in den neu erworbenen Landestheilen (Gel: 
Samml. ©. 1648.). 

Hervorzuheben find ferner die Verordnungen über die Polizei-Verwal⸗ 
tung in den neu erworbenen Landestheilen vom 20. September 1867 (Cl. 
Samml. ©. 1529.), die Verordnumg, beireffend bie exekutiviſche Ber 
treibung ber direkten und indirekten Steuern und anberer öffentlicher Ab 
‚gaben und Gefälle, Koften ıc. Seitens der Verwaltungsbehörben in den durh 
die Gefege vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit ber Preußiſchen 
Monarchie vereinigten Sandeötheilen, vom 22. September 1867 (Gef. Samml. 
©. 1553.), und die Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen 
Kriegsleiftungsgefeße im den durch die Gefeße vom 20. September x. Wr 
einigten Landestheilen, vom 22. September 1867 (Geſ. Samml. ©. 1632.) 

Endlich fei noch aufmerffam gemacht (vgl. auch oben ©. 623. Note 8) 
auf die Verorbnung, betreffend die Cinführung der im Weftrheinifchen Theile 
bes Regierungsbezirkes Koblenz geltenden Geſetze in dem vormals Heflar 
Homburgishen Oberamte Meifenheim, vom 20. September 1867 (Ce. 
Samml. ©. 1534.). 
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Abhandlungen. 


XXXI. 
Das Expropriationsverfahren in Frankfurt am Main. 
Vom Herrn Stadtgerichtsrath Dr. Wolff zu Frankfurt a... M. 
J. Das materielle Nedt. 
8. 1. 


Wir haben kürzlich in diejer Zeitjchrift (vgl. lauf. Jahrgg. ©. 166 ff.) 


einen Aufſatz über das der Reform ehr bedürftige Konkuröverfahren in 
Zranffurt anı Main veröffentlicht, heute glauben wir die Aufmerkſamkeit 
auf ein andered Gebiet der Frankfurter Gefepgebung lenken zu follen, 
welches gerade aus dem entgegengefetzten Grunde die Beachtung ver— 
dienen dürfte, nämlich darum, weil die fraglihen Geſetze fich in der 
Prarid ald ihrem Zwecke durchaus entiprecdhend bemährt haben. Wir 
meinen die Gejeke über geswungene Abtretung von unbeweglichem Eigen: 
thum. Zwar wurde Dad Expropriationsgeſetz vom 11. November 1856 
und bez. dad Zufah » Gejep vom 26. Februar 1861 am 8. Juni 1866 
durch ein neues Geſetz erſetzt und bat fich für die Anwendung diejes 
nenen Geſetzes in der Prarid bis jept noch feine Gelegenheit gefunden, 
aber neh! bildet dieſer Umſtand Fein Hinderniß, um unjere vor: 
ftehende Behauptung aufrecht zu erhalten. Denn einmal enthält dieſes 
nene Gejeh in Bezug auf das prozeſſualiſche Verfahren feine von 
den älteren Geſetzen abwetchende Beſtimmungen, und dann find, auch 
was dad materielle Erpropriationsrecht betrifft, in das Geſetz 
vom 8. Sunt 1866 nur diejenigen vorliegenden oder abändernden Ber 
ftimmungen aufgenommen, die ſich im Laufe der Zeit ald durch dus 
praftitche Behtrhuih geboten herauggeftellt haben. Auch hat es ſich bei 
Gelegenheit der Berathung dieſes neuen Geſetzes gezeigt, daß im Grunde 
nur über eine einzige Beftimmung, auf welche wir weiter unten zurück— 
fommen werden, tiefer gehende Meinungdverjchiedenheit zwiſchen den 
einzelnen Saftoren der Geſetzgebung auftauchten. 

Die preußiſche Geſetzgebung ift, abhejehen von dem im Sahre 1864 
in dem Zuftiz-Minifterialblatt veröffentlichten Entwurfe, der und noch 
weiter befchäftigen wird, auf dem Gebiete Der gezwungenen Abtretung 
von Eigenthum feither jehr dürftig gewejen, und außer den wenigen 
allgemeinen Beitimmungen im A. L. R. (Ah. J. it. 11. $.4—11.; 
Ih. II. Tit. 15. 8. 18—22.) ift ed faſt nur das Gejeß vom 3. November 
1838 über Eifenbahnunternehmungen, ') welches für Die gezwungenen Ab- 

') Zür die Rheinprovinz ift neben dem franzöſiſchen Erproprintiondgefeße vom 
8. NY. 1810 un ein eines Geſetz vom F er fg eltung. weich 
Zeitſchr. f. Geſetzgebung u. Rechtopflege. J. 47 
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tretungen und das Deshalb einzuleitende Verfahren einige wenige Ber: 
schriften enthält. Neben dem eigentlichen auf den Beſtimmungen des 
A. 8. R. beruhenden Abſchätzungsverfahren drehen fich Die fraglichen 
Anordnungen faſt nur darum, welche Behörde (nämlich die königliche 
Regierung) das Verfahren zu leiten hat, inwieweit vorhandene Real- 
berechtigte zu berüdjichtigen find u. dgl. m. 

Prinzipiell unterjcheiden fi die preußifche Gejepgebung und bie 
Franfurtifhe vor Allem darin, daß nad) der erjteren Die gezwungene 
Abtretung auf adminiftrativem Wege zum Austrage gelangt und 
nur dem Eigenthümer, nicht aber ebenjo dem Grproprianten (Gejeh 
vom 3. November 1838. $. 11.), fefern er ſich benachtheiligt glaubt, 
vorbehalten. wird, nach Erledigung des Verwaltungsverfahrens ud noch 
den gerichtlichen Weg zu betreten, — während das Frankfurter Geſeß 
nur das gerichtliche Verfahrene) Tennt und zwar unter Zuziehung ven 
Geſchworenen. Das franzöfiiche Erpropriationsverfahren hat dem $ranf- 
furter Geſetze offenbar zum Vorbilde gedient. Doch find der A: 
weichungen, wie wir jehen werden, noch gar viele und weſentliche. 

Ebenſo enthält das Frankfurter Geſetz auch beziehentlich der deu 
dinglich Berechtigten zu gewährenden Entſchädigungen viel eingehendere 
und rationellere Beltimmungen als jelbft der neue preußiſche Entwurf. 

Wir gehen nun zu einer fpeziellen Darftellung des Sranffurter Ge⸗ 
ſetzes vom 8. Suni 1866 felbft über: 


8. 2. 


Das Frankfurter Gefep ftellt den allgemeinen Grundjag an die 
Spitze, daß die Abtretung von unbewealidiem Eigenthum und vn 
darauf haftenden dinglichen Rechten (ebenſo aber auch dingliche Rechte 
und Nealgerechtigfeiten für ſich allein und abgetrennt von dem bt 
treffenden Srunditüe) wider Willen des Eigenihümers oder der Pe 
rechtigten nur gegen volle vorgängige Entſchädigung ſtattfinden kann, 
und zwar nur in dem Falle, wenn dieſe Abtretung für noth— 
wendige oder gemeinnützige öffentliche Zwecke erfordert 
wird. Es kann eine ſolche gezwungene Abtretung nur durch gericht 
liches Erkenntniß verfügt werden und zwar nad vorgängigem Elaſſe 
eincd bejonderen Geſetzes, welches für alle zu einem projeftirten Unter 
nehmen erforderlihen Entäußerungen das Grproprintionsgefep für au— 
wendbar erflärt hat.) Nach Erlaß dieſes Gefeges hat der Senat zu 
beftimmen, weldie Grundftüde u. f. w. zur Entäußerung kommen fellen, 
und ift hiernach auf Grund der Yager-, Flur⸗, Transifriptione um 


?) Der 5. 5. des Geſetzes vom 8. Juni 1866 ermächtigt zwar den Senat Ber 
gleichs kommiſſionen zu ernennen, aber die Kompetenz derfelben erftreckt fich mic! 
te als Verſuche behufs eines gütlichen Ablommens mit den Betheiligten an 
zuftellen. 

>) In Preußen ift es ftreitig, ob die gezwungene Abtretung durch Verordnung 
verfügt werden Tann, oder ob es hierzu eines beionderen Geſetzes bedarf. Vgl. Thiel, 
das Expropriationsrecht S. 32. — Die Enticheidung darüber, welche Grunditüde zut 
Öntäuperung formen follen, jteht der Regierung zu, vorbehaltlich des Rekurſes an 
das Miniſterium. Gefeg vom 3. November 1888, $. 8.; Entwurf 8. 15—20. 


— — — — 
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Hypothekenbücher ein Verzeichniß mit genauer Bezeichnung ber abzutre- 
tenden Objefte und der Daranf baftenden Yaften und dinglichen echte, 
jewie ber Namen ber Gigenthümer und Berechtigten aufzuftellen umd 
zu veröffentlichen. ($. 4. Des Gejeted vom 8. Sunt 1866.) In Betreff 
der in dieſem PVerzeichnifje enthaltenen Yiexenichaften treten alle Ber: 
außerungöverbote, alle Vorkaufsrechte, alle Näherrechte außer Wirkſam— 
keit; ebenſo bedürfen die Minderjährigen oder Pflegbefoblenen wegen der 
Wr feiner obervermimdichaftlichen Bewilligung (8. 7. eben: 
aſelbft). 

Im 8. 11. wird beſtimmt, daß die Entſchädigung des Eigenthümers 
eines Grundſtückes nicht allein den vollen Werth des Grundes und 
Bodens und der darauf befindlichen Gebäude, Anpflanzungen, Bäume 
und Gewächſe umfaſſen ſoll, ſondern daß dabei auch alle beſonderen 
Verhältniſſe, als Lage, Kultur des Bodens, Erträgniß, Geſchäftsbetrieb 
und andere dergleichen Umſtände, ſowie der während der Dauer des 
Verfahrens am Ertrage des Objektes etwa erlittene Verluſt in Anſchlag 
zu bringen ſind.) 
Mus den hier erwähnten Verluft betrifft, fo verbietet der &. 19. 

„dem Eigenthümer, Inhaber oder Nußungsberechtigten innerhalb eines 

Sahres nah Berfündung des oben angeführten Verzeich— 
niſſes einen Neubau auf dem zur Entäußerung beſtimmten —* 
und Boden zu beginnen oder fortzufetzen, die gewöhnliche Feldbeſtellung 
vorzunehmen, noch eine ſonſtige die Entſchädigungsforderung erhöhende 
und durch die Nothwendigfeit nicht gebotene Maßregel zu treffen, bei 
Dermeidung, daß für foldhe Anlagen und Verwendungen bei den Ein- 
tritt der Ontäußerung nur infoweit eine Entſchädigung zuerfannt wird, 
als jene Anlagen den Merth des Gegenftanded für den Entäußerer und 
deifen Unternehmen erhöhen.) Aus innerhalb des gleichen Zeitraumes 
abgeichloffenen Pacht oder Miethövertränen bat der Entäußerer feine 
Entſchädi ung zu leiten. 

Vähren der preußifche Entwurf in den 88. 30. und 36. verordnet, 
daß die dem Unternehmer ertheilte Kommiſſion erloſchen jein fol, wenn 
er nicht binnen zwei Sahren jeit der Verleihung von derjelben Gebrauch 
madht, oder auch, daf er feinen Anſpruch auf die Befigiiberlaffung des 
enteigneten Grundftüces zu erheken berechtigt fein fell, wenn er nicht 
binnen drei Monaten von der vorläufinen Feſiſtellung der Entſchädigungs— 
ſumme an gerechnet den Antrag auf Einweiſung in den Beſitz ftellt, — 


*) Dieje Anweiſung an die Gefchworenen ift jedenfalld beftimmter und er- 
ichöpfender, ala die im preußiſchen Entwurfe ($. 21. bie 27.), wo es nur heißt, daß 
Die Regierung die Entſchädigung durch Beſchluß feftjegt und zwar „nach ihrem aus 
den Verhandlungen geichöpften freien Ermeſſen.“ . 

s) Diefe Beitimmung ift ficherfich angemeſſener und rationeller als die Beitim- 
mung des preußiſchen Entwurfs $. 12., welche der fubjeftiven Anſchauung allzu vielen 
Spielraum läßt. Denn es heit dajelbit: „Für Neubauten, Anpflanzungen und Ver⸗ 

ſerungen wird beim Widerſpruch des Unternehmers keine Vergütung gewährt, wenn 
die Koͤnigliche Regierung oder die erkennende Behoͤrde aus der Art der Anlage, ‚den 
Zeitpunft derfelben oder den fonft obmwaltenden Umſtänden Die a en gewinnt, 
daß Diefelben nur in der Abficht vorgenommen find, um eine höhere Entichädigung 
zu erzielen." Bol. Thiel a. a. O. ©. 27. 
47° 





132 Dr. Wolff: Das Erpropriatiensverfahren in Franffurt am Main. 


io fennt das Sranffurter Geſetz dergleichen Beltimmungen nicht. Dafjelke 
nimmt vielmehr lediglid den Standpunkt der gerechten und billigen 
Borforge für den mit der Entäußerung bedrohten Eigenthümer ein, und 
verordnet darum im letzten Abſatze des $. 19., dab alle vorgenannten 
Beichränfungen ohne Weiteres hinweagfallen, wenn nidyt vor Ablauf des 
gedachten Jahres der Entäußerer die Entäußerungdflage erhoben bat. 
Auch gebührt in diefem Kalle dem Betbeiligten voll- 
fomntene Gntfhädigung, jvgar aller Bermögentnad- 
theile, welde die Befhränfungen ihm verurjadt haben.s) 


8. 3. 


Während das preußiſche Gefep vom 3. November 1838 im $. 12. 
nue ganz ſchüchterne Anfänge einer offiziellen Berückſichtigung der 
Intereſſen der dinglicd Berechtigten aufzuweijen bat, geht der mene Ent- 
wurf hierin erfichtlidy weiter und enthält verjchiedene Beſtimmungen (in 
den $$. 7. Nr. 4,11. 22.33.) über Ladung der Berechtigten zu Nutzungs⸗ 
oder jonftigen Realanſprüchen, namentlih Nteallaften und Hypotheken, 
der Pächter und Miether, über die für diejelben bejonders feſtzuſetzen den 
Entihädigungen u. |. w. Doch fehlt ed namentlih an einer Beſtim- 
mung darüber, bi8 zu weldhem Zeitpunfte Realberechtigte und Hypo⸗ 
thefargläubiger zugezogen werden jellen.) Ebenſowenig fünnen wir 
der Beſtimmung dee $. 22. unjeren Beifall jchenfen, die den Eigen— 
thümer dafür haftbar macht, daß er alle ihm bekannte Nealberechtigte 
ohne Ausnahme anzeige und jenen mit der Entſchädigung belaftet, wenn 
er diejer Obliegenheit nicht nachfommmt.) Am allerwenigiten aber läßt 
es ſich rechtfertigen, dab dem Kigenthümer die Befugniß ertheilt wird, 
ih auch ohne Zuziehung der dinglich Berechtigten auf gütlichem Wege 
init dent Exproprianten zu verftindigen,®) und daß es hierbei lediglich 
Den: Gutdünken des Eigenthümers überlaffen bleibt, ob er die dinglich 
Berechtigten zuziehen will oder nicht. 

Hierin liegt offenbar eine gänzliche Verfennung der rechtlichen Natur 
der Dinglichen Berechtigungen einerjeitd, ſowie der Verpflichtung des 
Erproprianten allen und jeden Berechtigten genügende Entichädigung zu 
gewähren andererſeits. 

Sinden wir aud) in erfter Yinte den Eigenthümer ald den bei ver 
Expropriation vorzugsweiſe Intereffirten, jo find Doch in jedem Falle 
die echte der Pfandgliubiger und anderer dinglich Berechtigten an dem 
Erpropriationdobjefte nicht weniger beachtenswertbe und von dem Geſetze 
anerfannte und zu ſchützende. Diefer Schutz wohlerworbener Rechte wird 


6) Darüber, dat die Beftimmungen der 88.30. und 36. des reußiichen Eutwurfs 
nicht geboten uud dem Intereſſe des Eigenthümers nur nachtheilig erfcheinen, vgl. 
Davidfohn in der Deutichen Gerichtozeitung, Sahrgang 1865. ©. 77. 

1) Thiel a. a. O. ©. 129. 

9) Thiel a. a. O. S. 126. Thiel (S. 127.) empfiehlt die Beſtimmungen dee 
Schweizer Bundesgeſetzes vom 1. Mai 1851. Art, 12. 14. und 19., da auch er bie An⸗ 
ficht vertritt, Daß der Eigenthümer rechtlich nicht verpflichtet erſcheint, Die Realberech- 
tigten anzu eben u. j. w. 

Bl. Davidfohn a a. O. ©. 74 
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aber, wie von felbft einleuchtet, in vielen Fällen keinesweges dadurch 
hinreichend gewährt, daß der dinglich Berechtigte von dem Eigen> 
thümer Entſchädigung beanfpruden mag.) Dazu fommt nod), daß 
die Entäußerung in der Regel gar nicht Tediglid gegen den Eigen: 
thümer, '?) jundern auch gegen alle vder doch wenigiteng einzelne Klaffen 
von Realberechtigten mitgerichtet if. Mit dem Uebergange des Cigen- 
thums auf den Erproprianten follen in den meiften Fällen die dinglichen 
Rechte an dem Expropriationsobjekte aufhören, die Entäußerung trifft 
alfo die dinglich Berechtigten ganz im demjelben Grade und Umfange 
wie den Eigenthümer. Es erfordert darum ſchon die ganz gewöhnlidye - 
Konfequenz und Logtf, daß wie dem Eigenthümer gegenüber den An- 
forderungen des Grproprianten rechtliche Gehör gewährt wird und ge: 
jeglich gewährt werden muß, ein gleiche Verfahren aud) bei fänimt- 
lichen dinglich Berechtigten einzufchlagen ift, um ſo mehr, als es ja in den 
meiſten Expropriationsgeſetzgebungen ausdrücklich anerfannt ift, daß auch 
dingliche Berechtigungen und Verpflichtungen an ſich und abgetrennt 
von dem Eigenthume Gegenſtand der Entäußerung fein können. Die 
den dinglich Berechtigten zu gewährende Entſchädigung zum Gegenftand 
der (jei ed nun adminiftrativen oder jei ed gerichtlichen) Verhandlung 
zu machen, Anträge gegen fie gu ftellen und deren Ladung zu bean— 
tragen, kann aber rationeller Weife nur Cache des Gryroprianten 
fein, er allein ift der betreibende, der mit Anſprüchen an diejenigen, 
die fich im geſetzlich anerfannten Belipe befanden, hervortretende Theil. 
So wenig wie es Suche des Eigenthümers fein kann, dafür Sorge zu 
tragen, daß Dritte, denen er ja nicht entzieht und zu entziehen die 
Abjicht hat, genügend entſchädigt werden, jo wenig kann man funfe- 
quenter Weiſe der mit den Erpropriationdverhandlungen betrauten Be: 
hörde anfinnen, dad Intereſſe der dinglich Berechtigten von Amtswegen 
zu wahren. Dieſes legtere Bedenken drängt ſich namentlid) uns dann 
auf, wenn die Expropriation nicht auf admintftrativem, jondern auf ge 
richtlichem Wege zum Austrage gelangt. Eine ſolche Verpflichtung ver 
trägt ſich nicht mit der Stellung des Gerichtd und würde dieſem eine 
ungebührliche Verantwortlichkeit zumwälzen.!=) 

Es iſt nun ein unverkennbarer Vorzug des Frankfurter Expro⸗ 
priationsgeſetzes, daß es allein von allen Erpropriationögejegen') dieſe 
doppelten Geſichtspunkte gehörig gewürdigt und dem entſprechende Be⸗ 
ſtimmungen getroffen hat. Wir wollen dieſelben noch etwas näher 


⁊ 


beleuchten: 


Den leitenden Grundſatz für das den dinglich Berechtigten gegen- 
über zu beobacdhtende Berfahren ftellt das Frankfurter Gejek vom 8. Juni 
1866 im 8.9. auf, wo es heißt: Ä 

Ale auf einem zu entäußernden Objekte haftenden Laften und 


20) al. meinen Aufſatz im Archiv für praktiſche Rechtswiſſenſchaft. N. 8. 
Br. 3. ©. mi ff. ’ 

12) Bol. meinen vorerwähnten rl a. a. O. ©. 246 ff. 
27) Bol meinen oben citirten Aufſatz. ©. 246. 

13) Vgl. meinen Aufſatz. ©. 247. 


734 Dr. Wolff: Das Eppropriationdverfahren in Frankfurt am Main. 


Paffivjervituten hat der Entäußerer mit dem Grundftüd zu über: 
nehmen, und auf ſich als Verpflichteten eintragen zu laffen, injofern 
jolde nicht gleichzeitig mit dem Grundftüd der Entäuße- 
rung unterworfen werden follten.” . 

Die Zugiehun; der nicht bereitö im dem «oben erwähnten) 
amtlichen Verzeichniſſe aufgeführten dinglich Berechtigten ſewi 
der Pächter, Miether hat der Eigenthümer ſeinerſeits nur iM 
demjenigen Falle zu nerantaflen, daß ohne vorgängiged gerihl: 
liches Verfahren auf gütlihem Wege eine Werftändigung zwiſchen 
ihm und dem Grpropriusten verfucht und bez. erzielt wird. Unterlabl 
er dieje Zugiehung, jo bleibt Died übrigens ganz ohne Einfluß auf Ne 
Nechte der diuglich Berechtigten, dagegen tft der Eigenthümer dem 
Entäußerer „wegen der verfchwiegenen Yaften, Cervituten und Be 
ichwerden baftbar” ; und hat er dem Pächter oder Miiether für die dent 
jelben gebührenden Entſchädigungen aufzufommen ($. 5. des Gelege 
vom 5. Sunt 1866). | 

Damit der Entäußerer nicht dadurch, daß den dinglich Berechtigten 
jelbftftändige Anſprüche behufs ihrer Entichädigung zu ftellen zuerfannt 
wird, benachtheiligt werde, bejtimmt der $. 12: 

„Der Werth der dem Grundftüde zuftehenden Realberechtigungen 
und Aftivfervituten ift in die Entihädinung aufzunehmen. _ 

Der Merth der auf dem Grundftüde baftenden Reallaſten und 
Paſſivſervituten ift, auch wenn felde von dem Entäußerer über 
nommen werben, beſonders anzufdlagen und an dem dem Eigenthümer 
gebührenden Entſchädigungsbetrage abzuziehen.“ Bu 

Der 8.15. enthält noch eine hefondere Anweiſung für die Ge 
ſchworenen, wie diejelben bei Feftftellung der Entſchädigungen für die 
dinglich Berechtigten zu verfahren haben. 

Für die einzelnen Kategorien von dinglichen Berechtigungen an den 
Expropriationsobjekte enthält das Geſetz noch befondere Deftimmungel- 

a. im 8. 8. wird erklärt, daß mit Zahlung der Pfandferderun 
ſammt dreimonatlichen Konventionalzinſen!) an den Pfandgläubiger das 
Pfandrecht erlijcht, daß indejjen für den Fall, daß die für den Eigen 
thümer feſtgeſetzte Eniſchädigungsſumme den Betrag der Pfandforderun 
nicht erreicht, der Pfandgläubiger auf nicht mehr als auf dieje Enl 
ſchädigungsſumme (janımt den vierteljährigen 6%, Zinfen, welche nad 
8. 42. au dem Eigenthümer gebühren, für welche Zinſenvergütung 


‚ 1) Thiel a. a. O. S. 54. will eine Zinjenvergütung an_ben Hypotbelaralin 
biger nicht gerechtfertigt finden. Wir find anderer Meinung. Für die Zinjenurtgl 
tung ſpricht jedenfalls die Billigfeit, Da der Pfundgläubiger ſich Die Abtragung jeinet 
Hypothek ohne Rüdficht auf die jtipulirten Zahlungeziele und Kündigungsternine * 
fallen lafſen muß. Nun liegt es doch in der Natur der Expropriation, daß du 
dieſelbe das Kapital fällig wird, und Dies erkennt auch Thiel ausdrüdlich an. Daun 
rechtfertigt es ſich aber auch, daß dem Hypothekargläubiger, für welchen in dieſer vet 
Yynngen Kapitalablage eine Schädigung ſchon darum liegt, daß er gezwungen wi 

rüber, als ſonſt der Fall wäre, nach einer anderen Gelegenheit‘ zur Anlage feinet A 
pitals umzufchen, eine Vergütung dafür gewährt wird, daß er ohne Zinſenverluft ſich 
nach einer anderen guten Kapitalanlage umſehen kann. 
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mutatis mutandis die gleichen Gründe, wie bie in der vorjtehenden 
Bemerkung zu Gunften ded Pfandgläubinerd bervorgehobenen fprechen) 
Anſpruch zu erheben beredhtigt ft.) Wird nur ein Theil des ver- 
pfändeten Grundſtückes oder eind von mehreren verpfändeten Grund- 
jtüden entäußert, ſo muß der Pfandgläubiger ebenfo gegen Zahlung der 
für dieien heil jeltgeienten Entſchädigungsſumme, aud wenn bdiejelbe 
das Hypothekenkapital nicht erreicht, diejen Theil bez. das einzelne Grund- 
ſtück aus dem Pfandnerud freigeben. 

Sm früheren Gelee (vom 11. November 1856) war man dem 
Dfandgläubiger gegenüber aus Gewifjenhaftigfeit vor wohlerworbenen 
Rechten offenbar zu weit gegangen, wenn man im $. 11. feſtſetzte: 

‚Die Entihädigung muß mindeftend dem Betrage der darauf 
haftenden Spezialhypothek, wenn darin der zu entäubernbe Gegen⸗ 
ſtand allein verpfändet iſt, gleich ſein. 

Jedoch werden ſolche Spezialhypotheken, die nicht wenigſtens ein 
Jahr vor Verkündigung des (das Verzeichniß der zur Entäußerung 
tommenden Objekte enthaltenden) Senatsbeſchluſſes entitanden find, 
nicht in Betracht gezogen.” 

Diele Beftimmung wurde in das neue Crpropriationdgefeß nicht 
wieder aufgenommen, wie fie gerade zum Erlaſſe eines neuen Gefepes 
die Haupweranlaſſung bildete. Ic) babe denn auch ſchon an einem 
anderen Drte gezeigt, wie dieſe Beſtimmung, die geradezu eine unge: 
echte Beichwerung des Erproprianten involvirt, nach jeder Nichtung fich 
ald unzweckmäßig und unhaltbar erweift.'%) . 

Dagegen enthält der 9. 8. des Geſetzes vom 8. Juni 1866 eine 
andere Beltimmung, die offenbar für den Hypothefargläubiger bejehwerend 
ift, wenn beftimmt wird, dab für den Fall, dab die Entichädigungd- 
jumme die Hypothekenforderung nicht erreicht, gleichwohl in Bezug auf 
die Fälligkeit der Sorderung die Beftimmungen ded urſprünglichen Pfand» 
vertraged maßgebend bleiben ſollen. Eine Hypothekenforderung bleibt 
nichtödeftoweniger, dab das Unterpfand zur Zeit der Erpropriation 
feine genügende Dedung gewährte, rechtlich ein ganz andere Ding als 
eine gewöhnliche perfönlidhe Forderung, und ct ufegen, daB ur der 
einen Seite der Gläubiger ſich die Entziehung ſeines Unterpfandes ge- 
fallen laſſen muß, gleihwohl aber feine vollſtändige Befriedigung von 
feinem Schuldner nicht ſoll beanspruchen id ericheint weder durd) 
das praftiihe Bedürfniß geboten, noch rechtlich haltbar!?) und zwar um- 
joweniger, ald es zum mindeſten fehr zweifelhaft tft, ob der Pfand: 
gläubiger vechtlic einen Anjprud, darauf hat, wn; ihm der Schuldner 
aus irgend einem Grunde an der Stelle der verpfündeten Sache, weldye 
feine Sicherheit bietet, eine andere verpfände. !6) 


5) Selbſtverſtändlich jedoch unbefchadet der perfünlichen Forderung des Gläubi- 
gerd an den früheren Cigenthümer und Berpfänder. 
16) Vgl. meinen vun eitirten Auffaß a. a. O. ©. 248 ff. 
& 5) Aa meinen Aufjaß ©. 251 ff. Gleicher Anficht fcheint auch Thiel a. a. O. 
.54. zu jein. . 
10 L.9. pr. L.16.8.1., L.31., L. 32., L. 36. $. 1D. de pignorat act. XIII. 7.; 
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b. Für die übrigen binglich Berechtigten beitimmt der 8. 14., daß 
denſelben ihr wirkliches zur Zeit der Abtretung beſtehendes Interefſe voll» 
ſtändig erfept werden fol. 

Es wird dann inäbefondere in Bezug auf die Gntäußerung des 
Nießbrauchsrechtes bemerkt, dab der jährliche Meinertrag zu ermitteln jei 
und diefer Neinertrag an die Stelle ded Nießbrauches trete; daß Die 
Entſchädigung für die Abtretung der mit einem Nießbranchrecht be- 
ſchwerten Liegenjchaft ohne Rüdhicht auf dieſes Nießbrauchsrecht zu er- 
mitteln ift; dab zur Entrichtung der vorerwähnten Geldrenten an den 
Derechtigien, wenn dad Nießbrauchsrecht zugleich mit der Liegenkhaft, 
worauf daſſelbe haftet, entäubert wird, der jeitherige Sigentbüm er 
derfelben, im alle der jelbftftändigen Entäuberung bed Nießbrauchs- 
rechte8 aber der Entäußerer verpflichtet fit; daß im erften Kalle die 
zuerfannte Entſchädigungsſumme fomeit nöthig zu deponiren, im lepteren 
Salle hingegen von dem Entäußerer genügende Kaution zu leiften ijt.!") 

In Betreff der Grunddienftbarfeiten iſt beftimmt, daß, injofern 
nicht durch Beitellung einer anderweiten eben ſolchen Dienftbarkeit velle 
Entſchädigung geleiftet werden Tann, der Werth der Realjervitut und 
‚zwar, wie er ſich in lohnenderer Hinficht auf das herrſchende Grundftüd 

erausftellt, zu vergüten iſt. Wird lediglich die Servitut entäupert und 

in Folge deſſen das herrſchende Grundſtück zu jeiner biöherigen Beftim- 
mung unbrauchbar oder fein Ertrag wejentlich vermindert, bo fınn der 
Servitutberedhtigte verlangen, daß die Entäußerung zugleich auf das 
Grundſtück ſelbſt ausgedehnt werde. Wird aber die Aufbebung des 
Servitutenrechtes nur Für einen Theil der belafteten Kiegenjchaft in Aus 
ſpruch genommen, fo tft der Echaden, welcher für den Beredjtigten be⸗ 
üglidy der im Servitutenverbande verbleibenden Gütertheile in Folge 
jener Aufhebung etwa .entitehen jollte, mit zu vergüten. 


8.4. 


An ſich haben, wenigitend nach gemeinem Rechte, die Mieter und 
Dächter im Falle der Erpropriation des Miethö- oder Pachtobjefted einen 
Entſchädigungsanſpruch nicht, denn der Vermiether und Verpächter Tann 
ir die in der Expropriation ihn ohne fein Verſchulden treffende vis 
major nicht haftbar gemacht werden. 2%) 

Den Erproprianten dagegen pebt es ohne desfallfige, ausdrückliche 
gejepliche Beſtimmung nichts an, ob nicht dinglid Berechtigte durch 
die Erpropriation in Schaden gerathen oder nicht. Doch ift_e8 offenbar, 
daß de Billigfeit dafür ſpricht, daß Dem Miether und Pächter eine 
Entfhädigung zu Theil wird und zwar nit durch den Figenthüner 


L..54. D. de fide juss. et mand. XLVI. 1.5; Holzſchuher, Handbuch (2. Aufl.) 
Sn, S. 459. 460. Deinen Aufſaß im Archiv h prakt. RW. NE Bd. 3. 

5) Hiermit iſt auch Me Streitfrage in Betreff der Kautionsleiſtung dei Uſu⸗ 
fruftuard erledigt. Vgl. meinen Auffaß a. a. O. ©. 256. 257 


© 58) Holzſchuher, Handbuch (2. Aufl.) Bd. 8. ©. 797. Meinen Aufſatz a. a. O. 
S. 258. 
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. oder Bermiether, wie einige Erpropriationdgefege beftimmen,2') fonbern 


durch den Erproprianten. Dies verordnet denn auch das Franf- 
furter Gejep im 8.17. Die Anjprüde der Miether und Pächter er- 
löihen jeded), wenn diefelben der an ihn ergangenen Aufforderung uns 
geachtet, ihre Anſprüche in dem Entäußerungsverfahren geltend zu machen 
le haben. Die Höhe der Entſchädigung fegen die Geſchwo— 
renen felt. 

Die Miether und Pächter find alſo nad den Beltimmungen des 
$. 17. ebenfalld in den Prozeß zu ziehen. Doch bat hier das Gefeh 
zwitchen den Antprücdhen der dinglich Berechtigten und der Pächter und 
Miether einen durch die Verſchiedenheit der rechtlichen Natur beider 
Arten von Anfprüchen wohlbegründeten Unterfchied gemacht. Denn während 
ed dem Exproprianten zur Pflicht gemacht wird, gegen die dinalich Be⸗ 
rechtigten gerade jo wie gegen den Eigenthümer Klage zu erheben und 
die Entäußerung von deren Berechtigungen benielenbe Anträge zu ftellen, 
verordnet dad Geſetz (8. 23.) in Betreff der ° le und Pächter, daß 
der Eigenthbümer diefelben zu benennen hat und im Unter- 
laffungsfalle verpflichtet ift, diefelben felbft zu entſchä— 
digen.22) 

Mas die Höhe der dem Miether und Pächter zu gewährenden Ent= 
ihädigung betrifft, ſo hat ſich das Frankfurter Gejeß (8. 16.) nicht nur 
von dem Fehler anderer Erpropriationdgefehe2?) ferngebalten, wir meinen 
den allerdingd ſehr bequemen und Aufaden Weg inzuſchagen und dem 
Pächter und Miether beſtimmte Prozentſätze von dem dem Eigenthümer zu—⸗ 
fallenden Entſchädigungskapital ausgumverfen, ) — Sondern ed bat auch 
geradezu beftimnit, daß die in den Mieth- und Pachtverträgen etwa be= 
dungenen Entſchädigungsbeträge, Konventivnalftrafen oder jonftige von 


dem Berpäcdhter (Vermiether) übernommenen Leiftungen nicht maßgebend 


jein jellen. | 
Dieſe letztere Beftimmung trifft offenbar das Richtige, denn von 
einer Sirafe im alle des Kontraktsbruches, für welchen Full doch 


dergleichen Entjchädigungen in den Mieth- und Pachtverträgen feſtgeſetzt 
zu Nein pflegen, kann bei der Erpropriation nicht die Rede fein, viel- 


mehr handelt es fich hier lediglich darum, den dem Miether und Pächter 
wirflih zugefügten Schaden zu ermitteln, und diejer allein, 
nicht mehr und nicht weniger, tft ihm zu vergüten.*5) 

Auch darüber, vb und wann die Pacht und Miethverträge er- 
löjchen, jobald nur ein Theil des Mieth- oder Pachtobjektes entäußert 


2). B. der Hannoverſche Art. 20., der Hamburgſche 8.10. Bat. auch 
Beihorner, Eiſenbahnrecht ©. 115 ff. 

22) Dies ift auch franzöfifches Recht. Vgl. Sabattier, trait€ de l’expro- 
priation p. 301.; Debray, manuel de P’expropriation p. 105. 

23) En dad Hannoverfce, Sothalı e, Mecklenburgſche, Kurbeffiiche. 
Bl. Koh, Deutſchlande Eijenbahnen. Bd.1. S. 105. Anm. 14. 

24) Warum diefer Weg fehr unangemeflen, babe ich näher ausgeführt in meinem 
Auffap im Archiv R.M. a. a. O. E 261. 

25) Bgl. meinen Aufſatz a. a. O. ©. 261. 263: A. M. iſt Dalloz, repertoiro 
de lEgislative 1. c. XIII. p. 644. 
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wird, und Entſchädigung zu leiften ift, enthält der $. 16. bed Fraul⸗ 
furter Geſetzes nähere Beſtimmungen. | 


8.2. 


Einen neuen Weg die Frage zu löfen, nady welden Grundiägen 
im Falle der Entäußerung eines Theiles einer Liegenschaft der 
diefe Gntäußerung den verbleibenden Nefttheilen zugefügte Minderwerth 
u beurtheilen und für diejen Minderwerth Entſchädigung zu leilten If, 
bat dad Frankfurter Gefep vom 8. Suni 1866 im $. 13. verjudt. 

Es ift fo ziemlich die allgemeine Meinung der deutſchen Schnitt 
fteller, welche das Expropriationsrecht behandelt haben?) dab jer 
Kompenfation der dem Eigenthümer für den abzutretenden Theil jener 
Liegenschaft zu gewährenden Entjchädigung oder auch nur eine Kompen— 
jntion des für die verbleibenden Neittheite wegen deren Werth 
verminderung beanfprudten Entſchädigung mit der Werth: 
erhöhung, melde in Folge bes projeftirten Unternehinend dem WT 
bleibenden Theile der Liegenſchaft erwächlt, zu verwerfen jei. Und die 
Anficht ift denn auch in der Gejepxebung die vorherrſchende. Co be— 
ftimmt namentlid das bayerijche Gejep won 1837. Art. VI gan 
unbedingt: 

‚Wertherhöhungen, welche dem Su oder theilweiſe abzutrelender 
Gegenſtande erſt in der Folge des die Abtretung veranlaffenden Nuke: 
nehmens zuwachſen, fommen Lei der Entſchädigungsbewilligung nicht 
in Anjchlag*.2°) 

Ganz den entgenengefepten Grundſatz ftellt das franzöftihe En 
printionggejeg von 1841 in Art. 51 auf, wo es heißt: 

„Si l’execution des travaux doit procurer une augmentanon 
de valeur immediate et speciale au restant de la propridt, 
cette nugmentation sera prise en consideration dans l’eralt- 
ation.“ 

Dem franzöfifchen Geſetze folgte ziemlich treu der Entwurf d 
Srankfurter Gejeped vom 8. Sunt 1866, wo es im $. 13. heißt: 

„Der Mehrwert, welder den verbleibenden Gütertheilen burd 
die Entäußerung und durch die beabfichtigte neue Anlage zugeht, wirt 
an der Entſchädigung in Abzug gebracht.“ 5 

Gegen die Ginführung diejer Beftimmung des franzoͤſiſchen Ge 
ſetzes, deren Härte nicht nur einzelne franzöftiche Mechtölehrer,?”) ſonden 
ſelbſt der Kaſſationshof in Paris durch einſchränkende JInterpretatic 
ſoviel als möglich zu mildern ſuchten, opponirten ſich nun die zur de 
gutachtung as orderten Frankfurter Gerichte auf das gebhaftefe „er 
legten dar, daß Alles, was man zu Gunſten des Art. 51. des franzoͤiſchen 


2°) Eo Häberlin im Ardiv für die Civil-Praris. BD. 39. ©, 100. Treidn! 
in ber Zeitfchrift für deutiches Recht Bd. 12. ©. 1231.; Ko, a.a.dD. &Mi 
Beſchorner, a. a. O. © 102. A. M. ift Thiel, a. a. O. ©. 32f. 4 
27) Bol. auch das Merra-Bahn-Gefepß, dag Hannoverſche Erpropriationdgeifh 
Den preußiichen Entwurf. 8. 7. Nr. 3. 
25) Val. Sabattier |. c. p. 327. sq,; Dalloz 1. c. p. 612. ° 
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Gejebed anzuführen vermöge, wie: daß das Jutereſſe bed Einzelnen dem 
Intereſſe des Ganzen unterzuordnen jei, daß der Staat, weldher im 
Intereffe der Geſammtheit dad Eigenthum des Einen nehme, während 
er ſolches dem Anderen laſſe, Damit weder eine Nechtöverlegung noch 
eine Nechtäungleichheit oder Unbilligfeit begehe, daß vielmehr dem Staat 
hierbei nur die Verpflichtung obliege, dem Grpropriaten volle Entichädi- 
gung zu gewähren, Daß aber erft Die Abwänung des Genommenen und ded 
Gegebenen, des Schadens und des Bortheild den wirklich entftan- 
denen Schaden regele und feititelle, mas als wirkliches Intereſſe zu 
vergüten ſei, Daß gerade von diefem Standpunkt der Vergütung des 
wirflih entitandenen Schadens aus der Expropriat völlig demjenigen 
aleich behandelt werde, welchem aus der projeftirten Anlage fein Bors 


. theil und fein Schaden erwächſt, für weldyen dieſelbe ganz gleichgültig 


ift, während eher dann und darin eine Nechtöungleichheit und Unbillig- 
feit zu finden fei, wenn dem Erproprürten Minderwerth für die ver- 
bleibenden Theile vergütet wird, während der Anlieger, deſſen Eigen⸗ 
thum nicht zur Erpropriation kommt, feine Vergütung erhält, may fchon 
durch Die projeftirte Anlage jeine Liegenſchaft eine wirkliche Werther» 
minderung erleiden; — daß Alles diejes, bei Lichte bejeben, als un⸗ 
ſtichhaltig erjcheine und nur geeignet, den allein richtigen Standpunkt 
zu verrüden und zu verdunfeln.20) 

Erpropriation ift nichtd andered als gezwungener Verkauf. Nun 
iebt ed aber keinen Verkauf ohne Kaufpreis, und darf ohne Zu—⸗ 
— ** des Verkäufers demſelben dieſer Kaufpreis in nichts auderem 
als in baarem Gelde angeſonnen werden. Hieraus folgt, daß der 
Exrpropriant, was er kauft, auch bezahlen muß mit der alleinigen‘ 
Einſchränkung, daß derſelbe nicht jeden Kaufpreis, den der Eigenthümer 
gu fordern beliebt, zu zahlen verpflichtet, ſondern berechtigt iſt, zu ver⸗ 
angen, daß diefer Kaufpreis auf Grund des wirklichen Berthes ers 
mittelt werde. Dagegen erfcheint die ſtatt des Kaufpreifed dem Expro⸗ 
printen ertheilte Anweifung auf den eintretenden Mehrwerth 
des verbleibenden Neftes .jeiner Liegenſchaft immer ala etwas unficheres, 
dad unter den Händen zerfließen fann. Da der Mehrwertb von zu= 
fälligen und veränderlichen Umftänden abhängt, auch diefer Mehrwerth 
faft nie mit Sicherheit auf eine beitimmte, greifbare Zahl wird nermirt 


- werden fünnen, vielmehr im Seyentbeil fich jederzeit nur als etwas 
t 


Subjektives, nur Vermuthetes darſtellen wird. 

Dazu kommt einerſeits, daß dem Expropriaten gar kein Einfluß 
auf die wirkliche und baldige Ausführung der bis dahin doch nur 
projektirten Anlage zuſteht, und andererſeits in den meiſten Fällen 
der Expropriat, un eine ſolche Anweiſung an den zu erwartenden Mlehr- 
werth zu realifiren, eigene Thätigfeit in Anwendung zu bringen 
genöthigt ſein wird, wie bauliche Anlagen und dergleihen vorzu- 
nehmen, welche Realifirung leicht durch geringe Gejchäftögewandtbeit, 


29) Nail. über das Vorſtehende jowie über das Nuchfolgende meinen Aufſatz im 
Archiv fir R.W. a. ca. O. ©. 267-272. 
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Krankheit, Mangel an den nöthigen Fonds uw. f. w. verhindert, werden 
kann. 

Sm beiten falle ließe es ſich daher nur rechtfertigen, daß dem Er | 
propriaten derjenige in naber Zukunft und mit Beſtimmtheit zu ermur | 
tende Gewinn in Abrednung gebracht wird, welchen eine Shen 
es eingetretene Wertherhoͤhung zur unmittelbaren Folge | 

atꝰo). 

Die Frankfurter Gerichte ſprachen ſich darum dahin aus, daß, wenn 
man dem Erproprianten dad Recht einräumen wolle, daß; er den ven | 
ihm erproprürten Theil einer Liegenſchaft dem Eigenthümer ganz eder 
auch nur theilwmeife mit einer Anweiſung auf den dem verbleibenden 
Theile erft in Folge der projeftirten Anlage erwachſenden Mehrwertt 
bezable, die Konfequenz und die Billigfeit erfordere, daß zur Aus— 
gleichung dieſes erorbitanten und gegen alle Rechtsgrundſätze veritekenten 

eneficium auf der anderen Seite aud) dem Grpropriaten tie Befugriß 

eingeräumt werde, zu verlangen, daß dann der Srpropriant das ganze 
Srundftüd gegen volle Entſchädigung übernehme, damit diejer jelht 
die Mühe und Gefahr trage, den Mehrwerth zu realiſiren, melden de 
Erpropriat zu realifiren fih außer Stande ſieht oder muzu er dd 
feine Luft hat. 

Vermochten num auch die Frankfurter Gerichte mit Diejer ihrer Ars 
ficht nicht vollſtändig durchzudringen, fo bewirften fie doch wenigftens 
jo viel, daß in däs Geſetz die Einſchränkung aufgenommen ward, Mh 
der den verbleibenden Nefttheilen Durch die projektirte Anlage erwachſende 
Mehrwertb nicht mit den Kaufpreife für den abgetretenen 
Theil der Liegenjchaft fompenfirt werden darf, fondern lediglich mil 
dem geltend gemachten Minderwerthe jener verbleibenden 
Reſttheile. Der 8. 13. des Geſetzes vom 8. Suni 1866 Inutet mit 
mehr folgendermaßen: 

„Der Schaden, welcher den verbleibenden Gitertheilen durd die 
Entäußerung und durch die beabſichtigte neue Anlage zugefügt wir 
— (Miinderwertb) —, iſt dem Eigenthümer. zu vergüten. 

Der Mehrwerth, welcher den verbleibenden Gütertheilen durd 
die Entäußerung und durch die Ausführung der beabfichtigten Anlage 
unmittelbar?') zugeht, wird an der Entichädigung für den etwaigen 
Minderwerth in Abzug gebracht. 

Die Geſchworenen haben den etwaigen Minderwerth, jewie den 
etwaigen Mehrwerth der verbleibenden Gütertheile und zwar jeden 
beſonders feitzuftellen und in ihrem Ausſpruch namhaft zu machen. 


OD. Das prozeſſualiſche Berfahren. 
8.6. | 
Der Erpropriationsprogeß tft nach dem Frankfurter Geſetz (88. 20 


7 Kch, a. a. O. S. 94.; Befhorner, S. 101.; Seuffert, Archiv. Bd.J 
r. 176. 
21) Auch das MWörtchen „unmittelbar” Hatte in den Entwurfe gefehlt. 
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und 21.) em ſummariſcher Prozeß, der in kurzen Friſten ſchriftlich oder 
auch zu Protokoll verhandelt wird, und in welchem Beweismittel, ale 
welche übrigens nur Urkunden zuläffig find, jchen im erften Verfahren 
produgirt werden müſſen. 

Ser Klage ift ein beplaubigter Auszug aud dem ſ. 3. in Bezug 
auf das betreffende Erpropriationdverfahren veröffentlichten amtlichen Ver⸗ 
zeichniſſe beizufügen; auch hat der Erpropriant fogleich in der Klage 
anzugeben, welche Entſchädigung er bietet. 

Menn dad Gebot ded Erproprianten wicht den Betrag der auf der 
zur Entäußerung kommenden Liegenjchaft haftenden Pfandforderungen 
erreicht, jo iſt die Klage auch ſogleich gegen den oder die Pfandgläu⸗ 
biger mitzurichten. Im Unterlaffungsfalle tft der Expropriant, aud) wenn 
jonft auf eine geringere Entihädigungsjumme zu erfennen wäre, zur 
Zahlung einer die Pfandforderung dedenden Entſchädi— 
gung zu verurtheilen. 

Sft der Eigenthüner des betreffenden Grundftüdes oder der Pfand- 
alaubiger oder der Inhaber dinylicher Nedyte unbekannt, oder aus Frank⸗ 
furt und defien Gebiet abwejend,?2) fo ernennt das Geridht auf Antrag 
des Erproprianten und anf deſſen often einen befonderen Kurator zur 
Vertretung ded Unbekannten oder Abweſenden. 

In der Vernehmlaſſung müſſen der oder die Verklagten angeben, 
was jie fordern, bei Vermeidung, daß angenommen wird, fie ſeien mit 
dem Angebot ded Krproprianten einverjtanden. Dem Pfandgläubiger 
gereicht jedoch diejes Präjudiz nicht zum Nachtheile, falld dem Bigen- 
thümer, der ſich aljv auf Die Klage erflärt haben muß, eine höhere 
Entihädigung als der Erpropriant angeboten, zuerkannt wird, Indem 
der Pfandgläubiger dann dennoch auf diefe höhere Entſchädigung, ſoweit 
ed zur Dedung feiner Pfandforderung nöthig ericheint, Anſpruch hat 
(8. 23. des Gejched vom 8. Suni 1866). 

Soll nur ein Theil einer Liegenſchaft entäußert werden, der Eigen- 
thümer will jedoch die Uebernahme des Ganzen verlangen, jo hat er 
dies fofert in der Vernehmlaffung zu beantragen und feine Entſchädi⸗ 
gungsforderung demgemäß aufzuftellen.23) Ebenſo bat der Eigenthümer 
tofert die nicht befannten auf den Entäußerungsobjekten haftenden 
Laſten und dinglichen Nechte zu bezeichnen, und die Berechtigten zu be= 
nennen, auch Werpachtungen oder Vermiethungen anzugeben und die 


32) Dieje einfchränfende Beſtimmung ift im Sntereile des Epproprianten ges 
troffen, damit durch eine Ladung des Intereſſenten an einem fernen Orte das Ent. 
änßerungsverfahren nicht aufgehalten wird. , 

33) Nach $. 10. des Erpropriationsgefeßes kann der Eigenthümer Die Nebernahme 
des Ganzen verlangen, wenn ber verbleibende Theil allein oder mit Zurechnung eines 
oder mehrerer anliegenden dem Cntäußerten gleichfalls gehörenden Srunditüde nicht 
einen Flaͤchenraum von cinem halben Morgen Feldmaß bildet. Solt ein Theil einer 
Behaulung (Oofraitbe, Gartens) entäugert werden, jo kann ebenfalls die Ucbernahme 
des Ganzen verlangt werden, wenn der verbleibende Theil zu feiner bisherigen Be⸗ 
jtimmung entweder gar nicht oder doch nur in einem weſentlich geringeren (Grabe 
verwendet werben kann. Ob dieſe Borausjegung vorhanden ilt, Darüber haben lediglich 
die Geſchworenen zu erkennen. 
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Pächter oder Miether nambaft zu machen. Unterläßt ber Eigenthümer 
ſolches, jo ift er verpflichtet, die Pächter und Miether jelbft zu ent- 
Ichädigen, den Crproprianten Dagegen baftet er „aus der Verſchwei— 
gung der ihm befannten Yaften, Servituten und Beſchwerden.“ 

Die von dem Gigenthümer benannten Pächter und Miether find 
fodann zu dem Mechtsftrette beizuladen unter Andrebung des Nechte- 
nachtheils, daß fie ald auf etwaige Eutſchädigungsanſprüche verzichtend 
angejehen werden jellen. (5. 24. de8 Erpropriationd-Bejehes.) 

Sit Das erfte Verfahren neichloffen und kann nicht gegen alle eder 
einzelne Berflugte, weil fie fich haben mit ihrer Erklärung ansichlichen 
Iajjen oder fi mit den Angeboten des Klägers einverftinden erflärt 
haben, fofort das Entäußerungserkenntniß erlaffen werden, jo cerfennt 
das Gericht, daß nunmehr das die Feſiſtellung des Entſchädigungsbe— 
trage8 durch die Geſchworenen zu bezielende Verfahren einzuleiten jei. 
($. 31. des Expropriations-Geſetzes.) 


8. 7. 


Bon drei zu drei Sahren werden durdy einen bejenberd zu be- 
ftellenden Wahlausſchußze) 88 Perfonen durch abjelute Etimmenmehr- 
beit gewählt, aus welchen in Entäußerungsfällen die Geſchworenen ne: 
nommen werden, welche den Betrag der von dem Entäußerer zu leiftenden 
Entſchädigung feftzuftellen haben.) Mählbar ift jeder über 30 Jahr 
alte Stnatöbirger mit Ausnahme der Mitglieder ded Senates und Der 
Gerichte. (8. 28. des Exrpropriations⸗Geſetzes.?ꝰ0) 

Sat nun in einen konkreten Kalle das Gericht die Einleitung des 
die Feititellung des Entichädigungsbetrages durch die Gejchworenen be- 
ielenden Verfahrens verordnet, fo wird zur Auslooſung derjenigen Ge— 
—— welche in dem einzelnen Falle zu fungiren haben, eine Tag⸗ 
fahrt anberaumt, zu welcher die Parteien vorzuladen find. In dieſer 
Tagfahrt werden durch den Richter-Kommiſſarius aus der großen Liſte 
der Geſchworenen achtzehn Namen gezogen. Von den ſtreitenden Theilen 


29) Wie dieſer Wahlausſchuß zuſammengeſetzt werden fell, darüber enthält der 
8.27. des gedachten Geſetzes naͤhere Beſtimmungen. 

25) Auch Thiel (a. a. O. ©. 134 - 143) ſpricht ſich für due franzöfifhe Schätzungs⸗ 
verfahren durch Geſchworene ans. Aber er iſt der Anſicht, daß zwölf Geſchworene 

u viel ſeien, und er hält deshalb ein beiondercs Schägungegericht, welches von den 
Drevinzialftänden zu ernennen fei, für Ha Der Name tbut naturlich 
nichts zur Sache. Wir find jedoch der Anticht, daß, ftatt der von Thiel befürwor⸗ 
teten Zuziehung von Kommillären der jogenannten Generalformmijfion, des Land⸗ 
rathtes u. |. w., es bei Weiten vorzuziehen fein Dürfte, die Leitung des ganzen Erpre- 
printionsverfahrene in den Händen der ordentlichen Gerichte zu belaſſen; die Jabl von 
12 Geſchworenen ericheint uns durchaus nicht zu bed, da es in den meiften Fällen 
im Intereſſe einer gerechten Schäpung nur wünichenewertb jein muß, eine größere 
Anzahl unabhängiger und gewifienhafter Männer mit dieſer Obllegenheit zu befrauen, 
da Dann weniger zu beforgen fteht, Daß eine einzelne einflußreiche Perfönlichkeit ihre 
Kollegen zu ſebr nach der einen oder der anderen Eeite bin influiren möchte. 

306) Die 88. 29. und 30. enthalten nech weitere Beitimmmgen über etwa vorzu⸗ 
nehmende Ergaͤnzungewahlen, über die Befugniß Des zum Geſchworenen Gewäblten, 
2 bien in gefallene Wahl abzufehnen, über Die Leröffenttichung der getroffenen 

ablen u. f. w. 


WERE "m WR (Er (ER WW "Em "En me a ER in 


Dr. Wolff: Das Erpropriationsverfahren in Frankfurt am Main. 743 


hat jeder dad Mecht zwei Namen zu refufiren und zwar übt zuerft ber 
Kläger (Erprupriant) diejed Recht aus, nachher der oder Die Jerfingten. 
Sind mehrere Berflagte verbanden, jo haben No diejelben über die 
Ausübung ded Rekuſationsrechtes zu verftändigen, indem ſonſt das Loos 
zu enticheiden hat. 

Finden keine Rekuſationen ſtatt — was rüdjichtli derjenigen 
Partei angenommen wird, welche im Auslvojungdtermin nicht erfchtenen 
ift — oder werden bielelben in nicht hinreichender Zahl vorgenommen, 
jo nimmt der Nichter-Kommifjar von dem zuletzt Ausgelooſten anfan- 
gend fo viele Ausitreihungen vor, bis die Zahl 14, d. b. 12 Hauptge⸗ 
Ihworene und zwei Erſatzgeſchworene, übrig bleibt. (8. 31. des Expro⸗ 
priations⸗Geſetzes.) 

Nachdem die Geſchworenen durch den Richter-Kommifſar auf treue 
und unparteiliche Erfüllung ihres Amtes verpflichtet worden, treten die— 
Ken in Funktion.) Die Gefchworenen erhalten die Akten zur Ein- 
ichtnahme und find im Mebrigen berechtigt, ih auf alle ihnen zweck⸗ 
mäßig dünfende Art über den Werth der zur Entäuberung fonımenden 
Objekte zu injtruiren. Ste find namentlich berechtigt, ſowohl die Be⸗ 
theiligten als auch andere Perfonen, von welchen fie glauben, Aufſchluß 
erhalten zu können, zu hören, Augenſchein vorzunehmen oder durch einen 
oder mehrere aus ihrer Mitte vornehmen zu laſſen. (8. 35. des Expro⸗ 
priations⸗Geſetzes.) 

Sobald die Geſchworenen hinreichend inſtruirt ſind, ſobald ſie 
namentlich die Akten eingeſehen und eine Lokalbeſichtigung vorgenommen 
haben, läßt der Richter-Kommiſſar eine Tagfahrt zur oͤffentlichen und 
mündlichen Verhandlung aniepen, in welcher den unter Perth des Richter⸗ 
Kommilfard verfammelten Gejchiwerenen die Anwälte der Parteien ihre 
Schlußvorträge halten. Nachdem jo Die Parteien zum leptenmale ge— 
hört wurden, wobei e8 den Gejchworenen freifteht, nach Anhörung 
diefer Borträge zu ihrer Aufklärung noch Aragen an die Parteien oder 
je nach Umſtänden auch an den Michter- Kommifjar zu richten, wird 
das Snftruftionsverfahren definitiv geſchloſſen. Die Ergänzungsge— 
ſchworenen werden nunmehr, jefern die Hauptgefchmorenen in voller 
Zahl verfammelt find, entlaffen und begeben ſich die 12 Gejchwerenen 
in ihre Berathungezimmer, und wählen dort einen Vorſitzenden aus 
ihrer Mitte. Das Berathungd - Zimmer verlajjen diefelben nicht eher, 
als bis fie ihre Aufgabe durch Sejtitellung der Entſchädigungen gelöſt 
haben. Sie entjheiden nach abjoluter Etimmenmehrheit und aiebt in 
Falle der Stimmenzgleihheit der Vorſitzende den Ausſchlag. Iſt weder 
Stimmenmehrheit noch Stimmengleichheit vorhanden, jo joll die Stimmen: 
mebrbeit „in der Weiſe gefunden werden, dab von den hödjft Tarirenden 
zu den zunächft niedriger Taxirenden jo lange berabgezählt wird, bie 


man bet derjenigen Summe anlangt, auf welche ſich eventuell mindeſtens 


37) Die 98. 32. und 33. des Erproprintiond « Gefeßed enthaften noch eingehende 
Beitimmungen, unter welchen Umftänden die einzelnen Geſchworenen für Den konkreten 
Fall ausgeſchloſſen find, in welcher Weile dann Erjaß » Ausloojungen jtattzufinden 
—* weile Drdnungeftrafen gegen die ungehorſamen Gejchwerenen zu erfennen 

nd u. ſ. w. 
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fieben, bezüglich mit Einſchluß der Stimme des Vorfipenden ſechs 
Stimmen geeinigt haben.” (8. 37. des Erpropriationd = Gejehed.) In 
diejem Bulle haben die Geſchworenen, deren Ausſpruch ſchriftlich ab- 
zufaften und von jümmtlidhen zu unterzeichnen ift, ausdrücklich Die 
Zahl der Stimmen anzugeben, weldye fi für die einzelnen Schäbungs- 
werthe ausgeſprochen haben. Uebrigens darf Die zuerfannte Entichadi- 
gung niemals geringer jein, als der von dem Emäußerer angebotene 
und niemals höher ald der von dem Verklagten geferderte Betrag. 
($. 38. des Expropriations⸗Geſetzes.) 

Aber auch dann, wenn thatfächliche Verhältnifte ftreitig find, „welchen 
bon der einen oder von der anderen Seite ein Einfluß auf den Mebr- 
oder Minderbetrag' der Entihädigungsjumme beigeleyt wird, jo bat Die 
Schätzung md) Diefe behaupteten Verhältniſſe in eventuellen Betracht 
a un und beſonders zu veranſchlagen.“ (8. 39. des Erproprietions- 

eſetzes.) 

Der Ausſpruch der Geſchworenen nun wird von dem Vorſitzenden 
derſelben dem Richter-Kommiſſar zugeftellt, in öffentlicher Sitzung ver⸗ 
küudigt und hierauf nebſt den Akten an dad Plenum des Gerichtes 
zum Erlaß des Entäußerungs-Erkenntniſſes abgegeben. 

Findet jedoch das Gericht, daß der Ausſpruch der Geſchworenen 
undeutlich oder unvollſtändig tft, jo wird verfügt, dab eine Vervollſtändi⸗ 
gung dieſes Suelpenaee ftattzufinden habe, wozu der Richter-Ronmifjar 
in geeigneter Weife die Geſchworenen zu veranlajien hat. (8. 40. des 
Expropriations⸗Geſetzes.) 


8.8. 
Das von dem Gerichte zu erlafjende Entäußerungs-Erkennmiß 
muß nun mach DBorfchrift des $. 42. des Geiched von 8. Suni 1866 
neben der Anführung des bejonderen Geſetzes, welches die Anwendung 
des Crpenpriabiong- Delepes auf das projektirte Unternehmen für zuläſſig 
erflärt, ded Senatöbejchluffed, welcher die zur Entäußerung nelangenden 
Objekte beftimmt, und des Ausſpruches der Gefthworenen enthalten 
1. die dem Entäußerer abzutretenden Gegenftände, 

deren von ihm zu übernehmende Laften, 

die Entſchädigungsberechtigten, 

die jedem berjelben gebuhrenden und genau bezeichneten Ent— 

ſchädigungsbeträge und bezüyliche Leiftungen, 

bem Entäußerer gegen Bezahlung ber feftgeftellten Entſchädigungen 

bezüglich gegen, Hinterlegung der zu leiſtenden Sicherheit — den 

abzutretenden Gegenjtand zufprechen ımd auf Erlöfchung des ent- 

äuherten Rechtes erfennen, auch eventuell 

6. die Loͤſchung der Hypotheken und der abyelölten dinglihen Rechte 
und Nealgerechtigfeiten, ſowie die Trandjfription des entäußerten 
Gegenftandes auf den Entäußerer gegen Entrichtung der Wäbr- 
Ichaftönbgabe und der Transfkriptionsgebühren auf deſſen Kejten 
anordnen, und 

7. dem Entäußerten die Räumung de8 entäußerten Gutes aufgeben, 
auch eventuell dieferhalb die Exmiſſion verfügen. 
Der Entäußerer, dem zugleid) Sri zur Zahlung oder Kautionge 
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leiftung borjıberaumen it, hat übrigens neben der Entſchädigungsſumme 
auch vierteljährige Zinjen zu 6%, aus ge u vergüten. Ausge⸗ 
nommen von der Berzinfung iſt nur die für Ablöfung von Dienftbar- 
feiten zuerfannte Entſchädigung. 

enn es fi um Die Zahlung einer Geldrente handelt, jo dat das 
Erkenntniß zugleich den Zeitpunkt, mit welchem die Zahlung beginnt, 
nn die Termine, in welchen die Rente zu bezahlen ift, zu be— 
timmen. | 

Im $. 8. haben wir fchon erwähnt, wie die Geſchworenen zu ver: 
fahren haben, wenn thatſächliche Verhältniffe ftreitig find, welden 
von der Einen oder von der anderen Seite ein Einfluß auf den Mehr: 
oder Minderbetrag der Entjhädigungsfumme beigelegt wird. In dieſem 
Falle hat nämlich die Schäßung auch diefe behaupteten (aber nicht er- 
wiejenen) Verhältnijje eventuell in Betracht zu ziehen und bejonders zu 
veranfchlagen. Sprechen die Gefchworenen Sid freilich dahin aus, daß 
auch im alle das Gtreitige nachemielen werden follte, darum die 
Schätzung doch feine andere, diefelbe darum weder höher noch geringer 
ausfallen könnte, aljv den behaupteten (ftreitigen) DBerhältniffen fein 
Einfluß auf den zu ermittelnden Umtihäbigumgsbetrag beizumefjen 
wäre, fo kann felbjtverftändlich auch das ftreitige Verhältnig im Ent: 
——— feine Beachtung finden. Sind jedoch die Ge: 
ſchworenen der Anſicht, daß die ftreitigen thatſächlichen arme 0 aller- 
dings von Einfluß auf die Höhe der Entichädigungsfumme find, fo 
haben nicht blos die Gefchworenen den betreffenden Betrag eventuell 
zu beftimmen, fondern auch dad Gericht erfennt nunmehr dahin, dab 
das. Entäußerungdobjeft abzutreten ſei ' 

a) gegen Zahlung deö liquiden Entſchädigungsbetrages und 
b) gegen gerihtlihe Hinterlegung des eventuell feitgeftellten 
dehrwerths. 

Die Aushandlung der ſtreitigen Punkte wird ſodann in das ordent⸗ 
liche Prozeßverfahren verwieſen. 

Soweit nun das Entäußerungserkenntniß auf dem Ausſpruche der 
Geſchworenen beruht, iſt daſſelbe nur im Wege der Rigtigkeits be— 
ſchwerde anfechtbar und zwar lediglich in folgenden Fällen: 

1. wenn die Parteien zur —— der Geſchworenen nicht geladen 
worden ſind, oder 

2. wenn der Richter-Kommiſſar bei den ihm übertragenen Streichungen 
nicht nach Vorſchrift des Geſetzes verfahren hat, oder 

3. wenn bei einem ber zwölf —— einer der geſetzlichen Aus- 
ſchließungsgründe obgewaltet hat, oder 

4. wenn die Geſchworenen nicht eidlich verpflichtet worden ſind, 
oder 

5. wenn bei dem Ausſpruch nicht die geſetzliche Zahl mitgewirkt hat. 

Wird das Entäußerungserkenntniß vernichtet, ſo kommt die Sache 
vor — Gelämorene. ($. 44. des Expropriations-Geſetzes.) 

egen a 
(8. 45. des Grpropriationd-Gefebed.) Alle Beichwerden, die zu einer 


. Appellation oder einem anderen Rechtömittel ſich eignen würden, können 


Zeitſchr. f. Geſetgebung u. Rechtspflege. L 48 


e Zwiſchenbeſcheide tft gar fein Rechtsmittel zuläffig. - 


746 Dr. Wolff: Das Erpropriationgverfahren in Sranffurt am Main. 


nur bei Berufung gegen das ntänßerungserfenntniß, foweit ſolches 
nicht auf dem Ausſpruch der Geſchworenen beruht, geltend gemacht 
werben. Abgeſehen von der oben unter 3. erwähnten Nichtigfeitöhe- 
ichwerde findet übrigens gegen Die Zulaffung von Gefchworenen über: 
haupt feine Berufung ftatt. 

Elite übrigens auch einer der Betheilisten irgend ein Wechtö- 
mittel gegen das Entäußerungserkenntniß eingewendet haben, jo tt 
legtere8 gleichwohl zum Vollzug zu bringen ($. 46. des Erpropriations⸗ 
Gejeped), wenn der Grpropriant die Entichädigungefumme, bezüglich 
die anferlegte Kautionsleiſtung gerichtlich hinterlegt und fi) Darüber 
ausgewiejen hat. Das Gleiche gilt denn auch in dem Falle, wenn der 
Srpropriat die Annahme der Entſchädigungsgelder verweigert, oder wenn 
derſelbe abweſend oder das Eigenthum ſelbſt ſtreitig iſt, oder die 
zuerkannte Entſchädigung ganz oder theilweiſe ſtreitig gemacht, oder 
aus irgend einem anderen Grunde die urtheilsgemäße Zahlung gehin— 
dert wird. 

8.9. 


Bejonders zu berüdfichtigen find noch die Beltinnmungen des Frank— 
furter Erpropriationsgeſetzes in Bezug auf die often des Entäußerunge- 
verfabhren®, 

Die meilten Expropriations-Geſetze's) verfügen ganz einfah und 
unbedingt, daß der Erpropriant die Koften des Verfahrens zu tragen 
habe. Die Frankfurter Geſetze dagegen haben von jeher diejen einfachen 
Meg verjchmäht und ein etwas gefünftelted Syſtem in Bezug auf die 
Zragung der Koften eingeführt. Das alte Geſetz vom 11. November 
1856 beitinimte im $. 38.: 

ut „Die Koften des Verfahrens bie zum Entäußerungserkenntniſſe 
ind: - 

1. von dem Verflagten zu tragen, wenn die zuerfannte Entſchädi— 
gung nad) denn Ausſpruche der Geſchworenen das Auerbieten 
ded Klägers nicht überfteigt, 

2. von dem Kläger zu übernehmen, wenn die Entihädigung je- 
fort auf den Grund der Berhandlungen von der Gerichtskom— 
million zuerkannt wird, oder wenn der Ausſpruch der Geſchworenen 
nicht unter der Forderung des Verklagten geblieben tft, 

3. wenn der Ausſpruch der Geſchworenen zwar dad Anerbieten des 
Klägers uberfteiat, jedoch die Forderung des Verklagten nicht 
erreicht, nach dem Verhältniß zu vertheilen, inweldem 
die Schätzung dem Angebote oder der Forderung 
näher oder ferner Steht, 

4. binfihtlid, der übrigen Koſten, namentlih infoweit die Sache 
in das ordentliche Verfahren übergeht, entſcheiden die in letzterem 
geltenden Grundſätze. 


38) Has franzöſiſche Erpropriationd-&ef ; 
das Schweizer Geſetz vom 1. Mai 1850. Art. 48, 49.; der preußiſche Cnt- 
Fra 4 und 34. (Letzteres in Bezug auf die Koſten des adminiſtrativen 

erfahrens. 


vom 3. Mai 1841. Art. 58. 59. 40 
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Bei der Entfcheidung des Koftenpunftes fommen nur die nad) 
der Klage entftandenen Koften in Betracht; die Koften vor der Klage 
fallen ſtets dem Kläger zur eat 

Diefe Beitimmungen verdanken offenbar ihre Entitehung dem Be- 
ftreben audy in dem Erpropriationdverfahren ald in einem vor den ordent- 
ale Gerichten und unter Beobachtung der für das gerichtliche Ver- 
fahren geltenden Prozeßvorſchriften geführten Rechtsſtreite die für das 
gewöhnlidhe Prozeßverfahren geltenden Orundfüge der Koften- 
vertheilung möglichft in Anwendung p bringen. Und da es ſich nun 
in dieſem Rechtsſtreite nur um ein Mehr oder Minder he handeln 
fonnte, wad dem verflagten Theile doch ohne allen Zweifel gebührte, 
jo wollte man dadurd, daß man dem Erpropriaten für den Fall, daß 
feine Entihädigungöforderung von dem, was die Gefchworenen cken 
ald dem wahren Werthe des Expropriationsobjektes entſprechend feſtſetzten, 
upeit abweichen fellte, ſämmtliche oder doch den größten Theil der durch 

ad gerichtliche Verfahren entftandenen Koften zumälzte, offenbar davon 
abichreden, daß derjelbe feine Forderung zu Doch pannen und damit 
die gütlihe Verftändigung mit dem Erpreprianten erſchwere. 

Allein diejer Grundfag läßt fich nicht rechtfertigen. Die Natur des 
Expropriationsverfahrens bringt faft von gewt darauf, dab ed die Sache 
des Erproprianten ift, einen feldyen Kaufpreis zu zahlen, der unter 
Berüdjichtigung aller beachtenswerthen Berhältniffe von Tacpfunbigen, un- 
parteiiichen und gewifienhaften Männern für eine dem wahren Werthe 
des Erpropriationdobjeltes entiprechende volle Entſchädigung erklärt wird. 
Diefe Entihädigung zu ermitteln, ift recht eigentlich) Sache des Erpro- 
prianten und es ift darum auch nicht mehr als billig, daß er die Koften 
des doch lediglich die Ermittelung ber rechtlich und gejeglich gebührenden 
Entihädtgung bezielenden Berfuhrend allein trägt. 

en $. 38. des alten Gejebed bat man nun zwar im neuen Ge⸗ 

jege von 8. Juni 1866 etwas modifizirt,2°) allein unferer Anſicht nad 
in ungenügender Weiſe. Es wird namlih im neuen Gejehe ein ganz 
ungerechtfertigter Unterſchied gemacht zwiſchen den Koſten des Expro⸗ 
prianten und zwiſchen denen, welche dem Eigenthümer und den übrigen 
Berechtigten entitanben find und von den erfteren beftimmt, daß hr in 
allen Fallen ledigli der Erpropriant En zu tragen habe, während 
ed in Dee der lehteren Koften darauf anfommen Hol, inwieweit An- 
gebot und Jiglich Forderung von der Schätzung der Geſchworenen 
abweichen. Allein ein ſolcher Unterſchied iſt rechtlich durchaus unzu- 
läſſig. Es Tann, wenn ed fih darum handelt feitzujegen, wer Die 


39) Der 8.43. des Geſetzes vom 8. Juni 1866 lautet: 

„Der Entäußerer bat die bis I dem Erkenntniß einſchließlich entftandenen 
eigenen Koften in allen Fällen felbft zu tragen, wahrend Die Koften des Cnt- 
äußerten und der übrigen Betheiligten nach dem geometrifchen Verhältniß vertheilt 
Fr in welchem die Schäßung zu dem erften Angebote und den Korderungen 

eht. 
Ueber weitere Koften nach dem Entäußerungserkenntniß, namentlich inſoweit 
die Sadıe in das ordentliche Verfahren übergeht, enticheiden die in legterem geltenden 
Grundfaͤtze.“ 
48* 
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Koften eines gerichtlichen Verfahrens zu trugen hat, rechtlich gar nid! 
in Betracht kommen, welcher von den beiden Streittheilen biejelben 
feiner Zeit vorgelegt bat. Denn etwas Anderes ift ed doch mid, 
wenn man einerjeit3 von den SKoften des Klägers umd ambererjeiti 
von den Koften ded Verklagten fpricht, als —8 man damit im erſten 
Falle diejenigen Koſten, die der Kläger als Ertrahent vorgelegt hat, umd 
im anderen alle diejenigen, bei denen died von Seiten des Verklagten 
geihsben ift, bezeichnen will. Wer aber die Borlage gemacht " 
ad kann in vielen Fällen rein Cache des Zufalle gemelen fein, feinen- 
falls aber auf die Erledigung der Frage, wer ſchli eßlich bie Koſten 
zu tragen oder in weldyer Weije die Koften auf die Parteien zu ter 
theilen find, einen Einfluß üben. 

Im gewöhnlichen Prozebverfahren kommt es bei PVertheilung der 
Koften hauptfächlich in Betracht, ob die von dem Kläger erhobenen Ir 
fprüche ganz oder theilmeife unbegründet waren oder ob im Gem 
* die Einwendungen des Verklagten ſich als ungeredt— 
fertigte herausgeſtellt haben. Je nachdem das Eine oder dad Anden 
der Fall war, bat ein Theil fämmtlihe Koften zu tragen ober die 
Koften find in gleichen oder ungleihen Theilen beiden Parteien af 
zuerlegen. Nach dem oben Vorgetragenen paßt aber dieſes ganze Print 
nice auf daB eigentlihe Erpropriationdverfahren, da ma 
billiger Weife dem Eigenthümer und den übrigen Berechtigten dad Reöt 
nicht abftreiten kann, zu verlangen, daß eine gewifienhafte Schätßunz 
bie ihnen zukommende gerechte Entjchädigung ermittle. Yon ſchuld— 
ei Smwendungen, und ald Folge einer culpa ftellt ſich ım ge 
wöhnlichen rogehverfahren doch immer die Berurtheilung in die ra 
koſten heraus, kann doch bier wahrlich nicht die Rede fein. Das ein 
Richtige bleibt daher immer, daß dem Erproprianten ſämmtliche Ketten 
des eigentlichen Grpropriationsverfahrend zur Laft fallen. 
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XXXII. 
Ueber Abwendung der Exckution durch fingirte Geldfendungen. 


Die allgemeine Gerichtsordnung für Preußiſche Staaten enthält 
Th. I. in ihrem über Erefutionen handelnden 24. Titel $. 46. folgende 
Beſtimmung: 

‚Bon der Exekution muß ſich der Exekutor durch keine Protefta- 
tionen oder Einwendungen des Schuldners, ſowenig als durch ein 
bloßes einſeitiges und unbeſcheinigtes Vorgeben desſelben, daß er den 
Extrahenten befriedigt .. abhalten laſſen. 

Wird ihm aber ein . . Poſtſchein, woraus deutlich erhellet, daß 
der Schuldner die Deizutreibende Summe an die Behörde wirklich 
m abgejendet habe, im Original vor elegt, jo muß er gegen Er— 
altung Feiner Gebühren ſofort wieder abweichen ıc.* 

Mit dieſer gefeblichen Beſtimmung hängt denn auch die minifterielle 
Verfügung vom 2. Auguft 1850), enthaltend die Dienftunftruftion für 
die gerichtlichen Unterbeamten, zufammen. Der $. 38. derjelben Icpreibt 
den Grefutoren vor, ftets die perfönlihe Erklärung ded Gläubigerd ab- 
umarten, reſp. einzuholen und fich dann A von der Vollſtreckung der 

refution abzuwenden. Die Inſtruktion fährt dann fort: 

„Sit der Gläubiger nicht erjchienen, I Darf der Erefutor die 
Vollſtreckung nur dann auslegen, wenn ihm... . ein oe 
welcher die Abjendung der Schuld an den Gläubiger nachweift, ... . 
im Original (nicht in bloßer Abjchrift) vorgelegt wird.“ 

Eine jolde Anordnung, wie fie die Allgemeine Gerichtd- Drdnung 
enthält und wie fie der Inftruftion zu Grunde liegt, mag zur Zeit der 
Smanation der erfteren Zwedentfpredienb gewefen Vekn: für die heutigen 
Verkehrsverhältniſſe reicht fie aber nicht mehr auß. 

Wie ungeredht ed einerjeit8 fein würde, den Echuldner, der ben 
Gläubiger den wegen der zur Exekution ſtehenden Summe befriedigt 
hat, noch einmal wegen derſelben Schuld zu exequiren und wie e8, konſe⸗ 
quent dieſem Prinzipe, dem Richter durch andere Gefebesftellen zur 
Pflicht gemacht ift, darauf zu jehen, daß der Erequende nicht über die 
Maßen verirt wird, ebenſo ungeredhtfertigt ift es andererſeiis, den Gläu- 
biger zu veriren und feinem Schulbner Mittel in die Hände zu geben, 
bie Befriedigung ded Erſteren nad) Belieben hinauszuſchieben oder ihm 
biefe tittel, fall8 er fie anwendet, in den Händen zu belafjen. Es ift 
vielmehr Pflicht des Geſetzgebers, we er kann, ab ubelfen und den die 
Erefution verfügenden Nichter in feinem Berufe, Sedem dad Seine zu 
et nad) Möglichkeit zu unterftügen, ihm, fo zu jagen, das Leben 
zu erleichtern. 

Denn auf den Richter allein wälzt das Publitum ale Schuld, 
wenn ed nicht nad) Wunſch befriedigt wird. Entweder fennt der Laie 
die feinen Wünſchen entgegenftehenden geſetzlichen Beftimmungen nicht, 


') Zuftizminifteriafblatt von 1850. ©. 261 ff. 
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und dann ftellt er ſich den Rigter allgewaltig vor, der ihm wohl helfen 
koͤnne aber nicht wolle, oder aber er hat ſchon ee Prarie gem, 
und fieht über den Richter hinweg auf das Geſetz, das Feinen Ausweg 
bietet; in beiden Fällen, und ich möchte jagen ım legteren umfjomehr, 
aber hat der Geſetzgeber dringende Seranlaflung, die 8 e zu revidiren 
und zu verbeſſern, wo ed gebt. Zur unabweisbaren ia wird aber 
ſolche Verbefferung, wenn fie durch ein Leichtes zu erzielen und außerdem 
noch auf einem anderen Gebiete Erleichterung gewährt und die Arbeits- 
laft vermindert. Man muß nun weit in die Vergangenheit zurüdgehen, 
um an bie Jahre zu gelangen, wo der $.46. a. a. O. ganz volllommen 
am Diabe war; im den achtziger und neunziger Jahren bed vorigen 
Sahrhum ert3 allerdings F biete Beitimmung den Berfehröverhältniften 
und den Wünfchen des Publikums Tre Rechnung. Aber damals 
wurde auch bei Weiten im eloaftöverte r nicht der Kredit gewährt, 
wie heute, es jpielte der Wechjel nicht feine heutige Rolle, ed herrſchte 
überhaupt noch mehr Wahrheit und Reellität, noch mehr Achtung vor 
dem Öelepe und jedweder Behörde; während damald eine Beitimmung 
genügt haben würde, wie: 

Wilfentlih unwahre Angaben über Werthjendnngen durch die Poft 

find verboten, 
muß ed heute heiben: 

iſeguio unwahre .. u. ſ. w. find bei fo und fo viel Strafe und 

Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte unterfagt 
und troßdem dürfte es fehr fraglich fein, ob heute oder damald mehr 
Kontraventiondfälle gegen derartige Verordnungen vorgelommen. 
N 1793 konnte prafunmirt werden, daß ein Geldbrief, der mit der 
Poſt verjendet wurde, in der That das enthielt, was auf dem Kouvert 
angegeben ftand; produzirte en der Srequende einen Poftfchein über 
den Schuldbetrag, jo ftand feit, ‚daß er gezahlt hatte und daß jein 
Gläubiger befeiebigt war; der Exekutor durfte aljo getroft feinen Auf- 
trag als erledigt zurüdgeben. Die Ehrlichkeit des vorigen Sahrhunderts 
ilt leider verfhwunden, und mit ihr muß nothwendig diejenige gejeß- 
liche Deftimmung weichen, die fte zur nothwendigen Vorausſetzung hatte. 

eutzutage hat ie gejegliche Präfumtion, daß in dem Geldbriefe des 

chuldners dad gelegen, was den Gläubiger befriedigt, feinen Grund 
und Boden mehr; im — man nimmt einen Poſteinlieferungs⸗ 
ſchein mit einem gewiſſen Mißtrauen entgegen. Dem Schreiber —* 
iſt es in der allerneueſten Zeit mehrmals vorgekommen, daß ſächſiſche 

erichte, die ein hieſiges Gericht um Vollſtreckung der Crefutien auf 
Zahlung einer Geldfumme requirirten, mißtrauiſch, aber geredhtfertigter 
Weife, in dem Nequifitionsfchreiben erjudten, die Exekulion bei Vor— 
zeigung eines Pofternlieferungsjcheind nicht ald erledigt zu betrachten. 

- &8 ift eine alltägliche Nedensart: „Die Noth macht erfinderifch“ ; 
es ift Died aber eine Redensart, die Ai: viel Wahrheit enthält und die 
man in ber Gerichtspraxis ſehr häufig beftättgt findet. Jeder erfahrene 
Rechtsanwalt wird ihre Nichtigfeit einräumen. Die Noth giebt aber 
auch oft unreelle Mittel an die Hand; jo ift e8 mit dem hartbedrängten 
Schuldner. Er fieht fi) mit der Abpfändung feiner Habſeligkeiten be- 
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droht, er kann ſich nicht trennen von dem nothwendigften und zum 
Unierhalte feiner Kamilie unentbehrlihen Hausgeräth — das ihm ja 
nach bisherigen Preußiſchem Gejete (ſ. 88. 70. 71. Tit. 24. Tb. J. 
A. 6. O.), abweichend von der Konkursordnung von 8. Mai 1855, 
nicht gelajfen werden fell, — vder er will die Koftbarfeiten und Kleinodien, 
auf die der Exekutor jein Augenmerk zuerit lenfen fell und die vielleicht 
alte Inventariengegenjtände feiner Samilie, theuere Andenken werther 
Verftorbenen find, nicht in einer ſpärlich nur ven Trödlern bejuchten 
Auftion verjchleudert wiſſen; was iſt alje natürliber? Cr jinnt auf 
Mittel, er denkt nach über die ihm zu Gebote jtehenden erlaubten Aus— 
wege, die aber alle aus Mangel an anderweiten Kredit nicht "zum 
Ziele führen; er wählt daher dasjenige der unerlaubten Mittel, das ihm 
noch am reelliten jcheint, das ihm für den Augenblick jedenfalls über 
alle Schwierigfeiten hinweghilft und eine nachträgliche Gutmüthigkeit 
jeined Gläubigers vorausjegt, au Die er in feiner Bedrängnig nur zu 
— glaubt, deſſentwegen er auch nicht zur Verantwortung gezogen 
wird. 

Dies Zaubermittel aber iſt: Er ſchreibt einen Wechſel oder eine 
Anweiſung über den Betrag, ſteckt das Papier in einen Brief mit 
5. Siegeln und ſchreibt auf deifen Adreſſe: „Einliegend 50 Thaler,“ 
oder, wenn er noch vorſichtiger zu ſein glaubt: „Einliegend 50 Thaler 
in Werth.” Der erpedirende doftbenmte fonmt ihm aud in dem 
legteren alle zu Hilfe, er ertheilt ihm einen Pofteinlieferungöjchein, 
auf welchen er in der Mubrit „Deklarirter Werth“ nur vermerkt 
„50 Thaler, und der Erefutor wird in beiden Fällen durch Uebergabe 
dieſes Scheines genöthigt, den Erefutiondauftrag zurückzureichen, obwohl 
letzterer nody keinesweges erledigt ift. 

Died Manoeuvre einer fingirten Geldjendung ift ganz gewöhnlich und 
alltäglid) geworden; aus den Fällen, wo ed zur SKognition des die 
Exekution leitenden oder gar des Kriminalrichters gelangt fann man 
nur gang annähernd auf die große Anzahl der Fälle ſchließen, wo es 
in der That zur Anwendung fommt. Dem Schreiber diejed ift es 
während eined Sierteljahres in einem nicht jehr umfangreichen Prozeß⸗ 
dezernat fünfmal vorgelommen. Die Unzuträglichfeiten dejjelben fallen 
in die Augen. Der Öläubiger hofft in dem Geldbriefe den Gegenftand 
feiner Befriedigung zu finden; er findet aber in der That nur einen 
Wechſel, den er die Wahl bat, an Zahlungöftatt anzunehmen — dann 


iſt er een nicht weiter gie gut Zeit der Anftellung der Klage, 


oder ihn zu reteuniten und aufs Neue Exekutionsvollſtreckung zu be= 
antragen. In beiden Fällen hat der Gläubiger einen materiellen Ber- 
luft an Zeit und Geld. Recht eflatant tritt Died a beijpielö- 
weije dann hervor, wenn die urjprüngliche Forderung jelbit aus einem 
Wechſel herrührt. Bald wird der betreffende Gläubiger in den Belig 
eines rechtöfräftigen Erkenntniſſes geſetzt; dann aber tritt die langweilige 
Exekutionsinſtanz mit allen ee kenteiten hervor, und wenn man 
jih endlich am Biete dünkt, jo verfeßt die fingirte Geldjendung wieder 
auf den Anfangspunkt zurüd. Der Berlauf der Erefutiondinftanz gegen 
einen erfahrenen Schuldner ift etwa folgender: Nachdem der Erekutor 
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etwa 14 Tage bi 3 Wochen im Beſitze des wechjelmäßigen Exekutions⸗ 
auftrages geweſen, zeigt er endlich in Folge mehrfacher Ereitatorien an, 
bat der Schuldner frog_vielfacher Erfundigungen auf dem Polizeibureau 
nicht zu erfragen; der Dezernent ſucht nun entweder ex oflicıo feinen 
Wohnort feitzuftellen oder aber er überläßt e8 dem Imtereffenten, den- 
jelben zu ermitteln und nad) vielem Hin⸗ und Herſchreiben gelingt es 
endlich in Erfahrung zu bringen, wo der Erequende zur Zeit weil. Der 
. Erefutor erhält den Crefutiondauftrag zurüd, und * aufs Neue 
zur Exekution; es iſt ihm aber, wie er nad) Verlauf einiger Wochen an⸗ 
zeigt, obwohl er ſich zu den verfchiedenften Tagedzeiten in die Wohnung 
des Schuldnerd begeben, nicht möglidy feiner Babbaft zu werden. Was 
nun? Die Polizeiverwaltung hat Feine Verpflichtung, Hilfe zu leiſten, 
wenn nicht eine befondere Veranlaffung vorliegt; wo fie ed dennod) 
thut, iſt es reine Gefälligfeit. Andernfalld aber bleibt dem Gläubiger 
Nichts übrig, ald einen offenen Arreftbefehl zu ertrahiren. Nach vielem 
Bemühen wird denn nun auch endlid der Schuldner betroffen; doch in 
dem Augenblide, wo er inhaftirt werden ſoll, produzirt er einen Poft- 
einlieferungöfchein über den Schuldbetrag, und nun muß der Erefutor 
inftruftionamäßig abgehen und den Auftrag zurüdreihen. Die Geld- 
jendung war aber fingirt; der Gläubiger iſt noch nicht tedigt und 
der Schuldner ift nun wieder in den Stand gejept, aufs Neue zu 
latitiren und alle anderen ihm zu Gebote Hefe Re Mittel, um dem 
Exekutor zu entgehen, anzuwenden. Auf diefe Weiſe gehören foldhe 
Aktenftüde, in denen die Prozeßinſtanz 2 Folien, die Crefutionsinftanz 
2 biö 300 Folien umfaßt, die erftere 3 Tage, Die leptere Jahre lang 
bis zu vollftändiger Befriedigung ded Gläubigerd währt, nicht zu den 
jeltenen Erfcheinungen. Wenngleidy gern eingeräumt werben joll, daß 
der Grund hierfür auc noch in anderen Umftänden zu fuchen, fo muß 
man doch zugeftehen, daß die Fiktion der Geldfendung und die Mög— 
lichkeit dab durch fie die Erefution abgewendet werden kann, nicht der 
geringfte Mangel unfered heutigen Gerichtsverfahrens tft. Unerträglich 
und geradezu lächerlich wird aber ein ſolches Manveuvre, wenn es 
wiederholt zur Anwendung gebracht wird, und doch hat der Dezernent 
heutzutage noch feine Mittel in Händen, dem Wiederholungdfalle vor⸗ 
zubeugen. 
ie Gefehgebung hat ſich naturgemäß nad Mitteln umgejehen, 
dem von Su Sa tr, gleichmäßig mit der Steigerung des —* 
verkehrs, mehr einreißenden Unweſen mit fingirten ——— ut. 
Abwendung von Exekutionen zu ſteuern. Das einfachlte Mittel 
das geweſen, den $. 46. ded 24. Titels der Allgemeinen Gerichtöordnung 
und demgemäß den $. 38. der Inftruftion vom 2. Auguft 1850 aufzu- 
heben, weni tend ſoweit es fich auf die Poftfcheine bezieht; doch dies 
pätte foviel bedeutet, ald das Kind mit dem Bade ausfchütten. Denn 
onftruirt man ſich einen Fall derart, daß ein Gläubiger in London 
Jemand in Berlin erequiren will, jo fünnte es in einem wechjelmäßigen 
Berfahren fehr leicht vortommen, daß der Berliner Schuldner vollftändig 
gezahlt hätte, daß aber dennoch feine Sachen bereitd wegen der Schuld- 
junme verfauft wären, blos deöhalb, weil er nicht rechtzeitig in Beſitz 
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eine entiprecenben Belags zur Abwendumg der Exekution gelangen 
tonnte. Jeder praktiihe Juriſt wird bier zwar einwenden — und 
mit vollem Grunde —, ein folder Fall dürfte bei dem thatjäch- 
lich langſamen Verfahren unferer Erefutoren, aud in Wechjelfachen 
jehr jelten eintreten; troßdem aber, wenn auch nur ein folder Fall 
eintreten fönnte, wurde es eine zu jchreiende Ungerechtigleit gegen den 
Schuldner fein, ald da man die Möglichkeit in den Geſetzen ftatuiren 
e 


Ein weit beſſeres Mittel, den fingirten Geldſendungen zur Abwen- 


dung von Exekutionen vorzubeugen, wäre, wenn man den erpedirenden 


Poftbenmten anmwieje, auf jedem Pofteinlieferumgöichein genau den Ver⸗ 
mer? des Kouverts wicderzugeben und dem entiprechend das Publikum 
mit verhältnigmäßig hoher Strafe für falfche Deflarationen von Werth- 
jendungen bedrohte. üßte alfo der zahlungsunfähige Schuldner auf 
dem Kouverte jchreiben: 
Einliegend ein traffirt eigner Mechjel über 100 Thaler, der nad) 
3 Monaten am Orte &. zahlbar u. f. w. 
und hätte der Poftbeamte genau diejelben Worte in die Rubrit „Della- 
rirter Werth, auf ben ertheilten Poſtſchein zu ſetzen, jo würde allerdings 
ein über den gewöhnlichen Bildungsgrab preußiſcher Gerichtäboten er- 
hobener Exekutor ungefähr ahnen, was abgejendet, und ſich, weil ihm 
die Abjendung der Schuld nicht era von der VBollftredung der 
Exekution nit abhalten Iaffen. Unzweifelhaft würde dies Mittel im 
vielen Fällen zwedentiprechend wirken dennoch aber iſt es unpraftiich 
und unzureichend. Unpraktiſch deßhalb, weil in Folge der Einführung 
deffelben Manches der Beurtheilung der Erekutoren überlaſſen würde, 
dad fie ihrem Bildungsgrade nad zu prüfen nicht im Stande find, 
auch weil ed für den heutigen enormen Geſchäfts- und Geldverfehr zu 
umftändlich e und zu viel Schreiberet und in %olge deſſen eine 
Vermehrung der Poftbeamten zur Folge haben würde, unzureichend aber 
degwegen, weil es, troß der verhältniimäßig hohen Strafbeitimmung 
den in Noth befindlichen Exequenden nicht davor bewahren Tünnte, 
auf dem Kouverte der fingirten Geldjendung unrichtige Angaben zu 
machen. Durch ein ſolches indireft wirkended Berfahren würde Tau⸗ 
jenden ein unerträglicher Zwang auferlegt werden, um einem ver- 
einzelten Vergehen vorzubeugen, dad jchließlich doch begangen werden kann. 
Die Strafbeftimmungen über fingirte Gelbjendungen beftehen ja 
im der That, und aus der Gerichtöprart3 kann man ja beobachten, daß 
fie außer dem Nachtheile, daß fie höchftens indirekt ihren Zwed, die 
wirkliche Befriedigung des Gläubtgerd, erreichen, aud nicht im Stande 
waren, die immer größere Auddehnung des Mipbrauched zu hemmen. 
Die Strafgefeßgebung fahte den Fall einer fingirten Geldfendung Zwecks 
Abwendung der Erekution ald Betrug unter den 8. 241. des Straf⸗ 
gefepbuched; doch bald entitanden in Folge des häufigen Vorkommens 
derartiger Fälle bedenkliche Zweifel, ob der Thatbeſtand überall fämmt- 
liche Indicien des Betruges, insbeſondere die Hewinmfüchtige Abjicht 
und bie Deren mit Nothwendigfeit in ic ſchließe. 
Wenn man ſich auch im Allgemeinen in der Annahme einigte, daß 
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. eine Vermoͤgensbeſchädigung auf Ceiten des Gläubigerd, aud wenn fie 
nur in dem Verluſte der Verzugszinſen beftehe, meilten® vorliege, fo 
mußte man doch andererſeits ın vielen Fällen die Unmöglichkeit, dem 
Erequenden eine gewinnfüchtige Abficht unterzulegen, einräumen, da feine 
Abfiht nur dahin ging, ſich augenblicklich zu Bee: materieller Gewinn 
von ihm in feiner Bedrängniß am allerwenigiten bezweckt wurde. Bw 
Bedenken und das zahlreihe Eintreten derartiger Falle machten es de 
halb bald oa ald wünſchenswerth, die Etrafbarfeit der Anwendung 
unreeller Bofticheine zur Abwendung von Grelutionen ganz präziſe und 
beftimmt auszuſprechen. Dieſem dringenden Bedürfnitfe trug das Er: 
gängungegeieß vom 14. April 1856 Rechnung, indem es zu dem 
$. 28 des Strafgeſetzbuches Nr. 6. ergänzend folgende Strafbeſtimmung 
einſchob: 
„Wer in der Abſicht, eine verhängte Exekution abzuwenden oder hin— 
auszufchieben, von einem Pofticheine über VBerfendung von Geld oder 
anderen Werthgegenftänden Gebrauch macht, obgleich er weiß, daß der 
verjendete Brief oder dad verfandte Padet dasjenige nicht enthält, 
was als abgejendet nachgewielen werden full . .“ 
der joll mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten und zugleich mit Geld- 
buße von 50 bi8 zu 1000 Thalern beitraft werden. Es war dies ein 
weientlicher Hortjchritt, denn damit war die Straflofigfeit überall da 
ausgeſchloſſen, wo man zwar nicht eine Gewinnſucht, wohl aber die 
Abficht der Abwendung der Exekution thatfächlich feitftellen konnte. 
Trotzdem aber ift das zahlreiche Vorkommen der Vergeben genen 
8. 243. Nr. 6. St. G. B. ein fiherer und fchlagender Beweis dafür, 
daß eine ſolche Friminalrechtliche Verfolgung nicht p dem gewünſchten 
Ziele führt und daß man, wo es irgend angeht, de lege ferenda ſolchen 
Umweg zu vermeiden ſuchen muß. Um jo wunderbarer iſt aber die 
häufige Erſcheinung fingirter Geldfendungen zur Abwendung der Exeku⸗ 
tion, als die Nr. 6. a. a. D. in der Geridhtöpraris an enticheidender 
Stelle fait durchweg zu Ungunſten des Schuldners interpretirt worden 
if. Co fol e8 in Betreff des Pofticheined nur als wejentlich erachtet 
werden, daß er etwas Anderes befage, ald die Sendung enthalte, und 
ol e8 für vollitandig gleihailtig — — werden, ob vielleicht die 
Inhaltsdeklaration auf der Adrefie vollſtändig dem wirklichen Inhalte 
enttprehend angegeben war; auch hat man angenommen, daß es zur 
Strafbarkeit vollftändig genüge, wenn der Poſtſchein auch einem Dritten, 
außer dem Crefutivbeamten, gegemüber gebraudt wird u. f. w. Daß 
deſſen ungeachtet und ungeachtet des verhältnißmäßig hohen Straf: 
maßes des 8. 243., dennody ſo häufig Fälle des Zuwiderhandelnd gegen 
Nr. 6. eintreten, findet wohl nur darin feine Erklärung, daß einmal 
ein foldhed Vergehen merfwürdigermeife in der Praxis der Kriminal- 
rechtöpflege verhältnißmäßig milde beurtheilt und beinzufolge in Gemäß- 
heit ded durch das Gefep vom 30. Mai 1859 zu 8.243. St. G. B. 
binzugefügten Schlußſatzes milder beftraft wird, dann aber auch darin, 
Daß die augenblidliche Noth des gedrängten Saulbners ihn uber die 
fern ftehende und ungewifje Strafe hinwegſehen läßt. Auch kommt ihm 
in diejer Beziehung leider noch zu oft die Negligenz des Prozebrichters, 
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vermoͤge deren dieſer dergleichen Vergehen ignorirt oder den Intereſſenten 
zur Anzeige und Verfolgung überläßt, zu Statten. 

Dbwohl nun aljo die Beftimmungen bed Strafgeſetzbuches Die 
Kontraventiondfälle gegen 8. 243. Nr. 6. nicht prohibiren, jo vermehren 
fie doch mittelbar die Arbeitölaft des Prozeßrichters und des Unter: 
ſuchungsrichters, wie die des Staatsanwaltes, wenn fie zur Anwendun 
gebracht werden. Denn während einerjeit3 die Exe Kundinftang "Yurd 
die fingirte Geldjendung um feinen Schritt gefördert wird, fo bildet die 
lebtere, wenn fie zur Kognition des Staatsanwalts gelanat, einen Gegen⸗ 
ftand der Verfolgung im Kriminalwege und erfordert bier nun diejelbe 
Thätigfeit, wie jedes andere Vergehen, d. b. ed macht die verantwort- 
liche Bernehmung des Schuldnerd oder gar die Führung der Vorunter⸗ 
Inchuung, eine vollitändige Audienzverhandlung und Exekutionsvollſtreckung 
gegen den für fchuldig befundenen Angeflagten neihwenbii. ' 

Dazu kommt nody der fernere Umftand Daß in Folge des Umweges, 
den der Geſetzgeber zur Verhütung fingirter Geldfendungen gewählt, ein 
möglicherweife gan unbeftrafter und unbefcholtener Mann, nur durch 
augenblickliche veranlaßt, zu einem Verbrecher geſtempelt wird. 
Gäbe es für ihn nicht den Ausweg der fingirten Geldſendung, ſo würde 
er vielleicht in Schuldarreſt gerathen ſein, gegen den ihn ſchließlich auch 
der Poſtſchein nicht ſicher ſtellt; er würde rn aber nicht noch außerdem 
mit dem Schimpf, den die Strafgefangenfchaft doch immerhin mit fidh 
führt, beladen haben. 

Giebt e8 ap ein Mittel, das einerſeits dem Schuldner den Belag 
für wii erfolgte Cinjendung des Stnilbbefenges in Händen läßt, 
um der Abpfändung oder dem Schuldarreft vorzubeugen, und auderer- 
ſeits eine ngirte Geldſendung überhaupt unmöglich macht, mittelbar 
aljo die Thätigkeit der Unterhuchungäbehörbe nicht erfordert und ben 
Exequenden der en ausſetzt, I wird Jedermann zugeben, 
daß dies Mittel fo probat ift, daß deſſen jufortige Einführung das Er: 
wünjbteie wäre. 

in folches Mittel liegt aber unfered Erachtend nur darin, daß 
man dem mehr und mehr zunehmenden nad der Baareinzahlungen 
bei der Poftbehörde auf Poftanweifungen aud hier gebührende Geltung 
verfchafft; eine durchaus gute und überall zwedentiprechende Audhilfe 
würde jein, wenn man beitimmte, 
daß ſich der Crefutor nur durch einen Poftichein, der die Baarein- 
zahlung der Soul umme zur Weberjendung an feinen Gläubiger 
nachweilt, von der Vollftredung der Erefution abhalten laſſen joll. 

Sit die Baareinzahlung bei der Poft erfolgt, jo hat ee Wiſſens 
ſchon jetzt der expedirende —** die Verpflichtung auf dem zu er⸗ 
theilenden Poſteinlieferungsſchein die Baareinzahlung zu atteſtiren; event. 
müßte ihm eine dahin gehende Verpflichtung auferlegt werden, etwa 
dahin gehend, daß er in die bisherige Rubrik kurz den Vermerk ſetzt: 

„baar 100 Thaler.“ 

Mit einem ſolchen pofteinlieferungg chein Tann der Exekutor ſo⸗ 
wenig, wie der die Crefution leitende Richter hintergangen werden; ber 
Gläubiger aber ift in der That, und mit baarer reuhifcher, überall 
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geltender Münze — denn andere nimmt ja befanntlid die Pofſtver⸗ 
waltung nicht — befriedigt; der Schuldner tft nicht der Gefahr ausge⸗ 
jest, ein Betrüger zu werden; dem Prozeßrichter, dem Unterſuchungs⸗ 
richter, dem Staatsanwalt wird ein nicht unbedeutender Theil ihrer De 
ſchäftigin abgenommen. 

egen eine derartige Beſtimmung ließe ſich nur einwenden, daß 
ſie unter Umſtänden zu große Härte gegen den Schuldner mit ſich 
führe. Unſeres Erachtens iſt dies aber nur in zwei Fällen denkbar 
Es kann einmal der Wechſel oder die Anweiſung, die eingeſchickt wird, 
in der That gut und zum vollen Betrage einlösbar ſein — dies ift er 
aber nur dann, wenn die MWechjelverpflichteten oder wenigſtens einer 
derfelben zahlungsfähig und dann wird es dem Schuldner leicht werden, 
auch anderweitig ben Wechfel zu Diäfontiren und dem Gläubiger den 
baaren Erlös einzufchiden; oder aber der Wechjel oder die Anweiſung 
ift nur ein Stüd Papier, und der Schuldner fpefulirt mır auf bes 
Gläubigerd Gutmüthigfeit und en — nun dann war es bei 
Schuldners Pflicht, diefe Nachficht eher in Anfprud zu nehmen und 
die Zurüdnahme des Erefutiondauftrages rechtzeitig zu erwirken. 

Bei diefer Gelegenheit ſoll noch auf einen anderen Bortheil, den 
bie obige Beitimmung nad ſich ziehen würde, aufmerkſam gemacht 
werden. Die Poltverwaltung tft bekanntlich durch das Geſetz vom 
5. Juni 1852 verbindlich gemacht, für alle zur Beförderung ihr anver: 
trauten Werthiendungen im Falle eines Raubes oder Diebitahls den 
Abjendern den deflarirten Werth zu erjepen, wenn ihr nit der Rady 
weis einer oe Werthsangabe gelingt. Kann ed nun nicht leicht 
vorfommen, daß gerade der unreelle Schuldner, der zunädit die Geld- 
jendung fingirte, um die Erekution abzuwenden, im Falle einer Be 
raubung der Poſt, Anwug auf Zahlung der deklarirten Summe erhebt? 

Der uns vorliegende al einer Prozeßordnung in bürgerlichen 
Nechtöftreitigleiten für den Preußiſchen Staat aus dem Jahre 1864 
enthält, wie wir und überzeugen, zwar feine fpeziellen Beitimmungen 
in dieſer Beziehung. Er behandelt das Thema über Abwendung der 
Exekutionen in dem $. 1017. fehr ftiefmütterlih mit den Worten: 

Der Gerichtsvollzieher hat im Halle eines Zeiberjpruches bed Schuld: 

nerd gegen die Zwangsvollſtreckung von dieſer abzuftehen, wenn ent: 

weder von dem Öläubiger die Einftellung bewilligt oder die vollftred- 

bare Ausfertigung eined Urteld ihm vor elegt wird, in welchem bie 

Fnſteunng angeordnet oder die Vollſtreckung für unzuläſſig er 
ärt wird. 


Es Tann völlig Bahn geftelt bleiben, ob der unferer Abhandlung 
u Grunde liegende Fall abfichtli übergangen oder überfehen worden 
iſt, denn ſoviel fteht feit, daß er in jeder volljtändigen Prozeßordnung 
vorgefehen werden muß. Umſomehr glaubten wir und aber aus diefem 
Grunde in bejonderer Nüdfiht auf Die von der nunmehr zufammen- 
getretenen Kommiſſion zur Ausarbeitung eined Entwurfed einer Civil⸗ 
pregeborbnung für den Norddeutſchen Bund zu vollendende Arbeit auf 
en Mangel unjerer biöherigen Gefepgebung und, wie demfelben ab— 
zubelfen, aufmerffam machen zu dürfen berechtigt. 
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XXXIII. 


Darf nad Preußiſchem Recht der über den Pflichttheil bedachte, 

aber mit Befchränkungen belaftete Pflichttheilsberechtigte, welcher 

gegen dad Teftament den freien Bflichttheil fordert, wenn eine 

eventuelle Einfehung anf den Pflichttheil nicht angeordnet: ift, 

außerdem noch den Meberfchuß mit den anfgelegten Bejchrän- 
tungen beanfpruchen? 


Bom Herrn Kreidrichter ©. Brüning zu Tecklenburg. 


Das Allgemeine Landrecht leitet die Beſtimmungen über das Pflicht- 
theilörecht, deſſen Bedeutung und Rechtswirkungen befanntlich in den 
älteren ımd in den neueren Gejebgehungen fehr gen aufgefaßt 
werden, mit der Beftimmumg ein, dab Eltern über ihr Vermögen nur 
mit Borbehalt des den Kindern zukommenden Pflichttheild verfügen 
fünnen. 88. 383. 391. Tit. 2. Th. II. Es beftimmt, daß diefer Pflicht- 
theil, außer aus den gejeglich beitimmten Gründen, jo wenig mit Be- 
dingungen oder Einſchränkungen belaftet, als ſonſt gefchmälert werden 
dart — 88. 398. 411. 418. a. a. O. — und fagt fodann über die 
Folgen der widergefeglichen Entziehung, Schmälerung oder Belaftung 
deijelben wörtlich: 

8.432. „Behauptet ein in jeinem Pflichttheile enterbted, ver⸗ 
fürzted, oder fonft belaftetes Kind, dab ihm ein foldher Nachtheil aus 
einer wicht geiehmähigen oder nicht gegründeten Urſache zugefügt 
worden, fo muß demſelben redhtliches Ger darüber verftattet werden.“ 

8. 433. „Findet der Richter die Beſchwerde gegründet, fo muß 
dem Kinde fein Pflichttheil aus der Erbſcha verabfo gt, oder ergänzt, 
oder die darauf gelegte Laft oder Einſchränkung duch Urtel und 
Recht für aufgehoben erflärt werden.“ 

8.436. „In allen anderen die Cnterbung nicht betreffenden 
Stüden bleibt die letztwillige Verordnung bei Kräften.“ 

Diefe Beitimmungen enthalten m. €. die Bejahung der aufge: 
ftellten Stage ziemlich Tlar. 

: Dagegen koͤnnte das Gegentheil ald die Meinung des Geſetzgebers 
ben der Saflung des $. 430. ebendafelbft gefchloffen werden. Derſelbe 
immt: 
vnerlaffen Eltern einem Kinde fein volle Erbtheil, verfügen aber 
dabei, daß felbiged für die Enkel erhalten werden foll, fo muß das 
Kind ſich dieſer Verordnung unterwerfen und Tann Statt deffenr den 
Pflichttheil nicht wählen.“ 
Indem bier ausnahmsweiſe dad Recht verfagt wird, ſtatt deö be⸗ 
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ſchwerten teftamentarifchen Erbtheils, den Pflichttheil zu wählen, ſcheint 
ald die fonft zutreffende Regel eben nur die Wahl des Einen oder 
Anderen gedacht zu fein. 

Auch werden in dem $. 402. Tit. 9. Th. J. A. L. R. die Rechte 
des am Pflichttheil verkürzten Erben lediglich in die Befugniß zuſammen⸗ 
gefaßt, „auf deſſen Abreichung oder Er ngung anzutragen.“ 

Wirklich ift denn auch, während die Kechtälehrer — _ 

vergl. Koch, Lehrb. des Privatrecht. 2. Ausg. Bd. 2. ©. 89. 
Bornemann, Syſtem des Preuß. Givilrechtd. 2. Ausg. DB. 6. 
©. 192. 197.; v. Rönne, Ergänzungen der Preußiſchen Rechts— 
bücher. 5. Ausg. Bd. 2. ©. 214.; v. Daniels, Lehrbuch des Preuß 
Privatrechts. Bd. 3. ©. 43.; Temme, Handbudy des Preuß. Civil 
rechte. 8.425. — 
die Frage unerörtert Iaffen, in der Praris die Rechtsanſicht wert ber 
breitet, daß der Pflichtt eiläberechtigte nur zwifchen dem reinen Pflicht 
—* oder dem teſtamentariſchen Erbtheile mit dem onus die 
abe. 
Daß dieſelbe das klare Geſeg verletzt, iſt leicht zu zeigen. 
Da allein der oben mitgetheilte 8. 433. dire über bie Frage 
difponirt, jo fann in den 88. 402. und 430. a. a. O. ber Uriprung 
der Irrlehre faum gefucht werden. In der That beruht auch diefelbe 
weniger auf einem aus dem Geſetze gefchöpften Mikverftändniffe, alt 
vielmehr auf der unrichtigen Idee: 
der ungenügend bedachte Pflichttheilderbe Fünne nur entweder auf 
Grund des Teftanented, oder gegen das Teftament auf Grumd des 
Geſetzes juccediren. 
Ein Drittes ſei nicht gegeben. 
Im erften Falle bleibt e8 aljo lediglich bei dem Teftamente, IM 
lesteren ledinlich bei dem Geſetze. 

Diefe an ſich konſequente Auffaffung fteht im Widerſpruch mit dem 
pofitiven Rechte. Der im Teftamente ungenügend bedachte —— 
berechtigte ſuccedirt nicht contra tabulas lediglich auf Grund bes & 
feged; er fuccedirt auf Grund des Teftamentd, foweit er darin bebadi 
ift, auf Grund des Geſetzes, ſoweit er verfürzt tft. Beide Delations 
gründe konkurriren. Das ift der Grundfag, wie des Römijcen Rot 
ſo auch des allgemeinen Landrechts, indem beide dem zu gering bebaditen 
Dflichttheiläberechtigten nur die Klage auf Ergänzung des fiel 
einräumen, im Webrigen aber das Zeftament aufrecht halten. 

Nov.115. 0.5. WER. Th. J. Ti. 9. 88.401. 402. Th. I. Ur? 
88. 432. 433. 436. 

Der im Zeftamente 5 gering bedachte Pflichttheiläberechtigte fehl 
alfo auf dem Boden des Teſtaments hinfichtlidh deffen, was ihm zuge 
wendet if. Nur — er verleßt iſt, iſt das Teſtament zu forrigitel. 

Aud diefen Grundjähen ergtebt I die Folge: 

at der Teſtator dem Pflichttheilsberechtigten nicht oder En went) 
interlaffen, fo erhält derfelbe gegen ben Willen des Teftatord jeint 
Pflichttheilsquote; 

iſt der Pflichttheilsberechtigte in quanto über den Pflichttheil hinauf 
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bedacht, aber dabei in quali durch unzuläffige Beſchränkungen verletzt, 
ſo tritt Remedur durd Aufhebung diejer Bejchränfungen ein, ſoweit 
der Pflichttheil reicht. 

Das Mehrzugewendete dem ‚rtichtibeileberechtigten, ber jein Recht 
geltend macht, zu entziehen, erfcheint um eyrändet Nur zum Dortheil, 
nicht zum Pachtheil deffelben wird das Teſtament durch das Pflicht: 
theilsrecht durchbrochen. 

Will alfo der Zeftator dem Bflichttheilsberechtigten, wenn berfelbe 
die Beſchränkungen ſich nicht gefallen laſſen will, dad Mehrzugewendete 
entziehen, fo hat er dieſes auszuſprechen, für dieſen Fall denjelben auf 
den Pflichttheil zu ſetzen. 

Das Alles ift denn auch nad gemeinem Recht ganz unbeftritten. 
Puchta, Pantelten, $. 489. bei Note f.; Thibaut, Pandelten. 
8. Ausg. 8. 963.; Sintenid, Civilrecht. 2. Aufl. Bd. 3. ©. 601. 
602.; Sıaa 3.7. ©. 89. Ä 

Bon diejem, bis dahin unbeftrittenen, Rechtöftande hat das A. L. R. 
nur eine Audnahme — durch den $. 430. a. a. O. — ſtatuirt. 

Darüber fagt Suarez in dem Schlußbericht: 

‚Durch die fogenannte Cautelam Socini fonnten Eltern ihre 
Kinder in der Diſpofition über den Pflichttheil einſchränken, wenn 
fie ihnen mehr als die Legitimam hinterließen“ — und dabei zu- 
gieih auddrüdlich verordneten, daß das Kind, welched der Beſchrän⸗ 
tung ſich nicht unterwerfen möchte, auf den Pflichttheil geſetzt fein 
folle —; „dem Kinde aber jteht eö frei, dad mehrere Crbtbeil fahren 
gu laffen, und die bloße Legitimam ohne die verordnete Cinfchrän- 
ung zu wählen.“ 

Hiernach iſt die oben mitgetheilte Faſſung des $. 430. für unfere 
Trage ohne Bedeutung. Es handelte fi) bei dieſer Beſtimmung nur 
darum, für einen beftimmten Ausnahmefall dem Pflichttheilderben diejenige 
Befugniß zu entziehen, welche ihm von dem Teſtator durch die Kautel 
nicht genommen werden konnte. 

Soweit aber ſchon durch die Kautel eine Vorſorge möglich war, 
durfte und follte e8 bei dem bisherigen echte verbleiben. Dort einzu: 
greifen, die Anwendung nder Nichtanwendung der Kautel dem Belieben 
des Teſtators zu entziehen, die darin enthaltene eventuelle Strafe für 
den Dflichttheiläberechtigten auch ohne, auch gegen den Willen des Gel: 
tor8 eintreten zu laſſen, — ſolche Einſchränkung des Pflichttheilsrechts 
und der Teſtirfreiheit zugleich lag nicht im Geiſte der Redaktoren des 
allgemeinen Landrechts. 

Die bei nicht angewendeter Kautel dem Pflichttheilsberechtigten zu- 
ftehende Befugniß, unter Sefthaltung des Ueberſchuſſes, von dem Pflicht- 
theile die Lat abzuwerfen, brauchte alſo nicht noch erwähnt zu werden. 
Daß hierin die Redaftoren von. dem biöher gültigen Rechte hätten ab⸗ 
weichen wollen, Davon zeigen die Materialien, wo doch eine ſo erorbitante 
Neuerung nicht hätte unerwähnt bleiben fünnen, feine Spur. 

‚ Aber auch dad allgemeine Landrecht ſelbſt enthält, außer dem in 

jeiner Bedeutung dargelegten 8. 430., feine Beſtimmung, welde die 
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Befeitigung iener Befugniß des Pflichttheilserben auch nur im entfernteiten 
andeutete. 

Der angeführte 8. 402., welcher hier allein noch in Betracht fommen 
könnte, berührt umfere Srage nicht. Derfelbe befindet ſich unter ben 
Vorſchriften über , Erbſchafts-Entſagungen.“ Hierunter FH ber-$. 401. 
daß ber in einem Teſtamente ernannte Erbe nicht dem te tamentarijden 
Erbrechte entjagen und ftatt deſſen das gejeßliche wählen darf. Diele 
Beftimmung begwedt lediglich, wie auch ſchon das Roͤmiſche Redt durd 
das an a dift „si quis omissa causa testamenti“ ange 
4., dem Teftamentderben, weldyer der teftamentarifchen Verpflichtungen 
durch Entjagung der teftamentarifchen Erbfchaft die dadurch herbei 

eführte Deftitution bed Teftamentes fi) entledigen möchte, die Inteftat 

Hucceifion zu verſperren. Es full dadurch das Zeftament aufrecht er⸗ 
halten werden, wie dieſes an anderer Stelle in noch wirkſamerer Weiſe 
vorgefehen wird. A. L. R. Th. J. Tit. 12. 9.279. Gang von ſelbſt 
drängte ſich alſo hier die Erinnerung an das Pflichttheilsrecht auf, 
welches allein gegen dad Xeftament unbedingte Kraft bat. Deshalb 
ka ine vörber nach der Vorſchrift des 8. 401. erläuternd und bei- 
aufig hinzu: 

ß 8. 402. ft er aber. durch die Verordnung bed Erblaſſerß an 
einem ihm gebührenden Pflichttheil verkürzt worden, jo kann er al 
de n Abreichung oder Ergänzung anfragen.“ (8b. HD. tk? 
D n. 9.) 

Nichts ent nad) biefen Beftimmungen dem Geſetzgeber je fer 
wie die Vorftellung, als ob etwa der Pflichttheiläberechtigte, um fein 
Recht geltend zu machen, der teftamentariichen Erbſchaft entjagen ill, 
dieſes aber, im Gegenſatze zu anderen Teftamentderben, unter Vorbeha 
ſeines geſetzlichen —58 — ils thun dürfe. Mag anderen Geſetzgebunga 
eine ſolche Auffaſſung zu Grunde liegen, nad dem allgemeinen ST 
rechte bleibt der im Zejtamente eingelebfe Pflichttheiläberechtigte, EM 
er nicht ganz entjagen will, Teftamentöerbe, er hat nur innerhalb dei 
ZTeltamentd auf Ergänzung feined teftamentariichen Erbtheild Auſpruch 
58. 401. 402. 432 ff. a. a. O. Nach dieſem Zuſammenhange konnten 
alſo auch nur die nal welde dem Pflichttheilsberechtigten ER 
das Teftament, nicht aber ſolche, welche ihm etwa noch außerdem ur 
dad Teſtament zuftehen, zu einer Mg Anlaß geben. u 

Der Gefepgeber will aber an dieſer Stelle über dad Notherber 
recht überhaupt noch gar nicht difponiren. Er jagt durch bad beige 
fügte Allegat deutlich: welche Rechte dem Pflichttheilsberechtigten zu⸗ 
fteben, beitimmt der 5. Abichnitt, Tit.2. Th. II. AM. L. R. 

Dort, wo allein über Pi —5— beſtimmt iſt, wird mm aber 
die fraglihe Befugniß des Prlichttheiläberechtigten Deutlich anerfann. 
Der $. 433. unterjcheidet bier ausdrüdlich drei Fälle: 

a) wenn das Kind enterbt, 
b) wenn ihm zu wenig binerlaffen, , 
c) wenn ed zwar nicht in quanto, aber in qualı durch unzuläffig‘ 
Beſchränkungen verlegt ift. 
Im erften Falle giebt es gegen den Willen des Teftatord den 


v 
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Den eil, im zweiten ergänzt es die Verleihung bis zur Erfüllung 
des Pflichttheild, im dritten Falle forrigirt e8 die in quali mangelhafte 
Verleihung, foweit der Pflichttbeil wii es giebt die Klage auf Be⸗ 
[relung bed Pflignhein von der Beſchränkung. „So muß” — ſagt 
ad Geſetz — „die darauf gelegte Laſt für aufgehoben erflärt,“ ın 
tantum fü nicht beigefügt erachtet werden. Darüber hinaus in das 
Zeftament einzugreifen, dem Pflichttheilöberechtigten zu entziehen, was 
der Teftator ihm zugedacht, um einem Anderen ed zuzuwenden, dem ber 
Zeftator e8 verfagt hat, — zu einer ſolchen Umkehrung des Teſtaments 
fehlt jealiher Grund. 
ach der klaren Borjchrift des angeführten 8. 433. darf der Pflicht» 
theiläberechtigte fein Verlangen darauf richten, dab die Einſchränkung 
reſp. Laft, —* ſie auf ſeinem Pflichttheil ruht, aufgehoben werde. 
„Su allen anderen die Enterbung nicht betreffenden Stüden bleibt die 
leptwillige ‚Verordnung bei Kräften,“ zu Guniten des Pflichttheilserben 
nicht weniger, ald eined anderen Honorirten. Vgl. 8. 436. a. a. D. 
Soll alſo der inicttbeitänerechtigte welcher die ihm auferlegten 
Beſchränkungen nicht dulden will, das Mehrzu ewenbete verlieren, fo 
muß, wie nad) gemeinem, jo auch nach Preußiſchem Rechte, der Teftator 
dieſes —õS PAR denfelben für dtejen Fall auf den Pflicht. 
theil ſetzen. Das Geſetz fchließt die Kautel nicht in fich. 
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XXXIV. 
Zur Reform des Gibilprozeſſes. 
Vom Profefior Dr. Paul Hinfhins. 


Recht und Beweis im Civilprozeſſe. Ein Beitrag zur Kritit und Reform des deutfchen 
Civilprogefles von &. von Bar. Verlag von Bernhard Tauch niß. Peipzig. 1867. 
. Die Civilprozeßreformfrage ift durch die Ernennung der Kommiſſien 
[ir die Entwerfimg einer Civilprozeßordnung für das Gebiet des nord» 
eutfhen Bundes unerwartet jchnell wieder auf die Tagesotdnung ges 
fommen. Schäbbared Material findet die Kommiſſion genug in einer 
ganzen Reihe von neuerdings publizirten Entwürfen für das Verfahren 
in bürgerlichen Nechteftreitigfeiten, ſowie in den durd) diefelben veranlaßten 
Beiprehungen und Kritiken vor. Nichtsdeſtoweniger wird es nicht über: 
Ak erſcheinen, wenn ich durch dieſe Zeilen die Aufmerkſamkeit auf 
die oben zitirte Schrift zu lenken ſuche, und dieſe nicht in dem engen 
Raum einer kurzen literariſchen Anzeige, ſondern in der längeren Form 
einer Abhandlung beipreche. Denn der Verfaſſer ſtellt in berjelben eine 
Reihe weitgehender neuer Vorſchläge auf, weldhe zum größten Theil 
von den bidherigen Forderungen abweichen, und daher ſchon wegen ihrer 
Neuheit der VEhkHUNE bedürftig find. Abgefehen davon fünnen die- 
felben auch deshalb die allgemeine Beachtung beanfpruchen, weil der 
Berfaffer, welcher erft nad) längerer Beichäftigung in der hannoverjchen 
Prarid dad Katheder beftiegen, und fich durch mehrere civil» und kriminal⸗ 
prozeßualiihe Schriften bereits vortheilhaft befannt gemacht bat, gerade 
feine Erfahrungen über die vielgeruhmte hannoverſche Prozeßordnung 
mit zu verimertben in der Lage war, und dieſe leptere nicht fo günftig, 
wie ein anderer hannoverſcher Praktiker, der jebige Chef unjerer Jufttz 
Dr. Leonhardt, beurtbeilt. 

Das Ziel, welches der Berfaffer durch feine Vorſchläge verwirklichen 
will, ift die Herbeiführung eines das materielle Recht Üsrdernden und 
doch raſchen Verfahrens. Gleichzeitig behält er aber dabei im Auge, 
daß die betreffenden Einrichtungen mit einem Richterperſonal befchafft 
werden müffen, das beffer geftellt ift, als der heutige preußiſche Richter- 
ftand und deſſen Unterhaltung nidt dem Staat und der Steuerkr. 
feiner Angehörigen unerf Awinglihe Opfer auferlegt. Vorausſetzung 
jeder Reform tft ihm daher die Möglichkeit einer Verminderung ver 
Zahl der Richter, welche er bei Feithaltung der Prozedur der hannover⸗ 
chen Prozeßordnung oder der Einführung des beutfchen oder preußiichen 
Entwurfed nicht für durchführbar erachtet. 

Bei den Borfchlägen, die er in diefer Richtung aufftellt, gebt er 
mit der j t ber enden Meinung von dem Prinzip der Mündlichkeit 
oder Unmittelbarfeit aus, er hält aber dabei eine größere Bedeutun 
der vorbereitenden Schriftſätze für das Derfahren geboten, als diefen nad 
dem Preußiſchen und Deutfchen Entwurf beigelegt if. Cr will das 
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ie ferner fo eingerichtet wiſſen, daß das —— moglichſt 


eitlich und unmittelbar dem erkennenden Gericht vorgeführt wird. 
Zu letzterem Behuf verlangt er die Vornahme der weißverhanblinngen 
Pi —F Gericht ſelbſt, ‚vor einem —— — und Abſchaf⸗ 
der aan Suftanz über die Beweis ſteht es Kae 
wenn er fi gen egen die —8 von Behauptun en 

unb — ad Art des gemeinen Dregebi 8 und der haunoverſche 
Prozeßordnung ausſpricht, und ftatt des gemeinrechtlichen —— 
lokuis ein der roͤmiſchen Formula in. gewiſſem Sinne waqhgebildetes 
Beweisurtheil eingeführt wiſſen will, in welchem eine ſpezielle Beſtim⸗ 
mung über die Beweislaſt nicht getroffen werden ſoll, da der Verfaſſer 
eine ſolche mit der von ihm befürworteten freien Beweiswürdigung nicht 
für vereinbar erklärt. Außer dieſen in ya auf dad regelmaͤßige Ver: 
fahren ud geftellten Grundſätzen beſpricht v. Bar in feinem Bude noch 
die Geftaltung der Kafſationsinſtanz, da8 Ungehorfamäverfahren, * 


. Berfahren vor Ginger tern, die Einrichtung der Handelsgerichte und 


die etwaige Einführung einer Civiljury. 

Ich ſtimme dem Verfaſſer vollkommen darin bei, daß bei der Re⸗ 
form des Civilprozeſſes der Blick auf bad roͤmiſche Prozeßverfahren umd 
nad) England und Nordamerika mehr als biöher gerichtet werben 
müſſe, ich halte auch feine hiftoriichen Ausführungen, welche die Unan- 
mendbarkeit einer ganzen Reihe von Vorſchriften des gemeinen Civil» 
prozeſſes bei Cinführung ber Mündlichleit darzuthun begweden, für voll- 
kommen begründet, ebenſo teete id) ihm darin bei, 9 ein mündliches 
vielfach den Zeugenbeweẽ ausſchließendes Prozeßverfahren, wie dad 
Fam ſche, nicht einfach den werden fan, wenn man wie der Berfafjer 

t thut, die Zuläffigteit jened Beweismittels nicht beſchränken will. 

Nich —* eniger halte ich manche der oben erwähnten Vorſchläge 
theils [ar heben, theils für praktiſch unausführbar. 

8 erſtere gilt m. E. vor Allem von den Ausführungen über dad 

Verbältnih der borbereitenden Schriftſätze zur mündlichen Verhandlung. 

Der Verfaſſer, welcher die Refultate ſeiner Schrift in einem Anhänge 


als ange einer gemeinjamen deutſchen Civilprozeßzordnung zuſammen⸗ 


geſtellt hai, will nach 8. 2. in Bezug auf den in Rede ſtehenden Puukt 
Folgendes augeorbnet wiffen: 

‚Die mündliche Verhandlung wird Dur) Schriftfäpe —— 
welche von den bei den einzelnen Kollegialgerichten praktigirend 
Anwälten unterzeichnet, beim Bericht eingerei t Hart mittelft Berfü 
gung bes Abtheilungspräfidenien ber —— erben. beziehungsweiſe 
deren Anwalte zur Beantwortung mitget 

Die Parteien find bei der —E Be —5 infoweit an 
den za der Schriftſätze gebunden, als hatſachen welche in 
den Schriftſätzen nicht auzgegeigt find, abgejehen von dem Falle der 
Zuſtimmung des Gegners oder von Fällen, in welchen die Wieder⸗ 


j einf in den vorigen Stand gegen ein — Erlenntniß 


gerechtfertigt ſein würde, auch in der mündli ndlung nicht 
borbringen dürfen. Sie find dagegen nicht verhindert, : Die Ih den 
Schrifttäben angezeigten Thatſachen in der mündlichen Berhanblung 
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durch Anführung von neuen Umftänden und Thatjachen gu fpezialifiren, 
zu mobdifiziren und zu vervollitändigen, vorausgeſetzt, dab die Ber: 
«theidigung neo Gegners durch ſolches Vorbringen nicht weſentlich er- 
wert wird. 
“ Wird eine Bervollftändt n oder Veränderung ded Inhalts eines 
Schriftſatzes, welche über Diele renze hinauögeht, ausnahmsweiſe in 
der mimdlichen Verhandlung zugelajien, jo kann da8 Gericht entweder 
die Aufnahme zu Protofoll oder unter Vertagung der Verhandlung 
auf Koften der jäumigen Partei die nachträgliche Einreichung eines 
Sariltiape verordnen. 
Allgemeine Rechtsdeduktionen dürfen in den Schriftſätzen nicht 
enthalten fein.“ 

Die in diefem Paragraph erwähnte Rlageihrit wird nach 88. 3.—$. 
durch den Präfidenten dem Bellagten au? ernebmlaffung mitgetpeilt, 
ed erfolgt dann eine Replik und Duplit, Schriftfäge, für welde bei 
Berfäumung ber vorgeichriebenen Friſten von bezünlih 4, 3 Wochen 
und 14 Tagen die Präklufion ipso jure eintreten fol. 

Daß diefe Beſtimmungen mit dem EC chriftenwechfel unſeres preußiſcher 
Progeijed eine große Hehnlichkeit haben, fällt fofort in die Augen. Und 
wenn der er doch zwijchen feinen Vorſchlägen und dem Preußifchen 
Verfahren, wie jeine Ausführungen ergeben, einen wefentlidhen Unter: 
ſchied findet, jo glaube ih, dab fich ii Annahme nicht halten läßt. 
Eine lebendige münbliche Derhanblung, weldye er mit Recht im Preußiſchen 
Prozeß vermißt, wird allein durch die Bornahme der Beweisverhand- 
‚lung vor dem erfennenden Stichter nicht erzielt. Zunächſt müßte doch 
— und der Verfaffer nimmt dies gleichfalld an — ein Beicheid des 
Gerichtes auf Beweidaufnahme erfolgt fein, * von einem Beweidver: 
fahren die Rede fein kann. Die diefer Bejchlu faflung vorgehende Ver⸗ 
handlung, in ve Die Parteien an den Inhalt der Schriftſätze im 
ganz ähnlicher Weile, wie im Preußiſchen Proz Jepunden find, wird 
aljo immer an dem Mangel leiden, dab im Weſentlichen das, was ſchon 
fchriftlich fixirt tft, wieberbolt wird. Die Berufung auf den Strafprozeß, 
welche der Verfaffer ©. 48 beliebt, erſchüttert das nicht im Mindeſten, 
denn dad ſchriftliche DBorverfahren dient hier nicht dazu, oder jollte 
wenigſtens nicht dazu dienen, den Richter zu informiren, vielmehr {fl 
{en Zweck led gig Material für die Anklage, eventuell auch für die 

ertheidigung herbeizuſchaffen. Ueberdies — die Beweisfrage im 
Shalnrugeß, tet8 eine überwiegende Rolle, während die Srage nad) ber 
rechtlichen Begründimg der Anklage felten Zweifel madt. Chenjowenig 
fann ich den Hinweis auf den römiſchen Prozeß, jowie den heutigen 
englijhen Prozeß für begründet erachten. Daß im klaffiſchen cömifchen 
Drogen eine Formel: „Sı paret, Numerium Negidium Aulo Augurio 
C dare oportere‘“ feine ſchriftliche, Thatſachen enthaltende Grimdlage 
bed Prozeſſes bildete, liegt auf der Hand, und ebenfo konnte bei einem 
bonae fidei judicium die thattächliche Begründung einer Kompenfationd- 
: &inrede und die weitere Subftanztirung einer dieje bejeitigenden Replik 
doch nur vor dem judex in judicio geltend gemacht werden. 

Auch hier lag alſo eine vorherige Pindende fchriftliche Grundlage 
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nicht vor. In der fpäteren Kaiferzeit liegt der Nnterfchied von dem 
Sr eren Verfahren darin, daß die Formula fortfällt, aber der fpätere 
ibell enthielt bafjelbe in direkter Behauptung, alſo ftatt: „si paret, 
Num Num Ao Ago C dare oportere‘“ heißt ed: „dico Num Num 
mihi C dare oportere“ oder „ajo, fundum qui in agro est, qui 
Sabinus vocatur, meum esse.“ = den vom aſſer gen zitirten 
Bethmann Hollweg, römiſcher Civilprozeß. Bd. 3. Bonn. 1866. 
©. 243 ff.; otebing, ber Zuftinianeifhe Libellprozeß. Wien. 1865. 
©. 3% ff. 701 ff.) 8 den englifchen Prozeß betrifft, welchen ich 
aus eigener Anſchauung fenne, jo bat fih v. Bar hier durd die Be- 
merfungen von dv. Kräwel, in pejlen Bedenken über das franzöfifche 
Weſen der für Preußen ⁊x. außgearbeiteten Entwürfe einer bürgerli 
Prozeßordnung. Leipzig. 1865. ©. 16 ff. irre führen Iaffen. Sch habe 
ſchon in der Dreußiichen Anwaltszeitung von 1865. ©. 629 ff. nachge⸗ 
wieſen, dab die Behauptungen des lepteren über den engliichen Prozeß 
durchaus irrig find. Su der Notel. a. a. O. habe ich die Heberfegung 
eined engliſchen Aktenſtückes mitgethein ‚ aus dem evident ergiebt, 
daß der erite Schriftfap das Klagefundament zwar noch einigermaßen 
erfennen läßt, daß aber die die Stelle der Klagebeantwortung oder Ver⸗ 
nehmlafjung, fowie der Replik vertretenden fchriftlichen Erklärungen nicht 
im mindelten ergeben, worauf fi) die Vertheidigung des Bellagten und 
bie dieſer jeitend des Klägerd gemachte Entgegnung gründet. Bier mag 
ed genügen darauf hinzuweiſen, daß der Common Law Pocedure Act 
von 1852. 15 und 16. Victoria c. 76. ald gebräuchliche Formeln für 
den den Klagegrund bildenden Theil der Klage 3. B. folgende angtebt: 
„Arbeit gethan und Material geliefert durch den Kläger an den Bes 
klagten auf des lepteren Aufforderung,* „dab der Beklagte, indem er 
verficherte, daß er ein Pferd an den Kläger verfaufte, gejund und fromm zu 
reiten, daß aber da8 befagte Pferd damals nicht gefund umd ‚rom u reiten 
war“ (Bgl.Markham, The common law procedure. Il. edition. London. 
1861. p. 125.; I. W. Smith, an elementary view of the proceedings in 
action at law. VII. edition. London. 1860. p. 72 ff. 319 ff.) In ähn- 
licher Turzer Weiſe werden die fchriftlichen Erklärungen bed Beklagten 
(„daß er nicht u, geworden, wie angeführt”) abgegeben. Weber 
den Inhalt diefer rungen kann fi) zwar Die mündliche DVer- 
handlung nicht hinaus bewegen, fie geben den Rahmen ab, innerhalb 
welches ſich die Parteien zu halten haben, aber diefer ift beinah fo weit, 
dab er mit den Dorföriften der neueren Entwürfe, welde die Ans 
übrungen in der mündlichen Verhandlung allein für maßgebend erachten, 
übereinlommt. 

Ob der vom ea] er weiter in Bezug genommene nordameri- 
kaniſche Prozeß, mit welchem ich nicht vertraut bin, wefentliche Ab⸗ 
weichungen von dem englijchen Verfahren aufweilt, bürfte zweifelhaft 
fein, weil das nordamerikaniſche Recht im Grunde auf dem englischen 
ruht. Mag dem aber auch fein wie ihm wolle, fo lafjen die Vorſchläge 
des Verfaſſers jedenfall3 den Parteien teimeöwegd jo weiten Spielraum 
in der münb lichen Verhandlung, mie died nad dem zömt[chen und eng- 
liſchen Prozeß der Fall ift. Nach 8. 2. feiner Grundzüge darf die Partei 
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in der mündlihen Berhandlung wur neue Thatſachen verbringen, wenn 
ber Gegner zujtimmt, oder wenn die nenen Thatſachen die in den 
Schriftjägen angeführten nur ſpezialiſiren, modifiziren ober vervollitän- 
digen und Durch dieſe neuen Anführumgen die Bertheidigung des Gegners 
nicht weſentlich erſchwert wird. Gilt eine foldye Beſtimmung, jo wird 
die Vorficht jedem Advokaten gebieten, das geſammie thatſächliche Ma⸗ 
terial, ſoweit ihm dies moͤglich, in den Schriftjag aufzunehmen, denn 
er kann ja nie ſicher ſein, daß der Gegner bie Zulaſſung neuer that⸗ 
— — Anführungen geſtattet oder daß das Gericht dieſelben als die 
ertheidigung des Gegners nicht beeintraͤchtigende Nova anſieht. Dem⸗ 
nach wird die Praris dieſelben, bis ins Einzelne fubitantiirte Schrift: 
füpe aufweifen, welche wir heute im gemeinen umd preußifchen Prozeh 
baben und die im lepteren der mündlichen Verhandlung jo gut wie 
ichts mehr übrig Iaffen, als einige vun den Richtern unwillig angehörte 
und baber auf das beicheibenfte aaß zurücgeführte Rechtsausführungen. 
Zudem bedarf es bei der Realiſation der Vorſchläge des Verfaſſers in 
jeder mündlichen Verhandlung erft immer einer Feſtftellung, ob die im 
Plädoyer angeführten neuen Thatſachen von dem Inhalte der Schrift: 
De abweichen, und damit wird, wenn man nicht ein Referat durch einen 
er Richter zur Information der übrigen Drüplieber des Kollegd ein: 
führen will, eine Unterbrehung der mündlichen Verhandlung nothwendig 
gegeben, welche dem einheitlichen Eindruck derfelben nicht förderlich iſt 
Es ergicht fi aus diefen Ausführungen, daß, jomie man die 
Parteien zu thatfählichen Spezialifirungen in den Schriftſägen drängt 
mr der Weg, dem die neueren Entwürfe geben, oder das Prinzip dei 
jetzigen —* Prozeſſes moͤglich iſt. Es kann freilich nicht be 
ftritten werben, daß, wie der Verfaffer hervorhebt (S. 47.), die münd⸗ 
liche Verhandlung weder tm roͤmiſchen noch im engliſchen Prozeſſe em 
bedeutungslofed Anhängjel oder eine überflüffige Kormalität iſt. Sie 
ift dies aber nicht deshalb, weil das Beweißverfahren im allen dieſen 
Drogebreihten unmittelbare vor dem erfennenben Hichter erfolgt und weil 
die Beweiſe mit den Behauptungen verbunden werden, ber Grund 


vielmehr darin, daß ber Kläger bloß das von ihm tn Anfpru genommene 


Necht bezeichnet und die nähere Entwidelung der dieſes Recht beyrim 
denden — in der mündlichen Ihanriung lgt. Vie eicht 
at dem Verfaſſer dieſer Gefichtspunkt bei ſeinen Ausführungen vorge 
hwebt, ba er jonft gegen die bisherige ftarte thatfächliche Subftanturung 
im Anfange des Prozeßverfahrens fampft und, wie ſchon bemerkt, EM 
der römiihen Formula in gewilfem Sinne nachgebildetes Be 
eingeführt wiffen will. &. 100. bemerkt er in Bezug darauf: „Statt 
alfo, wie heutzutage im gemeinen Prozeßrechte geſchieht, 3. B. * 
Beweiſe aufzuerlegen, „daß Rider dad fragliche Pferd am 5. Mat 
1867 von dem &. getauft umd überliefert (tradirt) erhalten habe, | je 
daß X. zu der fraglichen Zeit Eigenthümer des Pferdes gewefen jel, 
wenn Kläger eine Eigenthumsklage angeftellt und als Erwerbs— rund 
Kauf und Tradition angegeben hat, würde es uunmebr, beiben, ager 
babe zu beweifen, „daß er das fragliche Pferd am 5. Te ale 
dem &. gefmift und tradirt erhalten babe und dadurch Eigenthümet 
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geworden jei."" Mit diefer jo unfcheinbaren Veränderung, weldye übrigens, 
worauf wir gleich aufmerkſam machen und fpäter zurücfommen werden, 
in einem Punft noch wejentlid von der römifhen Formula abweicht, 
tft id ein Erhebliches erreicht. Nach der erften, der heutigen gemein— 
rechtlichen Faſſung tft ed 3. DB. dem Bellagten, der im Beftke des 
Pferdes ſich befindet, verwehrt zu beweifen, daß der fragliche Kauf un⸗ 
gültig gewejen, weil der Verfäufer X. zur Zeit des Verkaufs handlunge- 
unfähig, etwa völlig betrunken oder minderjährig war, na einer viel- 
verbreiteten und in der Prartd auch noch oft befolgten Anficht auch 
z. B., dab der Kauf an eine nicht eingetroffene Bedingung gefnüpft 
und deöhalb unwirffam war. le dicke T sm fönnen Dagegen 
nad) der zweiten as Gegenftand des Beweiſes werden. Denn die 
äußere That ache, daß Kläger mit dem X. Worte gewedieh, welche an 
ſig als Zeichen eines geſchloſſenen Kaufes gelten, Tanır wahr len nd 
och bat er, wenn Bellagter die Handlungdunfähigfeit des Verkäufers 
uachweift, nicht das Cigenthum des Pferdes erworben. Der Bellagte 
fann alle Gründe, welche den fraglichen Kauf unwirkſam machten, 
ſpäter geltend machen und beweiſen, ohne fie vorher haarſcharf ange⸗ 
eben zu haben. Ja, dieſe werden ohne Weiteres berückſichtigt, wenn 
ie im Laufe des Verfahrens mit unzweifelhafter Evidenz als vorhanden 
ich herauöftellen, und da die Thatſachen, welche der Kläger anzugeben 
at, nicht mehr als ſolche gelten, welde den Anſpruch des Klaͤgers 
ausschließlich begründen follen Ina nur zur Beyeigmung deiien, 
was demnächft euer werden fol o verfteht e8 aa von jelbit, dab, wenn 
etwa im Beweidverfahren Modififationen dieſer Thatfachen fich heraus⸗ 
ſtellen, welche den fraglichen Eigenthumserwerb nicht hindern und zu- 
glei den wirklich bewieſenen faktiſchen Vrgans nicht als einen voͤllig 
von dem Behaupieten verſchiedenen erſcheinen laſſen, dieſe Modifikationen 
dem Kläger feinen Nachtheil bringen Tünnen Jene näheren Umſtände 
haben nur zur vorläufigen Bezeichnung dienen follen, und es iſt eine 
alte juriftiihe Regel: „Falsa demonstratio non nocet.“ 

Daß der Bertaffer bet diefen Ausführungen mit den Beſtimmungen 
des 8. 2. ſeiner Grundzüge in Widerſpruch geräth, liegt wohl auf der 
Hand, denn nach letzterem ſollen die Parteien an den Inhalt der Schrift⸗ 
ſätze gebunden ſein, während das Beweisurtheil noch den Beweis einer 
Reihe von früher Te behaupteten Thatſachen offen läßt. Dagegen 
verdient ausdrüdlich hervorgehoben zu werden, Da ben Berfaffer trotz 
dieſes Widerſpruchs ein richtiges Gefühl geleitet hat. Dad Deweiß- 
urtheil foll bet v dazu dienen, der Verhandlung einen feiten Anhalt zu 
geben, aber auch gleichzeitig die Fehler des gemeinrechtlichen Beweis⸗ 
urtheild vermeiden, weldye darin beftehen, “: eine Reihe bejtimmter 
Thatſachen zum Beweife auögefept werden und daß, wenn biefe nun 
nicht bewiejen werden, aber andere Umftände, aus denen dad behauptete 
Recht fich ergiebt, der Bemeispflichtige a gerwaiſe beweisfällig werden 
fann. Darum ftellt er die Beweisſätze auf dad Recht. Cr bemerft 
weiter völlig zutreffend (S. 46.): „Allein nun wollen alle jene Ent- 
würfe die Zuläffigfeit fowohl einer nicht vor dem Progekgericht mündlich 
erflärten, alfo Soriftlichen Vollmacht, ald auch eines Ungehorfamver- 


Di 
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fahrens, welches mit einer wirklichen Verurtheilung in der Sauptiade 
gegen den abwejenden Beflagten endigt. Beide, dem heutigen Verkehr 
unentbehrliche Sätze find nad, einer unerbittlichen Logik mit jenem, wie 
wir gleich fehen werden, übertriebenen und doch nicht einmal aus⸗ 
reichenden Prinzip der Mündlichkeit unvereinbar. Zur Durchführung 
beider Sätze ift es nöthig zu prüfen, ob der Inhalt der Klageantraäge 
fonform iſt mit Demjenigen, was in der mündlichen Verhandlung ver: 
getragen wird, d. h. die Schrift bildet in ſolchem Kalle die Grundlage 
der mündlichen Verhandlung, mag fie and) ohne die letztere nicht berüd: 
fichtigt werden. Der Bellagte fann nicht im einer ganz anderen Sache 
veruriheilt werden, als diejenige iſt, welche der ſchriftlich ihm Bit 
ftellte Antrag enthält, und die zum progelle über die Sache A. ertheilte 
Vollmacht ift Feine für die Sache B. Äbgeſehen aber hiervon und ab⸗ 
gefehen auch von dem Sape, daß die fogenannten materiellen Wirkungen 
der Rechtshängigkeit, z.B. die Unterbrechung ber Klageverjährung, ie 
nad) den neuen Entoirfen, wie heufgntage nicht anders praktiſch moͤgli 
ift, nicht an den Beginn der mündlichen Verhandlung, fendern an den 
Augenblid der Behandigung der fchriftlichen Klage —5 bleiben, 
muS jede Prozeßordnung ſelbſt nad Beginn der mündlichen Verhand⸗ 
lung, ſei es von gmtawegen, ſei e8 auf. Antrag der Gegenpartei, gewiſſe 
Abweichungen des mündlichen Bortraged von dem örtlichen Klage 
antrage ald unzuläffig zurüchweifen, wenn nicht alle Regelung bed vor 
bereitenden Verfahrens aufhören fell. Die Beftimmungen der Ent 
würfe über die nguäif feit einer Klageänderung find nicht durchführbar, 
ann A der Schr * die Grundlage der mündlichen Verhandlung 
en ſoll.“ 


Daß die Schrift in den vom Berfaffer erwähnten Beziehungen die 
Grundlage bilden muß, ift richtig, aber auch ohne Beftimmungen, wie 
der $. 2. feiner Grundzüge formulirt, läßt fid) daſſelbe Ziel erreichen, 
md m. ©. find die Beftimmungen des Preußiſchen Entwurfd und dei 
Deutiihen Entwurfs ausreichend, eventuell fanın bier durch einen miät 
erheblichen z3 geholfen werden. 

Die einf Lägigen Paragraphen des erften lauten: 

8. 396.: „Die Klage muß enthalten: 

1. Die Bezeichnung der Parteien nach Namen, Stand oder Gewerbe, 

ö Kohnort Fi he F A 

. bie Bezeichnung des Prozeßgerichts; 

3. die Darftellung der Thatſachen, aus welchen der —5 bel 
Klägerd hergeleitet wird, infoweit diefelben erforderlich find, UM 
den Klagegrund vollftändig erfennbar zu machen; 

4. das rechtliche Begehren ded Klägers, ſowohl in ber Hauptſache 
als in den Nebenpunkten, durch beftimmte Angabe der Entſchei⸗ 
dung, welche gegen den Belagten ergehen ſoll; 

5. die uforberung an ben Bellagten zur Führung des Progellel 
innerhalb der gefeplichen Zrift, einen bei dem Prozeßgericht ange 
ftellten Anwalt zu ernennen ꝛc.“ a 

8.226.: „Durch die Zuftellung der Klage wird die Rechtshaͤngig⸗ 

feit begründet.“ 
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$. 227.: „Die Rechtshängigkeit hat folgende Wirkungen: 
. Die Sade kann nit anderweitig gerichtlich anhängig gemacht 


werden. 

2. Die Zuftändigfeit des Prozeßgerichts dauert auch bei folhen Ber- 
änderungen fort, welche, wenn fie vor der Zu tellung der Klage 

eingetreten wären, die Zuftändigfeit des Prozeßgerichts ausge⸗ 

[ateiten haben würden. 

. Wenn der Kläger obfiegt, jo wird jede rechtliche Verfügung, 
welche der Beklagte nad) Zuftellung der Klage über den ftrettigen 
Gegenftand ee" at, rüdfichtlich des Klägers einer ſolchen 
gleichgeachtet, weldye erit nad) dem Stege bed Klägerd vorgenommen 
wird. Gegen den Dritten, zu beifen Gunften die Derfüi ung ges 
troffen wurde, tft anzunehmen, daß dem Stläger bie rechtöfräftig zuer⸗ 

fannten Redhte- Gen zur Zeit der Zuftellung der Klage zuerfannt 

gewefen jeien. Die Kenntniß des Dritten von der Nechtshängig- 
eit der Sache hat diefelben rechtlichen Folgen, als wenn dem 

Dritten die dem Kläger fpäter zuerfannten Rechte bereits befannt 

mach gewefen wären. 

er Kläger ift nicht mehr befugt, die Klage zu ändern. 

. Der Beklagte erlangt dad Recht jur Erhebung eimer Widerflage. 

Die Borfchriften des bürgerlichen Rechts über die funftigen 

Wirkungen ber Zuftellung ber Klage und die fonftigen Folgen der 

Septebangigient bleiben unberührt.“ 

. 232.: „ eine unzuläffige Aenderung der Klage (8. 227. 
Ztffer 4.) tft e8 nicht anzufehen: 

1. wenn der Klageantrag, ohne Aenderuug des Klagegrunded ergänzt, 
erläutert oder berichtigt wird, indbefondere wenn Anfprüce auf 
Srüchte oder Zinfen, oder andere Nebenforderungen geltend gemacht 
werden; 

2. wenn die Aenberung ded Klagegrundes mit oder ohne Aenderung 
bes Klageantraged den Bellagten nicht zu einer anderen Rechts⸗ 
vertheidigung nöthigt; 

3. wenn ftatt des urfprünglich geforderten Gegenſtandes wegen einer 
ſpäter eingetretenen Beränderung die Leiftung der Entſchädigung 
gefordert wird.“ . 

8. 233.: „Hat der Bellagte in einer münblichen Verhandlung auf 
die veränderte Klage fi eingelaffen, ohne die Unzuläfligfeit ber 
Anderung zu rügen, jo tft er zu diefer Rüge nicht mehr befugt.‘ 

Die einichlägigen Paragraphen des Deutfchen Entwurfed zweiter 


Deal 


00 


Dr pm 


Lefung verordnen dagegen: 


231.: „Die Klage wird durch Behändigung eines diefelbe ent- 
haltenden Sdriftate erhoben, für welchen die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über vorbereitende Echriftfabe maßgebend ſind.“ 

8. 120.: „Die Schriftſätze enthalten: 

1. Die Bezeichnung der Parteien nad) Namen, Stand oder Gewerbe, 
Wohnort und Parteiftellung; die Namen der Anwälte, die Be 
zeichnung des Gerichts, an welchem ber Rechtsftreit zu verhandeln 
tft, und des GStreitgegenftanded; die Zahl der Anlagen; 
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2. die Gejuche, welche die Parteien in der Tagfahrt zu ftellen beab- 
fichtigen, mit einer kurzgefaßten, aber eeaaahı en und beftimmten 
Angabe der diefelben begründenden tatläc gen erhältniſſe, nöthi- 
gen mit Andeutung der mahgebenden rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte ꝛc.“ en U 

$.236.: „Mit der Behändigung der Klageſchrift wird die Streit- 
fahe im Ganzen oder in deren einzelnen hellen bei dem Prozeßge⸗ 
richte Veen | J OL, Zu 

Bud die Rechtshängigkeit wird für Die Dauer berfelben die 
Zuftändigfeit anderer oleich a tändiger Gerichte auagehhtoffen und 
für den Bellagten dad R egründet, eine Widerflage bei dem 
Prozebgerichte zu erheben. Die Zuftändigfeit der Progebgerihte wird, 
jofern nicht die Vorfchrift des 8. 7. Abſ. 1. Anwendung findet, durch 
eine Veränderung ber diejelben begründenden Umitände nicht berührt. 

Im Vebrigen treten; ſoweit nicht die Landesgeſetze etwas Anderes 
verorbnen, alle Wirkungen, welihe durd die bürg icen Geſetze an 
die Anftellung oder Mittheilung der Klage, % die Borladung des 
Beklagten oder an deſſen Ginlat ung auf die Klage geknüpft werben, 
mit der Behändigung der Augeibeif ein.“ — 

8. 337.: „Eine Aenderung ber og it nad) Behändigung der 

Klagefchrift nur mit Einwilligung des Beklagten zuläſſig. Dieſe ift 

als vorhanden anzunehmen, wenn der Beklagte, ohne gegen bie Ab- 

ande einen Einwand’ zu erheben, über die gbgeänderte Klage ver⸗ 
anbelt. 

Als Klageänderung ift es nicht anzujehen, wenn ohne Aenderung 
des Klagegrundes die Klage ergänzt, erläutert oder berihtigt, das 
Kiagegefud in der Hauptſache oder in Bezug auf Nebenforderungen 
erweitert oder bejchränkt, oder ftatt des urſprünglich geforderten Gegen- 
ftanded wegen einer fpäter eingetretenen Beränderung die Leiftung 
einer Entſchädigung gefordert wird.“ 

‚.,b Bar —* den feſten Anhalt für die mündliche Verhandlung 

in den mitgetheilten Vorſchriften darum zu vermiffen, weil beide Ent- 

wäürfe, wenngleich fie die Klageänderumg ald Regel ausſchließen, dieſelbe 
doch unter gewiffen Vorausſeßungen geltatten. Der Preußiſche Entwurf 

(88. 232. 233.) läßt fie zu, wenn der Bellagte nicht zu einer anderen 

en ung genöthigt wird oder die Yenderung in der münd⸗ 

Iihen Verhandlung nicht gerügt bat, der Deutjche Entwurf nur mit Ein- 

willigung des Gegnerd, welche er aber ebenfo wie der Preu iihe in der 
Unterlafjung einer Rüge in ber mündlichen Verhandlung findet. Ganz 
abgejehen davon, daß der $. 2. der vom Verfaſſer entworfenen Grund⸗ 
iea° auch die Anführung neuer Thatfahen mit Einwilligung des Be 

agten geftattet und dadurch ebenfalld eine Veränderung ded Klagefunda- 
ments möglid gemacht wirb, weiter davon abgefehen, bap praktiſch 
thatſächliche Angaben, welche volllommen von den in den vorbereitenden 

Schriftſätzen gemachten abweichen, felten vorfommen werden, madht doch 

dieſe Freiheit, welche bie Gutwärfe geftatten, nicht die mindefte Schwierig: 

feit. Wenn Jemand 3. B. in dem Glauben, fein le babe ein 

Grundftüd veräußert, eine. Klage auf Zahlung des Kaufpreijed® dafür 
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anitellt, nachher aber wor der mümdlichen Berbandlung ſich überzeunt 
hat, daß fein gültiger Kauf zu Stande Gefommer if unb ba der mind. 
lichen Verhandlung das Grundftüd vindiziren will, jo würde die feinem 
Anwalt für die Kaufllage auf das —** außgeftellte Vo mad 
(vgl. 8.96. Preuß. Entw.; 8.96. Deutſch. Entw.) freilich nicht für 


ie Wirkungen, welde die Entwürfe (Pr. 8. 226. 227.; Deutſch. 
3. 236.) an bie Zuftellung der Klage nüpfen, können freilich in einem 
ſolchen Falle, wie der hier vorausgejepte, nicht eintreten, z DB. würde 
alſo die Kitigiofität des vindizirten Grundftüdes nicht von dem Momente 
ber Zuflellung der zunächſt erhobenen . Klage auf das Pretium datirt 
werden können. Es fteht aber nichts entgegen, hier eine Beitimmung 
babin zu trefien, dab für den Fall einer zuläjfigen Klageänderung die 
Wirkungen, welche durd die erft erhobene, Ipäter abgeänderte Klage 
erbeigeführt find, mit der Aemderung fortfallen, und erft von dem 
itpunkt der Kundmachung bed neuen Anſpruchs die Rechtshängigkeit 
und die weiteren Folgen zu batiren. Nach dem Preußiſchen Entwurfe 
get das umjoweniger Bedenken, al$ hier die Xenderung fchon vor ber 
erhandlung dem Gegner durd die den franzöſiſchen Konflufionen u 
ebildeten Anträge —— werden muß und ſich dadurch ein ebenſo 
—2* Zeiwpunkt, wie für die Zuſtellung der Klage, ergiebt.') 

Somit bleibt nur dad aus der Nothwendigkeit des Kontumazial⸗ 
verfahrens hergenommene Bedenken beitehen. Aber auch dies erledigt 
ſich daraus, dab bier die Möglichkeit eines Hinausgehens über die Klage 
Durch die neuen Entwürfe injofern auagelölofien ift, als eine Aenderung 
des Klagefundamentd nur mit Einwilligung bed Gegners auläffig ift, 
und der Preußiſche Entwurf, $. 371., ebenjo wie ber Deutiche $. 276., 
den Kläger an ben Inhalt der Schriftſätze, der Klage, reip. bed An⸗ 
trages, binden. 

Soweit Wh wirklich ein Bedürfniß vorhanden ift, den Inhalt der 
Schriftſätze maßgebend fein zu laſſen, ift diefem in den Entwürfen im 
Bezug auf die Kluge Rechnung getragen. 

ie fteht es aber mit den Einreden, foll in diefer Beziehung ud 

ein Binden des Beklagten, wie ed durch die römische Formula mögli 
war, eingeführt werden? Der Berfaffer ftatuirt das ee {a im 8. 2. 
jeiner Grundzüge, und nimmt zur Begründung diejer feiner Anſicht 
auf den roͤmiſchen Prozeß Bezug. Dieſer Hinweis ift aber nicht [ur 
er 


alle Fälle zutreffend, denn bei den actiones bonae fidei konnte 


’) Endemann im Archiv für die eiviliftifche Prarie. Bd. 49. ©. 163 ff. will 
— überhaupt die Wirkungen der Rechtshängigkeit erft von der kontradiktoriſchen Feft⸗ 
ellung des Etreited in der mündlichen Verhandlung ab datirt wiflen. 
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Richter auch Kompenfationdeinreden berüdfichtigen, über welche nichts im 
die Formel aufgenommen worden war. Abgefehen Davon macht er auch 
er die Betaltung de Coentualmarime wieder durch dad, was er über 
te Faſſung des Beweisurtheils ©. 111 ff. bemerkt, illuſoriſch. Der 
Beklagte fol zwar jeden getrennten rede Umftand, and welchen er 
eine E bung bes klägeriſchen echte erletten will, geltend machen, 
“aber der Richter full diefen, durch konkrete Thatumſtände demonstrationis 
causa bezeichneten le Vorgang mit dem Zufage zum Beweiſe 
verftellen, dab durch diejen Vorgang Dad Recht bed Klägers rechtlich auf- 
hoben (ein müffe, damit auch hier der Partei völlig freie Bewegun 

bei der Beweisführung gewährt werbe. Wenn alſo A. ben B. 
Nüdzahlung eines Darlehns belange, und B. eine Tilgung der Schuld 
durch bredmung behaupte, fo folle in Betreff diejeh Aufbebungsarundes 
im Beweidurtheil beftimmt werden, daß A. mit dem B. z. B. am 
3. März 1866 im G.fhen Gafthaufe zu &. eine Abrechnung über dad 
fragliche Darlehn gehabt habe und durch dieſen Vorgang das Darlehn 
rechtlich getilgt ſei. „Dieſer lebtere Bu ift nicht bedeutungslos 
heißt e8 ©. 111. „Läßt man ihn fort, fo verwandelt fich der m 
einen Beweis des gemeinrechtlichen Beweidurtheild und wenn bei diefem, 
im en Gafhale ſich zuent, daß der fragliche Vorgang im 
Gen Gafthauſe feine Abrechnung, jonbern eine Tilgung der Schuld 
durch eine reine Senkung war, ir ft der Sirenge nad) der Beweis 
verfehlt und der Beklagte wird verurtheilt. Diefe iferenz tft für die 
Geltung bed materiellen Rechtes im Drogefe außerordentlich wichtig, 
denn die Betheiligten wirfen regelmäßig den faltiihen Vorgang, auf 
welchen ed ankommt, im Allgemeinen richtig zu bezeichnen, nicht aber 
immer ihn richtig juriftifch zu qualifiziren oder alle einzelnen Umftände 
anzugeben, aus denen mit voller Gewißheit feine ui Erheblich⸗ 
keit Kit; Bleiben wir bei dem gegebenen Beifpiel ftehen, je Tann 
Die fi im Beweisverfahren herausſftellende enfung wieder dem 
Kläger zur Anführung einer Reihe von Thatjahen Veranlafjung geben, 
melde die Ungültigfeit oder den Widerruf derfelben darzuthun bezwecken, 
und daß thaftächläche Material wird bier vielleicht weitichichtiger umd 
eine umfangreichere Beweisaufnahme erforderlih, als wenn man die 
doch fo ſtets verlegte Eventualmarime aufgiebt und dem Bellagten noch 
die ihm vom Berfaffer verfagte Behauptung geftattet, daß die Schuld 
ftatt durdy die ange lie am 3. März 1866 erfolgte Abrechnung durch 
einen zwiſchen dem Erblaffer des Beklagten, dem urfprünglichen Schuldner 
und dem Kläger brieflih zu Stande gefommenen Erlaßvertrag getilgt 
fei. Die Webeljtände, weldye der Verfaffer durch dad Binden der Par: 
teten am die Schriftfäße vermieden willen will, werben aljo auch hier 
durch die Hinterthür des Beweidverfahrend wieder eingeführt. Es er 
ſcheint daher rationeller, eine ſolche Beſtimmung gar nicht zu treffen. 
Segen —* Behauptungen des Beflagten zeigt 1 bad vom Preußif 
Entwurf adoptirte Mittel, die Anerfennung der Souveränität der 
richte, als viel wirkſamer und völlig ausreichend. Die Bedenfen, welche 
gegen den nierher ehörigen 8. 324. deijelben: 

„Das ericht ift befugt, ein Angriffs oder Vertheidigungdmittel, 
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deſſen Berüdfichtigung einen Vorbefcheib oder ein Zwifchenurtheil noͤthi 
machen würde, als zur Berüdjichtigung nicht geeignet, zu —— 
wenn daſſelbe nach feiner Ueberzeugung zum Zwecke bed Verſchleifs 
der Sache geltend gemacht wird oder zurüdgehalten ift. Bon diefer 
—— * dad Gericht insbeſondere Gebrauch zu machen, wenn 
dad Angriffsmittel nicht bei der erften, ſondern erft bei einer päteren 
mündlichen Gerjandlmg vorgebracht‘ wird;“ 
erhoben find, babe ich ſchon Früher (Preuß. Anwaltözeitung. 1865. 
©. 300 ff.) unter dem Vorſchlag einer etwas abmeichenben Faſſung des 
$. 324. zu wiberlegen verjucht, und der Verfaſſer ſelbſt plädirt ebenfalls 
für die gedachte ae (©. 67 ff.), indem er zugleich folgenden Para- 
graphen g 8.) in feine Grundzüge aufgenommen bat: 
‚Sind am Schluffe der mündlichen Verhandlung erhebliche That- 
Jachen unter den Parteien ſtreitig geblieben, fo ift ein Beweisurtheil 
zu erlaffen. | 
Jedoch ift dad Gericht befugt, ein Angriffs- oder Vertheidigungs- 
mittel, deſſen Berüdjichtigung eine Beweisaufnahme nöthig hacen 
würde, als zur Berhdtichkigung nicht geeignet, zu verwerfen, wenn 
baljelie nach feiner Ueberzeugung zum Zwede des Berfchleifs ber Sache 
geltend gemacht ift.“ 

Aengitlihe Gemüther, welche ſich fcheuen, dem Richter eine foldye 
ouveräne Stellung einzuräumen, dürften vollends, durch den weiteren, 
ehr praftiichen und empfehlenswerthen Borjchlag in demfelben Para- 
graphen beruhigt werden, welcher dahin geht: | 

„Bertheidigungsmittel des Beklagten, welche eine weitausfehende 
Berhandlung nothwendig maden, fönnen auch, wenn die de zu 
Srunde liegenden Thatſachen unmahrfcheinlich find, der Flägeriiche An- 
ſpruch aber an ſich Klar oder in einem kurzen Verfahren klar zu ftellen 
ih, zum befonderen Verfahren verwiefen werden. diejem Fr kann 
die vorläufige Vollſtreckbarkeit des vom Kläger erwirkten Urtheils an⸗ 
Cerdnet eh: a legterer genügende Sicherheit leiſtet.“ (©. auch 

. 71 der Schrift). 

Mit diefer Kritik der Vorfchläge über dad DVerhältniß der vorbe- 
reitenden Schriftfäge zu ber mündlichen Verhandlung ift auch ſchon die 
Nothwendigkeit des von dem Verfaſſer befürmurteten, der Rechtskraft 
unterworfenen, eigenthümlichen Beweisurtheiles in Abrede geftellt.2) Denn 


2) Mie er daffelbe als eine freie Nachbildung der römischen Formula geftaltet wiffen 
will, wird ſchon aus dem früher darüber Mitgetheilten exfichtlich fein. Außerdem 
mod um völlige Klarheit darüber zu geben, no der 8.9. der Grundzüge bier ‚fine 

teile finden: „Das Beweisurtheil ‚trifft jpezielle Beitimmungen tiber bie Vertheilung 
ber Bewelslaft nicht. Es beitimmt nur im Allgemeinen, daß bie hun eined 
Rechts auf den fraglichen Gegenjtand oder auf die fragliche Leiftung zu beweiſen fei, 
unter Bezeichnung des behaupteten konkreten ER beziehungsweiſe der 
mehreren eventuell behaupteten Ontftehungegrünbe. Ebenſo beftimmt ed über den Be- 
weis behaupteter Aufhebungdgründe des angeblich ober augeftandenermahgen einmal 
entjtanbenen Rechts, bezw. über den Beweid derjenigen Redie und bezw. Thatſachen, 

che dieſe Aufpebungegrünbe wiederum hinterher außer Kraft ſetzen jollen. That⸗ 
jachen weiche als belonbere Berpflichtungsgründe der Entitehung eines Rechtes, bezw. 
Eintritte eines echtönufhebungsgrunbes zu betrachten find, hat Das Beweisurtheil 
zwar, infomweit fie im erften erfahren behauptet find, als Punkte, auf welche es vor« 
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daſſelbe en dazır dienen (f. S. 98 ff. der Schrift), die Gefährdung der 
Neberfichtlichfeit und damit auch der Mündlichkeit oder Unmittelbarkeit 
ded Verfahrens zu beſeitigen, kann aber, wie gejeigt, dieſen Zwed 
nicht erfüllen. 
| ü 5% Berfaffer ift offenbar durch zwei Umſtände auf feinen eben 
kritiſirten Vorſchlag geleitet worden. Einmal find es die ihm aufge 
ftoßenen Mängel der bamnoverfchen Progekordiumg geweſen, welche ihn 
veranlaßt haben, nach einem Mittel zur „opülfe zu fuchen. Er führt gan; 
richtig auß, daß bei der Fefthaltung der in ber —— — Prozeß⸗ 
ordnung?) anerkannten Eventualmaxime nnd Ber dort ebenfalls vorkom⸗ 
menden Trennung von Beweifen und Behauptungen ein wahrhaft münd⸗ 
liches Verfahren kaum möglich fe.) Die Grundfäge des Preußiſchen 


ausſichtli onders ankommen werde, hervorzuheben, jedoch keineswegs zu beſtimmen, 
Sf, wen ha bewiejen jeien, die Entlebeidung X gegen eine der Parteien ans 
h en müſſe. Ob das leßtere der Fall jet, hat das Gericht vielmehr, ohne durch das 

eweißurtheil gebunden zu fein, im Endurtheile zu enticheiden. Die im Beweisurtheile 
in den einzelnen Beweisfägen hervorgehobenen Thatſachen können jederzeit bis zum 
Enbdurtheile Durch die Behauptung F n Beweis von Nebennmftänden und anderen 
begleitenden oder vorhergegangenen Thatſachen verdoffftändigt oder mobdifizirt werden, 
vorausgeſetzt, daß nicht eine ſolche Veränderung mit ihnen eintritt, welche die Vorbe- 
reitung bed Beweisverfahrens dem Gegner weientlich erfchiwert.“ 

3) Bol 8. 202.: „Mit der Etklärung auf bie Klage hat der Bellagte den Ber: 
trag feiner geriteN en, fowie den Ynlrnd ſelbſt bezielenden verzögerlichen Einreden, 
unter Angabe ber Thatfachen und der des Rechtögrundes, worauf fie beruben, zu ver⸗ 
binden. (Bal. jedoch 8. 204). Rüdfichtlich etwaiger Repliken und zupiien et 
biefe Borichrift analoge Anwendung.” 8. 204: „Einreden, Repliken u. }. w. Tönnen 
bis zum Schlufſe der mündlichen Verhandlung unbedingt, nach diefen Zeitpunkt rüd- 
el ich derſelben Safbanz aber nur dann und zwar unter Beobachtung der Vorſchriften 

s 448. 450. (handeln von ber Reſtitutionsklage) nachgeholt werden, wenn fie von 
der Beichaffenheit find, daß fie, läge ein rechtefräftiges Erkenntniß in der Mitte, die 
Re ondflage begründen würden.” ' 

) Da die Eventualmarime gewöhnlich als ein Stud eigenthümlichen nationalen 
deutſchen Rechts gepriefen wird, was fie keineswegs ift, wie wir Beide, ich zuerft in 
der enbifcen nwaltszeitung von 1865. ©. 298 ff. und demnächft auch unabhängig 
von meinen Ausführungen der Berfaffer in feiner Echrift: Das Beweidurtheil Des 

ermanifchen Prozeffes. Hannover. 1866. ©. 250. Note 447. nachjumeiten ver ſucht 
ben, und ferner gerade die —— Mozeßordnung wegen ber Beibehaltung 
bieler angebl ermaniſchen Eiarichtung gerühmt wird, möge hier die betreffeude 
ik des V affere laß greifen, umlom als die öffentliche —— ũber die 
hannoverlie Progebor nung Taft ausſchließlich von den günftigen Urtheilen in den be 
kannten Leonhardtſchen Schriften beeinflußt fl. Der Verfafſer bemerkt ©. 50. 
m. ©. vollfommen treffend: „Wenn, wie dad gemeine Recht und die hannoverſche 
Prozegordnung mollen, die „ochmupbungen der Parteien in bem erften vogebabfchnite 
nicht bloß vorläufige und daher aligemeine fein follen, welche ledigli e Orienli- 
tung für das Beweisverfahren gewähren, fonbern genau ou irt alle Diejenigen 
Shatjachen enthalten müffen, Durch welche das fragfi Angriffg- und Vertheidigungd 
mittel unntittelbar begründet wird; wenn ferner die Rachholung aller und jeder Tolcher 
Behauptungen, ganz außerordehtfiche Ausnahmen abgerechnet, in einem fpäteren 
verfahren as fein fol; wenn endlich die Behauptungen fchon derartig formalirt 
fein mirffen, daß man genau Beweislaft und Beweiötheina zum Zwed der Abgabe 
eines Beweisurtheils übertehen kann, wenn alle dieſe Forderungen geftellt werben, Dann 
ift unjeree Erachtens die Unmöglichkeit dargethan, daß der Rihte weicher das Sub» 
urtbeil fprechen ſoll und zwar regelmäßig, nachdem zwiſchen der erfien Verhandiung 
und dem Schlufje des Beweisverfahrens tm dünftig en alle eine ganze Reibe von 
Monaten verfloffen find, noch eine gemrügende Erirmerung von der erften Berhandfung 
babe: es muß bie ſchriftliche Aufzeibhung heifend eintreten und zwar, Mag man ein⸗ 
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are {en weldher feine Eventualmartme und kein bindendes Beweis- 
nt, will er aber wegen der Befürthtung der ‚Verwirrung der 

handlung nicht adoptirt wien, und das umfoweniger, al8 er die 
er eſchraͤnkung des engenbeweifes verwirft (S. 71ff.) und 
F ei, Deweidan ahme bot bein etfennenden Gerichte felbft 


a —* *— ten fiber den erften Punkt fo gut als abge chloſſen 
und bie franzoͤfiſche Pr ra des Zeugenbeweiſes in Deutſch⸗ 
and m Anhänger gefu nden bat — ber. fünfte beutfche Juriſtentäg 

ar mit großer Majorttät in her —* tw egen ausgeſprochen 
kb en haben der Preußiſche umd Ban he Entwu jenes 


damit en Ge⸗ 
he Geſchaftslaft aufgebürdet oder unter 


wenden, was man wolle, nicht Aus nur ald ein Anfnfipfungspuntt dee Erinnerung, 
als ein Rahmen bes Berk — en des le —F 0 


Eck —— Be nk der vollft — ine feit, 2 de 

nbar 

‚ie mit den Vorträgen die letzteren als Grundlage für einen fpäteren Prozeßab of 
—5 — und zum uni es Beweiſes für —* Anſicht hat bie hamoverſche 
ogehorbnung m ausdrü eich eihels an daß im Falle eines Widerſpruchs zwiſchen 

en 


— * Be⸗ 
weisverfahren u bei Are 5 jet —AJ Senf, Weider das Beweisurtheil 
abgegeben hat, w 4 bei einem wahrhaft mũndl 

i in der Derfon des erkennenden 
gangen Verfahrens jelbftv Ibfiwerftänbft Wr fein würde Die 
gelehrten Berthei er bannoverfchen Pro täufch wenn fe ginuben, 
‚man dürfe ni — wohl aber ſchriftliche —— — mit nicht nur 
a ek fondern fo zu Tag en Tonftitutiver Kraft in ein Verfahren einjchieben, dem 
Sharatt er der in Saar it gewahrt bleiben fol. Jede Entſcheidung muß not6 matt 

einen Shell enthalten, wenn fie verftändlich fein ſoll; 
ai der erz& —* Theil oft dermaßen in die eigentliche Decifion verflo ten, 


dung fiber die Sache jelbit ... . noch nicht dad Prinzip der len 
feflte, wer möchte engnen, —— ns frft in ‘jedem Kalle Die Interpretation der Dezi⸗ 
ſwe des Beweisurtheils aus d Thatbe nde des Urtheils oder der Si unge: 
yegstoßglle erferberi, fei? Unb ek ies in einer gu ordnung, welche der ft 
auf nicht N mindeſte Bebcutung zugeftehen, bie Schriftjäge nicht als Rahmen ber 
Berkiindlung benugen will.“ 


Eon ‚ex nicht befonderg ortritt, unb zug GR dm daß eine bindende Zwiſ 
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Feſthaltung der Kollegialität der Gerichte eine bedeutende Vermehrung 
der Nichterftellen erforderlich gemacht wird. 

v. Bar bat dies wohl 78 und ſucht auf einem andern Wege 
yie Cr ſchlägt die Abſchaffung der zweiten Inſtanz über die Thai⸗ 
und Beweidfrage vor. Damit würde eine angeht von Richtern dispo⸗ 
nibel und das langweilige Protofollirten der Zeugenausſagen ebenfalls 
unnöthig gemacht, denn die Möglichkeit, Die Zeugen wegen etwaiger 
päterer Beſchuldigungen bed Meineides zu fontroliren, Tönne durch Ein- 
ührung ber Stenographie bei den Bergen erzielt werden. 

Die Gründe, welde der Verfaſſer 


ür bad gedachte Expediens gel- 
tend macht, find folgende (f. ©. 85 ff.): 

Er meint, daß die Möglichkeit einer Appellation die Berantwort- 
lichkeit theile und daß bie erfte Inftang ſich mit der Möglichkeit einer 
weiten bei zweifelhaften Sagen, die zweite Inftanz aber mit der präſum⸗ 
iven Nichtigkeit der erftinftanzlichen Entſcheidung zu beruhigen geneigt 
ein wird. Diefer Grund ift * nicht durchſchlagend. Sept man ein 
olches ſich gegenfeitiged Zufchteben der Berantwortlichkeit voraus, jo iſt 
man nicht zu Dem Echluffe berechtigt, dab bei Aufhebung der Appellation 
die in Ausfict geftellte Unanfechtbarkeit ſchon die erite Inftanz zu der 
I fältigften Prüfung veranlajfen werde; man muß dann auch zugeben, 
aß gerade die unverantwortliche Stellung des Gerichted erfter Inftanz 
oberflädhlihe Entſcheldungen en geeignet iſt. 

Der Berfaffer bemerkt ferner, daß die Prüfung ber Beweisfrage 
nad) der gemeintechtlichen Legaltheorie der Beweißwürdigung zum groben 
Theil eine Rechtsfrage eieten fet und hier nach der emeinzedhllichen 
Gerihtöorganifation unbedingt angenommen werben Tönne, ba 
Dberrichter, dem wenigftend prafumtiv eine beffere Rechtskenntniß zukomme, 
auch präſumtiv rihnger entſcheiden werde, während bei einer freien Beweis⸗ 
ba ‚ welche der Verfaſſer gleichfalls befürwortet (1. ©. 35 ff), von einer 

frage wi t die Rede Ih und der Unterrichter, weldhem die Parteien 
näher jtänden, faktiſche Berhältniffe befjer würdige, ald der Oberrichter. Das 
ift gewiß an fich zutreffend, aber mit diefen Erwägungen läßt fich weder bie 
Nothwendigkeit och Die Unentbehrlichkeit der zweiten Inſtanz rechtfertigen. 

Das Entſcheidende ift vielmehr, wie ber Berfa er jelbft nicht verfamnt 
hat, der Geſichtspunkt, Daß den Parteien die Möglichleit eröffnet werben foll, 

n zweiter Inſtanz von Behauptungen und Beweifen Gebrauch zu machen, 
weldhe fie in erfier Inſtanz nicht —— haben. Mit Bezug hier⸗ 
auf Me er aus, dab aus dem Rechtfertigungdgrunde ber zweiten 
es laſſe fi nicht erwarten, da eine Partei Alles, was irgend ihrer 
Sache dienlich erſcheinen mag, ſchon in erfter Inſtanz heranziehe, aud) 
eine weitere dritte für die Gegenpartei, welche den neuen Anführungen 
in ber zweiten Inftanz gegenüber dafjelbe Recht habe, und jo fort eine nie⸗ 
mals endigende drogeeifion olge. lich wird darauf hingemwiefen, daß 
die Seftattung einer zweiten nitanz ſich nicht mit dem Prinzip der Pünd- 
Kateit vertrage. Einmal babe die zweite Inſtanz nur die todten Protor 
tolle. Ferner müſſe ftreng genommen ein Vortrag deffen, was in 
Inſtanz vorgelummen wäre, felbft des Inhalts des Urtheils unzuläffig 
jein, und endlich werden die Schwiertgleiten, auf welche die Geftattung 
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der Appellation bei einem rein mündlichen Verfahren ſtoße, näher aus⸗ 
geführt. Zrog einer Reihe von treffenden Bemerkungen, weiche fich 
in ben Ausführungen des Verfaſſers finden, halte ic) biejelben doch nicht 
I durchichlagend. Was den erften Punkt betrifft, fo tft e8 eine jedem 
aftifer bekannte Thatſache, daß die Parteien vielfach gerade die ju⸗ 
riftiſch wichtigſten Punkte überjehen und auch der bei der Informations⸗ 
eingiebem mit möglichfter Sorgfalt handelnde Anwalt über diefelben 
rung ee, Sch gebe zu, daß diefer Gefichtspunkt in einem 
jo formaliftiichen Verfahren, wie es ber gemeine Prozeß tft, ſchwerer 
wiegt, ald für ein mündliches Verfahren, in welchem man nad bem 
Borgange bed venpilden Eutwurfes die Eventualmarime abſchafft. In 
defjen wird bie Möglichtelt einer Verlegung bed materiellen Regu 
der Partei auch in einem ſolchen Verfahren nicht läugnen Iajjen. aß 
mit der Geftatiung einer zweiten Suftanz nun auch weiter die Noth- 
wendigleit einer Dritten und gar nod weiterer Seftangen gegeben ift, 
fann ich als nothwendige Konſequenz nicht anertennen. Abgeſehen davon, 
daß bie Noth bed praftiichen Lebens die Aufitellung einer Gränze ge 
bietet, fo wird in ber Regel mit der zweimaligen Verhandlung der Sache 
der zu Grunde liegende Stoff erſchoͤpft und fchon darum fein Bedürfniß 
nad) weiterer Borbringung von Novis vorhanden fein. Und für etwaige 
Ausnahmefälle kaun man nad; der Gewährung zweier Inftanzen eine 
ungeſchickte Partei eher und mit mehr Zug und Recht ihre Ungefchid- 
Iichteit büßen laffen, ald wenn man überhaupt nur eine einzige gewährt. 
Weiter ift aber noch zu berüdfichtigen, daß gegen Die, * vom Ver⸗ 
faſſer als auch von mir b ortele Souveränität der Gerichte ein ges 
wiſſes Korrektiv erforderlich erfcheint und daß ein foldhes bei Kortfall 
der zweiten Inſtanz völlig fehlen würde. 
Ebenjomenig fanıı ich die abfolute Unvereinbarkeit.eines Appella- 
Hioneverfahreng mit dem Prinzip der Münblichkeit zugeben. Das Weſen 
deijelben beiteht darin, dab dem Richter unmittelbar durch die Parteien 
oder durch ihre Vertreter Die Sachlage und damit Die du enticheibenden 
Streitpunfte unterbreitet werben. deß Vorgänge, e ſchrift⸗ 
liche Urkunden firirt worden oder in ſolchen beftchen ihm auf Grund 
derfelben vorgetragen werden, iſt damit nicht unvereinbar. Der Bo 
bed Inhalte ber ee unpen der früheren Inſtanz alt 
alfo das Prinzip der Muͤndlichkeit nicht mehr, ald wenn ſchon in er 
Suftanz in einer Kerhfoaftefteeihigteit auf Grund einer Reihe von Urs 
tunden, weldye über eine große ah von Erbfällen Auskunft geben, 
ein Beweid unternommen wird. Auch hier werden die Richter, um 
ihrem Gedächtniß zu Hülfe zu kommen, diele Urkunden. ebenfogut öfter 
gut Hand nehmen müſſen, wie die Appellationsrichter die Prozeßverhand⸗ 
ungen zweiter Inftanz. Sollten daher auch meitere Schwierigkeiten 
and der Regelung des Appellationsverfahrens entftehen, jo müſſen dies 
—*— eben, ſo gut es geht, gehoben werden und m. E. hat der preu⸗ 
iſche Entwurf hier im Großen und Ganzen das Richtige getroffen. 
Eine nähere Auseinanderſetzung würde hier zu weit führen und es mag 
deshalb in dieſer Beziehung auf die Ausführungen Endemannda.a.D. 
Bd. 49. ©. 327 ff. verwiejen werden. 
Zeitfchr. f. Gefehgebung u. Rechtöpflege. I. 50 
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Penn ber Verfaſſer trotz feiner Verwerfung der Appellationdinftanz 
und troß * Hinweiſes auf dads damit FR immende englifche ımd 
noch e Recht, 5 daß die Beibehaltung der Appellation 
tim franzoͤſiſchen Recht „aupfohle n werben mag, jo widerlegt er ſich zum 
Ebert damit jelbft. Auch die zufünftige deut he Appellatiun Tann eben. 
fogut, wie Ai franzöfifche, der nochmaligen Prüfimg der yeechtäfragen 
dienen, d —* Wifſparen von Behauptungen und —— fe 

iten Suftang Tann Demjogut be bei und, wie in Aranfreich bei. 
9 ber Geridhte durch Zurückweiſung ‚berfelben geahudet een 
und endlich ift e8 bei und ebenfogut moͤglich, in den Konflufionen ber 
Anwälte und in einem zwedmähtg eingerichteten Thatbeſtande eine ge 
nügende ſchriftliche Grundlage des KRechieſtreites für die zweite Inftanz 
u geben, 
’ Acrdinge wird immer der nuterſchied bleiben, daß bei dem be⸗ 
var Zeugenbeweife des ransehigen — bem Appellntiondrichter 
t Ah viel Zeugenprotofolle vorli wie das in Deutichland der 
fein wird. Daß der Beweitwũ au des Unterrichters gegenüber 
* Appellationsrichter eine weile Zurüdhaltung geboten ift, auf 
ber Hand, und follte eine Abänderung derſelben erforderlich —* 
fo kann durch. Reproduktion der Beweidaufnahme 
neben Bellen geholfen und diefe Befugniß ausdrücklich im ı Ceieh 
ausgeſprochen werden 
% möchten: ich benu alle Brände bed Verfaſſers nicht als zus 
reichend erwieſen haben, die zweite Inftanz zu befeitigen. Kür ihre 
Aufrechterhaltung kommi aber noch weiter in t, daß das Publikum 
an mehrere Inſtanzen hut ift, und in bem Experiment der Ab» 
jhaffung ber zweiten in tanz eine Mechtöverweigerung fehen wird. Und 
diefe Auffafl bat ihren ten rund in der &in Anſchauung, baß ben 
Parteien Mr —78 lediglich durch den Richter gemacht wird und afo 
bie Fehler bed Unterrichterd nur durch einen anderen, höheren Rich 
Ina und verbeff ert werden Tönnen. Kann na die — 
ee. der zweiten Inftanz nicht in Abrebe g 
I dieſe doch nur unter ber —— der —— ——— 
gerichten denkbar (I. auch Endemann a. a. O 224.), und die 
gemeine Einführ ung Derf berfelben befürwortet der Berfaffer felbft nicht 
einmal dj. S. 224. 225.). Wenn er vielfah und nem ul der eng» 
liſchen De Dermeift welcher nur eine über die eiöfrage 
femt,. IR: ebt dieſer ſelbft einen Ihlagenben Semeit A die Zuſammen⸗ 
ebörigteit des Ausfchluſſes der Berufung mit Geichworenengericht. 
—* ährend [5 für da8 Common law und bie dei desſelben die Mit⸗ 
thei ungen bes Dear, rin find, ie die Courts of equity 
nicht, denn auf dem Geb mmt aud in England die 
Appellation vor und über Den gi in een Suftaug urtheilenden drei vice- 
ehancellors und dem master of rolls ftehen tn weite Inftanz die Lord 
justices of the court of — ober der Lordlanzler ſelbſt. S Gneiſt, 
——* Verfaſſungsrecht. 1. ©. 522 ff.; John Sıdney Smith, 
ook of the practice of the court of chancery. London. 1848. 
8. 346 ff.) 
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Läßt ſich die zweite Inſtanz nicht beſeitigen, fo wird alſo das er- 
forderliche Richterperſonal nicht für die erſte Inſtanz frei, wenngleich 
weifellos nicht ſo vielfache Appellationen, wie bei dem formaliſtiſchen 

erfahren des heutigen gemeinen und des preußiſchen Prozeſſes, namentlich 
dann, wenn man die Eventualmatime in Nebereinftimmung mit dem 
Preußiſchen Entwurf von der Hand weift, mehr vorfommen werben. 

Hiermit iſt dann auch über die Arage, an welche diefe ganze Er⸗ 
örterung angefnüpft hat, nämlidy die, ob die Aufnahme des Beweiſes, 
alfo namentlih die Zeugenvernehnälng vor dem verjammelten Richter: 
follegium abjolut vor eidrieben werden fol, ſchon entjchieden, Sch halte 
diefelbe mit den Motiven des Prembifchen Enkvurfes &.-89. für’ praftiich 
nicht durchführbar und glaube auch nicht, daß eine. ſolche möglich gemacht 
werden fan, ſelbſt wenn man die durch die wahrfcheinliche Verminderung 
ber Appellationen — werdende Zahl von Richtern zweiter Inſtanz 
den Untergerichten überweiſt. Empfehlenswerth halte ich dagegen, um 
auf die Beobachtung des an Fi im Prinzip richtigen „erfahren foviel 
wie möglich hinzuwirken, eine ähnliche —— wie ſie der deutſche 
Entwur hat,>) anjtatt wie im Preußiſchen die Sache ganz mit Still: 
Schweigen zu übergehen. Uebrigens iſt auch hier gegenüber dem vom 
Berfalfer beliebten Hinweis auf den englifchen Prozeß zu bemerken, daß 
in den Equity courts die Vernehmung der Zeugen in ber öffentlichen 
Eigung gleichralld nicht die Rege it, Sondern, Daß auch hier die auf 
dem Kontinent gebräuchliche Abbörumg durch Kommiljarten die Re 
bibet (ji. 3. ©. Smith a. a. O. ©, 273.), ferner aber, daß der Ge⸗ 
ſchäftsverkehr der englifchen Gerichte des Common law ein viel geringerer 
wie ber der Eontinentalen jit, theils wegen ‚Der eben Gerichtskoſten, 
theils wegen der in England allgemein üblichen Sitte, alle wichtigen 
Angelegenheiten mit dem Advokaten der Familie zu berathen. 

Sch ſchließe hiermit vorläufig meine an die la ded Ders 
faſſers ſich anſchließenden Erörterungen, und hoffe nachſtens auf andere 


in dem Buche beſprochene Punkte eingehen zu koͤnnen 


2) 8, 329.: „Die An e des enbemeifes fann einem Mitgliede des Prozeß⸗ 
gerichts oder einem den Serie ae werden: j a 
1. wenn die Vernehmung bed Zeugen an Ort und Stelle zur Ausmittelung ber 
Wahrheit dienlich erſcheint; 
2. wenn nach den Umftaͤnden anganehmen ift, daß die Beweisaufnahme vor dem 
Prozeßgericht ſehr ſqwierng oder ſehr zeitraubend ſein werde; | 
3. wenn der Zeuge am dem Erſcheinen vor dem Prozeßgerichte verbindert iſt, ober 
in größerer Entfernung von dem Sitze deſſelben fe aufbäft.® ' 

*) Erxft bei Beendigung der Korrektur ift mir Me Schrift des Ober Tribunal 
Rathes K. ©. %. Meyer, Bemerkungen zur — geleggebung. Mit Rücſicht 
auf Die Schrift bed rot v. Bar:_ „Recht und Beweis im Civilprozeſſe. Leipzig. 
1867 Berlin. 1867. zugegangen. Ich habe dieſelbe daher nicht mehr berückſichtigen 
önnen. 





+ Redtsfprüde. 
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. 186; 
Iſt der Kaufmann berpflichtet, alljährlich eine Bilanz feines 
Vermögend anzufertigen, wenn nach der Beſchaffenheit ſeineb 
Geſchafts dad Inbentar des Waarenlagers nur alle zwei Jahrt 
aufgenommen zu werden braucht? 


Erlenniniß des Rönigl. Obertrißunls; mitgetheilt und beſprochen voin Kern Reit 
Anwalt daeniäte zu Btomberg. 


Aingeflägte hät m bat in der That gegen das ©. 398 ff. dieſes Jahr⸗ 





age m eilte Erkenntniß des Appellätions» Gerichts zu Bromberg 
die Fi ertabeiwerde en elcgt. tefelbe ift dber von dem Ober 
Tribunal zu Berlin (Sen Steaffe en L) unterm 11. Septem 

1867. 614/67. Er. I. 1600. r. 7. zurüdgewiefen Worden. Die Gründe 


lauten wörtlid: 
„Die Arictigetebefdhterhe ded Angeflagten tft u et. Rah 
dem —* en der Sachverftändigen tft, wie bei Appellations⸗ Ni 
annimmt, Dad & hä nr allerdings ein ſolches geweſen, auf welches die 
im Art. 29. 4 D. gefäftee Ausnahme einer nur zweijährigen 
Inventur der nwendung fand, und außerdem ind di 
Sachverftänbigen ber Anſicht geweſen, daß fg enaue Dil 1 nur 
in Gemeinjihaft mit ber Inventur he Recht bat 
der Snpelation ichter die Anwen es x 261. Nr. 3. des Eh 
—** 8 hiervon nicht abhä — ** t. Man würde nämlich zu 
einer Ausſchließung dieſer Brio in em Falle der vorliegender 
Art nur dann gelangen Tönnen, wenn das |päter ald das Str —*— 
erlaſſene Ganbelögefepbud deutlich erfennen Tee, baf es in ber Thet 
bie Inventur des Waarenlagers und die Bilanz des ganzen Vermögmd 
in eine fo nothwendige Verbindung gebracht hätte, daß es mit der ge 

ftatteten Unterlaffung ber Inventur auch die Unterlafjung ber Bilanz 
ald eine felhftve ändliche Folge zu erkennen gegeben, ober dieſelbe zu 
gleich ebenſo ausdrücklich geitattet hätte. 

Dies ıft jedoch nicht g — Es muß daher angenommen werben, 

hof das Ganbeltgefegbud) bie von ihm vorge hriebene jährliche 

Bilanz auch in dem Falle einer nur zwei Bau Inventur für moͤglich 
geachtet, und dabei bie Aufführung des Waarenlagers unter 4 —* 

ng der vorjährigen Inventur nur nad) einer allg gemeinen ri 
gung 5 reſp. ——— habe, wobei demnãchſt Die Rüge einer nid 
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enauen Bilm; — wie die Sachverftändigen im vorliegenden Falle 

rvorgehoben — durch diefe Differenz zwiſchen der Vorſchrift des 
$. 261. Nr. 3. und den thatjächlihen, von bem Handelsgeſetbuche ſelbſt 
berädiiütigten Berbältnifien im einzelnen alle ihre Erledigung finden 
önne.*” ’ 


— 


Der Preußiſche Entwurf zum Handelsgeſetzbuch verlangte jähr⸗ 
liche Inventur und —— auch — e Bilanz. De Ka 
mung, duch welche dem Kaufmann die Errichtung eined Inventars in 
edem Jahre zur —* emacht worden, fand ‘aber in der Sitzung 
Nürnberger Konfer eanftanbung. Es heißt in dem Protokolle 
vom 29. Januar 1857 ©. 46. woͤrtlich: : in 
„Während die Berfammlung darüber 'einig war, daß jeder Kaufmann 
allerdings jährlich eine Bilance aufftellen müfje, war ein Theil ders 
jelben der Meinung, dafs ebenjowenig von jenrliher Snoentur Um⸗ 
gang enommen werden Tanıl, Nur :eine jo de vermöge zu :der Bis 
anze die nöthige Grundlage abzugeben und k enfall8 ſei es heilſam, 
den Kaufmannsſtand mit einer allgemeinen Beſtimmung darauf hin⸗ 
umeifen, daß zu einer ordentlidhen Geſchäftsführung auch jährliche 
entur geböre wenn auch andererſeits nicht af einer ganz genauen 
und Ipesie en Verzeihnung und Soäpung der Waare zu beſtehen ſei. 
em entgegen wurde aber für viel entſcheidender die Erwägung 
gehalten daß in Detatl-, Manufaltur-, und Kurzwagren- Gefchäften, 
roguerien und dergleichen Die Aufnahme einer Inventur jehr ſchwierig 
ſei und große Zeitopfer erfordere, oft bedürfe ed. dazu einer mehr- 
wöchentlichen Arbeit. Es habe fich deshalb, ſo entgegnete' man meiter, 
an manden Orten, wie in Defterreih, der achtbatſte Theil des Kaufs 
mannöftandes genen dad Verlangen einer jährlichen :Sarventur ausge: 
ſprochen, und überdies koͤnne bei Aufrichtung der Bllance in dem 
jenigen Fahren, in welchen eine Inventur nicht ftatthabe, recht wohl 
da8 Inventar aus dem Vorjahre mit den 'ertennbaren Verände⸗ 
rungen zu Grunde gelegt werben. Deshalb und weil auf gründlicher 
Bornahme der Inventur beftanden mwesden müßte, wenn fie einmal 
für nöthig erachtet werde, da es ferner hoͤchſt bedenklich fei, eine 
Inventur zwar — aber zugleich durchblicken laſſen, daß 
man keine genaue ufftellung erwarte, wurde zum Beſchluſſe erhoben, 
im Sinne des 3. 58. des ölterreidhifdhen Guhwurfes in sinem befon- 
deren Sage auszuſprechen, daß ed, wenn dies bie befündere Natur 
des Gefchäfts erfordere, genüge, wenn wenigſtens alle zwei Jahr eine 
" Inventur vorgenommen werde.* 
Uebrigen wurde ber Artikel einjtimmig angenommen.” — 
Der in dem Protokolle angezogene $. 58. bed Oeſterreichiſchen Ent- 
wurfes dagegen lautet: 

„Jeder Handelömann iſt verpflichtet, jährlich den Aktin- und 
Paſſivſtand feines Geſchäfts vergleichungsweiſe abzufchließen, das heißt 
die Bilance zu ziehen und dieſe in das zur Darſiellung des Ver⸗ 
mögendftanbes beitimmte beglaubigte Buch ($. 51. Nr. 3.) einzu 

agen. u 
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Beſitzt der Geſchäftsinhaber ein Waarenlager, fo iſt er ferner 
verbunden, jährlich, oder wo bie Natur des Geſchäfts dieſes nicht zus 
läßt, —8 alle zwei Jahre eine gename Inventur des Waaren⸗ 
lagers vorzunehmen und defien Werth in bie Bilance aufzunehmen.“ 


Die Anfiht, dab diefe Bilance fein Phantaftegebilde fein dürfe, 
jonbern" in der That die renlen Verhältniſſe zur Unterlage haben, auf 
er einen Seite aljo dad Vermögen, auf der anderen die Schulden des 
Kanfmanned angeben müfje und zwar genau und nicht nad) ungefahren 
Schägungen und da beöhalb, wenn dad Gejep in beitimmten Hallen 
alle zwei Sabre die Aufnahme ded Inventars des Waarenlagers geftatte, 
es nach konſequenter Weiſe geftatien müſſe, daß die Bilance auch nur 
alle zwei. Juhre aufgenommen werde, ſchien urſprünglich auch und als 
die richtige. Denn die Bilance ift. nur dad aus der Zufammenftellung 
des Aktiv⸗ und Paſſivſtandes fich ergebende Rechnuntzs⸗Reſultat; Dies 
Reſultat ift ein ee wenn feine Borausjepungen falſch jind; die 
Boraußfepungen find aber falſch und müſſen falſch Die wenn es dem 
Kaufmann geitattet fein foll, der Bilance das vorzährige Inventar, wie 
bad Obertribunal meint „nad etner allgemeinen Shäpung“, 
oder, wie bie Protokolle jagen, „mit den erfenubaren Veränderungen‘ 
zu Grunde zu legen. | 
JIu der betreffenden Sitzung ber. Kommiſſion ift hervorgehoben, 
daß in Detail⸗, Manufaktur⸗ und Kurzwaaren⸗Geſchäften, Droguerien 
und dergl. die Aufnahme einer Inventur de ſchwierig jet und grobe 
Zeitopfer erfordere, und gerade für fuldhe Geſchäfte ift deshalb geftattet 
worden, dad Inventar ded Waarenlagerd nur alle zwei ahre aufzu⸗ 
nehmen. Bei ſolchen Geſchäften iſt es aber ein Ding der Unmöglidh- 
feit, nad) Verlauf eined Jahres den Werth bed Waarenlagers ohne 
Aufnahme des Inventars richtig anzugeben. Detaillift, Kurzwaaren⸗ 
ler x. kann nicht jede Nabel, jeden nl, jede Elle Zeug oder 
and x., die er im Laufe des Jahres verläuft hat, im Kopfe behalten; 
eirt ſolches Waarenlager erleidet fo viele Aenderungen, daB es im Laufe 
eined Jahres eim sam andered geworden iſt. Im der angeführten 
Kommiffiond- Sigung tft, nachdem von einer Seite die Meinung fich 
hervorgethan hatte, dab auf jährliche Inventur, wenn auch nicht auf eine 
anz genaue und ſpecielle Verzeichnung und Schäbung der Waaren zu 
eitehen jet, von auderer Seite, welde für die geeigneten Yälle eine 
greeijäbrige Inventur für genügend bielt, ed mit Recht für höchſt be 
enklich erachtet worden, eine Inventur zwar vorzufchreiben, aber zugleich 
durchblicken zu laffen, daß man feine genaue Aufitellung erwarte. Daſſelbe 
Bedenken aber jcheint vorhanden, wenn man eine jährliche Bilance 
verlangt und dabei Ducchbliden läßt, daß dieſelbe nit einen genauen 
Abſchluß des Bermögend und der Schulden darzuftellen braucht, daß viel- 
mehr dad Waarenlager nur. nach aligemeiner Schägung ıc. der Bilance 
in Grunde. gelegt werden kann. Das Waarenlager bildet für Detail- 
iſten wohl in der Negel den Hauptbeftandtheil ihres Bermögend. Auch 
ber 8. 58. des Defterreichiichen Entwurfs verlangt — ob jährlidy oder 
alle zwei Jahr — eine genaue Inventur des Waarenlagers und die 
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Aufnahme bed Werthes, alfo des wirklichen, durch die genaue ‚Suventer 
feitgeitenhen Werthes des Waarenlager® in die Bilance, " 

Tropdem aber koͤnnen wir nad genanerer Erwägung und nur. ber 
* t 8 Koͤniglichen Ober⸗Tribundls anſchließen. 

eder Kaufmamı hat nach dem me Art. 29. M. 1. Set dem 

eginn ſeines Gewerbes ſeine —— e, jeine Forderungen und Schulben, 

be Betrag feine baren Geldes und jeiner anderen Vermoͤgensſtücke 
genau zu — — dabei den Werth der Vermögensftüde anzugeben 
und einen.Dd erhälinip bed Vermögens umb ber Schulden dar ben 
Abſchluß zu machen; ex bat demnächſt in jedem Jahre .ein fe ches In⸗ 
ventar und eine ſolche Bilance —* Vermoͤgens an —3 on 

Die Nothwendigfeit eines olhen — bletbt aber auch fi 
Diejenigen Kaufleute beftehen, welche ein ‚haben, deſſen 
—* nad) der Beichaffenheit des —* hit —— in jedem dah hre 

eben fann. 

— Inventar beſteht an den. Grindftäden, den Forberungen ab 
Schulden, dem Betrage des baaren Geldes. und. der anberen Vermoͤgens— 
ftüde. Nur dad Waarenlager em braucht bet ſolchen Kaufleuten ia 
dem Sabre, in welchem feine. Inventur deſſelben aufgenömmen;, wird, 
nicht genau, jondern nur nad allgemeiner. ——— augegeben zu 
werben; alle übrigen, oben genannten Gegenftlinde aber müfſen genan 
verzeichnet werden. — 

Die danach zu ziehende Bilance kann zwar feinen Anſpruch auf 
enaue Nichtigkeit machen; diejen t Anjprud macht die Inventur und 
Hanıe ja aber auch (ont, ni 

Denn nad Art. 31. U. d. 9. G. B. ſind zweifelhafte Forderungen 
nur nach ihrem wahr] heinlichen Werthe anzufegen. Bei der Charaf- 
role 1. . von Forderungen ald zweifelhafter ıft der Willfür aber ein 

roper Spielraum gela fen und nody mehr bei der Anfegung des wahr- 
ie einlichen Werthes derjelben. 

Abſolut richtig Tann ein foldhes Inventar und eine auf Grund 
pefben gezogene Bilanze aljo auf feinen Zall fein. 

Wie ed aber geitattet ift, Forderungen nur nad ihrem wahrfjchein- 
lichen Werthe zu veranschlagen, ebenſo tft es auch zuläffig, dad Waaren- 
— ein Jahr um das andere nur nach dem wahrſcheinlichen Werthe 
anzuſetzen. 

Die Bilance muß alfo Int jeden Fall jährlich gezogen werben. 

Wollte man der anderen An A huldigen, I würden die Artifel 107. 
160. 185. 239. 253. und andere des Handelögefehbuches ihre Bedeu⸗ 
tung verlieren. Nah A. 3. des Artikels 29. a. a. D. kommen aud) 
bei Handelögefellichaften dieſelben a Un in Bezug auf bad 
Gefellichaftd-VBermögen zur Anwendu ng N rtikel 107 fol aber bei 
offenen Handelögejellihaften am Schluſſe eins jeden Gelhätteinhtes, 

Grund des Thveniare und ber Bilance, der Gewinn oder ber Ber- 

uf dieſes Jahres ermittelt und für jeden Oejelliafter fein Antpeil 
baran berechnet werden; nach Artikel 160 iſt jeder ommanbditift berech⸗ 
nah die ai e Mittherlung der Beten Bilance zu verlangen, 
ch Artitel 185 find die —* haftenden Geſellſchafter bei Kommandit⸗ 
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ellſchaften anf Aktien verpflichtet, dem Auffichtörath und den Kom⸗ 
—— de rlich eine © Planes " A en; kibri Artikel 239 muß 
ebenfo der and von Akti den Altionären 
eine Bilance vorlegen; nach Artikel 5 endlich izp der ſtille —— 
berechtigt, ai abf Fa Mittheilung der jährlichen Bilance zu 
langen. Den Danbeing epbuch_ verlangt alle pofitiv in allen —2 
eine eine jährige tlance; dies würde es nicht haben verlangen —— 
Sen te Inventur bed —— — und Die 7: bes * 
erm * in eine 8 8 e, 
ung der —E ie Fifmeintäe # I 
inter ung ber Juventur 
Ko in dem oben am —* A 
abe warnt zwar in jeinem Kommentar (Einleitung ©. ZLIV. 
00) davor, ben Protolollen eine zu große Bedeutung beizulegen und 
daß, wenn auch einer in n Innen enthaltenen Anſicht alle Mitglieder 


beigetreten diefe Anficht, is 
Eu le —— bj Ba ak, 
bie he Anſicht eines beliebigen Schriftftellers 
a a a a ar Ara 

e Erkenntniß gerechtfertigt. — 
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17. 


Wirkſamkeit der Berpfändung eined Grundftüces und zwar mittelft 
Veſtellung einer Hypothek in dem öffentlichen Hyphothelenbuch durch 
denjenigen, der mach dem öffentlichen Tranöffriptionsbuc als 
Eigenthuwer fich legitimirt darftellte, der aber in Wirklichkeit 
früher dieſes Grundſtück bereitd verfanft und tradirt hatte, 


(Rad) dem Frankfurter Partikularrecht.) 
Mitgetheilt vom Herm Stabtgerichtörath Dr. Wolff zu Frankfurt a. M. 


Meiſter zu Frankfurt am Main, dortfelbft in öffentlicher 


mann Philipp Wiesmantel auf, weldem er das fraslige Grund⸗ 
ftück zum Hyphothekenbuch verpfändete. Am 31. Oktober 
Wiesmantel feine Hypothek an Fräulein Suſanna Heß. Da bie 


beantragten die Zwangsverftegerung zu fiftiren, auch andzufprechen, daß 
Inte Snna Seh bi 8 


joe vor der Tompetenten Zehorde bezüglich ber Ueberſchreibung auf 
Namen des Erwerbers in dem öffentlichen Transſtriptionsbuche be 
dürfe. Die Intervenienten müßten jedenfalld für ihre negligentia, daß 
fe während eines Zeitraumd von acht Jahren die Weberjchreibung zu 
ewirfen unterlaffen hätten, mit Recht bühen, wie denn audy das Geſetz 
vom 16. März 1820 biefe Deberjchreibung verordne aus dem Grunde, 
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‚weil ſowohl die eigene Sicherheit der Befiper des Grundeigenthums, 
ald die ihrer hypothekariſchen Gläubiger erfordere, jeden Zweifel über 
den wirklichen KA eſitz zu bejeitigen.“ 

Durch Erkenntniß vom 10. September 1866 erfannte jedoch das 
Stadtgericht ji Frankfurt am Main die von-Sronberger dem 
Wiesmantel Dezüglih der Heß beitellte Hypothek für nichtig, weil 
« a) die Hingabe des fraglichen Grundſtückes an die Intewenienten, 
welche dajjelbe eingezäunt haben und fich in feinen unbeitrittenen Be⸗ 
fibe befinden, umfoweniger zu begmeileln ift, als feſtſteht, daß Gron- 

erger nach ber Verſteigerung ben Beſitz nicht fortgeſeßt bat und bie 
Behauptung, daß noch eine ſymboliſche Handlung, wie bie Vebergabe 
von Schlüffeln zur Tradition erforderlich gewejen ſei, ſchon darum nicht 
zutrifft, weil es fidh nicht um eine Behaufung, ſondern um ein bloßes 
Grundſtück handelt; au 

b) nicht minder außer Zweifel ſteht, daß durch die in geſetzlicher Form 
voltzogene Verſteigerung auch das Eigenthum auf die Intervenienten 
übergegangen iſt, ohne daß es hierzu noch einer tlichen Währſchaft 
oder Trandffription bedurft hätte, weil eine Währſchaft nach Art. 9. des 
Geſetzes vom 16. März 1820 bei Smmobilien, welche in öffentli 
Bergantungen erfauft werden, überhaupt nicht vorgefchrieben ift, und eben⸗ 
jowenig in biefem bier allein maßgebenden Gejege der Grundſatz ie 
ausgeſprochen findet, daß der Digentbumbübergang, bei unbewegli 
Gütern lediglich durch Transffription bewirkt werde. Vielmehr im Art. 4 


ened Geſetzes die unterlajjene rechtzeitige Anzeige der Belipveränderung 
ei der Seansjfriptionsbehörbe nicht mit einem privatrechtlichen Nach- 
theile, jendern blos mit einer Geldftrafe bedroht wird; wogegen der im 
Sinpang beö Geſetzes vorgebrachte allgemeine Erwägungsgrund, daß jo« 
wohl die eigene Sicherheit der Grundeigenthümer, ald die ihrer bypoe 
lc Gläubiger erfordere, jeden Zweifel über ben wirklichen Sign 
thumsbefitz zu befeitigen, felbitveritändlihd nicht ausreicht, um an 
Rechtönachtheile zu ftatuiren, als Die in dem dispoſitiven Theile des Ge⸗ 
etzes jelbit ausdrücklich und fperiell angeordneten; im Nebrigen aber die 

jicht ber Interventen, dab das dem altbeutjöpen Rechte entitammende, 
in der Frankfurter Reformation II. 3. $. 7. beibehaltene, jedoch ſchon 
zu Orths Zeiten (Aum. zur Frankf. Ref. ©. 311.) mehrfah außer 
Uebung gekommene Suftitut der Aufgift oder Währſchaft auch in feiner 
vollen Wirkung der Rathöverordnung vom 3. Februar 1801 (Bayer- 
bad, Sammlung. Bd. 11. ©. 3045.) beziehentlich dem ihn im Wejent- 
lichen nachgebildeten, ebenfalld hauptſächlich eine finanzielle Zendenz ver- 
folgenden Öefepe vom 16. März 1820 zu Grunde liege, ald auf einem 
Irrthum beruhend angejehen werden muß, da im Gegentheil gerade ber 
Inhalt jener Verordnung den Beweis liefert, daß die Entwidelung bes 
älteren germanichen Waͤhrſchafts⸗Inſtituto wie im übrigen Deutjchland, 
jo auch dahier durch dad Eindringen von römifchrechtlichen Grundjägen 
und namentlich von der Eigenthums⸗Uebertragung durch traditio unter 
brochen worden ift 

Soudhay, Anm. zur Frankf. Ref. I. ©. 104 ff. 

außerdem BE 
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 e)foviel bie in ſtädttfcher Gemarkung gelegenen Grundftüde ankangt, 
die im Einklang mit einer richtigen Auslegung der betreffenden Legis— 
lative ftehende Praris darüber, bat der Eigenthumsübergang nur durch 
bie gemeinrechtlichen Vorausſetzungen und nicht durch die hinzufummende 
ihrſchaftsleifumig refp. dad Zurchreibenlaffen bedingt. jei, füglich ala 
eine tonftante angefehen werden darf, Ä 
Dal. Bender, Frankf. Priv.-R. S: 205. Note 2. 
Erk. des O. A. G. Lübeck, vom 30. April 1861 in ©. I. B. Loemcke, 
Vergünſtigung betr. (Vereinsfammlung, Bd. 6. ©. 51.) 
au nt 


:. 4) bie augenſcheinliche Inkonſequenz und gefährliche Mangelhaftigkeit 
in dem bamnligen Syſtem unſeres Transſtriptions⸗ und Öppotheten- 
wefens doch feinen Einfluß auf die Entſcheidung des vorliegenden Rechts⸗ 
ftreits ausüben darf, welche dem beftehenden Geſetze entipredhen muß, 
und bemgemäß., da bie rag einer fremden Sache ohne Eins 
willigung des Eigenthümers ohne alle rechtliche Wirkung bleibt, das von 
Gronberger konſtituirte Pfandrecht nicht für rechtsbeſtändig erachtet 
werden fann; endlich | 

e) die eventuell von den Interventen gegen die Intervenienten wegen 
Berfäummiß ber gejeplichen Anzeigefrift geltend gemachte Schadenserfah- 
forderung nad) den allgemeinen Normen über damnum der rechtlichen 
Begründung ermangelt, weil, wenn auch da3 in Rede ftehende omittere 
allerdings eine grobe negligentia oder culpa enthält, doch eine foldhe 
Bahrläffigleit nur dann einen Schadenserſatzanſpruch des Beſchädigten 
u begründen geeignet tft, wenn dieſelbe mit einem Kontraföverhältniß 
In Verbindung jteht, oder wenigitend gegen irgend eine auch noch fo 
entfernt liegende Fontraftlihe Verpflichtung des Befchädigenden 
verſtöht, ober ‘aber wenn bie erfolgte Beſchädigung ſich als eine ſichtbare 
materielle Beſchädigung äußerer Gegenftände darftellt, worauf die Grund⸗ 
üße und Borichrikten der lex Aquilia eine analoge Anwendung zu 
— vermögen, 
Ihering, Lehrb. für Dogmatik. Bd. 4. ©. 24 ff, 
bier jedoch weder Dad eine noch dad andere Erforderniß vorliegt, indem 
vielmehr das allegirte Gejeh vom 16. März 1820, welches, wie bereits 
hervorgehoben‘, privatrechtlihe Nachtheile an die unterlafjene rechtzeitige 
Anzeige in dem von dem Snterventen unteritellten Umfange nirgendwo 
tnüpft, gar nicht Die Abfiht haben kann, mit dieſer Anzeigepflicht eine 
kontraktliche Verpflichtung contra quemcungque ex populo zu fonftie 


tuiren. — 

Dieſes Erkenntniß des Stadtgerichtd wurde durch die Erfenntniffe 
des Appellationdgeriihts vom 19. Dezember 1866 und — 
des Obertribunals zu Berlin vom 10. September 1867 {m Weſent—⸗ 
lichen unter Verweiſung auf bie [tabtgerichtlichen Gründe beftätigt. Wir 
heben aus dem legtinftanzlichen Urtheile nur noch Folgendes hervor: 

1. Bindet nach dem gemeinen und dene Frankfurter Partifularrechte 
ber Uebergang bes wirflichen Eigenthums eine® Grundftücks duch 
bie Mebergabe deſſelben von Seiten des Verkäufers an den Käufer ftatt, 
fo Tann legterer daffelbe. vermöge der dinglichen Natur diefes Rechts auch 








Titel und 
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egen Sedermann geltend machen und er allen Tann fein Eigenthum 
m anderen dinglihen Rechten, wie Hypotheken und Servituten, ober 


Weiſe belaften. Bon dem Erwerbe eined Pfandrechts für Dritte o 


feinen Willen kann dann nicht mehr die Rede fein. Wenn einzelne 
Gefepgebungen die Erwerbung bed Eigenthums an Grund 
Befipergreifung anerfennen und nicht beftomerniger die gültige 
Beftellung von Hypotheken dem früheren Eigenthümer bis dahin möglid) 
laſſen, daß der neue feinen Beſitztitel gerichtlich eintragen läßt, jo ge 
ftatten fie in der That nicht den Hebergang des vollen Eigenthums in 
—5— rechtlichen Begriffe vermoͤge der Tradition, ſondern verlegen den 
eitpunkt dieſes nlöger gefätlicer a in den Moment der Transſtription 
(oder anderer ähnlicher gerichtlidher Alte), Es ift daher zu unterfudhen, 
wie weit Abweichungen von dem zur regelmäßigen —5 — in Deuiſch⸗ 
land gelangten Rechte durch die Frankfurter Geſetzgebung tſtehen. Gerade 
das Frankfurter Partikularrecht der neueren Zeit gehört aber zu denjenigen, 
worin die deutſche Rechtsanfchauung, daß ber Nebergang bes Srunneigen- 
thums durch gerichtliche Anmeldung oder E bebingt ed, 
römifchen Fechisgrundſahe jeined Uebergangs durdy Vertrag und Tradition 
ewichen ift. 
en Orth, Anmerk. zur Sranff. Ref. IL 3. 8.7. md IL 6. 8.3. 
Die betreffenden Verordnungen wegen der Währjchaften vom 3. Fe⸗ 
bruar 1801 und über die gerichtlichen Zranzfkriptionen von 16. März 
1820 geben von vornherein Zeugniß, dab Eigenthumsübertragungen an 
Grundftüden durch bloße Tradition jehr gewöhnlich waren, und haben 
bemgemäß zwar dad Gebot der Anmeldung und Trandffription der 
veränderungen liegender Güter bei Bermeidung von Geldftrafen erneuert 


und eingeſchärft, allein keineswegs die —ã— zur Bedingung des 


Eigenthums⸗Uebergangs gemacht. Aehnliche Grundjähe befolgt denn auch 
dad Kurtrierijche Ranbren t, wo ed Kl 18. 88.1. 3. ungeachtet des 
Maren Auefpruched, daß Kauf post factam. traditionem vollzogen, 
ültig und kräftig fei, und die Unterlaffung ber gerichtlichen Eintragung 
eine Nullität nad) ſich —— im Eingange heißt, die Vorſchrift der 
Eintragung ergebe „zur mehreren Verſicherung,“ gerabe wie ım Ein» 
gange der Frankfurter Verordnung gleichfalls auf die eigene Sicherheit 
der Grundbeſitzer bingewiejen it, um deitomehr zur Befolgung des Ge⸗ 
—— anzuſpornen. — So erlangt denn auch in Folge der ſogenannten 

eſtkaufſchillings-Kontrakte (Berordnung von 1801. Nr. 4a. und Verord⸗ 
nung von 1820. Art. 19. Nr. 1.) der Verkäufer, welcher das Grunditüd 
tradtrt hat, vor der Transſkription des Kaufakts nur eine gewöhnliche 
Perſonalklage auf den Kaufichillingäreft gegen den Käufer, durch die 
Transſkription aber eine privilegirte Hypothekenklage, 

Bol. Orth und Sudan zu 8.7. II. 2. der Franff. Reform, 
ein weiterer Beweis, daß der Käufer durch die Tradition immerhin jchen 
Eigenthum erworben hat. 

2. Die fogenannte Kompenfationdeinrede der Oberappellanten ift 
vollends hinfällig. Es Ri nicht nur an allen rechtlichen Borausfepungen 
einer Kompenfation zwt der Klage auf Löfchung einer Hupe 
einerjeitö, und dem angeblichen Anjpruche gegen die Kläger auf eine 
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Entſchaͤdigung wegen biefer von einem dritten Nichteigenthümer un er 
Weife beitellten Sr pabbet an anbererjeit8, ſondern auch einem ne 
mählsen oder —*— Grund zu einer Forderun erung der Oberappellanten 
wider den Oberappe ıten auf den Erfah eines Schabend, der ihnen 
durch die Derpfänbumg von Seiten des yet enthümers Gronberger 
ben re ift, namentlich ded Injagbetraged. Denn ein Vertra wilden 

eitenden Parteien eriftirt nicht, ımb wenn auch bie üche 
age ihrer Farrell auf analoge Bälle kulpoſer Beſchädigung 
fremder 33 ober Perſonen ng ordert, daß eine Panblung ſofort 
und unmittelbar den Schaden bewi habe, o muß letztere doch 
eine rechtswidrige po ii Handlung des B Sm zu feiner ent 
aben und bärin, DaB die Oberappellaten die Anmeldung ihrer öffent» 
ichen * crungs ⸗Urkunde behufs der gerichtlichen Transſkription 
unterlaſſen haben, kann eine ſolche Urſache an dem durch den Betrug 
bed Sronberger entitandenen Berlufte ber Oberappellanten ebenjowenig 
gefunden werden, wie in diefem Berlufte eine Sachbeſchädigung im 

inne bed Anuiliichen Geſetzes. 
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18, 


Endigung der väterlichen Gewalt über Handtöchter durch Vegrũn⸗ 
dung einer felbftitändigen Erwerbbthaͤtigkeit. 


Mitgetheilt vom Herrn Rechtsanwalt von Schenk zu Amtäberg: 


Joh. B. in A. ſchuldete feiner Tochter Elifabeth den Kaufpreis 
der zum Nachlaſſe ihrer Mutter gehörigen, Behufs Auseinanderjegung 
fubhaftirten und ihm zugejchlagenen Immobilien. | 

Es war banre Einzahlung zum gerichtlichen doposito bedungen. 

Joh. B. aber weigerte diefe, wert ſeine Zuchter, obgleich majorenn, 
noch in väterlicher Gewalt ftehe. U 

Der Subhaſtationsrichter verwies die Eliſabeth B. zur Klage. 
Zur Begründung dieſer, auf Zahlung des gedachten Kaufpreiſes gerichteten 
Klage iſt die Behauptung unter Beweis geſtellt, daß Eliſabeth mit 
Bewilligung des Vaters ſich als Näherin ausgebildet, um als ſolche ſich 
ihren Lebensunterhalt zu beſchaffen, daß je dann auch nad) beitandener 
Lehrzeit ſich als Näherin in B. niedergelaffen habe, dort died Gejchäft 
jelbftftändig betreibe und die Steuer zahle. 

“Der ice I. Inſtanz, das Streid - Gericht in A. trat den vom 
Verklagten unter Zugeſtändniß des erften Feis der Klagebehauptung 
erhobenen Einwendungen bei und wies die Klage ab, indem er annahm, 
daß nach dem zur Anwendung kommenden gemeinen Rechte eine Tochter 
nur durch Heirath aus der väterlichen Gewalt trete, wenn fie nicht 
buch ausdrüdliche Erklärung ded Vaters von ihm daraus entlaffen 
werde, daß e8 ſonach gan unerhenlid jet, wenn ber Verklagte die Klägerin 
nicht behindert habe, muberba da8 Geſchäft einer Näherin felbititandig 
u betreiben, daß aber die —A ſo lange ſie in väterlicher Gewalt 
— * die Ausantwortung des Muttergutes nicht fordern Tönne. 


Klägerin appellirte.e Sie ging zur Begründung ihrer Beihwerde 


davon aus, daß in. ben Zeiten und unter den Lebensverhältnifjen, worin 
die angewendeten Rechtönormen entjtanden, eine andere Art des Aus⸗ 
ſcheidens einer Tochter aus der väterlichen Gewalt, ald durch Heirath 
faum befannt und kaum denkbar geweſen fein dürfte, dab namentli 

das Ergreifen jelbititändiger Erwerbszweige bei Haustöchtern, wie ſolches 
die ganz anders geitellten Bebenäverbaltmitte der Septzeit mit ſich bringen, 
gänzlich unbekannt geweſen. Als ſolche Zweige felbitftändiger Erwerbs- 
thätigkeit führte de an die Ausbildung als Gouvernante und Lehrerin, 


Anftelung an ö dern Schulen und Begründung und Leitung von 


Privatichulen und Penjionaten, den Betrieb von Handelsgeſchäften mit 
— geſetzlich begründeter — Wechſelfähigkeit, Etablirung als Mufif- 
lehrerin, Shaufpielerin, Eängerin und Tänzerin ı. Sie nahm ferner 
Bezug darauf, dab in England und Frankreich vielfach Frauen und 
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Mädchen im Comptoirdienſte, in Belgien und Würtemberg im Poft- 
und C’ifenbabnbienfte Verwendung finden, in Berlin Ingur ein befonderer 
Berein zur Beförderung der Erwerbsthätigfeit des weiblichen Geſchlechtes 
beſteht. Und endlich berief fie A auf 

Gerber, Privatrecht. 8. Aufl. 8. 242. Anm. 5. 

Arndt, Pandelten. $. 426. Anm. 3. 

Madeldey. 2. Aufl. 8. 259., 
von welden erfterer die Stellung eines Kindes ald Dienftbote, Hand- 
lungsdiener ıc. auch für die Töchter als Aufhebungsgrund der väterlichen 
Gewalt bez ‚) während beide lepteren annehmen, baß biefelbe er- 
löfhe, wenn der Vater dad Kind — aud die Tochter — längere Zeit 
ald gewaltfrei ſich babe geriren laſſen. 

Der Richter zweiter Inftanz erhob Beweis darüber, ob Klägerin 
in B. foͤrmlich reciptrt je und dort ein ihren Lebensunterhalt führendes 
Geſchaͤft felbititändig betreibe, und verurtbeilte, nachdem in dem Craeb- 
niſſe der Bemeidaufnahme die Behmuptungen der Klägerin ihre Beftätt- 
gung, —55 — den Verklagten nach dem Klageantrage, indem er überall 

ie Ausführungen der Appellantin adoptirte und als richtig beftätigte. 

Die —* tft rechtskraäftig geworden. 


1) Es kann hierfür noch auf die vor kurzem erfchienene Abhandlung von Zim mer⸗ 
mann, über die Aufhebung der wann Gewalt nach deutſchem Rechte, im Archiv 
ür die civiliftifche Praxis Bd. 50. S. 176 ff. hingewieſen werden. DON. 
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19. 
Iſt in zweiter Inſtanz erlannt, fo kaun ein Nachtrag zur Appel- 
Intiond- Einführungd- und Nechtfertigungsichrift, wenn er auch 
innerhalb des Fatale eingereicht worden, nicht mehr berückſichtigt 
werden.) 
Mitgetheilt vom Herrn Rechtsanwalt Haenſchke zu Bromberg. 


In ber beim Koͤnigl. Kreisgericht zu Bromberg ſchwebenden Prozeß⸗ 
jede 2. wider St. waren bie Kläger, von denen ber eine minorenn und 
vormundet war, duch die beiden gleichlautenden Erkenntniſſe des 
Königl. Kreisgerichts und Appellationd- Gericht mit ihrer Klage abge= 
wiefen. Das zweite Erfenntniß. war bereits gelprohen , ehe die dem 
Minorennen zuftehende Stift zur Rechtfertigung der Appellation abge- 
laufen war. Sein Vormund reichte nach geiprochenem Erkennmiſſe, 
aber noch innerhalb des Fatale, dem Appellationd-Gericht einen Nachtrag 
ur Appellationd - Redtfertigungsfchrift, ein. Das Gericht. wie diejen 
achtrag zurüd, weil bereit in zweiter Inſtanz erfannt worden und 
deshalb ein weiteres Verfahren in appellatorio nicht mehr ftattfinden könne. 
Das Königl. Obertribunal ha die bageen erhobene Beichwerde 
unterm 12. März 1866 Nr. 164/66. B. 762.1. 
gewieſen, aus fo genden Gründen: 

Wenn aud die dem Minderjährigen dienende verlängerte Friſt zur 
Oinführung eined Rechtsmittels noch ah abgelaufen war, und ed Ihren 
nad) 8.18. der Verordnung vom 21. Juli 1846 (Gef. Samml. ©. 291 ff.) 
frei geftanden haben würde, bi8 zum Ende diefer Frift noch einen Nach⸗ 

trag zur Einführungsfchrift einzureichen, jo ift doch nicht vorgeſchrieben, 
«daß dad Verfahren in der höheren Inſtanz jo lange ruhen müfle, bis 
jene Srift verftrichen fein, und fi dann "ende werde, ob die Partei 


als unbegründet zurüd- 


von jener Befugniß Gebraudy gemacht habe, fondern der $. 20. ber Ver⸗ 
ordnung beftimmt vielmehr, daß nad dem Eingange der Einführungs- 
[ori über die Zulaffung des Rechtsmittels zu befäließen und fodann 
te uflorberung zur Deantworhumg der Schrift zu erlaffen fei, und 
nach 8. 22. ſchließt fich hiernächt die mündliche Verhandlung und falls 
die Sache dazu reif tft, die Abfaſſung des Erkenntniſſes an. Daraus 
% t, daß der Appellant einen Nachtrag zu der Einführungsf af jeden⸗ 
alls ſo zeitig einreichen muß, daß von demſelben noch in der ationd- 
Inſtanz Gebraud) gemadt werden kann, und, wenn er dies unterlafjen, 
er Nic bad jelbjt beizumefien hat. Ein Erkenntniß kann nur durch die 
dazu beftimmten Rechtsmittel angegriffen werden. — 


1) Diefe für Die alten ropingen nach Atabgabe der 88 17. 18. 20. 22, Der 
Berordnung vom 21. Juli 1841 (Gef. Samml. ©. 291.) ergangene Entſcheidung 
dürfte auch Au die neuerworbenen Landestheile wegen der VBorfchriften der 88. 45—47. 
bi ff. der Verordnung vom 24. Juni 1367 (Gel. Sammi. ©. 885.) Beahtung ver 
enen. NR. 
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20. 
Gebühren der Konkursverwalter. 
Zwei Entfcheidumgen des Appellationsgerichtes zu Naumburg: 
Mitgetheilt vom Herrn Juſtizrath Bin dewald zu Eidleben. 


L i 
Erkenntniß vom 10. September 1867. 


Im heutigen Termine zur mündlichen Verhandlung und Publikation 
der Entſcheidung wurde dahin für Recht erkannt: i 


da dad Mandat vom 21. April d. J. wodurd dem Handarbeiter E. auf⸗ 
gegeben tjt, dem Buſchmann ſchen Konkurskurator Juſtizrath Binde 
wald 1 Thaler Gebühren und 2 Sgr. Koften zu erftatten, vollkommen 
gerethifertigt war, Verflagter ben vom Konkurs Kurator gegen ihn 
am N eiten Prozeß verloren hat und zur Bezahlung‘ aller Koften ver» 
urt iſt, 

da die Beſtimmung der 88. 1. 2. 5. 8. des Tarifs vom 8. Mai 1855 
nur & das Verhältniß des Konkurskurators zur Maſſe gelten, worauf 
bie Gegner der Maffe, wenn fie in den vom Konkurs⸗Kurator gegen 
je geführten Prozeſſen unterliegen, fich nicht berufen fünnen, 

er Zeſchuuß des atell⸗Kommiſſarius des Konigl. Kreisgerichts zu 
Sie en vom 26. i 1867 * eben, bie a ne RA eb, 
unter Kompenſation ber außer en, jedem Theile zur e zur 
Laſt zu legen und dad Mandat vom 21, April 1867 zu —— | 


u. 


Die Gründe eines Erkenntniſſes vom 19. Februar 1867, aus 
benen bad Sachverhältniß umd bie Streitfragen erſichtlich, 
auten: 


Der Juſtizrath X. verlangt ald Verwalter ded D.ichen Konkurſes 
feine Befriedigung wegen ber bei Adminiftrirung und Subbaftation der 
bem Kridarius gehörigen Grunbftüde verdienten Gebühren in Ermange⸗ 
fung einer Konkursmaſſe aus der ee der Orunditüde, und 
Berflagte ald Realgläubiger, die bei der Subhaftation einen Ausfall 
erleiden, verweigern dies weil der Juſtizrath £. weder ald Sequeſter 
oder Adminiftrator der Grundftüde verpflichtet gewejen jei, noch bei der 
Subhaftation andere ald die Rechte des Kridard vertreten habe. 

Beide Einreden find unbegründet. 

8. 40. der Konf. Ordn. verordnet: 

‚Bon der gemeinfhaftlihen Konkursmaſſe, jowie von jeder abgejon- 
Zeitſchr. f. Gefepgebung u. Rechtspflege. 1. 51 
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berten Maffe find die in Beziehung auf Diefelben entftandenen Kommun- 
foften in Abzu gu bringen.“ 

Menn ed ir aber um Bertheilung der abgefonderten Smmobiliar- 
Malie — io gehören nad 8.41. Nr. 1. und 2. zu den daraus 
zu berichtigenden Kommunkoſten 

1. alle Koften, welche Behufs Zahlbarmahung und Bertheilung der 
Maſſe erwachſen, 
2. alle Verwaltungskoſten. 

Von dem Liquidat des Juſtizraths X. gehören nur dazu die beiden 
erſten Poſten mit 5 Thaler 20 Sgr. für die Adminiſtration der D.ſchen 
Grundftüde und mit 4 Thaler 15 Spr. für Vereinnahmung und Ber: 
ausgabung ber Miethözinfen, die in quanto nicht beitritten find, ba 
duch die Manual-Akten feftgeftellt ift, daß der Sufigratß %. die Admi= 
niftration bejorgt und die Miethzinfen vereinnahmi und verausgabt 
bat, dies aber nad) 8. 152. 215. der Konf. Drbn. zu feinen Pflichten 
ald Verwalter der rafle An wofür er nad) 8. 4. bed Tarifs zur 
Konkurs⸗Ordnung die Gebühren ber Sequelter und Adminijtratoren zu 
beanfpruchen hat, ohne daß ed einer fpeziellen Verpflichtung ald Sequefter 
—5— weil er eben fchon ald Verwalter der Maſſe — berechtigt und 
verpflichtet war. 

Daß zu den Kommunkoften nicht blos die Gebühren des Gerichts, 
jondern auch die ded Verwalters gehören, verfteht ſich felbft. Val. Koch, 
Kommentar zur Konk. Ordn. Anmerf. 77. zu 8.41. 

Die drei lebten Poften des Liquidats von X. von dreimal 8 Thalern 
betreffen feine ale beit der Subhaftation der D.ihen Grund⸗ 
ftüde und find gletchfalld in quanto nicht an efohten. 

Allerdings bat der Verklagte Recht, daß der Kurator bei der Sub» 
haftatton der Grunbdftüde nur die Gerechtiame der Konkursmaſſe, des 
Gemeinjchuldnerd und der Konkursgläubiger, nicht aber die der Real» 
en vertritt, und F jein Intereſſe bei. der Ausbringung ber Sub- 

aſtation ſich darauf We ränkt, einen etwanigen Ueberſchuß der Kauf- 

gelder über die Realanſprüche zur Konkursmaſſe ei gi en, allein da 
nah 8. 215. 221. 223. dem SKonkuröverwalter bie eräufferung der 
Immobilien ausdrüdlic zur Pflicht gemacht tft, ımb feine Thaͤtigkeit 
in diefer Beziehung unbedenflih dazu dient, die Zahlbarmahung und 
Berthetlung der Immobiliarmafje zu ermöglichen, fo gegören eine Ges 
bühren zu den Koften, welche nad Nr. 1. 8.41. der Konk. n. zu 
den Kommunkoſten ber Smmobiliar- Daffe zu rechnen find, weni] eich 
fie nicht im ſpeziellen Intereſſe der Realgläubiger aufgewendet find. 

Hiernach mußte das erfte Erkenntniß, welches die Spezialmaſſe 
dem Realgläubiger G. zugefprochen hat, abgeändert werden. 
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19. 


Das geiflige Eigenthum an Schriften, Annfiwerken und Erfindungen, 
nah Preußiſchem und internationalen Rechte dargeftellt von R. Kloiter- 
mann, Oberbergrath. Crfter Band. Allgemeiner Theil. — Verlagsrecht. 
Nachdruck. Berlin. Verlag von 3. Suttentag. 1867. Oktav. SS. XIL 452. 


Schon der Titel des Buches ergiebt bie in der Vorrede S. IV. V. vom 
Berfaffer näher dargelegte Tendenz, gegenüber der bisher vielfach ignorirten Gleich⸗ 
artigkeit der Rechte des Erfinders und Schriftftellers ober Künftlere und ber 
Berweilung ber Patente in das Gebiet der Gewerbepolizei, eine vereinigte Dar⸗ 
ftelung des geiftigen Cigentbums an den Werken der Wiffenfchaft und Kunft 
und an den Crfindungen zu verfuhen. In Folge diefes Planes werden dann 
in dem allgemeinen Theil in der Einleitung, in den Abſchnitten: „Geſchichte des 
geiftigen Eigenthums, Rechtsquellen und Literatur, das geiftige Eigenthum, 
Gegenftände, Entſtehung und Endigung,“ die Rechte des Urhebers an Schriften, 
Kunjtwerken, gewerblichen Erfindungen, Waarenmuftern und Fabrikzeichen zu⸗ 
fammen behandelt. Alle dieſe Gegenftände find dem Berfaffer Objekte des f. g. 
geiftigen Cigenthums. ©. 112 fagt er: „Die geiftige Thätigkeit des Menſchen 
tritt in brei verjchledenen Richtungen fehaffend auf, in ber Richtung auf das 
Wahre, das Schöne und Zweckmäßige; fie äußert fich nach diefen drei Richtungen 
als logiſche, äfthetifche und teleologiiche Vorftellung . . . . Sn den angeführten 


drei Richtungen liegen aud die Objekte des geiftigen Eigenthums an Schriften, 


Kunftwerfen und an techniichen Erfindungen und Erzeugniſſen.“ 

Fit diefe Grundibee des Verfaſſers und die von ihm jelbft |. g. Neuerung 
in der deutichen Rechtswiſſenſchaft begrimdet? Das ift die erfte Frage, die feinem 
Unternehmen gegenüber aufgavorfen werben muß. M. E. nein. Che ich jedoch 
zu einer näheren Begründung biefer meiner Anſicht übergebe, muß ich mich, fo 
kleinlich das auf den erften Blick erjcheinen mag, gegen bie vom Berfafjer ge 
wählte Bezeichnung: „das geiftige Eigenthum“ wenden. Cr hält diefelbe für 
gerechtfertigt (S. 116 ff.), weil fie allgemein angenommen und ebenfo alt, als 
bie Anerkennung dieſes Mechtes jelbit jei, und wenn er auch anerkennt, daß der 
Gebrauch diefer Bezeichnung von neueren jmiſtiſchen Schrififtellern vielfach be 
Tämpft worden, — womit body die allgemeine Annahme des Sprachgebrauches 
widerlegt ift, — fo erflärt er dieſen Widerfpruch nicht für beachtenswerth, weil er 
lediglich gegen die Verwechſelung des geiſtigen Eigenthums mit dem Sacheigen⸗ 
thum gerichtet ſei und man ſich füglich der Bezeichnung: geiftiges Eigenthum 
bedienen könne, ohne dadurch die generifhe Verſchiedenheit deö Urheberrechtes 
an Geiftesproduften und des Sacheigenthums in Zweifel zu ziehen. Indeſſen 
ift es jedenfalls wünfchenswerth, daß fich die Wiſſenſchaft möglichit Torrefter 
Ausdrücke bedient, und ohne Noth jollte man von diefem Geſetze nie abweichen. 
Es wird aber geradezu Pflicht, dergleichen ungeeignete Ausbrüde zu vermeiden, 
wenn daraus, fei es auch nur von Laien, die ungeheuerlichften Konſequenzen 
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gezogen werben können. Wäre dem Verfaſſer die „Denkſchrift über das geiftige 
Eigenthbum. Nah Beichluß des deutſchen Schriftſtellertages am 20. Auguft 
1865* veröffentlicht. Leipzig, 1866. befannt geworden, in weldyer ©. 16. für 
den Fall, daß „die Geſammtheit ein Schriftwerk zu ihrer freien Gebahrung 
betarf, ber Weg ber Erpropriation® des Schriftftellerd verlangt wird und in 
der ed a. a. D. ferner heißt: „Alddann wird, wo es Rechtsnachfolger giebt, der 
Nachdruck einfach die ihm gebührende Stelle als Diebſtahl im Straf— 
geſetzbuche einzunehmen haben,” fo würde er wohl ſelbſt eingeſehen haben, 
baß feine Suppofition, bie generifche Verſchiedenheit bes Urheberrechtes am 
Geiſtesprodukten und bes Sacheigenthums werde nicht in Zweifel gezogen werben, 
leider eine völlig ungereditfertigte if. Sa, ich muß weiter behaupten, dep 
der Ausdruck: geiftiges Eigenthum wohl mit Die Beranlaffung zu der Zu- 
fammenftellung und gemeinfchaftlidien Behandlung von Gegenftinden geworben 
ift, welche ihrer inneren Natur nach nicht zufammengehönn, und Tum nur 
bedauern, bat ber Verfaſſer die intereffanten, in die von ihm behandelten Ge 
biete einfchlagenden Crörterungen von „A. Schäffle, bie nationaloöͤkonomiſche 
Theorie der ausſchließenden Abſatzverhältnifſe, indbefondere bes literar⸗artiſtiſchen 
Urheberrechtes, des Patent-, Mufte» und Firmenſchutzes. Tübingen 1867,° 
welche ihm erft während bed Druckes zugegangen find (©. 280.), nicht einge- 
hender hat benußen können. Schäffle ftellt am Schluffe feines 9 Abſchnittes: 
„Das Autorrecht als Fünftlihe Sicherung der Lohn⸗ und Lohn renten funktion“ 
S. 102 ff. die nachſtehenden Säge als Reſultate feiner Erörterimgen zu⸗ 
fammen (vol. ©. 219): „1. Das durd die Urheberrechte eingeräumte, aus« 
ſchließliche Abſatzrecht ift in erfter Linie ein buch den Staat ad Orgam 
gemeinfchaftlicher Sutereflen künſtlich geihaffener Boden für bie Rentenfunktion, 
welche als Reigmittel und Prämie des ſocialökonomiſchen Fortichritte® dient, — 
theifwelfe und in zweiter Linie das Mittel der Sicherung bes notipmenbigen 
Unterhaltes der geiftigen Arbeit. 2. Der beichränfte —— verwirklicht 
die Bedingungen und Vortheile der normalen Lohn⸗ und Rentenfunktion unter 
allen Fünftlichen Vergeltungsweijen mit der größten Annäherung an das normale 
Syftem. 3. Die Urheberrechte find nur begründet, wo Mangel einer geuügenben: 
„Vorhand* die Ausbeutung, die freie Rentenfunktion nicht ftarf genug rengirt. 
Dies trifft bet den publiziſtiſchen Schrift- und Kunftwerken, ben Verlagsartikeln, 
zu. Die Stärke dieſes fünftlihen Schutzes Hat im umgekehrten Berhältnig zur 
Stärke der freien Vorhand der Ausbeutung zu fteben, und Tann deshalb nidyt 
für alle Gattungen von Antorrechten gleichbenefien fein. 4. Auch, wo ber 
ftantliche Autorenſchutz begründet ift, Darf er nur, wie die freie foctalöfonomiiche 
Rentenfunktion, bern Surrogat er ift, vorübergehend angelegt werden. Dauernd 
verliehene Monopole find nach unferer Theorie durchaus verwerflich.“ Die Grunb- 
ibee, aus ber dieſe Sätze Schäffles hergeleitet find, ift die, baß das, was 
der Autor als folcher verlangen kann, Lohn und Lohnrente, beziehungsweiie Unter» 
nehmergewinn und Gewimrente tft, daß er aber, wenn jein berechtigtes Ver⸗ 
unögenöinteref auf gerechte Vergeltung qualifigirter Arbeit begrenzt werben joll, 
ebenfowenig wie andere Arbeiter, immerwährende Renten als Lohn beaufpruchen 
kann. biefer m. G prinzipiell richtigen Auffaffung der Sache fällt dem 
auch die Idee des |. g. geiftinen Eigenthums volllonımen zuſammen, ohne dafs 
man damit fich, wie unſer Verfafſer ©. 14. fagt, dem Trugſchluß gen 
giebt, daß bie Dichter und Denker überhaupt des materiellen Soldes nicht be 
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Es ſoll ihnen ihr materieller Lohn werden, aber auch nur ein foldher, ber deu 
Forderungen ber Gerechtigkeit entipriht und nicht über biefelten hinausgeht, 
indem ihm zu Liebe die Idee, welche den Kern ber Autorfchöpfung bildet und 
durch ihre Mittheilung einer ewigen ausjchlieglihen Appropriation durch den 
Autor verloren ift, der Weiterverwerthung durch Andere auf Koften bes geijtigen 
Sortichrittes entzogen wird. 

Laffen firh aber die Gründe, welche für den Schuß des Autorrechtes ſprechen, 
auch für den Erfinder geltend machen, mit anderen Worten iſt der Patentſchut 
ebenſo gerechtfertigt, wie ber Schuh des Autorrehtes? Kloftermann bejaht 
dies. Gr meint ©. 33., daß der Erfinder keinen reicheren Vorrath an Ideen 
von ber Vor⸗ und Mitwelt überlommen Babe, als feine Zeitgenoffen. Das 
Kapital, welches feine geiltige Arbeit daraus ſchaffe, jet alfo jein Eigenthum 
und nicht das ber Anderen. Die Benußung einer neuen Erfindung zum Bor- 
theil des Erfinders fee aber. entweder Geheimhaltung oder einen gefeßlichen 
Schug voraus. Diefen Deduftionen iſt die Ausführung Schäffles gerade 
entgegengejeßt, welcher, wie mir fchernt, mit Recht den Schuß von Crfindungen 
durch Patente verwirft. Er meint ©. 264, es komme darauf an, ob das Ein- 
treten der die Erfindung repräjentirenden Produkte in ben freien Berlehr ein 
folches jei, daß die Konkurrenten jofort oder unter geringeren Koften nad» 
abmen und daß dem Erfinder die gebührende Koſtenvergütung, ein verdientes 
Lohn, Gewinn- und Renteneinfommen im Maafe der Diftributivergebniffe bes 
gewöhnlichen freien Verkehrs entgehe. In diefer Hinficht ift ed mum unläugbear, 
daß die Erfindungen mit jo unmittelbar nachahmbar find, wie die Exemplare 
eined veröffentlichten Buches leicht nachgebruct werben Tönnen. Während es 
bier bloß eines nochmaligen Satzes des Buches und Abdruckes deſſelben bedarf, 
find für die Ausbeutung fremder Grfindungen erjt Experimente, Proben, Ci 
fhulung der Arbeiter u. A m. nöthig, und durch bie, zu diefen Veran⸗ 
ftaltungen für den Nachahmer erforderliche Zeit wird ſchon dem Erfinder in 
der Regel faktiich ein Monopol anf die Ausbeutung feiner Erfindung gewährt. 
Weiter macht Schäffle aber au darauf aufmerfium (S. 267.), daß die tech⸗ 
niſche Erfindung im Vergleich zu den Titerarifchartiftifchen Werken weit weniger 
Individualproduft und Daher gegen bie weiter bildende Reproduktion theile weit 
fchwieriger abzugrenzen, theils des Monopolihuges weniger würdig fe. Das 
Patent hemme demnach das Sneinandergreifen ber wielen Gingelerfinbungen, welche 
zu einem definitiven technologischen Gefammtrefultat in der Regel zufanımen- 
wirfen müßten. Es ift gewiß richtig, was Kloftermann bemerkt, baß ber 
Erfinder feinem reicheren Vorrath an Ideen von ber Bor- und Mitwelt über- 
fommt, als feine Zeitgenofien, aber er überkommt fie eben und wenn ihm ein 
genügenter Lohn wird, fo joll derjenige, welcher jelbft auf den Schultern feiner 
Vorgänger fteht und deren Gedanken benutzt hat, and nicht feine Zeitgenofien 
und Nachfolger von der Weiternerwerthung feiner eigenen Ideen ausſchließen. 
Ganz biefelben Einwendungen laflen fi gegen den Muſterſchutz erheben, da 
auch bier bei der neuen Zeichnung gewebter, bedruckter, gefärbter Stoffe u. ſ. w. 
die Individnalität der Erfindung ſchwer feftzuftellen und auch bier dem erften 
Erfinder für die Regel eine genügende Borkanb gewahrt fein wirt. Erkennt 
doch unſer Berfafler ©. 208 ff. jelbit an, vaß der Werth ber Erfindung von 
Waarenmuftern an fi eim untergeorbneter ift, und daß durch den Muſterſchuth 
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nicht fowohl die geiftige Arbeit des Mufterzeichners und des Möobellenrs, als 
vielmehr die Spekulation des Fabrikanten gefhüßt werde. Wirb das aber zu- 
gegeben, dann kann man dad Recht auf Schutz unmöglih als etwas dem 
Recht des Schriftftellere, bezw. Künſtlers an den liternrifd»artiftiichen Werken 
Gleichartiges auffafien. 

In Betreff des von ©. 213 ff. behandelten Markenfchutes endlich erkennt 
der Berfaffer jelbft an, daß er nur uneigentli einen Gegenftaud bes geiftigen 
Eigentums ausmache, da das Recht anf ein Yabril- oder Waarenzeichen mit 
den verichtedenen Arten des geiftigen Eigenthums nur in feiner äußeren Er⸗ 
ſcheinung darin übereinfomme, daß es in bem ausfchließlichen Gebrauche eines 
beftimmten Namens oder Zeichens für bie Bezeichnung der Wanren beſtehe. 
a, wenn e8 ©. 214. heißt, dab das Recht auf Fabrikzeichen und auf bie 
ausſchließliche Firma, wovon ©. 215 ff. gehandelt wird, auf einem weſenllich 
anderen Grunbe beruhe, als das geiftige Cigenthum au Erfindungen und Waaren- 
muftern, da es nicht ein Produkt der geiftigen Arbeit jei, fondern ein Ausfluß 
der Perfönlichkeit, jo fragt man fi, was haben diefe Rechte mit dem ſ. g. 
geiftigen Eigenthum gemein, da aud andere Rechte, gegen welche Eingriffe von 
Seiten beliebiger Dritter möglih find, nicht in näherer Verwandtſchaft ftehen, 
wiewohl fie freilid — movon nachher — mit dieſem in eine und dieſelbe 
höhere Kategorie von Rechten fallen. Allerdings ift ein foldher Schuß gerecht⸗ 
fertigt, aber auch bier bat Schäffle ©. 277. die Gründe klarer und ſchärfer 
bargelegt, wenn er hervorhebt, daß der Firmen, Marken, und (auch der Titel- 
(hub, beſonders für Zeitungsunternehmer) in eriter Linie ein Schuß ber im 
duftriellen Individualität it, ohne den Zweck einen rechtlich ausfchliegenden Ab⸗ 
ſatzkreis für beftimmte Produkte diefer Individualität zu jchaffen, im zweiter 
Linie aber ſich darftellt als ein Schub des ſoliden Probucenten und Händlers, 
Jowie Des Publikums gegen Täufchung und Betrug, jowie, daß ein folder 
Schuß nur dazu diene, thatſächlich vortheilhafte Kundſchaften, welche ohne 
Ausschluß der freien Konkurrenz beftänden, alfo den gerechten Lohn tüchtiger 
Leiftungen zu fichern, während jeder Andere in der Lage bleibe, durch gleiche 
oder befjere Leiftung ein gleiches oder höheres Einkommen beziehen zn koͤnnen. 

Somit dürfte die Neuerung, welche der Berfafler dur Zufammenftellung 
verichiedener Dinge in bie bentiche Rechtswiſſenſchaft einzuführen beabfichtigt, 
nicht zu billigen fein. 

Eine weitere Einwendung, weldhe ich gegen die Grundauffaffung des Ber- 
fafſers zu machen habe, richtet fih gegen feine Charalteriftik des ſ. g. geiitigen 
Eigentums. Er fagt ©. 112.: „Das geiftige Eigentum hat Beinen körper 
lichen Gegenftand. Es gehört jeboch, wie die übrigen Gerechtigkeiten, zu ben 
bingliden Rechten. Es fteht nicht nur wie bie Forderungsrechte einer be- 
ftimmten Perfon beftimmten anderen Perfonen gegenüber zu, fondern äußert 
feine Wirkung allen anderen Perjonen gegenüber und kann von den Bere 
tigten gegen Jeden geltend gemacht und verfolgt werden.” Wichtig tft es num 
‚zwar, daß in den meilten Kompendien bes beutichen Privatrechts die Geredhtig- 
keiten zu den dinglichen Rechten gezählt werden, und daß das geiftige Gigen- 
thum mit diefen eine gewiffe Berwanbtichaft bat. Dingli find aber alle dieſe 
Rechte nicht, denn fie geben nicht auf eine Sache und ihr Inhalt ift nicht ein 
Oerrichaftsverhältni über diefelbe, welches gegen jeben Dritten verfolgt werden 
kann. Der Verfaſſer verwechſelt hier Dinglichkeit umd Abſolutheit des Rechtes. 
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Daß ein Recht ſeine Wirkung allen Perſonen gegenüber äußert und Allen 
gegenüber geltend gemacht werden Tann, bildet gerade das weſentliche Moment 
des abſoluten —2 Das dingliche Recht hat zwar auch einen abſoluten 
Charakter, aber dieſer iſt nur die Wirkung ſeiner Dinglichkeit. Ferner aber iſt 
nicht jedes abſolute Recht (z. B. die väterliche Gewalt) auch ein dingliches Recht. 
(Bol. des Näheren darüber Unger, oͤſterreich. Privatrecht. Bd. 1. ©. 517. 
518). Da nun auch eine Reihe von Dermögensrechten dieſen abjoluten 
Charakter haben, und dieſe Rechte felbitverftändlih nicht zu den Obligationen 
gerechnet werden, fo müſſen diefelben den dinglihen und obligatorischen Rechten 
als eine dritte Klafſe von eigenthümlichen Rechten an die Seite geſtellt werden. 
Ich babe das in meinen Vorleſungen über Preußiſches Civilrecht ſchon ſeit 1865 
gethan und freue mich, daß Mandry, das Urheberrecht an literariſchen Erzeug⸗ 
niſſen und Werken der Kunſt. Ein Kommentar zu dem Königl bayeriſchen 
Geſetze vom 28. Juni 1865. Grlangen. 1867. (©. 47.) unabhängig davon, 
denjelben Gedanken ausgejprochen hat, indem er außer dem Urheberrecht das 
Recht zur ausfchlieglichen Führung einer beftimmten Firma, das Recht zum 
ausſchließlichen Gebrauche beftimmter Wanrenzeichen und die and Crfindungd 
und Cinführungspatenten hervorgehenden Rechte hierher rechnet. Das ift voll» 
fommen richtig, nur ift damit die Zahl der abfoluten Vermögensrechte noch 
nicht erichöpft, vielmehr gehören hierher noch die Zwang und Bannrechte, ferner 
aus den Regalien herfliegenden Berechtigungen und die ausſchließlichen Gewerbe, 
gerechtſame. Neuerdings bat Schäffle (a a. O. ©. 1 ff.) diefen für das 
Gebiet der Jurisprudenz gewonnenen Rejultaten noch die national - öfonomiiche 
Grundlage gegeben und jo dürfte immer doch wohl der Umſtand, daß wir brei 
von ganz verjchiedenen Punkten aus zu berjelben Meinung gelangt find, and 
eine Gewähr für ihre innere Begründung geben. Umſomehr bedauere ich, daß 
der Berfaffer, weldher die Mandryfche Ausführung in einer Rote ©. 114, 
mittheilt, fich nicht veranlaßt gejehen hat, diefelbe einer näheren Prüfung zu 
unterwerfen, jondern fie nur einfach ohne jede Kritik wiedergiebt. 

Auch in Einzelheiten ftehe ich vielfach auf einem andern Standpunft, wie 
der Verfaſſer. ©. 127. werden ald Erforderniſſe des Gegenftandes des geiftigen 
Eigenthums die geiftige Produktion und die Driginalttät berjelben hingeftellt. 
Mandry a. a. O. (S. 75.) hat dagegen jeden Verſuch, das literariſche Er⸗ 
zeugniß von vornherein als einen Rechtsbegriff aufzufaſſen, für verfehlt erklärt. 
Gr meint — und m. & mit Recht —, daß es ſich hierbei um eine thatfäch- 
liche, durch bie verjchiedenften Momente faktifch bedingte, aber von feiner recht- 
lichen Vorausſetzung abhängige Eigenfchaft handle, und ©. 76. fagt x: „Darauf 
aljo kommt es an, ob ein Probuft möglicher Berlagsgegenftand ift; ob aber 
dies der Fall, hierüber enticheidet nicht das Vorhandenſein dieſes oder jenes be- 
ftimmten Reqiifites, ſondern die jeweilige Geftaltung der literariſchen Produktion 
des beftimmten Volkes.“ Jedenfalls hätte es auch hier einer näheren Wuͤrdi⸗ 
gung biefer Auficht bedurft. ©. 313. ‚wird behanptet, daß die Gültigkeit des 
Verlagsvertrages nach Preußiſchem Recht an die fchriftliche Form gebunden ift. 
Hierbei find aber die Beftimmungen bes ‚allgemeinen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buches ganz außer Acht gelaffen. Gerade in den für ben Verkehr widhtigften 
Fällen, nämlich da, wo ein Autor mit einem Verlagsbuchhändler fonteabert, ber 
darf es Ion en in Preußen keiner fchriftlichen Korm mehr. Denn Art. 272. 
A. d. H. G. B. rechnet die Verlagsgeichäfte zu den Handelsgeſchäften und bie 
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für diejelben geltende Formlofigkeit (Art. 317.) Tommt auch dann zur Anwen⸗ 
bung, wenn bad Rechtsgeſchäft nur auf Seite des einen Kontrahenten ein Han- 
delsgeſchaͤft ift. (Art. 277.) Bol. auch F. Hinſchins, Preuß. Amwaltszeitung 
von 1866. ©. 294. 

Wenn id auch fomit in den prinzipiell Punkten anf wefentlich anderen 
Stanbpunkten, wie der Berfaffer ftehe, und auch in Betreff mancher Einzel- 
heiten in einer Reihe von Punkten abweichender Meinung bin, fo will ich body 
gen anerkennen, daß bie fleißige und gründliche Arbeit bes Werfaffers eine 
willlommene Bereicherung der Literatur unferes einheimiſchen Rechtes bildet, 
und fo fehr ich mich im Prinzip gegen ben weiten Begriff des ſ. g. geiſtigen 
Eigenthums erflären mußte, tft Doch endlich auch noch hervorzuheben, daß eine ju- 
riftiiche Behandlung Der Patentgefebgebung geradezu eine Lücke in unferer iteratur 
ausfhflt. P. Hinfhins. 


—N — * 


20. 


Die Preußiſche Ronkursordunug. Herausgegeben mit Kommentar, umter 
Benugung der Materialien und Einſchaltung der Minifterial - Saftruftion 
an ben betreffenden Stellen von Dr. & 5. Kod. Zweite vermehrte und 
verbefferte Ausgabe. Berlin. Berlag von 3. Guttentag, 1867. Oftan. 
SS. VOIL 334. 


Der vorliegende Kommentar des gefchätten preußiſch⸗ rechtlichen Schrift- 
ftellere hat A in der Praxis eingebürgert, daß das Urtheil darüber längft 
fFeſtſteht und nur auf das Erſcheinen einer neuen Auflage desſelben hinge⸗ 
wielen zu werben braucht, Die vorliegende Auflage weift ben gegenwärtigen 
Stand der Gefehgebung und Praxis nad. Die Judikatur des Obertribunals 
ift gewifienhaft nachgetragen, Dagegen vermißt Referent die Bezugnahme, reip. 
Die eingehende Berheffihtigung des $. 249. des Berggefeges vom 24. Juni 1865, 
welcher das Vorrecht des Sefindes (8. 50. Konk.Ordn.) den Bergarbeitern wegen 
ihres Lohnrũckſtandes aus dem lebten Sahr beilegt, und die 88. 63. 402. der 
Konk. Ordn. infofern modifizirt, als er die beſonderen Vorfchriften über die 
Theilnahmerechte der Berngläubiger bei der Vertheilung ter Kaufgelder und 
Revenuen an Bergwerten im Konkurſe und in der nothmwendigen Subhaftation 
aufgehoben hat. Ferner wäre enblich das ſchon oft dem Verfaſſer gegenüber auch von 
anderen Seiten ausgefprochene Berauern zu wiederholen, da er De neuere 
Literatur, namentlich die mannichfachen, in den Zeitichriften ſich findenten Be 
Iprechungen einzelner Paragraphen ber Konkursordnung ebenfalls Teiner Berüd- 
fihtigung gewürdigt bat. - P. Hinihins. 


21. 


Archiv des Norddeutichen Bundes. Sammlung aller Geſebe, Berträge und 

Altenſtücke, die Verhättniffe det Norddeutſchen Bundes betreffend. Hemus- 
gegeben won Dr. 3. & Glaſer, o. d. Prefeſſor ber Staats⸗ und Kameral- 
Wiffenfhaften, Mitglied des Haufes ber Abgeordneten. Heft 4. Berlin. 
Fr. Kortlampf. 1867. 

Mit diefem Heft tft der erfte Band der ſchon früher (GS. 334. dieſes 

Sahegange) beiprocdhenen Sanmlung abaefloffen, und bamit eine vollitändige 
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Zufammehftelling aller Die Konftitrtrung des Norddeutſchen Bündes betreffenden 
Vertrãge, Geſetze und Aktenftücke gegeben. In Betreff bes Inhalts bes vor 
liegenden wierfen Heftes mag bemerkt‘ werben, daß fich 1. A. in benifelben bie 
Publikationspatente der Verfaſſung des Motbbeutfähen Bundes -Filt die einzelnen 
Staaten beffelben, die Militairkonventionen zwiſchen Preußen und einer Reihe 
Heiner Bundesſtaaten, der Zoll -und een zwiſchen beit Bunde und 





Baiern, Würtemberg, Baden’ und Heffen, der f. g. Acceſſionsvertrag zwifchen 

Preußen und Walde, fowie! auch der Berg, 18 — Luremburgs be 

treffend, högebeuitt ‚fnben, [ie ; ve I 
_ | Fi herr Ze 3. 5 | 
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rechts. Don Dr. Ludwig Ritter von Kirftetter. Leipzig und 
Win. F. A. Brockhaus. 1868. Groß Oktav. SS. VI. 676. 


Das vorliegende Werk giebt in Anreihung an die betreffenden Para- 

graphen des oͤſterreichiſchen Geſetzbuches, defſen vollftändiger Tert mitabgebrudt 
ift, eine kurze, kompendiarifche Bearbeitung der einzelnen, in einer Reihe zu 
Iommengehöriger Paragraphen behandelten Rechtsmaterien. Der Berfaffer bat 
fih dabei den Zweck vorgefeßt, die Wiederanfnüpfung des Sfterreihiichen Privat 
rechte an das gemeine Recht zu popularifiren, und baher ftet3 bei feinen kurz 
gehaltenen Ausführungen die Literatur des leßteren eingehend benutzt. Aus der 
Öfterreichiichen Rechtsliteratur iſt namentlich dem bekannten Werke von Unger 
mit vollem Recht eine eingehende Berückſichtigung zu Theil geworden. 

Ein Urtheil darüber abzugeben, was der Verfaſſer mit ſeinem Werk für 
die Literatur des öſterreichiſchen Partikularrechts geleiſtet hat, kann ſich der Re⸗ 
ferent nicht für kompetent erachten, da es ihm dafür an der nöthigen Spegial- 
Kenntniß fehlt, indeffen muß darauf aufmerffam gemacht werden, daß bei dem 
Unvollendetjein des Ungerfchen Werks der vorliegende Kommentar gerade ger 
eignet erjcheint, eine Luͤcke für den auferöfterreichifchen Zuriften, welcher ſich 
über einzelne Beitimmungen des öfterreichifchen Rechts fchnell orientiren will, 
zu ergangen, und daß deshalb hei der heute immer mehr Boden geoinmenben 
Methode, aud) die neueren Partitularrechte bei juriftiihen Crörterungen mit in 
den Kreis der Betrachtung zu ziehen, ber vorliegende Kommentar auch außer 
halb Oeſterreichs Beachtung verdient. P. Hinſchius. 


Sammlung von ſeoroen Entfcheidun en des öſterreichiſchen 
oberfien Gerichts ofen. Bon Dr. Sulius Peitler, Advofaturs-Son- 
zipient in Wien. Wien. Wilhelm Braumüller Oktav. Bd. 1. 1864. 
SS. VIII. 244; Bb. 2. 1867. SS. VL 278. 


Das vorliegende Werk giebt eine Zufammenftellung der feit Einführung 
der deutſchen Wechfelorbnung in Defterreich bis zum Jahre 1866 inkl. (Bd. 1. 
vom Sahre 1850 bis 1862.; Bd. 2. vom Sahre 1863 an) ergangenen Judi⸗ 
Tate des öfterreichifchen oberften Gerichtshofes. Der Berfafler bat die chrono- 
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logifche Auorbaung weil biefelbe allein die freie Möglichkeit ber Publi- 
Iation von Fortſetzungen gewährt, und weil ferner jebe aubere, wie ber Ber 
fafſer mit Recht bemerkt, mit gewiſſen Unzuträglichkeiten verbunden i 


eben. 
—e— — — —— an wand 
feinem Werke ein überſichtliches objektiv ge un — 
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Berbandiungdmarime...... | ‚= . 
Bermuthungen .......... 884 | Zahlung mit Geb und Geldpa⸗ 
Berpfänbung von Grundftüden in pleren............... 

Frankfurt a M.......... 185 | Zeugenbeweis vor dem Kollegium 
Delkumnipnerfahren im Pro- oder Richterfommiffar ..... . . 80 776 

Deere n ee Zuchthausſtrafe, Bollziehung. . . 629 
Bollfredbarteit, Erloͤſchen der⸗ Zuſtellungsverfahren...... 362 
ſelben. ............ 479 | Zwaugskurs des Papiergeldes in 
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— — — — 


Berlag von 3. Guttentag In Berlin 
Getteatag una Baylen). 
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N . — ta. FB 
EA 555 Bella id u. 00 iR hingugufeben:, | 
.. „Sie hemmen die Exekutlon nur Kann, wenn fie er Urkunden fiqufde gewacht And.“ . 
u Seite 560 3. & v. o. ließ ftatt doch Jonach.“ .. 
Eeite B61 8. 6 v. m. ⸗⸗Magegen „diejenigen.“ Er 
m in... en Sum - .» Klageeinleitung „Rinpekensiinorimgb«". 
\ 000, Gülle 5622-110 » - Dagegen „diejenigen.“ 
\ Seite 568 3. 3u.0. =  °. ald Redtämittel die „aß Mechtämittel der.“ 
j " Seite 563 3. 18 v. u. einzuſchalten nad „Eann“ aud) In revisorio. 
Seite 566 8. 19 v. u. lies ftatt es „bieb." 


\ - 
Dbertribunalöratd Meyer Hat und erſucht, das nachftehende Druckfehlerverzeichniß zu feiner 
ienenen Schrift: 

emerfungen zur Cipilprozeßgeſetzgebung. Mit Rädfiht auf die Schrift des Prof. v. Bar: 
t und Beweis im Givilprogefie.” Leipzig. 1867. Berlin. 1867. E. S. Mittler und 






Seite 20 8. 2. v. u. lies Prozeß flatt: Entwurf. 
©eite 34 3. 16. v. 0. = Bormel ftatt: formale. Ä 
Seite 39 3. 18 v. 0. + Xhatfrage flatt: Thatfadhe. 





